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Slaatsbahnen. 
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Dritter Abschnitt 

Besondere* Anordnungen und Constitutiv- 

Urknnden. 

I. Staatsbahnen. 

A. Im AllgemeiDcn. 

1. Gesetz vom 13. December 1873, R. 0. Bl. Nr. 162 und C. Bl. Xr. U3, 

letnfead die Benützung des öfl'cntlichen Cr<'<liti's zur BiMschaflun^ der Mittel fQr die Förderaag 
des Eicenb&hJibaues und lür E.rricbtuQg von Vorschusscassen. 

Mit Zu-^tiramuDg der beideu Häuser de9 Reichsratkes finde Ich anzu- 
ordnen, wie folgt: 

Artikel 1. 

Der Finanzmiiiister wird enniehtigt, einen Betrag von böehstens 
Achtzig Millionen Gulden österr. WSlining dureh ein Anlehen in effectivor 
^bermilQze oder dnrch Begebung von Obligationen der einheitlichen Renten- 
aehold mitteUt einer den Staatsehata mögliehst wenig beUatenden Credit- 
Operation aufzubringen. 

Der Finanzminiater wird weitere ermächtigt; von der priv. Osterreiehi- 
«cben Nationalbank gegen Hinterlegung de« etwa in Silber beschafften 
Darlehenebetrages Banknoten bis zum gleiohen Belaufe zu entnehmen und 
diesen Betrag, sowie die Übrige Darlehenssumme zu den in den folgenden 
Artikeln bestfanmten Zwecken zu verwenden. Wenn und insolange eine vor- 
theilhafte Ansführung dieser Creditoperation nicht stattgefunden bat, ist der 
Fhiansminister ermSohtigt, die nöthigen Beträge im Wege einer schwebenden 
Schuld »ufzubringeui welche aus den Darlehenseingängen getilgt wird. 

Artikel 2. 

Ein Theilbetrag dieses Anlehens ist zur Förderung des Eisenbalin- 
banes zu verwenden. Die Verwendung des Betrages wird durch besondere 

1 
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8 I. StMtobahaen. 

Gesetze verfügt werden, und es ist in diesen Betrag auch die Summe einzu- 
rechnen, die im Jahre 1874 für denBau der Istrianer Bahn uod der Tarii6w> 
Le^uohdwer Bahn zn verwenden kommt. 

Der Staatsvoranschlag zum Finanzgesetz für das Jahr 1874, vom 96. Aptit 
1874, R. G. Bl. Nr. 42, enthält im ersten XJietle unter Capitel 37: 

„XIX. Eisenbahnbanten aiia dorn Nothstanda-Anlehoii sn be> 

streiten. 

Für den Btn der latvianerbabn fl. 6,900.<M>0 

n n n n Bahn Tarndw-L^eh6w „ 8,800.0i)O 

Summe • . fl. 16,700.004^ 

als ausierordeiitliehe Ausgaben eingeaCdlt* 

Artikels. 

Ferner aoHen ftir die Dauer des dringendsten Bedürfnisses an jenen 
Orten, "wo es für nr>thig erkannt wird, Vorschusscassen errichtet werden mit 
der Bestiiumung, zur Abhilfe des CreditbedUrfnisses für den Handel und 
Gewerbebetrieb YorsohÜBse zu geben und Wechsel zu escomptireu. 

Artikel 4. 

1. Zum £8Compte sind nur solche auf dsterrelohische Währong lau» 
tende Wechsel geeignet, weiche dureh mindestens zwei Untenehriften ver- 
büigt und naob spätestens seelis Monaten zalilbar sind. 

3. Die Vorschllsse, Uber welche der Vorsohnsswerber einen Wechsel^ 
zahlbar an die Yorschasscasse, auszufertigen oder zn acceptiren hat, Icönnea 
geii^rt werden : 

aj Gegen Verpftndung von Wechseln, bei welchen die im Absätze 1 diesea 
Artikels angeführten Voraussetzungen eintreten. Die Yerplkndnng hat 
in der Art zu erfolgen, dass die Vorsohusscasse in die Lage gesetzt ist^ 
derlei Wechsel für ihre Rechnung ohne ihre Haftung weohselreehtlieh 
zu realisiren ; 

hj gegen VerpfÜndung von innerhalb des Staatsgebietes lagernden, dem 
Terdeiben nicht ausgesetzten Waaren, Boden- und Bergwerkserseug- 
nissen und Fabrikaten, hSchstens bis zur Hilfte ihres Schltzungs- 
werthes; 

ej gegen Verpfändung inländischer Staats- oder solcher Werthpapiere^ 
welche nach dem Gesetze zur fruchtbringenden Anlegung Ton PupiUar- 
geldem Terwendet werden dttrfen, mit einem von Fall zu Fall zu be> 
stimmenden, mindestens ein Drittel betragenden Absehlage vom Courae 
oder maiktg^gigen Preise. 

Die Annahme anderer Werthpapiere als Unterlage vonVorschässen 
kann nur in besonders berttcksicbtigungswerthen Fällen mit Zustimmung 
des Finanzministeriums Ton der Centralleitnng der Vorschusscassen in 
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Wien (Artikel 11) lelbBtventtndlioh mit mindeBtens einem gleichen 
PreisabBchUtge bewilligt werden. 

Papiere, welehe nicht nnf den Inhaber Unten, mtoen der Vor. 
sehneecMse dnreh Indoasement oder Ceeuon übertragen werden. 

dj Gegen Verpflndnng von im Inlaade gelegenen Realitilten oder hierauf 
einverleibten Forderungen. AnsgenehloBsen sind industrielle Etablis- 
sements, welehe ausser Betrieb stehen; 

ej gegen BQrgsdiaft dritter Personen mit oder ohne Pfaadbestellnng 
seitens der Bürgen. 

Die Zulassung der in den AbsXtsen dJ und ej erwähnten Bedeckungs- 
srten Ton Vorsohassen kann unter besonders rttckrichtswttrdigen VerhUlt- 
aisaen mit Zustimmung des Finansministeriums seitens der Centralleitung 
der Yorsehusseassen bewilligt werden. 

Die für die einseinen Yorsehusseassen su erlassenden Instructionen 
Verden den üm&ng ihres OeseUUiskreises im Allgemeinen und insbeson- 
dcra bestimmen, ob und innerhalb welcher Gritnzen sie zumWechselescompte 
sad Eur Belehnung von Wechseln selbstindig berufen sind. 

Die Yorsehusseassen sind nicht verpflichtet, die Ursache einer verwei* 
gerten Eseomptimng oder ^es verweigerten Yorschusses ansugeben. 

Artikel 5. 

Die Yorsehüsßc werden in der Regel auf drei, ausnahmsweise auch auf 

Monate gewährt. 

Prolcnpfationen können bewilligt werden; doch darf dieZeit, für weiche 
der VorschusB gewährt wird, im Ganzen Ein Jahr nicht Uberschreiten* 

Artikel 6. 

Der ZinsAiss wird bei Bewilligung^des Escomptes, beziehungsweise des 
Ycnchusses, festgesetzt, kann im Falle ehier Prolongirung erhüht werden, 
ms aber in jedem Falle wenigstens 3 Percente ttber den jeweiligen Zinsftiss 
4er privilegirten üsterreiohischen Nationalbank betragen. 

Artikel 7. 

Das Unterpfand haltet für Capital, Zinsen und Spesen. Die Zinsen 
können von der Vorschosssumme sogleich in Abzug gebracht werden. 

Artikels. 

Die Eintragung des GesehSfles in die BQoher der Yorsohusscasse, so- 
wie die beglaubigten AussBge aus diesen Bttchem, haben die rechtliche 
Wirkung SfiTentlicher Urkunden. 
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Artikel 9. 

Wird zur Verfallszeit niekt ZaUnng geleistet, so kann die Vorschnss- 
casse dnreh eines ihrer Organe oder dnrch einen beeideten Sensal das 
Fanstptod verkanfen und sieh ans dem Erlöse bezahlt machen. 

Selbsterwerben kann die Vorsehusscasse das Pfand nnr im Wege des 
Meistgebotes bei einem öffentlichen Yerkanfe. 

Ansserdem stehen der Yorschnsscasse im Allgemeinen, nnd namentlich 
bezüglich der Realisirung ihrer mit Hypotheken bedeckten Forderungen, die 
in den Artikeln 3 nnd 4 der Verordnung des Staats- nnd Jnstizminjsterinms 
vom 28. October 1866 (R. Q. Bl. Nr. 110) enthaltenen Vorrechte zn. 

Artikel 10. 

Anch wenn der Schnldner in Cononrs gerätb, bleibt die Yorschnsscasse 
zum anssergerichtlichen Verkaufe des Faustpfandes in der im Artikel 9 be- 
zeichneten Weise berechtigt. 

Artikel 11. 

Zur allgemeinen Ueberwachnng nnd zur selbststSndigen GeschXftsfllh- 
rung wird in Wien eine Oentralleitnng der Vorschnsscassen bestellt, deren 
Thitigkeit sich auf alle im Reiohsrathe ▼ertreteoen Königreiche nnd LXnder 
erstreckt 

Artikel 12. 

Die VerwaltiiTig der Vorschnsscassen wird für Rechnung der Staats- 
verwaltung führt. 

Die Centralleitung in Wien (Artikel 11; wird unter unmittelbarer In- 
gerenz ^{68 Finanzministers von den durch diesen bestellten Vertranens- 
männcrn besorgt 

DieLeitung der einzelneu VorHckusscassen steht dem für jede derselben 
vom Finansminister bestellten Vertreter mit Zuziehung von Vertraneus- 
männem zn, von welchen die liälfte durch die betreffende Handels- und 
Oewerbekammer, die andere Hälfte durch den Finanzminister berufen wird. 

Die Qeschäftsmanipulation wird durch die hiezn rom Finanzminister 
bestimmten Creditinstitnte besorgt. 

Artikel 13. 

Der von der Staatsverwaltung bestellte Vertreter muss von sämmtliohen 
Geschälten Kenntniss nehmen, und es ist jede Bewilligung von Eseompti* 
nngen und VorschÜRf en an seine Zustimmung gebunden. 

Auch hat derselbe den Abschlag von dem Course oder marktgängigen 
Preise der verpiändeten Papiere in jedem einzelnen Falle nach Anhörung 
der VertrauensmXnner zu bestimmen. 
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Artikel 14. 

Die Eröiftinng der Vorscbiieeeas^en ist nebst dem Namen des ^on der 
Sttatsverwaltung bestellten Vertreters und der Hitglieder der Yerwaltong 
durch die flir amtliche Bekanntmachungen bestimmten Blätter snr allge- 
meinen Kenntniss zu bringen. 

Artikel 15. 

Zinsertrag der .Yprschusscassea wird nach Abzug der Verwaltungs- 
kosten znr Deckung etwaiger Aasfälle verwendet werden; der Uebersohnss 
lällt der Staatsverwaltang zu. . 

Artikel 16. 

Sobald erkannt wird, dass das BedUrfniss zur Fortdaner einer Vor- 
Bchussoasse nicht melir besteht (Artikel 3), hat der Finanzminister deren 
Auflüsnng zu verfügen und Öffentlich bekannt zu machen. Spätestens bis 31. 
December 1874 haben jedoch siimmtlichc Vurschusscassen die Ertheilung 
von Vorscliüsseu einzustellen. 

Artikel 17. 

■ 

Die naeh der giUislieben Abwipklang der Geschäfte der Vorsohass- 
esssen zorttekdiessenden Gelder sind abgesondert zu verrechnen. 

Die Verwendung bl^bt besonderen gesetzlichen Bestimmungen vorbe- 
halten. 

Artikel 18. 

Mit der Durchführung dieses Gf >;i't/es, weklies mit dem Tage der 
Kmuhnaohung in Wirksamkeit tritt, sind die Minister der Finanzen und des 
Handels beanftra,i:t. 

Güdöiiü, am 13. December 1Ö73. . 

Franz Joseph m. p. 

Aitfsperg m. p. laihaM m. p. f retls m« p. 



2. (iesetz vom 10. Miii z IS?.,, K. G. Bl. Nr. 21 und C. «I. Nr. 34, 

betltflirod die ErüOnung \on iSpecialtTidm ii liir das Jahr und die Behandlung der für das 
Jahr 1874 bewilligten Specialer^ <lite zu Zwecken des Eisenbahnbaues. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Keichsrathes finde ich auzu- 
orduen, wie folgt : 

Artikel I. 

Zur Bedeckung des Erfordernisses für den Bau der unten bezeichneten 
Sisenbabnen werden folgende Specialcredite für das Jahr 1876 bewilligt : 
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Titel : Eisenbthnbaoteii, ans dem Anlehen rom 13. Deeember 1878 
(R. G. Bl. Nr. 163) xn bestreiten: 

§. 1. Fttr den Bau der btrianer Bahn 3,900.000 fl. 

§. 3. n p „ , Tam6w.Lehich6wer Bahn . . . 4,317.000 » 
§. 3. „ r, n n Bahn von Siverich-Spalato mit der 

Abzweigung aaeh Sebtnieo 5,338.000 „ 

§. 4. FOr den Ausbau der Eisenbahnlinie Rakoniti.PH- 

bram-PretlTin 7,150.000 „ 

Summe . 19,595.000 fl. 

Artikel II. 

Die im Artikel I dieses Gesetzes bewilligten Credite dürfen nur in 
Sinne den ArükoU II, Alinea 3, und Artikel VU, Alinea 4 des Finans- 
gesetxes fttr das Jahr 1875 verwendet werden. 

Artikel II, Alinea n de» FinMisgeeetsee für du Jfthr 1876, B. G. Bl. Nr. 147 
xom Jfthre 1874, enthMlt die Beetimnuiig, daae die naeh den einselaen Cepiteln, Tite In 

und Paragraphen des StaatSToranBcblages pro 1875 bewilligten Credite nur tu den in 
den bezüglichen Capiteln, Titeln und I^aragraphen bezeichneten Zwecken, und zwar 
gesondert fär das ordentliche und ausserordentliche Erfordernis«, verwendet werden 
dürfen. 

Neeh Artikel YI^ Alinea lY deeedbea Flnanzgesetaee konnten die im etaten 
Theile des Staatsvoranseblagee pro 187S fBr Bauten bewilligten ausserordentlichen 
Credite, welche im Jahre 1875 entweder gar nicht oder ni<&t vollständig cur Verw endung 

gelangen, noch bis Ende Juni 1877 verwendet w.^rden, waren jedoch so zu behandeln, 
als wenn sie im Voranschläge des Juhres 1876 bewilligt worden wären, und daher auch 
für den Dienst dieses letzten Jahres zu verrechnen. 

Artikel UI. 

Die dnreh die Gesetie vom 10. April 1874 (R. G. Bl. Nr. 87) fllr die 
Eisenbahnlinie Pilsea-Klattan-fiisenstein, vom SO. April 1874 (R. G. Bl. 
Nr. 93) für die Eisenbahnlinie Falkenau-Gnisliti, nnd vom 16. Mal 1874 
(R. G. Bl. Nr. 63, 64 nnd 65), ifir die EisenbabnIhiIeD Spalato-Siverieh» mit 
Absweignng nach Sebenieo, Leobersdorf- St. PQIten, mit der Zweigbahn von 
Sebeibmilhl naeh Sohrambaeh, eventuell Freiland, Leobersdorf-Gntenstein 
nnd Pdehlam-Gaming, dann fUr die Linie Rakonits-Pribiam-Protivin bewil- 
ligten Credite können im Sinne des Artikels VII, Alinea 4 des Finanz- 
gesetses Ittr das Jahr 1874 verwendet werden. 

Die hier bezogenen Gesetze befinden sich bei den betreffenden Bahnen abgedruckt. 

Artikel VII. Alinea IV des Finansgesctzes für das Jahr 1874 (B,. Q. Bl. Nr. 42 
OK 1874) tetate fes^ dass die für Bantmi twwilligten auaeorordMÜidMn Credite, welebe 
in Jahre 1874 entweder gar nidit oder nieht Tollstiadig aur Verwendung gelangen» 
noeh bis Ende Juni 187G verwendet werden können, jedoch so su behandeln sind, als 
wenn sie im Voranschläge des Jahres 1875 bewilligt worden würettf und daher aueb ffir 
deo Dienst dieses letzteren Jahres id74 su Torreohnen sind. 
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Artikel IV. 

Die im Artilcel I dieMs Geseties bewilligten Credite, sowie die mit 
des im Artikel III besoge&en Oesetien bewilUgten Credite sind im Sinne 
dieser Geaetse ans dem dnrob das Gesetz vom ld.Deeember 1878 (B.G.BI* 
ITr. 163} bewilligten Anleben su bestreiten. 

Artikel V. 

Hit dem Vollznge dieses Geseties, welches mit dem Ttge seiner Ennd- 
nsehnng in Wbksamkeit tritt, sind der Handelsrainister nnd d«r Finnns. 
minister beanftragt. 

Wien, am 10. MSrs 1875. 

Franz Joseph m. p. 
Aiersf eig m. p. Balkans m. p. f retto m. p. 



t Gesets Tom 13. Mftn 1876^ £. G. Bl. Nr. 47 und C. Bl. Mr. 50^ 

IcbtllNii Üe ErBIkvag von Speeiileretöen Ar des Jslir 1876 so Zveelici des Stastscises* 

biliBbaiies. 

mt Zustimmung der beiden HXnser des Reiebsratbes finde leb anan- 

«rdneo, wie folgt : 

Artikel I. 

Zur Bedeckung des Crforderniases für die Fortsetzung des Baues der 
unten bezeichneten Staatseiseababnen werden feinde Speoialcredite fttr 
das Jalir 1876 bewilligt: 

§. 1. fttr den Bau der Istrianer Bahn 3,200.000 fi 

§. 2. „ 9 . „ Tarnöw-Le^ich6wer Bahn . 700.000 „ 

§- 8. 0 , a « Babn von Siverich-Spalato mit 

der Abzweigung nach Sebenico 3,200.000 „ 

§. 4. fttr den Ban der Babn Rakonits-Protivin . . 900.000 „ 

Zusammen . 8,000.000 0. 
Artikeln. 

Die im Artikel I bewilligten Oredite dttrfen nur an den in den bezflg* 
Men Paiagvapben beaeiebneten Zweeken verwendet werden, kdnnen jedoob, 
sefeme sie im Jabre 1876 entweder gar niebt oder niebt TollstXndig snr Ver- 
weadnng kommen, noeb bis Ende Jnni 1878 verwendet werden, sind Jedoeb 
so sa bebandeln, als wenn sie im Yoranseblsge des Jabres 1877 bewilligt 
worden wiren, nnd daber aneb fttr den Dienst dieses Isftiten Jabres an ver- 
vsdinen. 
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Artikel III. 

Mit dem Vollziifre dioscs Gesetzes, wclclies mit tlem Tngt^ seiner Kund- 
mflchung in Wirksamkeit tritt, sind der Handels- und dei- Finanzminister 
beauftragt. 

Wien, am 13. M8n 187G. 

Franz Joseph m. p. 
Aimperg ni. p. CMtateky m. p. Pretis m. p. 



4. Gesetz Tom 14. April 1877, B. 0. Bl. Nr. 80 und G. Bl. Nr. 49^. 

betrefl'end die Lrütiiiuog von i^picialcriditi n lür das Jahr 18(7 zu Zwiiiven des Suatscisen- 

bahnbaues. 

Hit Zustimmung der beiden Häuser dea Beichsratbes finde Ich anza- 
ordnen, wie folgt; 

Artikel I. 

. Zar- Bedeckung des Erfordernisses fHr Banzweoke der unten beseich- 
neten Staatseisenbabnen werden folgende Specialcredite (Ur das Jahr 187T 
bewilligt : 

§. 1. Für die Tamöw.Lctuohdwcr Bahn 300.000 fl. 

§. 2. „ „ Bahn von Siverich nach Spalato mit 

der Abzweigung nach Sehen ico . . 1,400.000 „ 

^. 3. n p Donauuferbahn mit der Verbindung 

zur Kaiser Franz-Josoph-Halin . . . lOO.OOO „ 
ij. 4. ^ „ \Ui\m von Tarvis nach Pciitatel . . . 2.000.000 „ 
§. 5. „ n Localbalm Kriegsdorf-Komerstadt . . 200.000 ^ 
§. 6. „ „ „ Unterdrauburg-Wulfsberg . öOO.UUU „ 

Zusammen . 4,500.000 fl. 



Artikeln. 

T)i<' im Artikel I bewilligten Credite dürfen nur zu den in den bezüg- 
lieh< n rnr;igrai)ben be/cichnetenZwecken verwendet werden, kiinncn jedoeh, 
ßofcrne .sie im Jahre 1877 entweder gar nicht oder nicht vollständig zur 
Verwendung kommen, noch bis Knde Juni 1879 verwendet werden, sind 
jedoch so zu Ijcliandeln, als wenn sie im Voranschläge des Jahres 1878 be- 
willigt worden wären, und daher auch für den Dienst dieses letzten Jalirea 
zu verrechnen. 
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Artikel III. 

Beim Ausbaue der DoiiauuiVrhiilin und der Bahn von Siverieh nach 
Jipalato mit der Abzweij^nn;; nach Sebcnico sind alle mit Bezuf; auf die in 
Aussicht zu n(dimcnde cimässij.'te Falirfroschwindigkcit zulässifren Erleich- 
teriin^'t^n zur Auweudunji; zu bringen und ist auch in Bezug auf d«'n Botrieb 
von allen in der Eisenbahn-Betriebsordnung vom 16, November 1851 
(R. G. Bl. Nr. 1 vom Jaiire 1852) und den einschlägigen Naolitragsbestim- 
mungen vorgeschriebenen Sicherheit.svorkehrungen insoweit l'ingang zu 
nehmen, als dies aus dem gleichen Gruude uach dem Ermessen desUauUcls- 
ministeriams zulässig erscheint. 

Artikel IV. 

Mit dem Vollzuge dieses öesetzes, welches mit dem Tage seiner Kund- 
machinig in Wirksamkeit tritt, sind der üandelsmiiiister und der Finanz- 
minister beauftragt. 

« 

Wien, am 14. April 1877. 

Franz Joseph m. p. 
Aicrsperg m. p. ChliBeeky m. p. Pretls m. P* 
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Ü. Einzelne Staatsbahnen. 

a) StaatdbaLn Tarnöw-Lel'ucköw. 
(Tgl. Erg.-Bd. SeHe 663). 

1. Gesetz vom 22. April 1873^ B. ti. Bl Nr. 60 und G. Bl. Nr. 60, 

ItetrelReBd die Heittdlnag einer Eiscibihn Ton Lehiehöw lueh Tanöw nebit AbiweigiiiigeiL 

Mit Zuatimmang beider Hlnser des Beiclisrathes finde leh «nsitordnen, 
wie folgt: 

Artikel L 

Die Regierung wird ermlebtigt, die Aueflllming der Loeomotiy-Eisen- 
balinen: 

aj von Bieliti Uber Saybasoli an die gBÜiiBoh-nngnriselie Landesgritnie 
in der Riolitnng naeli Csaein sum AnBohlnese an dieKasoban-Oderberger 
Babn; 

hj von Lefneböw an der galisiseh^nngariseben Landesgrinze über Ken- 
Sandeo nnd Grybdw nach Tam6w znr Verbindung mit der galiaieoben 
Carl Lndwigsbahn mit Abcweigangen von Grybdw naeb Zagdrs snm 
AaeehlnsBe an die Erste nngariseb-galizisebe Eisenbabn, von Nen- 
Sandeo Uber Sneha naoh Saybnseb nnd von Sncha nseh Krakau 
(Podgone), dureb Conoessionsertbeiinng nnter den Bedingungen dieses 
Gesetses sieberznstellen. 

ArtiIcelU. 

Für die im ArtilLol 1, mtb aJ angeflibrte Eisenbabn Icdnnen die naeb- 
stebenden Begünstigungen gewibrt werden: 

1. Die Befreiung von der Einliommensteuer und der Bntriobtung der 
Oonpons-Stämpelgebfihren, sowie tou jeder Steuer, welebe etwa durcb künftige 
Oesetse eingeflihrt werden sollte, bis auf die Dauer von awansig Jahren, 
Yom Zeitpunote der Betriebserdffnung; 

3. Die Befreiung von den St&mpeln und Gebühren filr alle Vertrilge, 
Eingaben und sonstigen Urkunden sum Zwecke der CapitalsbescbaiAingy 
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towie dM Baaes nnd der Initniinmir der BaIui bis snm Zeitpiinete der 
BetriebierSibang; 

3. die BefMmg von den Stiiypeln und Oebtthren für die erste Ausgabe 
der Aetiea und Prioritlteobligatiiineny mit Einsoblaes der Interimeeeheine, 
Mwie der bei der OnindeiiilSBiuig anflailfeiiden Uebertragiugagebfihr. 

Artikel IIL 

Für die in ArÜlLel 1 9ub hj angeführte EiienbabB kann vom Staate die 
Otnntie eines JIhrliehen Reinertri^fnissesy mit Inbegriff der Tilgnngsqnote, 
ia der Mazimalsaaime von Ittnfsig Tausend dreihundert (60.300) Oulden 
Merr. Wlhmng in 8ttl>er durelisehnittlieh per Heile fttr die Dauer der Con- 
eesifon sngesiehert werden, so swar, dass, wenn das jährliehe RelnertrSgniss 
den genannten Betrag nicht erreichen sollte^ das fehlende, jedoeh nur bis 
nr obigen Ifaximalsumme, von der Stsatsrerwaltung su ergänzen sein wird. 

Die anf Orund der naehanweisenden wiiküehen Bauauslagcn, ineluslTe 
dst Geldbeschsflbngskosten und der Interealarsinsen, festsnsetsende Garantie 
des SeinertilgBisses saramt Tilgangsqnote ron dem aufgewendeten Ban- 
capHale hat mit dem Tage der Inbetriebsetzung der gansen, im Artikel 1, 
h) l>eseiohneten Eisenbalu, einsohliesstteb der Absweigungen, in Wirk- 
ssmkeit an treten. 

Artikel IV. 

In Ausführung des Artikels 3 sind folgende Bestimmungen su treffen: 
1. Von dem garantirten Jfthrliehen ReinertrSgnisse ist derjenige Betrag 
m Capitalstilgang zu Terwenden, weleher durch die Staatsverwaltung naeh 
«isem Ton ihr an genehmigenden Amortisationspianey demzufolge das emittirte 
Capital wihrend der Daner der Ooneesslon an tilgen ist, bestimmt werden 
whfd. 

3. Der von der Staatsrerwaltung aus Anlass der ttibemommenen Garantie 
snenftills an zahlende Zusehuss ist Uber Toransgegangene Prüftang der vor- 
tulegeoden doeumentirteft Jahresreehnnng drei Monate naeh deren Ueber- 
leiehung flUgsig zu maehen. 

Das Aerar wird |edoeh aneh fHlher zur üinlOsung der rerfiillenen Aetien- 
«nd ObUgationen-Oonpons» naeh Massgabe des auf Grand des Ertrags-Präli- 
sdaais riehtig gesteilten Etfbrdemisseg, Theilzahlungeii anter Vorbehalt der 
auf Orsndlage der Jahresreehnung zu pflegenden Abrechnung leisten, wenn 
der Ooneessionär sechs Wochen vor der Verfallszeit das bezügliche Ansuchen 
gestellt hat. 

Wenn nach endgiitiger Fegtstellungder Jahresreehnung, welche spätestens 
binnen drei Monaten nach Ablauf des Betriebsjahres vorzulegen sein wird, . 
sieh heransstellen sollte, dass die Vorschüsse zu hoch bemessen worden sind, 
so hat der Concessionär den erhaltenen Mehrbetrag mit Zurechnung von 
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Beohg Pereont Zinsen sofort sn rofondiren. Der Anspmoh auf LeUtnng eines 
Zosoliusses von Seite des Staates mnss aber längstens innerlialb eines Jahres 
naeh Ablaof des betreffenden Betriebsjahres erbeben werden, widrigenfalls 
derselbe erlosehen ist 

3. Der Betrag, welchen die StaatSverwaltang in Folge der übernommenen 
Garantie zahlt, ist lediglich als ein mit Tier Peroent jährlich verzinslicher 
Vorschnss zn behandeln. 

Wenn der Reinertrag der Bahnstreoke die garantirte Jahressomme Über- 
schreitet, ist die Hälfte des diessfäUigen Uebersohusses sogleich zur Zurück- 
Zahlung des geleisteten Vorschusses sammt Zinsen an die Staatsverwaltung 
bis zur gänzlichen Tilgung abzuführen. Von der erübrigenden anderen Hälfte 
ist ein von der Staatsverwaltung zu bestimmender Thdl in den Reservefond 
zu hinterlegen. 

DieBeriehtigung der fälligen Zinsen hat der Refiindirung der Vorschüsse 
voranzugehen. Forderungen des Staates an solchen Vorschüssen oder Zinsen, 
welche bis zur Zeit des Jlrtöschens der Coneession oder der Einlösung .dor 
Bahn noch nicht bezahlt wurden, sind aus dem noch erübrigenden Vermügen 
der Unternehmung zu berichtigen. 

Artikel V. 

Für die im Artikel 1, sub h) angeführte Eisenbahn wird die Befreiung 
von der Einkommensteuer und von der Entrichtung der Coupons-Stämpel- 
gebühren, sowie von jeder neuen Steuer, welche etwa durch künftige Gesetze 
eingeführt wird, während der Bauseit und durch neun Jahre, vom Tage der 
I)etriebseröffnung der ganzen Bahn an gereehnet, zugestanden. 

Es wird ferner gestattet, dass die behufs der Besohaffüng des in diesem 
Gesetze garantirten Bauoapitals zu bewirkende Ausgabe der Actien und 
Prioritätsobligationen, mit Einschluss der Interimssoheine, stämpel- und 
gebührenIVei stattfinde. 

Dessgleichen wird die Befreiung von der bei den Grundeinlüsungen auf- 
laufenden UebertragungsgebUhr zugestanden. 

Zur Entrichtung der Stämpel und Gebühren für alle Verträge, Eingaben 
und sonstigen Urkunden zum Zwecke der Capitalsbeschaffung, sowie des 
Baues und der Instruimng der Bahn wird eine Frist bis zur Eröfftaung des 
Betriebes auf der einschlägigen Bahnstrecke bewilligt. 

Die allfälligen Kosten der Notirung der Effecten auf in- und aus- 
ländischen Bürsen, sowie die nach Ablauf der steuerfreien Jahre von der 
Unternehmung zu leistenden Stenern dürfen in die Betriebsreohnung als 
Ausgabspost eingestellt werden ; bezüglich der Oonpons-Stämpelgebühren ist 
diess nicht zulässig. 

Für die Staatszuschüsse ist von der Unternehmung keine Einkommen- 
steuer zu entrichten« 
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Artikel VL 

* 

Der Bau der im Artikel 2, wh hj angeffihrten Eisenbabn nraes binnen 
lingstens drei Jahren, Yom Tage der ConeessionBertbeilattg an gereehnet, 
ansgeflllirt und die fertige Bahn bis sn diesem Zeitpnncte dem öffentliehen 
Verkehre übergeben werden. 

• Für die ErflÜlnng dieser Verpflichtang hat der Concessionftr der Staats- 
rerwaltang in der von ihr sn bestimmenden Weise entsprechende Sicherheit 
sQ leisten« 

Im Falle der Kiohterfltllang der obigen Yerpfliehtnng kann die geleistete • 
Osntion als TerfaUen erkl&rt werden. 

Die ans diesem Anlasse herrorgehenden Aote und Urknnden geniessen 
die Qebflhren- und StXmpelfreiheit. 

Artikel m 

Bezüglich der itn Artikel 1. suh bj angelührton Eisenbahn hat die Ver- 
gebung der Bauarbeiten abgesondert von der Gehlbesohaffung auf Grund des 
TOD der Begiemng festsasteüenden Bedingnissheftes im Offertwege statt- 
luinden. 

Alle Brücken, dann alle anderen namhaften Bauobjecte und Kunstbauten 
sind ans Eisen und Stein herzustellen. 

Die Geldbeschaffung hat bezüglich der im Artikel 1, 8uh bj angeführten 
Eisenbahn gleichfalls im Offertwege zu geschehen, und wird für die auszu- 
gebenden Effecten der durchschnittliche Minimal-Emmissionscours von fünf* 
undachtzig (85) Gulden Österr. Währung für je 100 fl. Silber des Nennwerthes 
festgesetzt. 

Artikel VHI. 

Die Dauer der Concession wird auf neunzig Jahre, vom Tage der Er- 
dArang des Betriebes der ganzen zu coucessionirenden Eiseubahnstrecken, 
festgesetzt. 

Bei Feststellung^ der sonstigen Concessionsbestiramungen ist auf die 
Anordnungen des Gesetzes vom 1. Juli 1868 (R. G. Bl. Nr. .06} in Betreff 
der Bedingungen und Zugeständnisse für die Unternehmung der öster- 
reichi-^ciit'ii Nordwestbahn thunlichst Bedacht zu nehmen. 

Unter dem gleichen Vorbehalte kann Uber die Modalitäten der Garantie- 

* 

leistong und sonstiger Concessionsbestimmungen bezüglich der an das 
ongarische Eisenbahnnetz anschliessenden Strecke der im Artikel 1, 8ub bJ 
bezeiehnetea Eisenbahn eine Vereinbarung mit der königlich ungarisohen 
Regierung getroffen werden. 

Die gleiciie Bestimmung gilt sinngemMss auch für die im Artikel 1, 
*uh a) angefUiirte £isenbatin. 
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Artikel IX. 



Die Regierung wird für den Fall, das8 die sofortige Sicherstellnng der 
im Artikel 1, sub h) bezeichneten ßisenbahn im Wege der ConccBsions- 
ertheilang nicht als den öffentlichen Interessen entsprechend erkannt werden 
sollte, ermächtigt, den Ben der Streoke Lfetaobdw.Twrodw auf Stoatokosten 
in Angriff zu nehmen. 

Za diesem Zwecke wird der Regierung fllr das Jahr 1873 eine Ban- 
dotation Ton 3,000.000 ii. österr. Wllhrong bewilligt. 

Die Inangriffnahme dfes Bauet auf Steattkeeleo woide mit Allerhdehetor Ent- 
tehUeteunff Tom S8. JnU 1878 angeordnet. (Vgl. unten 2.) 

Artikel X. 

Mit dem Tape der Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes tritt das 
Gesetz vom 29. Juni 1872 (K. G. Bl. Nr. 1U6;, betreffend die Herstellung- 
einer Lncomotiv-Eisenbahn von Tarnöw an die ungarische Laiidcs<?ränze bei 
Leluchöw mit einer Abzweigung von Oryböw nach Zagörz^ ausser Kraft. 

ygl* Erg. Bd. L, Seite 868. 

Artikel XI. 

Der iiaudelsminiäter und der Finanzminister sind mit dem Vollzuge 
des gegenwärtigen Gesetzes beauftragt 

Wien, am 23. April 1878. 

Franz Joeeph m. p. 

Aiersperg m. p. . BiibaM m. p. Pretb m. p. 



2. Inuigrilhialime des Baues auf Staatskosten. 

Mit Allerhöchster Entschliessung vom 28. Juli 1873 (II. M. Z. 26250 
ex 1873; wurde der Handelsmiuistcr ermiichtif2:t, zur Inangriffnahme des 
Baues der Eisenbahn Taroöw-Le^ueiiüw auf Staatskusteu die erforderlichen 
Einleitungen zu treffen. 



I. 8tMttlNdlB«ll. 



16; 



3* U«bereiiikomiiieii> 

fiielci iwiB€heB der k. k. tstemiehiseheii vid der k&niglich ungarisehen Regicmg belreflk 
dtr FlhraBS des auf ungarisches Territoriim eotrallenden Fragmentes der EisenbahnliBie 
Ttndw-Lelttohdw sbgesohlosacB wurde (C Bl. Nr. 113 ei tmy 

Kaehdem die von der k. k. üeterreiehiselien Regierong in Btaatnregie su 
Um begonnene Eisenbihnlinie von TarnÖw naeh Lehieli6w Tor der Br. 
reiehmig des Anaclilneses nn die Bahnlinie Eperies-Lehieh^w. iwiaehen den 
Kilometern 116 970 und 117 -h 573 im Hotter der Gemeinde Eaese 
iBTermeidlieh anf nngaiiaehem Territorinm geführt werden mnss, das frag- 
lidM ungefilhr 603 Meter lange Bahnfragment jedoch in Folge seiner Kürze,, 
sowie wegen UnmögUohkeit einer selbststttndigen BetriebsfUhrung desselben 
na Gegenstan«] einer förmlichen Concessionirung nicht geeignet erscheint, 
so trird an Stelle der Concessionirung des besagten Fragmentes zwiRchen der 
k. k. österreichischen und der königlichen ungarischen Regierung folgendes 
Uebereinkommen vereinbart: 

Punkt 1. 

Die k. k. iisterreiehisehe Regierung, respeetive die snkttnftigen Con- . 
eesdonäre der Eisenbahnlinie Tam6w.Lehieh6w werden ermXohtigt, das- 
obbeseichaete Bahnfragment auszubauen und dem Betriebe zu übergeben, 
mit der YerpflichtnDg jedoch, dass sowohl beim Baue als auch beim Betriebe 
dieses Bahnfrvgmentes die Bestimmungen der mit Genehmigung der ungari- 
sehen Legislative am 20. AprU 1868, Z. 4973, erlassenen Concessions- 
Verordnung des königlieh ungarisehen Oommunioations-MinisteriumB, so wie 
die Bestimmungen der im §. 8 des Österreiehiseh'Ungarisohen Zoll- und 
Handels- Vertrages angenommenen Eäsenbahn-Betriebsordnung, oder die aa 
Stelle der obgedaehten Verordnung, respectiTO Betriebsordnung allenfalls 
tretenden gesetsliehen Bestimmungen in Anwendung zu kommen haben. 

Punkt 2. 

Das fragliebe Bahnfragment wird als ein rategrirender Bestandtheil der 
Eisenbahnlinie Tam6w-Lehioh6w betrachtet. Unbesohadet der hiermit aus- 
drficklieh anerkannten Staatshoheit Ungarns wird daher die Austtbung der 
staatliehen Oberanfsieht über die Unternehmung in auf das firagliche Bahn- 
ftagment besttglichen Bau- und Betriebs-Angelegenheiten mit Btteksieht auf 
die geringe LKage desselben mit Anssehluss jener FXUe, wo die Beehte 
nguriieber Staaliaaigehdiigen berfibrt werden, auf die k. k. österreichische 
Begierung übertragen. In Folge dessen unterliegen lediglich die der politi«- 
leben Begehung zu Grunde gelegenen Detail-Pläne und eventuelle Modifiei- 
rangen derselben, so wiedieauf dleAusftthmng des fraglichenBahnfragmentee 
Beiug habenden Detail-OoBstruetions-Fläne der Genehmigung der königlich 
asgaiischen Regierung, wobei bemerkt wird, dass bei derUeberprIlfung der- 
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Beibon nur auf die Sicherheit und den Bentand der Bahn, sowie auf die 
Wahrniifr der Interessen der Anrainer Bedacht genomraeu werden wird. 

Die königlich nngarisohe Regierung wird ihre diessfällige Eatsoheidnng 
der k. k. Regierung mit thmiliciiBter Besohleunigiing bekannt geben. 

Punkt 8. 

Die techni^cli-polizeiliche Be{rehunf!: vor der Betriehs-Eröffminp: und die 
staatliclio Collaudiruu<; wird unter Beiziehuu«^ eines Vertreters der königlich 
ungarischen Regierung vorgenommen werden. 

Punkt 4. 

Die in diesem Uebereinkommni begründete Concessions-Dauer wird 
unbesr'hadet des diesbe/.iifrliehen Vcrtiigungsrechtcs der k. k. österreichischen 
Regierun;; gegenüber ihren Concessionäron auf 09 Jahre festgesetzt. 

Die ungariselie Regierung verziehtet auf das ihr nach Ablaut dieser 
Concessions-Dauer zustehende üeirafallsrecht. 

Punkt 5. 

Die «»striri icliische Regierung vcrptlir litet sich von einer eventuelb-n 
Eigentliuins-Uebertragung der B-.xlin bczi« huiigswciso einer Concessionirung 
des Betriebes derselben die kiMiiLrli*'!! uiignri-^clic Pvcgierung rechtzeitig in 
Kenntnii^s zu "^ftzen und sirh im l alle einer eveiiluellen Einsprache mit der- 
selben zu verständigen. Ebenso soll der königlieh ungarischen Regiernng dan 
Reeilt zustehen, aus politisehen Rücksichten gegen volle Schadloshaituug die 
Verlegung der Linie auf jenseitiges Gebiet zu vcrlaugeu. 

Pnnkt 6. 

Auf Grund dieaes Uebereinkominens wird der (»sterreiehiseiien Regierung 
als Bahn-Unternehmung, beziehungsweise dem zukünftigen Concessionär das 
Recht der Expropriation im JSinne des ungarischeu Gesetzartikels LV. vom 
Jahre 1868 eingeräumt. 

Was die grundl)üchcrlirho Eintragung des in Rede stehenden Eisenbahn, 
fragmentes anbelangt, so bleiben hiefür die Bestimmungen des GesetzartikeU 1 
vom Jahre 1868 massgebend. 

Pnnkt 7. 

Durch die Richtung und Führung des fraglichen Eisenbahnfragmentes 
irird der Entscheidung über die allenfalls auftauchenden Gränzfragen in 
keiner Hinsicht präjudicirt. 

Punkt 8. 

Die Höhe aXmmtlieher wie immer gearteter von der fiahnnntemehmang 
an den königlich ungarischen Staatsschatz zu leistenden Sffentliehen Abgaben 
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iMbeioBdere «aoh der Binkommen- und Penonal-Enreibsteaer wird mit dem 
eioer wie immer gearteten ErhöhiiDg irilhrend der im Panicte 4 feetgeiteUteii 
SSljibrigenOoiioeMioiis-Daaer sieht nnterli^BdeiiPansolialbetrgge Jfthrlioher 
llttiirig (50) Qnlden österreiohiaehe WXhnuig festgeietit. 

Punkt 9. 

Dieses Uebereinkommen tritt vom Tage der Allerhöchsten Genehmignng 
dnreh Seine kaiserliche und apostoliseh kdnigUohe Higettüt in Kraft. 
Budapest am 12. Juni 1876, Z. 9683. 

Ssell m. p. fechj m* p« 

Wien am 12. Juli 1S76, Z. 19821. 

Pretb m. p. Chlimeeky m. p. 



Vorstehendes Uebereinkommen wurde mit AllerhSehster Entsohliessnng 
Tom 29. Angnst 1876 (H. H. Z. 26741 ex 1876) genehmigt. 



4. Vertrag^ 

welcher zwischen der k. k. Dirfction der SUatseisenbahnbaulen in Vertretung der k. k. osUr* 
rtichisehen Staatsverwaltung als Elgenthftmerin der KisenbahnÜnie Tarn6w-l.elurh(nv-nrenze 
einerseits und der Adiengcsellschaft der Rpories-Tarnower Kisenbahn (iintar. Theil) als Eigen- 
tköntrin «1er Eisenbahnlinie £peries*Orlü-(irenze anderseits bezüglich der Betnebsluhrung auf 
4ef Tbeilstrecke Orid-Landesgrenze und bezüglich der gemeinsamen Benützung des Bahnhofes 

Orli abgescliloflsen worden IsU 

Artikel 1. 

Die Aetiengesellsohaft der Eperies-Tamdwer Eisenbahn (nngariseher 
Theil) ttberillsst die Ftthrnng des Betriebes auf der Tbeilstrecke Orlö-Landes- 
grense flir die ganze Daner ihrer Conoession an die Verwaltung der Tam6w* 
Lduehdwer Bahn, besiehungsweise an jene BahnTerwaltung, weleher die 
k. k. Qsterrdchisehe Staatsverwaltung den Betrieb der k. k. Staatsbahnlinie 
TsmöW'Lehiehdw-Grenze flbertragen wird und gestattet der letzteren Bahn- 
ferwaltung die Mitbentttsung des als Uebergangsstation dienenden Bahnhofes 
inOrl6, beides unter den in den folgenden Artikeln vereinbarten Bedingungen. 

Die den Betrieb der k. k. Staatsbahnlinie Tamdw.Le?nch6w-Grenze 
IHirende Sisenbahnverwaltung wird sonach die Ftthrnng des gesammten Be- 
triebes und die Erhaltnng der 6*16 Kilometer langen Theilstreoke Orlö- 

2 
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LaDdesgreoze für Bechnung: der £periea>Tani6wer Eist^ubnlinunternt hmnii^ 
gegen die im gegenwärtigen Vertrage festgesetzte Vergtttang Ubernelimeiiy 
wogegen die Eperios Tarnöwer Eisenbahii^'^e^* Up« lialt den gemeinschaftlichen 
Dienst auf dem Bahnhofe in Orl6 gegen die im Artikel 7 Tereinbarte Yer» 
gfitnng besorgen wird. 

Die galizische Bahnverwaltung wird sonach insbesondere vorpflichtet 
Bein, den gesammten Personen- und Sachenverkehr, die Erhaltung, beziehungs- 
weise die Versiclicrnng der Bahn sowie der Baulichkeiten und deren Zu- 
gehör, die Beistellung der Fahrbetriebsmittel , die Instandhaltung und 
Reparatur derselben zu besorgen, das für diese verschiedenen Dienstzweige 
erforderliche Personale aufzustellen, alle nöthigen Reparatnrs- und Ver> 
branobsmaterialien zn liefern und alle aolXsslich der Ftthmng jenes Betriebe» 
erforderlichen Ausgaben, jedoch mit Ansschlnss der lediglich von der Eperies- 
Tam6wer Sisenbalingeaellscbail zn tragenden, derzeit bestehenden oder 
künftig einznilihrenden Stenern und sonstigen Öffentlichen Abgaben selbst za 
bestreiten. 

Die Betriebsitthmng anf der Strecke Orld-Landesgrenze wird naeh den 
für die galizische Eisenbahn-Verwaltung geltenden Betriebsvorschriften und 
Yerkehrsreglements besorgt 

Artikel 2. 

Die Kosten von Unfällen, welche sich in der Strecke Orlü-Laiulo.^fri ciize 
ereignen, hat die Eperies- Tarnöwer Eisenbahngesellscliatt vorbehaltlich 
anfälliger llegressansprUche gegenüber der etwa schuldtrag(!nileu Personen 
zu tragen, hingegen sind Unfälle, welche sich am liahnhofe Orlo ereignen, 
ferner Schäden beim Magazins- und Verschubsdienste, welche auf diesem 
Bahnhofe vork«»inmen, von den beiden betheiligten Bahnverwaltungen in 
demselben VcrhüLtnisse wie die Stationsauslagen Artikel 7 gemeinschaitlich 
zu tragen. 

Die den Betrieb der Strecke Orlö-Landcsgrenze Ubernehmende Bahn- 
vcrwaltung wird jedoch verpflichtet sein, die Epcries-Tarnower Kisenbahu- 
gesellschaft über Verlangen bezüglii h etwaiger Ansprüche von dritten 
Personen oder Behörden, welche sich auf die von ihr übernommene Führung 
des Betriebes gründen, sowie bei der (leltendmachnn;: alllalliger Regress- 
ansprilche gegenüber den an vorkommendeu Bahnunlalleu schuidtragenden 
eigenen und fremden Personen zu vertreten. 

Artikel 3, 

Die anf der Strecke Orld-Landesgrenze entfallenden Transports- vnd 
sonstigen Bännahmen werden zu Gunsten der Eperies-Tamöwer Eisenbahn- 
gesellschaft vereinnahmt und die ersteren durch das Central-Abrechnange- 



L>iyui<.Cü Ly Google 



I. Staatsbaünen. 



19 



bnreM, die letstereo aber durch die betiiebfllbrende Bahnverwaltung ver- 
icchnct« 

Die EreteUnng und Eandmaobniig der Tarife erfolgt nach Bekaontgabe 
der auf die Strecke Orld-Landesgrenze für die EigentbnmBbahii entfallenden 
Antheile durch die betriebittbrende galizische Verwaltung ecbon ab Orlö. 
Selbetverstlndlich werden Jedoch die fttr die Strecke Orlö-LandcBgrenze 
emxnrechnenden Oebtthrenantheile Ton der Eperies-Tam6wer Eisenbahn- 
gesellsehaft selbst festgestellt. 

Artikel 4. 

Die Eperies -Tarn6wer Eisenbahngeselisehaft Tcrpflicbtet sich, die 
Strecke Orlö-Grenze, ezclnsive der Endweiche der Station Orlö der den 
Betrieb fibemehmenden galizisohen Bahnverwaltang in einem yollkommen 
soliden nnd betriebsfthigen Zustande und mit Inventar- Gegenständen und 
Reserrematerialien concessionsmSssigTollkommen ausgerüstet zu Übergeben, 
so dasB nnr noch (Ue Beistellung der Verbranchsmaterialien und der Fahr- 
betriebsmittel, dann die Aufstellung des Personales erforderlich ist, um den 
SifentlicheD Betrieb dieser Linie wirklich beginnen zu können. 

Bei Uebergabe der Bahn imd beziehungsweise der einzelnen Baulich- 
keiten sammt deren beweglichem und unbeweglichemZugehör und derOegen- 
stinde der BetriebsansrOstnng an die den Betrieb ttbemehmende Verwaltung 
ist Ton dieser gemeinschaftlich mit der Eperies-Tamöwcr Eisenbahngescll- 
Schaft ein Protokoll und Inventar in duplo aufzunehmen, wovon jeder der 
beiden Theile ein Exemplar behält. 

Auch hat die Eperies-Tamöwer Eisenbahngeseltschaft die Pläne der 
Bahn und- der einzelnen Baulichkeiten an die betriebftlbrende Verwaltung zu 
fibergeben. 

Artikel 6. 

Die Bmhnerhaltung und Aufsieht in der Strecke Oriö-Ländesgrenze wird 
Ton der galizischen Bahnverwaltung für Rechnung der Eperies-Tarn6wer 
EiseobahngeseUschaft gegen Vergütung der laut der Bttcher und Aufschrei- 
bongen der gedachten Verwaltung sich ergebenden Selbstkosten besorgt. 

Kenherstellangen und Neuanschaffungen, sowie überhaupt alle Her- 
stellangen, die am Ober-, Unter- oder Hochbau vorgenommen werden müssen, 
■nd ihrer Natur nach nicht zu den regelmässigen Erhaltungsarbeiten gehören, 
werden in gleieher Weise wie die ordentlichen Bahnerhaltiingsarbeiten von 
der den Betrieb führenden fiahnverwaltung fttr Rechnung der Eperies- 
Tarnöwer ISaeiibalingesdlschaft — Jedoch nur nach vorher gepflogenem Ein- 
vernehmen und nach erfolgter Zustimmung der Letzteren — bewirkt werden. 

SelbstverstindHeh bleibt der Eperies-Tamöwer Eisenbahngeacllschaft 
dae Recht vorbehalten, mit Rttckmcfat auf die derselben obliegenden Haftung 

«* 
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sich jedeneit Uebeneagung von dem betriebsioheren Zustande der Strecke 
Orlö-Grenze sa veriobaffen und etwa von ibr für notbwendig gebaltene Her- 
BteUiingen au verlangen. 

Artikel 6. 

An den Kosten der .iiigemeinen Verwaltung und der Centraileitung 
aller Dienstzweijre der den Betrieb der gesaminten Linie Tarnow-Lehichöw- 
Orlo übernclinienden Eiscnbahnverwaltung partieipirt die Eperies-Tarnower 
Eisenbahngesellseliaft im Verhältnisse der wirklichen Länge der Strecke 
Orlo-Landesgrenze zu allen von der vorerwähnten osterreicliischen Eisen- 
bahnverwaltung betriebenen Bahnstrecken, wobei jedoch die Ergebnisse des 
dem Abreclinungsjabre vorhergehenden Jahres zur Theilungsgrundlage zu 
dienen haben. 

Die Kosten jeuer Loealabtheilungen des exeentiven Dienstes, deren 
Wirkungskreis sieh gUMchzeitigaaf ungarisches und galizisches Gebiet erstreckt, 
werden im Verhältnisse der Bahnlänge auf die berührten Strecken vertheilt. 

Ausgenommen hievon sind die beziigli< lien Kosten des Zu^sförderungs- 
dienstes, welche in üemässheit der Bestimmungen des Artikels 10 vertheilt 
werden. 

Für die Betriebsperiode des Jahres 187G wird der Anthcil der Eperies- 
Tarni'wcr Eisenbahngesellschaft an den obigen Kosten der allgemeinen 
Verwaltung und der Centralloitung aller Dionstzweige der galizischcn Bahn- 
verwaltung mit dem Pauschal betrage von Dreihundert (300) Gulden öster- 
reichische Währung festgesetzt. 

Artikel 7. 

An den Kosten des Bahnhofes OrI6 partieipirt die den Betrieb der 
Btreoke Orlö-Landesgrenze llUirende galijdBehe Bahnverwaltong mit Fttnf- 
nndviersig (45) Percent 

Zu den obigen Rosten des Bahnhofes Orl6 sind insbesondere zu reebnen : 
1. die siebenperoentigen Zinsen des effeetiven Wertboapitales dieser 
Station, 

Sl. die Ansingen für den gesammten Stations-, Manipnlations- und Bahn- 
erbaltnngs-Diensty soirie für die Wasserbes<diaiRing nnd die Erhaltung^ Be> 
lenobtong nnd Beanfsiobtigung des Heisbanses nnd seines Zngebftn in der 
Station Orlö, 

8. die Kosten, welche der galicischen Babn^erwaltong für die Brbaltang 
des ilirerseits in Orlö anfEustellenden Personales erwaebsen, 

4. die Kosten des Streokenchefe-Bnreans der Eperies-Tamdwer Bisen- 
babngesellsoliaft in Einem Zehntel nnd die Bezüge eines BahnaiiMrars 
dieser Gesellsebaft mit der Hüfte, 

5. femer aebt Peroent der invor sab 2 nnd 4 angeführten Rosien als 
Vergütung der auf die Station Ori6 entfallenden Quote der Rosten der allge- 
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meinen Verwaltung and der Ceiitralleitung aller Dienstzweige der Eperieg* 
Tamdwer Eisenbahngesellnchaft. 

Zorn Behufe der Ermittlnng des oben sab 1 erwähnten Werth capitales 
der Station Orl6 wird der gegenwärtige Werth der Anlagen dieser Station 
anf Omiid der im Einvernehmen dr r beiden betbeiligten Bahnverwaltungen 
TorgMiominraeii Schätzung mit dem effectiven Betrage Ton £iiihandert- 
siebenzigtansend (170.000) Gniden österreichische WHining angenommen. 

In dem obigen Betrage sind die mit Zwanzigviertausend (24.000) Gulden 
österreichische Währung bewertheten Kosten der auf beiliegendem Plane 
ersichtlich geroachten Zugtifürderungsaningen, bestehend aus Heiahaas, Loeo> 
motiT-DreliBcbeiben and aogebörigen Oeleisen, inbegriffen. 

Der AbdrBck des Planes konnte hier wohl unterlassen werden. 

Nen- und Erweiterungsbauton, wi Iciic in der Station Orlö nothwendig 
werden sollten, sind von der P^peries-Tarnöwer EisenhnhngeHellschaft mit 
Zastimmang der galizischen Eisenbabnverwaltnng auf eigene Kosten ans- 
zufUhren und die Kosten hiefür in dem nach den BUchem und Aufscbreiban|;en 
der Eperies-Tarnower Eigenbahngesellschaft sieh ergebenden Betrage dem 
obigen Werthcapitale der mebrgenannten Station znzorecbnen, wobei ein von 
dem oben anfgestellten Schlüssel abweichender Vertheilnngsroodus bezüglich 
der Versinsnng der Anlagekosten zwischen den beiden betbeiligten Babn- 
rerwaltnngen vereinbart werden kann, falls iblche Nea- nnd Erweiterani^- 
banten s. B. beiZagsfördeningsanlagen im vorwiegenden oderanssohliesslieben 
Interesse einer der beiden Babnverwaltnngen bergestellt werden. 

Artikel 8. 

Unter der YoranssetEnng, dasa die Hanipnlation im Bahnhofe Orl6 
beiderseits anf die möglichst ökonomische Weise eingerichtet wird, und nnter 
der Bedingung, dass die Eperies<Tamöwer Eisenbahngeselisehaft der gali- 
xisdien Babnverwaltnng jederzeit die Einstellung Einer Locomotive im Heiz- 
banse Orlö gestattet, wird vorläufig die Beistellung nachstehender Looalilftten 
Ar den in Bede stehenden Anscliiossdienst als nothwendig erkannt, n. zw.: 
Eines Sommers als Kanzlei, Einer Wohnung fUr einen verheirateten Stations- 
chef, Einer Wohnung fllr einen verheirateten und Einer Wohnung fttr einen 
ledigen Bediensteten nnd Zweier Zimmer als Casemen fllr das Unsehinen- 
uid Zngspersonale. 

Kaehdem Jedoeh die Eperies-Tarnöwer EisenbahngeseUschaft nicht in 
der Lage Ist, diesen Anforderungen an Wohnungsloealitäten in der Station 
Orl6 augenblicklich Genttge zu leisten, so wird dieselbe der galizischen Bahn- 
verwaltung Ein Zimmer im Aufnahmsgebäude als Kanzlei sofort zur YerfOgung 
stellen. — Dagegen wird die daselbst befindliche der k. k. Osterreichischen 
Staatsverwaltung gehörige Baraks seitens der k. k. DirecHon der Sster- 
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reicliischen StnatseiHciibahnbanten auf Kostt n dor Epcrie.^-'I arn'iwpr KisfMj- 
bahngosollgcliaft oiitspn'chend adaptirt und ( sodann i dt-r Eperie.s-'i'arnüwer- 
EUenbahnfji'scllsc'liaft in das aiisschlipfjslir'lie Eijreiitlium Ubrrlasscn. 

Der Werth der inni^rcstalteteii ]i:u:>ke darl jedocli dein im Artikel 7 
au^etrebenen gcgeuwärtigeu Wertbcapitale derÖtatiouOrlo uicht zugesoUlageu 
werden. 

Die Feststrilun^r der niilKTcii Bedinirnnfren über die in der Station Orlö 
erl'orderlichen lltTstcUun^en, sowir über die Diirchrdhrun.!::' des Auschliiss- 
dienstes in der Station Orlu iiberliaupt. bleiben drr besonderen Vereinbarang 
der beideu betriebführeuden Baliuverwaltungen vorbehalteu. 

Artikel 

Für die Beistellunq: der Fabrbetri< !»sniittcl in der Streeke ()rl«')-Grenze 
•wird der den Betrieb dieser Streeke fUbreiulen Balinverwaltunj; seitens; d«^r 
Eperies-Tarn/jwer Kisenl>ahn?resellscbaft eine jähriielie Panscbah ergütunf^ 
im Bt trage von Zweitauseud Einhimdert ^2100; Gulden österreichische 
Währun^'^ entriclitet. 

Bezü;,Mieb der Wajjenrepartirun;:^ wird die Streeke Orlo - Lnnde^^gTenze 
als zur Tarn(!>\v-Lehieli6wer Bahn frebiUif; betraclitet, und e-^ wird sonacb die 
den Betrieb dieser Linie liilirende Verw.Tltun^^ in den Ai rechnun^^en mit 
InMnden Halmen an< li mir der Kperies-Tarnuwer EisenbahiigeselUcliaft mit 
der VVageuiuiethe der t^treclce Orl6>Landeagreuze belastet. 

Artikel 10. 

Fär die Besorgunjc des Fahr- und Zugsl'ördertinjrsdienstes, ineln-^ive des 
Werkstiittendiensles in der Streeke Ürlo-Landesgrenze wird der galizisehen 
Bahnverwaltnng seitens der Eperies-Tarnowcr Eisenbahngesellsehart eine 
Vergütung auf Grund der in dieser Strecke zurüekgelcgten Zugskilometer 
geleistet, wobei jedoeh der Einheitspreis für das Zugskilometer nieht nach 
den Ergebnissen der betriebsfUhrendeD galizisobeu Bahnverwaltung, sondern 
nach jenen Ergebnissen zn bercclinen sein wird^ welche in dem, «lern Rech- 
nungsjahre vorangegangenen Jahre auf der ganzen Linie des Besitzers der 
Strecke P^peries-Orlo fiir die obigen Di. iist/weiL^e ezclusive der ausserordent« 
liehen Auslagen für Unfälle erzielt worden sind. 

Artikel 11. 

Die Verrechnung zwischen den beiden betheiligten Bahnverwaltnngen 
wird vierteljährig u. z. zwei Monate nach Qoartalabschluss gepflogen. 

Bei der Anfstellaiig der letzten Quartalreohnang soll die BiohtigstelloDg 
der früheren Quartalsrcchnongen erfolgen. 

Der sich ergehende Saldo, welchen die schuldende Partei längstens 
binnen Einem Monate nach Zusendung der Reehnung zu begleiohen liat, ist 
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Ton der Mitte des Quartals, für welche die Abrechnung erfolgt, mit 6 Per- 
ceot zu verzinsen. • 

Es wird jedoch einverständlich festgesetzt, dass Remänglungen der von 
der einen oder der andern Bahnverwaltung gelegten Rechnung längstens 
binnen Diei Monaten nach Rechnungslegung erfolgen milssten, widrigens 
dieselben nicht mehr berücksichtigt werden sollen. 

Artikel 12. 

Alle ans diesem Vertrage entspringenden eivilrechtlichen Streiti<rkeiten 
werden, falls dieselben nicht durcli die zunächst einzuholende Entscheidung 
der beiden hohen Regierungen bciprelegt werden können, bei jenem Gerichte 
durchzufuhren sein, welchem die geklagte Unternehmung nach ihrem ordeut- 
Uohen Wohnsitze untersteht, wobei jedoch die einverstäudliche Aufstellung 
fiies Schiedsgerichtes nicht ausgeschlossen sein soll. 

Artikel l.'J. 

Der trc^einviirtige Vertm;; tritt erst nacli erfol;j:ter Genehmigung Ihrer 
Excellenzen des Herrn k. k. Handelsministcrs und des Herrn königlieh 
ungarischen Ministers für Comniunieationen und öffentliche Arbeiten in Wirk- 
samkeit nnd bleibt sohin während der ganzen Dauer der Coucession für die 
Eisenbahn Eperies-Orld-Landesgrenze in Kraft. 

Vgl. die Bemerkung am Schlntia des Vertrages. 

Artikel 14. 

Die Eperies-Tamöwer Eisenbahngesellschafl verpflichtet sich, Uber 
Verlangen der galizischen Bahnverwaltong die Einverleibung des gegen- 
iHbtigen Vertrages im ungariseheD Eisenbahn-Gmndbnohe, jedoch auf Kosten 
der letsteren Verwaltung durohzufUhren. 

Artikel 15. 

Die k. k. Staatsverwaltung hat die für diesen Vertrag entfallenden 
gesetzlichen StempelgebUhren allein zu tragen. 

Der Vertrag wird in zwei Exemplaren ausgefertigt^ von welchem das 
gestempelte der k. k. Direction der Staatseisenbahnbauten, das ungestempelte 
der EperieS'Tamöwer Eiseubahngesellschaft ausgefolgt wird. 

Urknnd dessen die nachfolgenden Unterschriften. 

Wien, 3. August 1876. 

fiperyes tarnowi vnsut magyar Für die k. k. Direction der Staats- 

orszigi rcsz: eisenbahnbauten: 

Steiger m. p. letl m. p. 

latlbif r m. p. 
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Die iintt'izeiclineteii bevollmächtigten Vertreter der k. k. privilegirtea 
Kasfhau-Oderberger Eisenbahngesellschaft erklären hiermit, dass sie bei 
dem Abschlüsse des vorstehenden Betriebsvertrages mitgewirkt haben und 
Bobin für den Fall des Zustandekommens der in Aussicht genommenen Fusion 
der k. k. privilegirten Kaschau-Oderberger Eiscnbahngescllschaft und der 
Eperics-Tarnower EisonbnhDgeselUoh&ft den Bestimmungen dieses Vertrage» 
vollinhalUicb beistimmen. 

Wien, 8. Aiignst 1876. 

K. k. privilegirte Kaschau-Oderberger Eisenbabugeseilscbaft. 
FftMwarj m, p. lalitre m. p. 



Z. 25579. 

Vorstehender Vertrag wird auf Grund des mit dem königlich ungarisehikD 
Ministerium für Gommunioationen und öffentliche Arbeiten gepflogenen Ein- 
Yemehmens genehmigt. 

Wien, am 16. Angast 1876. 

Der k. k. üandelsmiuister : 
GhlaBeeky m. p. 



5. Protokoll, 

aafgflnommen tm k. k. Handelsminltterlani am 6. August 1876. 

Anwesend: 

Von Seite der k. k. Begierung: 

Der Generaldireetor des Österreichisoben Eisenbahnwesens, Herr k. k. 
SeetioBsckef von Nirillig. 

Herr k. k. Sectionsrath J. Bayer in Vertretung des k. k. Finanz- 
ministeriums. 

K. k. Ministerial-Seeretlr L. Wrka in Vertretung des Referenten, ingleieh 
als Protokollfnhrer. 

Von Seite der königlich ungarischen Regierung: 

Uerr königlich ungarischer Sectionsratb Eugen SiabA. 
Herr Ck^mmissär der königlich nngarlRchen Qeneralinspeotion fUr Eisen- 
bahnen und Dampfschifffahrt Emil von Tkaly* 
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6eg«iiBtand der Verhandlung ist die Vereinbarung der Bedingungen, 
«Dter welchen dem zwischen der k. k. Direction der StaatscisenbahnbauteD 
ni der AetiengeselUchaft der Eperies-Tarndwer Eisenbahn (ungarischer 
Theil) unterm 3. Angost 1. J. abgeschlossenen Vertrage beziiglich dei Betriebs- 
filhruig snfderTbeilatreekeOriö-lAndesgreDze die vorbehaltene Genebmignne^ 
der beiden betbeiUgten Regieningen za ertheilen wKre. 

In Gemttssbeit der iwiseben Ihren Ezoellenzen dem Herrn k. k» 
Htndelsminister nnd dem Herrn kdniglieh ungarischen CommanicationB- 
Düuster getroffenen Vereinbamng ist die Festsetzung der Bedingungen dea 
Ansehlnases der k. k. Staatabahnlinie Tamöw-Lernchöw-Landesgrenze an di» 
Lide Eperiea-Orld-Landesgrenze znnXehst der Verständigung der Eigen- 
thtraer der genannten beiden Bahnlinien Uberlassen und nur die Genelimigung* 
des diesaftlligen Uebereinkommena zwischen den beiden betbeiUgten Bahn> 
Terwaltnngen vorbehalten worden. 

Naehdem sonaeh zwischen der k. k. Direction der StaatseisenbahnbanteD 
ia Vertretung der k. k. Staatsverwaltung als Eigenthttmerin der EiRenbnhn- 
Haie Tam6w.Lelrneh6w-Grenze einerseits und der AetiengeaellBchaft der 
Eperies-Tknidwer Eisenbahn (ungarischer Theil) als Eigeuthflmerin der Linie 
fiperies-Orld-Grenze andererseits unterm 3. August d. J. der diesem ProtokoUe 
m amtlieh beglaubigter Absebrift beigeheftete Vertrag bezttgtieh der Betriebs- 
führong auf der Theilstrecke Orlö-Landesgrenze und bezjttgUeh der gemein- 
Mmen Benützung des Bahnhofes Orlö abgeschlossen worden ist, sind nunmehr 
die Bedingungen festzustellen, untctr welchen diesem Vertrage die yorbebalten» 
staatliehe Genehmigung zu ertheilen wäre, femer die aus Anlass der beab- 
liehtigten Teberlassung des Betriebes der ungarischen Theilstrecke Orl6- 
Landesgrenze an eine österreichische Bahnverwaltung auftauchenden staats- 
rechtlichen Fragen zur Austragung zu bringen* 

Es werden diessfislls zwischen den unterzeichneten Vertretern der k. k. 
Begieruug einerseits nnd der kSniglieh ungarincben Regierung andererseita 
mit Vorbehalt der Genehmigung Ilirer Excellenzen des Herrn k. k. Handels- 
ministeraund des Herrn königlich ungarischen Ministers fUr Communicationeife 
und öffentliche Arbeiten nachstehende Vereinbarungen getroffen. 

L 

Der vorliegende Betriebsvertrag bezttglioh der Theilstrecke Orld-Lnndea- 
grenze wird von den unterzeichneten Regierungs- Vertretern zur Kenntnis» 
genommen und vom Standpunkte beider Regierungen vollinhaltlich zur 
Genehmigung geeignet befunden. 

Es wird Jedoch einverständlieh festgesetzt, dass die Genehmigung diese» 
Vertrages seitens der beiden Regierungen gleichzeitig mit der Genehmignng- 
der m dem Protokolle vom heutigen Tage in Bezug auf die gemeinsam» 
Reehnungsfttbrnng für die Linien der zu fuslonirenden Kaschau-Oderberger 
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Bahngesellschnft und der Aotiengresellschaft der £peries>Tarii6wer Bahn 
•(ungarischer Theil) getroffenen Vereinbaningen einerseits und mit «Ut 
definitiven Znstiiiiirmn» der königlich ungarischen IJegierung zu dem zwischen 
der k. k. österreichischen Sfaatsvorwaltnng und der Ersten unjjarisch- 
galizischen Eisenbahn unterm 10. April 1876 abgeschlossenen IJetriebs- 
A'crtrnge bezUglich der Eisenbahnlinie Tarnöw-Letacb6w und der Dniester- 
fiabn andererseits zu erfolgen hat. 

In formeller Beziehung wird vereinbart, da-ss die Beisetzung der Geneh- 
inignngsolausel zu diesem Vertrage im Einvernehmen mit dein königlich 
ungarischen Ministerintn fUr Commnnlcationen und difentliche Arbeiten durch 
•das k. k. Handclsniinisterium und die Zastellnng des ratificirten Vertrages 
an die Eperies-Tarndwer Eisenbahngesellsohaft im Wege der k. k. Direotion 
4er Staatseisenbahnbanten erfolgen soll. 

U. 

Die volle Staatsliolicit in Ansehung der Bahnstreekf ( )rl«')-L.anilt'vLrreu7.c 
Ijleibt der köiii;LMi("li iiiijrai ischen Regierung vdrhelialtcii und wird insbesuiulere 
•die Ausübung der staatlii-licn Oberaufsicht über die l)t'triobfiihn'nde Unter- 
nehmung in allen auf die gedachte Bahnstrecke boziigll'-iiru Bau-unvi Betricbs- 
angelegenheiten mit den im F(dgt nd('ii vereinbarten Ausnahmen von der 
köni;rlieh un;iarischeu Geuefal-lnspection illr Eiseubahneu und ScUilTfahrt 
■ausgeübt werdeu. 

UI. 

Die Eisenbahnstrecke OrldXandesgrenze wird in Bezog auf den Betriebs» 
dienst als ein integrirender Bcstandtheil der galizischen Anscblassbahn 
Tarn^w-Lefacbdw-Landesgrenze zu behandeln sein nnd wird insbesondere 
<ler Postdienst von der Landesgrenze bis Orl6 von der k. k. österreichischen 
Verwaltung besorgt. 

IV. 

Nachdem für die Theilstrecke Orlo-Landesgrenze und die galizisehc 
Anschlussbahn naturgemäss gemeinschaftliche Fahrpläne, Personen- und 
Frachtentarife, sowie sonstige Transportbestimmnngen aufgestellt werden 
müssen, so wird die formelle Genehmigung der Fahrpläne der Personen- und 
Fraciitentarife, sowie der sonstigen Transportbestimmungen für die Theil- 
atrccke Orlo-Landesgrenze der k. k. österreichischen Regierung übertragen. 

Bei der Genehmigung der Fahrpläne sollen jedoch die zwischen den 
beiden Uegierungen bestehenden oder künftig zu treffenden Vereinbarangen 
bezüglich dos Anschlossverkehres zur Anwendung kommen. 

V. 

Sämmtliche Beamten und Diener sind ohne Unterschied des Ortes ihrer 
Verwendung rtteksichtüch ihrer Qualiftcation, der Disciplinarbehandlung nnd 
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der BODstigen pendnUoheii Bezieliiingen nur der AnsteUangsbehörde, bezttg- 
lieh deo fttr die letstere geltenden gesetzliehen Normen im Uebrigen aber 
den Gesetzen und Behörden des Staates unterworfen, in welehen sie iliren 
Site haben. 

VI. 

Die vorstrlifMulcii Vereinbariiiif^en sollen fUr die ganze Dauer der Con- 
eeBüoa der Eisenbahnlinie £pene8«0rlö>Landesgrenze in GteitHng bleiben. 

Vir. 

Die unterzeichneten Vertreter der k. k. Regierung oinerBeits uiul der 
iujDiglich ungarischeu Kegiemng anderseits erklären ihre Bereitwilli^^keit, die 
Torbehaltene Genelimig-nng des vorstehenden Uebereiukommens durch Ihre 
Hxcellenzeit <l* nk.k.Handel8mini8ter einerseits und deo königlich ungarischen 
-Minister für Coraraunicationen und öffentliche Arbeiten andereraeits und die 
Beiunntgabe der ejfolgten Znstimmnng längstens bis 10. Angost 1. J. zu 
erwirken. 

Hiermit wurde das vorritehende, in zwei Parien ausgefertigte Protokoll 
^.esen und allseitig gefertigt. 

Wi<Bn, am 5. August 1876. 

Für die k. k. Kegieruug: Für die königlich ungarische Regierung : 

W. Mrdllig m. p. SiiM Jenö m. p. 

Job. Bajer ni. p., Thaljr Emil m. p. 

k. k. Section^rath. 

L. Wrbi ro. p.^ 

k. k. Ministerial-Sccretär, ProtokoUfährer. 



Das vorstehende ProtokoUar-Cebereinkommen wurde vom königlich 
QDgarisoheu Communicationsministcrium unterm 12. August 1870 und vom 
k. k. Handelsministerium unterm 16. August 1876 genehmigt. (H. M. Z. 
25579 ex 1876.) 



6. Betriehs-Ueberuahiue durch die Erste UDgariseh-galizische 

Eisenbahn. 

Der Verwaltungsrath der Ersten ungariseh-galizischen Eisenbahn hat 
sof Omnd des in der Oenerahrersammlung am 28. Juni 1876 genehmigten 
Vertrages vom 10. April 1876 (vgl. Doo. 4 sub f) Dniester-Staatsbahn) den 
Betrieb der Staatsbahn Tamdw-Lefuehdw und in Folge Sitzungsbesehlusses 
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vom 23. August 187G auch die Ausführung des zwisclicn der k- k. Direction 
der Staatseisenbahnbauten und der EisenbahngesellBohalt der Eperies- 
Tarnöwer Eisenbahn (ungarißcher Theil) am 3. August 1870 abgeschlossenen 
Vertrages über die BctriebstUhrung in der ungarischen Tlieilstrecke Orlö- 
Landesgreuze und über die gemeinsame Benützung der Station Orlo unter 
den Bedingungen des l^rotokoUar-Uebcreiukoramens vom 5. August 187G 
namens der k. k. Staatsverwaltung übernommen (H. M. Z. 27070 ex 1876). 
Dem Verwaltungsrathe war zuvor mit dem Handelsministerial-Erlasse vom 
IG. August 1876, Z. 25579, auf Grund des mit dem k. k. Finnnzministerium 
gepflogenen Uebereinkommens die Zusicherung ertheilt worden, ..dass eine 
etwa sich herausstellende DitTerenz zwischen der von der Verwaltung der 
ungarischen Anschlussbahn vertragsmässig an die Erste ungarisch -galizische 
Eisenbahn zu leistenden Vergütung für den Antheil der Strecke Orlo (irenze 
an den Kosten der galizischen Bahnverwaltung für allgemeine Verwaltung 
und die Centralleitnng aller Dicnstzwei^'^e. sowie den Fahr- und Zugfordc- 
nings- inclusive des Werkstätlendienstes gegenüber den der Gesellschaft 
bezüglich der gedachten Dienstzweige hinsichtlich der für die Streck^ Orl<'i- 
Grenze factisch erwachsenden Au-lagen, ebenso wie die von der Ersten 
nngarisch-galizisclicn Eisenbahn für die Mitbenütznng des Bahnhofes Orlo 
und für die Besorgung des gemeinsamen Dienstes in dieser Station an die 
ungarische Hahnverwaltuiig vertragsmässig zn leistende Vergütung in die im 
Sinne des Betriebsvertr;iL:*<"s vom 10. April 187<i für die Staatsbahn 
Tarnow-Lehichdw zu führende Betriebsrechnuug eiugeätelU werden dürfen. <* 



7. Betriebs-Erdffkiuiig. 

Die Erijftnung des Betriebes auf der Staatsbahn Tarnow Letucliüw und 
gleichzeitig auf der ungarischen Anschlussstrecke von der Laudesgrenze bis 
Urlü erfolgte am 18. August 1876. 



b) Istrianer Staatsbahn. 

1. Qesets Tom 30. April 1873, B. Bl. Nr. 79 und C. Bl. Nr. 63, 

betreffend die Heratellang einer Lisiobahn von Divazza nach Tola mit einer Abxweigung nacli 

RovigBO. 

Mit Zustitnmuug beider Häuser des Reiohsrathes finde Ich auzuurdneu, 
wie folgt: 

Artikel I. 

Die Regiening wird ermächtigt, eine Locomotiv-fiisenbahn von der 
Station Divazsa der Wien-Triester Linie der Sfldbahngesellscbaft nach Pola 
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aebti einer in der Nähe des Zwischenpunctes Canfaiuuro ausgehenden Ab- 
tweignag nach Bovigno entweder aaf Staatskosten auszuführen, oder deren 
AnsfOhrnng durch Coneessionsertheilang unter den Bedingungen dieses 
OMSttes siehersastellen. 

Artikel II. 

Im Falle der Ausführung dieser Eisenbahn auf Staatskosten wird der 
He|,neruu<,^ für das Jahr 1873 eine Baudotation vouZweiMiilioneu (2,000.000) 
Guideu bewilligt. 

Vgt amea 8. 

Artikel III. 

Im Falle der Ertheilnng einer Goncession kann für diese Eisenbahn 
vom Staate die Garantie eines jährlichen Reinerträgnisses, mit Inbegriff der 
Tilgungsqnote, in der Mazimalsnmme ron Dreinndvierzig Tausend aclit- 
hnndert (43.800) Gnlden österreidiisohe Währung in Silber durchsohnittlieh 
per Heile für die Dauer der Conoession augesichert werden, so awar, dass, 
wenn das jahrliche Reinerträgniss den garantirten Betrag nicht erreicben 
sollte, das Fehlende jedoch nur bis zur obigen Mazimalsumme Ton der 
Stsatsrenraltnng zu ergänaen sein irird« 

Die auf Orund der nachzuweisenden wirkliehen Bananslagen, inclnsiYC 
dsrOeldbesehaffhngskosten und derintercalaizinsen, festsusetsende Garantie 
des zu fttnf Percent zu berechnenden Reinerträgnisses sammt Tilgungsquote 
von dem aufgewendeten Baucapitale hat mit dem Tage der ErdlTnung des 
fietriebes der ganzen garantirten Eisenbahn in Wirksamkeit zu treten. 

Artikel IV. 

In Ausftthmng des Artikels III sind folgende Bestimmungen zu treffen : 

1. Von dem garantirten Jährlichen Reinerträgnisse ist deijenige Betrag 
zsr Capitalstilgung zu Tcrwenden, welcher durch die Staatsverwaltung nach 
«mem Ton ihr zu genehmigenden Amortisationsplane, demzufolge das emit- 
tiite Capital vriUirend der Daner der Ooneession zu tilgen ist, bestimmt 
Verden wird. 

2. Der von derStaatsrerwaltung ausAnlass der ttbemommenen Garantie 
sllsnialls zu zahlende Zuschuss ist Uber vorausgegangene Prftftmg der vor- 
zdegenden documentirten Jahresrechnung drei Monate nach deren Ueber- 
ttithing fläasig zu machen. 

DasAerar wird jedoch auch frflher zurEulösnng der Tcrfallenen Actten- 
und Obligationencoupons nach liassgabe des auf Grund des Ertragspräli- 
ninars richtig gestellten Erfordernisses, Thdlzahlungen unter Vorbehalt der 
mf Grundlage der Jahresrechnung zu pflegenden Abrechnung leisten, wenn 
der Concesaionär sechs Wochen yor der Verfallszeit das bezügliche An- 
suchen gestellt hat 
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Wenn nach endgrltiger Feststellung der Jahresreciinnng, welche spxte* 
Btens binnen drei Monaten nach Ablauf des Betriebsjahres TOnalegen sein 
wird, sich heransstellen sollte, dass die VorsehOsse an hoch bemessen worden 
sind| so hat der ConcessionXr den erhaltenen Hehrbetrag mit Zurechnung 
von sechs Percent Zinsen sofort su reAmdiren. 

Der Anspruch auf Leistung eines Zuschusses von Seite des Staates 
muss aber längstens innerhalb eines Jahres nach Ablauf des betrelTenden 
Betriebsjahres erhoben werden, widrigenfalls derselbe erloschen ist 

3. Der Betrag, welchen die Staatsverwaltung in Folge der ttbemom- 
menen Garantie zahlt, ist lediglich als ein mit vier Percent jährlich verzins- 
licher Vorschuss au behandeln. 

Wenn der Reinertrag der Bahnstrecke die garantirte Jahressnmme ttber- 
schreitet, ist die Hälfte des diessfälUgen Ueberschnsses sogleich zurZnrttck- 
zahlung des geleisteten Vorschusses sammt Zinsen an die Staatsverwaltung 
bis zur gänzlichen Tilgung abzuführen. Von der erübrigenden anderen 
Hälfte ist ein von der Staatsverwaltung statutenmässig zu bestimmender 
Theil in den Reservefond zu hinterlegen. 

Die Berichtigung der fälligen Zinsen hat der Refbndirung der Vor- 
schttsse voranzugeben. Forderungen des Staates an solchen Torsehttflsen 
oder Zinsen, welche bis zur Zeit des Erloschene der Concession oder Ein- 
lösung der Bahn noch nicht bezahlt wurden, sind ans dem noch erübrigenden 
Yermögeu der Untemehmuug zu berichtigen. 

Artikel V. 

Für die im Artikel I angeführte Eisenbahn wird die Befreiung von 
der Einkommensteuer und der Eutrichtiiug der Coupous-Stämpelgebühren, 
sowie von jeder neuen Steuer, welche etwa dureh künftige Gesetze einge- 
führt wird, während der Bauzeit und durch neun Jahre, vom Tage der 
Betriebseröffnung der zu erbauenden Bahn an gerechnet, zugestanden. 

Es wird ferner gestattet, dass die erste Ausgabe der Actien und 
Prioritätsobligationen, mit Einsohlnss der Interimsscheine, stämpel- und 
gebührenfrei stattfinde. Dessgleichen wird die Befreiung von der bei den 
Grundeinlüsuugen auflaufenden Uebertrapuugsgebühr zugestanden. 

Zur Entrichtung derStämpel und Gebühren lür alle Verträge, Eingaben 
und sonstigen Urkunden zum Zwecke der CapitalsbeschaÜ'ung, sowie des 
Baues und der Instruirung der IJnhn wird eine Frist bis zur Eröffnung des 
Betriebes der einschlägigen Balmstrecke bewilligt. 

Die alirälligen Kosten derNutirung i1(M EtTccten auf in- und ausländischen 
Börsen, sowie nacli Ablauf der steuerfreien Jahre von der Unternehmung 
zu leistenden Steuern düriV ii in die Betriebsrechnung als Ausgabspost ein- 
gestellt werden; bezüglich der Coupuns-ätämpelgebiibrea ist diess nicht zu- 
lässig. 
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Für die Staatszuflchüsse ist vou der Unternehmung keine Einkommen» 
Steuer zu entrichten. 

Artikel VI. 

Der Bau der im Artikel I angeführten Eisenbahn musB binnen längsten» 
tvei Jahren, vom Tage der Concessionsertheilnng an gerechnet, ausgeführt 
nd die fertige Bahn bis zu diesem Zeitpunete dem 9ffentliehen Verkehre 
Übergeben werden. 

Fttr die firffiUung dieser Verpfliehtung hat der Concessionir der Staats- 
Terwaltnng in der von ihr zu bestimmenden Art und Weise entspreehende 
Sieherheit zu leisten. 

Im Falle der Niehterfllllung der obigen Verpflichtung kann die Cautioi^ 
ils verfallen erklXrt werden. 

Die ans diesem Anlasse hervorgehenden Aete und Urkunden geniessen 
die Gebühren- und Bttmpelfreiheit. 

Artikel VII. 

I»'h' Verg^ebung der Bauarbeiten hat abgesondert von der Geldbeschaffung^ 
aui (inuid des von der Regierung festzustelleudeu Bedingnissheftes im Offert- 
wege stattzufinden. 

Alb' Brücken, dann alle anderen namhaften Baaobjecte und Kunstbauten. 
&ind aus Eisen und Stein herzustellen. 

Die Geldbesehaffiin^ hat ^^leifhfalls im ( HbMt\vc;fe zu ;reschehen und 
wird für die auBzu,ir< bendcn Etlect -n (b r durclisclinittliehe Mininial-Kinmis- 
«ioii?;c"ur>j von siebennndachtzi?: (iuldcn österreichische Währung tlir je 
100 Ü. Silber des Neunwerthes festgesetzt. 

Artikel VIII. 

Die Dauer der Concession wird auf neunzig Jahre, vom Ta^e der 
£r9ffnang des Betriebes auf der ganzen im Artikel I angeführten Bisen bahn^ 
festgesetit. 

Bei Feststellung der sonstigen Gonoessionsbestimmungen ist auf die 
Anordnungen des Gesetzes vom 1. Juni 1868 (R. Q. Bl. Kr. 66) in Betreff 
derBedingnngennndZugestiudntsse fttrdie Unternehmung der Ssterreiobisehen 
Nordweotbahn tbnnliehst Rttoksioht zu nehmen; was jedoeh die Personentarife 
saUagt, so haben die eonoessionsmissigen Tarife der Sttdbahn Anwendung- 
n finden. 

Artikel XI. 

Der Handelsninister und der Finanzminister shid mit dem Vollzuge dea 
gegenwirtigen Qesetzes beauftragt. 

Wien, am 30. Aprfl 1878. 

Franz Joseph m. p. 
Aieispf rg m. p. Baibais p. Prelis m. p« 
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2. Inaugriffnahme des Baue» auf Staatskosten. 

Mit Allerhöchster EntsehlieMong yom 18. Deoember 1878 (H. IL Z. 
43465 ex 1873) wurde die Inangriffnahme des Banes der Eisenbahn Ton 
DiTazza nach Pola mit einer Abzweigung nach Rovigno anf Staatskosten 
^nehmigt. 



S. Vertrag^ 

welcher zwischen dem k. k. llandelsrainistcriiim und dfiii k. k. Finanzministerium in Vertretung 
4er k. k. SlaAtsverwaltung einerseits und der k. k. pnvilegirten ^üdbahngesellschalt ander- 
seits an naten angesettten Tage und Orte in BettelT der BetiiebsflUiraiig auf der Babnliiie 
Biraua-Pola nad Canfaiaie-Rovigae (Istrianer Bahn) abgesehlotten werden ist. 

§• 1- 

Die k. k. Staatsverwaltung überträgt an die k. k. privilegirtc Sü(ll)nliu- 
gcficllsehaft und dicBC übernimmt die Führung des gesammteu Betriebsdienstes 
a,uf der durch die k. k. Staatsverwaltung hergestellten Istriauer Bahn, das ist 
auf der Hauptlinie Divazza -Pola und der Zweigbahn Canfanaro-Rovigno gegen 
4as in den §§. 4 nnd 5 festgesetzte Entgelt. 

§. 2. 

Die k. k. priv. Südbahn^'oscllschaft ist verpflichtet, den Personen- und 
Sachen verkehr, den commerzielien Dienst, den Bahnaufsichtsdienst, die 
Instandhaltung und Reparatur der Fahrlietriebsmittei, diinn über Verlangen 
der k. k. Regierung auch die Erhaltung der Bahn sowie der Bauiii likeiten 
und deren Zugehör zu besorgen, das lür diese verschiedenen Dienstzweige 
-erforderliche Personale aufzustellen, alle nöthigeu Reparaturs- und Ver- 
brauchs-Materialien zu liefern, nnd alle anlüsslich der Führung jenes 
Üetriebes erforderlichen Ausgaben zu bestreiten. 

Unter den Letzteren sind die mit dorn Betriebe verbundenen Miethzinse 
und die V'crBicherungsgeblihren für Transports- und Feuerschäden inbegriffen. 

Die das Bt triebsobjeet betrfflenden , derzeit bestehenden und in 
2nknnft ein;rclührten Steuern, Gemcindeumlagen . wie immer gearteten 
Abgaben und Lasten; ferner aucli die etwa seinerzeit zu entrichtende Ein- 
kommensteuer, sowie jode Steuer, welche etwa durch künftige Gesetze 
<iingeführt werden sollte, sind jedoch unter den von der k. k. privilcgirten 
•Südbahngesellschatt zu bestreitenden Betriebsauslagen nicht inbegriffen und 
lediglich von der k. k. Staatsverwaltung zu tragen. 

Die k. k. privilegirte Südbahngesellschaft ist verpflichtet, die k. k. 
Staatsverwaltung bezüglich der von dritten Personen etwa erhobenen 
Ansprüche, welche sich auf die von ihr übernommene Führung des Betriebes 
gründen, klag« und schadlos zu halten nnd tibernimmt dieselbe insbesondere 
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die Haftpflicht für etwaige ans dem Verkehrs- undRangirdienste ( ntspringendp 
körperliche Beschädigungen von Personen, sowie Schäden an Betriebs- 
mitteln und Gütern, wugo<ren etwaige Ansprttohe oder Anforderungen, welche 
fioh auf die Ausführung des Banes, respectire die Anlage der Bahn gründen, 
TOB der k. k. Staatsverwaltung auf eigene Gefahr und Kosten auszutragen sind. 

Die k. k. privilcgirte SüdbahngescUschaft besorgt alle Einnahmen, 
"Welche der Betrieb der obigen Linien abwirft, einschliesslich der Neben- 
einoahmen (als Pacht- und Miethzinse, welche von fremden Partheien, d. i. 
TOD Nichtbediensteten eingehoben werden) und stellt dieselben gemäss §. 5 
n Reelinung. 

Der Dienst der Tersohiedenen Betriebsabtheilungen wird auf eine 
den allgemeinen Hctriebsvorschrifteni sowie den Reglements der Südbahn 
entsprechende Weise geführt werden, und sind die auf den Linien Divazza- 
Pola und Canfanaro-Rovigno befindlichen Beamten, Diener und Arbeiter 
tnssebliesslieh der Autorität der k. k. privilegirten Siidbahngesellsohaft 
unterworfen. 

Die Genehmigung der Tarife und Fahrpläne, sowie der Zngsbelastnngs- 
sonnen, ist der k. k. Regierung ganz besonders vorbehalten. 

Tarifennässignngen und sonstige TransportbegUnstignngen, welcbe sich 
im Interesse des Verkehrs als erforderlich berausstelleu sollten, werden von 
der k. k. priTilegirten SttdbabngeseUsehaft nur mit Ermächtigung der k. k. 
dtaatsverwaltung gewährt 

Bezilgiieb der Leistungen ittr die k. k. Post- und Telegraphenverwaltung, 
sowie in Besag auf die Beförderung von Militilrtransporten haben die flir die 
Linien derk.k. piiTilegirtenSUdbahngesellsohaftconeessionsmässig geltenden 
Bestimmungen auch auf den Betrieb der Istrianer Bahn Anwendung zu finden. 

§. 3. 

Die Ie. k. Staatsverwaltung verpflichtet sich, die Bahnlinie Divazza Pola 
und OanfanarO'Bovigno der k. k. privilegirten Sttdbahngesellschaft in einem 
vollkommen soliden, betriebsfähigen und derart ausgerüsteten Zustande zu 
äbergeben, dass nur noch die Beistellung der Verbrauchs-Materialien, dann 
die Aufstellung des Personales erforderlich ist, um den Öffentlichen Betrieb 
dieser Linie wirklich beginnen zu können. 

Die zur techniseh-polizeillohen Prttfung erforderliehen Probe- und 
CemmisrionBzttge, sowie die zur Yertheilung der Inventar- und Verbrauehs- 
gegenstände bestimmten Haterialzttge werden von der k, k. privilegirten 
Sttdbahngesellsohaft gegen die im §. 4 festgesetzte separate Vergätung von 
65 kr.» Sage! ittnfnndsechzig Kreuzer in österreiohisoher Währung per Zugs- 
Kilometer beigestellt und in Verkehr gesetzt 

Bei Uebergabe der Bahn, und beziehungsweise der einzelnen Baulich- 
keiten ssmmt deren beweglichem und unbeweglichen Zugehör, der Fahr^ 

3 



uiyiu^-Cü Ly Google 



34 



I. Staatsbahnen. 



betriebsmittel Bod der Gegenstinde der Betrieb8*Aiuirtlstiing, sowie der 
etwaiges Katerial-Vorrftthe «n die k. k« privilegirte SttdbalmgeseUBchaft, ist 
Ton dieser geiiieiii8ohaftlie]i mit der k. k. Staatsverwaltnng ein Protokoll und 
Inventar in Dnplo anfsnnehmen, wovon jeder der beiden Theile ein Exemplar 
behSlt 

Aneh wird die k. k. Staatsverwaltung die Pttne der Bahn und der 
einzeloen Banliehkeiten, an die k. k. pririlegirte Sfidbahngesellsoliaft für 
die Daner ihrer Betriebsfilhning Übergeben. 

Als Entgelt Dir die durch die BetriebKilibrang resnltirenden Anftgaben 
und Leistungen, erhllt die k. k. privilegirte Sttdbahngesellschaft vom Tage 
der Betriebserttffnung an von der k. k. Staatsverwaltung eine jährliehe 
Pauschalsumme von Zweihundertfttnfundsiebenzlgtausend (275.000) Golden 
dsterreichische WXhrung in Noten. 

Die Ermittlung dieser Pauschalsumme beruht auf der einverstilndlich 
angenommenen Grundlage, dass in jeder Biehtang täglich nur 1 Zug verkehrt^ 
und dass die von der k. k. Staatsverwaltung fttr die Linie Divazza-Pola, 
Canfanaro-Rovigno beigestellten Fahrbetriebsmittel wihrend der Daner des 
vorliegenden Vertrages so betrachtet und behandelt werden, als ob dieselben 
Eigenthum der k. k. privilegirten SQdbahngesellsehaft wXren. 

Die obigen Fahrbetriebsmittel sind jedoch vorzugsweise auf der Istrianer 
Bahn, sowie fttr Yerkehrszwecke derselben zu verwenden. 

Fttr jeden weiteren Zug, der auf der genannten Linie zu verkehren hat, 
wird die k. k. privileghrte Sttdbahngesellschaft die separate Vergütung von 
fttuAindseehzig (65) Kreuzer Osterreichiacbe Währung per Zugs-Kilometer 
erhalten. 

Fttr die Bahnerhaltungsaaslagen, bezüglich deren Bestreitung in der 
obigen Pansehalveigtttung bloss der Bahnwäcliter- und Bahnaufslchtsdienst 

einschliessliob der Kosten fttr Centrallcitung und allgemeine Auslagen 
inbegriffen ist, wird die SUdbahngesellscliai't die monatliche Selbstkosten- 
rechnung aufstellen und der k. k. Staatsverwaltung allmonatlich zur üeber- 
prüfung vorlegen. 

Die Anthcilnnhme der k. k. Staatsverwaltung an den Kosten, vrelche anlasglich 
d«r Besorgung- de» Hahncrhaltungsdictistesi der Istrianer Staatsbahn für GeschUfteleitung' 
und Aufsicht auf der Linie im Centrale dor k. k. privileifirten Südbahngcsellschaft 
erwachsen, wurde durch den Uandelsministcrial-£rla«s vom 27. November 1876, 
Z. 84791 in der Welte geregelt, deis die ElnbesiebtiBg der HXlfte der pertSnIiehea 
BesOge der ffir die Besorguag dei Bahnaufaiehtadlenstei evf der Istrianer Steatsbahii 
au^ttellten Bahnaufseher und Sectiont-Ingenienre und des letzteren heigegebenen 
Pers'inah'f« in die trf:tn';iss obiger Bestimmung zu vergütenden factischen Bahnerhaltung«- 
Auelagen unter der Beschränkung gestattet wurde, dat-g die hienach die Istrianer Staats- 
bahn belastende Quote der vorerwähnten Ausgabsposten in keinem Falle die Maximal* 
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▼oa 7500 11. im J«kra ttbenekreiten darf. Die Central- lowi« InspecUoiu- 
ItItttiisvkoBteB Ar Baknaihaltuog lUlcn in die TereUberte PauehaleatieUdigaDg von 

ST&OOO fl. Unter dem Ausdrucke ^perflönlicbe Beztige" werden verstanden: Oeheltef 

Loeal-. Personal- und Functions-Ziilagen, Entschädigungen, Reisekosten, Gratificationen» 
Unterstützungen und Siibstitutionekosten. Die k. k. privilrgirte Südhahnfjesellsch.il't 
bat obige Antheilsberechnung mit der Eingabe Tom 23. December 1876, Nr. 1272", E 
(B. M. Z. 80061 ex 1876) anerkaniit. 

§. 5. 

Mit Schlufis eines jeden Monates stellt die k. k. privilegirtc Siidbahn- 
geseÜRchaft die definitive Rechnung der EiuDabmeu und Ausgaben inclusive 
der ihr gebührenden Eutsobädigung auf. 

Der sich ergebende Saldo ist, je nachdem er passiv oder activ ist, zu 
Gunsten der k. k. privilegirten Südbahugesellschaft, respoctive des k. k. 
Siaatsärars vom 1. des darauffolgenden Monats zu 6 Peroent verzinslich. 
Spätestens 2</2 Monate nach Ablauf jeden Quartales sind die auf dasselbe 
bezögliehen dreimonatlichen Abrechnungen der k. k. Staatsverwaltung vor- 
zulegen und sofort zu begleichen. 

Um die sie eventuell treffende Zinsenlast sa yerminderii| steht es der 
schuldenden Partei frei, auch Absohlagssahlungen zu leisten. 

Die k. k. Staatsverwaltung ist berechtiget, von der Verrechnung der 
EiDDahmeiiy sowie auch der nicht in der Pauschalsumme enthaltenen, sondern 
speciell verrechneten Ausgaben, insbesondere der Babnerhaltungskosten im 
Detail Kenntniss zu nehmen und dieselbe in der ihr geeignet erscheinenden 
Weise zu controliren; es wird jedoch ansdrttcklich vereinbart, dass die 
Detailprttfung jeder vorgelegten Rechnung von Seite der k. k. Staats- 
verwaltung innerhalb der nächstfolgenden 3 Monate beendet sein musB» und 
dans nur Bemänglungen, welche innerhalb dieser Frist gestellt werden, von 
Seite der k. k. privilegirten SiidbabngeseUachaflt zu berücksichtigen sind. 

§.6. 

Bei UnftUen, welche den Bahnkörper, Baulichkeiten, Gegenstitnde der 
Betriebsaasmatang n. s. w. ganz oder theilweise zerstdren, und ohne Ver- 
jehalden der Sfidbahngosellachaft oder des Peraonals der letzteren herbei- 
geführt werden, amd die durch solche EreignlsBeTeniraaekten Beschädigungen 
dareh die k. k. privikgii*te Sfldbabngesellschaft auf Staatskosten mit 
■Sgüdioter Beschleunigung wieder hersostoUen; dietelbe ist aber verplUebtet, 
10 ferne nicht Gefishr am Verzuge obwaltet, vorher die kompetenten Organe 
k. k. Regierung zur Conitatining der Beschädigungen beizuzielien. 
Die Koaton toloher Herstellungen sind wie die Babnerhaltungskosten 
«§• 4) ru behandeln. 

Nenherstellungen und Neuansrhaffungon, als: Verlängerung oder Vcr- 
B^ltfnng der Geleise, Vergrösserung der Stationen, Keconstructionen von 

8* 
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Unter- oder Hochbauten sammt ZugebQr, Vermehning der Fahrbetriebsmittol, 
definitive Constrootionen an Stelle von etwaigen provisorisobeD, etc., welche 
dnroh die BecIttHnieee des Dienstes oder in Folge AufBcliwungs des Verkehrs 
erforderUeh Verden sollten, werden naoh eingeholter Zuslimmunsr der k. k. 
Staatsverwaltung von der k. k. privilegirten Sttdbahngesellscliaft anf Kosten 
des k. k. Staatsärars ansgefiihrti sofeme sich die k. k. Staatsverwaltang nicht 
etwa bewogen findet, damit ansnabmsweise die k. k. Direotion ftlr Staats- 
eisenbahnbanten an betraneo. 

Die k. k. privUegirCO Sttdbabngesellschaft verpflichtet doh insbesondere 
Aber Verlangen der k. k. Staatsverwaltung nnd naeh ICassgabe des von der- 
selben zu genehmigenden Projectes die Verbindangsenrve in Divaasa in der 
Richtung gegen Triest jederzeit auf Kosten des k. k. StaatsKrars herzustellen. 

Ebenso wird eine etwa nothwendig werdende Vermehrung der Inventar- 
Gegenstlnde in den Stationen nach erfolgter Zustimmung seitens der k. k. 
Staativerwaltung von der k. )c privilegirten Südbabngesellsohall gegen 
haare Vergütung der diessfXlligen Auslagen bewerkstelligt* 

§. 8. 

Der gegenwärtige Vertrag bleibt bis zum dritten, auf die Betriebs- 
eroffnuug der Linie Üivazza-Pola und Canfanai'o-Rovigno folgenden Neujahre 
in Gilti^'keit. Insoferne derselbe niclit ein Jahr vorher längstens bis 
31. December von einem der beiden Theile gekttndiget ist, bleibt er dann 
fttr je ein weitereR Kalenderjahr in Giltijckeit. 

Bei Ablauf des Vertrages hat die k. k. privilegirte SUdbahugcscllnchaft 
die Bahn sowohl, als die von der k. k. Staatsverwaltung beigestellten Fahr- 
betriebsmittel nnd Inventargegenstände in voilstündig gutem Erhaltungs- 
zustände zurück zu geben, sowie auch die ilir anvertrauten Vorrätbe in 
natura oder nach dem inventarmäsaigen Geldeswerthe zn ersetzen. 

Die an den vorerwähnten Objecten durch die natürliche Abnützung in 
Folge regelmässiger Benützung nnd normalen Betriebes entstandenen Mängel, 
werden von Seite der k. k. Staatsverwaltung bei der Rttokttbergabe nicht 
beanständet werden. 

Die Sfidbahngesellschaft ertheilt die Zusicherung bei Besetzung der 
auf der Istrianer Bahn sich ergebenden Dienststellen, ittsbesondere der 
Bahaaufiiicht, das Personal dea k. k« Bau-Inspectorats der Istrianer Bahn 
nach Thunlichkeit zu berttoksichtigen. 

Dagegen wird das decretmässig angestellte Dienstpersonale, welches 
Bich bei Ablauf des Vertrages auf der Linie Divazza-Pola und Canfaaaro- 
Bovigno befindet, von derk. k. Staatsverwaltung mit den erworbenen Beohten 
flbemommen, insoferne dasselbe diensttauglich ist, nnd die pensionsberech- 
tigten Bediensteten nicht eine mehr als 15jährige anrechenbare -Dieostzmt 
zurttckgelegt haben. Die von diesem Personale geleisteten Pensionafonds- 
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beitrage sind der k. k. Regierung Ton der k. k. privilegirten Südbatui- 
gesellschaft auBZofolgen. 

§.9. 

Wihrend der Daner des gegenwirtigen Vertrages, das ist insolange die 
k. k. privilegirte SttdbahngesellsehafI den Betrieb der Istrianer Bahn führt, 
wird der k. k. privilegirten SOdbahngesellsehaft fttr die Mitbeniitsnng ihres 
Bahnhofes Di vazsa seitens der Istrianer-Bahn keinerlei besondere YergOtong 
weder für Betriebsanslagen noch Bahnhofsmiethe entriohtet. 

Die Erhaltungskosten der in der Station Divassa gelegenen Geleise 
imd Anlagen, welche aossehliesslich von der Istrianer Bahn benfltst werden, 
sind jedoch von letzterer zu tragen. Und sollte die Sfidbahn wegen Deckung 
ihres eigenen Wasserbedarfes in die Lage kommen, seitwdse solohes in 
Divazza an die ktrianer Zttge nicht abgeben zu können, nnd sollte der Bedarf 
der letzteren auch ans den Yorrilthen der Istrianer Bahn nicht beigefilhrt 
werden können, so wire die Stldbahn fttr die anf ihrer Linie zn Terrichtenden 
Wassertransporte zn dem Einheitspreise der Erfordemisszüge anf der 
Istrianer Bahn (§. 4j zu entschädigen. 

Fttr den Fall, dass der Betrieb der Istrianer Bahn in Folge Kündigung 
des gegenwärtigen VeHrages an eine andere Eisenbahnrerwaltüng übergehen 
sollte, werden Jedoch die Bedingungen fttr die Mitbentttsnng des Bahnhofes 
Divazza derBfldbahn durch ein ehestens abznschliessendes besonderes Ueber* 
emkommen zwischen der k. k. Stsatsverwaltang und der k. k. priTilegirten 
Büdbahngeaellschaft festgestellt werden. 

10. 

Alle aus diesem Vertrafre entsprin^jondcn Streitijrkeiten werden bei dem 
k. k. Uandelsgerichte in Wien im summarisclien Verfahren durchzuführeu sein« 

§. 11. 

Die k. k. Staatsverwaltung hat die fttr diesen Vertrag' entfallenden 
gesetzlichen Stempelgebfihren allein zu tragen. 

Der Vertrag wird in zwei Exemplaren ausgefertigt, von welchen das 
gestempelte dem k. k. Handelsministerium, das ungestempelte der k. k. 
privilegirten Sttdbahngesellschaft ausgefolgt wird. 
Wien, 16. August 1876. 
Flir die k. k. Staatsverwaltung: FUr die k. k. privilegirte Sttdbahn. 
W. nirdllufs m. p., gesellsohaft: 

Sedionsehef im HandeUministerilim. ItpfcB m. p* 

Job. Bayer m. p., ffersbeem m. p. 

k. k. Seotioiisratb. 

(U. M. Z. 25564 ex 1876). 

Genehmigt: 

Der k. k. Fiiianzmlnister: Der k. k. Handelsminister: 

rretls m. p. ChUmeeky m. p. 
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' 4. Betrlebg-Erdffhiuig« 

Die Eröffnung des Betrieltes auf der Istrianer Staatsbahn (Divazza 
Pola und Canfanaro-RoTiguo) erfolgte am 20. September ld76. 



c/i Dalmatiner Staatsbahn. 
L Oesets yom 30. April 1873, R. 0. Bl. Nr. 80 imd C. BL Hr. 03, 

bciri'fli'üd die Umteliung einer Kiscnbahn von Sjialato über Knin an die dalmalinisch-kroalische 

I.anilesgranit' nebsl Abzwi-igunut-n. 

Mit Zsstimmmig beider Häuser des Reicbsrathes finde Ich anxuordnen, 
wie folgt: 

Artikel I. 

Die Ref2:iening wird ermächtigt, die Ausführung einer Locomotiv- 
Eistnbahn von Spalato über Perkoric und Derniß nach Knin, sowie von dort 
über Ocestovo an die dalinatinisch-kroatlBche Landesj^ränze zwischen Pasic 
und Pribudic nebst Zweigbahnen von Perkovic nach Sebeiiico und von 
Orestovo über Benkovac nach Zara durch Concessionsertheilung unter den 
Bedingungen dieses Gesetzes sicherzustellen. Mit der Concessionsertheilung 
ist erat dann vorzugehen, wenn die Verbindung der Hauptbahn mit dem kroatischr 
ungarischen Eisenbahnnetze durch ein Uebereinkommen mit der ungarischen 
Regierung sichergestellt ist. 

Tgl. unten das Qeaeta Tom 16. Hai 1874 «ab 2, dann 3, 

Artikel U. 

Bei der Krtheiluug einer Concession kann für diese Eisenbahn vom 
Staate die Garantie eines jährlichen Reinerträgnisses, mit Inbegriff der 
Tilgungsquote, in der Maximalsuinme von Siebenundvierzig Tausend Drei- 
hundert Gulden (47.300 Guldeni öfitcrreichische Währung in Silber <iurch- 
Bchnittlich per Meile für die Dauer der Concession zugesichert werden, so 
zwar, dass, wenn das jiihrliche Reiiicrträgniss den garantirten Betrag nicht 
erreichen sollte, das Fehlentle Jedoch nur bis zur obigen MaximaUumme von 
der Staatsverwaltung zu ergänzen sein wird. 

Die auf Grund der nachzuweisenden wirklichen Bauauslagen, inclusive 
der Geldbeschaffuiigskosten und der Intercalarzinsen, festzusetzende Garantie 
des Reinerträgnisses samint Tilgungsijuote von dem aufgewendeten Bancapitale 
hat mit dem Tage der Eröffnung der ganzen garantirten Eisenbahn, bezüglich 
früher eröffneter TheilNin ekm jedoch mit dem Tage ihrer Betriebsetzung im 
Yerhältnisae der Meilenzahl insoferne in Wirksamkeit zu treten, als durch 
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die Erüffiiunf^ dieser Strecken eine ununterbrochene Schienenverbiudung 
iwiscben Spalato, Kuin, Sebeuico und Zara hergestellt wird. 

Artikel HI. 

In Ausflilirung des Artikels II sind folfrende Bestimmungen zu treften : 

1. Von dem garantirtcn jährlichen Reiiierträgnisse ist derjenige Betrag 
inr Capitalstilgung zu verwenden, welcher durch die Staatsverwaltung 
nach einem von ihr zu genehmigenden Amortisationsplane, demzufolge das 
«mittirte Onpital während der Dauer der Concession zu tilgen ist, bestimmt 
werden wird. 

2. Der von der Staatsverwaltung auä Anlass der übernommenen Garantie 
allenfalls zu zahlende Zuschuss ist über vorausgegangene Prüfung der vor- 
zulegenden documentirten Jabresreobnung drei Monate nach deren Ueber- 
reiobung flüssig zu machen. 

Das Aerar wird jedoch auch früher zur Einlösung der verfallenen 
Actirn- und Obligationen -Coupons nach Massgabe des auf Grund des Ertrags- 
Prküminars richtig gestellten Erfordernisses, Theilzahlungen unter Vorbehalt 
^er auf Grundlage der Jabresrechnung zu pflegenden Abrechnung leisten, 
wenn der Concessionär seoba Wochen vor der Verfallszeit das bezügliche 
Ansachen gestellt hat. 

Wenn nach endgiltiger Feststellung der .lahresreobnnng, welche späte- 
stens binnen drei Monaten nach Ablauf des Betriebsjahres vorzolegen sein 
wird, sich herausstellen sollte, dass die Vorschüsse zu hoch bemessen worden 
sind, so hat der Concessionär den erhaltenen Mehrbetrag mit Zurechnung von 
sechs Peroeut Zinsen sofort zu refnndiren. Der Anspruch auf Leistung einea 
Zuschusses von Seite des Staates muss aber längstens innerhalb eines Jahres 
nach Ablauf des betreffenden Betriebsjahres erhoben werden, widrigenfalls 
dMselbe erloschen ist. 

3. Der Betrag, welchen die Staatsverwaltung in Folge der übernommenen 
Garantie zahlt, ist lediglich als ein mit vier Peroent j&brüch Terzinslioher 
Vorschuss zu behandeln. 

Wenn der Reinertrag der Bahnstrecke die garantirte Jahressnmme 
überschreitet, ist die Hälfte des diessflUligen Ueberschnsses sogleich znr 
Zorttckzablnng des geleisteten Vorschusses sammt Zinsen an die Staatsver- 
waltung bis zur gänzlichen Tilgong abznfllhren. Von der erübrigenden anderen 
Hülfte ist ein von der Staatsverwaltung statutenmlssig sn bestimmender 
Theil in den Reservefond zu hinterlegen. 

Die fierichtignng der fälligen Zinsen liat der Befündirnng der Vor- 
schüsie voranzngehen. Forderungen des Staates an solchen Vorschttssen oder 
Zmsen, welche bis zur Zeit des ErlUschens der Coneesalon oder der Ein- 
iosang der Balm noeh nieht bezahlt wurden, dnd aus dem noch erübrigenden 
Venaügen der Unternehmung zu berichtigen. 
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Artikel IV. 

Fttr die im Artikel I angefahrte Eisenbahn wird die Befreiung von der 
Einkonunenstener und der Entrichtong der Conpons^StSmpelgebtthren, sowie 
von jeder neuen Steuer, welche etwa durch künftige Gesetze eingeflihrt wird, 
während der Bauseit und durch neun Jahre vom Tage der BetriebserÖffnung 
der zu erbauenden Bahn an gerechnet, sugestanden. 

Es wird femer gestattet, dass die erste Ausgabe der Actien und 
Prioritats- Obligationen mit Einschluss der Interimscheine stampei- und 
gebührenfrei stattfinde. Dessgleiohen wird die Befreiung von der bd den 
Qrundeinlösungeu auflaufenden UeberiragungsgebUhr zugestanden. Zur 
Entriehtung der Stimpel und Gebühren fttr alle YertrSge, Eingaben und 
sonstigen Urkunden anm Zwecke der CapitalsbescbafTung, sowie des Bauea 
und der Instnürnng der Bahnstrecken wird eine Frist bis aur ErSflbung de» 
Betriebes der einschlägigen Bahnstrecken bewilligt. 

Die aUiXUigen Kosten der Notirung der Effecten auf in- und ans- 
lündischen Barsen, sowie nach Ablauf der steuerfreien Jahre von der Unter- 
nehmung zu leistenden Stenern dürfen in dieBetriebsreehnung als Ausgabspost 
eingestellt werden; bezüglich der Coupons-StitmpelgebOhren ist diess nicht 
zulässig. 

FUr die Staatszuschüsse ist von der Unternehmung keine Einkommen* 
Steuer zu entrichteu. 

Artikel V. 

Der Bau der im Artikel I angeführten Eisenbahn mit Ausschluss der 
Strecke von Ocestovo an die Lande8;;ränze, bezüglich welcher bei Festsetzung 
der Baufrist auf die gleichzeitige Ausführung eines Anschlusses in nördlicher 
Bichtung Bedacht zu nehmen ist, mnss binnen längstens drei Jahren vom 
Tage der Concessionsertheilung au gerechnet ausgeführt und die fertige 
Bahn bis zu diesem Zeitpunkte dem öffentlichen Verkehre übergeben werden» 

Für die Erfüllung dieser Verpflichtung hat der Concessionär der Staats- 
Verwaltung in der von ihr zu bestimmenden Art und Weise entsprechende 
Sicherheit zu leisten. 

Im Falle der Nichterfüllung der obigen Verpflichtung kann die Oaution 
als verfallen erklärt werden. 

Die aus diesem Anlasse hervorgehenden Acte und Urkunden geuiessen 
die Gebühren- und Stämpell'rciheit. 

Artikel VI. 

Die Vergebung der Bauarbeiten hat abgesondert von derGeldbcseliaflf\ing 
auf Grund des von der Regierung festzustellenden Bedingnissheftes im 
Offertwege stattzufinden. 
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Die GeldbesehaihiDg hat g:leichfall8 im Offertwege zu gesoheheii) und 
wifd flbr die auBzngebenden BffeeteD der dnrehsehnittlicheMinimal'EiiiisBioQS- 
eonni von fttnfandaehtzig Golden deterreichisohe WMhmng fttr je 100 fl. 
Silber dea Neonwerthes fee^;e8etzt. 

Alle Brtteken, dann alle anderen namhaften Banobjecte und Knnstbanten 
lind ans Eisen nnd Stein hennstellen. 

Artikel Vil. 

IHe Daner der Conoeesion wird anf neunzig Jahre vom Tage der 
ErOflhung des Betriebes anf der ganzen im Artikel I angefUhrten Eisenbahn 
festgesetzt 

Bei Feststellnng der sonstigen Concessionsbestimmnngen ist anf die 
inordnnng des Gesetzes vom 1. Juni 1868 (R. G. Bl. Nr. 56), in Betreff der 
Bedingungen und ZngestSndnisse fQr die Unternehmung des unter dem Namen 
»Oesterreichische Nordwestbahn^ zu erbauenden Loeomotiv-Eisenbahnnetzes 
tlranlichst Rlleksicht zu nehmen, fttr die Personentarife Jedooh haben die 
eoneessimismilssigea Bestimmungen der Stldbahn zu gelten. 

Artikel VIII. 

Bei der Ertheilimg einer Concession können die Concessioiiäre ausser 
den im Artikel I aufgelülirten Zweigbahnen aueli noch zum Bau einer Zweig- 
bahn von St. Nicolo nach Trau verhalten werden. 

In diesem Falle ist die Zweigbahn beziij:licii aller concessionsmiissigen 
Bedingunfren als ein integrirender BestainUlieil des im Artikel l aul'geliihrtcn 
Kisenbahnnetzes zu befrachten und zu beliandeln. die Festsetzung der 
Maximalsumnic des Reincrträgiiisseä per Moilo für diese Zweigbahn und die 
Zeit der Ausiühruug bleibt jedoch der Bestimmuug im verfassungsniUsBigen 
Wege vorbehalten. 

Artikel IX. 

Der Handelaminister und der Fiuauzminister sind mit dem Vollzüge des 
gegenwärtigen Gesetzes beauftragt. 

Wien, am 30. AprU 1873. 

Franz Joseph m. p. 
iuersperg m. p. isnhaas m. p. Ftelis m. p. 
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2. Gesetz Tom 16. Mai 1874, Ii. O. Bl. Nr. 63 und C. Bl. Nr. 63, 

iMtrefftn^ die Bentdlnig eiaer Loeoaotlv-EiseDltihB Tta S^lito BMh Siferiel mit ciur 

Abiweifttng nMh Sekeino. 

BGt Znstimmang beider HXnser des Reiehtrilhei 0nde Ich anxaordnen, 

wie folgt : 

Artik el I. 

Die Regierung wird erinUchtigt, eine Locomotiv- Eisenbahn von Spalato 
über Dernis nach Sivericb mit einer Zweigbahn nach Sebenico auf Staats- 
kosten herzustellen. 

Zu diesem Zwecke wird der Regierung behufs der Verfassung des 
Detailprojectes und der Inangriffnahme der im Zuge obiger £iBenbahnlinieD 
anszufUiirenden Bauarbeiten für das Jahr 1874 ein Credit von einer Million 
<^ulden österreichische Währung bewilligt, welcher aus dem in Gemässbeit 
des Gesetze» vom 13. December 1873 (R. G. Bi. Nr. 163) aafznbringendea 
Anlehen an decken ist. 

V|^I. das Geaeti von 18. Dooembar 1878 oben «nter L SUatsbahaaay A. Im 

Allgemeinen l« 

Artikeln. 

Der Handelaminister und der Finanzminister werden mit dem Vollxnge 
des gegenwärtigen Gesetzes beanflragt. 

Budapest, am 16. Mai 1874. 

Franz Joseph m. p. 

Aiersperg m. p. iaihans m. p. fntU m. p. 



3. luaugrifTuahiue des Baues auf Staatskosten. 

Mit der AUerhSohsten EntacblieBsnng vom 16. Mai 1874 (H. M. Z. 
16083 ex 1874), mit welcher das vorstehende Gesetz, betreffend die Her- 
atellang einer LocomotiT-Eisenbahn von Spalato nach Siverich mit einer 
Abzweigung nach Sebenico die AUerhöchste Genehmigung erhielt, wurde der 
Handelsminister gleichzeitig ermächtigt, wegen sofortiger Inangriffhahme 
der bezQgliohen Bauarbeiten die erforderlichen Einleitungen zu treffen. 



4. Anweiiduug zulässiger Eileic hternngen beim Baue uud der 

Einrichtung der Bahn. 

Nach Artikel III des Gesetzes vom 14. April 1877, R. G. Bl. Nr. 80 
(▼gl. oben unter A. Im Allgemeinen, 4), betreffend die Eröffnung von Speoial- 
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erediten für das Jahr 1877 zu Zwecken des Staatgeisenbahobaaes, waren 
beim Aasbau der Bahn von Siverich nach SpaUto mit der Absweignng naeh 
8ebeDico alle mit fiezng anf die in Anssioht in nehmende ermKasigte Fahr- 
getehwindigkeit anÜBiigen Erleichterungen znr Anwendung zn bringen» und 
var aaeh in Bezug auf den Betrieb von allen In der Eisenbahn-Betriebe- 
oidnung vom 16. November 1851 und den einechlSgigen Naehtragebestim- 
urangen Torgezchriebenen Sioherheitavorkehmngen Insoweit Umgang zu 
aelunea, als dies ans dem gleiehen Gkunde nach dem Ermessen des Handels - 
Dinislerinms znUssIg erscheint. 



5. Vebenialime des Betriebes in Staatsregie. 

Mit Allerhöchster Entschliessung vom 21. Juni 1877 (Nr. 788-11. M.) 
werde die Uebemahme des Betriebes der Dalmatiner Staatsbahn in Staats- 
legie und die Errichtung einer proTiaorlsehen fietriebsdireotion in Spalato 
gezehmigt. 



6. Betriebs-ErAihiuiig. 

Die Eröffnung dos Betriohe?^ auf den Linien der Dalmatiner Staatsbahn 
von Spalato Uber Perkovich nach Siverich und von Sebeuico nach Perkovich 
erfolgte am 4. October 1877. 



d) Staatsbahn Rakonitz-Protirln. 

(VgL Eisenbahn von Liebenau nach KuscUwarda nebst Flügelbahnenj £rg.-Bd. 

Seite 643.) 

L Gesetz Yom 16. Mai lüU, E. G. Bl. Kr. 65 und C. Bl. Nr. U, 

«cgei stfortigen Ausbaues der Theiistrecke Rakoaiti-Pnibram-ProliviB der projectirtea 
LteOBOtiv^Eiseabahn von Liebeian nach KvsohwanU, 

Mit Znatimmung beider Hänser des Relchsrathes finde Ich ansnordnen, 
vie folgt: 

ArtiiLclL 

Die Regierung vird ermifiehtigt, die Theiistrecke Rakonits-Prsibrnm- 
ProtiTin der am 8. October 1872 coneeeslonirten Locomothr-Eisenbahn von 
Liebenaa nach Knschwarda anf Staatskosten herEuatellen. 

Zn diesem Zwecke wird der Regierung fQr das Jahr 1874 ein Credit 
▼OD acht MiUionen Onlden österreichische Währung bewilligt, welcher aus 
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dem in Gemässheit des Gesetzes vom 13. December 1878 (R. G. Bl. Nr. 162) 

«afzubringenden Anlehen zu deckeo ist. 

Vgl. das Oeaets vom 18. Deoember 1878, oben nnter I. StMlabahnen, A. Im All- 
gemeinen 1. « 

Artikel II. 

Die von den Concessionären der Liebenau-Kuscliwardd Bahn rücksicbt- 
lich der TheiUtreoke R.ikonitz-Przibram-Protivin gemachten Vorausla^ren, 
insbesonder»^ für die Projeotsvcrfassun^, Grundeinlüsiin^ und Matnial- 
beschaffunfT dürfen — insoweit solche Leistiin«ren thatsächlicli Vei werthuug 
finden — jedoch nur in dem ihrem g:egenwärti^'en Zustande entsprechenden 
wahren Werthe, weh'lier durch Schätzun«; zu ermitteln, vom Hand»>lsnunisterium 
zu prüfe]) und dem Betrage nach zu geuehmigen ist, überaommen und nur in 
diesem Betrage vergütet werden. 

Artikel III. 

Die Conoession vom 8. October 1672 (R. G. Bl. Kr. 167) wird lllr 
erloschen erklSrt. Jedoch steht innerhalb zweier Jahre den bisherigen Oon- 
cessionXren das Vorrecht zur Sleherstellnng aller im Artiicel I des Gesetzes 
vom 28. Jnnl 1872 (R. G. Bl. Nr. 101) bezeichneten Linien oder aneh nur 
einzelner dieser Linien vor anderen Bewerbern zn, wenn sie dieselben 
Bedingungen wie diese eingehen nnd sich hiezn längstens binnen zwei 
Monaten nach der ihnen zuiEommenden Verstlndigang rechtsverbindlich 
erklXren. 

BelUebemahme derStreckcRakonitz-Protivin haben sie wie alle anderen 
Concessionsbewerber die Pflicht, der Staatsverwaltung die für diese Linie 
anfgewendeten Kosten baar zn vergUten. 

Die damaligen Coneenienire haben von diesem Yorxeehte keinen Gebraueh 
gemacht 

Artikel IV. 

Mit dem Voltzuge dieses Gesetzes ist der Uandeisminister und der 
Finanzmininter beauftragt. 

Budapest, am IG. Mai 1^74. 

Frans Joseph m. p. 
Aicrsperg m. p. laihais m. p. Fretls m. p. 



2. Inangritnialime des Baues auf Staatskosten. 

Mit Allerhöchster Entschlies^ung vom IG. Mai 1.^7 i H. M. Z. 16032 
ex 1874). mit welcher das vorstehende Gesetz die Allerhöchste Genehmigung 
erhielt, wurde der Handelsminister gleichzeitig ermäclitigt, zur sofortigen 
Inangriffnahme des Baues der Theilstrecke Rakonitz-Przibram-Protivin auf 
Staatskosten die erforderliche Einleitung zu treffen. 
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3. Berieht des Terwaltangsrathes der k. k. priv. Diix-Bodeubucher 
fiisenlwliB an das k. k. Handelsministerium ddo. 29. MoTember 

1876, Z. UM2, 

betreffend die Uebernahme des Betriebes der Staatsbahn Rakoniti-Protirio. 

In Ergänzung der vora Herrn Direotor Johann Peohar an das hohe k. k. 
Handelsministerium geleiteten Eingabe vom 14. KoTember 1876, Z. 10419 
wegen Uebernahme des Betriebes anf der Rakonits-Protiviner Staatseisenbahn, 
erlaubt doh hiemit der ehrfarchtsvoll unterfertigte VenraltnngsiBth, zugleich 
onter Bezugnahme anf die in der heutigen Sitznng gefassten Beschlüsse dem 
hohen k. k. Handelsministerium nachstehende Propositionen zur hoehgeneigten 
Aanahme ganz ergebenst sn unterbreiten. 

1. 

Die k. k. priT. Dnx-Bodenbaoher Eisenbahn ttbemimmt den Betrieb der 
Bakonits-ProtiTiner Staatseisenbahn fllr Rechnung der Staatsverwaltung 
gegen Vergütung 'der Selbstkosten; dagegen behilt sich letztere das ans- 
lehliessliobe Eigenthnmsrecht Uber die Rakonitz-Protiviner Eisenbahn vor. 

2. 

Der Verwaltungsrath der k. k. priv. Dux-Bodenbaoher Eisenbahn hat 
seme gesammten Beftignisse in Absicht auf die BetriebsfVhmng der Rakonitz- 
Protimer Staatabahn in der heutigen Sitzung an die Herren Dr. Friedrich 
Edlen tob Hnze, k. k. Regiemngsrath, Dr. Älezaader Peez, Dr. Bernhard 
Stall und Emü Quellmalz ttbertragen: Es werden demnach die genannten vier 
Herten ansaehliesslich mit der Besorgung der Betriebsftthmng betraut. 

Mit dem il&ndeleminifiterial-Erlasse vom 11. December 1875, Z. 1838-U. M. 
«ud« beetinun^ daw dasEzseiiltV'^iiiitd hSebttoat ana vier Penonen (dtei HItgliedem 
udBiieinEraatniuiiiii) bestehen und keioea Ausländer enthalten darf. Der YerwaltaDga- 

rath mus-itt^ sich auch verpflichteni die den Mitgliedern des Executiv-Comitos crthcilte 
Special volljnaoht nicht ohneZuatiromung der Staatsverwaltangsu widerrufen (Vgl. unten 
4 und 5). 

3. 

Zur Ueberwachnng des Betriebes der Rakonitz-Protivlner Staatsbahn 
beziehungsweise der durch den vorstehenden Artikel mit der Betriebsfahrung 
betrauten Organe der k. k. priv. Dux>Bodenbaoher Eisenbahn ernennt die 
Staatsverwaltung einOomitd, welches seinen Sitz in Wien hat Der Wirkungs- 
kreis dieses Comit6 wird auf Grundlage des von der Staatsverwaltung zu 
eriassenden Statuts geregelt. 

Die k.k. priv. Dnx-Bodenbaoher Bahn als betriebftthrende Unternehmung 
der Bakonitz-Protiviner Staatsbahn verpflichtet sich, keine wichtige Massregel 
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hinsiehtlieh der Betriebiftthning ohne Einyeinahine mitdemgeiiaiintea Oomiti 
dnrclwiifiUiren. InsbeBondere sind die im angezogenen Statut nSher bezeich- 
neten GegenBtXnde ins Einyernehmen zn zidien. 

Dieter «weite Absats wurde in Folge Haadeitiniaieleriftl-EhrlMvet TOn 
11. Deeember 1875» Z. 1868-H. M., wie folgt, fomralirl: 

»Die k. k. priTilegIrte Diiz*Bodenba<dier Eisenbehn Terpfliebtet sieh, keiae 
wichtige Massregel hinsichtlich der Betriebsfdlirung der Rakonitz-Protiviner Staatsbahn 
ohne Zustimmung: des genannten Ueberwachungs-Comit».'? durchzuführen. Insbesondre 
ist in allen dem Ueberwachungs-Comit6 in dem für dasselbe erlassenen Statute aus- 
drücklich vorbehaltenen Angelegenheiten die Zustimmung desselben einzuholen. 

Wird in einem gegebenen Falle die Zattimmiing rom Ueberwachungs-ComM 
verweigert, so hat die Dnx-Bodenbaeber Bahn die Entseheidung desHandelsininlsterinnis 
einzoholen. 

Nur wenn (lefnhr am Verzuge wäre, kann dieselbe Unter Ihrer eigenen VeX' 

antwortung das Nothwetulige einstweilen vorkehren." 

(Vgl. unten l und 6, das Statut folgt unten üub G). 

4. 

Die k. k. priv. Diix-Rodeubacher Eisenbahn bestellt als Leiter des 
Betriebeä der Rakonitz-Protiviner JStaatsbabn ihren Director Herrn Johann 
Pecbar, mit dem Sitze in Teplitz. Der Wirkungskreis desselben ist durch die 
beiliegende Instruotiou näher präcisirt. 

Die InttroeÜon folgt unten sub 7. 

5. 

Die Direetien der k. k» priv. Dnx-Bodenhaeher Bisenbahn ttbendnunt 
und besorgt glelohieitig auch die CenimlgesehiUle der Bnkontti-ProtiTiasr 
Steatebahn und seiehnet in allen jenen FXllen, wo es sieh um die Betrieb»- 
leitnng der letsteren Bahn handelt: ,,Die Direetion der k. k. priT. 
Dnx-Bodenbaeher Xiisenbahn als betriebftthrende Direetion 
der BakonitS'Protiviner Staatseisenbahn.« 

Als Antheil an den Kosten der allgemeinen Venraltnng und Central- 
leitnng hat die Rakonitz Protiviner Staatsbahn der k. k. priv. Dnz-Boden- 
baeher Bahn vierteljährig jenen Theilbetrag sn vergtiten, weleher naeh Ver- 
hJUtnlss der anf bdden Bahnen snrttekgelegten ZngskUometer entfUlt 

6. 

Die Orgamsation des ezecntiYen Dienstes auf der Rakonits-Protivlner 
Staatsbahn wird, Ton Jenem der Dnx-Bodenbaeher Bahn getrennt, derart 
dnrehgellihrt, dass für die einzelnen Dienstsweige eigens für die Rakomts- 
Pkvtiwiner Staatsbahn ein Verkehrsehef, ein Bahnerhaltungschef and ein Heix- 
hansleiter ernannt werden, deren Thätigkeit noeh dureh eigene Dienst- 
instmetionen festgestellt werden wird. 
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7. 

Jene Beamten und Diener der k. k. prir. Dnx-Bodenbacher Eisenbahn^ 
welebe von denelben iUr den Betrieb der fiakonitz-Protiviner Staatsbahn 
exposirt werden, verbleiben auch ferner noeh im Dienfitrerbande der Dnx- 
Bodenbaeher Bahn md werden von dergelben fUr die Daner ihrer Dislocinmg^ 
aifderBakanlts-Flntltiner Staatebahn beurlaubt Es ist als selbstverständlioh 
uiMehen, dasa die ittr diese Beamten and Diener naeh dem PenaSonaatatnte 
dn-L k.]»riy. Dnx-Bodenbaober Bahn entfallende Quote für den Pendonsfond,, 
iuobmge, als dieExponirang dieser Beamten und Diener erfolgt, au Lasten 
der Staatsverwaltung snr Yerreohnung gelangt» 

8. 

Für den Fall, als die Bakonitz-ProtiTiner Staatsbahn später an ein 
Mähendes oder nen an bildendes Unternehmen abgetreten werden würde, 
ihd Seitens der Staatsrerwaltnag diesem Unternehmen die Verpflichtung^ 
fBÜerlegt werden, die bei der Rakonitz-Protiviner Staatsbahn in Verwendung 
stehenden definitiven Beamten und Diener der Dux-Bodenbaoher Bahn unter 
Aofrechthaltung ihrer vertragsniässig erworbenen Kechte in ihre Dienste zu 
übemebmen. 

9. 

Das anf der Linie der Rakonitz-Protiviner Staatsbahn stationirte ge- 
ummte Beamten- nnd Dienerpersonale wird ans Staatsmitteln gesahlt. 

10. 

Die Huchführung der Rakonitz-Protiviner Stjuitsbahn wird vollkommen 
getrennt von jener der Dux-Bodcnltacht r Bahn gehalten. 

Die aus dem Betriebe zu erzielenden Uebersohüsso werden vierteljährig 
an die von der Staatsverwaltung' noch zu bezeichnende Staatscasse in Abfuhr 
.''■bracht, wogegen die Hauptcas^e der Kakonitz Trotiviner Staat^bahn aiia 
derselben Staatscasse die zur Deckung der nothwendi*,^en Ausgaben eventuell 
erforderlichen Geldverlägc über Anweisung des Direetors und de^ für die k. k. 
priv. Dus- Bodenbacher Bahn exponirten Organes der k. k. General-XnspecUou 
M4geMhlt erhält. 

11. 

Dem Comit^ steht das Recht zu, den Betrieb der Ilakonitz-Protiviner 
Staatsbahn in allen seinen Zweigen, insbesondere auch die (ieldgebarung 
jederzeit auf die ihm als geeignet erscheinende Weise zu überwachen und 
zu diesem Behufe die Bücher und Schriften der Direction einzusehen und den 
Bestand der Gassen zu untersuchen. 
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12. 

Dieser Betriebsvertrag wird auf unbestimmte Zeit abgeBclilossen und 
steht sowohl der Staatsverwaltung: als der k. k. priv. Dox-BodenbAcher 
Eisenbahn das Recht zu, denst-lben dreimonatlich zu kündigen. 

Für den Fall jedoch, dass die k. k. priv. Dux-Bodenbachor Eii^enbahll 
in Liquidation treten sollte, behält sich die Staatsverwaltttng das Recht vor, 
ohne an die obige Kündigungsfrist gebunden zu sein, den vorstehenden Ver 
trag in Betreff der Betriebsleitong der Bakonitz-ProtiTiner Staatsbahn auf- 
«nlösen. 

Wien, am 29. November 1875. 

K. k. priv. Dux-Bodcnbachcr Eiseubahn : 
i^r. lue m. p. 
^lellmali m. p. 



4. Krlass des k. k. Haiulelsmiiiisteriums an den Verwaltungsrath 
der k. k. priv. ])ux liodenbaclier £lisenbahu, ddo. 11. Beeember 

1875^ Z. 183S-H. M., 

betreffend die Uebergabe des Betriebes der Stsatsbshn Rakonita-ProtiTin so letxtcre. 

Die in der Eingabe des Verwaltungsrathes vom 29. November 1875. 
Z. 1J8I2. jrcsteliten Propositionen Uber die Modalitäten der Ucbernahme 
de^ Betriebes der llakonilz-Protiviner Staatsbahn durch die k. k. priv. Dax 
Bodenhacher Eiseiibalin linde ich im Einvernehmen mit dem Herrn Fiuanz- 
minister mit folgenden Modifieationen anzunehmen. 

aj Das aus der Mitto dos Vt rwaltung.srathes .speciell für die Betricbsfiilining 
der Kakonilz Trutiviner Staatsbahn zu bestellende Exccutiv-Comite 
(Punkt 2 der Propositioncii) soll höchstens aus vier Personen (drei Mit- 
gliedern und einem Ersatzmann; bestehen und darf keinen Ausländer 
enthalten. 

Der Verwaltungsrath wird auszusprechen liaben. dass er sieh 
gegenüber der Staatsverwaltung verpflichte, die den Mitgliedern des 
obigen Executiv-Comites (dessen Mitglieder sofort nach ihrer Wahl 
Iiieher anzuzeigen sind) ertheilte Special-Vollmacht nicht ohne Zu- 
stimmung der Staatsverwaltung zu widerrufen. 
bj Der zweite Absatz des Punktes 3 der Propositionen, beginnend mit den 
Worten: ,,die k. k. priv. Dux-Bodenbacher Eisenbahn*' etc. bis . . .^liikS 
EiuTernehmen zu ziehen^' hat zu lauten wie folgt: 

,,Die k. k. priv. Dux-Bodeubacher Eisenbahn verpflichtet sich, 
keine wichtige Massregel liinsichtlieh der Betriebsfilhrung der Bakonits- 
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Protiviner Staatsbahn ohne Ziiatinmiiin]^ des genaanten Ueberwaohangs • 
Comitte dnrobznfllhroii. Insbesondere ist in allen dem Ueberwaohuags- 
OomitA in dem fttr dasselbe erlassenen Statute ansdracklloh yorbehaltcnen 
Angelegenheiten die Zustimmung desselben einsnholen. 

WirdindnemgegebenenFalledieZnstimmQngvomUeberwaehnnga- 
ComiM yerweigert, so hat die Dnx-Bodenbaeher Bahn die Entscheidung 
des Handelsministerinms einznholen. 

Nur wenn Gefahr am Verzuge wXre, kann dieselbe unter ihrer 
eigenen Verantwortung das Kothwendige einstweilen vorkehren.*' 
Ich lade den geehrten Verwaltnngsrath ein, mir umgehend die Annahme 
der obigen ModifieationeUy respeotive Eri^nzimgen unter Wiederholung der- 
selben bekannt zu geben. 

Oleichzeitig genehmige ieh die der Eingabe vom 39. Kovember bei- 
gelegte Instrnetion fttr die betriebfllhrende Direetion der Rakonltz-Protiviner 
Stsatsbahn. 

Die Instruction folgt unten sab 7. 

Im Anschlüsse theile ich dem geehrten Verwaltungsrathe eine Ab- 
soMt des Statutes fttr das unter Einem ernannte staatliche Ueberwaohunga • 
6ooiit^ zur Keiintnisa und Damaehachtung mit, dessen Empfang mir bestätigt 
veiden .wolle. 

D«8 8t«tQt folgt unteT) inb 6 nnd die BestStifrung ^ub 5. 

Sohliessliph benaclirichti;5e ich den Verwaltiiiigsratli , dass ich die 
Eröffnung des Betriebes auf der Theilstreeke Zdic-Protiviii auf den 20. ü e- 
<eml)er 1875 in Aiissiclit g^enoinnien habe und dass sonach diT «roehrte Ver- 
waltungsrath alk!^ Erforderliche im Vernehmen mit dca competenten Be- 
hörden mit aller ßeschleuuigung zu voraoia^soa lint. 

Wien, am 11. December 1875. 

Chlumecky m. p. 



i. Angabe des Yenraltmigsratlies der k. k. Dox-Rodenbaeker 
SteeBkahn an Seine Exeellens den Herrn Handelsminister Bitter 
T. Cklnmeeky, de prto. 16. Desemker 1875, H. M. Z. 1892, 

betreffend <iie Uebenuhme des Betriebes der StMtsbAhn iUko&itz-i'rotivin. 

In Folge des hohen Erlasses vom 1 1. December 1875, Z. 1838, beehrt 
sieb der ergebenst gefertigte Verwaltongsrathderk. k.priv. Dux-Bodenbacher 
Eisenbahn die Annahme der Ton Seite Euer Ezcellenz ttbermiftolten Modifi- 
eationen, welche sich auf die Uebernahme des Betriebes der Rakonitz-Pro* 

4 
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tiviner Staatsbahn durch die k. k. priy. Dax-BodenbaoherEisenhthnhesieheii,. 
in Folgendem bekannt ta gehen: 

aj Das aus der Mitte des Verwaltungsrathe» specicU für die IletriebsfUhrung: 
der l\akonitz-Protiviiier Staatsbahn zu bestellende Executiy-Coraite 
besteht nun lioohstens vier Personen (drei Mitgliedern and einem Ersatz- 
mann) und darf keinen Ausländer enthalten. 

Der Verwaltungsrath erklärt, dass er sich gegenüber der Staats- 
verwaltung verpflichte, die den Mitgliedern des oberwähnten Executiv- 
Coinites ertheilte SpecialvoUmaclit .nicht ohne Zustimmung der Staats- 
verwaltung zu widerrufen. 

Der zweite Absatz des Punktes 3 der Propositionen, beginnend mit den 
Worten: ,,Die k. k. priv. Dux-Bodenbaehor Eisenbaim'^ bis ...yyins 
Einvernehmen zu ziehen" hat zu lauten, wie folgt: 

„Die k. k. priv. Dux-Bodenbaeher Eisenbahn verpHiclit«*t sich» 
keine wiclitige Massregel der BetriebsfUhrung der Rakonitz-Protiviner 
Staatsbahn ohne Zustimmung des genannten Ueberwachungs Comites 
durchzuführen. Insbesondere ist in allen dem Ueberwaohungs-Comite in 
dem für dasselbe erlassenen Statute ansdrUcklich vorbehaltenen An- 
gelegenheiten die Zustimmung desselben einzuholen. 

Wird in dem gegebenen Falle die Zustimmnng vom Teberwachungs- 
Comit^ verweigert, so hat die Dux-Bodenbaoher Eisenbahn die Ent- 
scheidung des Handelsministeriums einzuholen. 

Nur wenn (Jefahr im Verzuge wäre, kann dieselbe unter ihrer 
eigenen Verantwortung das Nöthige einstweilen Torkehren.'* 

Zugleich beehrt sich der ergebenst gefertigte Verwaltungsrath, den 
Empfang einer Absclnift des Statuts für das staatliche Ueberwachungs-Coraite, 
zu bestätigen und bekannt /u geben, dass in das ad a) bezeichnete Executiv- 
Comite des Verwaltungsrathes tür den Betriel) der Rakonitz-Protiviner Staats- 
bahn frewählt wurden : ^/y als Mitglieder: die Herren Dr. Friedrich v. Huzc, Dr. 
Alexander Pe e z, Dr. Bernhard 8 tal 1 ; h) als Ersatzmann : Dr. AlfredStern, 

Was die Betriebseröffnung der Tiieilstr<'cke Zdic-Protivin anbelangt, 
80 beehrt sich der gefertigte Verwaltungsrath bekauut zu geben, dass er die 
erforderlichen Schritte bereits eingeleitet hat. 

E. K. prir. Dux-Bodenbaeher Bisenbahn : 
Dr. lue m. p. Dr. Stall m. p. 
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6. Statat fttr ias CvmM rar Ueberwaehiuig des Betriebes der 
Bakoniti-FrotiTtner StutseisenlHilin. 

§. 1. 

Bestellung und Slts. 

Das Comitt' besteht aus sechs Mitfiliedern, welche vom k. k. Handels- 
ministerittm im EmTernebmen mit dem k. k. Fiaanzministerium eruaont 
werden. 

Das Comitö hat seiDen Sitz iu Wien. 

§• 2. 
Aufgabe. 

Dm Görnitz hat im Wesentliehen die Aufgabe, die Antrige der betrieb- 
lUirenden Du-Bodenbaeher Eisenbahn in den im §. 6 besrtebneten und 
sEen sonstigen wichtigen nnd Betriebsangelegenheitea entgegeasnnehmen 
ud hierilber Beschlns zu fiusen. 

Ueberdies hat das Oomiti ans eigener InitiatiTe die snr Ueberwaehnng 
des BetriebeB geeigneten HassregnlB ca treflbn. 

§. 3. 

Art der Gescbäftsbohandluug. 

Das Comit^ übt seine Functionen iu Sitzungen ans, welchen in der 
Hc'^cl das für die Betriebführung der Rakonitz-Protiviner Staatsbahn vom 
Verwaltungsrathe der k. k. priv. Dux-Bodenbacher Bahn bestellte Exeeutir» 
Comite und der Betriebsdireotor, letzterer als Referent, beizuziehen sind. 

Selbstverständlich haben weder die anwesenden Vertreter des ExeentlT- 
ComitöSy noch der Betriebsdirector das Beebt, an den Abstimmungen des 
L'eberwaehangs-Comitös Tbeil zn nehmen. 

Dem Comit6 bleibt es Übrigens anheim gegeben, Sitzungen auch ohne 
Zoziehnng eines Orgsnes der betriebftthrenden Bahnuntemehmung absu- 
lislten. 

Das Uel>erwaehnng8*Comit6 kann durch Besohluss einem oder mehreren 
•ehier Mitglieder von Fall zu Fall die Erstattung von Antrlgen oder Gut-, 
aebten Iber die dem Görnitz vorbehalteiiea GegenstKnde des Betriebes der 
Rakoniti-ProtiTiner Bahn anftcageu« 

§. 4. 

Abstimmung und Besohlussfähigkeit. 

Dasüeberwaohungs-Comitd fasst seine Besohlttspe mit absoluter Stimmen- 
mehrheit der in der Sitzung anwesenden Hitglieder. Bei Stimmengleichheit 

4* 
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ist dor Antrag dann j^oschlossen, wenn der Vorsitzende tür den-ielben gestimmt 
hat. Zur Besohlussfäbigkeit ist die Anwesenheit von drei Mitgliedern er- 
forderlich. 

Ueber die Verhandlun^ren des Comit^ wird ein Protokoll j^eführt, welches 
Yom Vorsitzenden und einem Mitgliede zu unterzeichnen ist und dem Handels- 
minitteriam in Abschrift vorgelegt wird. 

• §. 6. 

Wirkungskreis des Comites. 

Der Berathung und Beaohlnss&ssung des Görnitz im Sinne und mit den 
Wirkungen des Punktes 3 der genehmigten Propositionen der k. k. priv. Dax- 
Bodenbacher Eisenbahn fHr die BetriebsfUhmng der Rakouitz-Protiviner 
Staatseisenbahn sind namentlioh folgende Qegenstltnde vorbehalten: 

1. Fahroidnungen and Tarife; 

3. IfonatspiSliBiinarien; 

8. Monatliehe Beohnangsabsehlttsse; 

i. Baa- and LieferungsvertrSge; 

6. VertrSge mit Ansehlossbahnen; 

6. Projeete fttr Ken-, Um- and Znbanten; 

7. Dienstinstrootionen fttr das Betriebspersonale; 

8. Die Anstellang von Beamten and Dienern mit Jaluresgehalt, deren 
Vorrttekang, Belohnang, Diselplinarbehandlang, sowie die Ertfaeilong von 
Urlanben Ober vier Woohen. 

§. 6. 

Das Ueberwachung8-Comit6 übt seine üim in gegenwärtigem Statute 
übertragenen Befugnisse als Dolegirter dos Uandelministeriums insoweit 
selbstständig aus, als hiebei nur die Interessen des Staates als EigenthUmers 
der Halm und nicht auch öfTentliclie, die oberste Leitang des Eisenbahnwesens 
betreffende Rücksichten in Betrncht kommen. 

Der Wirkungskreis der k. k. General-Inspection in Ansehung der 
Rakonitz-Protiviuer Staatseisenbahn wird dareh die Einsetzung des Ueber- 
waehungs-Comit^ nicht berührt. 

§. 7. 

Das Görnitz ist Überdies verpflichtet^ den Betrieb derRakonitz-Protivioer 
Staatsbahn in allen seineu Zweigen, insbesondere auch in der Geldgebarung, 
auf die ihm geeignet scheinende Weise zu Uberwachen und kann zu diesem 
Behnle durch besonders zu entsendende Organe jederzeit die Bttoher nnd 
Schrilten. der Direction einseben und den Bestand der Gassen antersaohen. 

Wien, am 11, Deeember 1875. 
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7. lastrnetioii für die betrieMlUireiide Direetion der Rakoniti- 

Flrotiiiner Staatseisenliahii. 

Stellung des Direotors. 

Der Dirf'Ctor ist mit den adniinistrativen Functionen der Rakonitz-l'ro- 
tiviner StaatsoiKonbabn betraut, lunjrirt als ein tecbniseb administratives 
(»rgan. welches eing^esetzt ist, um die Leitung des Betriebes auf der geuaunten 
Üabuliaie auözufUbrcu und hat seinen Sitz in Teplitz. 

§. 2. 

Beobachtung der bestehenden Vorschriiten. 

Der Direetor ist mit der speoiellen Oberleitung des gesammten Betriebs- 
dienstes betraut Er hat dafür zu sorgen, dass bei der Bef5rderung und Be- 
handlung der Rdseaden und der Sendungen, sowie bei den BetriebsAinctionen 
ttberhanpt naeh den bestehenden Normen vorgegangen wird; er hat die snr 
Erfllllnng der Zwecke der Bahn geeigneten Mittel aber auch in jenen FXUen 
hl Anwendung zu bringen, welche in den bestehenden Normen nicht yor- 
gedacht sind. 

Seine Verfügungen in Besug auf die Sicherheit des Verkehrs und dessen 
Regetmä88igkeit hat er auch gegenüber den k. k. Behörden zu yertreten. 

§. 3. 

Verwaltung des Bahneigenthumes. 

Der Direetor hat das f^esammte, auf der Kakonitz-Protiviner Staatsbahn 
befindliche bewejrliclie und unbewegliche Kigenthum zu verwalten, und für 
die Erhaltnng dieser Hahn und aller Betriebsmittel zu sorgen. 

Er hat aucli über die richtige Einhebung, Verrechnung und Abfuhr der 
Einnahme, dann über die gehörige Bestreitung und Verrechnung der Aus- 
gaben, sowie Uber die Anwendung der Torgeschriebenen Controle zu wachen. 

§. 4. 

Voranschläge, Bilanz, U ebersi ohten. 

Am 15. emes jeden Monats ist für den nXohsten Monat ein Voranschlag 
Iber die in demselben su erwartenden Einnahmen und Ausgaben dem Comit6 
▼omlegen. 

Vor Ende Deoember eines Jeden Jahres ist die Bilans über die Geld- 
gebamng wllhrend des letztabgelanfenen Verwaltungqahres, und monatlich 
am 16. ist eine üebersicht der Einnahmen und Ausgaben während des letst- 
▼erilossenen Monates zu Überreichen. 
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Der genehmigte VoransohlAg bexeiohnet die Grenzen, innerhalb welcher 
theils ohne, theils mit besonderer höherer Geaehmigtog Aasgaben gemacht 
werden dttrfen (§. 5). 

§. 5. 

Zahlnngs an Weisungen. 

Die Anweisnngen der Zahlungen hat der IHrector innerhalb der Grenzen 
der vom Görnitz genehmigten PrXliminare xn Terfttgen. Ohne die üntersehrift 
des Direetors darf keinerlei Zahlung ans der Hanptcasse geleistet werden. 
Es wird dem Direetor das Recht zugestanden, im Falle der Dringtiobkeit 
dienstliche Änsehafftangen oder Zahlungen, welche im Präliminare nicht vor* 
gesehen sind, bis zum Betrage Ton 1000 fl. gegen naehtrXgliche Genehmigung 
des GomitA zu Teranlassen. 

§. 6. 

Verträge mit fremden Bahnen. 

Der Direetor hat die mit fremden Bahnunternehmungen abgeBchlossenen 
Verträge, insoferne aio die Kakdiiitz-Protiviiier Staatsbahu berühren. pUnkt- 
Hüli in Vollzug? zu bringen, und über deren Vollziehung von Seite der fremden 
Anstalten zu waclien. 

Di<' auH dem gegenseitifren Vcrkelire hervorgehenden Verrechnungen 
Bind von dem Direetor nach den dicdfälligen besonderen Bestimmungea zu 
führen. 

Die Corresi)<»ndenz der Direction mit den fremden Eisenbahngesell- 
Bchaften hat t^'n-h auf die Verhandlungen zu beschränken, die sich in Folge 
der Aufnahmt' von Reisenden, der Manipulation, Beförderung und Auslieferung 
der Sachen. Hi)\sic wegen der Fahrbetriebsmittel und wegen zeitweiliger 
Störungen ergel)en. 

Bei den diesrälligen Verhandlungen sind die Bestimmungen der be- 
stehenden Verträge gegenwärtig zu halten, von welchen ohne erlangte 
höhere Bewilligung nicht abgegangen werden darf. Hiovon kann jedoch hin- 
sichtHeh der Leistung einer Aushilfe mit Fahrbetriebsraitteln eine Ausnahme 
gemacht werden, wenn es das Interesse der Staatsverwaltung oder öfifentliche 
Rücksichten unzweifelhaft erfordern* 

§. 7. 

Besondere Obliegenheiten des Direotors. 
Dem Direetor liegt femer ob: 

1. die Verfügung ttber die Vergütung von Reiseauslagen, Diäten, Bnb- 
stitutions- und Uebersiedlungsgeblihren unter Beobaehtung der dies^sUs be- 
stehenden Normen ; 
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2. die Aufnahme und Eiillas.sun^ ilea im Taglohn stehenden Pernonales. 
Der Zuwachs oder Abfall ist dem Coinite im monatlichen Geschäftsberichte 
2ur Kenntnis« zu bringen; 

3. die Aj)pr(ibation der von den Abtheilungs-Vorständen vorgelegten 
Concepte und b'ertigung der Reinschriften, sowie der Monatsberichte; 

4. der Entwurf für die Tn^^^esordnungen der Sitzungen des Comites, 
■welcher dem Vorsitzenden zur Genfiimi^Mui^' vorzulegen ist; 

5. die Berichterstattung in den Sitzungen des Coinites über allt? be- 
merkensw erthen oder wichtigen Vorkommnisse, sowie Stellung der uothigeu 
Anträge und Ab^-^abc der verlangten Aufklärungen; 

6. die liewilligung der ganz oder tbeilweise unentgeltlichen Beförderung 
TOO Personen und Sachen im Sinne der diesbezüglichen Instruction; 

7. der Vorschlag über die einzuführenden Tarife und Tarifsbestim- 
moogen; 

8. die Antragstellung über die Einführung und Abänderung der Falir- 
«rdüung für den regelmässigen Personen- und Sachentransport. Die Fahr- 
ordnungen aussergewJihnlicher Züge, dann der Material- und Schotterzüge 
und der Maschinenfahrten werden vom Director im eigenen Wirkungskreise 
bestimmt ; 

9. die Beantragung notiiwendiger neuer Bauruhrungen oder Anschaffungen 
der Fahrbetriebsmittel, sowie der Reconstructiouen, bei welchen von dem 
bestehenden Systeme abgewichen werden soll, unter Vorlage der Pläne und 
Kostenübers'^liiäge ; 

10. die Evidenzhaltung der finanziellen Lage der Kakonitz-Protiviner 
Staatsbahn und Nachweisung des Standes der Hauptcasse in dem dem 
Comit^. vorzulegenden monatliehen Geschäftsberichte, endlich 

11. die Leberwacbung und Anattbaog des Polizeidienstes auf der mehr« 
genannten Linie. 

8.8. 

Stellvertretung des Directors. 

In Fällen der Erkrankung, Abwesenheit oder Verhinderung des Directors 
sind in den speciellen Fällen die betreffenden AbtheilangB>Vontäode jeder fttr 
eein Reaeoit deneelben su ▼ertreten. berufen. 

». 9. 

UeberwaeliDD g des eieentiren Dienstes. 

Zur l'eberwachung der Sicherheit des Verkelires, der Hnhnerhaltung 
und der Zugförderung und des Dienstes gegenüber dem Publikum, welches 
sich zu Reigen oder zu Versendungen der Bahn bedient, sind Oberbeamte 
der Direction auf der Strecke exponirt. 
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§. 10. 

Kundmacliungeu. 

Alle Knndmaehtiiigeii in Betreff des Bahnbetriebes werden im Namen 
der DireetiAn erlassen. 

8. BelriebBerdlhinng. 

Die Thcilstrcfke Z il i c - }'r o t i v i n ist am 20. December 187ä und di»> 
Tlieilstrookc Ra koii itz-Berauu am 30, April 1876 dem üffentlicheii Ver- 
kehre übergeben worden. 



9. Vertrag, 

welcher zwischen der k. k. privilegirten brihmischen Westbahn «inrrseils, und der k. L 
Staatsbahn Rakonitz-Protivin anderseits in Bctnfl tl<r Milbenölzunc des bestehenden, der 
böhmischen Westbahn gehörigen currt nci n Bahim« Icist s zwisrh« n den Stationen ßcraun und 

Z die am heutigen Tage abgischtussen wurde. 

81. 

Die k. k. privilegirte böhmische Westbahn gestattrt der k. k. Staats* 
bahn Rakonitz-Protivin für die iJaaer des gegenwärtigen Vertrages und nach 
Hassgabe der nachfolgenden Bestimmungen dieMitbeniitzung desbestobendenr 
der böhmischen Westbahn gehörigeu currenten Bahngeleises zwischen den 
Stationen Beraun und Zdic in der Weise, dass die in den Stationen Boraun 
nnd Zdic ein-, beziehungsweise auslaufenden ZU<,'e der k. k. Staatsbahn 
Rakonitz-Protivin ihre Fortsetzung in der Strecke Berauii-Zdic auf dem 
genannten Geleise der böhmischen Westbahn nach den Anordnungen der 
böhmisclien Westbahn nehmen dürfen. 

llicbei wild ;::rundsätzlich festgesetzt., dass der Zufrsverkehr der 
böhmischen Westbahn niclit behindert werden darf, und dnss in Veri^iiätunsrs- 
fällen alle Ziip:e und Fahrten der böhmisclien Westhalin vor den Zilien und 
Fahrten der k. k. Staatsbahn Rakonitz-Protivin plcichen Ranges iniiner den 
Vorrang haben sollen, sowie auci». dass ohne Zustimmiin;i drr liiezn berufeneu 
Organe der bölmii>ehen Wesibaliu keinerlei Zugsbewegung in der Strecke 
Bernun-Zdic stattfinden darf. 

§.2. 

Der LoealTerkehr in der Streeke Beratin>Zdie verbleibt ansseliliessHeh 
der böhmischen Westbahn nnd darf doreh den Oonearrenibetrieb in keiner 
Weise beeinträchtigt werden, desgleichen darf der böhmisehen Westbahn 
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def Personen- und .Saclienvorkelir ab StatioTicn der hidimisohcn We-tbahn 
and ihren Anselilnss- oder liinferbabnen. naeli und transit rxM.iun-Zdic und 
iinijrekefirt nicht entzogen worden. Ilifrnarh umlasst der der Kakonitz- 
Pn»tiviner Staatsbahn zufallende ( (»neurrenzbetrieb lediglieh jene Persoiien- 
uiid Sachentransportc, welelie von den Stationen der Linie liakonitz-Beraun 
und der hinter Kakonitz gelegenen Hinterbahnen narh den Stationen der 
Linie Zdic-Frotivin und der hinter Protivin gelegenen Hinterbahnen und 
umgekehrt bestimmt sind, und steht rücksichtlich dieser Transporte der 
Piakonitz-ProtivincrStaatßbahn für die Strecke Beraun-Zdie die vollständig freie 
Tarilirung zu. Die Personen- und Sachentransporte von der Strecke Rakonitz- 
üeraun nneii Zdic loeo und transit böhmische Westbahn und umgekehrt, so- 
wie ilie Transpoite von der Strecke Protivin-Zdic nach Peraun loco und 
trnnsit bidinnsche Westbaliu uod utugekehrt bleiben somit der bülimisclieu 
\Ve8tl)ahn vorbehalten. 

Jedoch wird die Beförderung von Peilenden und Gepäck von Beraun 
nach Stationen der Strecke Zdic-Protivin und darüber liinaus sowie vice versa, 
dann von Zdic nach SUitionen der Strecke Beraun-Kakonitz und darüber 
hinaus sowie vice versa mit Staatsbalmzügen von der böhmischen Westbahn 
L'ogcn dem zugestanden, dass bcv.iiglich der der böhmischen Westbahn für 
die Strecke Zdic-Beraun zukommenden TransportgcbUhren und der liievon 
ahzurechnenden Betriebskosten zwischen beiden Vex'waltnngen eine Verein- 
barong getroffen wird. 

Zur Sicherung der Interessen der böhmischen Westbahu verzichtet die 
k. k. Staatsbahn Kakonitz Protivin auf die Etaldirung eigener Fracliten- 
aliffTtigungsstellen in Berauu und Zdic, und haben sicli beide Bahnen über 
anderweitig notbwendig werdende Controlmassregeln speciell zu vertragen. 

§. 3. 

Die Züge der k. k. Staatsbahn Rakonitz Protivin laufen als solche mit 
eigener Zugskraft und Bemannung Uber die Strecke Bcraun-Zdic und es hat 
eine wechselseitige Uebergabe und Uebernahme an beiden Orenzpunkten nur 
mit Rücksicht anf die für die Zogsabfertiguog erforderlichen Dispositionen 
ta erfolgen. 

Zu diesem Ende werden die in den Stationen Beraun und Zdic ein- 
laufenden ZOge der k. k. Staatsbahn Kakonitz Protivin von der letzteren 
cemplet nod mit allen Erfordernissen Air die anstandslose Fahrt auszurüsten 
^^('in, and ron den Stationsnrganen der böhmischen Westbabn Rakonits- 
ProüTin naeh der betreffenden Station in Verkehr gesetzt. 

Das Zugs-, IkMchinen* und sonstige execntive Personale der k. k» 
dtaatsbahn Rakonitz-Protiyin ist in^hrend des 'Aufenthaltes in den Stationen 
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Beraun und Zdic, BodADn wEhrend der Fahrt in der Streeke Beraon-Zdie den 
die Dienstesexeontire fttbrendeii Organ«! der bOlimieelien Weatbahn nnteratellt, 
nnd liat sieh naeh deren Anordnungen und im Sinne der InstmotioneR der 
böbmisehen Westbahn an beoehmen. 

§.6. 

Die böhmische Westbahn wird die Unterhaltnng, Bewachuns; und 
Beleuchtung des zwischen den Stationen Bcraun-Zdic liegenden Bahnkörpers 
nebst ZugehÖr durch ihre eigenen Organe besorgen. 

Die zur Rangirung und Abfertigung der Züge in den Stationen Beraun 
lind Zdic erforderlichen Leistungen werden von den Organen der böhmischen 
Westbahn nach Massgabe der für den Dienst in diesen Stationen bestehenden 
1>eeonderen Vereinbarungen verriobtet, wie auch die Kosten iUr den Geaannnt- 
dienst in den genannten Stationen separat vergütet. 

§.6. 

Der Verkehr der Zflge der k, k. Staatabahn Rakonitz-Protivin in 
der Strecke Berann-Zdie erfolgt auf alleinige Gefahr der k. k. Slaatabahn 
Rakonits-Protivin, weichMelBterealleScblden an Personen, Sachen oderBaha- 
objecten, welche hiebei entstehen, allein antragen hat, beziehungsweise an die 
b9hmisehe Westbahn oder dritte Personen zu ersetzen TerpAiehtet ist. 

RQeksiohtUeh der ans Anlass des Verkehres dieser Züge den Oiganen 
der bShmischen Westbahn naeh §§. 3 nnd 6 obliegenden Leistungen wird 
festgestellt, dass in allen jenen Fällen, wo die Bahnverwaltnng als solche die 
Folgen der Handlungen oder Unterlassungen ihrer Orgaue an vertreten hat, 
die k. k. Staatsbahn Rakonitz-Protivin diese Vertretung ebenso zu übernehmeii 
haben wird, als wenn die Organe der böhmischen Westbahn in Diensten der 
Staatsbahn Rakonitz-Protivin stehen würden. 

§.7. 

Die k. k. Staatsbahn Rakonitz-Protivin entrichtet für die Mitbenutzung 
des der böhmischen W( stbahn gehörigen Hahnkörpers, respective Ourrenten 
Geleises in der Strecke Beraun-Zdic an die böhmische Westbahn: 

1. f'inc thcilweise Vergütung der Zinsen des von der böhmischen West- 
bahn lUr (Iii sc Strecke aufgewendeten. I>eiderseits mit 833.333 ti. 33 kr. 
Bank-Valuta anerkannten Baucapitah*s in der Art. dass von ilen entfallenden 
mit nind 5U.00U ti. bezitferten 6peroentigen Zinsen dieses Capitales vorweg 
e\n Praecipuum von 10.000 fl. der bölnnischen Westbahn bar vergiitet wird, 
und die restlichen 40.000 ti. zwischen der böhmischen Westbahn und der 
Staatsbahnunternehmun? nach dem Verhältnisse der Zahl der Achsen, welche 
die eine oder die andere Bahn mit ihren ZUgen in dieser Strecke führte 



getlieilt werden. Hierbei sind für die Staatsbahnuaternehmung eiu Minimum 
voo 455.156 Achskilometer in Anrechnung zu bringen. 
Die Abrechnung und Bezahlung erfol;,^t monatlich. 

2. Als Entschädigung flir die Unterhaltung, Bewachung undBclouchtung 
der gei^aromten Unter-, Ober- und Hochbaues nebst Requisiten und Mobilien 
der currenten Strecke Beraan-Zdic einen Betrag, dessen Höhe durch Theilung 
der von Seite der böhmischen Westbahn für jene Leistungen je im Laufe 
eines Monate« factisch aufgewendeten Auslagen nach dem Verhältnisse der 
thataächlichcn Verkehrsbewegnng der beiden Bahnen in der Strecke Beraun- 
Zdie u. z. nach dem Verhältnisse der Zahl der Achsen, welche die eine und 
die andere Bahn mit ihren Zügen in dieser Strecke ftthrti ennittelt und wobei 
die nur Last der k. k. Staatsbahn Rakonitz-ProtiTiB 80 ermittelte Kosten- 
qnote um fünf (6) Pereent als Beitrag ftir die allgemeinen Verwaltnngekosten 
eriiGht wird. 

Behufs Feststellung der Verkehrsbewegung werden iron beiden Bahnen 
genau o Aufschreibnngeu über die Bewegung der Wagen gepflogen, nnd diese 
AnÜBchreibungen gegenseitig verglichen. 

Im Zweifel gelten die von der böhmischen Westbahn aufgestellten 
Anftchreibnngen , sofern deren Unrichtigkeit nicht thatsächlich nach - 
gewiesen wird. 

§.8. 

Nach dem im §. 7 fo=»tge'*tellten Massstabe concurrirt die k. k. Stnats- 
bahn Kakonitz-Protivin auch zu den auf das Areale der currenten Strecke 
Beraun-Zdic entfallenden Realsteuern (Grund-, Haus - Zinsstcuern nammt 
Zuschlägen) y femer za den Kosten der Gebäude- und Mobilarteuer-Asse- 
curanz. 

Die Transportveraicherung besorgt und trägt jede Bahn aus Eigenem. 

§. 9. 

Sollte sich Uber Verfügung der hohen Regiernng die Ausführung von 
Heubauten, Umbauten in der Strecke B«raun-Zdic als nothwendig heraus- 
stellen, 80 werden selbe nach Massgabe des Bedarfes von der böhmischen 
Westbahn auf ihre Kosten snr Ausführung gebracht; jedoch hat die Staats- 
bahn die Hilfte der 6percentigen Zinsen des hierauf verwendeten Capitales 
während der gnnsen Daner des Vertrages in monatlichen Decnrsivraten der 
b9hfflisehen Westbahn sn vergHten. 

§. 10. 

Die k. k. Staatsbahn Rakonitz-Protivin participirt an allen jenen Kosten, 
welche dnioh Elcmentar-Ereignisse hervorgerufen werden, zur Hälfte mit 
Annahme jener Sehäden, welche sich ans diesem Anlasse an den Zügen der 
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contrahirendon Balmoii ergeben, und welche Schäden jede der betreffendeo 
Verwaltungen selbst treffen. 

§.11. 

Im Falle des Eintrittes einer vis major wird die böhmipi he Westbahn 
der eingegangenen Verpflichtung, die ZU^e der k. k. Staatsbahn RakonitB> 
Protivin über die Strecke Beraun-Zdio fahren zu lassen, enthoben. 

Die böhmische Westbahn kann ancli bei ans was immer für welchen 
Griinden vorkommenden Verspätungen der Züge odor Einstellung des Zugs- 
verkehrs der k. k. Staatsbahn Rakonitz-Protivin in der Strecke Berann-Zdio 
in keiner Weise zu einer Ersatspfliobt herang«sogen werden. 

§. 12. 

Die aus gegenwärtigem Uebereinkommen resultirenden Forderungen 
sind gemäss dem zwischen den österreichisch-ungarischen BahnTerwaltuugen 
betrefTs Begleichung der gegenseitigen Forderungen bestehenden Bestimmungen 
bar zu begleichen. 

§. 18. 

Streitijrkeitoii, die aii>i vorliegendem Vertrage entstehen, sind durch ein 
Schiedsgericlit, weiches in Wien zu tagen hat, zu entseheiden. 

Behufs UestellunfT desselben hat jede der contrahirenden beiden B.ilnien 
das Recht, einen Schiedsrichter zu benennen und sie ist verpflichtet, über 
schrittli» hc Aufforderung des anderen contrahirenden Theiles den von ihr 
gewählten Schiedsrichter dem anderen Theile binnen 14 Tagen, gerechnet 
vom Tage der erhaltenen AuflTordcrung, bekannt zu gehen, widrigeulalls der 
zuerst gewühlte Schiedsrichter selbst einen zweiten Schiedsrichter bestellt. 
Diese beiden entweder von den vertragschliessenden Theileii oder auf vor- 
stehende Art bestellten Schiedsrichter wählen einen dritten als Obmann, und 
es hat das so constituirte Schiedsgericht, <dine an eine bestimmte Forin d» s 
Verfahrens gebunden zu sein, nach Stimnicmnehrheit über den Streiti:ej:en- 
stand zu entacbeiden. Beide vertragscliliessenden Theile erklären hiermit 
ntistlriicklich, sich dieser schiedsrichterlichen Entselioidung ohne weitere 
Berufung und mit Verzichtung auf jeden weiteren Rechtuweg zu unterwerfen. 

§. 14. 

Der gegenwärtige Vertrag, dessen Cfenehmigung dem k. k. Handels- 
ministerium und dem Verwaltungsrathe der böhmischen Westbahn vorbehalten 
wird, kann sechsmonntlich, aber immer nur für den letzten eines jeden Monates 
gekündigt werden, mit der weiteren Einschränkung, dass er mindestens aaf 
Ein Jahr und höchstens auf zwei Jahre in Wirksamkeit bleibt 
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8.15. 

Die Gebtthren auB diesem Vertrage werden Ton der Ic. k. Staatabahn 
BikonttB-Protivin getragen. 

Wien, am 30. April 1876. 

FBr die k. k. privilegirte b9h- Die Direetion der k. k< 

miaehe Weatbaha : Dux - Bodenbacher Eisenbahn 

JirMhm. p., ftihm.p. bctriebführende Direotion 

der BakonitZ'Protinn- Staats- 
eisenbahn. 

Fecbir m. p. 

Vorstehender Vertrag wird biemit genehmigt. 
Wien, am 6. Mai 1876. 

Der Verwaltungsrath der k. k. privilegirten böhmischen Westbahn : 
D. Weissei m. p. Ad. iaidaaer m. p. 

Nr. 14054. 

Genebniigt vom k. k. Handelsministerium. 

Wien, am 13. Mai 1876. 

Der k. k. Handelsminister: 
Cklaneckj m. p. 



10. Zeitweilige BetriebsfQfarnng durch die k. k. privilegirte Aussig« 

Teplitzer Eisenbahngesellschaft. 

Ans Anlaaa der beabsiehtigt gewesenen Vereinigung des üntemebmens 
dsr k. k. priTilegirten Dnz-Bodenbaober Eisenbahn mit Jenem der k. k. 
privilegirten Anssig-Teplitser Eisenbahngesellsehaft wurde Ton letsterer der 
fictrieb der Staatabahn Bakonits-ProtiTin unter denselben Bedingungen, wie 
deiselbe der Dux-Bodenbaeher Eisenbahn Übertragen war, im Namen und auf 
Bsdmung der Btaatsverwaltung vom 1. Jlbiner 1877 ab Übernommen. Als 
EiecQtiveomitÄ fttr den Betrieb der Staatsbahn wurden ans dem Verwaltnngs- 
alke der k. k. privilegirten Aussig-Teplitser Eisenbahngesellschaft die 
Herren Hennann Harbach und Dr. Alezander Peez in Wien, dann die 
Heiren Werner Friedrich Freiherr von Riese-S tallburg und Dr. Jaroslav 
Hilke Ritter von Rttlikon in Prag gewählt, von welchen nach Thun- 
Öehkeit nebst dem Director Herrn Friedrieh Edlen von Emperger zwei 
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Mitglieder den Sitzungen des Ueberwaohung8Coniit68 beizuwohnen hatten. 
(H. M. Z. 2334 ex 1877). Nachdem die erwähnte Vereinigung der beiden 
Unternehmungen nicht zu Stnndc kam, wurdc^ der Betrieb der Staatsbahn 
Rakonitz-Protivin vom 1. März 1877 ab der k. k. privilegirten böhmischen 
Westbahn Übertragen. (Vgl. den besttgliohen Betriebevertrag naehfolgend 
enb 11.) 



11. Vertrag^ 

welcher an vnten aagfielileii T^e twisehca 4cm k. k. NinlBUricn des Handels nnd 4er 
FiniBsen in Vertretung des k. k. Staatsirars einerseits und der k. k. priv. böhmischea West- 
bahn anderseits abgeschiotsen worden ist. (C* Bl. Ni. 30 ex iÖ77.) 

Artikel I. 

Die k. k. priv. böhmische Westbahn Ubernimmt itir Rechnung des k. k. 
StaatsSran gegen Vergütung der Selbstkosten den Betrieb der demselben 
gehörigen, aus den Strecken Rakonitz-Beraun und Zditz-Protivin bestehenden 
Staatseisenbahn Rakonitz-Protivin. Die böhmische Westbahn wird für die 
Linien der böhmischen Westbahn und für die Bakonits-Protiviner Staatsbahn 
getrennte Betriebsrechnungen zu ftthren haben. 

Die Vertheilnng der Einnahmen und Ausgaben erfolgt auf Ornnd der 
naohstehenden Artikel (II bis VU). 

Dat k. k. Ilnancniiiiitteriiiin hat onterm 7. September 1877, Z. 200S4 ent- 
schieden! daM in^oferne die Böhmische Wcstbahn Uber den Betltcb der Rakonitz- 

Protiviner Stnaraeisenbabn ab<:eson<lrrtt> I?iif li<T urnl liorhnunfjen fiilirf, bt-ziicrlich 
dieser Staat-.i'i«enbalin jibMc.sori(iertc Vorirkgi' ib-chliesst, nUjresonderte t^uittungen 
und Rechnunjfoii etc. aussUiilt, derselben in den angegebenen bezichungen die persön- 
liebe GebflhraafrtUiaU aakommt. 

Es unlerli«g«n Bitbin aolehe Vertilg« dem Stempel nnr hinsichtlich Einea 
Exemplare» und zwar mirb nur dann, wen») nicbt nuoh «h r andere Conlratient die per- 
sönliche Oebühreiifreihcit gcnics8t. Die für die Hakoniiz-I'rutoviner Staatseisenbalm 
abgesondert gel'Uhrien Bücher, dann abgcsondeit ausgefertigten Quittungen und Recii> 
nungen sind gebQhrenfrei. 

Der VerwaltOBfr der k. k. priT. BShmiseben Weslbabn warde btevoa mit den 
Haadelaminlaterial'Erlasae vom ft. NoTenber 1877, Z. S8006 KemitntN gegeben. 

Artikel II. 

Die auf Jeder der im Artikel I erwXhnten Bahnlinien (böhmisohe West- 
bahn nnd RakonitB-FrotiTiner Bahn) enielten Binnahnen sind der Betrieba- 
reohnnng dieser Bahnlinie sa Onte an bringen. 

In Betreff der Tarife haben nachstehende Bestimmungen zu gelten: 
1. Die an den Linien der bdhmiaohen Westbahn gehörige Bahnstreok« 
Berami-Zdits ist, wenn dieselbe im Verkehre von der Streoke Rakonits- 
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Bennii naeh der Stroeke Zditi>Protfriii und umgekehrt, sowie von und naeh 
deren Hinterbabnen nur traasitirt wii-d, bei Anfttellung der Ttoife Ar die 
RakeniU-ProtiTiner Bahn als eineTheilstreeke derselben insofern anzusehen, 
als die aar Anwendung gelangenden TarifsXtse pro rata der dnrehlaafenen 
DisCana twiaehen dieser Streoke und den übrigen Streeken der Rakonita- 
FroÜdner Staatsbahn in der Weise anr VeftheUnng gelangen, dasB| der illr 
die Strecke Zditz-Berann auf die böhmlsehe Westbahn entfsUende Antheil 
inelasiTe Manipulationsgebllbr mindestens 7*5 kr. per 100 Kilogramm be- 
tragen soll, vorausgesetzt, dass die bShmisehe Westbahn anf dieser Streoke 
für gewisse Artikel nicht niedrigere ofOcielle Looalsitae hitte. 

S. Der Localverkehr der Strecke Berann-Zditx verbleibt der böhraisohen 
Westbahn. 

3. Die böhmiftche Westbalin übernimmt die Verpfliolitung, die Strecken 
der Rnkonitz-Protiviiier Bahn in alle, sowohl in- wie auch aualändisclie Ver- 
kehre, wo dies im Interesse der letzteren geleiL,^en ist, einzuführen und die- 
selbe iibci li.uipt nnd in Bezufr auf Taril's- und Transporta-Angelegenheiten 
nach besten Krälten zu vertreten. 

4. Bei Autstt llunj: und Kepartition dor Tarifsätze, sowohl im dirccteu 
Verkehre zwischen der Rakonitz-Protiviner Staatsbahn and der böhmischen 
Westbahn, ala auch im Verkehre mit anderen Bahnen gelten folgende 
Gnmdaätze : 

a) Die Instradimng wird rtteksiohtlioh der Streeken der beiden Bahngebiete 
Uber die kOraeste Boute vorgenommen; 

h) die Yertheihing der Fraehtsfttze gesehieht in denjenigen FUlen, in 
welehen das Znsammenstossen der normalen Taxen der beiden Ver- 
waltnngen den Gesammttarifsatz bildet, einfach dnreh Znreohnnng dieser 
Taxen an jede Verwaltung. 

In denjenigen Fällen jedoeh, in welchen Kttraangen der Gesammt- 
taxen ans welehen Gründen immer vorgenommen werden, erfolgt die 
Vertheilung derart, dass annlichst fUr jede Bahn die im Sinne der bei 
der Aufstellung des betreifenden Tarifes massgebenden Prindpien von 
derselben au beanspmohenden ManipnlationsgebOhren yorabgezogen 
. werden, der verbleibende Best aber pro rata der für jede der beiden 
Bahnen bei Aufstellung des Tarifes aufgegebenen Normal-Antheile 
repartirt wird. 

5. Die böhmische Westbahn verpflichtet sich, die für die Rakonits- 
Protiviner Staatsbahn zu ertheilenden TransportbegUnstigangen aller Art in 
jener Form der Regierung zur Uenehmitrung vorzulegen, welche jeweilig 
von der Regierung vorgeschrieben sein wird. 

Urbrigens ist die böhmische Westbahn ihrerseits verpflichtet, sich in 
keiner Weise mittelbar oder unmittelbar au der Ertheiluug von Bonificationen 
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oder sonstifjen Begünstigrungen zu botlieiligen. durch welche der Kakouitz- 
Protiviner Bahn Concurreoz gesoliaäeu werden könnte. 

Artikel m. 

Die gemeinsamen Verwaltungs- Aualagen, als: Oesanimtkosten der allge- 
Tnein<'n Verwaltung, Centralicitungskosten fiir Balmaufsiclit und Üahnerlialtung 
für Verkehrs und cianmei /.iellen Dienfit, für Zugt urderungs- und Werkstätton- 
dienst sind im Verhältnisse der auf beiden n.ihiien zurückgelegten Zugskilo, 
meter zu vertheilen, mit der Massgabe jedoch, dass von der gesammten Zugs- 
kilnmeterzahl, bestehend aus der Summe der auf der böhmischen Westbaiiu 
und Kakonitz-Protiviucr Staatsbahn zurückgelegten Zugskilometer niemals 
weniger als 25*^(, auf die Kakonitz-Protiviner Bahn entfallen sollen. 

In die zu verlheilenden Kosten sind die Auslagen für die exponirteu 
Bahn- und Verkehrsleitungen der Rakonitz-Protiviuer Bahn, ho lauge die- 
selben fortbestehen, einzubezielien. 

Artikel IV. 

Die BabnaufBichtS' nnd BahnerhaltDogskostea sind direct auf die ein- 
zeloeu Strecken su verbaehen und für letstere mit AmeehliuB der gemein- 
echaftlichen Bahnhöfe gesonderte Rechnungsbelege aufEOStellen. 

Alle Nen-, Uro- nnd Erweftertingsbaaten, sowie alle Hehranschatfnngen 
Ton IftTentarstQoken auf der Bakonits-Protiviner Bahn haben auf Kosten des 
k. k. Aerars zu geschehen. 

Derartige Bauten und Mehranschaffungen können jedoch nur mit Ge- 
nehmigung des Handelaministeriuros ausgeführt werden I dasselbe wird gleieh« 
zeitig entscheiden, ob die Ausflihrung den Bau- oder den Betriebsoonto zu 
belasten hat und durch die böhmische Westbahn oder die k. k. Direction fttr 
dtaatseisenbalinbauten su bewirken ist. 

Im ersteren Falle sollen der Gesellschaft über Verlangen entsprechende 
unTcrsinsliche Staalsvorschasse flüssig gemacht werden. Falls sich der 
Wirkungskreis einzelner Organe der Bahnerhaltnng oder anderer Dienst- 
zweige nicht ausschliesslich auf eine der im Artikel I bezeichneten Bahnen 
erstrecken sollte, so sind die Kosten der betreffenden Organe im VerhUt- 
nisse der BahnlKnge auf die berOhrten Bahnen zu vertheilen. 

Artikel V. 

Die Kosten des Stationsdienstes sind wie die Bahuaufsiohts- uud Bahu- 
erhaltungskosten direct /.u verbuchen. 

In Betreff der gemeiiischaftliciien Bahnlu'ife Rakonitz. Beraun, Zditz 
und l'rutivin bleiben die bestekouden Vereinbarungen bis auf Weiteres 
aufrecht. 
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Artikel VI. 

Die Kosten des Fshr- und ZagsfSrdernngsdienstes sind ^leicfafklls Ar 
beide Netze getrennt zn ▼errechnen. 

Sollten Züge der Rakonitz-Protiviner Bahn die Strecke Berann-Zditz 
oder andere Strecken der bShmiBchen Westbahn be&hren, so hitte letztere 
dsAr aof Gmnd des am Jabressi^insse anf beiden Bahnnetzen zusammen per 
Zogskitometer sich ergebenden Dnrohsehnittspreises Ersatz zn Idsten. 

Diese Bestimmung findet selbstrerstftndlieh anf Schotterzttge nnd andere 
nicht zahlende Zttge keine Anwendung. 

Die Kosten von UnAlien hat die Unfallsstreeke zu tragen. 

Artikt'l VII. 

Auch für die Reparatur deB Fahi*parke8 sowie für die besonderen^ an 
des eigentlichen Betriebskosten nicht gehörigen Ausgaben nnd die Feuer* 
as8ecnranz wird die Verrechnung vollständig getrennt gepflo^^en. 

Die Miethabrechnnng fUr die Lastwagen erfolgt wie bisher auf Qrund 
des osterreichisoh-ungarischen WagenregulatiTS. 

Für etwaige gegenseitige Benützung von Personenwagen und Loco- 
Botiven bleiben besondere Vereinbarungen Torbehalten. 

Artikel VIll. 

Dit' Hetricbsrcclmun» der liakouitz-Prutiviuer Buhn ist dein Handels- 
ministerium vierteljiihrifi: vorzulejfeii. 

Die l{etriebsre('hnnng:en der drei ersten Quartale sind auf Grund der 
seit dt m ( rsten Jänner thatsächlich zur Buchunjr frelanj^ten Einnahmen und 
Au-<;:alM ii provisoriHch aufzust»'llen und spätestens drei Monate nach 
Qu;irtalabschluss in VcrUi^re zu brinj^ren. 

G\e'\ch7.e\i\^ ist der sieh ergebende Activsaldo nn das Staatsärar abzu- 
nihren, bt'ziciiungsweise im Falle eines Hetriebsdelicits der betreffende 
Pa»<;ivsaldo von demselben im Wege des Uandelsministeriums in Anspruch 
2U ih lurien. 

Die Betriebsrechnunj? des vierten Quartales, bezieliunjrsweisc die Jahres- 
rep|iuun;i; ist erst na<-}i dem definitiven Reehnungsabschlusse, und zwar 
spätejätens je am 1. Mai in Vorläget- zu brinf:^en. 

Falls die Baarausgleiche nielit binnen 3'/, Monaten naeli jedem 
Quartahabschluss stattgefunden haben, sind flir die weiteren Monate und 
la;.'e Verzugszinsen zu 6» „ zu verrechnen. 

Die Verbindlichkeit des Staates zur Zahlung von Verzugszinsen, soll 
jedoch nie frtlher eintreten als 15 Tage nach erfolgter Rechnungslegung. 

Artikel IX. 

Die Staatsrerwaltttng behilt sieh das Reebt vor, den Betrieb der 
Rakonitc-ProÜTiner Bahn in allen seinen Zweigen nicht nur durch die allge- 

5 
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nioincn roV)erw.'i('liunj;sorp;aiu', sondern auch durch andere besonders zn 
dclegircndc und nach l'm8tän(ien der Verwaltung? ständif; zuzutlicilende 
Orp^anc auf « if^oue Kosten zu überwachen, insbe8on<l<MP auch die Geld- 
gcbarunji ji'dt r/t'it zu CKiitroliren und zu diesem üehufe ailegesellflchaftlichen 
BUcher und Orij^iualhelofre bei der Central Verwaltung, Direction, sowie aul' 
der Strecke einzuächeii und eventuell ihre Riclitigäteliang zu veranlassen. 

Artikel X. 

Das gesammtf (ieinialif^e lieamton- und Dienerpersonale der Rakonitz- 
l'rotiviiier Staatsbahn wird von der k. k. priv. böüqiiächen Westbahn gleich- 
zeitig mit der Bahn übernommen. 

Die v(»n diesem Personale bis zur l ehernahme und während der Wirk- 
samkeit dieses Vertrages erworbenen Rechte, insbesondere hinsichtlich der 
Besoldung und der statutenmässigen Abl'ertigungs- und Peusionsansprüche 
werden aulrecht erhalten und von dem k. k. Staatsärar gewährleistet. 

Während der Dauer des Betriebsvertrages wird der Verwaltung der 
. büiimischen Westbahn Uber dieses Personal die Disoiplinargewalt einge- 
räumt. 

Die von den übernommenen B 'amten uud Dienern zum Pensionsfond 
der k. k. priv. Dux Bodenbaeher Bahn als der den Betrieb auf der in Rede 
Ht eilenden Staatshahn bisher führenden Verwaltung geleisteten Peusionsein- 
zahlungen samnit aufgelaufenen Zinsen sollei» nach Ausscheidung derselben 
aus dem genannten Pensionsfonde als ein besonderer Pensionsfond lortbe- 
stehen, weUiier der k. k. priv. hohmisehen Westbahn zur Verwaltung nach 
den bei der k. k. priv. Dux-Bodenbacber Bahn diesbezüglich geltenden 
Satzungen übergeben wird. 

Geldanlagen und darauf bezügliche Dispositionen rüeksichtlich dieses 
Foodes unterliegen der vorherigen Genehmigung der Staatsverwaltung. 

Die Neuaufnahme uud Beförderung von Beamten und Dienern für die 
Hakonitz Protiviner Staattsbahn erfolgt durch den Verwaltungsrath der böh- 
mischen West bahn. 

Die neuaufzunehmenden Beamten und Diener der llakonitz-Protiviner 
Staatsbahn halien mit den bisherigen Beamten und Dienern dieser Bahn einen 
Gesammtstatus zu bilden und sind gehalten, sieh an dem für letztere be- 
stehenden Pensionsfonde nach Massgabe der geltenden Normen zu betheiiigen. 

Die k. k. priv. böhmische Westbahn ist berechtigt, die Bediensteten 
der Stjiatsbahnlinie auf den Strecken der böhmischen Westbahu und Be- 
dienstete der letzteren auf Strecken der ersteren dienstlich zu verwenden. 
Bei Lösung des Vertrages w^ird das in den Status der Staatsbahnlinie .r< ]H)rige 
Personale der Staatsverwaltung und das in den Status der böhmischen West- 
bahn gehörige Per-^ouale dieser letzteren zur Verfügung gestellt und über- 
nommen , doch werden gegenseitige Uebertritte der bei Lösung des Ver- 
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träges nicht auf ihrer L'rspriin^^slinie verwendeten Beilieusteten soweit als 
thunhch mittels* Kündij^nng und Uebertragung der in den IVnsioiisfond ge- 
leisteten Einzaiilung von beiden Verwaltungen gestattet werden. 

Die Be^^timmnugen Uber den Krauken-UaterstUtzungsfoud bleiben einer 
besonderen Vereinbarung vorbehalten. 

Artikel XL 

Die auf dt'r liakonitz-Protiviner Bahn am Tage der BetriebsUbernahme 
vorhandenen Cassabestände (Baargeld und Werthpa])ier6j sind nach erfolgter 
von der Staatsverwaltung zu genehmigender Abrechnung der k. k. priv. 
Dui-Budenbacher Bahn zu ersetzen. 

Dagegen erhält die böhmische Westbahn als Manipulationsfond behufs 
Deckung der Cassabi stände und Beschallung von Materialvorräthen einen 
unverzinslichen Pauschalbetragi dessen Ausmaas einer besonderen Verein- 
barung vorbehalteu bleibt. 

l'eberdies werden der böhmischen Westbahn die auf der Rakouitz- 
Protiviner Balm vorhandenen InventarstUcke und Materialvorräthe gegen 
V'errecbnung übergeben. 

Die von der Verwaltung der Dux-Bodenbacher Bahn als betriebfUhrenden 
Dirci tion der Rakonitz-Prtttiviuer Staatsbahn abgeschlossenen und noch in 
Wirksamkeit stehenden Verträge bleiben selbstverständlich aufrecht. 

Artikel XU. 

Bei Uebergabe der Rakonitz-Protiviner Bahn, beziehungsweise der ein- 
zelnen Baulichkeiten sammt deren beweglichen und unbeweglichen Zugehor, 
der Fahrbetriebsmittel und der Gegenstände der BetriebsausrUstung, sowie 
der Materialvorräthe und der Cassenbestände an die k. k. priv. böhmische 
Westbahn, ist von dieser gemeinschaftlich mit der k. k, Staatsverwaltung 
unter Zuziehung der Dux-Bodenbacher Bahn ein Protokoll und Inventar in 
^uplo aufzunehmen, wovon jeder der beiden Contrahenten ein Exemplar 
behält. 

Auch wird die k. k. iStaatsverwaltung die Pläne der Bahn und der ein- 
zt'lnen Baulichkeiten, sowie die hierauf und auf alltällige Lieferungen ab- 
Jiit'lenden Verträge an die k. k. priv. böhmische Westbahn für die Dauer 
der Betriebsführung Ubergeben. 

Artikel XUL 

Der am 6./18. Hai 1876 (H. M. Z. 14054) zwischen der k. k. priv. 
bShaiselien Westbahn einerseits und der k. k. Rakonits-Protiyiner Staatsbahn 
Mdeiseits in Betreff der lütbentttsang des correDtea Bahngeleises zwischen 
Berann aod Zdits abgeschlossene Vertrag wird für die Daner des gegen- 
virtigen Vertrages ansser Kraft gesetzt. 

TgL den hier erwühnten Vertrag oben sub 9. 

6* 
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Artikel XIV. 

Der gegenwXrtige Vertrag wird auf unbestimmte Dauer abgeschlossen, 
kann jedoch beiderseits jeweilig flir den 31. Mäne, 30. Juai, 30. September 
und 31. December einjährig gekündigt werden. 

Artikel XV. 

Alle aus diesem Vertrage entspringenden Steitigkeiten werden hei dem 
k. k. Handelsgerichte in Wien nach den Vorschriften des summarisobea Ver- 
fahrens darchzttflihren sein. 

Artikel XVI. 

Die k. k. Staatsverwaltung hat die für diesen Vertrag entfallenden 

gesetzliolien Stempelgebllhrcn allein zn tragen. 

Der Vertrag wird in zwei gleichlautenden Parien ausgefertigt, von 
welchen das gestempelte beim k. k. Handelsministerium verbleibt, das unge- 
stempelte dagegen der k. k. priv. böhmischen VVestbahu ausgefolgt wird. 

Wien, am 26. Februar 1877. 
Für die k, k. StaatsTerwaltnng: Die k. k. priv. bölimisehe Westttahn: 

W. Nerdliig m. p. C«Mpen m. p. 

fasswald m. p. Dr. Iah m. p. 

Johann Bayer m. p. 

Dr. Ernst v. fterber m. p. 

Z. Ö264. 

Der vorstellende Vertrag wird unter dem Vorbehalte einer Vereinbarang- 
Ober den Wirknngskreia des für die obgenannte Staatseisenbahn bestehende» 
Ueberwaehnngs-Comit^ genehmigt 

Wien, am 2ö. Februar 1877. 

Der k. k. Handelsminist^r: Der k. k. Finanaminister : 

Chlaraecky m. p. Pretit m. p. 

Dm autgefertigte Vertragt-Pare wurde d«Bi T«rw«ltangtrathe der k. k. priT. 
bShmisehen Westbahn mit dem Erlasse des k. k. Haadelsministers Tom 1. Mint 1877^ 
Z. 6409, ausgefol^rt. 

Das neue Statut für das Ueberwachungs-Comite folgt hier sub 12. 
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n. Statut 

Ilirdas Gomile zur Ueberwachung des Betriebes dt r Hakoniu-Frotivioer Staalsviscnbahn. 

(C. Bl. Nr. 41 ex 1677). 

§. 1. 

Bestellung und Sitz. 

Das Comit»' besteht aus flinf Mitgliedern, welche vom k. k. HnnJels- 
niinisterium im Einvernehmen mit dem k. k. Finanzministerium ernannt 
werden. 

Daa Görnitz hat seinen Sitz in Wien. 

§. 2. 

Aulgabe. 

Die Aufgabe dea Comit^a besteht in der WahrDehmung der der Staata- 
nrwaltnng auf Gnmd dea mit der k. k. privUegirteu bShmisohen Westbahn 
Uber den Betrieb der Bakonits-Protiyiner Staatsbahn geschlossenen Betriebs- 
^rtrages eingeräumten Rechte, insbesondere auch in der durch die nach- 
stehenden Pangraphe niiher bestimmten Einflnsanahme auf dieBetriebfQhrung 
der Bakonits-Protiyiner Bahn. 

§. 3. 

Art der Oeschäftsbehandlung. 

Daa Görnitz übt seine Functionen in Sitzungen aus, welchen in dejr 
Regel die beiden Administrationsrorstände der böhmischen Westbahn oder 
einer derselben beizuwohnen haben. 

Selbstverständlich haben die letzteren kein Recht, an den Abstimmungen 
des Comit^s theilzunehmen. 

Dem Comite bleibt es übrigens anheimgegeben, Sitzungen auch ohne 
Zuziehung der Organe der böhmischen Westhahn abzuhalten. 

Das Ueberwaf^hungscomite kann durch Bcsehluss Einem oder Mehreren 
•einer Mitglieder von Fall zu Kall die Erstattung von Anträgen oder Gut- 
achten über die dem Comite vorbehaltenen Gegenstände des Betriebes der 
Kakonitz-Protiviner btaatsbahu auftragen. 

In der Regel soll alle Wochen eine Sitzung des Comites sUttlimleu. 

Die böhmische Westbahn entwirft die Tagesordnung tlir jede Sitzung, 
*n)det diese jedem roniitemitgliede zu und sorgt dafür, das-* die Vorlagen 
iihcr tlie zu erledigenden Gegenstände einige Tage vor der Sitzung an den 
(Präsidenten des Comite oder an dessen Stellvertreter gelangen. 
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§. 6. 

Das UeberwachnngBcomit^ famt seine BeschlflsBe mit absoluter StimmeD- 
mebrheit der in der Sitzung anwesenden Mitglieder; bei Stimmengleiebheit 
ist der Antrag dann beseblossen, wenn der Vorsitzende fQr denselben 
gestimmt hat 

Zur BescblnssDfhigkeit ist die Anwesenheit von drei Mitgliedern 
erforderlich. 

Ueber die Verhandlungen des Comit^s wird ein Protokoll gefUhrt, 
welches vom Vorritzenden und efaiem Mitgliede an nnteneichnen ist, und dem 
Handelsministerium in Abschrift vorgelegt wird. 

4;. 6. 

Wirkungskreis des Gomite. 

Der Berathung und Beschlussfassung des Gomitds sind namentlich 
folgende Gegenstände yorbehalten : 

1. Pahrordnungen und Tarife. 

Hierher gehört auch die Bewilligung von Refactien auf Grund der 
Anträge des Verwaltongsrathes der bdhmischen Westbabn. Im Falle der 
Dringlichkeit des Gegenstandes kann die böhmische Westbahn selbststftndig 
das Entsprechende verfOgen; sie hat jedoch Ober gewährte Refactien in der 
nächsten Sitzung des Comit^s motivirte Anzeige zu erstatten. 

2. Banvertritge und Vertrilge mit den Anschlussbahnen. 

3. Mittheilung der abgeschlossenen Liefemngsverträge. 

4. Projecte Über Um-, Neu- und Zubauten. 

5. Ernennung, Beförderung, Kündigung und Entlassung von Beamten 
und Dienern der RakonitZ'ProtiTiner Bahn, dann die auf die Pensionimnjc 
solcher Bediensteten bezugnehmenden Angelegenheiten; ferner Zuerkennung 
Ton Pensionen, Erziehnngsbeiträgen und Abfertigungen an deren Hinter- 
bliebene. 

6. Die Ertheilung von Urhiuben in der Daner von mehr als swei 

Monaten. 

7. BcaHmmungen über die Verwendung der in den Pensionsfonda der 
Rakonitz-Protivinor Bahnbeamten und Diener einfließenden Beträge, die 
Fructificirunpr von PcnsioiiHfonds-Capitalien nnd überhaupt Uber alle den 
PensioiisloiKl und seine Beziehungen zu deasen Mitgliedern betreffenden 
GeFiehältsan;:ele;,M'nheitcn , insbesondere die Mitwirkung bei Abfassung, 
respective Rcvidirinifr der Statuten des I^enaionsfondes und die statuten- 
niiissige I'^intiussnahme auf die Gebalirun^' mit diesem Fonde. 

8. Alle auf den Krankenfond der Rakonitz-Protiviner Staatsbahn bezug- 
neiinienden VerlUf;nn^M ii und Kntsclieidungen, insbes^ondere die Mitwirkung 
bei Abfassung respective IN'a idirunj; der Statuten des Krankenfondes und 
die statutenniäsgige Einliussnaiuue auf die Gebarung mit diesem Fonde. 
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Die böhnÜBehe Westbuhn wird karze, aatographirte Monatsberichte über 
Enmahmeii, Ausgaben und VerkehrsverbKltnisse der RakonitS'ProtiTiner 
Slaatsbahn den HitgUedem des Ueberwaohungscomit^s snsenden. 

Ferner bat die bShmiselie Westbahn gleicbseitig mit der Torlage einer 
Qoartals-Betriebsreohnnng respeetive der Jahresrecbnang an das Handels- 
ministerium (Artikel Till des BetriebsTertrages) eine Copie der betreffenden 
Reehnung dem Ueberwaohnngseomiti vorsnlegen. 

§.8. 

Dan Ueberwaehungseomiti übt seine ikm im gegenwärtigen Statute 
ttbertraa^enen Befiignisse als Delegirter des Handelsministeriums insoweit 
lelbststXndig ans^ als hierbei nur die Interessen des Staates als Eigenthttmer 
der Bahn und ihres ZugehÖrs und nicht auoh Öffentliche, die oberste Leitung 
des Eisenbahnwesens betreffende Rttcksichten in Betracht kommen. 

Der Wirkungskreis der k. k. Generalinspection in Ansehung der 
Bakonitz-ProtiTiner Staatsbahn wird durch die Einsetzung desUeberwaehungs- 
eondt^ nieht berlihrt. 

§.9. 

Das Comit6 ist fiberdies berechtigt und verpflichtet, den Betrieb der 
Rakonitz-Protiviner Staatsbahn in allen seinen Zweigen, insbesondere auch in 
der Qeldgebarung auf die ihm geeignet scheinende Weise au ftberwachen, 
und kann zu diesem Behufe durch besonders zu entsendende Organe Jeder- 
zeit die hierauf bezüglichen Bücher und Schriften einsehen und den Bestand 
der Stationseassen untersuchen. 

Das Torstehende Statut wird hiemit als ein integrirender Bestandtheil 
des zwischen der k. k. Staatsverwaltung und der k. k. privilegirten böhmischen 
Westbahn abgeschlossenen Betriebsvertrages vom 26./28. Februar 1877 
erkürt, und ist durch dasselbe dem in der Qenehmignugsklausel zum 
erwihnten Betriebsvertrage Seitens der k. k. Staatsverwaltung gemachten 
Tori>ebalte entsprochen. 

Wien, am 22. März 1877. 
Nr. 9299. 

Der k. k. Handelsminister: Die k. k. privilegirte böhmische Westbahn : 
fkliBeckj m. p. fienperi m. p., J. Sfhinlie m. p. 
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e) Donauufer-Staatsbahn. 

1. Oesetz vom 11. März 187«, K. G. Bl. xNr. 39 und €. Bl. Nr. 39, 

betreffend den Bau einer dem reculirtm Donauut'er entlang führenden £i8enbAiin und deren 

Verbindung mit der Kaiser Frani Joseph-Balin. 

Mit Zastimmang beider Hlnser des ReiohsratbeB finde leb zu verordnen, 
wie folgt: 

Artikel 1. 

Die Kegiei ung" w ird ermachti;:t : 
u) eine Ei»cnbalin auf dem regulirten Douauufer vom NuBftdorfer Sporn 

bis zur Stadlauer Brüci^e; 
b) eine Verbindung <ii<>>^cr Eisenbahn mit der Kaiser Franz Joseph-Bahn 

auf Staatskosten herzustellen. 

Artikel II. 

Die im Artikt l l siib -A) auf^'t tührte Bahn — Dunauuterbahn — wird 
zwei^'eleisif^ aus^M'tiihrt. der Unterbau drr in Artikel I, sub b) bezt"i<'hueten 
VerbindungsHtrccko inclusive der über den Donaucanal tlibreuden Brücke 
tUr zwei Geleise hergestellti vorläufig jedoch nur eines gelegt. 

Hit Rficksicht auf den fUr den Anfang zu erwartemien gerinj^en Verkehr wurde 
mit Allerhöchster neriplimigung vom 11. Aupiist 1876 fH.-M. Z. _'"> 12C ex 1876) aus 
Öconomischen Liriinden nur das eine Geleise in Ausiührung gebracht und die Legung 
des »weiten (ieleises einem öpäteren Zeitpunctc vorbehalten, «renn sich die Nothwen- 
digkeit desselben herausstellen wird. 

Artikel lU. 

Zum Zwecke der Inangriffnabme des Baues der in Artikel I bezeicbneten 
Eisenbabnlinien wird der Regiemng fllr das Jabr 1876 ein Specialcredit von 
600.000 Gulden bewilligt. 

Artikel IV. 

Dieses Gesetz, tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Wirksamkeit. 

Artikel V. 

Der Haixielsmini^ter und der Finanzminister sind mit dem Vollzüge 
dieses Gesetzes heauitragt. 

Wien, am 11. HSrz 1876. 

Franz Joseph m. p. 

AHersperg m. p. Chlineckj m. p. PretU m. p. 
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2. InangrifliiiÜLiiie des Baues aufStaatskosteu uudErleicliteruiigeii 

beim Bau und der Einriehtiiiig. 

Mit Allerhöchster Entschliessung Tom 11. März 1876 (H.M.Z. 7743 
ex 1876), mit welcher das Torstefaende OesetE die AUerhdehste Genehmigung 
erhielt, wurde der HaBdelsminister ^leiehseitig cur DarohfUhmDg des Bahn- 
baiies emiiehtifrt. 

Naeb Artikel UI des Gesetzes vom 14. April 1877, R. G. Bl. Nr. 30 
(Vgl. oben unter A. Im Allgemeinen 4;, betreifend die Eröflnung vonSpeeial- 
erediten für das Jahr 1877 zu Zwecken des Staatsdsenbabnbanes, sind bei 
Anshan der Donannferbahn alle mit Bezag auf die in Aussicht zu nehmende 
cnaiMigte Fahrgeschwindigkeit zulässigen Erleichterungen zur Anwendung 
SQ bringen, und ist auch in Bezug auf den Betri(*b von allen in der Eisenbalin- 
Betriebsordnung Tom 16. November 1851 und den einschlägigen Nachtrs)?s- 
bestimmungcu vorjreschriebenen .Sicherheitsvorkehrungen insoweit Umgang 
zu nehmen, als dirs aus dem ^'leichen Grunde nach dem Ermessen des 
Hsadelsmiuisteriums zulässig erscheint. 



S. Vertrag, 

welcher iwisrhen der k. k. St,i.iisl)ahn einersfits um] der ausschlifsslifh privili'wirtfn Kaiser 
Ferdij»nds-Nordt>abD andi titsi-us in Bctn-tl ilrr Btarii-blührunt^auNcrl^ünAU-Uler* 

b d h u bei \\ i e n abgeschlossen wurden Ist. 

§.!• 

Die k. k« Staatsverwattung ttbertrigt an die ausschliesslich privilegirtc 
Kaiser Ferdinands-Nordbahn und diese übernimmt fttr Rechnung des k. k. 
Staatsirars die fUhrung der Betriebsdienstes auf der durch die k. k. Staats- 
renraltnng herzustellenden Donannferbahn, beziehungsweise auf den zur 
Vollendung gelangenden Theilstrecken, zunächst zwischen dem Donau- 
■ferbahnhcfe der k. k. privilegirten österreichischen Staatseisenbahngesell- 
sehall und dem Donannfcrbahnhofe der ausschliesslich privilegirten Kaiser 
Perdlnands-Kordbahn, sowie auf den Verbindungsgeleisen zu den längs der 
Denawferbahn bereits bestehenden oder noch herzustellenden industriellen und 
sonstigen Etablissements stüdtij^clies Lagerhaus, Landungsplatz der Donau- 
DampfschififfahrtsgeselUchalt u. dgl. , u. zw. im letzteren Falle nach Massgahe 
der diesfalls von der Staatsverwaltung mit den betreflfcudeu Interesäenien 
tbiuschliessenden Verträge. 

Die vollendeten Bahnstrecken sind der aussehliesslich privilej^irten 
Kaiser Ferdinands N(»rdlialin im vnllkonnnen iM'f l ichsfäliigen Zustande, sammt 
Telegraphen Verbindung zwischen allen Expeditionsstellen protukollariüch zu 



uiQui^CQ Ly Google 



74 



I. Slaattbfthnen. 



übergeben, und gpäter etwa nothwendig werdende Erwoiterungsbanten oder 
NaebscLaffnngen yon der k. k. Staatsverwaltnng auszuführen. 

§. 2. 

FOr die Besorgung des Verkehrs- und commeroiellen Dienstes erhilt 
die anssohliesstich privilegirte Kaiser Ferdinands-Nordbahn Tom Tage der 
BetriebserÖfftaang an einen jährlichen Pauschalbetrag von 6000, seehstansend 
Gniden Ssterreichischer Währung. 

Dagegen hat die Nordbahn an Ort und Stelle in dem von der k. k. 
Staatsverwaltung beisustellenden Kanzleiloeale einen Verkehrsbeamten mit 
den nötbigen Hllftkrillten aufzustellen, welcher sämmtliehe Versendungs- 
aufträge entgegennimmt und die Dispositionen für deren ordnuugsmässige 
DurchfOhning trifft. 

Die Kaiser Fcrdinands-Nordbahn hat ferner die Kosten der Beleuch- 
tung, Beheiznnjr, Reinifrung: des Kanzlciiocales zu tragen, und die für 
die Manipulation bei der gegenseitigen Ueberiinlmir und Tebergabe an 
allen Expeditionsstellen der Donauulerbahn erforderliclieu Bediensteten auf- 
zustellen. 

Dabei ist j»'dnch jedwede Arbeitsleistung für das Auf-. Ab- oder 
Umladen der (iüter oder für Wageuveisehiebimg mit Meiiscbenkrätteii aus- 
ge>( blossen. Leistungen, welche von den anderweitigen Interessenten za 
fordeni sind. 

Dagegen sind die verscbiedenen Centralverwaltungsknsten für Wagen- 
evidenz und Wagenraiethererhnung. für Kvidenz der l'^iniialimcn und Aus- 
gaben und deren Tontrole, für Correspondeuzea u. s. w. in dem obigen 
Pauschale mitinbegriffeu. 

Ziifoltre Entsrheidung des k, k. Handelsministeriums (H.-M. Z- ,H542 ex 1876 
lall. n \u «las Pauschale auch die Kosten für Erstellung, Drucklegung Und Teröffent' 
liebung der Tarife. 

§.3. 

Die Kosten der Bahnerhaitang und Bahnaufsieht, inelosivederBewachiuig 
nnd Beleuehtang der Weichen und Distanssignale, sowie der Wftchtersignal- 
laternen, sofeme letztere nicht von den Interessenten rttekvergUtet werden, 
sind nach Massgabe der Selbstkosten mit einem 5percentigen Znsehlage als 

Vergütung für die Beistellnng von Uandsignalen, Werkzeugen nnd anderen 
Utensilien, jedocb obne Zuschlag für allgemeine Verwaltung auf Grund 
der Original -Ueehnungsbelege (als: Lohnlisten, Materialverwenduugsaus- 
weisei au die ausschliesslich privilegirte Kaiser Ferdinands-Nordbahu zu 
vergüten. 

Die dieshe/.üglielie liechnuug ist der Staatsverwaltung allmonatUcU zur 
Ü e be rp r ü 1 u n g V o r z u 1 eg e n . 
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Versielierunjr der Baiiobjecte der DoDauttferbahn gegen Brandscbädeu 
besorgt die k. k. Staatsverwaltung. 

§•4. 

Der Ziigfürderungs- und Zugbegleitungsdieust wird auf Grund nach 
stehender Einheitspreise besorgt, u. zw. : 
a) fiir eine Stunde Masehinendienst (eigentliche Zugförderung, Verscldeben 

oder Dampfh:ilten) 2 fl. 50 kr.; 
h) tlir eine Stunde Zugbef^leitung per Mami 25 kr. 

In diesen Preisen ist die Beistellung der Zugssignale and die Beleuchtung 
der Ziipo mitinbefrriffen. 

Als Grundlage für die Rechnungslegung in diesem Dienstzweige werden 
Stundenpässe eingeführt. 

Die Zeit der Dienstleistung wird von der Abfahrt aus dem Uferbabn- 
hofe der Kaiser Ferdinands-Nordbahn bis sur Rückkunft dahin berechnet. 

Dem Zugsbegleitungspersonale obliegt der Rangirdienst, der Sicherheits- 
dienst während der Fahrt und die Manipulation mit Docomenten, Gtttem und 
Wagen bei der Uebergabe und Uebemahme. 

Die diesbeEilgliche Rechnang ist der k. k. Staatsverwaltung allmonatlich 
mr Ueberprttfung ▼onsulegen. 

§. 5. 

In Anbetracht ihrer geringen Länge wird die Donauuferbahn in Bezug 
auf alle und jede Wagengebamng als eine vermittelnde Verbindungsbahn 
betrachtet. 

Es werden daher die tttr den Verkehr auf dieser Bahn, welche keinen 
eigenen Fahrpark bedtst, normalmässig erwachsenden Wagenmiethen von 
demjenigen Interessenten zu vertreten sein, für dessen Zwecke die Donau- 
nferbahn die Wagen snfBhrt, respectlve von demselben übernimmt. 

VerzögeruDgsgebUhren sind von derjenigen Partei (Lagerhausverwaltun<Lr, 
Dampfschififfahrts^esellschaft, Ktabüssements etc. etc.) zu tragen, welche an 
der Verzögerung Schuld trägt, und werden diesbezügliche Festsetzungen in 
jenen Betriebsverträgen Aufnahrae finden, welche die k. k. Staatsverwaltung 
mit den vorbezeichneten Interessenten abzuschliessen hat. 

Fiir den Verkehr vmn Lagerhaus zum Landungsplatz fSchif!*) und vice 
versa iibernimnjt die ausschli<'ssli< li pri\ il» girtc Kaiser Ferdinands Nordbahu 
die Heistellung der Wägen, wulür diesolbo sicli Wagenniiethe berechnen und 
von den Interessenten einziehen k;uin; die eiittallenden Frachtgebühren 
werden selbstverständlicli zu (Jun.steu tl»*r iKm.iuuferbuhn erhoben. 

Di»' Contnde und Abrechnung der auf die Unnauufer- iicltst Flligelbahiu n 
Übergehenden oder von denselben rüi kkehrenden Wagen obliegt der aus- 
schliesslich privitegirten Kaiser Ferdiuands-Nordbahu. 
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§. 6. 

Die Uebernahme und Uebergabe der Seodangen von der Donaanferbahn 
an die Lagerhaueyerwaltong, die Naebbarrerlcebraanstalten und die Privat- 
interesBentea» sowie vice versa findet unter Anwendung der Bestimmungen, 
des jeweilig bestehenden dsterreichisch-ungarisohen Uebereinkommens (gegen- 
wärtig vom 1. Jänner 1875) statt. 

Hiebei Icdnnen folgende Fälle in Betracht gezogen werden : 

1. Verkehr zwischen den Qrenzbahnhöfen der Donauuferbahn und dem 
Lagelhause ttber die Donanuferbahn. 

2. Verkehr zwischen den Grenzbahnhöfen untereinander. 

3. Verkehr zwischen 6renzbahnh9fen und dism Landungsplatze der 
Donau-Dampfschifliahrt. 

4. Verkehr zwisohen Privatetablissements und GrenzbahnhQfen. 

5. Verkehr zwisohen dem Lagerhaus und dem Landungsplatz der Donau- 
Dampfsi^hüffahrt. 

Durch die Auferlegunj^ einer Verpflichtung zur Anlegung von Plomben 
seitens der verschiedenen hiebei in Frage kommenden Privatinteressenten ist 
Vorsorge zu treffen , da8s die factisohe Uebernahme und Tebergabe der 
(jüter tlinnliclist beschränkt werde, wobei in den diesbezU{;lich abzu- 
schliessenden Anschlussvt'rtrii;:<'ii ein besonderes Augenmerk darauf zu 
richten sein wird, dass dur^^h entsprechende l'unctatiou dieDonaiiulerbahu von 
jeder H;itiini*r befreit bb'ibc. 

Die ausscliliesslich priviU-'rirte Kaiser Ferdinands-NortUiahn hat Sorjre 
zu tretfeii, dass Naebweisuiigen frefülirt werden, welche wegen lleclaiiuitioiifn, 
Keclu rchen ete. die nothigen lauten enthalten, um jede Sendung, welehe auf 
der I »onauuferbalin ;refiihrt wurde, in iiireni Laufe verfol^^en zu können, z. H. 
Anfertiirung von Iiiteriinsverladeseheinen seitens der Priv.-it Interesfienteu, 
Controle der Ix-lretb iub n Transitverzeiehnisse (\oy Narbarbahnen etc. 

Die < arl innig der Sendungen, falls sie nicht von einer an der Douaunfer 
bahn erriclitetrii Kxpeditionssteüe bereits erfolsrt, oder an dieselbe gerii'litei 
ist. oder auch im Traiisitverkehre ill)er die l)onauuferl»alin bereits durchi^eruiirt 
ist, erfolgt von der in die I )onauuferl>ahn einmUudeudeu Uberaebmeudeu. 
beziehungsweise Ubergebenden Hahnverwaltung. 

Die Aufstellung (b r l'arife und Nebenuebiihreu, sowie der sonstigeu 
Transportbestimmnngen bleibt der k. k. .Staatsverwaltung vorbehalten. 

Bis auf Weiteres sollen die l'eberfiihrungsgebühreu auf der Douauufer- 
bahn, gleichviel in welcher Ausdehnung dieselbe in Anspruch genommen 
wird, betragen: 

1. für Wagenladnngsgüter per Wagen 4 fl. — kr. 

2. für Stückgüter lUr 100 Kilogramm fl. 10 kr. 
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Für den Transport der leeren zur Verladung bestimmten Wagen wird 
eine TmnsportBgebfliur von Seite der Douauuferbahn nicht berechnet. 

Die ansaehliesslieh privUegirte Kaiser FerdinainU-Nordbahn Übernimmt 
das Ineasso der Gebühren fQr die Donannferbalin von den PrivatintereBseaten 
oder den betreffenden Bahnverwaltongen und schreibt die eineassirten Fraeht 
betrige der StaatSTerwaltung k conto ihrer Forderangen fttr die Betriebs- 
fUirong gut 

Fttr die mit den Privatiateressenten oder den betreff'enden Eisenbalinen 
ta pflegende Abrechnung Uber die Einnahmen für die Donaunferbihn wird 
eine besondere Entochidigiing mit Htt^tl^sieht auf die vorgesehene PMischal- 
laisnie der anssohliessUeh priTilegirten Kaiser Ferdinands-Nordbahn nioht- 
geleistet. 

§. 8. 

Die aoBschliessHoh privilegirte Kaiser Ferdinands-Mordbahn ist nicht 
Terpfliohtet, die k. k. Staatsverwaltung beailglioh der von dritten Personen 
etwa erhobenen Ansprüche, welche sich auf die Führung des Betriebes 
giflnden, klag- und sehadlos su halten, und ttbemimmt dieselbe insbesondere 
lidit die Haftpflieht fttr etwaige aus dem Verkehrs- und Rangirdienste ent- 
ipringende körperliche BescbMdigungen von Personen, sowie Sehlden an 
Betriebsmitteln und OBtem; vielmehr hat ittr diese Ansprüche die k. k. 
Ststtsverwaltung aufsukommen. Die ausschliesslich privilegirte Kaiser 
Ferilinands* Nordbahn verpflichtet sich Jedoch, die k. k. Staatsverwaltung 
Über Verlangen bezüglich dieser Ansprüche von dritten Personen, sowie bei 
der Oeltendmaebung alUttlliger RegressansprOehe gegenüber den an vor- 
kommenden BalinunfllUen schntdtragenden eigenen und fremden Personen zu 
▼ertreten. 

Kaeh Ablauf eines Jeden Gegenstandsmonats stellt die anssehliesslicb 
privilegirte Kaiser Ferdinands-Nordbahn die definitive Bechnung der Ein- 
Bshmen und Ausgal>en inclusive der ihr gebtthrenden EntsohSdigung auf. 

Der sich ergebende Saldo ist, je naehdem er aetiv oder passiv ist, zu 
Güsten des 11. k. StaatsXrars, respeotive der ausschliesslich privilegirlen 
Ksiser Ferdinands- Kordbahn vom 1. des darauf folgenden Monats ab zu 
6Fereent versinsHch. Sp&testens S«/, Monates nach Ablauf jeden Quartals 
und die auf dasselbe bezüglichen dreimonatlichen Abreohnuugeu der k. k. 
Stsstsverwaltung vorzulegen und sofort zu begleichen. 

Um die sie eventuell treffende Zinsenlast zu vermindern, steht es der 
•Chuldendcn Partei frei, auch Abschlag^szahlungen zu lei.stcn. 

Dir k. k. Staatsverwaltung ist bercchtijret, von der Verrechnuiifr der 
i^'iUQahmen, sowie auch der nicht in der Pauschalsumme euthalteneu, sondern 
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speciell verrechneten Aus-^aben. insbesondere der liahnerhaltuntrs- und Znir- 
förderungskoBten in Detail Kenntniss zu nehmen, dieselben in der ihr ^eei<^net 
crecheinendon Weise zu controliren, und die Einführunj? etwa wiinschens- 
wertherVerbesseniDgen zu verlangen. Es wird jedoohausdrUcklich vereinbart, 
dws die Detailprüfnng jeder vorgelegten Rechnung von Seite der Staats- 
Terwaltnng innerhalb der Däohstfolgendeu drei Monate beendet sein rousa 
und das« nur Bemänglungen, welche innerhalb dieser Frist gestellt werden, 
von Seite der ausschliesslich privilegirten Kaiser FerdiDands-NordlMthii sa 
berücksichtigen sind. 

Die fllr die Abrechnungen, Quittungen und sonstigen Urkunden zum 
Zwecke der vorstehend angeführten VeiTechnungen erforderlichen Stempel 
und Gebühren werden von der k. k. Staatsverwaltung bestritten. 

§. 10. 

Alle aus diesem Vertrage entspringenden Strcitij^keiten werden bei dem 
k. k. Handelsgerichte in Wien im summarischen Verfahren durchzuführen sein. 

§. 11. 

Der gegenwärtige Vertrag wird auf unbestimmte Dauer geschlossen; 
jedoch steht jedem vertragschliessendem Tlieile eine dreimonatliche Kündi- 
gung mit der Einschränkung frei, dass die Wirksamkeit des Vertrages immer 
nur mit Schluss eines Jahresqoartals aufhören kann. 

§. 12. 

Die k. k. Staatsverwaltung; iiat die fUr diesen Vertrag entfallenden 
gesetzliehen Stempelgebühren allein zu tragen. 

Der Vertrag wird in zwei Exemplaren ausgefertigt, von welchen das 
gestempelte dem k. k. Handelsministerium, das ungestempelte der ans« 
schliesslich privilegirten Kaiser Ferdinands-Nordbahn ausgefolgt wird. 

Wien^ am 12. Ootober 1876. 

Für die k. k. Staatsverwaltung: Für die aiifisclilicf^slich privile- 

W. l«»rdlii£ m. p., ^^^^ ^^^s^»" l ' rdinands.Nord- 

bahn : 

Celdsehaid m. p., EicUer m. p. 



k. k. Seotionschef im HandeUmini- 
sterium. 



Kr. 81069. 

Genehmigt: 

Der k. k. HaudeUmiuiäter: Der k. k. Finauzmiuiater: 

ChUmecky m. p. fretis m. p. 
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4« Betrieb8-£rdfllnttng. 

Die Eröfluung dos Betriebes auf der Theilstrecke zwischen den Ufer- 
balinhüfen der ausschliesslich j)rivilef?irten Kaiser Ferdinands-Nordbahn und 
der k. k. priv. österreichischen Staats -EisenbahngesellscUaft fUr deu Güter- 
verkehr hat am 26. October 1876 Htattgetuodeu. 



f) K. k. Dniester Stautsbahii. 

(VgL Eitenbahn von Chyrow über Drohobycz narh Stryi \u\\ BorysUw, Bd. H, % 
Seit« 1405, dann k. k. priv. Doieet«r Bahn, Erg. Bd. I, Seite 607). 

1. ABinerlrang zu den §§• 8 and 17 der Coneessions-Urknnde Tom 
5. September 1870, B. G. BL Nr. 135. 

(Vgl. Bd. II, 2, Seite 1410). 

Die Halm von Chyrow nach Stryi mit der Abzweigung von 
Drohobycz nach Boryslaw wurde aiu 31. December 1872 dem öffentlichen 
Verkehre Ubergeben. 



2. Protokoll, 
anfgcnonmen in k« k. Uandelsrntnisteham Am 8. November 1875. 

6tffawlrli|t: 

Von Seite der k. k. Regierung: 

Der Generaldireetor des Stterreiehischen Eisenbahnwesensi Herr k. k. 
Seetionacbef v. Nftrdllag, als Vorsitzender,* 

Der Herr k. k. SectionBchef im Finanzministerium, Dr. Ritter v. Beiecnj. 

In Vertretung der Prioritätsgläubige r der k. k. privilegirten 

D n i e s t e r b a h n : 

Der gerichtlich bestellte Curator, Herr Huf- und Geriehtsadvocat Dr. 
Freiherr v. Haimberger- 

Ais Protokollsnihrer Sectiuiisrath Dr. Kitter v. Wittek. 

Gegenstand der Vcrliandlung ist die Feststellung der Bedingungeu der 
Abtretung der Dniesterbahn. 

Der Herr Generaldireetor eröffnet die Verhandlung, indem er mittlicilt, 
habe sich an ihn der hier anwesende, zur Vertrctunir der Rechte der 
B^^sitzcr von Prioritätsobligationen der k. k. privile^rirten Dniesterbalin 
gerichtlich bestellte Uerr Curator in der Absicht gewendet, um eine luter- 
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vcntion der Ke*rierung zum Zwecke der Erzielung einer Ordnung der Ver- 
hältnisse der k. k. privilegirten Dniesterhahn herbeizuführen, welche Bahn 

bekanntlich schon seit längerer Zeit niclit im Stande sei, die freorenUher ihren 
Prioritäts^lUuliifrein eiiijrc^'ang-enen Verbindlichkeiten zu erlÜlleii. iiml mit 
Rücksicht auf ihre bisherijjen unfrünstigcn Bctricbser^cbuisge keine Aussicht 
}iab(>. ihren Zahlungsverbiudlichkeiteu in näherer Zukunft nachkommen zu 
können. 

Zur Herbeiführung der von Seite des Curators anj^estrebten Ordnung 
sei die Rejirierung geneigt, in der Weise die Hand zu bieten, dass an sie behufs 
dereinstifrer ITebertragun^ an eine neue rnternehmnnj^ die siimmtlicheii den 
Prioritätsjrläubigerii und den Actionärrii , beziehungsweise der Actien- 
ges( llschaft der k. k. privilegirten Duiesterbaho an dieser Baiin zuatehendca 
Rechte abgetreten werden. 

Der zur Vertretung der Hechte der Besitzer von Prioritätsoblij^ationen 
der obigen Bahn gerichtlich bestellte Curator erklärt, vorbehaltlich der 
euratelsbehördlichen Genehinignng auf die erwähnte Abtretung einzugehen, 
und werden diessfalls nach eingehender Erörterung und Constatirung de^ 
ümstandes, dass weitergehende Zugeständnisse von Seite der Regierung nicht 
gewährt werden können, die nachetehenden Vereinbarungen getroffen: 

Artikel 1. 

Der Corator verpfliebtet sieh, die den durch ihn Tertretenen Besitsem 
von Prioritätsobligationen der k. k. privilegirten Dniesterbahn in Besag «ai 
diese Bahn zustehenden bücherlichen und sonstigen Rechte je nach Wahl 
der Staatsverwaltung an diese selbst oder an eine von dieser m bezeichnende 

l nttmehuuing abzutreten und dafür zu sorgen, dass eine gleiche Abtretung^ 
beziehungsweise Vebertragung in Ansehung der Rechte der Actiengesellschaft 
oder ihrer Rechtsnachfolger herbeigeführt werde. 

Artikel 2. 

Die im Artikel 1 bezeichnete Abtretung, beziehungsweise Uebertragnng. 
hat derart stattzufinden, dass die derzeit der k. k. privilegirten Dniesterbahn- 
gesellschaft gehörigen, im Eisenbahnbuche des k. k. Landesgerichtes zu 
Lemberg inneliegenden Eisenbahnlinien der k. k. privilegirten Dniesterhahn, 
insbesondere die Hauptlinie von Ch}'row nach Stryj mit einer Zweigbahn von 
Drohobycz nach Borvslaw nebst allem unbeweglichen und beweglichen 
Zugehür , einsehliessUch der Werkstätte , der Betriebseinriohtungen , 
Telegraphen- und Signalapparate, dann des Fahrparkes, sowie sammt allen 
darauf bezüglichen concessionsnässigen und sonstigen Rechten frei von allen 
bücherlichen Lasten und wie immer gearteten Schulden auf den Uebemehmer 
übergehen. 
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Artikel 3. 

Einen Gegenstand der im Artikel 1 beseiohneten Abtretung, beziehunga- 
weise Uebertmgang, hat insbesondere der gesammte zufolge des bilanz- 
missigen Inventars vom 31. December 1874 im Besitze der Gesellschaft 
befindliche Fahrpnrk nebst Reservebestandtheilen. sowie der im Zeitpunkte 
der Betriebsttbergabe auf der Bahn thatsächlich voriiandene Materialvorrath 
zn bilden. 

Dageg-en wird ausdrücklifli anerkannt, dass die der Dniesterbahn 
geliürigen CassenbestUnde, WerthpapieiM! und Artivl'oi\lerungt'u, insoweit 
die^ieiben nach geprtogencr Abrechuun}; über das Betricb.sergebniss (Artikel 6) 
«ich als reiner l>borscliusH darstellen , unbeschadet der im Artikel 9 
enthaltenen Bestinnnuntrt n in BetreÖ' des Pensionsfoudes keinen Gegenstand 
<ier Abtretung zu bilden haben. 

Artikel 4. 

Die TOD der Dniesterbahngesellscbaft aufgenon^menen Schulden, wie 
ijubesoBdere etwaige aus dem Baue oder anlSsslicIi desselben erwachsene 
AnsprAche der Bauunternehmer, Anrainer, GrundeinlösungHgläubiger oder 
sonstiger dritter Personen, die Darlehenssohuld an die Anqlo-Österreichische 
Bank im Betrage von 150.000 tl., die Forderunfren der PrioritUtsgläubij^'cr 
SD fälligen, aber niclit eingelösten CouponB und hiervon auljrelaufenen Zinsen 
bilden keinen Gegenstand der üeberuahnie von Seite der Staatsverwaltung, 
beziehungsweise der neuen Unternehmung ; vielmehr bleibt die Hcrichtigung, 
Abrechnung oder Begleichung der erw-iliuten Schuldon und Forderungen 
Niglich der k. k. privilegirten Dniesterbahngescllsrhart, beziehungsweise 
ihren Prioritätsgläubigern für eigene Rechnung überlassen. 

Soweit die Grundeinlosungsrückständ«' nicht bis zum Zeitpunkte der 
LVbergalH' «1er liahn an den Erwerber beglichen sind, soll diesslalls eine 
l'iiUbchalabüudung augestrebt werden. 

Artikel 5. 

Die Uebemsbme des Betriebes auf der Dniesterbahn durch den in Folge 
de» gegenwärtigen Uebereinkoramens eintretenden Erwerber soll nach 
eifolgterlegislativer Genehmigung dieses Uebereinkommens sobald stattfinden, 
»b der Curator in der Lage ist, den Erwerber in den physischen Besitz und 
Gennss der Bahn zu setzen. Bis zu diesem Zeitpunkte wird der Betrieb von 
der k. k. privilegirten Dniesterbnbngesellseliait für ilirc eigene llecbnuiig 
geführt, so zwar, dass diese Gesellscbalt liir aUe aus dieser Betriebsliilirung 
erwachsenden Auslagen und Scliulden mit Einseliluss der erst nachträglieb 
fällig werdenden Abrechnungsscliuldigkeiten aul'zukoninion bat, wogegen ihr 
Mch die t-rst nach dem obigenZeitpunkte eingehenden Abre<'linungsausstäu(b', 
*owiealle sonstigen Einnahmen aus der bezeichneten Betriebsführunggebüln en. 

6 
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Zur Sioherstellnng der hieraus erwachsenden Verpfliehtungen wird dem 
oben beaeichneten Erwerber das Recht eingeräumt, sich ilir den Fall, als die 
aas obigem Anlasse sohnldigen Zahlnagen bis znm Zeitpunkte der Ausfolgnng 
des nach Artikel 10 stipnlirten Entgeltes nicht geleistet sein sollten, durcb 
RVckbehaltnng eines dem EflTectiybetrage der Zablnngen mit Hinzurechnung 
seehspercentiger Zinsen vom Fälligk^eitstermine an entsprechenden Theilea 
dieses Entgeltes ohne Weiteres zu befriedigen. 

Artikel 6. 

Der Hrtrii itsiibcnialinie hat die ordnungsmässige Leber^abe der bnhii 
und ihri's Zuj^eliiMcs vorauszngclicn. 

Ausser dem einen (Jer?('iistaiid drr Al>tretnn^' l)ildend<'n ZiiL'-eliör, 
insbesondere d»in inv('ntann;issi,iren Fa!ir|tark nebst ne^ervcbestandtiieilon 
und dem auf iler Bahn tliatsächlieli vorbandrnen Materiahorrathe sind auoli 
die fäämmtheben im Boitze der Bahn befindliclien ( 'assenbeständc, Wertii- 
papierr und Forderungsdocuniente , YorV)ehaltlieh der ehestens durch - 
zuführenden Abreclinung über das Er}?ebniss der für Reelmunj!: der k. k. 
priviLegirten DniesterbahngeBcllschatt vollzogenen lielriebslübniug zu Uber- 
geben. 

Artikel 7. 

Mit dem Ztitpunktf der Betriebsiibcrnaimie werden die ))is zum Ta{;e 
der Ii('kanntj::abr des j;*';;('n\värtigen rrbereinkoninu ns an den Verwaitungs- 
rath der k. k. privilc^iirtcn DnirstiTbalin-c-ellschart abgeschlossenen Verträge 
mit Anscidussbalmen über die Mitlienütznng der Stationen Chyrow und Stryi. 
die wechselseitige Beniitzniig von Wagen, die Theiliing do-^ Verkehres, sowie 
sonstige itis dahin zu lietricbszwcckcu abgeschlossene Verträge von dem 
Erwerber übernomnien. 

Artikel 8. 

Der KegieruDg wird zur Wahrung der durch sie vertretenen Interes.-*eu 
von dem Zeitpunctc angefangen, in welchem das gegenwärtige Ueberein- 
kommen die Zustimmung des Verwaltungsrathes der k. k. privilegirteu 
Dniesterbahngesellschart erlangt, bezieiiungsweise die im Artikel 1 vor- 
gesehene l'ebertragung der Hechte der Actiengesellschatt stattfindet, «las 
Reeht eingeräiunt, einen SiiecialeommissHr bei der Betriel)sverwaltnng <ler 
Dnicsterbahn zu bestellen, welcher die liki>noinische (iebarung insbesondi-rc 
aucli in Absicht auf die Sieherstellung eines guten Krhaltungsznstaiidt'^ 
der Bahn, des Fahrparkes und ponstigen Zugeliiirs, dann die Vorkehrunuen 
behufs Ilintanlialtung eini-r tendenziösen Verminderung des Matcrialxorral In--« 
bis zum Zeitj)unkti' der t.ictischen l ebergabe an den Erwerber, sowie diosv- 
letztere selbst zu überwachen hat uud obae dessen Zustimmung keiue über 
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<ien regelniässi^on l intaiig des Geschäftshctnehos liinausf^elienilen Ver- 
äas8ernn*ren oder Vrrtr.'i^j^sabschlüsse vorfrcnommcn worden dürfen. • 

Unter Mitwirkung des Uegii'riinjrscommi.ssUrs ist seinerzeit ein Inventar 
<Ier zur Zeit der l ebergabe vorliaudeneu Materialvorräthe uud Casseabestäude 
jiDzufertigen. 

Artikels. 

Dem Erwerber der Dniesterbahn wird die Verpflichtung obliegen, das 
gesammte definitiv angestellte Beamten- und Dieuerpersoual der k. k. privi- 
legirten Dniesterbahn unter AuiVechtlialtung der vertragsmSssig erworbenen 
iieclite, in.sbesondere der statutenmässigcu i'ensionsauspriiche desselben, in 
«eine Dienste zu iibernelimen. 

Es ist wohlverstanden, dass diese Verpflichtung sieh nur auf dif vor 
<ler Bekanntjrabe des gegenwärtigen Uebereinkomniens an den Verwaltungs- 
ratli der k. k. jtrivilegirten Dniesrerbahngesellscliaü erworbenen Dienst- und 
i'en8ionsan8}>riiehe. aut spatr-rhin crtol'.'eudt' Anstellungen, Vorrüekungen 
und Pensionirungen aber mir insoweit Itezieht, als dieselben die specielle 
Üenehinignng der Staatsverwaltung erlangen. 

Der für die Beamten und Diener der k. k. privilegiiteii Dniesterbahn 
^'•Ijiblete Pensioü&foud geht mit meinem gesammteu Vcrmügeu an den 
Erwerber Uber. 

Artikel 10. 

Als Entgelt für die in Gemässlieil des gegenwiirtiiren rebereinkonunens 
"ii^'e>ielierte Abtretung, bezieliiuigsweise Tebertragung der Rechte der 
l'riorität>glHnbiger und der Aetiengesellschaft wird die Zahlung einesBetrages 
von zwei Millionen Einnialiiunderttausend (2,100.000) Gulden üsterreieliiselie 
Währung Banknoten festgesetzt, welchen der l'rwerber nach seiner Wahl 
in Ijareiii (ielde oder zum Tagesi'onr>e entweder in 8taatsetlecten oiler in 
Effecten eines Eisenbahnunternelmieiis. welciies die Garantie eines Bein- 
erträgnisses vom Staate geuiesst, vorbehaltlich etwaiger nach Artikel ein- 
tretender Abzüge an d* n zar Vertretung der Prioritätsgläubiger besteUteu 
Corator zu entrichten hat« 

Dem als fintgelt vereinbartea Betrmge ist vom 1. April 1876 angefangen 
eine vierpercentige JakreSTersiiiBiiiig hinzuzurechnen, welche vom Zeitpuncte 
4er Betriebsttbemahme angefimgen auf seohs Percent jährlich erhöht 
werden soll. 

Die Zahlung des Entgeltes hat stattzufinden, sobald die schulden- und 
lastenfreie Gewährauschreibung des Erwerber» auf die btteherliche Einlage 
der k. k. privilegirten Dniesterbahn rechtakiftfUg voUsogen sein wirdi und 
nnter der weiteren Bedingung, dase die im Umlaufe befindliehen 24.000 Stfiek 
Prierititeobligationen der k. k. privilegirten Dniesterbahn im Gesammt- 
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nominalbetrage von 7,200.000 fl. österreiebiscbe Wfthrang Silber, sowie die 
im Umlaufe befindlichen 24.000 StQok Actien der genannten Bahngesellsebaft 
im GeBammtnominalbetrage von 4,800.000 fl. dtterreiobisehe Wihrung Silber 
beigebracht, beziehungsweise ausser Verkehr gesetst werden. 

Insoweit einzelne Stücke der Obligationen« oder Aotientitel nicht bei* 
gebracht werden könnten, wird von der Babringung, beziehungsweise 
Aussenrerkehrsetzung dieser StUcke unter der Bedingung abzusehen sein, daas 
die dem Nominalwerthe derselben TeihiUtnissmissig entsprechenden Betrige 
zu Händen der Anspruchsberechtigten gerichtlich eriegt werden, worttber 
dem Erwerber durch den Curator der gehdrige Nachweis zu Uefem ist. 

Artikel 11. 

Der Curator knüpft seine Zustimmung zu dem gegenwärtigen Ueberein- 
Jcoranicn an die Bodingunjr. dasH für die Uebertraj^nnps^eschäftc, welche die 
Erwerbung der Dniesterbahn durch den 8taat, iM zidiungrsweise durch eine 
von diesem zu bezeiebnende neue Unternebmung zum Gegenstände haben^ 
denuiaeli lür die zu diesem Zwecke zu errielitcuden Vorträge und sonstigen 
Urkunden, sowie für die denigemäss stattlindeuden büeherliehen Einv«*r- 
leibungen und Lusehungserklärungen die Gebühren- und Stempellreiheit 
eingeräumt, beziehungsweise im legislativen Wege erwirkt werde. 

Artikel 12. 

Der Curator verptlicbtet sich, um die curatelsbehördliche Genehmigung 
zum Abschlüsse des gegenwärtigen üebereinkommens unverweilt anzusuchen 
und dahin zu wirken, dass dieselbe cbeiiHo wie die wo möglich auf gütlichem 
Wege anzustrebende statutenmässige Zustimmung der k. k. privilegirten 
Dniesterbahngeselischaft bis längstens Ende December 1875 ertheilt 
werde. 

Di« Znttimmiing der Actionüre der k. k. prir. Dniesterbahngeselischaft erfolgte 

in der Genenilversiamralurcr mi 31. December 1875. Vgl. den Verkaufsvertrag vom 89. 
April 1876 weiter unten sub 5. 

Artikel 18. 

Dr^ gegenwärtige rebereinkommen tritt mit Ausnahme Artikels 12. 
des'^.en Wirksamkeit mit dem heutigen Tage beginnt, für den Curator mit 
dem Tage der Krtlieilung der eurateUgeriebtlioiieii (ienelimigung, für die 
k. k. iiegii'rung aber erst nach erfolgter (lenehmigUDg öeioer Excellenz des 
Herrn k. k. Handelsministers in Wirksamkeit. 

Sollte das gegenwärtige l'ebereinkommen, beziehungsweise die zu dessen 
Darchführung erforderlieben Vereinbarungen im Laufe der gegenwärtig^en 
Reicbsrathssession die legislative Genehmigung nicht erlangen, ro yerliert 
das gegenwärtige Uebereinkommen seine Giltigkeit. 
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Hiermit wurde das vorstehende, in zwei Parieu auagefertigte Protokol 
l^esohlossen, rerlesen und alUeiU unterfertigt. 

Wien, am S.NoTember 1875. 

W. Nirdling m. p. Ie«ecny m. p. Dr. Frelh. v. lainberger m. p. 

Dr. Heinrich Ritter von Wlttek ni. p. 
k. k. Secttonsrath» als ProtokoUsführer. 



Gesetz Tom 18. Mftrz 1876, E. G. Bl. Nr. 48 und C. Bl. Nr. 49, 
betreffend den Ankauf der k. k. privilegirten Dnicsterbahn durch den Staat. 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde leh anzuordnen, 

wie folgt: 

Artikel 1. 

Die Rc'jierung wird ermUclitigt, die k. k. privilf-;,nrte DniesttMbahn unter 
<len im Protokolle des Handelsminiateriunis vom 8. Noveral)or 1^75 eiit 
liiiltenen Bedingungen um den Preis von zwei Millioueu huuderttau&eud 
(2,100.00Uj Gulden in Noten anzukaufen. 

Artikel II. 

Zu diesem Zwecke wird der Regierung fiir das Jahr 1876 ein Special- 
tredit von 2,100.000 fl. bewilligt, welcher, insofeme er im Jahre 1876 
entweder gar nicht oder nicht vollständig zur Verwendung gelangt, noch bis 
Ende Juni 1878 verwendet werden kann, in diesem Falle jedoch so zu 
behandeln ist, als wenn er im Toranschlage des Jahres 1877 bewilligt worden 
wire, daher er fttr den Dienst diese« letzteren Jahres zu rerrechnen ist 

Artikel ITT. 

Für die Uebertragungsf^eschäfte, welche die Erwerbiinir ilor k. k. 
privile^riitcn Dniesterbalin zum Gegenstande haben, bezieliiiiij^sweise für die 
zu diesem Zwecke zu errichtenden Verträge und sonstigen Urkunden, sowie 
für die aus diesem Anlasse stattfindenden bücherlichen Eintragungen und 
Lögchungscrklärungen, dann für die hierauf beziijrlichen Eingaben und Aus- 
fertigungen wird die Gebühren- und Stempelfreiheit gewährt 

Artikel IV. 

Mit der Durchführung dieses Gesetzes, welches mit dem Tage seiner 
Kondmachnng in Wirksamkeit tritt, sind der Finanzminister und der Handels, 
minister beauftragt. 

Wien, am 18. März 1876. 

Franz Joseph m. p. 
Aiersperg m. p. CUumeeky m. p. Prttls m. p. 
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4. Vertrat?, 

welcher am unten anii '/n n Tage zwischen den k. k. Ministerien des Handels and der 
Finanzen in Vertretung des k. k. Siaatsärars einerseits und dem Vcrwaltungsrathe der I. unga. 
risch-galizischen Eiseob^bn vorltt haltli« h i1* r Zustiininunu; der (ieneralvcrsaomlang der Actionire 

anderseits abgeschlossen worden ist. 

(C. BI. Nr. 97 ex 1876). 

Artikel I. 

Die I. angarisch-galizische Eisenbahn dbernimmt fllr Rechnung des k. k» 
Staat^Srars gegen Tergtttong der Selbstkosten den Betrieb der demselben 
gehörigen Eisenbahnen Ohyrow>Stryj mit Zweigbahn nach Boryslaw (Dniester> 
bahn) und Tarnow-LeYnchdw. 

Abgesehen von der durch den naohsteheuden Artikel XIV bedingten 
Betriebsreohnnng wird diel. angarisch-galizische Eisenbahn somit 4 getrennte 
Betriebsreehnnngen zu führen haben, ni&mlich: 

1. Für den ungarischen Antheil der I. ungarisch-galizischen Eisenbahn. 

2. „ „ galizischen » „ n « n 

3. I» die Dniesterbahn. 

4. n „ Linie Tam^w-Lefuchow. 

Die Verthellnng der Einnahmen und Ausgaben erfolgt auf Grund der 
nachstehenden Artikel (II-- VU). 

Artikel 11. 

Die auf jeder der 4 im Artikel I erwähnten Strecken erzielten Ein- 
nahmen sind der Betriebsreehnnng dieser Strecke zn Gute zu bringen. 

Insofern gewisse Tranport-Bruttoeinnahmen mehrere Strecken betreffen 
und auf Grund einheitlicher yerrechnungsdocnmente, insbesondere Fracht- 
karten zur Verrechnung gelangen, werden diese Einnahmen nach den zurQck- 
gelegten Transportdistanzen vertheilt. 

Artikel III. 

Die i^cmt iiisamen Vcr\v.iltuii<rs;uis]a^'i*ii. nls (Josnmmtkosfen der allge- 
meinen Verwaltiiii;r. Ct'iitrallcjfmifrsk'isttMi. liir Baliiiaiifsicht und lialin- 
erlialtnng, für Vorkt hrs- iiiid rominerziellen Dienst, liir Zii^'^lürderungs- und 
WerkHtätteudienät üiiid im Verhältnisse der Bakulänge zu vertbeiLeu. 

Artikel IV. 

Die Bahnerhaltungskosten sind direct auf die einzelnen Strecken zu 
verbuchen und für letztere mit Ausschluss der gemeinschaftliehen Bahnhöfe 
gesonderte Rechnungsbelege aufzustellen. 
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Alle Neu-, rm- uiul Er\veiteniu;,'-sbauten, sowie alle MrjiiaiisclialTiin«ren 
von Inventnrstückcii auf der DiiiesteHialm und der Taruüw-Lcl:uchüwcr 
Bahn haben auf Kt»steii des k. k. Aerars zu jreschelicn. 

Derartijre lianteu uud Mehranschafl'unj;eu können ji doch nur mit vor- 
heriger Genehmigung^ des Handelsministeriums ausfreliihrt werden; dasselbe 
wird gleichzeitig entscheiden, ob die Ausfulirung den Hau oder den Betriebs- 
coiito zu belasten hat und durch die I. ungarisch-galizische Eisenbahn, oder 
durch die k. k. Dirtction flir Staatseisenbahnbauten zu bewirken ist. 

Im ersteren Falle sollen der Gesellschaft Uber Verlangen entsprechende 
Staatsvorschüsse flüssig gemacht werden. 

Falls sich der Wirkungskreis einzelner Organe der Bahnerhaltung oder 
anderer Dienttsweige nicht anssohliesslich auf eine der 4 im Artikel I 
bezeichneten Strecken beliehen sollte, so sind die Kosten der betreffenden 
Organe im Verhältnisse der Bahnlänge anf die berührten Strecken zu 
rertheiien. 

Artikel V. 

Die Kosten des Stationsdienstes sind wie die Bahnerhaltungskosten 
direet auf die einzelnen Strecken zu verbu' lien. 

Die Kosten des gemeinschaftlichen Bahnhofes in Chyrow, u. z. sowohl 
f8r den eigentlichen Stations- als auch fUr den Bahnerhaltungsdienst sind zu 
fin Drittheil von der Dniesterbahn und zu zwei Drittheil von der I. ungarisch- 
Salizischen Bisenbahn zu tragen. 

Die im Vertrage vom 24. März 1873 zwischen der I. ungarisch- 
gslizischen Eisenbahn und der Dniesterbahn äber den gemeinschaftlichen 
Bahnhof in Chyrow enthaltenen Bestimmungen bleiben daher nur insoweit 
aufrecht, als sie die Regelung der Eigenthumsverhältnisse und die Trftgung 
der Kosten für Erweiterungsbauten betreffen. 

Ein Unterschied zwischen den respectiven Bahnhofstheilen, welche 
ansschUessliches Eigenthnm je einer der beiden contrahirenden Theile sind, 
wird weder 'rüeksichtlich der Betriebs- und Erhaltungskosten, noch rttck- 
tiehtlich der BenQtzung gemacht 

Die übrigen Anachlussbahnhöfe sind auf Grund der bestehenden Vertiäge 
za benfltzen und die damit verknüpften Kosten den anstossenden Strecken 
«nzulasten. 

Artikel VI. 

Die Kosten des Fahr- und des Zugfdrderungsdienstes sind für die 
nstliche Babngnippe einerseits und für die Tamdw-Letuchöwer Bahn 
SBdeiseits getrennt zu verrechnen. 

Die Kosten der Östlichen Bahngruppe sind sodann unter die« dieselbe 
bildenden 3 Strecken Przemysl-Lupkow, Lupkow-Leg. Mihaly und Chyrow- 
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Stryj f^ninnit Flü^rolhaliu im Verbäitniss der auf dieseD zurückgelegten Zugs- 
kilometer zu verthcilen. 

Die Kosteu von Unfällen hat die Unfallsstrecke zu tragen; nur bei 
UnfHUen, welche sich im Bahnhofe zu Chyrow ereignen sollten, sind dieselbea 
nach dem im Artikel V angegebenen Verhältnisse zu theilen. 

Artikel Vll. 

Der Fahrpark der ögtliclion Bahngruppe wird hinsichtlich seiner Ver- 
weiiduiig als ein genwinscluiftlichcr betraelitet, und es wird daher die im 
vorstehendt'n Artikel vorgeschriebene Verrechnungsmethode aucl» auf die 
Erhaltung und Erneuerung der Loconiotiven und Wägen, sowie auf die 
Vcrtln iluug der externen Wagenmietbe, sei diese passiv oder activ, Anwen- 
dung tinden. 

Eine interne Wa;z^enahre('hnung zwisclien der I. ungarisch - galizischen 
Balm und der Duiesterbabn findet nicht statt. 

Artikel Vlli. 

Die Betriebiireehnungen der Dnieslerbahn and der Tarnöw-Let'achower 
Bahn sind dem Handelsministerinm vierteljährlich vorznlegen. 

Die Betriebsrechnungen der drei ersten Quartale sind anf Gmnd der 
seit dem 1. Jänner thatsäehlich zur Buchung gelaugten Einnahmen nnd 

Auslagen provisorisch aufzustellen und spätestens 3 Monate nach Quartal» 
scbluss in Verl zu bringen. 

(lieichzcitig i^t der sich ergebende Aetivsaldo an das Staatsiirar abzu- 
führen, be ziehungsweise im Falle einos Hetriebsdeti< its der betreflende Passiv- 
saldo von demselben im Wege des liandelsministeriums in Anspruch zu 
nehmen. 

l>ie lietrieli.sreclinung des 4, (Quartals, bezieliung^weise die .lahres- 
reclmnng ist erst nach dcui definitiven Kechuungsabschluss, u. zw. spätetens 
je am 1. Mai in Vorlaut' zu bringen. 

Falls die l{aarausglei« lie niciit binnen 3» Monaten nach jedem Quartal- 
aliselilnss stattgefunden liaben, sind fiir die weiteren Monate und Tage 
Verzugszinsen zu H Percent zu verrechnen. 

Die Verbindlichkeit <lcs Staates zur Zahlung von Verzugszinsen soll 
jedoch nie früher eintreten, als 15 Tage nach erfolgter Rechnungslegung. 

Artikel IX. 

Die Staats\ erwaltuiiL-^ Ixhiilt sich das Pecht vor, den Betrieb der 
Dniesterbahn und tler Tarnö\s Lehicliower Bahn in allen seinen Zweigen 
nicht nur durch die allgemeinen l eberwachungsorgane, sondern auch durch 
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tndere besonders sn delegirende und nach Umständen der Verwaltung 
ständig znzntheilende Organe anf eigene Kosten sn fiberwaehen, insbesondere 
soeh die Qeldgebamng Jederzeit zn controliren nnd zn diesem Behnfe alle 
gesellschaftlichen Bücher nnd Originalbelege bei der Centralrerwaltnng, 
Direction, sowie auf der Strecke einznsehen nnd CTentuell ihre Richtigstellung 
tn Teranlassen. 

Artikel X. 

Das gesammte dermalige Beamten- und Dienerpersonale der Dniester- 
bahn wird Ton der I. nngarisch-galizischen Eisenbahn gleichzeitig mit der 
Bahn flbemommen. 

Die Ton diesem Personale bis anr Uebemahme und während der Wirk- 
samkeit dieses Vertrages erworbenen Rechte, insbesondere hinsichtlich der 
Besoldung und der statntenmässigen Abfertignngs- und Pensionsansp'f&che 
Verden Ton der L ungarisch-galizischen Eisenbahn aufrecht erhalten und von 
der StaatsverwaltuBg gewährleistet. 

Während der Dauer des Betriebsvertrages wird der Verwaltung 
der I. ungarisch - galizisohen Eisenbahn an Stelle des frllheren Verwaltndgs- 
lathes der Bniesterbahn Uber dieses Personale die Disciplinargewalt cin- 
geiinmt. 

Der Pensions- eventuell Krankenfond der Dniesterbahn wird von der 
L uDgariscb-galizischen Eisenbahn ttbemommen, nnd im Sinne der Statuten 
der Dniesterbahn für Rechnung des Staates Tcrwaltet. 

Das Handelsministerium behält sich vor, den §. 23 der Pendons- 
•tatnten der Dniesterbahn den geänderten Verhältnissen entsprechend zu 
modificiren. 

Die Neiianfnabnic und Beförderuiig von Beamten und Dienern fttr die 
Dniesterbahn sowie für die Tsrnow-Lefuchower Bahn erfolgt durch den 

Verwaltun'rsratli der 1. uii^^arisch jralizischpn Eisenbahn. 

Zur Ernennung und Bofindoi un^ von definitiven Beamten und Dienern 
anf den erwälmten Staatslialinlinien ist jedoch die ausdrückliche Zustimmung 
f^c"^ landcslürstlichen ( '(»niniissars erf'>nlcrlicli, über dessen Verhinjren im 
Falle seiner Nichtzustimmuug die Entscheidung des Handelsministeriums 
einzuholen ist. 

Die neu autzunpliniendm Beamten und Diener der Dniester- und der 
Tariinw-Lchicliöwer Balm haben mit den bislicrifren Beamten und Dienern 
dtr Dnii'sterbahn einon (icsanimtstatu^ zu bililen nnd sind gehalten, sich an 
d« rn bestehenden Pensionsfonde dieser Bahn nach Massgabe der Peusions- 
»tatuteu zu betiu iliu^eii. 

Diel. un;:aris('h- galizische Eisenbalin ist brref'bti^rt. die Bt'dieiistet«ii 
der Staatsbahnliuieu auf Streclven der 1. ungarisch-galizischen Eisenl)ahn 
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und Bedienstete der letztereu auf Strecken der erstereu dieustlich zu 
vei*wend('n. 

]»ei Lösung des Vertni^^eä wird das in den Status der ?5(a.itsbahnlinitMi 
jrehüri^^e Personale derStantsverwaltunir und das in denStatus derl. un^^arisch- 
iralizischen Eisenbahn j^eliörigc Personale dieser letzteren zur Verni«rung 
jrestellt und übernommen; doch werden jre;;euseitij?c Uebcrtritte der bei 
Losung; des Vertrages nielit auf ihrer Ursprungslinie verwendeten Bediensteten 
soweit als thunlieh mittelst Kündigung und T'clM itraL'^uug der in den 
Pensionsfond geleisteten Einzahlungen von beiden Verwaltungen gestattet 
werden. 

Für den Fall eines Wechsels in der Person des jetzijren Direetors der 
1. nngarisch-galizisehen Eisenbahn wird während der Dauer dieses Vertrages 
die I. nngarisch-iralizisehe Eisenbahn die Besetsong dieses Postens nur mit 
Zustimmung des HandelsmiDisterinms veranlassen. 

Artikel XL 

Die auf der Dniesterbahn am Tajre der Betriebsttbernahme vorhandenen 
Cassenbeständi- i Bargel i und Werthpapiere), welche auf Grund des 
Artikels 3 des ProtokoUes vom 8. November 1875 Kigenthum der Liqui- 
dationsraasse sind, werden von dem Staatsärar einerseits der L ungarisoh' 
galiziscben Eisenbahn als nnverzinsliche Manipalationsfonda vorsobnssweise 
belassen und anderseits nach erfolgter Abrechnung (Artikel 6 des Proto- 
koUes vom 8. November 1875) der Liquidationsmasse direct ersetzt 
werden. 

Vgl. dM Protokoll vom 8. November 1875 oben 6ub 2. 

Der hiernach sieh ergebende Manipulationsfoud wird zur Erhöhung der 
Cassenbestände und zur Vermehrung der Material vorräthe durch das Staats, 
ärar auf den Betrag von 200.000 fl. ergänzt. 

Die auf der Dniesterbahn vorhandenen InventarstUcke und insoweit 
Materialvorrilthesich vorfinden, auch diese werden derLungarisch-galizisohen 
Eisenbahn gegen Verreehnnng übergeben. 

Die von der Verwaltung der Dniesterbahn zu Betriebszwecken 
abgeschlossenen und noch in Wirksamkeit stehenden Vertrilge gehen selbst- 
verstXndlich auf die neue Verwaltung Ober. 

Artikel XII. 

Die Uebergabe und Uebernahme der Bisenbahnlinie Tarauw-Ld^chöw 
hat erst nach deren betriebsfähigen Herstellung und Ausrüstung zu erfolgen 
und ist hierüber ein Inventar zu errichten. 
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Die rebernahrne und Betriebserütfnung hat binnen 6 Woclien vom Ta?e 
der einschlägigen. Seitens des Handelsministeriums an die Bahngesellschaft 
zu richtenden Aufforderaog vorbehaltlich der gesetslicben EröfEbungB- 
bedinguDgen stattzufinden. 

Die nöthigen Ca88**ndotationen, Materialvorriithe und InTentarstUclce 
werden von der Staatsverwaltung beschafft und der I. ungarisch-galisischen 
Eiaenhaha gegen Verrechnung Übergeben. 

Artikel XIII. 

l>ie vorstehenden Abin;U'liun;_M n crlaiifron erst iluf Wirk^^anikfit, wenn 
ilio ki«ni;:licli ungarisehe Ivcirieiunj; jenen Bestimnningeu . welelie die 
un;:.'irisclie Strecke der I. ungariscli-jr.iliziseheu Eisenbahn indircct berüliren, 
ilire Zii«!timnuing ertlieilt, und wenn es der 1. ungari^^fh-galiziseheii Kisenbalin 
gelingt, ancii liir den ungarischen Theil der Tarnow-Lperieser Linie einen 
entsprechenden Betric^bsvertrag abzuschliessen. 

Die BesUmmungen dieses Vertrages i soweit dieselben die nngarjsehe Strecke 
der Ersten ungarisch-galizlsr hen Eisenbahn betreffen, haben die hier vorgesehene Ue- 
nehmigunt; der köni«;!. ungarisrlieri iJcgiorung unterm 12. Augustl''TG f^rhulten. (H. M. 
Z. '2öi)'9 ex 1876'. r>er Hctriebsvertrjii: für <l'?n nn {rnri.sehen Theil der rarnow-Kj.erieser 
Linie, der übrigen» auf die Strecke von der ungarisciien Grenze bis zur istaiion Orli» 
^«irfcriiBlct wurde, ist oben sub „aj K. Ic. Stuatsbahn Tamow-Leluehow", 4 «bgedruolct* 

Artikel XIV. 

Sollten die im vorstehenden Artikel fj^estellten Bedini^un^'Cn bis 1. M;ii 
«i..). nicht erfüllt werden können, so wird diel, ungarisch-galizische Eisenbahn 
den Betrieb der Dniesterbahn an dem besagten Tage nichtsdestoweniger 
Ubemebmen, Jedoch mit der Abweichung^ dass die Betriebsreehnung der 
Dniesterbahn, sowie die gegenseitige Wagenabrechnung vorläufig wie bisher 
ganz und gar getrennt von jener der 1. ungarisch - galizisohen Eisenbahn 
fortgefBhrt werden wird und dass auch die Kosten des bestehenden CentraU 
bsreans der Dniesterbahn unvermengt verrechnet werden. 

Die Uebernahme des Betriebes der Dniesterbahn erfolgte am 1. Mai 1876. 

Artikel XV. 

Der gegenwärtige Vertrag wird auf unbestimmte Daner abgesohlossen, 
kann jedoch beiderseits Je fttr den 31. December einjülirig gekündigt 
werden. 

8o lange die Bedingungen des Artikels XIII nicht erfttllt sind, behalt 
sieh die Regierung aberdies das Recht vor, von demselben mit dreimonatlicher 
Kündigung zurflckzutreten. 
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Artikel XVI. 

Der vorstehemle Vertra^^ wurde in '2 gh'iclilautcndeii Parifii ausgefiMtipet. 
von welf'lien das ir('>t(Miii)( ltt" beim k. k. Handelsininisterium verbleibt, 
uii^^eBtempelte da^M'^*>ii dem Vei'waituugöratbe der 1. ungarisch-galiziscben 
Eisenbabn au8;?efol;rt wird. 

Der I. ungarisch -^ralizischen Eisenbahn wird «restattet, die aus Anlass 
dieses Vertrages zu entrichtende Steinpelgebiilir aU Auslage in die 1. Betriebs- 
rechnung der Dniestcrbahu einzustellen. 



Für die I. ungari««cii galizische 
Eisenbahn: 

Joii. (iiat \^aldstein ni. p., 

Präsident d. I. uiigarisch-galizi^chen 
Eibenbahngeecllschaft* 

Sigmund R. v. ft^iUwsky m. p., 

Vfiwaliun^srath der I. ungarisch- 
gnliziaohen. Eisenbahn. 

Max Pichler m. p., 

Direct-tr der ungariecli - galizischen 
Eisenbahn. 

Ratificirt: 

Der k. k. Finanzmlnister: Der k. k. HandeUminlster: 

PretU m. p. Cklaniecki m. p. 



Die im Eingange des vorstehenden VeHragea vorbehaltene Zustimm ung 
der Actionire der Ersten ungarisch -galizisehen Eisenbahn erfolgte in der 
8. ordentlichen Generalversammlung derselben am 28. Juni 1876. 



Wien, am 10. April 1876. 

Für die k. k. Staatsverwaltung: 

W. ^ördllng m. p-, 

k. k. i>ectioii6i-iief. 

Carl K. V. Pussnalil ni. p., 

k. k. K>ectioiiäi-ht.'r. 

Fried. Leeder m. p., 

k. k. Miiii-terialraih. 

Joli. Bayer m. p., 
k. k. 8ectionsrath. 

Josef NIbieli ra. p., 

k. k. Sectionsrath. 
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6. Tertrag^ 

Wflcher luf (irund des liese(zi'S vuiu 18. März I^TO, UJi.Hl. Nr. 4s, zwischen <lnn k.k. Finanz, 
■iiistcrina nnd dem k. k. lUDÜelsministeriuni in VenreluDg des k. k. Aerars einerseits und der 
k. k. prlT. Daiester-Bthn ii UqiidaUoii, sowie den Dr. Joham Freihemi tob Hiin berger 
als (urator zur gemeinsamen VertretoDg der Reohle der Besitter der Rrioritito^Obligationen der 

Dnii'stiT-It.ihn amltTcrscits, von letiterem uaterVorbehalt der curatclsbehördlichen Genehmigung 
dieses \(r!r.ii!. s in Ausführung des zwischen der k. k. Slaatsverwallunir um! ilt-m l'rinrititen- 
curaior im k. k. Handelsministerium abtteschlosscnen I'nitokoll.ir-Cebereinkomiiiens vum >s. No- 
Tesbcr 1875 md der Beschlüsse der am 31. December 1675 abgehaltenen General-V ersammlung 
der AetioDiK der k. k. priv. IhiieBter-Bihn ftbcr die Usteifrcie Abträuig der Uiien der k. k. 
priv. Dniester Bthn ibgeschloosen wurde, wie folgt: 

§. 1. 

Die k. k. priv. Dniester-Bahn in Liquidation verkauft und das k. k. 
Aerar kauft die, der k. k. priv. DnieBter-Bahn-Gesellsohaft gehörigen im 
Eisenbabnbaehe dee k. k. Landeegeriohtes zu Lemberg inneliegenden Eisen- 
bahnlinien der k. k. priv. Dniester-Bahn, insbesondere die HauptUnie von 
Cliyrow naeh Stryj mit einer Zweigbahn von Drohobjrez naoh Borys- 
law nebst allem nnbeweglioben nnd beweglichen Zngehor einscfaliesslioh 
der WerkstSttey der Betriebseinriohtungen, Telegrafen- und Signalapparate, 
sowie sammt allen darauf besttglicben coneessionsmlissigen und sonstigen 
Reekten frei von allen bürgerlichen Lasten und wie immer gearteten Schul- 
den, insbesondere aneh den gesammten sufolge des bilanzmSssigen Inventars 
vom 31. December 1874 im Besitze der Gesellschaft befindlichen Fahipark 
nebst Reaerve-Beatandtbeilen, sowie die, im Zeitpunkte der Betriebslbwgabe 
auf der Bahn thatsichlich vorhandenen Materialrorriithe. 

§. 2. 

Die von der Dniester-Bahn-Gesellsrhaft aufgenomnMMien Schulden, wie 
insbesondere etwaige aus dem Baue oder anlässlicli desselben erwachsene 
Ansprüche der Bauunternehmer, Anrainer, Grundeinlösungsfrläubiger oder 
son^tiirrr dritter l*ersonen, die Darlehensschuld an die Anglu-östenciehische 
liauk im Betratre von 15U.0UU H. sammt Zinsen und NebengebUhren, — die 
Furdcrunfren der PrioritUiHfrläubiger an fälligen, aber nicht eingelösten Cou- 
pf»ns und liievon aufgelautenen Zinsen, die aus der Betricbsliihrung bis zum 
Tage der Uebergabe erwachsenden Auslagen und Schulden mit Einschluss 
der erst nachträglicli lällig werdenden Abrechnnngsschuldigkeiten bilden 
keinen ( iCL'cnstand der Utdjernahnie von Seite der Staatsverwaltung, viel- 
Dit hr bleibt die Berichtigung, Abrechnung oder Begleichung der t rwälmten 
•^oluiUUn und Fnrdeningen Icdiglicli der k. k. privilegirten 1 >niester-Babu- 
(K-eil>chaft, beziehungsweise ihren Frioritätsgläubigeru lur eigene KecUuuiig 
überlassen. 
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Für den Fall, aU seit dem 15. November 1875 tendenziöse VeriiUMe- 
rangen von Materialien der k. k. privilegirten Dniester Bahn vorgenommen 
worden sein sollten, ist der Inventarwerrh derselben von dem nxcli §. 6 
stipnlirten Entgelte in Abzug zu bringen. 

Znr SichersteUung der In den beiden vorstehsBden Abs&tzen enthaltenen 
Verpflichtungen wird der k. k. Staatsverwaltung das Recht eingeräumt» für 
den Fall, als die aus obigem Anlasse schuldigen Zahlungen bis zum Zeit- 
punkte der Ausfolgung des nach §. 6 stipnlirten Entgeltes nicht geleistet 
sein sollten, einen der Gesammtsumme der prüUminiiten Zahlungen entspre- 
chenden Theil dieses En^ieltes im Panschalbetrage von 186.000 fl. bis znr 
erfolgte» Leistung oder Sicherstellung der obigen Zahlungen zurfickzube- 
halten. 

Dagegen wird ausdrücklich anerkannt, dass die der Dniester Bahn ge- 
hörigen Cassabestltnde, Werthpapiere und Activforderungeu, insoweit die- 
selben nach gepHogener Abrechnung über das Betriebsergebniss sich als 
reiner Ueberschura darstell en, unbeschadet der im §. 5 enthaltenen Bestim- 
mungen in Betreff des Pensions- und Krankenfondes, keinen Gegenstand der 
Abtretung zn bilden haben. 

§. 3. 

Die Uebernahme des Betriebes der Dniester>Bahn dwch die Staats- 
verwaltung, beziehungsweise dureh die von der letzteren zn bezeiobnende 
Eisenbahnverwaltung erfolgt am 1. Mai 1876. — Der Betriebsttbernahme 
hat die ordnungi»mi8sige Uebergabe der Bahn und ihres Zugebörs voraus- 
zugehen, welche symbolisch durch die Unterfertigung eines diesen Umatand 
constatirenden, unter Intervention des von der Regierung hiezu delegirten 
Gommissärs aufzunehmenden ProtokoUes zu erfolgen hat. 

Ausser dem einen Gegenstand der Abtretung bildenden Zugehör, ins- 
besondere dem inventarmässigen Fahrpark nebst Resen^ebestandtheilen und 
dem auf der Bahn tliatsächlich vorhandenen Materialvorrath e, sind auch die 
sftmmtlichen im Besitze der Bahn beliuclliehen Cassal)e8tände, Werthpapiere 
und Forderungsdocumente vorbehaltlich der ehestens duifiizuliihrenden Ab- 
rechnung über das Ergebniss der lilr Iioeiiiiiiiig der k. k. ]»rivilegirten Duie: 
ster-Bahn-Gesellschaft vullzugeaen Bi.'triebsllihrung zu ubergeben. 

§.4. 

Mit dem Zcitjmnkte der lictriebsUberiiMlmie werden s ii ni in t lic he . bis 
zum 1'), N<tvend>er 1875 und die nach diesem 'l':i;:e mit Zustimmung der 
Stantsverwultung zu Hetriebszwecken abun'-icli lo^senen Verträge. insbeSKii- 
dert! <lic VerträjL''»' mit Anschhissbabnen über die Mitbenützun;,' der Stationen 
Oliyrnw und Stryj. <lie wechselseitige Benützung von Wagen und die 
Theiiuug des Verkehrs vom k. k. Aerar übernommeu. 
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§. 6. 

Das k. k. Arrnr iilx riiitnnit dns ^rcsnniintc «lefiiiitiv anfje.st eilte liearateii- 
mid l)ienei i)ersoiiale der k. k, privil« «rirteii Dniester-IJahn unter Autreeht- 
lialtung: dor veitrajrsniässi^ vor dem 15. Noveiiiber 1875 oder iiaeh diesem 
Tnge mit Znstimmnrij? der Ife^'-ienni^r erworltenen lie«-lite. insbesondere der 
statuteiimässj-fn l'ensionsanspriielic dessollmn in seine 1 Meinte. 

Der fiir die Beamten und Diener der k. k. privilepirten Diiiester-Balin 
gebildete Pensinnslond. sowie der für diese Bediensteten liestehende Kran* 
kenfoud geht mit seiuem gesammteu Vermögen au das k. k. Aerar Uber. 

t 

§. 6. 

AU Entgelt für die lastenfreie Abtretung der Bisenbahniinien der Dnie- 
ster-Bahn sammt allem beweglichen und unbewegliehen ZngehSr, wird der 
Betrag von 2,100.000 fl., d. i. Zwei JlilUonen einmalhunderttauBend Golden 
9iteireichi8c]ier Wäbmng Bankvaluta festgeaetat 

§• 7. 

Zar ErmögUchnng der lastenfreien Uebertragung der Dniester-Babn in 
den btteberliohen BeaitE des k. k. Aerars ertbeilt der Oarator der Besitzer 
Ton Priorltäta- Obligationen seine Znstimmnngf dass das für die Besitzer von 
Tbeüsebnldversehreibnngen des PrioritKtsanlehens der k. k. privilegirten 
DnieiBter-Bftlm vop 16. September 1871 im Betn^ von 7,200.000 fl., d. i. 
Sieben Millionen aw^albnnderttansend Qulden sammt Zinsen im fiisen- 
bahDbnohe des k. k. Landenge richtes in Lemberg auf der für die k k. privi- 
legirte Dniester-Babn eröflFheten EiBenbahnbuchseinlage haftende Pfand- 
recht, dann das bezüglich eines Zinsenbetrages von 180.000 fl. sammt 
Xt'beiifrebuhren ob der gedachten eisenbahnbiicherlicheu Einlage haftende 
eiecutive Plandrecht, ohneweiters aut Grund dieses Vertrages gegen gleich- 
zeitige Eiaverieiitung des Eigeothumsrechtes des k. k. Acrai's auf diese 
tiseubaiin geliiseiit werde. 

Dagegen ^vird vereiubart, dass der gesammtc Kaut'sehiliing mit Aus- 
nahme de« an die Anglo-österreicliische liank zur Tilgung ihrer auf der 
Diiiester-liahn intabulirten Forderung zu zahlenden Betrage« von 15U.UUU tl. 
sammt Zinsen und Nebengebiihren und mit Ausuniime des au die Actionare 
zu zahlenden Ablertigungsbetrages von 1 i\. 50 kr. für jede Aetie vorbehalt- 
lii'h etwaiger nach §. 2 eintretender Abzüge an die k. k. privilegirte Dnie- 
ster Halin-GeselUehaft in Liijuidation zu Hauilen des Liciuidators und Cura- 
tiirs der Besitzer der Dniester- Bahn-PrioritUten Dr. Jidiann Freiherrn von 
Haimiter;r<'r aus<;ezahlt werde, und dass das, bisher im Eisenbalinl)uche 
intabulirte Pfandrecht für die 7,200.000 fl. Prioritätsforderungeu auf diesen 
Kaofschilling Übertragen werde. 
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Die Zahlung des Kaufschillings von 2,100.000 fl. sammt 4«/« Interessen 
vom X. April 1876 und 6% Interessen vom 1. Mai 1876 erfolgt in folgender 
Weise: 

Sogleich nach der DnrohiUhrang der £in\rerleihung des EigeBthnme* 
rechtes des k. k. Aerars auf die Duiester-Balin nnd nach Löschung sXmnitr 
lieber auf derselben intabnlirten Pfandrechte, insbesondere des Pfandrechtes 
für die Besitser von Theilschnldverschreibungen des Prioritätsanlehens der 
k. k. privilegirten Dnlester-Bahn vom 15. September 1871 in dem Betrage 
von 7,200.000 fl., sowie des bezüglich eines Ziiisenbetrages von 180.000 fl. 
sammt NebengebOhren haftenden execntiven Pfandrechtes wird die Fordemng 
der Anglo-Bank ao die Dniester-Bahn von 150.000 fl. sammt Zinsen nnd 
Nebengebtthren gegen LSschnng des für diese Bank haftenden Pfandrechtes 
gezahlt werden. 

Sonach wird anf jede der an die k. k. Staatsverwaltung abzuliefernden 
24.000 Stttck Actien der Betrag von je 1 fl. 50 kr. ausbezahlt, beziehungs- 
weise gerichtlich erlegt 

Der Übrige zur Befriedigung der Anglo-Bank und der Actionäre niclit 
erforderliche Theil des Eaufschillings wird vorbehaltlich etwaiger nach §. 2 
eintretender Abzttge sofort nach lastenfreier bflcherlicher üebertragung des 
Eigenthnmsrechtes des k. k. Aerars auf die Dniester-Bahn, der k. k. privi- 
legirten Dniester-Bahn-Gesellschaft in Liquidation zu Händen des Liquida- 
tors und Prioritftten-Cnrators nach Massgabe der zur H^inlösuug gelangenden 
Prioritlts-Obligationen in der zwischen der k. k. Staatsverwaltung, dem Li- 
qnidations-Comite und dem Prioritäten-Curator zu vereinbarenden Weise zur 
Auszahlung golanfren. 

Insoweit einzelne Stücke der Obligationentitel der zugcliorigen Cou- 
pons oder der Aetientitel niclit beigebraeht werden könnten, wird von der 
l?eibriiigiiiig, beziehungsweise Ansserverkehrsetzung dieser Stücke unter der 
i>e:lingting abzusehen st in, dass die dem Noininalwerthe derselben verhält- 
nissmiissig entspreelirnden Beträge zu Händen der Anspruchsberechtigten 
gerichtlich erlegt werden, \v(»rüber der k. k. Staatsverwaltung durch den 
Curator der gehörige Nachweis zu liefern ist. 

>^ • 1 ' • 

Die Duiester-Bahn- Gesellschaft in Liquidation ertheilt ihre Zustimmung, 
dass auf Grund dieses Vertrages sofort das Eigenthumsreoht des k. k. Aerars 
auf die flir die k. k. privilegirte Dniester-Bahn im Eisenbahnbuche des k. k. 
Landesgerichtes in Lemberg eröffhete Einlage einverleibt werde. 

§. 10. 

Die vertragschliessenden Theile verzichten ausdrücklich darauf, diesen 
Vertrag wegen Verletzung über die liäll'te des Werthes anzufechten* 
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§. 11. 

Fttr alle ans diesem Vertrage etwa entäpringeiideu Streitigkeiten, wird 
dan k. k. Handelsgericht in Wien ah forum contractn» einverständlich fest- 
gesetzt, dessen Aussprache flieh die vertragschlies^senden Theile liiemit aus- 
drttcklich unterwerfen. 

§. 12. 

Dieser Verbrag wird in drei Parien stemp^U and gebührenfrei ausge- 
fertigt 

Urkand dessen die nachstehenden Untersehriften : 
Wien, am 29. April 1876. 

Der k. k. Finanzminister: K. k. privilegirte Dniester Bahn 

Pretis lu. p. in Liquidation: 

Der k. k. Handelsminister: fteWsleii m. p. 

ChlMeekj m. p. Dr. Johann fVeiherr %'on lainberger 

als der mit dem Bescheide des k. k. 
Handelsgerichtes in Wien vom 26. Juni 
1874, Z. 129562 bestellte Curator zur 
gemeinsamen Vertretung der Rechte der 
Besitzer von Prioritäts-Oblij^atioiK n der 
k. k. privilegirteu Duiester Bahn. 

0. Z. 9770. 

Ich be^itätige, d;i^s die mir persönlich Itek.i mteii Herren .lohami Graf 
Kra>icki und JiiliiH ( i n 1 d > t e i n , L'quid.itor diM- Firnii ..K.K. privi- 
legirte Dniester B ihu in Liquidation'* in Vertretun? die.^er Firiu:i; — und 
Dr. Johann Freiherr von Haim berger, Hot- uu \ (ierichtsadvocat in Wien 
diesen Vertrag vor mir unterfertigt haben. 

Wien, am 29. April 1876. 

Dr. Moriz ielif r m. p. 

Z. 109511. 

Vom k. k. Handelsgerichte in Wien wird vorstehender Vertrag ««aratels- 
bek5rdlieh genehmigt. 

Vom k. k. Handelsgerichte : 

Wien, am 2. Mai 1876. 

Wagner m. p. 



7 
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6. Kuiidniacliiiiig de^ HaiKlelMuIniHtoriiiiiiH vom s. August 1876, 

K. G. m. Nr. 108 und C. Bl. Nr. DO, 

bctNffead die Erwrrbiuig der k. k. yrivilfgirteD Dniestrr-BaliD durch d«B Sutl. 

NaclnU m auf Giuiul des Gesetzes vom 18. März 1876 R. G. BI.Nr.48>, 
zufolge (l(s z-wisclim dem k. k. Finaiizirinisteriiim und dfiu k. k. Handrls- 
Hiinisterium in Vertretung des k. k. Acrars einerseits, und der k. k. priv. 
Dniester-Balin in Liquidation, sowie dem {gerichtlich bestellten Cura- 
tor zur gt lucinsHmen Vertretuiifr der Kechto der Besitzer von Prioritäts- 
obligationen der genannten Bahngesellschat t andererseits abgeschlosseiieu 
Vertrages vom 29. April 1876 nunmehr die im Eisenbahnhuehe des k. k. 
Landesgeriehtes zu Lemberg inliejienden Kisenbahiiiinien der k. k. priv. 
Dniester-Bahn , insbesondere die liauptlinie von Cliyrow nach Str» 
mit einer Zweigbahn von Drohobycz nach Boryslaw nebst allem unliewegli- 
chen und beweglif^hen Zugehör sammt allen concessionsmässigen und sonsti- 
gen Rechten an die k. k. J^taatsverwalfung übergegangen sind, in deren 
Kamen di r Betrieb der genannten Eisenbahnlicien auf GrUDd des Vertrages 
vom 10. April 1876 seit 1. Mai 1876 von der Ersten ungarisch-galiziscben 
Eisenbahngeseilschiift geführt wird, so haben fortan auf Grand der Aller- 
höchsten Entscbliessung vom 25. Juli 1876 die BestimmuDgeo der Conces* 
sionsurkuDde vom 6. September 1870 ^R. 6. Bl. Kr. 135) ausser Kraft xn 
treten. 

Chlimfckj in. p. 



gj K. k. Staatsbahn Brannan-StraBSwalchen (Steindorf). 

(Vgl. K. k. priv. BrAunau-i>tra«8Wfllchener Eisenbahn, Krg. Bd. I, i>ei»e 569). 

h Anmerkangeii nir ConceBSions-Urkiinde Tom 4. Mal 1872^ 

B. 0. Bl. Nr. 69. 

flr die Eisenbahn von Braunau nach ^»trasswakhi'D, (vgl. Krg.-lid. I, Seite 564). 

Zu den §§. 3, 17 und 18. 

Die Eröffnung des Betriebes auf der Bahn von B ra u n .i u bis zun> 
Ansehlnsse an die Kaiserin Elisabeth- Bahn in Stein dorf hat am 10. Sep- 
tember 1873 stattgefunden. Nachdem jedoch das zwischen den Verwal 
tungen der k. k. priv. Hrannan-Strasswalehener- und der k. k. priv. 
Kaiserin Elisabeth-Bahn abgeschlossene Hetriebs-l.'ebereinkoinuM'n, wcb-lp s 
mit 31. Anlinst 187.") ablief, nicht wieder ernenert worden ist, wunb' der 
Betrieb mit diesem Tage eingestellt und erst am 3. September 1875 auf 



Digitized by Google 



I. Staatfibahnen. c^i) 

Grand eines swisehen der k. k. priv. BLaiflerin Elisabeth-Bahn und dem 
mitttenreile bestellten Sequester der k. k. priv. firannaa-Strasswalchener 
Bahn abgeschlossenen Uebereinkoromens wieder aufgenommen. 

Zu 4. 

Auf Grund der Bestimmung dieses Paragraphes wurde mit Erlass der 
t k. Statthalterei fllr OberOsterrdeh ' vom 6. Deeember 1876, Z. 1B029» 
Über Ermiohtigung des k. k. Handelsminister» vom 16. November 1876, 
Z. 35041, dem Sequester für ein Ladegeleise von Prof. 181/2 nSehst Hun- 
derfing sur dortigen DampfsSge der Firma Meyer und Ldwi die Bau- 
bewilligung ertheilt. 

Zum 8. 

Mit dem Krlasse des k. k. Handelsministers vom 12. Februar 1874, 
Z. 40219 ex 1873 (C. Bl. Nr. 86 ex 1874) wurde die (iesellsehaft von der 
Wrpfliobtung zur Einftthnin«: einer IV. Wagenclasse (Stehwagen) fttr den 
ParsonenTerkehr bis zu dem Zeitpunkte der £rzieluiig eines Reinerträgnisses 
miter der Bedingung enthoben, dass bis dahin die Passagiere auf Verlangen 
gegen Entrichtung der FahrgebUhr fiir die IV. Wagenelasse in Wagen der 
UL Classe beHirdert werden. Diese Verfttgung wurde mit der Allerhöchsten 
£ntschlie8sung vom 27. Februar 1874 (H. M. Z. 6945) bestätigt Mit dem 
weiteren Erlasse des k. k. Handelsministers vom 24. April 1874, Z. 9707 
iC. Bl. Nr. 56) wurde über Ansuchen des Verwaltungsralhes gestattet, dass 
die bis zum Zeitpunkte der Einftthmng der IV. Wagenelasse mit dem vorer- 
wähnten Erlasse angeordnete eventuelle Beförderung von Passitgieren 
IV. Classe in Wagen III. Classe bis auf Weiteres auf unbemittelte Personen, 
insbesondere Tagidhner, Dienstboten, Handwerksbursohen, Hausirer etc., 
die sich durch die erforderliehen Doeumente als solche legitimiren, 
besehribikt werde. 



1 Erlass des k. k. Handelsministers vom 1. September 1875^ 

Z. 1368.H. M. (C. BL Nr. 98.) 

IB 4ea VerwaliUDgsrath der k. k. pnv. Br.iun<iu-Mrdüswak-hen«;r Eisenbahn, betreflend die Ver- 

hingung der Sequestrttion. 

Naflidcm mit dem heuti«ron Tage der Hotrieb der „Braunan-.^trass- 
wal-'h fiuT Kisenbahn"' thatsiichlich aufgehört hat, wird auf Gruiul der 
im 5j. 12 de« Ei?=tenbahn-Oonressioiis-( ieset/.es vom 14. September 1854 
'R. (t. Bl. Nr. 238; enthaltenen Ermächtigung und in GemäRsheit der iji?. 5 
und 21 der Concessions-Urkunde vom 4. Mai 1872 (R. G. Bl. Nr. 69) hiermit 
die Sequestration der Eisenbahnlinie Brannan-Straeswalchen (Steindorf) auf 
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Gefahr und Kosten der unter der Firinm ^k, k. priv, Brannau-StraM- 
waLehener Eisenbahn* bi^Btehenden Actien-Oeflellschaft angeordnet und tiiin 
Sequester fOr diese Bahn der k. k. Seotionsratb Dr. Wilhelm Leddihn 
bestellt. 

Der Sequester tritt mit 4. September d. J. sein Amt an und ist von 
diesem Tage angefongen, ebenso der Yenraltnngsrath wie die General- 
versammlung der Aetionftre der genannten Gesellsebaft von den ihnen durch 
die Gesellsehafts-Statuten Übertragenen Funetionen, insoweit dieselben sich 
auf den Betrieb der seqnestrirten Bisenbahnlinie besiehen, enthoben. . 

Die Beamten und Bediensteten der Gesellsebaft treten, insoweit densel- 
ben eine Einflussnahme auf den Betrieb obliegt, in dieser Hinsieht mit dem 
Tilge des Amtsantrittes des Sequesters uifter dessen Amtsgewalt. 

Dieses firkenntnisa wird in Wien, Lins und Salzburg durch die amtli- 
chen Zeitungen kundgemacht. 

Begründung. 

Die erste und wichtigste aller Pflichten einer Eiaenbahnunternehmnng 
sowohl dem Staate als dem Publicum gegenttber ist die Fttrsorge für die 
Aufrechthaltung des Betriebes. 

Diese Verpflichtung ist so zweifellos in der Natur der Sache begründet, 
dai^sderin der Conoessions-Urkunde vorkommende Ausdruck, wonach denCon- 
eessionXren das Recht zum Betriebe der Bahn eingerilumt wird, nur in dem 
Sinne aufgefksst wer.len kann, dass diesem Rechte die correlative Verpflich- 
tung zum Betriebe der Bahn zur Seite steht. 

Wenn diese AuflSusung schon nach allgemeinen ReehtsgrundsHtzen aus 
dem ganzen Wesen wie aus dem Zwecke einer dem dflrentlielieu Rechte ange- 
hOrigen und Im öffentlichen Interesse verliehenen Befugnis» hervorgeht, 
deren Ansibung schon im Hinblicke auf die zu ihren Gunsten zu^elasiipne 
folgenschwere Einschränkung von Frivatreohten vermö{i:e der Expropria- 
tionen, sowie von Privatinteressen vermöge des laotischen Verkelirsmouopols 
keinesfalls in die Privatwillkür des Coneessionärs gestellt sein kann, so 
enthalten nicht nur die ConcessioiiH-Urkuuden. sondern auch die den Eisen- 
bahnbetrieb regelnden Gesetze eine Reihe von Anordnungen, welche die 
Verpflichtung des ConcesKionär-', die Hahn während der ganzen Concessions- 
daner ununterbrochen im Betriebe zu erhalten, theils ausdrücklich voraus- 
setzen, tlieils mit «'iner gegentheiligen Annahme durchaus iinvereinbar sind. 

Demgemiis-, wird im '2 drr Kisenbahnbetriebs Ordnung vom 16. No- 
vember IH.'il. K. (i. Iii. Nr. 1 vom .l.iln*' 18:j2, die Sieherstellnng eines 
regelmässigen und ungestörten Betriel»es und zwar im Wege der amtlichen 
C'onstatirung der hiezu nütliigen ErliMtlernisse. sowohl in Bezug auf die 
Con-itruetiiMisart drr Bahn, als die Beseliat^'enheit und Menge der tür den 
bahnbctrieb erlorderlichen Gegeubtände geradezu als die massgebende Vor- 



Digitized by Google 



1. Staatsbabnen. 1-0 1 

tnttetsang f&r die Bewilligung zur Betriebser^ffnang hingestellt, und die 
Ertheilnng dieser Bewilligung ansdraoklicb von jener Sichereteilung nbhSngig 
gemneht. Deesgleiehen enthXlt §. 3 der Eisenbnhnbetriebs-Ordnung neben 
der Anordnung, daee jede Bahn oder Bahnstreeke, fQr welche die Bewilligung 
nun Betriebe ertheilt worden Ist, stete im guten lahrbaren Zustande erhalten 
weiden mntt, das anedrttekUche Gebot, dass die entstehenden IfXngel und 
Sehiiden, sowie die dem ungestörten Betriebe entgegenstehenden Hindemisse 
•0 schleunig als miSglich beseitigt werden müssen. 

Dieses Gebot wird im §. 16 der EisenbnhnbetriebS'Ordnuug selbst 
gegenüber dem Blntritte von Fllllen höherer Gewalt nachdrücklichst aufrecht- 
erhalten, indem daselbst auch für den Fall, wenn durch BlementarereignisRc 
die RegelmKssigkeit des Verkehres gestdrt oder der Verlcehr gXnslieh unter- 
brochen ist, deuBetriebsdirectionen die Pflicht auferlegt wird, dafür au sorgen, 
dass mit der lulüssigsten Beschleunigung die gohörigeii Mittel ergrilTen und 
die entspreeheuden Anstalten getrolfen werden, nm die Ursache der Störung 
oder Unterbrechung zu beseitigen nnd die mögtioUste Abkttrznug der 
Störung oder Unterbrechung zu erzielen. 

Wenn es liiernacli feststeht, dnss die Anfrechthaitiiiig eines regelmässi- 
jren und ungesförten Betriebes als eine jeder Eisenbalinunternohmung in 
(lemässhf^it der Eisenbalinbetriebs-Ordnunjjj posetzlich obliejcende Pflicht 
anzusehen ist. so l;i«*»en aiioh di»' Bestimmungen den Ei'^eiibaliii-Concessions- 
Gesetzes vom 14. September lHr)4, K. U. Hl. Nr. 238, im<l der auf Grund der- 
selben ertlossenen Concessions-Urkuiide keinen Zweifel daran iihri^, dass diese 
Obliegenheit als eine concessionsniässigc Verpflichtung aulgelagst werden 
ratiase. 

Diess geht schon aus der im i?. 1 des Eisenbaliii C'niK'essions (Gesetzes 
enthaltenen DcHiiirion hervor, wornach den auf dei^scn (inindlafre eonccssio- 
nirten Bahnen die Bestimmun«: beiLTch'frt wird, als iitVoutlieiu* Transport- 
mittel tlir Personen und Waan n zu ilicnen, un<l mithin die rechtliche Mü«r- 
liehkeit einer dem Berei<*lie der Privatwillkiir angehörifren VerlUfrung au?«f;e. 
3(^hlossen erseheint, durch welche jenes Transportmittel seiner Bestimmung 
entzogen würde. 

Nicht minder bildet die unnnterbrocheue Aufree hlhaltung des Betriebes 
einerseits die nothwendige Voraussetzung, anderseit^^ einen integrirenden 
Be*tandtheil jener concessionsmässigen Leistungen, welche den EistMibahn- 
rnternehmnngen aul (irund de^ §. lU lit. t) undgi de-s Kisenbahn-Con< es-«ions. 
(TC^etzes nach .Ma>i8gabe der nur quantitativ unter sieh ditIVrirendcn Con- 
cessions-Bedingungen in Bezug auf die Beförderung der Post, auf den Mili- 
lärirausport und auf die Ordnung der wechselseitigen Verlielirsverliältnisse 
gegenüber den anirrenzendeu Eisenbahnen auferlegt sind. 

Hiernach wird nicht zn bestreiten sein, dass die Aufrechthaltung des 
Betriebes eine, nnd zwar eine der wesentlichsten gesetzlichen und 
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conco8sionsm:issi;^en l'Hichten jeder den obigen gesetzlichen Vorschriften 
unterworleneu, bezieliuugsweise auf dieser Reobtsgrundlage zu Stande 
gckummeiien Eiseubahn-Unterriehmiing bildet und dass die Unterlai^sun^ der 
Aufrechthaltung des Betriebes sich nicht iitir als eine Zuwiderhandlung 
gegen wesentli(>he Bestimmungen der Eisenbabiibetriebs-OrduuDg, sondern 
zugleich auob als eine Zu Widerhandlung gegen weaentliolie Bestimninngen 
der Concessions-Urkunde darstellt. 

Mit dem ungeachtet wiederholter Ermahnung erfolgten Eintritte einer 
derartigen Zuwiderhandlung sind aber jedenfalls die Voraussetzungen ver- 
wirklicht, unter welchen das Handelsminiaterium kraft §. 12- des Eisenbahn- 
ConceHsions-Gesetzes ermächtigt ist, die Sequestration der eoneesslonirten 
Eisenbaiin auf Gefahr nnd Kosten der Betriebs-Untemehmnng ansnordnen. 

Die erwähnteu Voraussetinngen treffen im Torliegenden Falle besttitlich 
der unter der Firma „k. k. priv. Brannan-Strasswalchener Eisen- 
bahn>' mit dem Sitze in Wien handelsgerichtlich protokollirten Actien- 
Gesellschaft su, welche nach Artikel 1 der unter dem 30. Juni 1872, 
Z. 9707, genehmigten Gesellsehaftsstatnten auf Grund des §. 13 der A. h. 
Concessions-Urkunde vom 10. Mai 1872, R. G. Bl. Nr. 69, in aUe den 
ConcessionXren obliegenden Pflichten eingetreten ist, insoweit dieselbe den 
Betrieb der mit der obigen Concessions-Urkunde eoneesslonirten Locomotiv- 
Eisenbahn von Braunau nach Strasswalehen (Steindorf) zum Gegenstande 
haben, so zwar, dass die genannte Actien-Gesellsohaft, als deren Zweck im 
Art. 2, lit. a) der Statuten, insbesondere der Betrieb der bezeiohneten Eisen- 
bahn angeführt ist, als Betriebsnntemehmung dieser Bahn betrachtet 
werden muss. 

In Ansehung des Betriebes dieser Bahn findet kraft 5 der Conces- 
sions-Urkunde das Eisenbahn-Concewions-Geeets vom 14. September 1854. 
K. G. Bl. Nr. 238, sowie die Eisenbahnbetriebs-Ordnung Tom 16. Kovember 
1851, B. G. Bl. Nr. 1 vom Jahre 1852, Anwendung. 

Im §. 6 der Concessions-Urkunde ist die Verpflichtung zur Postbeför- 
demng mittelst mindestens je eines von jeder Endstation täglich abgehenden 
Zuges, im §. 10 die Verpflichtung zum Militärtransport*^ ausgesprochen und 
im §. 21 ebendaselbst für den Fall, wenn ungeac litt t vorausgegangener 
Warnung die Nichtbefolgung der in der ( oncesHions I rkunde oder in den 
Gesetzen auferlegten Verpttichtunfjen vorkommen sollte, dagegen die An- 
wendung der in den Gesetzen entsprechenden Massregeln ausdrücklich vor- 
behalten. 

Eine derartig«' Warnung, beziehungBweise Ermahnung erging an tit-ii 
Verwaltung^sratli dei oben genannten Bahn-Gesellschaft bereits mit dem 
Erlasse des llaiidelsministcriuiris vom 5. Mai 1.^75. Z. 73'.U>, unter Hinwei- 
sung aul die der I nternelimunj; im Sinne der A. h. ( onces.^ioiis-rrkuiide, 
sowie der GesellschafUstatuten obliegendeu Verpflichtungen hinsichtlich der 
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innnterbroohenen Aafreohthaltang- des Betriebes» sowie aaf die gesetstieh 
und ooncesfionsmiUsig: angedrohten Folgen einer Nichtbefolgnng dieser 
Verpfliehtnngen. 

Eine wiederholte Mahnung wnrde zufolge Erlasses des Handels* 
ninisteriums Tom 19. August 1875, Z. 26419, mit dem Beifügen an den 
Terwaltungsrath gerichtet^ dass in dem Falle, wenn fttr die Aufreehthaltung 
4m Betriebes keine Vorsorge getroffen sein sollte, die Regierung sieh in die 
Kothwendigkeit Tersetst sehen würde, mit der Verhängung der Sequestration 
steh §.12 des Eisenbahn-Conoessions-Gtosetaes vorzugehen. Diese Noth- 
TOdigkeit ist nnnraebr eingetreten, indem zufolge fibereinstimmender amt- 
Mer Meldung der Betrieb auf der Eisenbahnlinie Brannan-Strasswalehen 
(Steindorf; am heutigen Tage thatsäehlioh eingestellt worden ist 

Es ist ausserdem Iiinttnglieh bekannt, dass die Ursache der Betriebs- 
efsstelliiog in der Niohternenerung des bisherigen Betriebsvertrages von 
Bdte der Kaiserin Elisabech-Babn liegt, und dass eine Aenderung dieser 
Stchlage aus denselben Gründen, welche die erstere herbeigeführt haben, 
asdi in naher Znkunft nicht erwartet werden kann. 

Der eben erwähnten Thatsache gegenüber hat das Handelsministerium 
in der Erwägung, dass eine liiiigere Fortdauer der hierdurch geschaffenen 
Bsdilage öffentliche Verkehrsinteressen getahrden würde, sieh für vei-pflichtet 
♦rächtet, von der ihm gesetzlich eingeräumten Befuguiss Gebrauch zu 
iiiuf'lit n und die Betriehsverwaltuiig der Ihauiiau-Strasswalehener Bahn durch 
Aiiurdnung der Sequestration auf (iefahr und Kosten der Betriebsunterneh- 
niunjr der unmittelbaren Einflussnahiue der ötfeutiiclieu Gewalt zu übcr- 
auiwurten. 

Wien, am 1. September 1875. 

Der k. k. HaudeUminister: Chlimi^ckj m. p. 



3. Protokoll, 
lufgeaoinoien Im k, HaaMsoinisierittn «d 25. April 1876. 

Gegenwärtige : 

^ 0 D S e i t e d e r k. k . R e i e r u n g : 

Seine E\cellenz der ilaudelsrainister Ritter v. Cblonecky. 

Der Geueraldirector des österreichiächeu Eisenbahnwesens Herr k. k. 
Sectionschef v. Kerdlisg. 

Der Herr k. k. Seetionsciief im Finanzministerium Dr. Ritter v. Bei ecsy. 

Der Sequester der Braunau -Strasswalchener fiaka Herr k. k. Sections- 
rath Dr. Wilhelm Lcddlha. 
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In Vertretung des Verwaltungsr .ithes der k. k. pri vilegirten 
Brannau-Strflsswalchener Ei.senh.ihngegclUchaft: 
Herr Hot- und Geriebtsadvocat Dr. (irailtsck. 

Als Proto kniumhrer: 

SectioD^rath Dr. Ritter Wltttk. 

Gegenstand der Verhandlnng ist die Feststellmig der Bedingungen filr 
die Abtretung der Braunan-Strasswalchener Bahn. 



Naeh EWtftiung der Verhandlung durch Seine Exoellens .den Herrn 
Handelsminister erklürt Herr Dr. Qranitseh als Vertreter des Verwattnngs- 
rathes der k. k. privilegirten Braunau-dtrasswalehener EiFenbahngesellschaft 
zufolge der Torgewiesenen und in gehöriger Ordnung befundenen Ver- 
tretungsTollmacht rom 9. Mira 1876, es werde seinerseits im Vollmaoht»' 
namen der obigen Bahngesellschaft das Anerbieten gestellt, die derseit ia 
Sequestration befindliehe Eisenbahnlinie Brannau-Strasswalohen (Steindorf) 
verkaufbweise an den Staat abzutreten und hierzu die Einwilligung des zur 
gemeinsamen Vertretung der Besitzer von Prioritätsobligationen der obigen 
Bahn gerichtlich bestellten Curators zu erwirken. 

Da die k. k. Regierung zufolge der <iemnh>hst von Seiner Excellenz 
dem Herrn Handelsminister gemachtoii Mitlheiluiig {roneigt ist, auf das vom 
Herrn Dr. Granitseh gestellte Anerbieten voiheiinltlich der verfas'-nng«- 
mä88i}.M'ii Zustimmung des Keichsraihes einzugehen, werden 8ohiu die nach- 
stehenden Vereinbarungen getroffen: 

Artikel I. 

Die k. k. privilegirte Braunau - Strasswalehener Eisenbahngesellscbaft 
Tcrpflichtet sich,, die ihr gehörige, im Eisenbahnbuche des k. k. Landes* 
gerichtes zu Linz inneliegende Eisenbahn von Braunau nach Strasswalehen 
(Steindorf) nebst allem unbeweglichen und beweglichen Zngehör einsehlleaa- 
lieh der Betriebseinrichtungen, Telegraphen- und Signalapparate, sowie 
sammt allen concessionsmissigen und sonstigen Rechten, frei von allen 
bücherlichen Lasten und wie immer gearteten Schulden an die k. k. Staats- 
verwaltung verkaufsweise abzutreten. 

Um die lastenfreie Abtretung zu ermöglichen, wird die k. k. privilegirte 
Braunau-. "^trasswalehener Eisenltalin^'e>ellsclialt auf Grund eines diesfalU 
:iJ>/us( ldiessrnden Uebereiiikommens mit dem jreriehtli' Ii l)estellten CuriH«»r 
der Besitzer von Prioritätsobligationen die von Seite des Curators mit 
••nratelsbebördliclier Ermächtigung zu ertheilendo Zustimmung in derKichtung 
erwirken, dass die ob der Eisenhahnbucheinlage der Braunau StrasswalcluMier 
Bahn haftende Prioritätsfddigationensehuld im (iesjunmtnominalbetrage von 
:i,Ü00.UOO ü, österreichischer Währung Silber oluie besonderes Entgelt 
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btteheriich gelttecht werde and wird die genannte BahngeteU»ohaft 8ohin anf 
ihre Koeten nnverweilt die bttcherliche Lfleelrang der beseiehneten PrioHtftte- 
»chnld znr Dnrehillbnuig brintsen. 

Artikel 11. 

Keinen Gegenstand der Uebemahme von Seite der Staateverwaltung 
bilden die von der k. k. privileglrten Brannaa-Stmnwaleheaer Eisenbekn- 
Sesellecbaft anfgenommenen Sebalden, wie intbesondere etwaige ans dem 
Baue oder anläMUeh desselben erwaehsene Ansprttebe der Banunterneluner, 
Anrainer, Gnindeinlosungsglinbiger oder sonstiger dritten Personen, sowie 
die aus Anlass der Betriebsfllbmng auf der geoellsehaftlichen Bahnlinie 
durch die k. k. privilegirte Kaiserin Elisabeth-Bahn, insbesondere aneh direh 
TorschossweiseBedeekung der bisherigen Betriebskostenabgänge entstandeni^n 
uid bis snm Schlüsse des Monates, in welehem die Uebergabe der Babn an 
die Staatsverwaltang (Artikel III) erfolgt, noch erwachsenden Abrechnnngs- 
«choldea ohne Unterschied, ob diese Abgänge ans der Betriebsperiode vor 
oder während der Sequestration herrtthren and ob dieselben von der Kaiserin 
Eli^eth-Bahn oder vom Staatsaehatae vorsohnssweiae bestritten worden 
did, femer die Rttokstände an landesfttrstliehen Stenern, Landes- und 
Couunanalnmlagen und sonstigen ÖifentUehen Abgaben, dann die Forder äugen 
der Prioritätagläubiger an fälligen, aber nicht eingelösten Obligationen- 
conpons und hiervon aufgelaufenen Zinsen ; vielmehr bleibt die Berichtigung. 
Abrechnung und Begleichung der erwähnten Schulden und Forderungen 
lediglich der k. k. privilegirten Braiuiau-Straeswalchener Eifenbahugi'sell- 
schaft für eigene Rechnung Uberlassen. 

Desgleichen wird ausdrücklich anerkannt, dass etwaige der k, k. 
privilegirten Brnunau - Stiasswalcliener Bahiigesellschalt jrpfrciiüber dritten 
Pfrronen aus dem lictriehe oder auB anderen Gründen zustelundr Aetiv- 
f-rderuiigeii. insoweit dieBelben nach gepriogeiier Abrechnung; über ila^ 
iit^iriebserj^ebniss (Artikel IV) sieb als reiner üeberscliuss darstellen gollteu» 
keinen (ie^enstand der Abtretung zu bilden haben. 

Es wird ferner von .Seite der .Staatsverwaltung' aus dem Titel rüek- 
^täiidicjer concessionnmässiger Leistungen, insbt sondere auch in Hezuj; auf 
'Ii«' iieischaffun^' des Fahrparkes, kein Anspruch auf V'<M-wenduntr des schon 
mit Rücksicht auf den factiscjjen iialinbestand bemessenen, nach Artikel Vlll 
dieses Uebereinkommens zugesicherten Eutgeltea zu dem bezeichneten 
Zwecke erhoben werden. 

Artikel III. 

Die Uebernahme der nach Artikel I abzutretenden iiahn samnit Zui:ehi»r 
'larch den in Folge de« gegeuwärtif^en l'ebereinkommens eintretenden 
Erwerber soll naoh dem Eintritte der beiderseitigen Rechtsverbindlichkeit 
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dieHesUebereinkommena so bald Btattrtuden. als die k. k. privilegirte Brannan- 
Strasawalchener Ei8<*nbahnge8ell8chaft mittelst eiiior onratelsbehÖrdUch 
genehmigten Zustimmtingg-, beziehungsweise LÖschungserkläning^ des zur 
gemeinsanien Vertretuno; der Besitzer von Prioritätsobligationen bestellteo 
Curators den Erwerber in den Stand gesetzt haben wird, gegen Zahluii«: deB 
im Artikel VIII zugesicherten Entgeltes die kostenfreie bUoberliohe Gewähr- 
ansohreibun^' ohneweiters zu erwirken. 

Die k. k. privilegirte Braunau -Strasswalehener Eisenbahngesellschaft 
erklärt ihre Einwilligung dasu, dass in Ansehung des physisohen Besitzes der 
Eisenbahnlinie Brannan-Strasswalchen (Steindorf) sammt Zugehdr, welcher 
Besiti auf Orand des Betriebsvertrages vom 1. November 1878 an die k. k. 
privilegirte Kaiserin Elisabeth-Bahn ttbertragen worden ist und von dieser 
letsteren in Folge des awisohen ihr und dem für die erstgenannte Bahn vom 
k. k. Handelsministerium mitDeeretvom 1. September 1875, Zahl 186S.H.II., 
bestellten Sequester am 2. September 1876 abgesohlcfssenen Betriebsvertrages 
nunmehr im Namen des Sequesters ansgettbt wird, von Seite des Sequesters 
ohne weitere Daswisehenkunfr der Braunau -Strasswalehener Eisenbahn- 
gesellsohaft alle Rechtshandlungen vorgenommen werden, welche dasn 
erforderlteh sind, damit die der Kaiserin Elisabeth-Bahn anstehende Besits- 
austtbnng vom Zeitpunkte der Uebemahme der Braunau - Strasswalehener 
Bahn durch den Erwerber als fortan im Namen des Erwerbers stattfindend 
an gelten habe. 

Die Uebemahme der Bahn gilt in jedem Falle als mit dem Sehlnsse des 
Monates vollzogen, in welchem d.e Besitsttbertragung stattgefunden hat. 

Artikel IV. 

Bis zu dem auf den Zeitpunkt der im Artikel III bezeichneten Ueber- 
nahme zunächstfolgenden Honatsschlnsse wird der Betrieb der Braunau- 
Strasswalehener Eisenbahnlinie fllr Reehnung der k. k. privilegirten Brannan- 
Strasswalohener Bisenbahngesellschaft geführt, so dass diese Oesellschaft fttr 
alle aus dieser Betriebslllhmng entstandenen und noeh weiters erwachsenden 
Auslagen und Schulden mit Einschlnss der erst nachträglich fKliig werdenden 
AbreehnungsHohuldigkeiten aufzukommen hat, wogegen ihr auch die erst 
nach dem obigen Z 'itpunkte eingehenden Abrechnungsausstäude, sowie alle 
sonstigen Einnahmen aus der bezeichneten Betriebsführung gebtthren. 

Die di«'«tallH vorbehalti'ue Aljreclinuu^ über das ICrgflmiss der Be- 
trifliBtiiltrung hin zum obigen Monat^sgehlusse soll ehestens durcbgelührt 
werd<*n. 

Zur Si(•ller.stellu^^; der hieraus, sowie bezüglirli der Hcrielitigung der 
bi"*herigen Hetriebskostenabgän«:»' für die Ciesellschaft erwachsenden Ver- 
pflieiitungen wird dem Erwcrlu r der Braunau-Str:isswnl<"lK'ner lialiii das Recht 
eingeräumt, lür den Fall, als die aus obigem Anlasse schuldigen Zahlungen 
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bis tum Zeitpunkte der Aiisfolgun;j^ il«>s nach Artikel VIII stipulirteii EntgelU 
nicht geleistet sein i^ollten, svm Zwecke der Begleichung dieser Zahlungen 
cinschliogglich der hiervon etwa anfUarenden Zinsen einen entsprechenden 
Thfil des Entgelts ohneweiters snrtieksnbehalten. 

Die Rfiekbehaltnng eines entsprechenden Betrages von dem su ent- 
richtenden Kanipreise hat ausserdem zum Zweoke der Vergütung Jener Bar- 
uhhmgen stattsnfiaden, welche der Sequester fflr Rechnung der Bnunau- 
Strasswalchener EisenbahngeseUsehaft» wie insbesondere zur Abstattung 
9ftntlieher Abgaben oder aar vorsohussweisen Bestreitung von Betriebs- 
•b^sgen in QemXssheit des Artikels VII des Betriebsrertrages Tom 2. Sep- 
tember 1875 an die k. k. privilegirte Kaiserin Elisabeth-Bahn bis zum Zeit- 
ininkte der Uebemahme der abgetretenen Bahn durch den neuen Erwerber 
Hvs geleistet haben wird. 

Den geleisteten Barzahlungen sind Bpereentige Jahreszinsen vom 
2ahhmgstage angefangen hinzuzurechnen. Endlich behllt sich die Staats- 
Tenraltang das Recht vor, zur Bedeckung allfUlliger (Irundeinldsungsrttck- 
»tisde und Sicherstelinng für die schuldenfreie Eigenthumsttbertragrung der 
Ar die Eisenbahn eingeldsten Grundstücke einen angemessenen Betrag den 
Kairfpreises zurückzubehalten. 

Artikel V. 

Mit dem Zeitpunkte der Uebemahme werden die bis aum Tage der 
Bekanntgabe des gegenwärtigen Uebereinkommens an den Sequester zu 
Betriebszweeken abgeschlossenen und in diesem Zeitpunkte noch zu Recht 
bestehenden Vertrüge, insbesondere die Vertiüge mit der k. k. privilegirten 
Kaiterin Elisabeth-Bahn vom 4. November 1873, betreffend den Anschluss der 
Bniaau-Strasawalchener Bahn und vom 2. September 1875, betreffend die 
BetriebsfÜhmog auf derselben von dem Erwerber übernommen. 

Artikel VI. 

Die k. k. privilegirte Braunan-Strasswalchener EisenbahngeselUchaft 
genehmigt die von dem für ihre Linie bestellten Sequester insbesondere in 
Absicht auf die Fortsetzung des Betriebes, sowie die dereinstige BesitzUber- 
trk^ng getroffenen oder noch zu treffenden Verfügungen und erkennt das 
£igebniss der über die Sequestrationsverwaltnng zu legenden Rechnung als 
richtig and für sie seibat verbindlich an; dessgleichen erklärt sie, ans den ihr 
naeh dem gegenwärtigen Uebereinkommen vorbehaltenen Befugnissen und 
Berechtigungen keinerlei Ansprüche gegen die k. k. Staatsverwaltung, noch 
Mck gegen den Sequester persönlich erheben zu können. 

Aitik.'l VII. 

l>**m Erw'erher dvr Hraunaii-Strasrtwnlrlieiier Bahn wird die Verpflieli- 
tuuj obliegen, den getieilachaftlicheu Oberbeamteu, etwaige souatige Beamte 
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hikI Diener der Brauiuni-StraKswalchenor Eisenbahugesellschaft unter Auf- 
rtM'htlialtung der v(ui denselben erworbenen liecht«-, insViosondere etwaifrer 
vertrafismäHwiger PensioiisansprUelie, in seine Dienste zu iihernelimen. Es ist 
wohlverstanden, da«s diese Verptlielitung sieh nur auf die vor dem Tage der 
l'nterzeiohnung des gegenwärtigen L'ebereinkommens erworbenen Dienst- 
uiid etwaigen Peusionsansprliche, auf späterhin erfolgende Anstellungen, 
Vorrückungen und Peusionirungen aber nur insoweit bezieht, aU die«elbeD 
die specielle Genehmigung der Staatsverwaltung erlangen. 

Etwaige von den Beamten und Dienern derBabngeselUcliaft eingezahlte 
Pensionsfondsantheile gehen an den £rwerber Uber. 

Artikel Vlil. 

Als Entgelt ftir die in Gemässheit des gegenwärtigen UebereinkommenR 
zugeHicherte lastenfreie Abtretung der Braunau-Ötrasswa lehener Bahn wird 
die Zahlung eines Kaufpreises festgesetzt, wel'^lier je nach Wahl des Erwerbers 
dureh Uebergabe von PrioritätsobUgationen der k. k. privilegirten Kaiserin 
Elisabeth-Bahn im Nominalbetrage von Einer Million (1,UOO.OOO) Golden 
(»sterreiehischer Währung Silber oder durch Zahlung des Barbetrages von 
AehthundertsiebzigfUnftausend (875.000) Galden österreichisoher Währung 
in Noten zu entrichten ist. 

Die Entrichtung des Kaufpreises hat im Sinne der diesfalls von der 
Bahngesellsehaft anzustrebenden Vereinbarung 2U Händen des znr gemein- 
samen Vertretung der Besitzer von PrioritätsobligaÜonen der Braunau- 
Strasswalchener Bahn bestellten Curators stattzufinden. 

Die Zahlung soll naeh dem fäatritle der beldaneitigeB Rechtiverbind« 
liehkeit des gegenwärtigen Uebereinkommens, jedoch erst dann erfolgen, 
sobald die sehnlden« und lastenfreie Uewähransehreibnng des Erwerheni ob 
der bttcherliohen Einlage der k. k. privilegirten Braunau -Strasswalchener 
Bahn reehtskräftig ToUzogen und die Erfüllung der weiteren Bedingung in 
geeigneter Weise fdchergestellt sein wird, daas die im Umlaufe befindlichen 
10.000 Stttck Prioritätsobligationen der Braunau* Strasswalchener Bahn im 
Gesammtnominalbetrage von 3,000.000 fl. Osterreichisoher Währung Silber, 
sowie die im Umlaufe befindlichen 10.000 StOck Aotien der genannten Bahn- 
gesellschafl im Geaammtnominalbetrage von 2,000.000 fi. Österreichischer 
Währung Silber beigebracht, beziehungsweise ausser Verkehr gesetzt werden. 

Insoweit einzelne StUcke der Obligationen oder Actientitel nicht bei- 
gebracht werden könnten, wird von der Beibringung, beziehungsweise 
Ausserverkehrsetznng dieser Stttoke unter der Bedingung abzusehen sein, 
dass die dem Nominalwertbe derselben verhältnissmässig entsprechenden 
Beträge zu Händen der Ansprnchsbereohtigten gerichtlich erlegt werden, 
worüber der Erwerber den gehörigen Nachweis zu forden berechtigt 
sein soll. 
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Artikel IX. 

Die k. k. privilegiite Brannao-Strasswalohener EisenbahngeBellBehaft 
kDttpft ihre Znttimmiiiig zh dem gegeowSiÜgen üebereinkooiinen an die 
Bedingung, das» für die BeehtsgesehUfte, welche die Erwerbung derBrannaa- 
Stnsiwalehener Eisenbahn dnreh den Staat som Gegenstände haben, dem- 
uch flir die zn diesem Zweeke zn errichtenden Vertrilge und sonstigen 
Url^iinden, sowie fttr die demgemiss stattfindende bücherliche EinTcrleibnng 
Qud Löschung Ton Rechten, die Gebühren- und Stempelfteihcit eingcrilnnit, 
besiehungsweiae in legislativem Wege erwirkt werde. 

« 

Artikel X. 

Die k. k. pri^ ilegirte Braunau-Strasswalchener EiHcnbahogeseliscbaft 
macht ferner ihre ZuHtimmung zu dem gegenwärtigen Uebereinkommen davon 
nbhängig, da»» demselben der znr /remeinsamen Vertretung der Rechte der 
Besitzer von Prioritätsobligatiouen dieses Unternehmens bestellte Curator 
mit curatelsge richtlicher Genehmigung beitritt, und sie verpflichtet sioh^ mit 
allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln, diesfalls auf das Zustandekommen 
einer Vereinbarung mit dem Curator hinzuwirken. Dessgleichen verpflichtet 
tidi die genannte Bahngesellsehaff, daflir Sorge zu tragen, dass von Seite 
des Curators die Erfcllnmg über dessen Beitritt unverweilt und zwar bis 
JingBteas 91. Mai 1876 abgegeben werde, und dass bis 80. Juni 1876 die 
Besehlussfaaaung der Generalversammlung der Aotionire der BahngeseU- 
sehaft über das derselben zur Genehmigung zu empfehlende Ueberewkommen 
and die gleichzeitig für den Fall der Durchführung desselben zu 
beseblieasende Liquidation der Gesellschaft erfolge. 

Artikel XI. 

Das gefreiiv iirtige Lebereinkomineu erlangt, abgesehen von Artikel X, 
dessen Wirksamkeit mit (b'tn heutigen Taire hefrinnt, für die k. k. privilegirte 
Braanau-Strasswalchener Eisenhahngesellschaft mit dem Zeitpunkte, wenn 
ehensow<»hl die zustimmende li< >chln88fasftung der Generalversaiumlung als 
die curatehliehordlieh genehmigte Zustimmung des Curators erfolgt sein 
"•^ird, tlir die k. k. Regierung, jedoch nur in dem Falle und erst dann bin- 
dende Kraft, wenn die behufs Erwirkung der erforderlichen gesetzlichen 
Ermächtigung einzubringende Kegieruugsvoriage die Zustimmung des Reichs» 
rathes erlangt. 

Dm ProtokolUr*Uebereinkominen wurd« in der 8. ordentlichen Oeneralver- 
tMualonf der Aetionfire am 80. Juli 1876 genehmigt and gleiebseitig die Liquidatiou 

«'»r Oe»fllerhaft heschlowen. Rücksichtlicli der ErmSchtigong der Regierung Tgl. das 
»ab 4 naolifolgende Oeeets Tom 7. April 1877. 
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Das üebereinkoramen verliert spinö Oiltif-'kpit in dem Fa116. wenn die 
vorerwühnte verfassungsmässige Zustimmung de» Rt^johsrathcs im Laufe des 
nächsten Wintersessioiisabaobiiittes nicht ertheilt werden sollte. 

Hiermit wui vle das vorstehende Protokoll, dessen ungestempeltes Original 
in Händen der k. k. Staatsverwaltung verbleibt, und von welchem eine 
amtlich vidimirte Abschrift dem Bevollmächtigten des Verwaltungsrathes dtr 
k. k. privilegirten Brannaa^Btrasswalcheoer Eisenbahngesellschaft ausgefolgt 
wird, geschlossen, verlesen und allseits unterfertigt. 

Wien, 25. April 1876. 

Cllimeckj m. p. 
W. ülnlllig m. p. Dr. Sraaitsek m* p. 

lesecij m. p. 

Dr. Leddiha m. p. 

Dr. Heinrich R. v. Wlttek m. p., 
k. k. Seeiionsrath alt ProtokoUsfÜhrer. 



4. Gesetz vom 7. ApHl 1877, G. Bl. Nr. 25 niid C. Bl. Nr. 49, 

hetrcHi'nil dt'ü Aoliaut ilrr Braunau-Strasswalihi-ncr Lis*-nbahn durch den Staat. 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reicbsrathes finde Ich ansnordnen, 
wie folgt: 

Artikel I. 

Die Ke{?if'ruiig wird ermächtigt, die k. k. priv, Brauniiu-Straaswalchener 
Eisenbahn unter den im Protitkol le des Hand<dsministei iums vom 25. April 
1876 f'HllialK lu'u B('diiip:uH<i:('n um den Preis von Achthundert tÜni'und- 
siebzigtausend (875.UUUJ Gulden in Noten anzukaufen. 

Artikeln. 

Zu diesem Zw»>cke wird der Rcp-icrunfr für da>» .Inlir 1877 ein Special- 
•^redit von 875.000 ti. bewilligt, welcher insoferne er im Jahre 1877 entweder 
gar nicht oder nicht voUständigzur Verwendung gelangt, noch bis Ende Juni 
1879 verwendet werden kann, in diesem Falle ied<ich so zu lieliandeln i'^t. 
nU wenn er im Voranschläge des JalircM 1878 bewilligt worden wäre, daher 
er fUr den Dienst dieses letzteren Jahres zu verrechnen ist. 

Artikel III. 

Für die Fcbertragungsgeschätte, welche die Erwerbung der k. k. priv. 
Draunau-JStrasswalcheuer Eisenbahn zum Gegenstände haben, beziehungs- 
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weise für die zu diesem Zwecke zn errichtenden Verträge und sonstigea 
Urknnden, sowie flir die aus diesf m Anlasse ntatttindenden bttoherüeheD E«n- 
trafiinicen und Lösebmigserklftmngen, dann für die bieraaf besllgliohen Ein- 
gaben und Ansfertigongen wird die Qeblihren- ond StKmpelfreiheit gewübrt. 

Artikel IV. 

Mit der DurchfUhrunj? dieses Gesetzes, welches mit dem Tage seiner 
Kondroacbung in Wirksamkeit tritt, pind der Finansminister und der 
Handelsminister beauftragt. 

Budapest, am 7. April 1877. 

Franz Joseph m. p. 

Aaersperg m, p. dilsnirckj m. p. Pretis m. p. 



5. Vertraer, 

»••Ifher aui drund des (icsctu-s vom 7. April l!577, K. d. Bl. Nr. 25, zwischen dem k. k. Ilandfls- 
mioisteriuiu udü dem k. k. Fioaniminisleriam in Vertretung des k. k. Aerars einerseits und der 
nterder Finsa lt. priv. Brainta-Strasawalchf nrr Els«Bbtbn<' protokollirtf n Aetiengesellsckaft 
nter Beitritt des Cniatois tur geoielnsamen Vertretung der Rechte der Besitxer tob Pliorillls- 
«blieationen der geoannten Bahn, Herrn llur- und Gerichtsadvocaten Dr. Max Buriaa, vsd iwar 
«IfS iVtzti rm unter Vorbehalt der ruratelsbchördlichi'n (H nehmißUim dii ses Vertrages, anderiT- 
snis in \ii.slührunii dts zwischen der k. k. Slaalsverwaltunu und dt r k. k. priv. Braunau- 
Strasswalchener Bahn iiu k. k. Ilandeisuiinislerium abgeschlossenen, dem gegenwärtigen Ver- 
Ifage beigehf ftctea Protskollar-UebeKiaksBMeiis von Zi, April 1876 ind der Besehllsse der an 
tu, Jaii 1876 abgehaltenen GcneralTersssiDlnBg der AetioBire der lt. k. prir. BraBaan-Slrass- 
valcheBfr Bahn asi ontcB aBgeseUtea Tage abgosohlosseB wvrde, wie folgt: 

§. 1. 

Die k. k. priv. Brannau-Stragswalcliener Eisenbahn verkauft und das 
k. k. \pr:ir kauft die derzeit in Sequestration betindliche, im H)isenbabnbnche 
des k. k. Landes^erichtes zu Linz fnneliegende Eisenbahn von Braunau nach 
Strasswalchen i Steindorf) nebst allem unbeweglichen und bewe^rlichen Zu- 
gehür, einscbliessUch der Betriebseinrichtun^en, Telegraphen und Signal- 
Apparate, sowie ><animt allen concessionsmäasigen und sonstigen Hechten, 
frei von allen bücherlichen Lasten und wie immer gearteten Schulden, um 
den Kaufpreis von 875.000 fl., sage: AohthundertsiebsigiUnf Tausend Gulden 
9sterreichischer Währung in Noten. 

§• 2. 

ImiSinne des Artikels 2 des Pmtokonar-I'ehorclTjkommens vom "25. April 
187«i wird nnsdriicklich lVst,<re><etzt, dass ''ownlil (iif Ansprüche der Besitzer 
von Prioritäts- Obligationen der Braunau-StrasHwalcheucr Bahn, als auch 
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otwflig:e Wt'clisel oder BuclischuUlen der contraliirenden Hahng^e^ielUi liaft. 
liTin r aljf wi»- immer Namen haltenden, aun ileni liane der Hraunau-Strass- 
wiil< li('ner Balm oder anlä^^slich desselben von wem immer erhobenen Au- 
gpriiche, dann die aus dem lietriehe <ler Balm seit deren l'>öffnung: lii> znni 
31. Mai 187 7 der betriebfiihrenden k. k. priv. Kaiserin Elisabetli-Baiin oder 
dr.tten Personen erwachsenen wie immer ^^earteten Forderuno:en. sowie die 
von dem liahnuiiternehmen bemessenen hindesfürstlichen Steuern. Landes-, 
(iemeinde und S(mstigen Umlagen aussehliesslieli und ausnahmslos für 
Ive.chnun^ der Braunau - Stra^swalehener Baliiifj^csellsehaft aufzutragen. 
resp<'etive zu begleiehen sind, so dass das k. k. Aerar für die Bedeckun;: der 
erwähnten Passiven nur auf Abschlag: und nach Zulänglichkeit des im ^. 1 
bedungenen Kaufschillinges per 875. OOU tl. in Anspruch genomnjen werden 
kann und anlässlicb der Erwerbung der Braunau-Strasswalcliener Bahn unter 
keiner Bedingung zu einer mehreren Leistung als der obigen Kaufsumme 
soll verhalten werden können. 

§. 8. 

Als Gegenstände, wehdie nach Anwendung des v<iransteheuden §. 2 
durch die Bahngesellseliaft uihI für deren Rechnung auszuführen und reapective 
zu begleichen sind, werden hier noch besonders angeführt: 

rt) Die Austragung der von einigen Part«'ien anhängig gemaehten, oder 

etwa noch einzuleitenden Processe wegen Geltendmachung der von d«'n 

»elhen atdäs>lich des Bahnbaues erhobenen EutschädigungsausprUche 

für C'ulturerschwernisse u. dgl.; 
bj die Herstellung eines Gehsteges in der Gemeinde Sehalchen auf Grund 

des Erkenntaiöses der k. k. Statthalterei Linz vom ö. Jänner 1874, 

Z. 11897; 

c) die Einlösung eines Parallelwege» für Georg Leukerraoser in der Ort- 
schaft Haida, Gemeinde Strasswalchen und eincR Parallelweges für 
Markus Schinagl in Heiligenstadt, Gemeinde Leugau ; 

d) die Austragung der von dem Grundbesitzer Andreas Weiss in Fürth 
wegen Ueberfluthens eines Theiles seiner Wiese bei der k. k. Bezirks- 
hauptmannschaft Braunau angebrachten Beschwerde ; 

ej die Finalisiruug der mit einigen Parteien noch nicht vollstäudig durch» 
geführten Grundeinlösungsverhandlungen und Bezahlung der denselben 
noch gebührenden Abtösungsbeträge. 

HinBiehtlich der unter a bis e aufgefilhrten Pendeuzen behXlt sich die 
k. k. StaatSTerwaltung das 1 seht vor, einen angemessenen Theil des Kanf- 
schilUnges bis zur TolIen Abwicklung derselben zurflckiubekalten. 

Ausserdem soll die Staatsverwaltung jederzeit befiigt sein, die Aus- 
tragung der ihiglichen Angelegenheiten in die eigene Hand zu nehmen und 
im Einvernehmen mit der contrahirenden Bahngesellschaft dnrcbanfQhren. 
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Die Uebernsbme der naeh §. 1 absvtretenden finhn Bammt Zngehör in 
d«*B ftetischen Besiti boU Bogleioh» nachdem die Eingang« vorbehaltene, 
«antelsbehdrdlicbe Oenehmigang des gegenwirtigen Vertrages erwirkt sein 
wird, UngBtena aber bis 81. Hai 1877 auf die im Artiliel 3 des Protokollar- 
(Jebereinl^ommenB vom 25. April 1876 vorgesehriebene Weise ▼olliogen 
«erden. 

Unter fiinem sind anoh die sämmtliehen OrundeinlÖsungsaeten und dar- 
auf Bezag nehmenden Urkunden, Behelfe, Mappen, Verseiobnisse eto. der 
Bisatsverwalinng zu Übergeben. 

§. 6. 

In AQBlVhninK des Artikels 7 des Protokolles vom 25. April 1876 
illtemimmt die Staatsverwaltung lediglich den gesellschaftliehea Oberbeamten 
Itndolf Sknpin unter Aufreehthaltung der ▼on demselben vor dem 25. April 
1^76 erworbenen Rechte, insbesondere der vertragsmassigen Pensions- 
«Msprttche la ihre Dienste. 

§.6. 

Der im §. 1 vereinbarte Kau^reis von 875.000 fl. soll anf folgende 
Art berichtigt werden: 

Sobald die Einverleibung des Eigenthomsreehtes an Gunsten des k. k. 
iersrs ob der vorlinfigen eisenbahnbttoh^rliehen Einlage der k. k. prlv. 
Braunan-Strasswatcheuer Bahn und die bttoherliche Löschung der darauf 
lüftenden Pfandrechte voUsogen sein wird, soll der Kanfschilling absttglioh 
jener von der Staatsverwaltung an bestimmenden Theilsumme, welche die- 
selbe cur Sieherstellung der im Artikel IV des Protokolles vom 25. April 
1876 und beziehungsweise im §. 3 des gegenwärtigen Vertrages erwUhnten 
Verbindlichkeiten und zur Tilgung von derartigen Passiven zurOekbehalten 
▼ird, bei einem von der Staatsverwaltung im Einvernehmen mit dem Priori- 
tiUea-Curator zu benennenden Wiener Creditinstitnte auf Kosten und Gefahr 
der Brannati-Strasswalehener Bahngeiellsohaft, respeotive der Prioritüten- 
beiitzer gegen dem baar erlegt werden, das» dieses Creditinstitnt die Aus- 
Xihlung an die Prioritütenbesitzer nnr gegen Jedesmalige Anweisung des 
Prioritäten- Curators und gegen Audfolgung der PrioritäUsclmldverdohreibungen 
in bewerkstelligen iiabe. 

Für jene Titel, welcli»' binnen einer in der Kundmachung tostzuaetzenden 
Frist nirlit angemeldet werden, ist die entfallende Absehlugszahlung zu 
Oericht zu erlegen und der geschehene Erlag dem Handels-Ministerium aus- 
zuwei-^en. 

•lener Betrag der von der Staatsverwaltung zuiUekbehaltenen Kanf- 
«cbiüings-TheiUumme, welcher nach Tilgung der Passiven und b^rflillung der 
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darauf haftenden VerhiDdliohkeiten zur freien Verffigmng des Verkluftn 
erübrigen wird, soll seiiieneit au Händen des Prioritäten-Oarators baar am- 
gefolgt werden. 

«•». 

Die k. k. ]niv. Braunau-StrasRwalchener Eisenbahn erklärt hiermit aus- 
drücklich ihre Einwillip:ungr, dass auf (inind dieses Vertrag:es das Eigen- 
thumsrecht zu Gunf^ten der k. k. Staatsverwaltung ob der mit Bescheid des 
k. k. Landesgerichtes Linz vom 14. September 1874, Z. 9520 für die 
Braunau-Strasswalcliener Eisenbahn eröffneten vorläufigen eisenbahnbücher- 
liohen Einlage einverleibt werde. 

Dessgleicheii wi liiert der mitgefertigte Curatnr der Besitzer von 
rrioritäts-Ohli^%'iti(>nen der Braunau-Strasswalchener Bahn liiemit ein. dass 
das zufolge des dlx^itirten Bescheides zur SichcrstdUmg der Rechte tUr 
Besitzer v(»d Obligationen des von der Braunau-Strasswalchener Bahn auf- 
genommenen PrioritUtsanlehens im Nominalbetrage von «iroi Millionen (iulileu 
öster. Wahrung Silber sammt NebengebUhren ob der erwähnten Eisenbahn- 
bucheinlage haftende Pfandrecht, sowie auch das zufolge Bescheides des k. k. 
Landesgerichtes Linz. ddto. 14. October 1875, Z. 11777, lür die Zinsen 
couponforderuDg von lÖO.OOO tl. Silber c. s. c. haftende executive Pfandrecht 
unter Einem mit der Einverleibung des Eigenthamarechtea des k. k. Aerar& 
auf dieie Eisenbahn bttcherlieh gelöscht werde. 

§. 8. 

Die veHragBchiiesBenden Theiie Tenichten hiennit auf das Reohtsmittei 
wegen Verletanng Uber die Hälfte. 

§. 9. 

Von dem beigehefteten Protokolle vom 25. April 1876 werden Artikel 2^ 
Artikel 3, zweites nnd drittes Alinea, Artikel 4, Artikel 5 und Artikel 6 als 
Ü estandtbeile des gegenwärtigen Kanfvertrages erklilrt 

Vgl. dM Protokoll vom Sft. April 1876 oben rab t. 

tf. 10. 

Gegenwärtiger Vertrag wird filr beide <;ontrahirenden Theiie erst dann 
rechtsverbindlich, wenn derselbe, respective die im 7 enthaltene Erklärung 
des Prioritäten-Uurators die rurateUbekördlicbe Genehmignug erhalten haben 
wird. 

§. 11. 

Für alle aus diesem Vertrage etwa entspringenden Streitigkeiten wird 
das k. k. Haudelsgerioht in Wien als forum contractus festgesetzt. 
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§. 12. 

Urknnd dessen wurde dieser Vertrajr in zwei Parien Stempel- und 
gebührenfrei ausgefertigt, von beiden <'t)ntrahirenden Theilen und dem 
Prioritäten -Curator unterfertigt, die Unterschrift der liraunau-Strasswalchener 
Bahntresellschaft und des Prioritäten-Ourators auf einein Exemplar notariell 
hpplaubigt und das mit der Legalisirungselausel versehene Exemplar der 
Staatsverwaltung, das andere aber der Braunau-^trasswalcheuer Bahngesell- 
ächaft übergeben. 

Wien, am 19. Mai 1677 (H. M. Z. 16148 ex 1877). 

I>er k. k. FtnansmiiiiBter: K.k. priv.Bramuui-StriMwalohener 

fretif m. p. Bisenbahn: 

Der k. k. Uandelaminister : M. Weiss m. p. Dr. A. k«lbe m. p. 

CUuMckj m. p. Dr. Max IwIm m. p., 

aU der mit dem Beeeheide dea k. k. 
HandetegetiehteB in Wien vom 23. Jani 
1874, Z. 1S6.621, bestellte Oarator 
tut gemeinsamen Vertretung der 
Reohte der Besitser Ton Prioritäts- 
Obligationen der k. k. priv. Braonan- 
Strasswalehener Bahn. 

10 kr. Stempel, G. Z. 17126. 

leh benrknnde, dass die mir persönlieh bekannten Herren Maximilian 
Weiss nnd Dr. Adolf Kolbe, Yerwaltangsrfttbe der k. k. priv. Braunau- 
Strssswalehener Eisenbahn, diesen Vertrag vor mir unterfertigt haben. 

Wien, am 18. achtzehnten; Mai 1877 (siebzig siebenj. 

(Gebühr fUr j^tempel 2 fl. ö. W.) 

(L S.) Dr. Wilhelm Reich m. p. 

k. k. Noter. 

10 kr. Stempel, G. Z. 11849. 

leh bestitige Memit, dass der mir persünlioh bekannte Herr Dr. Max 
Burian, Hof- und Geriehtsadvoeat in Wien, vorstehenden Vertrag vor mir 
cigenhXndig nnterfertigt hat. 

Wien, am 18. Mai 1870 sieben. 
(Qebtihr flir Stempel 70 kr). 

(i. S.) Dr. Adolf Faber m. p. 

k. k. NoUr. 
8* 
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Cl. Z. 101242. 

Dem vorstrluMiden ( cbeieiiikomincn wird von Seite des k. k. HandeU- 
gericlites in Wien als ('nnitelMlx^hürilc der Prinritjitciilx'sitzer der Briiunau 
>- traR>«walcbeuer Eisenbahn voiliulialtlich die curatelsbehördliche Genehmiguug 
ertheilt. 

WieB» am 22. Mai 1877. 

(i. S,) Vom k. k. Uaudel»gericbte : Wagaer m. p. 

Auf Onind gegeowkrtigeu Vertrages, der BoterieUen Beurknndmig des 
Protokolles Uber die am 20. Juli 1876 Btattgefnndene Oeaeralversammlnng 
der Aotiengesellsohaftt ddto. Wieo 28. Juli 1876 und der Statuten der k. k. 
priv. Brannau-Straaswalohener Bisenbahn ist in Folge Bescheides des k. k. 
Landesgeriehtes Linz vom 24. Mai 1877, Z. 5957, bei der hiergeriehts er- 
öffneten vorlinfigen Einlage des Eisenbahnbucties der k. k. priv. Bmnnan- 
StrasBwalchener Eisenbahn einverleibt worden; 

1. Im Eigenthumsblatte unter Postsahl 3 das Eigenthumsreoht auf diese 
Bahn zu Gunsten der k. k. Staatsverwaltung; und 

2. im Lastenblatte erste Abtbedung unter Postsahl 9 die Löschung 
aj des Bub Postzahl 1 fttr den Prioritäts-Obligationen-ForderungsgeBammt- 

betrag per 3,000.000 fl. in Silber su Gunsten der Besitzer von Priori- 
tätaobligationen haftenden Pfandreehtes, und 
hj des sub Postzahl 4 ad 1 ftlr die Forderung per 150.000 Ü. Österr. 
Währung in Silber an iXliigcii Zinsen der vorstehenden Priorit&ts- 
schuld per 3,000.000 fl. haftenden executiven Pfandrechtes. 

K. k. Landtafel- und Grundbuehaamt Linz, am 25. Mai 1877. 
iL S.) littendarrff m. p. 



6. KiUMlmmchuiig des Handelsniinisteriuni» vom 2h Juni 1877, 

B. G. Bl. Nr. 64 und €. BL Mr. 89, 

bf treffend die Erwerbisg der k. k. i>rif . Brtvnav-StnsBWilehener Eisenbslia dirch den Suat 

Naclidt'in auf Grund d*'s (M-setzes vom 7. April 1877 i R. (i. IJI. Nr. 25) 
und zutnl^'c Kaul Vertrages vom 19. Mai l'^77 dio im Ki-^'-uhnhuhuclie des 
k. k. Landc-^'oricliteH zu Linz iunolie^oude Kirti'nhaiinliuie von Braunau naeli 
StrasHwalclien fSteindorf) s.immt allem unbeweglichen und liewetrlidien 
Zuf(e!iiir mit 31. Mai d. .). an die k. k. Staatsverwaltung übergegan^'^en ist. 
in deren Namen der lietrieb der Balm bis auf Weiteres von der k. k. priv. 
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Kaiserio EÜsabeth-Bahn gefllhrt wird, bo sind hiedorch die Bestimmiiiigeii 
der AUeriiSehBten ConcenioDBurknnde ▼om 4. Hai 1872 (R. G. BL Nr. 69) 
ausser Kraft getreten. 

(iieicbzeitig •vsiir"!»- mitt<*Ut Kurulraachun;; d«? Handehmin^f;t^^illtn^ vom 21. 
Juni 1877 die zatolge Erla^ties Tom 1. September 1875, Z. 1368-U. M. i^Vgl. oben 
Doe. 2) AngMidaete 8eqiMttn(i«n der ErMiiAtt-StraMwalchener Bahn rafgehoben. 
•H. H. Z. 18<5« ex 1677). 

Chlaneckjf m. p. 



7. Yertrag^ 

wdeker svischen ilei k. k. Miaisleriea les Handels und der Finaaiei in Naaei des k. k. 
Sualsiran als Eigentlitaers der Brauu-Strasswalcheaer Bahn einerseits nnd der k. k. priT. 
i^iiierin-EUsabetk-Bahn andererseits, betreib der Besorgung' des Betriebes auf der ervibnten 
Eisenbabnstreeke inter folgenden Bestiasiaiigen abgeseblossen wurde. *j 

(C. BI. Nr. «4 ex 1877.) 

Artikel 1. 

Die k. k. Staatsvorwaltiin^ Uberträgt an die k. k. priv. Kait<erin 
Elisabeth-Bahn, und diese übernimmt tiir Reciinung des k. k. Arrars {regen 
Ver^nitun;: <ler Selbstkosten die Führnn^ des ^'esammten Uetrit'bsdienstea 
•Uli der Balinstrecke Braunau- Strasswaiohen einscidicsrilich der Beisteüuug 
des Fahrparkeä. 

Als Grundsat/ hat hiel»ei zu jjfelten, dass die Braunau Strasswalrhener 
Hahn wäiirend der Dauer des fre^renwärti^ren Vntrajjes im All^n niciiien den 
' iifenen Linien der Kaiserin £üaabetb-Bahn gleicltgestellt und gieichbehaudelt 
werden solle. 

Daher ist die Kaiserin Elisabeth-Bahn yerpfliehtet, den Betrieb auf der 
Braunau -Strasawalchener Linie den Verkehrserfordemissen gemise an fUlireD, 
and insbeaondere die Anzahl nnd Zosammensetsiuig der Züge den Bedflrfniaaen 
de« Personen- nnd Baehentranaportes anf der Bmanau-Stmaswnlohener Linie 
ia Uebereinatiiiimnng mit den Bedttrfniaaen der eigenen Linien der Kaiserin 
Elisabeth^Bnlin ananpaaaen. 

Für die Brannan-Strasawalehener Bahn ist eine getrennte Betriebs- 
rechnniig zu führen. 



*) Dieser Vertrag, obwohl ent naeh dem 80. Juni 1877 abgeschlossen, wurde 
d^r Voll.otändif^keir und Ziisammenlianges der auf diese Staatsbaha besughabenden 
bocamente wegen noch io diesen Nachtrag aufgenommen. 
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Artikel 2. 

Die auf der ßraunan-StrasawaloheDer Bahn erzielten Einnahmen tind 
der Betriebsrechnnng dieser Streoke zu Onte an bringen. 

In Betreff der Tarife haben folgende Bestimmangen an gelten: 

1. Der dermalige Normaltarif der Braonan-Straaawalehener Linie Ton 
1. Oetober 1876 hat bis anf Weiteres in Kraft an bleiben. 

2. Die Kaiserin Elisabethbahn veipiliehtet sieh in allen Verkehren des 
In- nnd Anslandes, wo die Bentttsnng der Brannan-Strasswalehener Linie 
die kürzeste, oder anf Qmnd der Normaltarife die billigste Bonte ergibt, 
diese Linie in den Ansehlnss- oder Transitverkehr einznbeziehen, respeetire 
diesen Verkehr Uber dieselbe zu leiten. Die Vertheilung der Fraebtsitae 
gesohieht in denjenigen Fällen, in weloben dasZusammenstossen der normalen 
Taxen der beiden Vorwaltungen den Oesammttarifsatz bfldet, einCseh dnreh 
Znreehnnng diener Taxen an jede Verwaltung. 

In jenen FXllen, wo Rieh der billigste Tarif Uber die Linien der Kaiserin 
Elisabeth-Bahn ergeben sollte, und dieser billigere Tarif auf die Ronte via 
Steindorf-Braunau übertragen wird, hat die Steindorf-Braunaner Linie die 
nuthigen Kürzung-cn zu übrrnohmen. 

In deujenifreii Fällen Jedorli . in wt lclioii Kürzungen der normalen 
(i<*8aninitta\<'ii aus anderen Griiiidcn vorgenommen werden, erfolgt die Ver- 
theilung derart, dass znnäelist fiir jede Bahn im Sinne der bei der Anfstelhinj^ 
dps betrotl'enden Tarifes massgelK'nden Prineipien die von denselben zu 
beanspruehoiulen Manipulationsgebiiliren vor abgezogen werden . der ver- 
bleibende Rest aber, insoferne keine anderweitige Vereinbarung getroffen 
wird, pro rata der fUr jede der beiden Bahnen bei Aulsteüung des Tarifes 
aufgegebenen Nnrmalanthi'ile repartirt wird. 

3. 7'aritermässifrnn^en , Refactien oder sonstige Transportsbegttnsti- 
gunj^en. welche sirh im Interesse des Verkehrs als erforderlich herausstellen 
sollten, dürfen von der Kaiserin Elisabeth-Bahn nur naeh Massgabe der 
jeweiligen Weisungen der k. k. Staatsverwaltung gewährt werden. 

Es wird jedoch der Kaiserin Elisabeth-Hahn das Hecht eingeräumt, in 
FÄllen der Dringlichkeit Tarifermässigungen und Refactien zu gewähren 
und dieselbeu der 11. k. Ötaatsverwaituug nachträglich vorzulegen. 

Artikel 3. 

BeaUgUoh der Leistungen Ülr die k. k. Post- und Teiegraphenverwmltnng, 
sowie in Bezog auf die Beförderung von MilitXrtransporten haben die filr die 
Linie Neumarkt'Ried-Brannau der Kaiserin Elisabeth-Bahn conoessionsmäasig 
geltenden Bestimmungen auch auf den Betrieb der Linie Steindorf-Brannaii 
Anwendung zu finden. 
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Artikel 4. 

Die Eaiaerio EUsabetli-Babn erklirt hiemit, dieBrannan-Straaswalohener 
Bahn, welche sieh gegenwärtig auf Grund des von ihr mit der -Brannan- 
Stnsswalehener Bahngesellsehaft am 4. November 1878, dann mit dem 
Seqaester am 2. September 1875 geschlossenen Betriebsvertrages noch in 
ihrem Besitze befindet, nnnmehr im Namen der k. Il Staatsverwaltang anf 
Ornad dieses Vertrages innemhaben, respectire dieselbe von der k. 1^ Staats- 
Tenraltong in betriebsAhigem and aosgerttstetem Imstande hiermit brevi 
Mi ibeniommeii lo haben. 

Betreflb der Banliidikeiten und aller beweglichen und unbeweglichen 
fiiiriehtnngen der genannten Bahnstrecke ist unter BerlekBlehtignng der 
•eiterigen VerrollstMndigungen jenes Protokoll und Inventar massgebeud, 
vsMies hierüber bei Abscblnss des Betriebsvertrages vom 4. November 1873 
anfgenommen wurde, and wird dieses Inventar sammt dem Betriebsvertrage 
vom 4. November 1873 der k. k. Staatsverwaltung unter Einem Ubergeben. 

Alle Neu-, Um- und Ei weiterungnbauteu, sowie alle Mehranschaffungen 
von üiventarstUcken aut der Braunau-Strasswalohener Bahu haben auf Kosten 
des k. k. Aerars zu geschehen. 

Derartifre Bauten und Mehranschaffungen können jedoch nur nach vor- 
heriger Genehmigung des HandelsmiuisteriumH ausgeführt werden, welches 
gleichzeitig bestimmen wird, ob die Ausllllirung das Bau- oder das Betriebs- 
conto zu belasten habe, und ob selbe durch die K-aiserin Elisabeth-Bahn oder 
durch die k. k. Direotion für Staatspisenltahnbauten zu bewirkten sei. 

Im ersteron Falle sollen der Kaiserin Elisabeth-Bahn über Verlangen 
♦^ntspreoliende StaatsvorschUsse Ölissig gemaoht w<'rden. Die Verrechnung 
uud Vergütung sokher Bauauslagen hat naeh den im Artikel 8 Itlr die 
Betriebsrecbuuugen aufgeateiiteu Normen zu geschehen. 

Artikel 5. 

Die Kosten von UnfUlen, welche sich anf der Braonan-Strasswalehener 
Linie ereignen, sind von derselben sn tragen. Dagegen sind ihr die etwa von 
dem schnldtragenden Personale hereingebrachten Ersitse gatsuschreiben. 
Die Kaiserin Elisabeth-Bahn ist jedoch verpflichtet, die k« k. Staatsverwaltung 
TOB dem stattgefnndenen Unfälle wegen Constatirang der Beschädigung 
dtreh die Organe derselben sogleich an verständigen. 

Ereignet sich ein Unfall anf den AnschlnssbahnhOfen Braunau oder 
Steindorf, so trügt der dadurch verursachten Kosten die Kaiserin Elisabeth- 
Bsbn and die Bräunan-Strasswalohener Bahn. 

Artikel 6. 

Hin mit der Betriebführung der Hraunau Strasswalehener Bahn verbun- 
dciif n >^eib<4tkosten sind vom Staatssohatze der Kaiserin li^lisabeth-Bahn folgen- 
dermassen za vergüten: 
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a) Fttr die allgemeine Verwaltung and für die Centralleitiingen der oin 
seinen Dienstzweige erhält die Kaiserin Elisabeth - Bahn die Paus« lial- 
summe yon 12.000 fl., welche den folgenden vier Linien der Kaiserin 
£lisabeth>Bahny nämlich: Hauptbahn, Lins-Budweiser Balm, lüev- 
markt-Braunauer Bahn and Giaela-Babn zu gleichen Theilen gntia- 
schreiben ist. 

bj Iii Betreff der Koiten des Fahr- und Zagfördemngsdienstes, der Fahr- 
pnrkreparatur, dann der LoeomotiT- und Wagemiethe ist die Brannaa- 
Straaswalchener Bahn nach denselben OmndsHtsen and Schlttsseln ti 
behandeln, welohe in dem zwischen der StaatsTerwaltung und der 
Kaiserin EUsabeth-Bahn geschlossenenProtokollar-UebereinkoninenToni 
26. Ootober 1876 für die Neimarkt-BramMoer Linie festgesetst wurden. 
Hiemach werden bei Yertheilnng der Kosten des ZugfSrderungidienstes 
auch für die Brannan-StraMwalchener Bahn nur Sö«/^ der auf derselben 
snrQekßelegten Zugskilometer in Rechnung gestellt. 

cj Den Antheil der Beiträge tür den Pensioiif!-, KrankenunterstiitKungH-t 
Provigions- und l'nfallftversicherungslVmd nach den erwaciisenen Selbst- 
koston im V^erhältnisse der Gehalte und Löhne, dann die Beiträ're 
zum ÖHterrei<"hisch-ungari8chen L'ntallsversich«M-nn^«<verein nach dem 
Ergebnisse der Personenkilometer auf der Braunau-^trasswaicheuer 
Linie. 

d) Den Antheil di r Hoisten der Verkehrs- und Balmerhaltungs-Inspection 
in Liii/ nach Verhältniss der Kilometerläuge der dieser ln$>pection 
zii}-'( witsenen Bahnstrecken. 

e) Die BabnaufsichtH- und ßahnerhaltungskot^ten ^ dann die Ro8ten des 
Station sdienstes und jene der Erhaltung der Braunau-Strasswalchener 
Bahn gehörigen Einricbtnngsgegenstände und Oeräthe sind direct fttr 
die firaunan-Strasswalchener Bahn an Terbnchen. 

fj Die Kosten des Betriebsdienstes in der gemeinschaftlichen Station 
Braunau und twar sowohl fttr den eigentlichen Stationsdienst, als aneb 
für den Bahnerhaltung^dienst sind an einem Drittel Ton der Bmunan- 
8tra»f>walehener Bahn und au awei Dritteln von der Kaiserin Elisabeth- 
Bahn au tragen. 

Artikel 7. 

Die k. k. Staatsverwaltung wird der Kaiserin Elisabeth-Bahn den zum 
Betriebe der Braunau-Strasswalehener Bahn erforderlichen Oassaverlag der 

Stationen in der Höhe von äUOO fl. ÖHterreichisehe Währung Noten und den 
Materialvorrafli in der Bewerthung von 4U.UU0 fl. österreichische Wührung 
Noten mit 5' . P( rc« nt pro anno verzinsen, beziehungsweise die Einstellung 
dieser Zinsen in die Betriebsrechnung gestatten. 
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Artikel 6. 

Für jeden Monat atetlt die k. k. piW. Kaiserin Blisabeth-Bahn die 
delBttiTeReebnnng derBinnalimen nnd Ausgaben inelnsiTe der ihr gebührenden 
Entsehldigun^ auf. 

Der aieh ergebende Saldo ist, je naehdem er passiv oder aetiv tat» an 
Grasten der Kaiserin filisabeth'Bahn, rospective des k. k. StaattXrara Tom 
1. des daranf folgenden Monates zu 6 Percent verzinslich; spätestens 2^/^ 
Monate nach Ablauf jtMlfn Quartale» sind die auf dasnelbe bezUgliolien drei- 
muaatlicheu Abrecliuuugcu der k. k. Staatsverwaltiiug vorzulegen und sofort 
tn begleichen. 

l>b«'r die Zinsen wird jührliehe Kefhnun^f gelebt. 

Vm die sie eventuell tr« rteüde Zinsenlast zu vermindern, steht e» der 
«ehuldendeii Partei frei, auch Abschlagszahlun^ren zu leisten. 

Die k. k, Stjiatsverwaltung ist bereoliti^^et, von <ler Vrireclinun}; der 
Kinnahraen, sowie ancli der nicht in der Pausclialsunime entlialteneu. Houdern 
^pet•iell verreeliueten Ans};ahen. insbesondere »ler HmIhh i lialtunpskosteii im 
Detail Keniitniss zu uelimen, und dieselb«' in der ihr j:eeif;net erHclieinenden 
Weise zu controliren; es wird jt-doeii ausdrUeklieli vereinbart, dass die 
Deiailprüfuii^r jeder vor^relejrten Reclinuufr von Seite der k. k. Staats- 
verwaltinifr innerhalb der nächstfol'TPnden 3 Monate beendet sein muss, und 
<ia>i« nur Po mänglunfren, welclie innerhalb dieser Frist gestellt werden, von 
Seite der Kaiserin Elisabeth-Bahn zu berücksioiitigen sind. 

Artikel 9. 

Die Staatsverwaltung ist berechtigt, den Hetrieb der Brauuau-Strass- 
wah'hener Bahn in allen seinen Zweigen nicht nur durch die allgemeinen 
l'eberwaehungsorgane, sondern nach Ermessen auch durch besonders zu 
•lelegirende Organe auf eigene Kosten zu überwachen, insbesondere auch die 
GeMgebarang jederzeit zu controliren und zu diesem liehufe alle gesell- 
"^chaltlichen Bücher nnd Originalbelege bei der Centralverwaltung, sowie 
sof der Strecke einansehen nnd evcntneli ihre Richtigstellnng an veranlassen. 

Artikel 10. 

Die Beatimmnngen des Ansehlnssvertrages Toro 4. November 1873 
bleiben anch wXlirend der Daner des gegenwärtigen Vertrages insoweit in 
Geltangf als nicht einzelne dieser Bestimmungen, wie zum Beispiel §. 13, 
dweh den gegenwärtigen Betriebsvertrag fOr die Daner desselben modiftcirt 
ersdieint. 

Artikel 11. 

Der gegenwärtige Vertrag tritt mit 1. Antriist 1877 in Wirksamkeit und 
hat anf unbestimmte Zeit Geltung, jedoch behalten sich beide oontrahireuden 
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Tbeile das Recht vor, diesen Vertrag jederzeit halbjährig nnd zwar am entea 
JSnner oder ersten Juli eines jeden Jahres su kündigen. 



Im VUle der AnflSsung des gegenwirtigen Vertrages hat die Kniserift 
Elisabeth-Bahn der k. k. Staatsverwaltung die Bahn sammt Oeb&nden und 

£inncbtiing8Bttieken im gnten, der bis dahin stattgehabten Abnützung ent- 
sprechenden Zustande und gemäss dem ergänzten Inventar vom November 
1873 zu Ubergeben, ohne dass die letztere zur Erhebung von Entschädigunga- 
ansprUchen wegen Abnutzung in Folge des Betriebes berechtigt wäre. 



RttckBicbtlich der aus diesem Vertrage entspringenden Streitigk^ten 
unterwerfen sich beide Tbeile der Geriehtsbarkeit des k. k. HandelBgericfate« 
Wien als Ibmm eontraetus. 



Die k. k. Staatsverwaltung hat die für diesen Vertrag naoh dem Gesetze 
entfallende Stempelgebttbr allein an tragen. 

Urknnd dessen wnrde dieser Vertrag in awei Exemplaren aiisgefert%et 
nnd bievon eines dem k. k. fiandelsministerinm, das andere der k. k. priv. 
Kaiserin Elisabetb-Bahn Übergeben. 

Wien, am 5. Juli 1877. 

Fttr die k. k. Staatsverwaltnng : Für die k. k. priv. Kaiserin Elisabeth-Bahn: 

Dr. Wilhelm Leddihs m. p., Schej m. p., Csedik m. p. 

Öectionsraih. 

i:^ Mserier m. p., 

Kegierungerath. 

Der General-Direotor des Öster- 
reichischen Eisenbahnwesens: 

W. NMIiag m. p. 



Artikel 12. 



Artikel 13. 



Artikel 14. 



Ratifieirt: 



20.625 H. M. 



Wien, am 10. JuU 1877. 



4.067-F. U. 



Der k. k. Handelsminister: 
Chlimeckj m. p. 



Der k. k. Finansminister: 



fretis m. p. 
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hj K.k. Staatsbahn TarTiB-Pontafel. 
L Geseti Tom 12. Hftn 1876, B. G. BL Nn 43 und C. Bl. Nr. U, 

betrefeii4 die Herstellung einer Locomotiv-Eisenbabn von Tarvis an die Reichsgränie 

bei FoBlifet. 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reiohsratbes finde Icli aDzuordneu, 
wie folgt: 

Artikel I. 

Die Regiening wird ermächtigt, eine LfOeomotiv-Eisenbalin von rarvi^ 
Ib AnRcblasse an die Kronprinz Rudolf-Bahn an die Reichsgränze hei Phii- 
tifel znra AnBchlusse an die auf italieniscbem Gebiete zu erbauende Linie 
nach L'dine auf Staatskoflteu hcrzuHtellen. 

Zn diesem Zwecke wird der Regierung behufs der Verfassong des De- 
tailprojectes und der Inangriffnahme der Bauarbeiten flir das Jahr lR7ß ein 
>pecialoredit von Acbtmalhuuderttausend Gulden österreichischer Währung 
bewilligt 

Artikel II. 

Mit dem ToUsnge dieses Gesetses, welches mit dem Tage seiner Kond- 
msebong in Wirkvamkeit tritt, sind der Handelsminister und der Finans- 
niaSster beauftragt. 

Wien, am 12. März 1876. 

Frans Joseph m. p. 
Aaerspt rg m. p. Gklameekj m. p. f retis m. p. 



2. iBan^lhiahne des Bases snf SIsalskesten. 

Mit der Allerhöchsten Entsohliessung vom 12. März 1876, (H. M. Z. 
7875 ex 1876), mit welcher das vorstehende Gesetz die Allerhöchste Ge- 
nehmigung erhielt, wurde der Handelsininister gleichzeitig zur sofortigen 
Inangriffnahme des Bahnbaues im Sinne dieses Gesetzes ermächtigt. 
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134 I* StMtotahMn. 

K. k. .Staiitö ba Uli L uter-Drauburg-Wolfsberg. 
1. Oesets Tom 7. Hai 187$, B. 0. BL Nr. 83 vnd G. Bl. Nr. 65, 

betreffend die Zugeständnissi- unil Hi-dingungen iür die bicherstellung einer Ucoioüliv-Li&eaUha 
von KnittelFeld Aber Wolfsberu, l ntt r-Drauburg,GoiiobUz und Rohitsch an die steierisolie Graiu. 

Mit Zastimmang beider UiUiser des ReiolisraUies finde lob anzuordnen, 
wie folgt: 

Artikel 1. 

Die Regierung wird ermächtigt, bei ConcesBionirung eiuer Locomotiv. 
Eisenbahn von Knittelfeld Uber Wolfsberg, Unter-Drauburg, Gonobitz und 
Rohitsch an die steierische Gränze zum Ansehlorae in dM angariseh-kroatiiohe 
Btbnnets die nachstehenden Begttnstigangen an gewühren: 
a) Die Befreiung Ton den Stümpeln und Oebühren für alle Vertrüge, Ein- 
gaben und aonitige Urkunden inm Zweoke der Oapitatebeschafhug, 
sowie des Baues und der Instruirung der Bahn bis tun Zeitpunkte der 
Betriebseröfftaung; 

h) die Befreiung von den Stäaipeln und Gebühren filr die erste Ausgabe 
der Aetien und Priorit&tsobligationen mit Einsohluss der Interims- 
soheine, sowie der bei der OrundeinlQsung auflaufenden Uebertragnngs- 
gebflhr; 

o) die Befreiung von der Einkommensteuer, von der Entrichtung der 
Coupons-Siämpelgebtihren, sowie yon jeder neuen Steuer, welche etwa 
durch kttnftige Qesetse eingeführt werden sollte, auf die Dauer von 
hdehstens fUnlundzwansig Jahren vom Tage der Concessionsertheilung. 

Artikel U. 

Die im Artikel 1 bezeichnete Einenbahn muss binnen längstens vier 
Jahren, vom Tage der ('oneesKionsertheilung an gerechnet, .im Bau vollendet 
und dem öffentlichen Verkehre Ubei geben werden. 

Für die Sioherstellung dieser Verpflichtung duroh die Coucessionäre 
hat die Staatsverwaltung entsprechende Vorsorge zu treffen. 

Artikel III. 

Bei Feststellung der sonstigen Ooneessionsbestimmungen ist auf die 

Anordnung de» Gesetzes vom 1. Juni 1868 (R. G. BL Nr. 56), in BetreiT der 

Bedingungen und Zugeständnisse flir die Unternehmung des unter dera Na- 
men „Oesterreiehische Nordwcstltahn'* zu erbauenden Locomotiv-Eisenbahn- 
netzes thunli< list liücksicht zu nehmen: llir die Personentarife jedoch haben 
die conceBsionHmÜKäigen Bestimmungen der Südbahn zu gelten. 
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Artikel IV. 

Mit der Ertheilunj!: der Concession ist erst dann vorzngrehen, wenn der 
AiMcIihiH-? der im Artikel I angefUlirten EiHenl>ahn an das uugarisch-kroa- 
ti^be Balmnetz im Concesdioiiöwege sichergestellt ist. 

Artikel V. 

Der HandeU- und der FinanzmiDiBter sind mit der DurchfUhniDg dieses 
Gesetzes beanfiragt 

Wien, am 7. Mai 1873. 

Franz Joseph m. p. 
Aiersperi m. p. Baikaas m. p. Pretis m. p. 



2. Gesetz Tom 12. März 1876, JL G. UL ^r. 44 und C. BL Nr. 44, 
betreffeiid den Bsn eiaer lxM«Botir«Ei8«abdin voi Uater^Dranbiirg nsoh Wslbbcrg. 

Mit Zastimmuug beider Uäuser des Keichsrathes finde Ich anzuordnen, 
▼ie folgt: 

Artikel L 

Die Re{rierung wird ermUchtipt, eine nonnalspuri^e Locomotiv-Eisen- 
liahii von Unter Drauhur<: im Auschluöäe au die SUdbahu uach VVolfsberg 
auf ötaatttkosteo herzustellen. 

Artikel U. 

Diese ist als Seeandärbahn, mit dem Hinimalmdiiis toii 160 Metern, 
ndt eiaer ünterbatücronenbreite von liöehstens Tier Metern heraustellen, und 
das Maiimalgewioht der Schienen wird im Falle der Verwendung von Eisen- 
sehienen auf 28 Kilogramm per Meter festgesetzt. 

Anf dieser Babn liaben die ZVge mit einer Geschwindigkeit von höch- 
stens 15 Kilometern per Stunde zu Terkehren, und es wird die Begierung 
beanftragty nfeht nur beim Baue alle thunliehen Erleiclitenmgen zur Anwen- 
duDg zu bringen, sondern auch in Bezug auf den Betrieb von allen in der 
Eisenbahnbetriebsordnung vom 16. Noyember 1851 (R. 0. Bl. Nr. 1 vom 
Jshre 1852) und den einschlMgigen Nachtragsbestimmungen Torgesohriebenen 
SieberheitsTorkehrungen insoweit Umgang zu nehmen, als dies mit Rttcksicht 
auf die ennissigte Fahrgeschwindigkeit sulissig erscheint 
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Artikel III. 

Zur Inangriffnahme den Baues der im Artikel 1 bezt ichDeten EiseobaliD 
wird der Regierung' llir das Jahr 1876 ein Speoialcredit von 300.000 L 
dsterreichischer Währung bewilligt. 

Dieser Credit kann, insofeme er im Jabre 1876 entweder gar niclit, 
oder nidit ToUständig zur Verwendung gelangt, noch bis Ende Jani 1678 
verweadet werden, ist jedooh in diesem Falle so zu behandeln, als weai 
derselbe im Voranschläge des Jahres 1877 bewilligt worden wire, dsb«r 
aneb flir den Dienst dieses letsteren Jahres sn yerreohnen. 

Artikel IV. 

Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes, welches mit dem Tage seiner Kund- 
maohnng in Wirksamkeit tritt, sind der Handelsminister und Finanuninister 
beauftragt 

Wien, am 12. Wkn 1876. 

9 

Franz Joseph m. p. 
Aaersperg m. p. Cblimeekj m, p. Pretit m. p. 



3. InangrübuJune des Baues auf Staatskosten. 

Mit der Allfrliörhsti'n Entsclili^'ssuug vom 24. November 1876 H. M. 
Z. 36626 ex 1876) wunle die Bauauslührun«;: «1er Lo«'omotiv-Ei8« iibahn von 
Unter-Drauburg nach VVolfsberg genehmigt und der Handelsminister zur An- 
urduuDg der zu diesem Kude erforderlichen weitereu Massregeln ermächtigt. 



K. k. Staatäbaliu M ür zzut^clilag-Keuberg. 
1. Oeseti Tom 12. Iftn 1876^ R. G. Bl. Nr. 41 und C. Bl. Nr. 4», 

betreffend des Bau einer Locomoiiv-Eisenbahn aui Sl^uiskosteo vun Müriiuschlig iiu Anschlus»)* 

la iie SOdbihn nteh Nenberg. 

Mit Zustimmung beider Bftnser des Keidisrathes liade Ich ansnordaeo, 
wie folgt: 

Artikel I. 

Die Regierung wird ermächtigt , eine normalspnrige Locomotiv.Eisen* 
bahn Yon MtlrBBaseblag im Anschlösse an die Sttdbahn naeh Neuberg aaf 
-^^tskosten herzustellen. 



Digitized by Google 



I. StMtobaliiMn. 



137 



Artikel II. 

Diefte Bahn ist als SeenndSrbahii mit dem Minimalradins voii 150 Me- 
tern mit einer Unterbankronenbreite von höchstens 4 Metern berznstellen^ 
imddas Maximalgewicht der Schienen wird im Falle der Verwendung von 
Eisensehienen auf 28 Kilofcramm per Meter festgesetzt. 

Auf dieser Bahn haben die ZUj?e mit einer Geschwindi}j:keit von höch- 
stens 15 Kilometer per Stunde zu verlteliren, und es wird die Regierung- 
beauftragt, nicht nur beim Baue alle thunlichen Hrleiehterungen zur Anwen- 
diiDg zu bringen, sondern auch in Bezug auf den Betrieb vttu allen in der 
EiBenbalin-Betriebsordnung vom 16. November 1851 i R. G. Bl. Nr. 1 vom 
Julire 1852 ^ und den einschlägigen Nachtragsbestimmungen vorgeschrie- 
benen Sicherheitsvorkehrungen insoweit Umgang zu nehmen, als dies mit 
Kficksicht auf die ermässigte Fahrgeschwindigkeit zulässig erscheint. 

Artikel ÜI. 

Zur InangriiRiahme des Baues der im Artikel I beceiehneten Eiseabahn 
vird der Regierang illr das Jahr 1876 ein Speoialeredit von 350.000 II» 
bswUUgt. 

Dieser Credit kann, ioaofeme er im Jahre 1876 entweder gar nicht 
oder nieht ▼oUstKndig inr Verwendung gelangt, neeh bis Ende Jnni 1878 
verwendet werden, ist jedoch in diesem Falle so sn behandeln, als wenn, 
derselbe im Voranschlage des Jahres 1877 bewilligt worden wMre, daher er 
für den Dienst dieses letateren Jahres sn Terreohnen ist. 

Artikel IV. 

IMesea Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kuadmachung in Wirksamkeit. 

Artikel V. 

Mit dem Vollange dieses Oesetses sind der Handelsminister nnd der 
Finaazminister beanftragt. 

Wien, am 12. März 1876. 

Fraiis Joseph m. p. 
▲■erspeffg m. p. GUnnecky m. p. fretU m. p. 
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{; K. k. Staatsbabn Krieg8dorf-Römer»tadt. 

1. Oesetz vom 13. März mn, K. U. Bl. Nr. uud C. Jil. Nr. ib, 

betreffeBd 4en Bm finer Locomotiv-Eisenbahn auf Staatskosti n von krif gsdorf in AuoUiase 
la die n&liiisch-sohlesische Ceitralbalui nach ftinmUdl. 

Mit Zvstimmanp beider Häuser des Reichsrathes finde Ich ancuordnen» 
wie folgt : 

Artikel I. 

Die Regiemiig vird en&iehtigt, eine normalspurige LoeiHDOtiv-EiseD- 
bahn von Kriegsdorf im AneebloMe an die mXhriaek-sofaleusche Centralbaha 
naoh RÖroeratadt auf Staatskosten herzastailan. 

Artikel II. 

Diese Bahn i»t als Secundürbalin mit einf r Unterbaukronenbreite von 
höclisteiiR vier Metern herzustellen, und das Maximalgewicht der Sobienea 
wird im Falle der Verwendung Ton £isenschienen auf 28 Kilogramm per 
Meter festp^esetzt. 

Auf dieser Babn baben die Zttge mit einer Geiohwindiglcoit von hdch> 
stena 15 Kilometern per Stunde zu verkehren, uud es wird dia Regienmg 
beauftragt, nicht nar beim Baue alle thnnlicben Erlaiohtenuigen aar Aawan- 
düng an bringen, sondern anch in Bezug auf den Betrieb Ton allen in der 
Eisenbahn-Betrieboordnnng vom 16. November 1861 (R. G. Bl. Nr. 1 vom 
Jahre 1852) und den einschlXgigen Naohtragsbeslimmungen vorgeschrie- 
benen Sicherheitsvorkehrungen insoweit Umgang zu nehmen, als dies mit 
Riioksicht auf die ermXssigte Fahrgeschwindigkeit znlXssig erscheint. 

Artikel UI. 

Zur Inangrrirtiialirae des Hauos der im Artikel I bezeirhneteii Eisenbahn 
wird der Regierung lür das Jahr 1876 ein Specialcredit von dOü.UOU ti. 
bewilligt. 

Dieser Credit kann, sofern er im Jahre entweder ^av nicht oder 

nicht vollBländig zur Verwendung {gelangt, noch bis Ende Juni 1878 ver- 
wendet werden, i-^t Jedoch in diesem Falle so zu liehandeln. als wenn der- 
selbe im Voranschläge des Jahres 1877 bewilligt worden wäre, daher er für 
den Dienst dieses letzteren Jahres zu verrechnen ist. 

Artikel IV. 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Wirksamkeit. 
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Artikel V. 

Mit dem Vnll/iige dieses Gesetzes sind der Haudelsminister uad der 
FiDanzminister beauftragt. 

Wien, am 13. März 1876. 

Frans Joseph m. p. 

Aiersperg m. p. Chlimecky lu p. Fretis m. p. 



2, Inangritfaalime den Baues auf Staatskosten. 

Mit der AllerfaSehiiteii Etttsehliessung vom 11. August 1876 (H. M. Z. 
i5777 ex 1876) wurde die BauausfUhrnng der Flttgelbahn von Kriegsdorf 
im Anschlüsse an die mShrisch-schlesiscIie Centraibahn nach ROmerstadt ^e- 
lehmigt und, der Handehminister zur Anordnung der zu dein Ende erfor- 
derlichen weiteren Massregeln ermächtigt. 



m) K. k. Staatsbahn Erbersdorf-WUrbeuthal. 

1. OesHx vom 12. März 1876, R. G. Bl. Nr. 40 und C. Bl. Nr. 42, 

^.'trefcBd den Bau ein >r Locomotiv-Cisenbahn auf Staatskostim von Crbersdorf im AnaohloMC 
an die mähnsr h-schlesisehe Ccatralbahn nach Würbenthai. 

Mit Zaa^mmiiDg beider Häuser des Reiehsrathes finde loh ansaordnen, 
wie feiert: 

Artikel 1. t 

Die Regierung wird ermächtigt, eine normalapurige Locoraotiv-Eisen» 
bahn von Erbersdnrf im Anschlüsse an die mSbriseh-sehlesisohe CentnUbahn 
aaeh Wttrbentbal auf Staatskosten herznstelten. 

Artikel IL 

Diese ist als Secundärbahn mit dem Minimalradius von 150 Metern mit 
einer Unterbankronenbreite von höchstens 4 Metern herznstellen, un^ das 
Mali malgewi cht der Seilienen wird im Falle der Verwendung von Eisen- 
«ehienen auf 28 Kilogramm per Meter fest<resetzt. 

Anf dieser Bahn haben die Zttge mit einer Oeschwindigkeit von höch- 
stens 15 E^ilonetem per Stande zu verkehren, und es wird die Regierung 
hcavfbragt, nickt nnr beim Baue alle thnnlielien Erleiehtemngen znr Anwen- 
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düng zu brinpen, sondern aiirh in Bezug auf den Betrieb von allen in der 
Kisenbahn-Betriebsordnung vom Ifi. November 1851 (R. G. Bl. Nr. 1 vom 
Jahre 1852 und den einschlägigen Nachtrag'^bcstimniuugen vorgesclirit- 
benen .Sieherheitsvorkehrnngen insowrit I mgang zu nehmen, als dies mit 
Rücksicht auf die ermässigte Fahrgeschwindigkeit zulässig erscheiut. 

Artikel m. 

Znr InangrilTnahme des Baues der im Artikel l bezeichneten Eisenbahn 
wird der Regierung für das Jahr 1876 ein Specialcredit von 400.CK>0 ti. 
bewilligt. 

Dieser Credit kann, insolrme er im Jahre 1876 entweder gar nicht 
oder nieht vollständig zur Vn wenthing gelangt, noch bis Ende Juni 1878 
verwendet werden, ist jedoch in diesem Falle so zu behandeln, als wenn der- 
selbe im Voranschläge des Jahres 1877 bewilligt worden wäre, daher er fttr 
den Dienst dieses letzteren Jahres zu Terreohueu ist. 

Artikel IV. 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Wirksamkeit. 

Artikel V. 

Mit dem VoUznge dieses Gesetzes sind der Handelsmiuister und der 
Finanzminister beauitragt. 

Wien, am 12. MXrz 1876. 

Frans Joseph m. p. 

Aicnperg m. p. CUueckj m. p. fretU m. p. 
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II. Privateisenbahnen. 



losscliliessend priv. Kaiser Ferdinands - Nürdbalm und Mäliriscli- 

SchleslBciie I^'ordbalin. 

(Vgl. Bd. Abtb. 1, Seite 3, Bd. III. Seite 397 und Erg.-Bd. I, Seite 259.) 

1. iiaiiroiicessioii 

ittrdif Donauquaistation ii>T aussrhi. priv. Kaiser Ki>rilinands-Nnrdbahn und iiir dir VcrUBdnng 
dersi'lben mit dt-m W i<'nt'r Nurdbahnhol'e und mit der k. k. Üonau-Ufcrbahn. 

Mit drin IlaiidelsiTiinisterial-Eiiasse vom 22. Juni 1875, Z. 13884, 
wurde der Directiou der ausBehl. priv. Kaiser Ferdinauds-Nordbahn auf 
Grund der am 9. April 1875 vorg^enommenen commi.Hsionellen Prüfung des 
Projecte« für die Donanriuaistatioii der aus«chl. priv. Kaiser Ferdinanda- 
Xordbaha und für die Verbind im;; derselben mit dem Wiener Nordbahnhofe die 
Bewilligaog zur Inangriffnahme des Baues fiir lieide obenerwähnte Anlagen 
«^rtheilt und zugleich Bestimmungen bezflgUch der Kreuzung der gedachten 
Verbindungsbahn mit der Quaistrasse und den projectirten ParallelstrasBen 
äer kflnftigen Donaustadt getroffen. Die Ton der Oommune Wien vor- 
behaltenen Herstellungen unter der Bahn, wie: CanXle, Gasleitungen etc. 
dOrfen nur im Einverstindnisse mit der Direction der ausschl. priv. Kaiser 
FerdimmdB-Nordbafan und mit Genehmigung des Handelsministeriums zur 
Amflihrung gelangen. Die Hefstellung der Verbindung der Quaistation der 
aoischl. priv. Kaiser Ferdinands-Nordbabn mit der k. k. Donau-Uferbahn, 
sowie der Ansehlnssverkehr nach und yon letzterer wurde mit einem Vertrage 
von 6. Jftnner 1877 (H. M. Z. 39946 ex 1876) zwischen dem Handels- und 
tlnsazministerium einerseits und der Diieotion der ausschl. priv. Kaiser 
Ferdiaands-Nordbabn andererseits geregelt. 



9* 
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A. pr. K*iMr Ferdioanda-Nordbalu. 



2. Anmerlniiig mmHandelsiiiiiiisterial-Erlasse rom 21. August 1871, 

Z. 14098-8432, 

betrcffeDd den Verkauf der Strecke Jedle8e«*Stocken«. 

(Vgl. Erg.-Bd. I, Seite 269). 

Die ausschl. prir. Kaiser Ferdluands-Kordbahn ist der auf Grund des 
Gesetees Tom 11. Juni 1871, R. G. Bl. Nr. 55 (vgl. Bd. III dieser Sammlong 
Seite 457) fibemommenen Verpflichtung, den ihr durch den Verkauf der 
Strecke Jedlesee-Stoekerau Eufliessendeu Eaufschilling von einer 
Million Gulden innerhalb des Termines von fünf Jahren cur Herstellung einer 
neuen an die Kaiser Ferdinands-Nordbahn anschliessenden Eisenbahnlinie 
zu verwenden, durch den Bau der Strecke Bielitz-Saybusoh nach- 
gekommen (vgl. die Anmerkung zu §. 1 der sub 7 nachfolgenden Conces- 
sionsurkuiide fttr die genannte Bahn). 



3. Protokoll, 
infgeDoniDen in k. k. UuidelsiDinisterittiD ra 5. Fvbruif ld7(». 

Gegenwlrtig«: 
Von S oi t e (1 p r k. k. K o i e r u ii j< : 

Seine Exoellenz der Herr k. k. Handelsminister Ritter v. Chlnmcekj. 

Von Seite der ausschl. priv. Kaiser Ferdinands-Nordbahn: 

Der Prüflideiit der Dirc ction, Herr k. k. Regieruugsratli Iii tter Stamaier 
T. Traonfeh. 

H»'rr ( Jeiiernlinspf'ctor k. k. Holr.itli Ritter Eirhier f, fiiehkrSB. 

H<'rr Goner.ilsecretär k. k. IlotValh Hilter v. Jacobl. 
Ais Schriftrtilir. T Sectidusralii l>r. Kitter v. '\lt'ittek. 

Gegenstand der Verhandlung ist die Erwerbung der Linien der k. k. 
priv. Luodenburg-Nikoisburg-GruHBbacIier Eisenbahngesellschaft durch die 
ausschl. priv. Kaiser Ferdinands-Nordbahn. 



^ Nachdem von Seite der Dircction der ausschl. priv. Kaiser Ferdinands- 
Nordbahn das Anerbieten gestellt wurde, die Linien der k. k. priv. Lunden- 
bnrg-Nikolsburg-Qrussbacher Eisenbahngesellschaft fQr die Kaiser Ferdi- 
nands-Nordbahn käuflich Lu erwerben, ohne hiefllr die Gei^rung einer 
Staatsgarantie in Anspruch zu nehmen, werden diesfalls die nachstehenden 
Vereinbarungen getroffen: 
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Artikel I. 

Die ausschl. priv. Kaiser Ferdinands-Nordbahn erwiibt kaufwcise von 
der k. k. priv. Luiuleiiburg-Xikolsburg-drussbacher Eiseiibahnpe.sellspliaft 
die derzeit dieser Gesellschaft j^ehöri^cn. im Eis*enbalinbuclie des k. k. 
Landesfrerichtes Wien innelie^enden Eise nhaluilinieu. und zwar von Lunden- 
burg im Anschlüsse an die F\aiser Ferdinands-Nordbahn über Xikolsburfr 
naoh Gni>58bach zur Verbindung mit dem Ergänzungsnetze der österrcicliisclien 
St.iat^t'ix'nbahngesellschaft, und von Nensiedl über Laa nach Zellerndort" 
zum AnsciiluBse uu die Oesterreichisehe Nordwestbahn, um den Barbetrag 
von 1.70U.000 fl. 

In Anseliung der Bediiigiuigen dieser Erwerbung haben die Hestim- 
mongen des in amtlicli vidimirter Abschrift angeschlossenen, zwisclien der 
k. k. Kegieinng und den Curaioren der Besitzer von Prio ' itätsobligatidnen 
der otdgen Bahn vereinbarten ProtokoUes vom 20. Deceniber 1875 zu gelten, 
nod tritt die ausschl. priv. Kaiser Ferdinands-Nordbahn als die von der 
Staatsverwaltung bezeichnete ÜDternehmung in alle für diese Unternehmung 
MS dem obigen Protokolle herrorgeheiiden Hechte und Pflichten ein. 

Artikel U. 

Die k. k. Regierang genehmigt die üebertragong der den Gegenstand 
der AllerhöohBten Coneeeeionsnrknnden vom 4. September 1870, R. 6. Bl. 
Nr. 9 vom Jahre 1871, und vom 14. August 1873, R. G. Bl. Kr. 187, 
bildenden Coneessioiien an die Aetiengesellsohaft der ausschl. priv. Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn. 

Dabei haben jedoch, vom Zeitpunkte der Uebernahme des- Betriebes 
durch die ausseht priv. Kaiser Ferdinands- Nordbahn angefangen, die in den 
Artikeln U bis einschliesslich XUI und XV bis einschliesslich XIK der Con. 
eessionsurknnde vom 4. September 1870, ebenso wie die in den §§. 2 bis 
einschliesslich 18 der Concessionsurkunde vom 14. August 1872 enthaltenen 
Bestimmungen ausser Kraft an treten und an deren Stelle die nachfolgenden 
dnheitlichen Coneesüonsbestimmungen (Artikel III bis XVI) Anwendung 
zu finden. 

Vgl. die nooh in Kraft bleibenden Artikel I und XIV der GonoeMionsurkande 
vom 4. September 187<^ Im Bd. II, 2, Seite 1396 und 1408, dann f. 1 der ConoeBsions- 
Urkande yom U. August 1872 im £rg.-Bd. L Seite 496. 

Artikel lU. 

Die Staatsverwaltnng ißt berechtigt, der Gesellschaft die Herstellung 
des Unterbaues fttr das zweite ( leleise, sowie dessen Legnng in dem Falle 
aufzntraoren. wenn der jährliche Rohertrag während zweier aufeinander 
folgender Jahre die Summe von 21.500 fl. österr. Wälir. per Kilometer Über- 
schreitet. 
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Artikel IV. 

Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Einmttndiing tod Verbindnngs- 
bahnen, welche tod des aii der coneessionirten Bahulinie gelegenen Montan- 
nnd Indnstrienntemehmnngen zum Behnfe der Beförderung ihrer Erzeugnisse 
zur Bahn angelegt werden «eollten, mit dem AnschluBse an die betreffenden 
Bahnhöfe auf die dem Bahnbetriebe mindest lästige Art gegen Vergütung 
der erwachsenden Kosten zu gestatten und das Zustandekommen solcher 
Flflgelbahnen Oberhaupt nach Kräften zu fordern, sowie bezttglich der 
Bedingungen der Einmündung solcher Flttgelbahnen sich der Entscheidung 
des Handelsministeriums zu unterwerfen. 

Artikel V. 

Die Gesellschaft ist verpflichtet, die concessionirte Bahn während der 
ganzen Conoessionsdauer im ununterbrochenen Betriebe zu erhalten. 

Artikel VI. 

Der Gefsellschalt wird zur Ausführnnjr des im Artikel III vorgedacliten 
Baues eines zweiten CMdeises, sowie fUr allfällige Erweiterungen der Bahn- 
anlagen das Recht der Expropriation nach den Bestimmungen der dies* 
fälligen gesetzlif hen Vorschriften ertheilt. 

Das gleiche Rauht soll derselben auch bezüglich jener zu einzelnen 
industriellen £tal)!is«:ements etwa herzii'^tellenden FlUgclbahuen zugestanden 
werden, deren Errichtung von der Staatsverwaltung als im ÖfiSentlichen 
Interesse gelegen erkannt werden sollte. 

Artikel YU. 

Die Gesellsrhaft hat sicli bei dem Betriebe der coneessionirten Bahn 
nach doin Inhalte der ^regenwärtigen ( '(»nccssionsbestiramungen. sowie nach 
den dieslallft bestehenden (Icsctzen und Vi nu-dnungen (namentlich nadi dt-m 
Ei.s»'nbahuconc<'ssionsge><eiz»' vom 14, September 1854. der Eisenbahn- 
betrit'bsordnunir vom 16. November 1851 und nach dem Signali>irnnirs- 
reglemont vom 1»». Juni 1872, R. G. Bl.Nr.80 . dann nach den etwa kuuttig 
zu erlasseudeu Ooäctzeu und Verorduuugeu zu beueliiueu. 

Artikel VIU. 

Bezliplich der unentgeltlichen lb*ti»rderung der im Dienste reisenden 
Staatsbeamten. Augestellten und Diener, sowie bezüglich der Leistuuireu 
für die Postanstalt und die Staatstele;rraphenanstalt haben auf der conce-;- 
sionirten Bahn die einschlägi;:en Bestimmungen der Coucessionsurkunde für 
die Mähri-'-h-Schlcsisehe Nordbahn vom 6. Mai 1867 (K. G. Bl. Kr. 82, 
12, 11 und 15;, Anwendung zu finden. 
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Artikel IX. 

Auf der Luudenburg-ZeUerndorler Babu finden die Bestimmungen der 
Artikel 11 bi« VII des der reirlisriitblichen Behandlmig miterliegeuden 
ireMtientwurfes, betreffend die Maximaltarife fttr den Personen- und Sachen- 
taiBSport auf den Eisenbabnen, volle Anwendmipr. 

Rücksicbtlirh der Nebenbestimmungen wird festgesetzt, dass dieselben 
iD keinem Falle höber und lästiger sein dttrfen, als auf der Mährisch- 
SehlesischeB Nordbahn. 

Im Transitoverkehre wird fttr die Strecke Lundenburg-Cellemdorf oder 
-vice versa nur die Hälfte der Hanipnlationsgebtthr erhoben. 

Artikel X. 

Die lüHlärtransporte müssen naeli herabgesetzten Tarifpreisen besorgt 
▼erden, und zwar nach den in dieser Beziehung, sowie rtteksiohtüoh der 
Begflnstignngen reisender Milititrs auf den übrigen Linien der Kaiser 
Ferdinands • Nordbahn geltenden Bestimmungen, insbesondere naeh den 
sviseben dem Beichskriegsroinisierinm und der Direotion der Kiuser 
Ferdinands - Nordbahn unterm 16. Juni 1868 abgeschlossenen Ueberein- 
kommen. 

Im Falle jedoeh mit allen oder der Mehrzahl der üsterreichischen Bahnen 
ftr Militärtransporte dem Staate günstigere Bestimmungen Tereinbart werden» 
sollen diese auch fttr die coneessionirte Bahn Geltung erhalten. 

Diese Bestimmungen finden auch auf die Landwehr beider Reichs- 
hilften, auf die L^ndesschtttzen Tirols, und zwar nicht nur bei Belsen auf 
Beehnung des Aerars, sondern auch bei dienstlichen Reisen auf eigene Rech- 
nnng zu den Waifenttbungen und Controlsyersammlongen, ferner auf das 
Btilitilrwachecorps fttr die k. k. Cirilgeriehte Wiens, ^nf die k. k. Gendar. 
merie, sowie auf die militärisch-organisirte Finanz- und Sicherbeitswaohe 
Anwendung. 

Die Gesellschaft ist rerpflichtet, dem von den österreichischen Elsen- 
babngeseUsehaften abgeschlossenen Uebereinkomraen Ober die Anschaffung 

und Bereithaltung von Ausriintungsgegenständeu fUr Militärtransporte und 

die Lei-stung gegenseitiger Ausliilfe mit Fabrbetriebsmitteln bei DurcbfUhrung 
grösserer Militärtransporte, sowie den organiselien Bestimmungen und der 
Dienstvorsclirift liir die Feldfisenbahnalitlirilimgen*), ItMiicr dein mit 1. Juni 
1871 in Wirksamkeit getreteueu Nacbtragsübereinkommen**) btziiglicli des 



*) BeiUge sa Nr. 148 in 4S. Stttcke des JahrKanges 1870 der Normalrerordnungen 

4et k. k. Arinp»*vcrordnung8blÄttes'. 

**) Nnrtnalverordnungen des k. k. AmeeverordaungsbUttes rom Jahre 
n. Stück, Nr. 79. 
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Transportes der im iie^^« tiden Zustande auf Rechunnp- des Militärttnrs zur 
Beförderung gelang^enden Kranken und Verwundeten beizutreten. 

Dieselbe Verpflichtung de^i Beitrittes gilt auch bezttglich des mit de» 
Bahngeeellschafteii zu Stande kommenden üebereinlcommens wegen gegen* 
eeitiger Aushilfe mit Personal bei Durcblttbmng grösserer Militärtnnsporte 
und der Vorschrift für den Milifärtransport anf Eisenbahnen; 

Die Gesellsebalt unterwirft sieb, soweit diesfalls die im Artikel I bezeieh- 
neten BahnUnien in Betracht kommen, den Bestimmungen des in j^asftthnmg 
des §. 38 des Webrgesetzes vom ö. December 1868, R* 6. Bl. Nr. 151, 
erlassenen GesAzes vom 19. April 1872, R. O. Bl. Nr. 60. . 

Artikel XI. 

Der Gesellschaft wird das Recht eingeräumt, zur Aufbringung der behufs 
Erwerbung der Lundenburg-Zellerndorfer Bahn erforderlichen Geldmittel 
auf Ueberbringer oder auf Namen lautende Actien oder Prioritätsobligationen 
auszugeben, welche auf den österreiohisohen Börsen verhandelt und amtlieh 
notirt werden dürfen. 

Die bezüglichen Formularien, f:owie der Tilgnngsplan sind vor der 
Ausgabe der Staatsverwaltung zur Glenehmignng vorzulegen. 

Artikel XII. 

Um di<' Führung einer gemeinschaftliflHii Betiieb^rechniing tlir die 
Linie Lundenbuig-Grussbaoii und die alteren Linien der Kaisei Ferdiuands- 
Nordbahn zu ermiigliehen. wird die Ausliihrung der für die Linie 
Lundenburg-Grussbach kr.ift Artikel XIV der Coneessionsurkunde vom 
4. September 1870 gewährten Steuerbefreiung in der Weise gef^taftet, das* 
das steuerbare Reinerträgniss der Strecke Lundenburg-Grussbach fiir die 
ganze Dauer der Steuerbefreiung mit dem Pauschalbeträge von jährlichen 
32.000 ii. österreichischer Währung angenommen wird. 

Artikel XUL 

Bei der Veitlieiiinig dtT gemeinsamen Au^uabcii. insbesondere der 
Lasten des Falirparkes auf da«^ j:araiitirte und das nieht garantirte Netz der 
Kaiser Ferdinands-Nordttalm sind die den Gegenstand des fr< ,ir<'iiwiirtii:en 
T'ebereinkommcns bildeiuien Eiseubalinlinieii als ein integrirender Bcßtand- 
theil des nicht garantirten iSetzes zu behandeln. 

Artikel XIV. 

Die Dauer der Conoession wird auf neunzig Jahre, vom 6. Hai 1876 ao 
gerechnet, festgesetzt, und sie erlischt nach Ablauf dieser Frist. 

Die Conoession kann von der Staatsverwaltung als erloschen erklärt 
werden, wenn die Verpflichtung zur Aufrechthaltung des Betriebes nicht 
eingehalten wird. 
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Artikel XV. 

Die Staatsverwaltung behalt sieh das Recht yor, die eoncessionirte Bahn 
nter den fttr die Hfthrisch-Sehlesisehe Nordbahn giltigen Bestimmangen nnd 
ron dem ittr diese Linie festgesetzten Termine an jederzeit einzulösen. 

Artikel XVI. 

Der StaatSTerwaltnng wird ferner das Recht vorbehalten, wenn nnge- 
aclitot voraasgegangener Wamnng wiederholte Verletzungen oder Nioht- 
befolguug der in der Conoessionsnrkiinde oder in den Gesetzen auferlegten 
Yerpfliehtnngen Torkommen sollten, die den Gesetzen entspreohenden Mass- 
regeln dagegen zu treffen nnd nach Umstünden noch vor Ablauf der Oon- 
eeasionsdauer die Concession für erloschen zu ^rklXren. 

Artikel XVII. 

Für <lie UeclitsgesehUfte, welche die Erwerbung der im Artikel I bezeich- 
neten Bahnlinien durch die Kaiöfer Ferdinands-Nordbahn zum Geji^enstando 
liaben, beziehunfrswcise für die zu diesem Zwecke zu errichtenden Verträge 
■nd sonstigen Urkunden, dessgleichen für die Hulässlich dieser Erwerbung 
stattfindende erste Ausgabe von Actien oder Prioritätsobligationen init Ein- 
»elilass der Interimsseheine, sowie für die ans diesem Anlasse stattfindenden 
bfleheriichen Eintragungen und Löschungserklärun^en, dann für die hierauf 
besüglichen B^ngaben und Ausfertigungen wird die Gebühren- und Stempel- 
freiheit eingeräumt werden. 

Dessgleiohen wird die Regierung die BefVeiiing von der bei etwaigen 
kfinftigen Gmndeinlösungen auflaufenden Uebertragungsgebtthr in geeigneter 
Weise erwirken. 

Artikel XVIII. 

Das L'ctrcnwjirti^'c rebereinkonimen tritt liir die ausgchl. priv. Kaiser 
Ferdiiiaiids-Nordlinhn mit dcni Ta^re der zustimmenden Beschhisstassung 
tler für den 10. Februar 1876 einberufenen ausserordentlichen (ieiieralver- 
sammlung der Aetionär«'. für die k. k. Regierung jedoeb erst nach erAdgter 
Zui^timraung des lieichsrathes zu der diesfalls einzubriugeudeu Gesetzvorlage 
in Wirksamkeit. 

Hiermit wurde das vorstehende Protokoll, welches in einem ungestem- 
pelten Exemplare ausgefertigt wurde und von welchem eine amtlich vidimirte 
Abschrift der ausschl. priv. Kaiser Ferdinands-Nordbahu ausgefolgt wird, 
geschlossen, verlesen und allseits unterzeichnet. 

Fir die k. k. Regierung: Ansschl. priv. Kaiser terdinands-Nordbahn; 

Chlnaeckj m. p. Stimnrr m. p. 

V. Rirhier m. p. 
V. Javabi m. p. 
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4. Oesetz Tom Ii. Vnra 1876, R. 0. B1. Nr. 42 and 0. B1. Nr. 4$. 

belreßenü die Vereinigung der LuD(kubiirg-Grussbach>i(^ellcrndorfer Babo mit der kais^rr 

FfHinands -Nordbahn. 

Mit Zustiuiinuüg beider Häuser des Reichsratlies fiude Ich aiizuordnea, 
wie folgt: 

Artikel I. 

Die Regierang wird ermächtigt, im Falle der Erwerbong der Eisen* 
bahnlinie Lnndenbarg-Gnisflbach und Nensiedl-Laa-Zellerndorf durch die 
ansschl. prir. Kaiser FerdinandB^Kordbahn die nachstehenden BegÜnstigangen 
an gewähren : 

1. Die Befreiung ron Stämpeln nnd Gebühren flir die RechtsgeschXite, 
welche die bezeichnete Erwerbung zum Gegenstande haben, beziehungsweise 
fttr die zu diesem Zweelce zu erriditenden Verträge und sonstigen Urkunden, 
dessgleichen fttr die anlässlieh dieser Erwerbung stattfindende erste Ausgabe 
Ton Actien oder Prioritätsobligationen mit Einschluss der InterimsscheinCt 
sowie fllr die ans diesem Anlasse stattfindenden bücherlichen Eintragungen 
und LSschungserklärangen, dann für die hierauf bezüglichen Eingaben nnd 
Ausfertigungen ; 

2. die Befreiuufr von der bei etwaigen künftigen GrundeinlÖsungeo 
auflaufenden CebertragnngsgcbUiir 

3. die Verlängerung der Concessionsdauer flür beide Linien bis zu dem 
mit 6. Mai 1966 eintretenden Ablaufe der Concession für die Mährisch- 
Schlesische Nordbahn. 

Die für die Linie Lundenburg-Grussbach kraft Artikel XIV der Con- 
cesBionsnrkund« vom 4. September 1870 (R. G. El. Nr. 9 vom Jahre 1871; 
gewährte zeitliche Steuer- und Gebührenbefreiung kann in der Welse ans- 
pefUlirt werden, dasa das »teuerbare ReinertrügnisB der obigen Bahnstrecke 
für die gan/.e Befreiiing^dauer mit einem jährlichen Pauschalbetrage von 
32.000 fl. augeuommcn wird. 

Artikel U. 

Mit der Durchführung des gegenwärtigen Gesetzes, welches mit dem 
Tage seiner Kundmachung in Wirksamkeit tritt, werden der Handelsminister 
und der Finanzminister beauftragt. 

Wien, am 12. März 1S76. 

Franz Joseph m. p. 

Aiersperg m. p. Chlimecky m. p. rretU m. p. 
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5. Kondinaehniisr des Haiulelsmiiiisters Tom 23. August 1876^ 
B. G. Bl. Kr. 112 und C. BL Nr. 98^ 

iHrereDd die Uebertraging der eoneeiiiMumissigen Befugnisse l)eiüglich der l.undenburg- 
€nMbadi*ZiUendorferBafcA in die Aetiengi sellschaft der MSSohUeBiüeh prt?. Kaiser Ferdinandi- 

Nonlljahn. 

X.ichdem die anascliliesslich priv. Kaiser Ferdluands-Norilbalin auf 
Grund des Gesetzes vom 12. März 1876 (Ii. G. Hl. Nr. 42; zufolge des 
Kaufs- und Verkaufs vertrage» vom 28. Juni 1876 die der k. k. priv. Lunden- 
bnr?-Nlkolsl)nr<r Grusshaclier EisenhahngC9el!H< haft gehörigen, im Eisen- 
bthubuche des k. k. Landesgericlites Wien iuncliegenden Eisenli.ilinliiiien, 
und zwar von Lundenburg im Ansclilusse an die Kaiser Ferdinands-Nordbahn 
über Nikolsbnr^r naeh Grussbaeli zur Verbindung mit den» Kriräiizungsnetze 
der i«-<terr. i< iiisclien Staatseisenbahn-^Jesellscliaft und von Neuniedl Uber Laa 
nMb Zellerndorf snm Auächiusse an die österreiciiisciic Nordwestbalin von 
der genannteil, derzeit in Liquidation befiudlicbeu GeHellt^ehaft mit Qeneh- 
mi^ng der Regierung kanfweise erw'orben und den Betrieb der genannten 
Eisenbahnlinien aneh bereits vom 16. April 1876 angefangen Übernommen 
bat, siod in Folge AUerliÖohater EntschUessuug vom 20. Angnst 1876 die 
dea Gegenatand der Allerhöchsten Conceasionaurkonden vom 4. September 
1870 (B. O. Bl. Nr. 9 ex 1871) nnd vom 14. Angnst 1872 (R. G. BI. Nr. 137) 
bildendenOonceesionen bezQglioh der Eisenbahnlinien LnndenbQrg-Nikolsbnrg- 
Grnssbaeh nnd ZeUemdorf-Laa-Nensiedl anf die Actiengesellsohaft der 
tosseblieaslieh priv. Kaiser Ferdinands-Nordbahn Ubergegaugen. 

Hierbei haben jedoch vom Zeitpuncte der Uebernahme des Betriebes 
der genannten Eisenbahnlinien durch die ausschliesslich priv. Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn, d. i. vom 16. April 1876 angefangen, die in den 
Artikeln II bis einschUesslich XIII und XV bis einschliesslich XIX der 
Allerhöchsten Coneessionsnrkunde vom 4. September 1870 (R. G. Bl. Nr. 9 
ei 1871 1, ebenso wie die in den §§. 2 bis eiusehliesslich 18 der Allerhöchsten 
Coneessionsnrkunde vom 14. August 1872 (R. 0. Bl. Nr. 137) enthaltenen 
Bestimmungen ausser Kraft zu treten nnd an deren Stelle die nachfolgenden 
einheitlichen Concessionsbestimmungen (I bis XVI) an treten. 

1. 

Die Staatsverwaltung ist berechtigt, der Oesellschaft die Herstellung 
des Unterbaues Ar das zweite Geleise, sowie dessen Legung in dem Falle 
SQ&Dtragen, wenn der jährliche Rohertrag während zweier auf einander 
folgender Jahre die Summe von 21.500 fl. österr. Wührung per Kilometer 
ibmehreitet. 

II. 

Die Geselhohaft ist verptiiclitet. dieEiuuiiiiuluiig von Verltindun^sbahnen, 
*elche von den an der couce^öiouirteu Balinliuie gelegeneu Aloutan- und 
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Indastrie-Unternehmnngen ziim Behnfe der Beförderong ihrer ErzengniMe 
znr Bahn angelegt Verden sollten, mit dem AnsehlnBse an die betreffendeD 
Bahnhöfe anf die dem Bahnbetriebe mindest llstijre Art gegen VergUtong 
der erwachsenden Kosten zu gestatten nnd das Znstandekommen soleher 
Flttgelbahnen überhaupt nach Kräften zn fördern, sowie besttglioh der Be- 
dingungen der Einmündung solcher FlUgelbahnen sieh der Entscheidung des 
Handelsministeriums zu unterwerfen. 

III. 

Die Gesellschaft ist ▼erpüiehtet, die coneessionirten Bahnlinien wäbread 
der ganzen Concessionsdauer im ununterbrochenen Betriebe zn erhalten. 

IV. 

Der Gesellschaft wird zur Ausftihrung des snb I yorgedachten Baues 
eines zweiten Geleises, sowie ftlraltf&tlige Erweiterungen der Bahnanlagen das 
Recht der Expropriation nach den Bestimmungen der diessfUIligen gesetzliches 
Vorschriften ertheilt. 

Das gleiche Recht soll derselben auch bezüglich jener zu einzelnen 
industriellen Etablissements etwa herzustellenden Flttgelbahnen angestanden 
werden, deren Errichtung Ton der StaatsTcrwaltung als im öffentlichen 
Interesse gelegen, erkannt werden sollte. 

V. 

Die Oesellschaft hat sich bei dem Betriebe der coneessionirten Bahn- 
linien nach dem Inhalte der gegenwärtigen Concessionsbestlmmangen, sowie 
nach den diessfalls bestehenden Gesetzen und Verordnungen (namentlich 
nach dem Eisenbahn-Ooncessionsgesetze Tom 14. September 1854, der 
Eisenbahn-Betriebsordnung vom 16. November 1851 und nach dem SigiinU- 
simngs-Regleraent vom 16. Jtini 1872 (R. G. El. Nr. 80 j, dann nach den 
etwa kttnftig zu erlassenden Gesetzen und Verordnungen zu benehmen. 

VI. 

Bezii;^'li«'li der nnentpclt liehen Bel'ordcniiig dor im Dienste reisenden 
Staatsbeamten. An^-^estellten und Diener, sowie liozü«rlicli der Leistungren liir 
die Posj instnit nnd die Staatstele<:raplien- Anstalt hal)i n anf den eonce-- 
sionirten lialmlinien die einseliläf;it:en Hestimniunifen der Concessionsurkniuie 
für die Mälirisch-Sriilosiselie NurdLalm vom 0. Mai 1867 ^R. G. ßl. Xr. 82, 
§§. 12, 14 und 15) Anwendung zu tinden. 

VII. 

Als Ma\imaltarit tiir den PersoiicntransjMirt aut der Lundeuburg-Grusä- 
bach-ZeUeindorler liahn wird testgebelzt, uud zwar: 
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per Person und Kilometer 
ffir die 1. CImsc .... 5*0 kr. »sterr. Währimg in Silber, 

j» I» • . • . . 3*6 D r» »Hfl 

n n III» II • • . • 2»6 n II n r n 

Bei Eilzügen dürfen diese TarifsHtie nm SO Pereent eMht werden, 
vofemdie dnrohschnittlicheGesehwindigkeit dieser Züge (inclusive der Auf- 
entiiihe in den Stationen) mindestens 86 Kilometer betrilgt. 

Fttr gemischte Züge sind obige Tarife um 20 Pereent zu ermSssigen. 
Der Handelsmini8ter ist jedoch ermächtigt, diese Ermässigung nach Massgabe 
der Verkehrs- und sonstigen Verhältnisse der Bahnunternehmung zeitweilig 
ausser Kraft zu setzen. 

Sollte sich das Bedürfniss nach weiterg^ehenden Krm8sRip:unpen heraus- 
stellen, so ist die (iesellsohaft verpfliclitet, Uber Aufforderung des Handels- 
miiiisters auf den von demscll)en bezeichneten Strecken eine IV. Classe 
Steliw afjen i mit dem Tarifsatze von 1*5 kr. ööterr. Währung in Silber per 
Person und Kilometer einzuführen. 

Die Tarifsätze der Miihriseh-Sclilesischen Nordbalni für Gepäck und 
die mit dem PerrJonentransporte im Zusammenlianjre stehende lielT.rdemng 
Von Fahrzeu^reii und lebenden Tliieren, sowie sänuntliche Tarifbestimmun^en 
üer Miihriscli SciilcsisclieM Nordbalin für die Betörderung: von Personen und 
Gppiiek. dann vimi Falirzeuf,'en und lebenden Thieren mit Personenzügen, 
halirii an< li auf der Lundenburg-Grussliaeli-Zellerndorfer Eisenbahn insolange 
Aiiwentlun^ zu tind*'n, als nicht eine anderweitijje Regelnnp; dieser Tarifsätze 
und Tarin)estimmun?en durch den Handelsmiuister nach Anhörung der Bahn- 
aoteroebmung verfügt wird. 

VUI. 

Für den Gütertransport auf der coucessiouirten Bahn hat nachstehender 
Maiimaltaril zu gelten, und zwar: 

per Tonne und Kilometer in Kreuzern österr. Währung in Silber: 

A. Eilgüter. 

1. Für gewöhnliches Eilgut 16 kr. 

2. Für ermässigtesEil^rnt. als : Milch und Milchproduote, Gemüse, frisches 
Fleisch, Brot n. s. w. die Hälfte des obigen Satzes. 

B. Frachtguter. 

1 . 8 1 ü c k ü t e r. 

Classe 1. als: Arznei- und Parfiimeriewaaren, Colonialwaaren, Bücher, 
Galanterie . Bronze- und Quincailleriewaaren, Manufaote, Seidenwaareu, 
Kftrschnervaaren, Felle und Häute, Tabak fabricate u. s. w. ... 6*5 kr. 
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Classe n. fils : <reineiii(' Uiiuinwnll- und Lpiiionwaaron, Farl'kriiiitrT. 
Hefe, gemeine Uolzwaareu, Kerzen und ^eife, Papier, tridcbes übst, Zu< kt r 
Q. 8. w 5-5 kr., 

für -Rperri^e Gütor-, als: Bettfedern, unprepft-sster Hupten, lebende 
Bäume. SiebmaclierwaareQ u. 8. w. wird die ly,fache Gebühr der Clacse 1 
berechnet. 

2. Wagenladungen. 

Olasse A, als: Getreide, llülseiitrüchto, Oelsaaten. Malilproduete, Malz, 
Salz, Eisen und Stahl in Stangen, Stäl)en, Plaitrn, Eisenbahnschienen, 
Wein. Bier, Branntwein, Spiritus und Essig, Reis, Kohzaoker, Kohtahak 
U. 8. w ... . 5-ü kr. 

Classe B, als: Bau- und Nutzholz (nicht Uber eine Wagenläuge;, Kar- 
toffeln, künstliche Dangstoffe, Guano, Knoobenmebl, Knochen, Spodium, 
Kalk, Cemeot a. s. w 4*0 icr. 

Classe C, als: Brennholz, Erze, Roh- und Brucheisen, Mauerziegel, 
Dachziegel, S' hiefer, Sand, Steine, Erde (gewöhnliche, auch Thon-), £isiind 
Schnee, nAtttrlicher Dünger, Uömer und Klauen, Asche, Zuckerrüben n. s. w. 

3-5 kr. 

Für Mineralkohle und Coaks dürfen die Sätze den Betrag von 2'5 kr. 
nicht Uberschreiten und sind dieselben nöthigenfalls im Wege von Speoial- 
tarifen festzustellen. 

Nach Erfordemiss können aneh für sonstige nach Lage der Baha 
wichtige Transportartikel mit Genehmignng des Handelsministers Special- 
tarife mit ermÜBsigten Sätzen anfgestellt werden. 

DieWaarenclassifioationund alle anf den Frachtentransport bezttgUchen 
Nebenbestimmnngen unterliegen der Genehmigung des Handelsministers. 

Die lifebengebtthren sind jenen der llfthrisoh-Sehlesisehen Nordbahn 
gleichEustellen, insolange nicht eine anderweitige Regelung dieser NebeU' 
gebühren durch Bestimmung des Handelsministers eintritt. 

Im TransitoTerkehre wird fUr die Strecke Lundenburg-Zellemdorf oder 
▼iee versa nur die HXlfte der Manipulationsgebtthr erhoben. 

IX. 

In Füllen eines Nothatandes und aussergewöhnlioher Theuemng der 
Lebensmittel für Menschen und Nutzthiere in den im Reiohsrathe vertretenen 
LÜndem der österreiohiseb-ungarischen Monarehie ist der Handelsminister 
berechtigt, naehErfordemiss die Frachtpreise fttr dieselben herabzumindern, 
jedoch nicht auf einen niedrigeren Betrag, als die Sätze itlr die am geringsten 
tarifirten Artikel auf der Bahn betragen. 

Die gleiche Bestimmung gilt, sofeme Gegenseitigkeit gewährt wird, 
auch für Fälle eines Nothstandes in den Ländern der ungarieehen Krone. 
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X. 

Die Militärtnuisporte rnttssen naoh herabgesetzten Tari^^reisen besorgt 
Verden, und swar naoh den in dieser Beziehung, sowie rtteksiehtlich der 
fiegflnstigangen reisender MilitSrs anf den tlbrigen Linien der Kaiser Ferdi- 
naads-Kordbahn geltenden Bestlmmnngen, insbesondere nach dem zwischen 
üem Reiehs-Kriegsministeiinin nnd der Direction der Kaiser Ferdinands- 
Nordbahn nn terra 18. Juni 1868 abgeschlossenen UebereinlKommen. 

Im Falle jedoch mit allen oder der Mehrzahl der ögterreicliischen 
Bahnen für Militärtransporte dem Staate günstigere Bestimmunpren vereinbart 
werden, sollen dieseaiu-h für dieconrcssionirtf n lialmlinien Geltung; erhalten. 

Diese Bestiramunpen finden auch auf die Landwehr beider Reichshällten. 
auf die Landess'-liützen Tirols, und zwar nicht nur bei Reisen auf Rechnung 
de-j Aerars. sondern aucii bei dienstlieben Reiften auf eigene Rechnunjr zu 
den WafTenilbunj^en und Controlsversaramlunpen, ferner auf das MilitUr- 
Waolieorps für die k. k. Civilgeriehte Wiens, auf die k. k. ( lendarmerie, sowie 
auf die miütäriseh orp:anisirte Finanz- und Siclierlieitswache Auwendunjr. 

Die Gesellsciialt ist verptiiditet, dem von (b'ii i'.sterreicliischen Eiscn- 
balint:e>tdl>ehaften abgeselilosscnrn rebereinkoninien iiljer die Anscliaffiuig' 
un«! Bereiibaltung von AusrUstun;rsge*7enstiinden für Militärtranspnrte und 
die Leistung •regenseitiger AushiUe mit Falirbetriebsinitteln l)ei Durchführung' 
^Hs>^'rer Militärtransporte, sowie d(Mi or^anisehen Bestimmungen und der 
Dieastvorscbrift für die Feldeiseubahu-Abtlieiluiiireu * . ferner dem mit 1. Juni 
1871 inWirk-^amkeit getretenen Xaehtrags-Lebereiukommen*'*,i, bezüglich des 
Traiisport<\s der im üeL'enden Zustande auf Rechnung des Militär- Aerars zur 
Beförderung gelangenden Kranken und Verwundeten beizutreten. 

Dieselbe V>rptliclitung des Beitrittes gilt auch bezüglich des mit den 
Balnigesellscliaften zu Stande kommenden Uebereinkommens wegen gegen- 
seitiger Aushilfe mit Personale bei DurehfUhrung grösserer Militärtransporte 
uod der Vorschrift für den Mi Ii tärt räuspert auf fiiseubahnen. 

Die Gesellschaft unterwirft sich, soweit diesfalls die Lundeuburg- 
Zellerndorfer Bahn in Betracht kommt, den Bestimmungen des in Ausführung 
des §. 38 des Wehrgesetzes vom 5. December 1868 (R. G. Bl. Nr. 151) 
erlassenen Gesetzes vom 19. April 1872 (R. G. Bl. Nr. 60). 

XL 

Der Gesellschaft wird das Recht eingeräumt, zur Atifhringung der behufs 
Erwerbung der Lundenbnrg-ZeUemdorfer Bahn erforderlichen Geldmittel auf 



* Beilage zu Nr. 148, im 42. Stücke des Jahrgänge« 1870 der Nomal-Yerord- 
Aongen des k. k. Arraoe-Ven'ir'lnungsbiRttes. 

Normal-Verordnungea des k. k. Armee* Verordnungsblattes vom Jaüre l'iHf 
**2. Stück, Nr. 7». 
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Uebeiln'iiiger oder auf Namen lautonde Aetien oder Prioritätsohlitrationeii 
4iuRzii^('boii. w(>|r )ip auf den üsterreioliischea Börseu verbandeU uud AiuUtch 
Qotirt werdeu ilürtm. 

Die bezüglichen Forraularien, sowie der Til^rungsplan sind vor der 
Ausgabe der Staataverwaltung zur Genelimiguug vorzulegen. 

XII. 

Um die Fülirunf? einer geracinscliaftlichen Betriebsrechnung ftlr die 
Linie Lundcnburg-Grussbach und die älteren Linien der Kaiser Ferdinands- 
iNordbahn zu ermöglichen, wird die Ausfuhrung der für die Linie Lundeiilmri:- 
Ornssbach kraft Artikel XIV der Concessionsurkunde vom 4. September 187U 
gewährten Steuerbefreiung in der Weise ge^^tattet, dass das steuerbare Kein* 
erträgniss der Strecke Lundenbui^-Qnissbach ftir die ganze Dauer der Stener* 
befreiung mit dem Pauschalbetrage toii jährlichen SS.OOO fl. dsterr. Wähmog 
angenommea wird. 

Xlii. 

Bei Vertlieilung der gemeinsauien Ausgaljen, insbesondere der Lasten 
des Fahrparkes auf das garantirte und das nicht garantirte Netz der Kaiser 
Ferdinands- Nordhahn sind die den Gegenstand des gegen w:irti«:en Ueherein- 
kommens bildenden Eisenbahnlinien als ein iutegrirender Bestaudtheil des 
nicht garantirten 1^'eizes zu behandeln. 

XIV. 

Die Daner der Concessioo wird auf neunzig Jahre, vom 6. Mai 1876 an 
gerechnet, festgesetzt, und sie erlischt nach Ablauf dieser Frist 

Die Coneession kann Ton der Staatsverwaltung als erloschen erklärt 
w;erden, wenn die Verpflichtung zur Aufrechthaltung des Betriebes nicht ein- 
gehalten wird. 

XV. 

Di'^Staatsverwaltiiii'r behält sich das Recht vor, die concessionirte Hahn 
nnter den für die MUhrisch-Schlesische Nordbahn giltigen Bestimmungen und 
▼on dem für diese Linie festgesetzten Termine an jederzeit einzulösen. 

XVi. 

Der Staatsverwaltung irird femer das Reclit vorbehalten, wenn unge- 
achtet Toranftgegangoner Warnung wiederholte Verletzungen oder Nicht- 
befolgnng der in der Concessionsurkunde oder in den Gesetzen auferlegten 
Verpflichtungen vorkommen sollten, die den Gesetzen entsprechenden Mass- 
regeln dagegen zu treffen, und nach Umständen noch vor Ablauf der Con- 
cessiousdauer die Coneession ffir erloschen zn erklären. 
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XVII. 

Aug Anlmss der Erwerbung der Landenbarg-Grafisbacli-Zellemdorfer 
Bahn dnrob die ActiengeBellsebafI der anssohliessHcb priv. Kaiser Ferdinands- 
Kordbsbn werden vom Staate folgende Begünstigungen gewährt : 

1. Die Befreiung von Stämpeln nnd Qebtthren tHr die RechtsgcKchäfte, 
welehe die bezeichnete Erwerbunj? zum Gegenstände haben, beziehun{2:8weise 
ftrdie zu diesem Zwecke emchteten V(,i tiäg:e und sonstiirt n Urkumku, dess- 
?leichen ftir die anlässlieh dicsrr Erwerbung stattliiidt nde Au^jrabe von 
Prioritiitsol>ligation»'n. sowie für die aus diesem Anlasse stattliiideiKlen 
bücherlichen Kintra^ning-on und Löschun^serklärun^en, dann für die hier- 
auf beziiv'lichcn Eiii;;al>en und Ausfertifriin^^on ; 

2. di«' lii'trfiunfr vcji di r bei etwaigeu künftigen Grundeinlüsungeii auf- 
iauleuden l ebertragungsgebühr. 

CUiBeeky m. p. 



6. Gesete Yom 12. März 1876^ R. 6. Bl. Nr. 48 und i). Bl. Nr. 44^ 

hhnffeid die Zvgestindnisae uad Begflnsügongfn mm Behnfe der Siehentollung einer 

LiteoBotiv-EisenlMhn tob BieliU nseh Saybuseh. 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, 
wie folgt : 

Artikel 1. 

Die Regierung wird ermächtigt, bei Ertheilnng der Conoession ffir eine 
Loeomotiv- Eisenbahn von Bielits nach Saybusch an die Actiengesellschaft 
der Kaiser Ferdinands-Nordbahn die naehBtehenden Begünstigungen zu 
gewähren : 

1. Die Befreiung von den Stämpeln nnd Gebühren fUr alle Verträge, 
Eingaben nod sonstigen Urkunden zum Zwecke der Oapitalsbeschaffiing, 
«owie des Baues und der Instruirung der Bahn bis zum Zeitpuncte der 
BetriebMer5lfonng ; 

2. die Befreiung von den Stämpeln und Geböhren für die dem Erforder- 
nisse der Herstellung dieijer Bahn entsprechende erste Ausgabe der Priori- 
tätJäoblifrati(»nen, sowie von der bei der Grundeinlösung autlaufeudeu Ueber- 
tragungsgebühr; 

3. die Befreiung von der Erwerb- und Einkonimcnstf uer. der Entriclitung 
4er C<'Upoiis>tämpelgebühren vn den oIh rwiihnten Priorität^^oblitrationen, 
*owie von jrder .Steuer, welche etwa dincli künlti-^c Gesrtzc eingeführt 
werden Bolltf. auf die Dauer von llinfundzwauzig Jahren, vom Tage der 
Coacessiousertheilung an gerechnet. 
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T'm die Führung einer ^iemeinsrhattliclitMi Hotriehsroolmiin^r für »In» 
Liiiio Bielitz-.Say))Usi |) und die iiltrren Linien (ier Kaiser Ferdinaiid*;-Nonl- 
lialiii /u eriuiifrlieheu, kann dan steuerliare Ertr;i<rnisH der Strecke Ilielitz- 
Sayl)us< ii für die jrnnze Dnuer der Steiieibelreiun^'' mit dem jälirliclitn 
l'ausehallietra^e von aciitzi^tausend Gulden österr. Währung festgesetzt 
werden. 

Artikel 11. 

Der Ban der im Artilcel I genannten Eisenbalinlinie ist binnen zwei 
nnd einem halben Jahre, vom Tage der Coneessionsertheilnng an gerechnet, 
zn vollenden nnd die fertige Bahn dem öffentlichen Verkehre zu Übergeben. 

Artikel III. 

Die Daner der Conoession fllr die im Artikel I genannte Bahn wird auf 

neunzig Jahre^ vom 6. Mai 1876 an gerechnet, festgesetzt. 

Artikel IV. 

Mit dem Vidlznire dieses (Gesetzes, welches mit d»'m Tage >einer Kiin<i 

niaelinn-r in Wirksamkeit tritt, sind «1er liandeUuiiuifiter und der Finaiiz- 
miniister l)eauftra;:t. 

Wien, am 12. März 1876. 

Franz Joseph m. p. 

iiersperg m. p. Ihlaneeky ni. p. Preti» m. p. 



7. Coucmiousurkuiide vom 30. Mai 1876, K. G. Bl. ^^• 88, 
für dir l^ronotiv-EisentMhB von Bielitt nach Saybnsch. 

Wir Franz Joseph der Erste, von GottcR Gnaden Kaiser von Oeaterreieb, 

ApoKtoliKcher Ki'mig von Ungarn, Künig vonBdhmen, von Dalmatien, Kroa- 
tien. Slavonien. Galizien, Lodomerien und Illyrien; Erzherzog von Oester- 
reich; Groj^slierzog von Krakau. Herzog von Lothringen, Salzburg, Steyer. 
Kärntiiei). Kr.iin, Bukowina, Ober- und Nieder-Schlesien; Grossturst von 
Siebenbürgen; Markgraf von Mähren; gefürsteter Gral von Habsburg uud 

Tirol ete. etc. etc. 

Nachdem die ans»Rchl. priv. Kaiser Ferdinands-Nordbahn-Gesellachaft , 
die Bitte um die Coneession /um Ban und Betrieb einer I^ocomotiv-Eisen- 
bahn von Bielitz nach Saybus< h gestellt lint, finden Wir Uns bewogen, in | 
ErwSgnng der Gemeinnützigkeit des Unternehmens der genannten Kises- 
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liihn-GeaeUsohaft diese Coneession auf Gnmd des Eisenbahn -Coneesiiaii«* 
gesetzes Tom 14. September 1854 (R. O. Bl. Nr. 288) und des Gesetzes vom 
12. Win 1876 (BL G. Bl. Nr. 45), wie folgt, zu ertbeilen: 

§. 1. 

Wir ertiieilcD der auss'jhl. i)riv. Kaiser Ferdinands-Nordbahn-Gesell- 
äohaft daB Recht zum Bau und Betrieb einer Locomotiv-Eisenbahn von der 
Station Bielitz der bestehendon Balm Difnlitz-Bielit/. nach Saybusch. Die 
oeue Linie wird unter Vcrmcidun}; eim r KopJstation die Stadt Bielitz ilieil- 
▼eise unterlnhren und in Sayltuscii in einen derart zu situirenden Bahnhof 
«ininUndeu, dass b tzterer auf die projectirte Linie von Czacza nach Neu- 
Sandez zu liegen kommt. 

In einem Prot(»kolb- vorn 20. Jännor IHTT. H. M.Z. 14300 ex {>i7C,\, mit wf'lchem 
4ii Be^liulll)UIlger^ dieser (jonccMions-l rkundc iestgestellt worden sind, wurde die Ver- 
wendung des durch den Verkauf der Strecke Jedlesee-Stookerau erzielten Kauf- 
sehilUng« im Betrage von Einer Million Oulden fflr den Bau der Streeke Biel ItZ' 
^ajbusch bewilligt und anerkannt, dass mit dieser Verwendung de^ Knufsebillinga 
der Bestimmung des Art. II. des Oos«'t/.e8 vom 11. Juni 1871, R. G. Bl. Nr. 55 ent- 
sptocliea werde. (Vgl. Bd. IIL, Seite 397 und 457, dann £rg.-Bd. Seite 259). 

Die Aui^tiihrunff des Baues und der Betriebseinrirbtungen der Bahn hat 
nach MaMst^abe der von dem üaudelämiiiistehum geuelimigteu Detail-Bau- 
projecie stattzufinden. 

In Bezug auf die Verfassung und Vorlage dieses Projectes, sowie auf 
die damit zasammenhängenden Amtshandlungen, ist die Hande1smini5«tenal- 
Verordnung vom 4. Februar 1871 (K. G. Bl. Nr. 8) fUr die GeselUcbaft 
rfickhaltslos bindend. 

Insbesondere ist sich beim Bau auch naeh den von dem Ilnndelsmiui- 
»terinm zu stellenden Anforderungen und nach den bestehenden allgemeinen 
BsQ. und polizeiliehen Vori^ehriften zu benehmen. 

Der Unterbau kann auf die Anlage eines Geleises beschränkt werden 
doch i.«t bei der Grundeinlösung entweder sogleich die erforderliche Grund- 
tlUohc Hir ein zweites Geleise zn erwerben oder wenigstens diese t^rwerbnng 
aaf den Fall des Bedarfes sicherzustellen. 

Die Staatsverwaltung ist berechtigt, der Gesellschaft die Herstellung 
des Unterbaues für das zweite Geleise, sowie dessen Legung in dem Falle 
anlzntragen, wenn der jährliche Bohertrag wShrend zweiw aaf einander fol- 
gender Jahre die Summe von 21.500 fl. österreichischer Währung per Kilo- 
iQPter llberschreitet. 

Die Gesellschaft ist verpflichtet, in dem Falle, als die obenerwähnte 
l4ttie Czacza-Neu-Sandez durch eine oder mehrere andere Bahnunterneh- 
mnngen ansgeflihrt werden sollte, den Bahnhof Sa.vbusch an die von der 

10* 
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Regierung sn bezeichnende Unternehmung gegen Ersatz der Baukosten ab 
sutretf'n. 

Jedoch BoU die GeBellsohaft zu den in Foljre eines Ansclilu><ses für 
beide Theile erforderlichen Im^^estaltungen, Erweiterunfis- und Zuliaiiun 
im Bahnliofe Saybuijch keinen lieitr^fr zu den ßaukusten zu leisten ver- 
prtichtet sein. 

In iJetrctI' der fretneiii-^ehaftlichen lienützun^r des hesairten BalinlioiVs 
ißt alsdann ein rebereinkiuniurn zu tretVen, und das«ientf d«'r Staatsvcrwal- 
tungr zur Genehmi^runfr vorznleKen, l)e/it liunpsweif»e. falls ein«' •rüt liehe 
Vereinbarung: nicht zu Stnnde kommen sollte, die Entscheidung des Handel8- 
miuisteriums einzitlud^ n. 

Die Bediii^nuiü:« !! tiir die tret^cnseiti^re Wairenlienützunjr der in Sayliuseh 
ajisiihliessenden Bahnuntcrnrlnnnnjren werden in keinem Falle lästijrer sein, 
als jene. wel< he zwischen der Kaiser Ft'rdinands-Nordbain» und anderen an 
dieselbe anschliessenden Bahnen jeweilig in (leltimfr sind. 

Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Einmündung von Verbindiittgs- 
bahnen, welche von den an der concesf^ionirtm Bahnlinie gelegenen Montan- 
nnd induHtrie. Unternehmungen zum Behüte der Beförderung ihrer Erzeug- 
nisse zur Bahn angelegt werden sollten, mit dem Anschlüsse an die betreffen- 
den BahAbÖfe auf die dem Bahnbetriebe mindest lästige Art gegen Vergtttiing 
der erwachsenden Kosten zu gestatten und das Zustandekommen solcher 
FIftgelbahnen überhaupt nach Kräften zu fSrdem, sowie bezüglich der Be- 
dingungen der Ein^iUndung solcher FlUgelbahnen sich der Entscheidung dea 
Handelsministeriums zu unterwerfen. 

§. 3. 

Die «iesellscbaft ist \ » rpfli. hti't, den Hau der im 1 jrenannten Eisen- 
bahnlinie biuneu f-e<!hs M«»nal<'n. vom h<'iitit:.'n Tage an gerechui't. zu bi^irin- 
nen und binnen zwei und einem halben .lahrt- vom gleichen Zt itinnu te an 
{jren i linet. zu vollenden, dir iVrlii-^c Hahn dem Betriebe zu übergebru und 
während der ganzen Coucessiousdauer im unnuterbrochenen Betriebe zu 
erliaiteu. 

Der (ies»'lls< lint't wird zur Anstulirung der con<'essionirten KisenV)abn 
das Kecht der Expropriation nach den Bestimmungen der diessfälUgen ge- 
setzUehen Vors< hriitcn erlheilt. 

Das gleiche Recht soU derselben auch b< /iiirlich jener zu einzelnen 
industriellen Etablissements etwa herzustellenden Fiügelbahnen zugestanden 
werden, deren Errichtung von der Staatsverwaltung, als im üffentlioheii 
Interesse gelegen, erkannt werden sollte. 
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Die Gesellschaft ist verptlichtLt, die i^rundbüoheiiiche Abschreibung 
^er lür ileii Bahnban erworbenen Griindparzellen. beziehungaweiae die 
Durditülirung: de- Gesetzes v.)in 19. Mai 187 4 'H. G. Bl. Nr. 70) erforder- 
lichen Vorkehrungen behufs der eiaenbahnbUeiierliclien Siclierstellung der 
einscldäjriiren Heelitsx erliältnisse, insoweit es an ilir liegt, thunlichst zu l)e- 
sclileunijren. sowie dafür Sorge zu tragen, dass die der büi'iierliehen Richtig- 
stellung vorhergehende definitive Vermessung der Grundstücke und die 
Finalifliruiig der Abrechuuug mit aller Besohl euuigung durchgeführt werde. 

ij. n. 

Die Gesell«5clialr hat sieh bei dem Bau und Betriel) der concessionirten 
Bahn nach dem Inhalte der gegenwärtigen ( oncessionsurkunde, sowie nach 
den (liessfalls bestehenden Gesetzen und Verordnungen (namentlich nach dem 
Eisenbaliu-Concessionsgesetze vom 14. September 1854, der Eisenbahn- 
Betriebsordnung vom 16. November 1851 und nach dem Sigmilisirungs- 
Reglement vom 16. Juni 1872 (R. G Bl. Nr. 80), dann nach den etwa 
künftig zu erlawienden Gesetzen und Verordnungen zu benehmen. 

§. 6. 

Bezüglich der unentgeltlichen Beförderung der im Dienste reisenden 
Staatsbeamten. Angestellten und Diener, sowie bezü;jrlic!i der Leistungen 
Ar die Pontanstalt und die staatstelegraphen-Anatalt haben auf der eonces- 
siooiiten Bahn die einschlägigen Bestimmungen der Concessionsurkunde für 
die mährisch-schlesisehe Nordbahn vom 6. Mai 1867 (K. G. BL Nr. 82, 
$§. 13, 14 nnd 15) Anwendung zu finden. 

Ygl. die Concetsion« Urkunde vom 6. Mai 1867 Im Bd. I, 1, Seite 35. 

AU Maximaltarif fttr den Personentraneport auf der im §. 1 genannten 
Bahn wird festgesetzt, und zwar: 

per Person und Kilometer 

iUr die I. Classe . . . 5*0 Icr. österreiehisoher Währung in Silber, 

« w U. „ • • * 3*5 n »I »I *• n 

» 1» IM» I» ... 2*5 „ n fi n n 

Bei Eilzügen dürfen diese Tarifsätze um 20 Percent erhöbt werden, 
▼ofern die durchschnittliche Gesciiwindigkeit dieser Züge '^inclusive der 
Aufenthalte in den Stationen) auf jenen Strecken, wo keine Steigungen von 
In pro Mille und darüber vorkommen, mindestens 36 Kilometer, auf den 
Strecken mit Steigun^'en von 15 pro Mille bis exclusive 25 pro Mille aber 
Diiüdestens 24 Kilometer hetriit:t. 

Auf Strecken mit nt»< h stärkeren Steiguntren wird die Geschwindigkeit 
der Schnellzüge von dem liandelsminister bestimmt. 
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Für ^ennsebte Zli^ sind obige Tsrife um 20 Percent sn ermltoftigeiL 
Der HaDdeUmmister ist jedoeb ermiobtigt, diese Ermlsslgmig bei Bahn- 
linien, aof weicben nur gemisobte Züge verlcebren, naeb Massgsbe der Ver- 
kehrs- nnd soDStigen Verbältuisse der betreffianden BabnanternehinoDg avseer 
Kraft zu setzen. 

Sollte sieh das Bedfirfniss naeb weitergebenden ErmXssiguugen herani- 
stellen, «o ist die Qesellsebaft verpflichtet, Qber Auiforderang des Handels- 
ministers auf den von demselben bezeiebneten Strecken eine IV. Classe 
(Stebwagen) mit dem Tarifsatze von 1*5 Krenzem österreichischer Wfthmng^ 
in Silber per Person and Kilometer einznfttbren. 

Die TarifiMtze der mähriseb-schlesiscben Nordbabn IHr Gepäck nnd die 
mit dem Personentransporte im Znsammenhange stehende Bcfördernng von 
Fahrzeugen und lebenden Thieren, sowie sämmtliche Tarifbestimmungen 
der mähri8oh-t»chle«isehen Nordbahn fttr die Beförderung von Personen und 
Gepäck, dann von Fahrzeugen und lebenden Tliieren mit Personenzügen» 
haben auch aul" der Eisenbahn von Bielitz nach Saybuseli insolange Anwen- 
dung zu linden, als nicht eini- anderweitijre Hegelunjr dieser Tarifsätze und 
Tarifb'^'stininiungen durch den Uand»jl8miDister nach Anhörung der liahu- 
untcrnehuiung verlügt wird. 

§. 8. 

Fttr den Gütertransport anf der coneessionirtenBahn hat nachstehender 
Maximaltarif zu gelten und zwar: 

per Tonne nnd Kilometer in Kreuzern österreichischer 'WÜhrung in 
Silber: 

A. Eilguter. 

1. Filr gewöhnliches Eilgut 16 kr. 

2. Fttr ermässigtes Eilgut, als: Milch nnd Milcbproducte, Gemüse, fri- 
sches Fleisch, Brot u. s. w. die Hälfte des obigen Satzes. 

B. Frachtgüter. 

1. Stückgüter. 

( lasse I, als: Arznei- und Farninieriewaaren. Toloniahv aarcn, Bihdicr. 
Galanterit'.. Brnn(n^- und Quinoailleriewaaren, Manulacte, Seidenwaareu. 
Kürschncrwaaren, Felle unil Häute, rabakfabricate u. 8. w. , . . 6*5 kr. 

('lasse II, als: ^euieinc Hauinwoll- und Leinenwaaren, Farbkräuter, 
Helef gemeine Uolzwaaren, Kerzen und Seife, Papier, Irisches Ob^'t. 
Zucker u. s. w 5-5 kr., 

ftlr sperrige Güter**, als: Bettfedern, ungepresster Hopfen, lebende 
Bäunie, Siebmacherwaaren u. s. w. wird die iy,fache Gebühr der Classe I 
berechnet. 
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2. Wagenladungen. 

Olasse Af als: Oetreide, HUUenfrttehte, Oelaaaten. Mahlproducte, Malz, 
Silz, Eisen «nd Stahl (in Stangen, Stilben, Platten), Eisenbahnaohienen, 
Wein, Bier, Branntwein, Spiritus nnd Essig, Reis, Rohancker, Rohtabak 
«. 8. w 6-0 kr. 

Clause B, als : Bau- nnd Nntzbals (nicht über eine Wagenlänge), Kar- 
tofleln, kfinstliche Dnngsfoffe, Onano, Knochenmehl, Knochen, Spodium, 
Kalk, Cement n. s. w 4-0 kr 

Classe C, als: Brennholz, Erze, Roh- nnd Brncheisen, Mauerziegel, 
Dachziegel, Schiefer, Sand, Steine, Erde ffjewöhnliclie, audi Thon-), Eis und 
Schnee, natürlicher DHnger, Hörner und Klauen. Asche, Zuckerrüben 
B. 8. w 3-5 kr. 

Für Miuoralkohie und Coaks dürfen die SUtze den IJetra^ von 2-5 kr. 
nicht ülierschrj'iten und sind dieselben nüthigenfalU im Wege von Speoial- 
tarifen lestzust eilen. 

Nach Erlorderiiiss kennen auch für sonstifre nach Lasre der Bahn wich- 
tige Transportartikel mit Genehmifrunp: des llamleUministers Öpecialtarife 
mit ermässigten Sätzen anfgestelit wei den. 

Die WaarendaBsitication und alle auf den Fra( htt ntransport beziijrliehen 
Xebenbestimmungen unterliegen der Genehmigung des llandelsrainisters. 

Die Nebengebühren «ind jenen der niähriseh-sehlesiHchen Nordbahn 
plei''liznstellen, in.solan^c nicht eine anderweitige liegelung dieser Neben» 
gebüliren durch Üestimuiung des Handelsministers eintritt. 

§. 9. 

Auf Strecken mit Steigungsvcrhiiltnissen von 15 pro Mille und darüber 
darf bei Berechnung der Falir- und Frarlitprei.se die 1 < ofache Länge der 
fraglicheu starken Steigungen und liefälle zu Grunde gelegt werden. 

JJ. 10. 

Im Transitovf rkehre wird tür die Strecke Saybusch-Bielitz oder vice 
versa nur die Hälfte der Manipiilationsgebühr erhoben. 

Für die von den liinterbalinen der Bielitz-Sayltuscher Bahn in der 
Ri* litnni: von Neu-Sandez nach Stationen der Kai^^er Fcrdiuands-Nordbaliu 
luid deir'n AnsehluBsbahnen in der Kirhtun^' nach Oderberg und darüber 
hinaus und viee versa zur Beftirderung gelangenden (iüter dürfen rüeksicht- 
ü*'h der Gesanimt>!treckeii ali Sayliu<«di keine lästiin'reii Bt >tiinMHin,i;en Platz 
gn ifcn und keine hüheren Gesanunt-Tarilsät/e »»d'-r Antlieile erhoben werden, 
aU welche von der Kaiser Ferdinands-Nordbahn für gleiche Verkehrsrelatio- 
üeu rücksichtlieli ihrer Strecken ab Krakau nach .\l>zug eines fixen Betrages 
von 70 Kreuzern österre i eh iseher Währung Banknoten per Tonne i^lUUOKilo« 
gramiuj jeweilig zugestanden sind. 
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§. 11. 

In Fällen eino^ Nothstande» und ÄU88ergewöhnli( her Theuerung der 
Lebensmittel für Menschen uod Niitzthirr»' in (1<mi im Reiohsrathe vertretenen 
Ländern der österreichisch-unjrarischen Monarchie ist der Handelsminiater 
berechtiget, nach Erforderniss die Frachtpreise für dieselben herabzumiodera, 
jedoch nicht ani einen niedrigeren Betrajr. als die Sätze fUr die am gering* 
aten taritirten Artikel auf der betreffenden Bahn betra*>:en. 

Die gleiche BestiuiiDung gilt, soferne Gegenseitigkeit gewährt wird, 
auch flir Fälle eines Nothstandes in den Ländern der ungarisohen Krone. 

i?. 12. 

Die Militärtransporte müssen nach herabgesetzten Taritpreisen besorgt 
werden, und zwar nach den in dieser Beziehung^ sowie rttcksichtlicli der 
Begünstigungen reisender Militärs anf den übrigen Linien der Kaiser Ferdi- 
nands-Nordbahn geltenden Bestimmungen, insbesondere nach dem zwischen 
dem Reichs- Kriegsministerium und der Direction der Kaiser Ferdinands- 
JNordbahii initcrm 18. Juni 1868 abgeschlossenen l ebereinkommen. 

Im Falle jedoch mit allen oder der Mehrzahl der österreichischen Bah- 
nen iiir .Militärtransporte dem Staate günstigere Bestimmungen vereinbart 
würden, sollen diese auch fttr die concessionirte Bahn Geltung erhalten. 

Diese Bestimmungen finden auch auf die Landwehr beider Reichs- 
hälften, aaf die Landesschtttzen Tirols, und swar nicht nur bei Reisen anf 
Rechnung des Aerara, sondern auch bei dienstlichen Reisen auf eigene Rech- 
nung zu den WaffenObungen und Controlsreraammlungen, femer auf das 
Militär- Wachcorps fttr die k. k. Civilgerichte Wiens, auf die k. k. Gendar- 
merie, sowie auf die militäriseh-organisirte Finanz- und Sicherheitswacbe 
Anwendung. 

Die Gesellschaft ist yerpflichtet, dem von den Osterreichischen Eisen- 
bahngesellsohaften abgeschlossenen Uebereinkommen Uber die Anschaffnog 
und Bereithaltung TOn Ausrttstungsgegenständeu für Militärtransporte und 
die Leistung gegenseitiger Aushilfe mit Fahrbetriebsmitteln bei Durchfüh- 
rung grösserer Militärtransporte, sowie der organischen Bestimmungen und 
der Dienstvorschrift fttr die Feldeisenbahn-Abtheilungen, femer dem mit 
1. Juni 1871 in Wirksamkeit getretenen Nachtrags-Üebereinkommen. bezOg- 
lich des Transportes der im liegenden Zustande auf Rechnung des Militär- 
Aerars zur Beförderung gelangenden Kranken und Verwundeten beizutreten. 

Dieselbe Verpflichtung des Beitrittes gilt auch bezüglich des mit den 
Bahngesellschaften zu Stande kommenden Uebereinkommens wegen gegen- 
seitiger Aushilfe mit Personale bei Dnrchftthruug grosserer Militärtransporte 
und der Vorschrift für den Militärtransport auf Eisenbahnen. 

Die Oe^ellschalt unterwirft sieh, soweit diessfalls die im §. 1 bezeich- 
nete Bahnliiiie in lletracht kommt, den Bestimmungen des in Ansffihrang des 
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§. 38 dos Wehrgesetzes vom 5. DecfMnl.er 1868 (R. Ö. Bl. Nr. 1dl) erlasse- 
nen Gesetzes vom 19. April 1872 R. G. Bl. Nr. 6ü). 

Die in diesem Paragraphe enthaltenen Militär-Tarifsbestimmungen und 
s..nstigeii Begünsti-:tin<ron finden auch auf die für Zwecke der Staats-Pferde - 
/u< )it.in>«taiteu statttiudenden Transporte und deren Begleitung volle An- 
Wendung. 

§ 18. 

Der (lesellsclialt wird dn« Reehl « injicräumt. zur Aufbringung dvv erfor- 
derliciien Geldmittel auf Uelierhringer oder auf Nameu lautende Prioritäts- 
obligatii»nrn auÄzn.ii:el>on, welche auf deu ööterreichinciieu Börsen verhandelt 
und amtlich uotirt werden dürfen. 

l>ic liezUfrlicheu Formularien, sowie der Tilgungsplan sind vor der 
Aasgabe der Staatsverwaltung zur Geuebmigung vorzulegen. 

§. 14. 

Für die conoessionirte Bahn werden vom Staate folgende BegUustignn- 

geD gewährt : 

1 Die Befreiung von den Stämpeln und Gelüihren für alle Verträge, 
Eingaben und sonstige I rkunden zum Zwecke der Capitalsbesoliaffiing, sowie 
•i«^ Baues and der Instruining der Bahn bis siim Zeitpunote der Betriebs- 
eröffnung. 

2. Die Betreiung von den Stampeln und Gebühren fUr die erste Aas- 
gabe der PrioritätsobUgationen, sowie der bei der Grondeinlösang aoflaa- 
fenden l'ebertragungsgebflbr. 

3. Die Befreiung von der iärwerb- and Einkommensteuer, der Entrioli- 
tnng der f oupon-SrämpelgebUhren, sowie von jeder Steuer, welche etwa 
durch iLttnftige Gesetze eingeführt werden sollte, auf die Dauer von 25 Jah- 
ren, vom Tage der Coneessionsertheilang an gereohnet. 

Um die Führung einer gemeinschaftliohen Betriebsrechnung für die 
Linie Bielitz Saybnsoh and die älteren Linien der Kaiser Ferdinands-Nord- 
bahn zn ermöglichen, wird das steuerbare Reinortrigniss der Strecke Bielita. 
Ssjbusch fttr die gauze Daner der Steuerbefreiung auf den Pauschalbetrag 
von jährlich 80.000 Gnlden österreichischer lll^hrung festgesetzt. 

§■ 15. 

IMe Dauer der Concession wird .lut Neunzig .laliro, vom Mai 1876 
an gerechnet, festgesetzt, und sie erlischt ii.k Ii A!)lauf dieser Frist. 

Die Concession kann von der Staatsverwaltung als erloschen erklärt 
werden, wenn die im ij. 3 festgesetzten VcrpHichtungen bezüglich der Iiian- 
?riflnahme und Volleiidiiiig des Baues, dann der Hrötl'jMuig und Aulrecht- 
haltung des Betriebes nicht eingehalten werdeu, soferne eine etwaige Termiu- 
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Überschreitung' nicht im Sinne rlcs ^. 1 1, Üt. ^) des fiisönbahn-ConcebSions* 
gesetzes gerecli fertigt werden küuute. 

16. 

Die StaAtsverwaltuii^'- behält >ich das Recht vor. <lie «'oncessiouirte Raliu. 
unter den fiir die inährisch-schlesisehe Nonlbahn gütigen Bestimmungeu und 
von dem für diese Linie festgesetzten Termine an, jederzeit einzulösen. 

§. 17. 

Der Staatsv crwaltnnir wird ferner da?» Recht vorbehalten, wenn uiipe- 
achtet \ oransgc^anjreiier Warnnni,' wiederholte Verletzungen oder Xieht- 
befolginitr der in der Coneessitinsnrkunde oder in den Gesetzen auferlegten 
Verptiichtnngen vorkommen sollten, die den Gesetzen entsprechenden Mas^- 
regeln daircircn zu treffen, und nach rm.HtäiKlen noch vor Al'iauf der Con- 
cessionsdauer die Concession lür erloBchen zu erklären. 

Indem Wir Jedermann ernstlieh verwarnen, den Bi Stimmungen dieser 
Coneeasion entgegen zu handeln, and der Geselischatt das Recht einräumen, 
wegen des erweislichen Schadens vor T'nseren Gerichten auf Ersatz zu drin 
gen, ertheilen Wir sämmtüchen Behin den. die es betrifft, den gemesBenen 
Befehl, Uber die ConceBsion und alle darin enthaltenen Bestinunungen 
strenge und sorgfältig zu wachen. 

Zu Urkund dessen erlassen Wir diesen Brief, besiegelt mit rnsertm 
grösseren Insiegel. in ITnserer Reichshaupt- und Residenzstadt Wien am 
Dreissigsten Tage de^^ Monates Mai, im Jahre des UeiU Eintausend Acht* 
hundert Siebzig und Sechs, Unserer Reiche im Aohtundzwansigsten. 

Franz Joseph m. p. 
Aiersperg m. p. Cklmeckj m, p. f retis m. p. 
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VgL Bd. II, Abtfa. f, S«ite 1898, Bd. III, Seite 5t& und £rg.-Bd. L, Seite 479. 

1. Anmerkung zur Coiicessious-rrkuiido vom 4. September 1870, 

A. G. jBL >r. 9 ex 1871 

fOr die Eicenbabn von Landenbnrg nai>h Oratsbaeb ,(II. Bd. Abtb. Seite 1398) 

Zu den Art. ,1 und lä. 

Die Linie L un de n barg-Oruasbaeh warde am 30. December 1872 
dem öffeotliolieo Verkehre übergeben. 



t. iBinerkiingeii lar Concessions-rrkiinde vom 14. Avgnst 1872, 

R. e. Bl. Nr. 187, 

fär die t SfnhaJin von Zcllerndorf über I.ä» i.ach Neus^iedl Erg. -HU. 1, ^Seiic VJbj. 

Zn §. 1. 

Mit dem HandelsminiBterial Erlasse vom 9. Mftrz 1874, Z. 2920, wnrde 
die Gesellschaft von der Verpflichtang der Führung des regelmässigen 

iJetriebes :iut der Verbindnn^r-ilcilin Laa-Ln;i bis auf Woiten s unter der 
Vor.'iiiss;etzung enthnben, (l.M>vi liir Transitoverkehr, welrliom diese Ver- 
^ifuiuii- liäfte di»'nen sollen, ciitsprcflieiKle I'arifsbe^ninsti^run^'en i^aut' dem 
Imweire via Neusiedl-Diiniintlz'i t'injreliilirt werden, tlie Gesellschaft wurde 
übrigrim \ ♦.'rplliclilct. die Führunjr eines rejrelm;issi«jen Betriebes auf der 
tra^'lichen Vrrbinilnnfr>^balin über Wt-iNiiiif: des HandeUiniiiisti'riiims zu ver- 
anlassen und die liiczii etwa trfonlerliclien Erweiterungsl'autcii am Staat>- 
bahnhofe in Laa auf eigein' Kosten auszuführen. — Mit dem weiteren 
HantleUininisterial-Krlasse vom 26. Juli 1875. Z. 22.162 wurde die Entfcr- 
iiini;: des Einmtindunfrswt clisels des Verbindunjrsjreleises Laa-Laa an das 
Maatsbahngeleise in Laa gegen bereitbaltuog der Weichenbestandtheile 
genehmigt. 

Zu den §§. a und 15. 

Die Linie Zellerndorf-Laa-Nensiedl wurde am 8. December 1878 
<l(m ^ffentlieben Verkehre Ubergeben. 
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3. Protokoll, 
auTgenOBinen im k. k. HaDdelsmintoterlnai «n 20. Decembcr 1875. 

Gegenw&rtige: 

Von Seite der k. k. Regierung: 

I>er Generaldireetor den österreichischen Eisenbalinwesens Herr k. k* 
«Seetioiiseliet' v. Kfirdllns als Vorsitzender, 

<ler Herr k. k. Sectionseliel" im Finanzminiaterium Dr. Eitter v, iei^CIJ* 

Herr Sectionsrath Dr. Heinricli Uitter von WiUek. 

in Vertretung der Prior i tat sirliinbi^^er der k, k. p r i vil egirtcn 
Lun d tj n l) u r g - N i k o 1 s Ij u r g - G r u s s b a c h e r E i e 11 b a h n : 
Der gerichtlich bestellte Curator der liesitzer von Priorit.itsubliiratioiieo 

«rster Emission der genannten Bahn, Herr Hof- und Gericütsadvocat Dr. 

Anton Stfhr; 

der geriehtlich bestellte Curator der Besitzer von Priorität>obiigatiouen 
zweiter Rmis!<ion der genannten Bahn, Herr Hof- und Geriohtsadvocat Dr. 
Adoit Sfhiff. 

Als Protokollführer Herr k. k. Ministerialsecretllr Ludwig Wrka. 

Gegenstand der Verhandlong ist die Feststellung der Bedingungen ittr 
die Abtretung der Linien der k. k. prir. Lundenburg-Nikolsburg-Grussbacher 
EisenbabD-Gesellsohaft. 

Der Herr Generaldireetor eröffnet die Verhandlung mit nachstehenden 
Bemerirangen : 

Die k. k. Regierung habe mit RUcksioht auf die seither geänderten 
Verhältnisse die OesetzesvorUge wegen Vereinigung der österreichiachen 
l^ordwestbabn mit der Lundenbnig-Gmssbach-Zellerndorfer Bahn und 
anderen Bahnen von der verfassungsmässigen Behandlung zurttokgesogen. 

Nachdem anderseits die derzeit von der österreichischen Nonlwestbahn 
vertragsmässig besorgte BetriebsfOhrung auf den Linien der Lnndenburg- 
Nikolsburg'Gmssbacher Eisenbabngesellschaft am 15. April 1876 zu £nde 
gehe und keine Aussicht vorhanden sei» dass die Gesellschaft die Fortfüh- 
rung des Betriebes und die Erfüllung der eingegangenen Zahinngsverbind- 
lichkeiten, insbesondere die Verzinsung und Tilgung ihrer Obligationsschnld 
aus eigenen Mitteln zu sichern im Stande sein werde, sei die Regierung, dem 
diesfalls gestellten Ansuchen der beiden Herren Garatoren der PHoritäts« 
gläubiger der GeseUsehaft entsprechend, geneigt, ihre Vermittlung belinfB 
der angestrebten Ordnung der Verbältnisse der in Rede stehenden Bahnen 
in der Weise eintreten zu lassen, dass an sie behufs der einstigen üebertra- 
gung an eine erst festzusetzende Unternehmung die sämintlichen, tU n I*riori- 
tätsgläubigern, beziehungsweise den A<*tionäreii der l^undenburg-Nikolsbiirg- 
Grussbaeher Eisenliahugesellscliait an den Bahnlinien dieser Gesellschaft 
zustehenden liechte abgetreten werden. 



Digitized by Google 



GrnstlMoher Eisenbahn. 



16T 



AI« Voranesetsiing dieser Vemiittlang sei jedoch eine Einigung der 
beiden Herren Cnratoren über die gegenaeitigeii Ansprüche der Besitser von 
PriorKStsobligationen erster und zweiter Kmission aof Befriedignng ans dem 
für die Abtretung der gesellsebafUiohen Linien zu erzietenden Kanfsohillinge 
und über die Beilegung der in den erwähnten Besiebnngen zwischen den 
beiden Herren Cnratoren entstandenen Differenzen im Vergleiehswege anzu- 
streben. 

Die zur Vertretung der Rechte der Besitzer von Friöritätsobligationen 
erster und zweiter Emission der in Rede stehenden Eisenbabngesellsehaft 
geriohtlicli bestellten beiden Herren Cnratoren erklären vorbehaltlich der 
enratelsgerichtlichen Genehmigung ihre BereitwilligiLeit, auf die erwähnte 
Abtretung einzugehen und ttber die Verthcilung des kanf^ehillinges einea 
Vergleich abzusehliessen. 

Es werden sohin nach eingehender Erörterung die nachstehenden Ver-^ 
einbsrungen getroffen: 

Artikel 1.^ 

Die beiden Cnratoren verpflichten sich, sämmtliche bücherlichen und 
loDfttigen Rechte, welche den durch sie vertretenen Besitzern von Prioritäts- 
obtigitionen erster und zweiter Emission der k. k. priv. Lundenburg- 
Nikolsburg-Orussbacher Eisenbahugesellschaft an den Bahnlinien dieser 
Gesellschaft zustehen, je nach Wahl der Staatsverwaltung an diese selbst 
oder an eine von dieser zu bezeichnende Unternehmung abzutreten und 
gemeinsam dafür 8orge zu tragen, dass eine gleiche Abtretung, beziehungs- 
weise Uebertragung auch in Ansehung der Rechte der genannten Actien- 
geiellsehaft oder ihrer Rechtsnachfolger herbeigeführt werde. 

Artikel IL 

Die im Artikel l bc/ciclint tf Abtretung, beziehiinffsweise Uebertragung 
bat derart >tattziitiiitb n. dass tiic derzeit der AetieiigesellschaU der k. k. 
l»riv. Luiidt'ii'jur<r N iktdsbtir^"- ( inissbaeber Balm ^'eliörifreii, im Eisenbaliu. 
Uciie des k. k, Laiidesgericlites in Wien iuneliefjeiiden Eisenbabuliiiieu 
Lniidenbur^ - iSiktdsburg - Grussbarh und ZeUenidtMi - Laa -NeUHiedl nebst 
allem unbeweglielieii und )>ew( u liehen ZnL'«'b'>r, einsrhlicsslicii der r.etriebs- 
♦'inrichtunfren, Telegraphen- uml Si^Minlapparate. dann dem im Zeitpunkte 
"ier Betriebsiiibergabe auf den iiahidinieu etwa thatsiiehlich vorhandenen 
Materialvorrathe. der (ifsellseliatt ;reliih'i;x, sowie sauinit allen conressidns- 
inä-^sip n und sonstifren liechleii, t'rei von allen biieherlieben Lasten und wie 
iiiiiiit r ;.'e:iri»'ten Seliulden auf den relM-vnejinier übrr;:elii n. l)a<:efren wird 
ausdrüeklicb anerkannt, dass die der Lundenburg- Nikidsbiirjr - (ii ii-sbaciier 
Ei!»eubahnge3ellschalt fjreiiörijren (.'assatM-stiinde, Wertlipapiere und Aetiv- 
fordemugen, insoweit dieselben nach gepflogener Abrechnung Uber das Be- 
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triebr5er;x«*l)iiiss (Artikol V) sich :ils iviiuT l>lMM>.<'hu>s darstellen snilten. 
unbes('l\atlpt dor im Artikel VIII enthalTfiieu He>timiniin;j:eii in Betreft' der 
(»twaigen Fension-sfoiidsantlieile der gcsellscliaftliolieii Beamten und Bedieu- 
8teteu, keinen Gegenstand der Abtretung zu bilden haben. 

Artikel HI. 

Die von der Lundenburg-Nikolsburg-Grussbaclier Eisenbakngoselkchaft 
atifprenommenen Schulden, wie insl)C8ondere etwaige aU8 dem Baue oder 
anlä8slieh desselben erwachsenen Ansprüche der Bauunternehmer^ Anrainer, 
Grundeinlösungsgläiibiger oder Ronstiger dritter Personen, sowie die aus 
AnlasR der Betrit'bsjiihrung auf den gesellsehaftliclien Linien dunii die 
Kaiser Ferdinands-Nordbahn nii l in der Folge dureh die Oesterreichische 
Nordwestbahn entstandenen Abrechnung=:sehulden, dann die Forderungen der 
Prioritätsglänbiger an Hilligen aber nicht eingelösten Coupons und hiervon 
aufgelaufenen Zinsen bilden keinen Gegenstand der Ueberaahme von Seite 
der Staatsverwaltung, beziehungtveise der neuen Unternehmung; vielmehr 
bleibt die Berichtigung, Abreehnimg und Begleichung der erwähnten Schulden 
und Forderungen lediglich der Lundenburg-Kikolsburg-Grussbacher £isen- 
bahngesellsohaftfbesiehungsweist» ihren PrioritätsglSubigem für eigene Rech- 
nung überlassen. 

Artikel IV. 

IMe Lebernahme des Betriebes auf den Linien der Lun.lenbtirg« 
NikttlslMtr*: - Grussbaehcr EisenbahngeseUseliaft durch den infolge dieses 
Uebereinkommens eintretenden Erwerber soll nach erfolgter legislativer 
Genehmigung dieses rebereinkommens sobald stattfinden, als die beiden 
Cnratoren in der Lage sind, den Erwerber in den physisoiien Besitz und 
Geuuss der Bahn zu setzen. Bis zu diesem Zeitpunkte wird der Betrieb der 
in Rede stehenden Bahnlinien fllr Rechnung der Lundenburg-Nikolsburg" 
Grassbacher Eisenbahngesellsohaft geftthrt, so dass diese Gesellschaft ffir 
alle aus dieser Betriebsflihrung erwachsenden Auslagen und Schulden, mit 
£in8chlu88 der erst nachtrSglich fiillig werdenden Abrechnungsschuldigkeiten, 
aufzukommen hat, wogegen ihr auch die erst nach dem obigen Zeitpunkte 
eingehenden Abrechnungssusstände, sowie alle sonstigen Einnahmen ans 
der bezeichneten Betriebsflihrung goblihren. 

Zur Sicherstellung der hieraus erwachsenden Verpflichtungen wird dem 
Erwerber der Bahnlinien das Recht eingeräumt, sich fttr den Fall, als die 
ans obigem Anlasse schuldigen Zahlungen bis zum -Zeitpunkte der Ausfol* 
gttttg des nach Artikel IX stipulirten Entgeltes nicht geleistet sein sollten, 
durch Rttckbehaltnng eines dem Effectivbetrage der Zahlungen mit Hinzu- 
rechnung sechspercentiger Zinsen vom Fälligkeitstermine an entsprechenden 
Theiles dieses Entgeltes ohneweiters zu befriedigen. 
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Artikel V. 

Der Betriebattbernahme der den GegenstMid der Abtretung bildenden 
Bahnlinien dnreb den Erwerber hat die ordnungemäasige Uebergabe der 
Balin nnd ihres Zngebörs voranssngehen. 

Die Cnratoren werden dafür sorgen, dass ausser dem einen Gegenstand 
der Abti«tnng bildenden ZngehOr, insiMSondere ausser sKmmtliclien Betriebs- 
ebriebtnngen und den auf der Bahn etwa vorhandenen, der Oesellsohaft 
gehörigen Jlaterialvorrilthen aneh die sämmtlichen den Betrieb betreffenden 
Ctisenbestiinde, Werthpapiere und Forderungsdooumente, Torbehaltlieh der 
ekestens durchsuführenden Abreehnnng Aber das Ergebniss des für Rech- 
nsBg der Lundenburg-Nikoleborg-Ornssbacher Eisenhalingesellschaft geführ- 
ten Betriebes Hbergeben werden. 

Artikel VI. 

Mit dem ZeitpiinJcte der Hetricbsubernahrac werden die bis zum Tage 
der FJekanntgabe des g:e«^en wärt igen Uebereinkommens an den Verwaltmigs- 
rath der Luiidenburg- Kikolsburg- Grussbaeher Eisenbahngesellscliaft zu 
Betriebszwecken abgeschlossenen und in diesem Zeitpunkte iiooh zu Recht 
bestehenden Verträge, insbesondere die Verträge mit den Anschlussbahnen 
über die MitbenOtznng der Anschlnssstationen von dem Erwerber Über- 
sommen. 

Artikel VII. 

Die Regieruii^r wird zur Waluung der diircli sie veHreteiien Interessen 
von dem Zeitj)unkte nn^'elauiren, in welchem das gegenwartifre T'eberein- 
kominen die Znstirnnimig des V^m waltniigsrathes der Lundchljurg-Nikolsburg- 
Griis^lmcher Eisen)):i}in^^es('llsehal'i erlanirt. bezichun^^sweise dl«' im Artikel I 
vor;:f<ehene Uebertragung dti- Ileelite <ler Aetien^t-sellschalf statttindet, 
«las Heelit eingeräumt, einen Speciairomniissär bri der Verwaltung der 
in Kede stehenden Hahnlinien zu bestellen, welcher die ökonomische Geba- 
rang. insliesondere auch in Absicht auf die Sicherstellung eines guten 
Erhaltungszustandes der Bahn und ihres Zngehörs bis zum Zeitpunkte der 
tactisclien Uebt'i«:Mbe an den Erwerber, sowie die Uebergabe selbst zu 
überwachen hat und ohne dessen Zustimmung keine über den regelmässigen 
Imfang des Geschäftsbetriebes hinausgehenden Veräussemngen oder 
Vertragaabsehlüsse vorgenommen werden dilrfen. 

Unter Mitwirkung des erwähnten SpecialcoramissSrB ist seinerzeit ein 
Inventar der zur Zeit der Uebergabe etwa vorhandenen Materialvorräthe 
und Cassenbestände anzufertigen. 

Artikel VITI. 

Dem Erwerber der Linien »b'r r>undenburg-Isik<'Ulnir:,^-(;rnssl)acher 
Eisenbahngesellschaft wird die Verptiichtuug obliegen, die detiuitiv ange- 
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stellten Beamten nod Diener dieser Gesellschaft finter Aofreehthaltung der 
erworbenen Rechte, insbesondere der etwaigen statatenmässigen Pensions- 
ansprttche derselben, in seine Dienste an übernehmen. 

Es ist wohl verstanden, dass diese Verpflichtung sich nnr anf die Tor 
der Bekanntgabe dieses Debereinkommens an den Verwaltungsrath der 
Lnndenbarg - Nikolsbnrg • Gmssbacher Gisenbahngesellsohaft erworbenes 
Dienst- und etwaigen PensionsansprUehe, aof spftterfain erfolgende Anstel- 
Inngen, Vorriickungen und Pensionirungen aber nnr insoweit bezieht, als 
dieselben die specielle Genehmigung der StaatsTerwaltnng erlangen. Etwaige 
den Beamten und Dienern der Lundenbnrg-Nikolsburg-Gmssbacher Eisen- 
bahngesellschaft gebührende Pensionsfondsantheile gehen an den Er- 
werber Uber. 

Artikel IX. 

Als Entgelt für die in Oemfissheit des gegenwärtigen Üebereinkom- 
mens zugesicherte Abtretung, beziehungsweise üebertragung der Rechte der 
prioritiltsgläuhiger und der Actiengesellschaft, beziehungsweise zur Befrie- 
digung der PrioritätenbeRitzer, zur Ausgleichung mit den Gl&nbi^em und 
zur Abfindung der Actionäre wird die Zahlung eines Betrages von einer 
Million siebenhuuderttausend Gulden österr. Währung Banknoten festgesetzt, 
welchen der Erwerber nach seiner Wahl entweder im barem Gelde oder zu 
dem vereinbarten Conrse von 90 Percent in Obligationen des garantirten 
Netzes der k. k. priv. österreichischen Nordwestbahn vorbehaltlich etwaiger 
nach Artikel lY eintretender Abzüge an die zur Vertretung der Prioritftts- 
glXubiger bestellten Curatoren zu entrichten hat. 

Dem als Entgelt vereinbarten Betrage sind vom Zeitpunkte der Betriebs- 
llbernahme angc taugen bis zum Zahlungstage sechspercentige Zinsen binzo- 
znrechnen, falls er bar, und die laufenden Obligationszinsen, falls er in 
Nordwestbahntiteln bezahlt wird. 

Die Zahlung des Entgeltes bat stattzufinden, sobald die schulden- und 
lastenfreie Gewähran Schreibung des Erwerbers anf die bücherliche Biulage 
der k. k. priv. Lundenburi^-Nikolsburg-Grossbacher Eisenbahngesellschaft 
rechtskriitti^' vollzog n sein wird, und wird dieselbe von der weiteren Be- 
diiigunj; abhänjrifr crcm.icht, dass die im l'mlaufe befindlichen Prioritätsobli- 
gationcii der k. k. ])riv. LiiDdenbur^'-NikoUlnir;r-<Tni«sbncli('r Kisenbahii- 
gcsellschaft, und zwar 7. 190 Stii. k fi^rt r EiiiissifU im ( M sammtiioiuinai- 
werthe von 2,'247.UOU tiulden iü^terr. Währ, in Silber und 13.300 Stück 
zweiter Euus.sidu im (H sanimtiiominalbctra^e von 3.*J'JU.UU0 Gubb'n r>st<Tr. 
Währ, in Sillier. sowie ilir ausiieju'ebciien und ziiin 1 heile im eigenen Desitze 
der ( lesellHeliatt l)elindlii'lien Actien der ^^enaimii ii BaiinfjjeselUehatt. und 
zwar 1 1.2.')U Stiiek er>!er Kniis^ion im (.JesamnitnHniinallM'ira;.'^<' von 2.2ÖO.UO0 
(iulden osterr. Währ, in Silber und 13.30U Stück zweiter Emission im 
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Geaammtnominalbetrage von 2,660.000 Guldeu österr. Währ, in Silber bei- 
gebncbt, beziehungsweise ausser Verkehr geeetzt Verden. 

Insoweit einzelne Stücke der Obiigationen- oder Aotientitel nioht beige- 
bracht werden könnten, wird von der Boibringnngi besiehungsweise Ansser- 
verkehrsetzung dieser Stücke unter der Bedingung abzusehen sein, daas die 
dem Nominal wertlie derselben yerhältnisRraäsRig entsprechenden Beträge zu 
Händen der Anspruchsberechtigten gerichtlich erlegt werden, worttber dem 
Erwerber dnreh die Cnratoren der gehörige Nachweis zn liefern ist 

Artikel X. 

In BetreflT der Vertheilnng des nach Artikel IX zn erzielenden Kauf- 
Schillinges für die in Gemässheit des gegenwärtigen Uebereinkommens zuge- 
sicherte Abtretung, beziehungHweise üebortragung der Rechte der Prioritäts- 
gläubigor und der Actieugesellöcliatt wird von den beiden Curatoren der 
Beisitzer von Priurltätsobligationen erster und zweiter l'hnisgion der Lunden- 
biirg-Nikolaburg-Grussbadier Kisenbahngescllschart vorbehaltlich der rura- 
U lHgerichtlichen Genehioigung eine Vereinbarung dahin getroffen, dass aus 
dem gedachten Kanfschillinge, sowie den son.st etwa auri der Realisirung 
des Vermögens der (Je^cllschaft zu erzielenden Ein;:iin<;en i Artikel lij zu 
nächst die im Sinne des Artikels Hl und IX von der Actiengesellaohal't, 
lie/.iehungsweise deren Prioritätsglänhigcrn zu tragenden Auslagen zu 
bestreiten sind und von dem sonaeli eriihriircnibni Restbeträge einTlicilbetrag 
von 1 1 ^ Pereent denPrioritätsnbU^-.'itionen erster Emission, der eriibriirende 
Tiieil))etrag von 35^/2 Perceut aber den Prioritätsobiigationeu zweiter 
Emission ztikommeu solle. 

Der Curator der Besitzer von l^rioritätsobligationeii zweiter Emission 
öberlässt dem Curator der Besitzer von Prioritätsobligationen erster Emission 
die Durchfuhrung der Verhandlungen wegen Anstrleiehung mit den gcsell- 
Bchaftlielien Gläubigern nnd wegen Abfindung der Actionäre nnd die damit 
Terbnndene Geldgebarung. 

Die im Vorstehenden getroffene Vereinbarung, respeetive das angeführte 
Theilnngsverhäitniss wird jedoch erst dann reclitskräftig, wenn bezüglich 
des gegenwärtigen UebereinkommenB die Genehmigung des Guratelgeriohtes 
and die legislative Sanetion erfolgt sein wird. 

Artikel XL 

Die beiden Curat(>ren knüpfen ihre Znstimmnn? zu dem gegenwiirtigen 
Uebereinkommen an die Bedingung, dass für diu den Gegenstand dieses * 
Uebereinkommens l»ildenden Reelitsgesc hätte, deinnaeli für die zu diesem 
Zwecke zn errichtenden Verträge nml sonstig<;n Urkunden, so ^\ ie für die 
•lemgemäss statttindenden biieherlieheii Ein\ erleiluuigen und Li»schnngs- 
erklUrungen die (ieliiihren- und Stcmpelfreiheit eingeräumt, beziehungsweise 
im IcgisUtiveu Wege erwirkt werde. 

11 
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Artikel XU. 

IHe beiden Curatoren Terpffiehten sich, um die eiiraftelit»e]i9rdlic1ie 
Oenehmignng diese» Uebereinkommens uiiTerwellt Msmehen und dabin zu 
wirken, dass dieselbe bis längstens 6. JInner 1876 und ebenso ancb die 
womöglich auf gütliehem Wege anzustrebende statntenmässigc Zustimmung 
der k. k. priv. Lundenburg-Nikolsburg-Grussbacher Eisenbahngesellsehaft 
ehestens erfolge. 

ArtikelXIU. 

Das gegenwärtige Uobereinkommen tritt mit Ausnahme des Artikels XII, 
dessen Wirksamkeit mit dem heutigen Tage beginnt, für die beiden Cnratoren 
mit dem Tage der Ertheilnng der oiiratelsgeriohtUehen Genehmigung, für 
die k. k. Regiemng aber erst naob erfolgter Genehmigang Seiner ExeeUens 
des Herrn k. k. Handelsministers in Wirksamkeit 

Sollte dasgegenwXrtigeüebereinkommen, beaiehnngsweise die snrDnreh- 
{Hhmng desselben erforderlichen Vereinb^mngen im Lanfe der gegenwSrtl- 
genReiohsrathssession die legislative Oenehmigung nicht erlangen, so yerliert 
das gegenwSrtige Uobereinkommen in allen seinen Punkten seine Giltigkeit. 

Hiermit wird das vorstehende, in drei Parien Stempel- und gebührenfrei 
ansgefertigte Protokoll geschlossen, verlesen und allseitig gefertigt. 

Wien, am SO. Deoember 1876. 

IV. N«rdliBs ni. p. Stihr m. p., 

als (Jurutor der Besitzer von PrioritätsobM- 
BeieCBj m. p. gationen er»ter Emission der Londenburg- 

Grasibaeher ESaanbahn. 

Wtttok m. p«, Pr. Schiff m. p., 

Seettonsrath. als Cnrator der Besltsar tob PrioritSteobli» 

gationen zweiter Emission der k. k. prir. 
Lundenbarg-N ik n 1 8 b 11 rg- G r ussbaoher 

Eisenbahn. 

L. m. p., 
k. k. MiniateriaUecretär, als Protokollführer. 



• 4. AuüÖHuug der Gesellschaft. 

Auf Grundlage des vorstehenden ProtokoUes und des Gesetzes vom 
12. März 1876, R. G. Bl. Nr. 42 (Vgl. im gcgenw. Erg.-Bd. Kaisor Ford.- 
Nordb. 3) wurden die gesellschaftlichen Linien an die ausschl. priv. Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn abgetreten. Bei der am 37. JMnner 1876 abgehaltenen 
sweiten ausserordcntlichon Generalversammlung der ActionMre der k. k. 
priv. Lundenburg-Nikolsburg-Grussbacher Eisenbahn wurde die Auflösung 
der Gesellschaft beschlossen. 
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K. K. priv. österreiclüsclie Staats-Eisenbalm-CiesellsGliaft. 

(Vgl. Bd. n, Abth. 1, S«ito 65, Bd. III, 8eito 399 und Erg.-fid. I, Seite 861.) 

L Statuten . 

der k. k. prif . teterreichiseheii StMts-Eisenbahn-GeseUscbafU 



|. Abschnitt. 

Zweck, Name, Sitz und Dauer der GeselUehaft. 

Die Unterzeichneten grttnden mit Genehmigung der k. k. österreichisohen 
Staatev erwaltung eine anonyme GeBellsohafly welche zwischen allen BeBitzem 
der nach den BeetinuniiDgen dieser Stataten auszugebenden Aetien bestehen 
wird. 

§. 2. 

Der Zweck dieger Gesellschalt ist: 

1. die Vollendung und der Betrieb der durob die Concessious-Urkunde 
vom 1. Jänner 1855 überlassenen Eisenbahnen; 

2. der Bau, die Vollendang und der Betrieb aller anderen Eisenbahnen 
ud Verbindnngsatrassen, welche in der Folge von der Gesellschaft durch 
CoDoession erworben, gepachtet oder eingelöst werden ; 

3. jf'der Fuhrdienst zu Wafiser und zu Lande, welcher in Verbindung 
Bit den der GesellBchaft gehörigen oder durch sie gepachteten Eisenbahnen 
eingerichtet werden wird, unbeschadet aller bereits ertheilten Privilegien und 
CcDcessionen ; 

4. die Benützung und der Betrieb aller Grundstücke, Forste, Berg- und 
Metallwerke, Maschinen- und anderen Fabriken, welche gegenwärtig oder 
klaftig von der GtoseUsehaft durch Concessionen erworben, gekauft oder 
Kepaehtet werden. 
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§.3. 

Die Oeaellschaft fahrt deo Namen: ,E. k. priv. ÖBterreichuehe 
Staats-Eisen bahn- Gesellschaft.«* 

Diese Firma wird in gesetzlicher Weise protokollirt 

§• 4- 

Der Sitz der Gesellschaft ist in Wien. 

§. 5. 

Die GeHellfchatt hegiuot mit dem Tage ihrer Constitairuogi und erliaelit 
am 31. Doffiiibor 1965. 

Die Coustitairnng muss spätetens bis 1. April 18ö5 erfolgen. 

U. Abschnitt. 
Uebertragnng der Coneession. 
§. 6. 

Die Herren Georjr Frtäherr von Siiia, Chef des Urosshandlunjishauses 
(l. S. Sina in Wien, Daniel Freiherr von Eskelea, Chef des Grosshandlungrs- 
hauses Arnstein & Eskeles in Wien. Isaak Pereire, Präsident des Ver- 
waltung:9rathes der Sociele generale de credit uiuldlier in Paris, und liaphae! 
llerzopTvon Galliera, (iutsbesitzcr und Verwaltnngsrath derSof iet*' ;-M'n»''raie 
de credit raobilier in Paris, treten ah. und übertragen sowidil im oii^t^neü 
Namen, als in jenem ihror im 8 auf^'-cfiilirten Vollmaehtgebcr dtr (iesell 
Schaft ohne Ausnahme und Vorbehalt alle Uechte, welche sie durch die 
Coucessions-Urkunde der Eisenbahnen ddo. 1. .JUnuer 1855 und durch 
die Vertrags- und Cnnccssions-Urkunde ddo. 1. Jänner 1Ö55 von der 
österreichischen Staatsverwaltung erworben haben. 

In Folge dieser Abtretung und Lebertragung tritt die Gesellschaft als 
Rechtsnachfolger an deren Stelle mit der Verpflichtung, allen aus den 
Oonoessions-Urkunden hervorgehenden Bedingungen nnd Verbindlichkeiten 
Genüge zu leisten. 

Die Rechnung über die auf die verschiedenen concessionirten Unter- 
nehmungen sich beziehenden Auslagen bis zum Beginn der Wirksamkeit der 
Gesellschaft werden von dem Verwaltungsrathe richtiggestellt werden, der 
sodann wegen Ersatzes an die Betreffenden das Nöthige einleiten wird. 

III. Abschnitt. 
Geseilschaftsfond, Actienj Einzahlungen. 

^. 

Der Geselischaftsfond ist aut Hundertzelni Millionen Guldeu 
österieichiscber Währung in Silber oder Z weihuuderttüniundsiebzig 
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Millionen franzörisohe Francs (der Gulden gleich zwei ein halb Francs 
Iruzösischer Währung gerechnet) bestimmt. 

Dieser Fond wird durch 550.000 Actien, jede zu 200 fl. österreichischer 
Wahrung in Silber oder 500 Francs französischer VViilirung gebildet. 

Die Actien werden derart ausgefertigt, dass sie gleichmllBsig anf dea 
Pliteea von Wien und Paris yerhandelt werden können. 

§. 8. 

Der Fond der Gesellschaft kann mit Zustimmung der Staatsverwaltung 
durch Actien oder Obligationen erhöht werden, wenn die Bedürfuiase der 
gesellschattiichen Untcruelunungen diese Erhöhung erfordern. 

Die Bestimmung, ob die gestattete Vermehrung des Oesellschaftsl'ondes 
auf (inraal oder nach und nach zu geschehen habe, sowie die Wahl des 
Zeitpunktos bleibt der Gesellschaft überlassen. 

Die Actien oder Obligationen, welche llir diesen Zweck gesohaflFen 
werden, sind zu der Zeit und unter den Bediaguugen liiuauszugebeu, welche 
die GeoeralversammluDg bestimmen wird. 

Der frühere §. « lautete: 

Die 400.000 Actien, welche den GesoUscbafiBfond bilden, sind vollständig ge- 
Beiebnet und gehören den Nachbenanaletk in folgenden Beträg'-n, als: 

ä. G. Sina und Arnstein u. Eskeles . ...... (fünt'undvierzig) 45 Mill. Francs 
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Im soei4t4 generale de orMit mobllier 4 Paris .... (vierundTientig) 44 > » 

laaMnmen 200 Mill. Franos 

(zweihundert Millionen Francs). 

Jede Actie gibt das Recht anf den verhältnissmässigen Antheil an dem 
VermSgen der Oesellsohafb und an den Erträgnissen der Unternehmung. 
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§. 10. 

Nach geleistetr i-EinznlihingvonSü Percent werden den Berechtigten auf 
den Ueberbringer lautende Actien erfirlgt. 

DftB Eigeothmn derselben wird durch blosse Uebergabe übertragen. 

§. 11. 

Die Aotien werden ans einem Juta-Bnohe heraoogeschnitten und mit 
dem trockenan Stempel der Gesellscbait, sowie mit der Unterschrift zweier 
mtgUeder des Verwaltungsrathes oder eines Hitgliedes nnd eines Ton den 
Terwaltongsrathe hiesn beanftragten Beamten der Gesellschaft Tersehen. 

Jede Einzahlung anf eine Actie wird anf ihr selbst bestätigt. 

§. 12. 

Der Verwaltnngsrath kann die Bewilligung cur Hinterlegung nnd 
Aufbewahrung der Actien in Wien in der Gesellschaftscassa nnd in Paris is 
der von demselben bestimmten Cassa ertheilen. 

§. 18. 

Die Actien sind nntheilbar, die Gesellschaft erkennt flii* jede Actie nur 
einen EigentbUmer an. 

§. 14. 

Der Besitz einer Actie bringt die L uterwert ung unter die Statuten der 

Gesellscliaft mit sich. 

Die Erben und Gläubiger der Actionäi f können unter keinem Vorwandt- 
die Aiiltjrung der Siegel auf die Hüter. Gelder und Werthpapiere der 
GesellKchalt ansuchen , noch sich auf irgend eine Art in die Verwaltung 
einmengen. 

Um ihre Rechte aus/uiil»en, haben sie sieh auf die In venture der Gesell* 
Schaft und auf die Verhandlungen der Generalversammlung zu berufen. 

§■ 15. 

Die Einzahlungen auf die Actien sind in Gold- oder Silbermllnze in 
Wien an die Gesellschaftscassa, in Paris an die vom Verwaltungsrathe 
bestimmte Cassa unter den Bedingungen, welche von diesem bestimmt wer- 
den, zu leisten. 

Keinesfalls darf die erstgeforderte Einzahlung 30 Percent des Capitals- 
betrages der Actie Übersteigen. 

Jede weitere Einzahlung muss wenigstens einen Monat vor dem zur Ein- 
zahlung bestimmten Zeitpunkte in Wien in der Ssterreichischen kaiserliobea 
Wiener Zeitung, nnd in Paris in zwei Zeitungsblättem, welche dazu bestimmt 
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nnd, die amtliohen Ankündigaogeik im Departement der Seine sn entlialten, 
ngekQndigt werden. 

Der Verwaltangerath kann geetatten, dase Voranasahlangen, jedoch anf 
jede letie ohne Ünteraohied, geleistet werden dttrfen. 

§. 16. 

Bei nnterlassener Einzahlung zur festgesetzten Zeit sind die Verzngs- 
Bmen mit 5 Pereent jährlich zn entrichten. 

Die Gesellschaft ist berechtigt, jene Actlen, anf welche die Einsahlangen 
alelit rechtzeitig geleistet werden, zn verkanfen. 

Z« diesem L*nde rottssen die Nnmmern dieser Aotien nnter Bekannt* 
gsbnng der mit dem Versänrnniss der Zahlungen verbundenen Folgen in den 
im §. 15 erwähnten Zeitungablättern kiindf^emacht werden. 

Vierzehn Tage nach dieser Veriiffi'nflich ing ist die Gesellschaft ohne 
Zastellung oder sonstige weit<'ro Formliclikeit berechtigt, durch Börsemäkler 
an den Bi*trs« n in Wien oder Parin Dupliruto jener Actien auf Rechnung: und 
Gefahr des SUumigefi anf einmal oder nach und nach verkaufen zu lassen. 

Die alten Schoiue derart verkaufter Actien sind ungiltig und es werden 
den Käufern neue Actiensclieiiie, welche die uämliohe Kammer wie die 
ungiltig jrewordenen lüliren, erfolfjt. 

Actien, auf denen uiclit die ordnungsmiissige Bestätigung aller ver- 
fallenen EinzAblungen augemerkt ist, sind kein Gegenstand eines giUigen 
Verkehrs. 

Der ans dem Verkaufe erzielte Erlös wird nach Abschlag der Kosten 
nod Zinsen zunächst zur Deckung der ältesten verfallenen Einzahlungsraten 
verwendet, der allfäliige Ueberschuss fällt dem enteigneten Actionär zu. 

§. 17. 

Die Actionäre haften nur bis zum Belanfe des Capitals der Actien; 
<ltrilber hinaus ist jede Anforderung unznlXssig. 

iV. Abschnitt. 
Terwalt Ungerath. 

§. 18. 

Die Angelegenheiten der Gesellschaft werden durch einen Verwaltungs- 
nth besorgt, der aus zwanzig Mitgliedern besteht, wovon die HUfte Inländer 
•ein müssen. 

Wihrend der ersten fünf Jahre wird der Verwaltnngsrath znr Hälfte 
«s Ihläftdem nnd zur Hälfte ans Franzosen oder in Frankreich ansässigen 
issländem bestehen. 
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Die Mitglieder des Verwaltungmthes werden Ton der Qeneralver- 
Sammlung auf fünf Jahre gewählt. 

Jedes Verwaltnogsraths-Mitglied moBB EigeBthüiner von hundert Actieu 
aein, welehe während seiner Amtafllbiiing nnvertttSserUeh bleiben ; die Aetien 
selbst werden in den im §. 12 beaeichneten Caasen aufbewahrt 

§. 19. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten Anwesenheitsmaifcoi, 1 
deren Werth dnieh die erste Oeneralversammlnng bestimmt werden wird. | 

üeberdiess kann den Mitgliedern des Yerwaltnngarathes eine AatfasÜB- 1 
qnote am Uebersehnsse des jShrliehen Reinertrages (§. 46) aigewiesei 
werden, deren Höhe auf Je fünf Jahre dnreh die QeaeralTeraammling bestiflust 
werden wird. 

§. 20. 

Als Ansnahme von der Bestimmong des §.18 ist der erste Verwaltasgs* 
rath ans folgenden MitgUedem znsammengesetst, als: 

Georg Freiherr t. Sina, 
Daniel Freiherr v. Bskeles, 
Ludwig Freiherr Fereira, 
Isajik Pereire, 
Rafael Hersog y. Galliera, 
Emil Pereiire, 
Emst Andri, 
Qrafv. Morny, 
A. V. Eichthalf 
Caspar Ritter v. Seil 1er, 
Anton (Jrafv. IVrgen, 
Ludwig ( i rat v. Ii r e d a , 
Georg: Baron Walterskirchen, 
Cajetan Kdler v. Mayer, 
Moriz V. Wod ianer, 
Heinrich Baron Trenck v. Tender, 
Francis Baring, 
Casimir Salvador, 
Adolf F o u 1 d , 
Charles Maiiet. 

Naeh Ablauf der ersten flinf Jahre des Bestandes der Geselisehmft wird 
der Yerwaltungsrath jedes Jahr zu einem POnftel von derGeneralyersatamlUBg 
neu gewihlt. 

Bis cur günzlichen Erneuerung des nrsprttngliehen Yerwaltnngsrmftei 
wird die Ordnung des Austrittes seiner Glieder dnreh das Los besthnmt 
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In der Folge findet die Ernenernng nach dem Amtsaiter statt. 
Jedfir Austretcade kanii wieder gewählt werdeo. 

§• 21. 

Der Verwaltungsrath wählt jährlich aus seiner Mitte einen Präsidenten 
oad zwei Vicepräsidenteu. Jeder derselben ist immer wieder wählbar. 

Bei gldehaeitiger Abwesenheit des Präsidenten und der Yicepräsidenten 
badant der Verwaltongarath eines seiner Mitglieder mit dem Amte des 
Tontandes. 

Der PlriBident nnd ein VieeprXsident werden ans den inländisohen, der 
iweite TioeprXsident ans den ansländisehen lütgliedem des Verwaltnngs- 
nthes gewiblt 

§. 22. 

Der Verwaltungsradl Tersaramelt sieh am Sitze der Geselbchaft auf 
Einladung des Präsidenten^ so oft das Interesse der Gesellsohaft ee erfordert, 
um wenigsten aber einmal in jedem Monate. 

Die BesclUttsse werden dnroh absolute Stimmenmehrheit der persönlioh 
oder naeh ZnlXssigkeit des §. 33 dnroh Berollmäditigte anwesenden Mitglieder 
tSdtm; bei Gleiehheit der Stimmen gibt jene des Prilsidenten den Ansaehlag. 

Zur Giltigkeit der Verliandlungen ist erforderlich, dass wenigstens vier 
KttgUeder angegen oder durch Bevollmächtigte Tertreten seien; bei dieser 
geringsten Ansahl ist cur Beschlnssnahme Stimmeneinhelligkeit erforderlich. 

§. 28. 

Die ausländischen Mitglieder des Verwaltungsrathes kdnnen sich bei 
den Verhandln Qgen des Verwaltungsrathes durch Bevollmächtigte vertreten 
lassen. 

Jeder BevoUmächtifirte muss Eigeiitliiimer von fiinfzig Aetien Rein, welche 
in der Gesellschaftscaspa hinterleget werden. Die Volimacbt gilt nur für £iQ 
Jahr, kann aber erneuert werden. 

Kein Mitf-'lied des Verwaltnn^'sratlies und kein Bevollmächtigter darf im 
Verwaltuugsrathe mehr als üUue Stimme füliren. 

§. 24. 

Ucber die Verhandlungen des VerwaltunfrBrathes wird ein Protokoll 
aufgenommen, welches der Präsident nnd zwei andere Mitglieder unter- 
fertigen. 

Abschriften oder Auszüge aus dem Protokolle müssen, um Beweiskraft 
n haben, von dem Präsidenten oder jenem Mitgliede, das dessen Amt ver- 
sieht, und von noch wenigstens £inem Mitgliede des Verwaltungsrathes 
uterfertigt sein. 
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§. 25. 

Wenn ein Mitglied stirbt oder austritt, so schreitet der Verwaltungsrath 
mit Rücksicht auf die Bestimmungen der 18 und 21 zur Besetzung seiner 
Stelle. 

Die so gewählten Mitglieder haben gleiche Rechte mit den übrigen; 
ihre Amtsdauer erlischt mit dem Zeitpunkte, mit welchem die des Vorgängent 
geendigt hatte. 

DieBe Wahlen sind der Bestätigung der nächsten General versammlang 
an unterziehen. 

§. 26. 

Der Verwaltungsrath ist mit den ausgedehntesten Vollmachten zur 
Verwaltung der (iesellschaftsaugelegeniieiten versehen. 
a) Er schliesst al> (»der genehmigt Verträge, betreffend die Erwerbung, den 

Bau. den Verkauf, die Paehtnuir oder Verpaclitung jeder Eisenbahn, 

Anstalt (»der rntern<*hmung iiinerlialb des Zweckes der Gesellschaft; er 

genehmigt oder schliesst jeden erlVirderlichen Ankauf oder Verkauf von 

Grundstiickeu und anderen unbeweglichen Sachen. 
hj Er scliliesst die Vertrüge über Beziehungen zu andern Eisenbahnen und 

Fuhrniiternehmungcn zu Wasser und zuLaude, um dasineinandergreifeu 

der Fahrten zu sichern. 
e) Er bestimmt die Gebarung des Beserrefondes und die Anlegung der 

verfügbaren Gelder. 

d) Er bewilligt den Verkauf der Werthpapiere, Renten und Effecten der 
(iesellschaft. 

e) Er bestimmt und ändert die Tarifgebtthren und deren ErhebnngBart, 
führt die darauf bexftgliclien Verhnndlangeny erliast die Verordnungen 
Uber die Einrichtung des Dienstes und Uber den Betrieb derEisenbAhnen 
und anderen Unternehmungen. 

f) Er verhandelt, sehliesst Tergleiehe und Vertrilge besttglioh aller 
Interessen der Qesellsohaft. 

g) Er bringt bei der Staatsverwaltung alle Gesuohe ein um Verlängening 
von Eisenbahnen oder Errichtung von Zweigi>ahnen, um nene Coneea- 
sionen, Eröffnung und Betrieb von Berg-, Metall- und allen sonstigen 
Werken» vorbehaltlich der erfolgten Bewilligung oder der nachtriigliohea 
Genehmigung der Oeneralversammlnng. 

h) Er beantragt bei der Generalversammlung jede Aufoahme von An- 
leihen. 

Ausnahmsweise ist der erste Verwaltungsrath ermächtiget, xnr 
VoUendung der Arbeiten und für die übrigen BedUrfoisse der Unter- 
nehmung eH'orderlichen Falles Anleihen bis zu dem Gesammtbetrago 

von höchstens Eiuliundert Millionen Francs aufzunehmen. 
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tj Er stellt an die Oenerah ersaramlung die Anträge zur Veriänfjerun^r von 
Eisenbahnen oder Errichtung' von Zweigbahnen, zur Vereinigung oder 
zu Verträgen mit anderen Gesellschaften, auf Verlängerung od«'r 
Erneuerung der Concession, auf Verkauf oder Verpachtung der gegell- 
schaftlichen Eisenbahnen, Grundstücke und Gebäude, auf Aenderungen 
der Statuten oder neue Bestimmungen derselben, insbesondere aber auf 
die Verraehmng des^ Gesellsohaftsfondes und VerlängeruDg der Wirk- 
samkeit der Gesellschaft. 

kj £r hat die Befugiiiss, den Direotor und die Subdirectoren der Gesell- 
schaft zu ernennen und zu entlassen, er bestimmt deren BesUge. 
IJ Er sorgt für die Anfnahme der von der OeneralTersammlnng beschlos- 
senen Anlehen. 

mj Er bestimmt die allgemeinen Verwaltangsaaslagen. 

nj Er scbliesst behnfs der Unterhaltung und des Betriebes der Eisenbahnen 
and librigen Untemehmnngen der Gesellschalt Käufe und Verkäufe, 
sowie Vertiäge jeder Art ab; er bestimmt die Bevorriltbigangen, er 
bewilligt den Knf oder Verkauf aller Materialien, Masehinen und 
anderer zum Betriebe erforderlichen oder durch denselben erzeugten 
Gegenstände. 

oj Er bewilligt jede Einziehung, Ueberschreibung, Uebertragung der Werth- 
papiere, Renten und Effecten der Gesellschaft. 
Er stellt alle Quittungen aus, insbesondere auch über den Verkaufs- 
preis unbeweglieher Sachen. 

g) Er sucht die Aufhebung gerichtlicher Verbote und die Löschung grund- 

blicherlichcr Einverleibungen nach, gibt Verzichterklärungen auf Privi- 
legien ab nnd stellt ein verleibungafähige Haupt- und Verzichtsquittungen, 
sowie auch Löschungserklärungen aus. 
rj Er stellt alle gerirlitliehru Klagen an, erwirkt alle Arten Sicherstel- 
lungen, scbliesst alle Vergleiche, unterzieht sich schiedsrichterlichen 
Aussprüchen. 

tJ Er ernennt und entlässt auf Vorschlag des Directors die übrigen 
Üeamten und Bediensteten, bestimmt ihren Wirkungskreis und ihre 
Besoldungen, gewährt ihnen besondere Remunerationen und be- 
schiiesst Uberhaupt hiusiohtiich aller Verwaltungsinteressen der Gesell- 
schaft. 

Üeber die in den Absätzen von lit. aj bis einschliesslich lit. Ij bezeich- 
netcn Gegenstände muss der Verwaltungsrath das Görnitz in l^aris befragen, 
QDd kann erst nach Ablnuf von zehn Tagen, den Tag der Aufgabe auf die 
Post eingerechnet, darüber giltige Beschlüsse fassen. 

Die Mitglieder des Pariser Comites haben in diesen Fällen das Recht, 
jedes ein individuelles Votum einzusenden, welches im Falle des Einlangens 
m Ablauf der obgedachten zehn Tage so zählen wird, als wäre es persönlich 
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oder durch einen Bevollmächtigten (§. 23) im Verwaltnngsrathe abgegebes 
worden. 

§. 27. 

In Paris v\ ird ein ständiges Comit^ aus den dort anweaenden Mitgliedern 
des Verwaitungsrathes gebildet. 

Dieses Comit6 wählt sich jährlich einen Präsidenten und einen Vioe- 
Präsidenten, es versammelt sich wenigstens einmal monatlich nnd öfter nach 
Erforderniss, es ist allein befugt, die Functionen des Verwaitungsrathes in 
Allem, was die Geldgebarung in Paris betrifft, zu besorgen, als: üebernahme 
nnd Verwendung der Einzahlnngen, Ansaahlnng der Zinsen nnd Dividendeii 
n. 8. w. 

Der Verwaltongarath kann diesem Oomit6 andere seiner Beftignine 
durch speeielle Delegation übertragen. 

Innerbalb dreier Tage nach jeder Sitzung des Venraltnngsrmthes wird 
dem Ooraitd eine beglaubigte Abschrift des Sitsungsprotokolles einge- 
sendet. 

Der Bestand dieses Comitds in Paris hat aufsuhdren, wenn die Zahl der 
in Paris anwesenden Hitglieder des Verwaitungsrathes nicht wenigstens fünf 
beträgt. 

§.28. 

Die Leitung aller Dienstesangelegenheiten kann unter derUeberwaebung 
des Verwaitungsrathes einem Director anvertraut werden, welcher den Titel 
Generaldirector itthrt 

Es können ihm ein oder mehrere Subdirectoren beigegeben werden. 

Während der Daner der ersten fünf Jahre hat die Ernennung des 
Direetors und der Subdirectoren durch den Verwaltungsrath Uber Vorschlag 
des Pariser Gomit^s zu erfolgen. 

Der Director wohnt den Sitzungen des Verwaitungsrathes bei nnd hat 
bei denselben eine beratlicnde Stimme; er igt ausschlieBBlich mit der Ausführung 
der IJesclilÜBse des Verwaltnngsrathe^ betraut; ihm unterstehen alle Beamten 
und Bediensteten der Verwaltnngs- und technischen Zweige: — er erstattet 
dem Verwaltungsrathe die Vorschläge über Ernennung. Besoldung nnd 
Entlassung der Beamten,* er ernennt und eutlässt die nicht atabil Ang«- 
steilten. 

Er bringt die Tarile, dir AbiiinU'rungeii an denselben und die zu erlas- 
st'iulrn Dienstverordnungen in Antra^"^ ; er entwirft die auf Bau und Betrieb 
der I Jsenbahnen und andere Unternehmungen der Gesellschaft bezüglichen 
Verträge. 

Eine eigene vom Verwaltungsrathe zu erlassende Geschäftsordnung 
wird die übrigen Amtsverrichtungen des Direetors bestimmen. 
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§. 29. 

Den Mitgliedern des VerwaUongarathee erwieh$t an« ihrer AmtsfUhrnng 
wader eine persitnliehe, noeh eine uugetlieilte Haftung hinsichtlich der Ver- 
bindlichkeiten der Geeellaehaft. 

Sie haften nur Ar die Ausübung ihres Amtes. 

§. 80. 

Die Urkunden in Betreff der Umsclireibnng von der Gesellschaft 

g«h5rigen Renten und Werthpapieren, ferner die Urkunden Uber Erwerb, 
Verkauf oder Tausch unbeweglichen Eigenthums der Qesellsehaft, die Ver- 
gleiche. Verträge und sonstigen die CJesellsehaft bindenden Acte, die Quit- 
tungen und Ueberweisiin^rcn, sowie die Anweisun^jen auf die Bank oder auf 
Inhaber von Oeldern der Gesellschaft raüsgen von einem Mitgliede des 
Ver\valtunp8rathe8 uud einer vom Verwnltungsrathe hiezu bestimmten Person 
unterzeichnet sein; es wäre denn, dass lier Verwaltunf?srath ein einzip:e8 
Mitglied des Verwaltnn<,''srathes oder den Diroctor <»der sonst Jemanden 
ausdrücklich damit betraut hätte, in welch' letzterem Falle die ertheilte 
Procura zu protokolliren ist. 

V. Abf cbnitt 
GeneraWersammlung der Actionftre. 

§. 81. 

Die ordnungsmäsBig gebildete Generalversammlung vertritt die Ge- 
sammtheit der Actiouäre. 

§. 82. 

Die Generalversaromhing besteht aus allen jenen ActionXren, die 
wenigstens zwansig AeÜen besitsen, und fasst ihre Besohlttsse in allen FXUen, 
in welchen nach diesen Statuten nichts Anderes verfllgt ist, mit absoluter 
Stimmenmehrheit der Anwesenden. 

Die AetienSre können hiebei nur dureh solche Personen vertreten werden, 
welche selbst Mitglieder der Generalversammlung sind,* die Form der 
Vollmacht wird rom Verwaltungsrathe bestimmt werden. 

Die Generalversammlung ist ordnungsmäasig gebildet, wenn wenigsteni 
dreissig Actionäre zugegen sind und den zwanzigsten Theil der emittirten 
Actieu vertreten. 

§. 33. 

Wenn nach einmaliger Einberufung die anwesenden AotionSre den im 
§. 32 anijg^stelHen Bedingungen zur Giltigkeit der Verhandinngen der 
Generalversammlung nicht Genüge leisten, so wird diese Versammlung ver- 
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tagt, und zwar auf mindestens fUnfundzwanzi;? Tage. Die zweite Eiiiberufnnp 
geschieht auf die im §. 35 vorgoßclnicbene Weise; jedoch wird die Zeit 
zwischen der Kundmachung und dem Zusammentritte auf zwansig Tage 
beschränict. Die Generalversammlung kann bei der zweiten Zusammenkunft 
nnr Uber Gegenstände beschliessen, die zurTagesordDuug der ersten gehHrteo. 

Diese BesoblQsse sind giltig, wie klein immer die Zahl der Aotionire 
und der vertretenen Aotien sein mag. 

§■ 34. 

Teher Anleihen und Uber Abänderungen der Statuten oder Zusätze 
ZU denselben, Uber Vermehrung des Gesellschaftsfondt^s durch üiuausgabe 
neuer Actien, über Verlängerung oder Aufliisung der Gesellschaft vor Ablauf 
der im §. 5 festgesetsten Dauer können Beschlüsse nur in einer General- 
versammlung, die wenigstens den zehnten Theil der Actien vertritt und 
mindestens vierzig anwesende Mitglieder züblt, mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen gefasst werden. 

§. 36. 

Wenn nach einmaliger Einberufung die anwesenden Ak tionäre den im 
§. 34 aufgestellten Bedingungen zur Oiltigkeit der Beseiilussnahme nicht 
GenUge leisten, so wird nach dem im §. 83 angegebenen Verfahren zu einer 
zweiten Einberufung mit der Frist von einem Monate geschritten. 

Die ebenfalls mit ZweidritteUMiyorität der Anwesenden zu fassenden 
Beschlüsse der so zum zweiten Male einberufenen Generalversammlung haben 
volle Qiltigkeii^ wenn dreissig Actionäre anwesend sind und wenigstens den 
zwanzigsten Theil der Aotien vertreten. 

§. 36. 

Die Generalversammlung tritt jährlich im Monate Mai in Wien zusammen. 
Ausserordentliche Generalversamminn gen können übrigens so oft statifindea, 
als es der Verwaltnngsrath fiir förderlich hält. 

37. 

Die ordentliche und ausserordentliche Einberufung gesehieht durch eine 
Kundmachung, welohe wenigstens einen Monat vor dem Zusammentritte in 
die im §. 15 erwähnten Zeilungsblätter von Wien und Paris eingerückt wird. 

Wenn die Generalversammlung zur Beschlussnahme Uber die im §. 84 
angeführten Gegenstände zusammentreten soll, so müssen dieselben in der 
Kundmachung ausdrOckUck aufgeführt werden. 

§. 38. 

DieAotionäre mUssen, um der Generalversammlung beiwohnen zu dürfen, 
wenigstens vierzehn Tage vor dem Zusammentritte derselben ihre Aotien 
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entweder am SitEe der GeseUaehaft in Wien oder in Paris bei der Tom Yer- 
waltnngsrathe beetimmten Cassa oder bei einem jener Bankhinsery welche in 
der Einladung zur Generalyeraammlnng bezeichnet werden, hinterlegen. 

Sie erhalten sodann eine Einlaaskarte, die auf den Namen lautet und 
nur flir die bezeiehnete Pereon güt 

Die Scheine über die in Gemässheit des §. 12 depositirten Aotien, 
wenn sie Ober zwanzig oder mehr Aetien lauten, geben das Recht auf elno 
Eüilasskarte zur Generalversammlung , wenn die Hinterlegung der Aotien 
wentgstens vierzehn Tage ror dem Zusammentritte der Generalversammlung 
stattgefunden hat. 

Jede ausgefertigte Einiasskarte rouss die Zahl der hinterlegten Actieu 
ausweisen. 

§. 89. 

Den Vorsitz in der Generalversammlung fHhrt der Prisideut oder einer 
der YieeprSsIdenten des Yerwaltnngsrathes, oder bei deren Verhinderung 
das vom Verwaltungsrathe zu deren Ersetzung bestimmte Mitglied. 

Das Amt der Stimmenzählung wird von den zwei stärksten Aotionären, 
die bei der Eröffnung der Sitzung zugegen sind und es annehmen, versehen» 

Den Protokollführer ernennt der Präsident. 

§. 40. 

Die Stimmen in der (leneiaherijummlung sind mit liUcksicbt auf die 
Üestininiung des 41 vai zählen. 

Bei der Wahl der Mit^'lieder des Verwaltungsrathes findet geheime 
Abstimmung statt, -wenn zehn Mitglieder es verlangen. 

Bei Gleichheit der Stimmen gibt jene des Präsidenten den Ausschlag. 

§■ 41. 

Je zwanzig Aetien geben das Recht auf Eine Stimme; kein Aotionär 
kann mehr als zwanzig eigen berechtigte Stimmen in sich vereinigen; als 
BeroUmilehtigter kann er ttberdiess höchstens vierzig Stimmen übernehmen. 

§. 42. 

Der Generalversammlung werden die Rechnungen vorgetragen; sie 
genehmigt dieselben, wenn sich keine Anstände ergeben. 

Sie besetzt die Stellen des Verwaltungsrathes, welche durch Ablauf der 
Amtsdauer, Rlicktritt, Tod oder andere Ursachen erledigt sind. 

Sie beschliesst innerhalb der Statuten über alle Interessen der 
Oesellschaft. 

Sie berXth Ober die ihr nach §.26 erstatteten Anti^ge und ertheilt dem 
Yerwaltungsrathe die diessfalls erforderlichen Vollmachten. 
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§.4«. 

Die Statute ngemäss gefassten Beschlüsse der GeneraWersammlang sind 
illr alle Aotionäre verbindlich. 

üeber die VerhainllunsrPii der Gein'ralversammliing wird ein Protokoll 
aufgenommen, welches der riäsidt nt. ein Stiraraenzähler und der SecrctSr 
unterzeichnen. AbschriCteu oder Auszüfre der Protokolle, weieiie überall wo 
nöthig beigebracht werden können, sind von dem Präsidenten des Verwaltun^- 
ratlies oder von seinem Ersatznianne und einem zweiten Mitgliede des Ver- 
waltungsrathes zu unterierti'ren. 

Der Urschrift des l'rotokoiies werden ein Verzeielmiss der anwesenden 
Mitglieder der ( leneralversannnlung mit Angabe der von Jedem vertretenen 
Aetienzahl, sowie auch die Vollmafliten heiirehet'tet. Jenes Vei/eiohniss wird 
von jedem Aotiooär beim Kiotritte iu die Versammlung gelcrtigt. 

VI. Abselmiti 

J ah resrechuung, Ziuseu, Divideude, Reserveiond. 

§. 44. 

Wiilirend der f;;inzen Dauer des Baues der verschiedenen von der 
Oescllschalt unternommenen Bahnstrecken und sonstigen Werke bis zum 
TriLM' der BetriebserÖflnung können von dem in diese Arbeiten gelegten und 
bis dahin onfrochtb ringend gebliebenen Capitale fünf Percent jährlich ent 
nommen und zu dem Heinertrage der bereits im Betriebe befindlichen Bahn« 
Btreckcn und Werke hinzugescblagen werden. 

In Betreff der VoUendangB- und Erhaltungsarbeiten an bereits im Betriebe 
befindlichen Bahnstrecken und Werken findet eine solche Zinsenherausnalime 
nicht statt. 

46. 

Die Bilanz wird am 31. December jeden Jahres al^geschlossen und mit 
allen <! azugehörigen Uecbnungen und Belegen der üeneraiversammlung 
vorgelegt. 

Ans dem Reinerträge, das ist nach Abschlag aller Erhaltuogs- und 
Betrieb s-Auslagen| werden zunächst bestritten die Erfordernisse: 

1. für die von der Gesellscbafl angenommenen Anlehenj 

2. für die Zinsen der Actieneinlagen mit 5 Peroent| 

3. tiir die Til^^ung des Gesellschaftscapit&les ; 

4. fUr die RtiekvergUtung der Ton dem Staate in Folge seiner Gewähr- 
leistung fUr Zinsen und Tilgungsquote etwa geleisteten Vorschüsse. 

Die hiernach noch TerifUgbar bleibende Summe bildet den Uebersohnss 
des jährlichen Reinertrages. 
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Dieser UebenebnsB wird nach Absehlag der naeh §. 46 dem Reserre- 
foode nunweiseudenBiunnie, sowie der denlütgliedem desVerwattungsnithes 
io QenüisBheit des §. 19 durch dieGeneralyersaminlnng suerkannten Antheils- 
qnote unter alle den geseUsohaftliohen Fond bildenden Actien gleiohnUUsig 
verftheilt 

Jene Actien, welche in GemSssheit des Besoblnsses der Gkneralrer- 
lannlnng vom 18. Jnni 1871 snr Ablösung der OrUnderreohte nicht bezogen 
worden sind, bleiben bei der gesellschaftlichen Cassa in Aufbewahrung, und 
wird jene Quote des reinen Uebersohusses, welche dem Gewinnantheile 
entspricht, der auf diese Actien entfallen wUrde, fOr die Ablösung der 
Orttnderrechte Yorbehalten. 

Dieser Absatz laut«*te tiülitir: 

Dieser L eberscbuäs wird nach Absclilag der nach §. 46 doiu lieacrvefoad kuzu- 
vdsenden Snmme, sowie der den Mitgliedern de» Verwaltungarftthes inGemäseheit des 
{• 19 durch die OenenÜTerMmmlung suerkannten AnthelUqnote folgendemMsen 
mtheilt: 

Nttonsif Prooent zu Gunsten der getilgten Actien. Die nmorti6irten|Actien werden 
durch GeaiM»eheinei deren Fvrm vom Verwaltung^ratbe bestimmt wird, vertreten 

werden; 

lehn Prooent su Gunsten der im §. 8 benannten Gründer zur Vertheilung unter 
dieselben in dem im gedaehten Paragrafe angeführten VerhSltniaae ibrer Zeichnungen 
tar Qesanamtaurome. 

Wenn dir Vpiwaltungsrath über die in einem Ilalbjalire erzielten 
ErtrU^'nisse hinreichende Gewisslieit erla«g:t hat, kann er die Irüliere 
Beriehti^Minjr der Aeticiizinsen bia zu 2Yj| Percent der auf die Actien 
geleisteten Einzahlungen verfügen. 

§. 46. 

Von dem Ueberscliusse des jülirlichcn Reinertrages 45) wird ein 
Betrag von wruigstcns lünt Percent zurückgelegt^ um ala Keaei-velond für 
unvorhergeseliene Aualagen zu dienen. 

Wenn der Reservetond den l«etrag von zwei Millionen Gulden erreicht 
hat, kann diese Zurilcklegung gemindert oder ganz unterlassen werden. 

Diemelbe wird aber allaobald wieder aulgenommen, wenn der Keservefoiid 
unter den Betrag von zwei Millionen Gulden herabsinkt. 

BU zur gänzlichen Einzahlung des GesellschaftafoudeB ist der Ver- 
waltnngsrath berechtigt, auch einen 5 Percent der Uebersohüsae des jähr- 
Uehen Reinertrages überateigenden Betrag zar Zarüokiegniig in den Hesenre* 
fend lu bestimmen. 

§. 47. 

Wenn im Laute eines oder mehrerer Jahre d«'r Rfincrtrag der Unter- 
nehmung zur Tilgung der dazu bestimmten Actieuzahl nicht hinreichen sollte, 
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80 itt die zur £rgSnzang des Tilgungsfondes n^thige Snmme ans den 
Reservefonde oder nSthigenfalls ans den ersten hiezn verwendbaren Bdn- 
ertrXgen der folgenden Jahre zu verwenden nnd zwar vor jeder Dividendeo* 
Zahlung an die Aetionire. 

§.48. 

Die Tilgnng der Actien wird in nennzig Jahren, vom 1. JKnner 1858 an 
perechnpt, bewirkt. Hiezii wird eine im riclitigen Verhältnisse zu dem 
Nominjilcapital»- und dem Zinsenbetrage der nach und nach zarUckbezahlten 
Actien stehende Til^'ungsquote bestimmt. 

Die zu tilgenden Actien werden durch Verlosung l)e8tirarat, welche 
jährlich zu der Zeit nnd auf die Art, welche der Verwaltuugsrath festsetzt, 
Öffentlich in Wien ntattfindet. 

Die Besitzer der verlosten Actien erhalten in Barem das wirklich 
eingezahlte Actiencapital nebst Zinsen und Dividenden bis zu dem zur Ein- 
lüsung bestimmten Tage, und ihre ursprünglichen AcUen werden gegen 
besondere, auf den Ueberbringer lautende Gennsssoheine nmgewechselt» 
welche das Hecht auf einen verhältnissmäseigen Antheil an dem UeberschiiBBe 
des jährlichen ReinertrageB (§. 45) geben. 

Die B*'sit7er dieser QenusBScheine haben übrigens mit Ausnahme der 
5pereentigen Zinsen des Actiencapitales , auf welche ihnen kein Anspmeh 
mehr zusteht, gleiehe Reehte mit den Besitzern der niehtgetilgten Actien. 

Die Nnnunem der znr Tilgung verlosten Aotien werden auf die hi 
§. 15 erwähnte Art kundgemacht 

Die Rflckzahlong dieser Actien geschieht am Sitze der Gesellschaft in 
Wien oder in Paris bei der vom Yerwaltungsrathe bestimmten Cassa vom 
1. Jänner des folgenden Jahres angefangen. 

§. 49. 

Die Bezahlung der Zinse n und Dividenden geschieht lialbjährig oder 
ganzjährig, je nach EntHcheiduiig des Verwaltungsrathes an dem Sitze der 
GesellBchaft in Wien oder in Paris bei der vom Verwaltungsrathe bestimmten 
Cassa und zu der von diesem festgesetzten Zeit. 

Der Zeitpunkt der Zinsen- und Dividendenzahlungen ist auf die im 
§. 15 erwähnte Art bekannt zu machen. 

Alle Zinsen- und Divideudenbeträge , welche nicht innerhalb fünf 
Jahren nach dieser Bekanntmachung erhoben werden, sind der OeseUsohaft 
verfallen. 
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VII. Abschnitt 

Allgemeine Anordnungen. Aenderungen der Statuten. 

Liqnidirnng. 

§. 50. 

Wenn die Erfahmng die Zweckmftflsigkeit einigrer Abänderungen der 
Stitaten oder Zusätze zu denselben erkennen lässt, so ist die General- 
versammlung berechtigt, hiefür nach den Bestimmungen der 34 und 35 
Sorge zu tragen. 

Ihre Beschlüsse hierüber sind nur nach Genehmigung der Staats- 
verwaltung giltig-. 

Der Verwaltimgj^rath hat die volle Macht, durch Stimmeiiinehiln ii von 
zwei Dritteln der in einer eigens dazu beruteiu ii VerBammlung anwoscnden 
Mitirlieder den Aenderuntron beiziiptlirliteii. welche die Staatsverwaltuii;: an 
den Beschlü^>jen der Generalversammlung vorzunehmen etwa für nothweudig 
erachten sollte. 

§. 51. 

Bei Auflösung der Gesellschaft wird die Generalvcrsaiauilunj^ vom 
VerwaltunjETsrathe unverzUfrlich einhcnifen. und wird über dessen Antrag die 
Art und Weise der Liquidirung betitimmen. . 

VIII. Abschnitt. 

Streitigkeiten. 
§.62. 

Alle Streitif.'keiieii. weiche zwischen den Gesellschaftern über die Aus- 
lahruug diej^er Statuten entstehen könnten . sind durch Schiedsrichter zu 
hpjrlcichen. welche durch <lic Parteien zu ernennt ii sind, ohne dass ineiir als 
Lin Sehiedsricbter für alle Varteien, welche dasselbe Interesse haben, ernannt 
werden darf. 

Die Berufung g^g^u den schiedsricbterUchen Spruch kann nur an das 
k. k. Handelsgericht in Wien statttinden. 

Streitigkeiten, welche das Gesaramtinteresfte der Gesellschaft betreffen, 
können gegen den Verwaltungsrath oder eines seiner Mitglieder nur im 
Ntmen der Gesammtheit der Actionäre und in Folge eines besehlasses der 
Oenertlversanimliing anhängig gemacht werden. 

Jeder AetionXr, der eine solehe Klage anhängig gemacht wünscht, hat 
UeTon wenigstens fttnfiindEwansigTage vordernMohatenGeneralTersammlung 
den Yerwaltnnggmthe Iftittheilnng zu machen. Der Verwaltungsrath ist ver- 

13 
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verpflichtet, den Antrag auf die Tagesordnung dieser Generaiversammlaog zu 
setzen. 

Wird der Antrag verworfen, so kann kein Actionär in seinem Privat- 
interesse die Klage vor Gericht bringen; wird er von der Generalvers^ammlung 
angenommen, so wählt dieselbe gleieh einen oder mehrere BevoUmäcbtigte 
snr Verfolgung des Streites. 

Die YerstXndigwigen und Zustellungen im Verlaufe der Rechtssache 
können nur an diese BevoUmäehtigten und i keinesfalls an die ^otionire 
persOnlicb erfolgen. 

Der Sitz der Oesellscbaft, Wien, ist zugleich der Ort ihrer Znständigktit, 
und alle Verstündigungen mttssen an sie an diesem Orte erfolgen. 

IX. Abschnitt. 

Landesfürstlicher Commissär. 
§. 53. 

Die Staatsverwaltung wird das ihr anstehende Anfsichtsrecht dnrdi eines 
zu bestimmenden landesfUratlichen CommiBsür austtben lassen. 

Demselben bleibt es vorbehalten, in die Oeschäftsgebarnng der 
Oesellsehaft Einsicht zn nehmen. 

Er hat darauf zu sehen, dass die (iesellsrhaft die Grenzen ihrer Con- 
cessioncn nicht überschreite und dio Bestimmungen der Statuten, sowie die 
allgemeinen Vorschriften genau beobachte. 



17769. 

^Yontttlieiide Statuten, welche an die Stelle der frflheren atatutarlBchen Besttm* 
miingen treten, werden auf Örund AllerhSohster Ermiiehtigang genehmigt. 

Wien, aaa 8. November 1878. 

Oer k. k. Minister des Innern: 

Lasser m. p. 

(L. 8.) 



2. Anmerkung zur Coueessiousiirkunde voiu 1. Jänner 1855^ 
ftkr die nördUohe and südöBtliche Linie (vgl. Bd. 11, Abth. 1, Seite 64). 

Zu Artikel 8. 

Die in der Classifieatimi der Fra^^hten fBd. II, Abth. 1, Soito 0)9 bei 
dem Artikel ^Kohleii"- enthaltene Hinwrisung auf ertheilte Heirünstiiruiiir'^n 
und erlassene Bestimmungen bezieiit sich auf den HandeUministerial-Lrlass 
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Tom 3. Octobor 1851, Z. 5324-C, H. M. V. ßl. 106, mit welchem eine Er- 
mässigung der Gebühren für den TrsMport der mineralischen Kohlen auf 
4eD SUatseiaenbahneu bewilligt worden war. Der firlas» lautet: 

«Dm Ministeriam fQr Handel, Gewerbe nnd Sffentliclie Beuten findet sieh ttber 
die drin^endon Bitten mehrerer Induetrlellen um Herabtetzanjir der GebUhr fBr den 
Tmniport der mineralischen Kohlen auf den Staat>l)ahncii veranlasst, zu bewilligen, 

<las8 vom 1. Novera'ier 1H5I angefan^^en, die niincralischen Kohlen auf der nördlichen, 
südlichen und siid-östliclien Staatet'isenbalin uin die auf einen halben Kreuzer C. M, 
für den Centner und die Meile enuäsiügte Gebühr verfrachtet werden dürfen. 

Diese Begünstigung hat vorläufig bloss als eine verBUohsweiee su gelten, und 
kann nur in den Messe angesprochen >rerden, als der Transport der Kolilen mit den 
Torkandeneii Bekriebimitteln und ohne Beeintraebtigttng des sonstigen Verkehres zu 
bewerkstelligen ist. Die Kohlen mSssen in solchen Mengen aufgegeben werden, dass 

fSate Wägen vollständitr beladen werden können. 

Der Bahnanätalt wiril vnrbelialten, die auf jei;et)fiie Kolilo etwas später als 
andere Güter und gelegentlich mit minder belasteten Zügen zu transportiren, besonders 
wenn die aufgegebene Menge nieht fttr sieh allein einen Separatsag erforderlieh maehen 
«elte. IMe «a dem Bestimmungsort angelangte Kohle muss Ton den Parteien binnen 
3 Tagen aus d»'n Räumen des Bahnhofes abL'eführt werden. 

Die k. k. Ocni ral-DiriT-tion erhält den Auftrue den Erfolg dies^ir Massreffcl zu 
benbacbtcn und hit riDu r in angemessener Zeit das Gutachten zu erstatten, ob es bei 
derselben 711 verbleiben habe. 

Wien, den 3. October 1851." 

Mit dem Erlasse Tom 89. August 1853, Z. 114ö2.£, H. M. V. El. 63, 
wurde die mit obigem Erlasse zugestandene Gebahren-Errnftssigaug derart 
■odificirt, dass auf der nördliehen, slldliohen nnd sttddstliohen Staatseisen- 
bakn für den Transport der mineralischen Kohlen, wenn selbe aar Beförderang 
auf eine Strecke unter oder bis 15 Meilen aufgegeben werden, eine Fraoht- 
gebBhr von einem Kreuzer und auf eine Strecke über 15 Meilen von 
dreiviertel Kreuzer j)or Ceiitner und Meile berechnet und eingehoben 
werde. Dajregen hatle es Von der Bestimmung, dass die mineralische Kohle 
nach Mussijrabe der verfügbaren lielriebsmittol aucii später als .ludere Güter 
und zwar :ils Cielegeiiheitsfraebt Ix'fiirdert werde, abzukommen und es waren 
die Kohlen bei der Beförderung gleieli den übrigen W'aarengiiti rii zu be- 
handeln. Diese Bestimmung trat mit 1. November 1853 in Wirksamkeit. 
Oliijjer Fraebtsatz wiirde aber in Folge Anordnung des k. k. Handt»lsmini- 
f^brium^ fZ. ir>221» E) H. M. V. Bl. 73 vom 19. October 1853, abermals 
dahin moditieirt, dass vom 1. Jännei 1854 an lür den Transport der mine- 
ralischen Kohle, ohne Rücksicht auf die Länge der Strecke, in welcher sie 
verführt wird, eine FrachtgebUhr von dreiviertel {*/^) Kreuzer per Centner 
und Meile berechnet nnd eingehoben werde. 
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3. Aumerkuugeu zur Coneessious-l rkiiude Tom 1. Deceniber 1866^ 

K. G. Bl. Nr. ö ex 1867, 

i&r das ErglBiniigsneU der k. k. priv. asterr. Staatsiisenbahn-Gesellschift. (Vgl. Bd. II, Abtlbl, 

Seit« U4.) 

Zn §. 1. 

"Dpi- k. k. priv. östoneirliisrliLii Stnatsieisonbahn-Gf spllscliatt ist noch 
für fol-fiulc P.MlinvcrhiiKlungcn als Bestandtlieile des Ergäiizuugsuetzes die 
Baubew illi.L^uiijz- erthoilt wordon: 

aj Mit demllandelsministeriai-Erlassevom 6. October 1871, Z. 16366-3995. 
fiir die Verbindungseiirve von Stadlau zur ausschl. priv. Kaiser 
Ferdinands-Nordbabn nächst SUssenbruniii sowie flir die AnInge von 
Rangirgeleison an dieaer Verbindiinjr=5 'urve als Filiale der Station 
Stadl au und die Legung eines Parallelgeleise» zur erwähnten Station: 

bj mit den Handeif^rainisterial Erlä^Ren vom 21. Juli 1870, Z. 14488-3032 
und .vom 4. Oetober 1872, Z. 27173-6916 für die Zweigbahn von der 
Strecke Wien-Stadlau nMchst der Donancanal-Briloke ansnifindend an 
dem stUdtisehen Viehmarkte und Schlaohthause au St. Marx, wobei 
mit den) ersteren Erlasse zugleich die Genehmigong zur Einrechnnng 
der auflaufenden Kosten in das garantirte AnlagecapitaldesErgMnznngs- 
netzes in Aussloht gestellt wurde; 

ej mit dem Handelsministerial-Erlasse vom 17. Oetober 1876, Z. 24469, 
fttr die Zweigbahn von der Wien-Stadlauer Bahnstreoke zur Quaistation 
der k. k. priv. österreichischen Staatseisenbahn-Gesellschaft am regu- 
lirten rechten Donauufer oberhalb der Stadlauer BrUcke, sodann mit 
dem Handelsministerial-Erlasse vom 16. October 1876, Z. 28679, fDr 
die Verbindung der vorerwfthnten Zweigbahn mit der k. k. Donau- 
Uferbahn und mit dem Handelsministerial-Erlasse vom 17. November 
1876, Z. 33773, fllr die Verbindung der gesellschaftHrhen Hanptgeleise 
nächst der Abzweigung zur Donau-rferbahn. wobei fttr letztere beiden 
VerbindunfTon jrleichzeitig dio Genehmigung zur Einstellung der auf- 
laufenden Ko.'äten in da« Ptaatlielier.scits garantirte Aulagecapital de* 
Ergänzungsnetzes erfheilt wnrde. 

Riicksiclitlirli der übiiptMi olmn sub a). h) und aul,::( tiilirten Bauten 
ist die Einbezieliuiig der Rosien in das garantirte AnlaL'^erapital des Evirän- 
zungsnetxts der k. k. ])ri\. <)Sterreieliisclicn Sfaatseisenbahn Grsellsrliaft im 
Artikel I a des Protokollar-Uebereinkomnieüs vom 1. Juli 1876 (Vgl. unten 
5) ausgesitroclit n. 

Dio Verbindung der Quaistaticn der k. k. priv. (»sterreifhischen Staat-s- 
eisenbahn-Gesellschaft und der dahin führenden Zweigbahn mit der k. k. 
Donau-Uferbahn, sowie der Anschlussverkebr nach und von letzterer Bahn 
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wurde durch einen zwiseben dem Handels- nnd Finanzminister Namens der 
StaatüTerwaltong einerseits nnd dem Verwaltongsrathe der k, Ic. priv. öster- 
reicliisdien Staatseisenbalin-Gesellschafl andererseits unterm 17. November 
1876 ab^oblossenen Vertrag (H. M. Z. 36920 ex 1876) geregelt. 

Zu §. 17. 

Das k. Ic. FinanziDinisteriuro bat im EinTemehmen mit dem k. k. Han- 
delsministerium mittelst Erlass vom 19. Juni 1877. Z. 2533 F. M. (Ii. M. 
Z. 11791 1 auf GrunflliijLre des Protocollea vom 1. Juli 1876 (v<^l. weiter unter 
mh b) das der Bemessung des jrarantirten Reinertrajres zu Grunde zu legende 
liaiK-apitnl des Erjjränzun^snetzes und deiufremäss das garautirte iieinerträg- 
0188 für die bezeichneten Jahre, wie folgt, festgeset/.t : 

Mit Sohinss des Jahres: Bancapital: 

1871 44,577.903.44 6. 

1872 4ß, 779. 760.03 , 

1873 48..582.n4a.48 „ 

1874 48,94y. 429.77 

daher garantirtes Reinertriigniss: 

pro 1872 2,525.848.44 6. 

„ 1873 2,649.394.74 „ 

„ 1874 . 2,790.378.22 „ 

„ 1875 2,818.370.91 „ 

Zu den §§. 19 und 20. 

Die Dnreliführunjr der aul das Ergänzunjrsnetz bezilg-liclien Garautie- 
^»estimraungen wurde durch das Protokoll vom 1. Juli 1876 geregelt (vgl. 
^as Protokoll weiter uuten sub 5 > 



4. Inmerkiuigeii rar Concessioiisarkande Tom 14. Septemlier 1872^ 

R. 0. Bl. Nr. 144, 

für die Eisenbaiia von Chot^t n uaoh Neusorge (vgl. Crg.-B(l. i, Seile 

Zu den §§. 3 und 16. 

Die Erötfnunjj: des Botrielips orlolirte auf der Strecke von Chotzen 
bis Braunau tÜi- den Gesainmtvt'rkehr am 2G. Juli 1875, auf der 
Zwei<2:V.nhn \Ve nz e 1 s 1» ori:: - S ta r k o c für den Eilgut- und Fraclitenver- 
kehr am 1. Februar 1876 uud für die Personen- und Gepäcksbeförderuug 
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am 6. Febmar 1876, endlich auf der AnseblaBsstrecke Aber Halbetadt tn 
die prenssische GreoEe bei Neo sorge am 15. Mai 1877. 

Zu §. 4. 

Auf Orund tU'rl>estinimunfr<*M dii scs P;ir;i<;rai»lies wurde der Geselisctiafi 
die Bauhewillifrun^ llir l'oljxende Fliiurllj.ilmen erth«'ilt: 

1. Mit Erlast* »lor k. k. Stattlialterci für Hölimr-n vrun 18. September 
1875, Z. 51557, Uln r Ermiiohtifrung des k. k. llandoIsniinisterH vom 31. 
August 1875, Z. 25680, für oUw .*>chleppbahn von der Station Opocno zur 
Zuelcerfabrik des FiiiNton ('(»llored(»-Mannrtff Id. 

2. Mit Eriass der k. k. Statthalterei für n<'»limon vom 19. Septenibor 
1875, Z. 51556, Uber Ermächtigung des k. k. ilaudelsmiiiiBters vom 17. 
August 1875, Z. 25242, fUr eine Pferdt^-Sclileppbahn von Hermederf* 
Oelberg zar mechaniseheD Weberei des Josef Edlen t. Scbroll. 



5. Protokoll, 

aufgenommmen im k. k. lUodeisiDinisteriuiu m 1. Juli 1676 (C. Bl. Nr. 78 ex 1677). 

Gegenwärtig: 
Von Seite der k. k. Kegierung: 

Seine EzcellenK der k. k. Fiuansminister, Sisinio Freiherr von Pretii* 
Cagiedt. 

Seine Excellenz der k. k. Handelsminister Johann Ritter v. Chlraeckj> 
DerGeneral-Director desösterr. Eisenbahnwesens, SectionschefWillielffl 
IlMliig. 

Vrin.'^rito drr k. k. priv. östrrr. S t a a 1 s i s e ii h a Ii n - ü eaell- 
schaf t n ii d d o r k. k. a. p ri v. B rü n u - Ii o s s i 1 z <• r E i ^ c n l> a Ii u : 

Der Präsident des V'erwaltuii^sratlieä der Staatseisenbaim-GeäeUacliaft, 
Moriz Freiherr Hodianer v. ütpriara. 

Per Verwaltungsrath der Staatseisenbahn-Geseüsciiaft, Karl Freiherr 
y. Ilrdtl. 

Der General-Direetor der Staatseisenbahn < lesellsehaft und Präsident 
des Verwaltun^rsrathes der Brliun-Rossitzer-Eisenbahn, Leopold Iremi' 

Der General-Director-StelK'ertreter der dsterr. Staatseisenbahn-Gesell- 
schatt und Vice-Präsident des Verwaltungsrathes der BrQnn-Rossitzer-Eisen- 
bahn, k. k. Hofrath Wilhelm Freiherr y. Bagertli. 
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Gegenstand 

der V( rhaiidhini: ist die Durchführung der auf das Er^ränzungsnetz der k. k. 
priv. üsterr. Staatseiseiibahn-Gesellschaft und auf die BrUun-Rossitzer-Eiseii- 
balin bezüglichen Garantiebestimmungen. 

Nac hdem bei der Anwendung einiger auf das Gnrantieverhältni><5; Bezug 
habender Üestimmnngen der Concessions-Urkunde vom 1. December 1866, 
R. G. Iii. Nr. 6 vom Jahre 1867 fiir das Ergänzungsnetz der k. k. priv. 
üsterr. Staatseisenbahn-Gesellschafk Meinungsverschiedenheiten und Schwierig- 
keiten sieh ergaben, und es sich bei Austragung dieser Differenzen als 
wliDSchenswerfch henrasstellte, auch eine Vereinfachung in der Anwendung der 
im Uebereinkommen vom 1. December 1866, R. G. Bl. Nr. 8, v. J. 1867 
eathaltenen Bestimmungen über das Garantie- Verhältniss derBrUnn-Rossitzer- 
Eisenbahn herbeizuführen, wurden nachstehende Vereinbarungen getroffen: 

Artikel 1. 
Bauauslagen. 

In die Bankosten des Erg^nsungsnetzes (§. 19 Punkt 2 der Coneessions- 
Urkunde) sind anzunehmen: 
a) Die Kosten der Wiener Schlachthaasbahn, des Donau-Uferbahnhofes 
und seiner Verbindung mit der Hauptbahn am rechten Landpfeiler der 
Stadtaner-Donanbrttoke, sowie endlich der Verbindungsbahn in Sfissen- 
bmnn ; 

h) die Kosten des Wiener-Bahnhofes mit Ausschluss der Simroeringer 
Central- Werkst&tte und nach Abzug eines von der Wien-Raaberbahn zu 
Qbernehmenden Pauschalbetrages von AchthnnderttauRend (800.000) 
Golden; 

_c) ein fttr die bis 1. Jänner 1876 verrechneten Aasgaben anf 36*31 6Vo 
bemessener, für die weiteren Ausgaben jedoch auf 15% festgesetzter 
Antheil an den Kosten der Simmerinp^er Central- Werkstätte; 

dj Vom 1. Jänner 1871 an ein aut Fiinlhundertfünfzifirtiusepd (550.000 
Gublen üsterr. Währung bezifferter Pauschalbetrag für Betriebs-Material- 
Vorrätlie aller Art. 

Artikel 2. 

Weitere Bauherstellungen. 

Cm der im 1. Absatz des §. 19 der Concessions-Urkunde des Ergän- 
zongsnetzes enthaltenen Bestimmung, betreffend die Schliessung des Bau- 
eoutos nach Möglichkeit nachankommen, wird festgestellt, dass die Gesammt- 
iidagekosten des Er^^zungsnetzes in keinem Falle hüher sein dürfen als 
der SOS den emittirten 425.000 Stttek dreipercentiger Obligationen im 
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Nominalbetrage von 212,500.000 Franken erzielte £rlÖ8 toil 52,333.013 fl. 
ÖBterr. Wälirung. 

Obne eine specielle, uen einzuholende Ermäohtigmig dürfen von nun an 
keinerlei Bauausführungen zu Lasten des Baueontos des Ergänznngsnetaes 
bewerkstelligt werden. 

Alle früheren diesbezüglichen Genehmigungen sind als erlosebei 
betrachtet 

Gegen £in8tellung von Bananslagen, welehe sich auf bereits ausgeführte 
Arbeiten und Ansohaffiingen beziehen, bildet Jedoch die vorstehende 
Bestimmung kein Hinderniss. 

Artikel 3. 
Agio. 

Das laut §. 17 der ConcesRioiis-Urkundc des Ergänzungsnetzes hrhuf? 
Festsetzung jenes Jahresbetrages, welcher zur V'erzinsuiig und Araortisirimg 
der emittirten Obligationen nothwendig ist, zu bestimmende Agio der Franken 
ist auf Grund des Durchschnittscurses des bezüglichen Jahres der Devise 
Paris, 90 Tage, nach dem. amtlichen Wiener Börsencnrszettel zu ermitteln. 

Artikel 4. 

. Betriebsreehnungen. 

Dir* Iletriplts;iusl;iLM>u der beiden fr.irantirten Hahnen, nUinlioh de?» 
Ergänznn;:snet/.e> und der BrUnn-Rossitzer Hahn werden vorerst auf (inind 
der naehstehenden Artikel ö bis "J cumulafiv festgestellt und sodann iler nach 
Massgabc des am 1. Juli 1H70 ins Leben getretenen Betriebs- Vertrages aut 
die Brünn Hossitzer l^ahn entfallende Antheil zu Lasten der BetriebsreoUnunj^ 
dieser Bahn ausgeschieden. 

Der Restbetrag wird als Belastung der Betriebsrechnnng des Ergän- 
zungsnetzes eingestellt« 

Artikel 6. 

Allgemtine Verwaltung. 

Der im 20 Punkt d, h und c für das Ergiinzungsnetz allein fest- 
gestellte Vertheilungsniodus gewisser gemeinsMuier Ausgraben wird auf beide 
im vorhergellenden Artikel erwähnte garantirt»' Bahnen ausiredehnt. 

Die bisher in den alliienieinen Vrrwaltungskosten lij. 20. Punkt a) 
inbegritlenen Auslagen für Veri'dTentliehungen sind künftig au> denselben 
auszuscheiden und wird dafür vom 1. Jänner 1876 an fiir lieide garantirte 
Bahnen eiu Pauschalbetrag von jährlich viertausend (4000) Gulden fest- 
gesetzt. 
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Artikel 6. 

Bahnerhaltung. 

Zur Bestimmung der t'actisclien Baliuerhaltun'rskosten «U-r beiden garan- 
tirten llaiineii liaben ^efrt'iniher (h'in alten Net/e als Endpunkt zu jrelten: 
uj In nijrdlicher Kirlitun;^ ilie Sehwarzawabiücke (inclusive) an der Eiu- 

talirt des unteren Balinlioles in Brünn: 
hj in der Riehtun^^ p^t-^rtMi Raab die Kudweiclie de» Wiener Balmhofes in 

der besajrten RiclitnnL''; 
c) in südöstlicher Kiclitung die Einfabrts-lünd weiche Nr. 1 (nicht Nr. 0) 

des Marcliefiger Bahnhofes. 

Zu den innerhalb der bezeichneten Oretr/en faotisch erwachsenden 
Auslagen sind jedoch folgende Pauschal- beziehungsweise BetheiUgnngs- 
betraue zuzuschlagen. 

1. Für den unteren Bahnhof Brttnn (frUher Brünn- Rossitxer-Bahnhof; 
Sechstausend (6000) Qnlden; 

2. flir das Verbindungsstück zwischen dem unteren und oberen Bahnhof 
Brttnn eintausend (1000; Gulden; 

3. fttr den Bahnhof Msrebegg dreitausend (8000) Gulden. 

Die faetischen Erbaltnngskosten des Bahnhofes Wien werden nach 
§. 20, d der Concessionsurknnde yertheilt und von den faetischen Erhaltungs- 
kosten der Simmerlnger-Centralwericstattei inclusive Geleise von ihrer Ab- 
migung vom Hauptgeleise an, »ind 25«/o von den garantirten Bahnen, die 
restlichen 7ö«/t aber von dem alten Netze zu tragen. 

Artikel 7. 

Stationsdienst. 

In Betreff der Kosten des Stationsdienstes, welche innerhalb der im 
Artikel 6 bezeichneten Grenzen direot eontirt werden, gelten nachstehende 
besondere Bestimmungen: 
a) Der sogenannte obere Bahnhof in Brfinn belastet ausschliesslich die 

nördliche Strecke der k. k. priv. österr. StaatKbalin : 
hi an den Betriebskosten des unteren Bahnhotes in Brünn pftrticijiiren die 
Brünn-Rossitzer Bahn, beziehungsweiHe die beiden garantirten Balineu 
mit einem Pauschalbetrag von zwanzigtausend (20.0()Oi Gulden; 
ej die Kosten des Stationsdienstes des Wiener Bahiihidrs \ver»len naeh 
§. 2U. d der Concessions-l rkumle vom 1. Dereniber 18»!»') vertheilt. 
Selbstverständlich findet aber der erwähnt«' Paragraph keine Anwendung 
auf die ZngslVirderuug ('s. Art. 8 K noch auf ilie Materialverwaltnnir, deren 
Konten nach den Bestimmungen des Contirungsschemas zu verthciien 
sind; 
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d) der Bahnhof Marchegg belastet ausschliesslich die südöstliche Strecke 
der k. k. priv. Staatsbahn» 

Artikel 8. 

ZugsfOrderungsdienst. 

DieZagsför^erungs-KostenrechBong wird fttr dengeaanmiteii Wirknngs- 
kreis des Zug8fi)rderangs-Chefs in Wien (Zugsfordernngs-Sectioii in Wien) 
nämlich iUr das Ergänzungsnetz sammt Zweigbahnen, die Brttnn-Rossitter 
Bahn und die Linien Wlen-Neu-SzSny cnmmlativ geftthrt, und swar unter 

Abzug der dem Stationsdienste facturirten Beträge und unter Einbeziehang 

der Bezüge des Maschinenpersonals und der Kosten für Verbrauchsmaterialien 
als Kohlen. Schmierinateriai u. s. \v., jedoch rxclusivo Wassor). wclclu' bei 
Fahrten der in der Zu;r>^l(ir(lerunjrs-Section Wi<Mi siatiuiiirteu Loconioliveo 
ausserhalb dieser Zugsiürdei luigs-Section veraiis*rabt werden. 

Es ist wohl verstanden, dass in dir Kosten der ZugHf«»rderuiijrs- Section 
Wien die gesaninUen Kosten der Ilei/häiiscr in Brünn einzubt /.itdifu sind 
und das-;, falls (\\v besagte Srrfion, deren bisherig«' (irenze in Stadlau ist, 
bis Mareliegg erstreckt werden sdllt«-. alsdann aiH'li die Kosten der Wasser- 
station SiebenbruDUy jedoch nicht jene des üeizliauses Marchegg eiazube- 
zieheu wären. 

Die Strecke Stadlau - Marohege: cxrliisive der Station Marohegg) wurde mit 

1. Jänn'T 1878 aus deui Verbamie i1«t III. \ >'rk''hr;«-.**«'pti.in aiis^^oschieden und in jeoM 
der Ii. Verkelire-Section (^VYien; einbezogen (U. M. Z. 2022 ex 1878). 

Die solcliergestalt sich ergebenden Kosten der Zugsfördernngs-Section 
Wien werden durch die Gesanuntzahl der von den in der Zugsibrderungs- 
Seetion Wien stationirten Locomotiven sowohl innerhalb diesc^r Section, als 
auf der nördlichen und südöstlichen Linie geleisteten Zugskilometer diridirt 
Der Quotient ist der Einheitspreis de^ Zngskilometers der ZugsförderungR- 
Seetion Wien. 

Die Belastung, welche die Betriebsrechnungen der beiden garanturten 
Bahnen (Ergänzungsnetz und Brünn-Rossitz; für Zugsfdrderungs-Kitsten zu 
erleiden haben, ergibt sieh sodann, indem die Oesammtzahl der auf beiden 
garantirten Bahnen sowohl von den Locomotiven der Zugsförderun gs-SectioD 
Wien als von auswärtigen liocomotiven geleisteten Zngskilometer mit 
dem obenerwähnten Einheitspreis der Zngsförderungs-Section Wien multi- 
plicirt wird. 

Artikel 9. 
Fahrdienst. 

Die Kosten des Fahrdienstes werden lür die beiden garantirten Üahneu 
direct zugerechnet. 
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Artikel 10. 
Coupons. 

Die selion im 4. Absatz des §. 20 der ('(nirossions- Urkunde dos FjY- 
pSnznngsnetzes efitlinltene Ermäclitig^nn^, die Obligation8-( 'oiipons-Stoinpel- 
anslagen in die Betriel)srechminpr einzustellen, wird ausdrüeklieli hestiitifrt 
and die CoupoDS-Eiolösungskosten werden als Betriebaauslage auerkaimt. 

Artikel 11. 

Fusionirung. 

Die k. k. Regierung und die beiden betheiligten Ge^^ell<ehal'ten %'er- 
ptiichten sich gegenseitig, eine Fusion der Brünn Kossitzer Eisenbahn mit 
dem Ergänznngsnetze der österr. Staatsbalin auf jede Weise zu fördern. 

Sollte dieselbe ohne Zuthun der einen oder andern der beiden Gesell- 
schaften bis Ende 1877 die legislative Genehmigung nicht erlangt haben, so 
behalten sieh die beiden Gesellschaften ansdrücklieh vor, die oben in den 
Artikeln 6 and 7 sngestandenen Pauschalbeträge einer Revision zu nnter- 
liehen. 

Artikel 12. 

Wirksamkeit. 

Die vorstehenden Abniaeliuii^'on hal)en, insoweit das Gegeutheil nicht 
aasdrücklich erwähnt ist, nieht nur für die Zukunft, sitndern principiell nnch 
ffir die Vergangenheit zu gelten ; letzteres jedoch nur insoweit ihre Durch- 
ftthning nach den vorhandenen Aufschreibnngen thunlich ist. 

Schliesslich wird bemerkt, dass die von den Vertretern der k. k. priv. 
ögterr. Staatseisenbahn-Gesellschaft erhobenen Ansprüche auf Verzugssinsen 
für geforderte Garantievorschüsse keinen Gegenstand dieses rt bereinkoramens 
bilden, naehdem die Vertreter der k. k. Regierung sich nach eingehender 
Prttfnng der erhobenen Ansprüche ihre Entscheidung vorbehalten. 

Hiermit wurde das vorstehende, in einem ungeetempelteo Pare ausge- 
fertigte ProtocoU gescblossen und unterfertigt. 

Eine amtlich vidimirte Absohrift dieses ProtocoUes wurde der k. k. priv. 
üsterr. Staatseisenbahn-Gesellschaft ansgefolgt. 

Für die k. k. Regierung: Für die k. k. priv. österr. Staatseisen- 

Pr«tis m. p. (bloineck) in. p. bahn- Gesellschaft: 

Merdiiog m. p. Wodianer m. p. Hürdtl m. p. 

Für die k. k. a. priv. Brünn-Kussitzer 
Eisonbahn : 
En|;«rth ni. p. 

Von der GeneluiiigiiDi: •It--'- vorstehenden ProtocoUes wurde der Yerwaltungsrath 
<i«r k. k. priv. österr. ötaatseisenbahn-GeaeUschaft mit dem tiandeleministerial-Erlatsa 
vom 16. Jali 1877, Z. 9103, Teniändigt. 
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6. XXVUI. Gesetxartikel vom Jahre ISVi, 

Uber den Ausbau der Vojtek-Deutseh-Begs&ner Eisenbahn sveitcn Ranges. (Sanetionirt m 
15. Ootober 1872. Kundgenacht in beiden Häusern des Reichstages am 15. October 1872.) 

§ 1. 

Die in Betreff des Ausbaues der ans der südöstlichen Liiüe der prir. 
StaatseisenbahD-Gesellsohafl swischen den Stationen Zsebely und Detta in 
der Nähe der Ortschaft Vojtek auslaufenden nach Deutscb-Bogaan führenden 
LocomotiT-Bisenbahn zweiten Ranges vorgelegte Concessions-Urlcnnde wird 
dnreh die Gesetsgebnng genehmigt und inartieulirt. 

I 2. 

Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes wird der Minister fOr öffentliehe 
Arbeiten und Oommunieationen und der Finanzminister beauftragt. 



7. CoiKM'ssion^iirkuiide Yom 5. Jaiincr 1873, 
für die Secund&rbahn von V ojteli nach Bogsan. 

Wir Franz Joseph I. von Gottes Gnaden Kaiser von Oe^terreirli und Aposto- 
liscltßr Köllig von Un{i:arn. Lnseit ii (thiss an Alle, die die Sache betrifft, 

oder in Zukunlt betreö'en wird. 

Da die priv. Staatseisenbabn-Gesellschaft um die Conoession znm Baue 
und Betriebe einer von ihrer siiddstliohen Hauptlinie, zwischen den Stationen 
Szebely und Detta, in der NShe der Gemeinde Vojtek anszweigenden, nach 
Deutsch- ßogs&n führenden Secundlr-Locomotiveisenbahn bei Uns angesucht* 
nnd der XXVIIL G.-Art. vom Jahre 1872 den Ausbau der oberwRhnten 
Eisenbahnlinie und die Ausfertigung der Concessionsurkunde an die um die 
Concession ansuchende Gesellschaft angeordnet hat, fühlen Wir Uns zum 
Zwecke der Vollziehung des Gesetzes Teranlasst, Uber Ansnchen der obbe- 
nannten Gesellschaft und für dieselbe die Concession, wie folgt, zu ertheilen: 

§. 1. 

Die k, k. priv. iistei rciclii^elu' Staats('i>onl)alin-Ge!>ellschatt < rliiilt nnter 
den weiter lolfrendeii Hediiifrnn^M'n das Recht znni Baue und Betriehe einer 
ßfcundären Loeomotiveiscnhalin, welche von einem zwiselien den iStatit>nen 
Szebely und Detta der südöstlichen llauptlinie der Staatseisenbahn-Gesell- 
ßchaft gelegenen Punkte ausläuft und üV>er Gattaja, Moritzteld, Gertenyes, 
Zsidovin und Rom.-Bog8an nach D.-Bogsin führt. 



Eisen bahB*0eMll8chaft. 



191 



§. 2. 

Die Concessionärin ist verpflichtet, beim Baue und ßetriebe der con- 
cesBionirten Bahn sieb an den Inhalt der (^egenwärtijLren Concessionsurkundc, 
ferner an die vom Minister für i>ffentlieh(' Arbeiten und Communicationen 
hinansgegebeiie und vom liei< li>t;i;r«' ^'■eiielnni^te provisorische Eisenbahn- 
Conce8!«ion9vf>r.<( liritt, Z. 4973 vom 20. April 186^^ un die im 8 des 
uiigaris('h-i»sterrei<'hisclieii Zoll- und HandeisbUndnisses vom Jalire 1867 
provi>;ürisch angrenonimene EisPiiljalin-Hetriebsordiiung:. insoweit diese nicht 
(Inrcli den Inhalt der gep^enwärti;iren Concessionsurkunde nnd deren Anhang 
mM(lifi('iit wird, endlich an die dnrch die unjxari-^che Regierung nn d«^n 
l>f'<-itlienden Kfgiilativen vorzunehmi-nden Abänderungen insoiange zu 
halten, Iiis an Stelle dieser provisorischen Regulativen durch die vater- 
läntlische Gesetygebunj: nicht neue Gesetze geschaffen, oder durch die 
ungarische Regierung niciit andere Verordnungen ins Leben gerufen werden. 

Wenn im Verlaufe des Baues oder Dach Inbetriebsetzung der Bahn die 
besielienden Gesetze und Regulativen, sowie die Bestimmungen der gegen* 
«'artigen Concessionsnrkunde durch die Gesetzgebung oder Regierung ab- 
geändert werden und in Folge dieser Abänderungen neue Auslagen für die 
CdDcessionärin entstehen sollten, wird riloksichtUoh der Dedcung derselben 
von Seite der Regierung über Antrag der Concessionärin entschieden 
werden. 

§. 8. 

Der Bau iler Mnlin und die Betriebsansrüstnng derselben wird auf 
Grimd der durch die Concessionärin anzufertigenden und der Regierung zur 
Prüfung und Genehmigung zu unterbreitenden General- und Detailprojecte 
durchgeführt. 

Der Concessionärin wird übrigens sowohl bei der Verfassung der 
Prrijeete, als auch bei der Bauausführung hinsichtlich der anzuwendenden 
^ oiistructionen innerhalb der durch diese Concession gezogenen und dnrch 
>lie Rücksichten auf die Sicherheit des Betriebes gebotenen Grenzen ToUe 
Freiheit gewährt. 

Die Regierung behält sich vor, mit Rücksicht auf die Erfüllung der 
gesetzlichen Bestimmnngen, femer im Interesse des Bahndienstes nnd des 
•'ffentlichen Verkehres, sowie zum Zwecke der Hintanhaltung von ftlr die 
Nacbbargegenden nnd Einzelne etwa entspringenden Gefahren nnd SehXden, 
bebnfii Sichemng des Bestandes der Bahn die dnrch die Concessionärin vor- 
biegenden Pllne, In Folge deren technischer Prüfung, des Loealangen- 
lebeines, der gesetzliehen politischen Linienbegehung, sowie in Folge von 
Besebwerden der interessirten Naehbarbesitzer von Fall zu Fall untersuchen 
zu lassen nnd anf Grund der stattgehabten Untersncbnng abzuändern. Durch 
diese Aendernngen kann aber die anf Grund der politischen Begehnng 
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bestimmte und von der Regiernng genehmigte Traoe keine Aendemg 
erleiden. i 

SelbetTcntSndlich dürfen hieduroh die dnreh die Conoeseion der Gob- 
cessionXrin ertheilten Rechte nicht alterirt werden. 

Sollte sich bei der Banansftthrung aus bau9konomischen oder Betriebi- 
rUcksiohten eine Abänderung der Bahntraoe oder der DetailpUine ik 
wttnschenswerth oder nothwendig darstellen, so muss nt solchen Ablade- 
rangen die Genehmigung der Regierung eingeholt werden. 

Hiedurch können jedoch die auf den Ausbau der Bahn bezUgliolieii 
Bestimmungen der Concessionsorkonde keine Aenderuog erleiden. 

§. 4. j 

Der Unterbau der Balm kann lllr oin OeUMwe hergestellt und dcmjroraäss | 
die GninderwerV)unp^ auf eine solche Fläche beschränkt worden, welche ftr 
die Anlage einer ein^eieisigenBahn und der Ausweichen, sowie ssch 
der Stationen erforderlich ist. 

Sobald auf der concessionirten Bahn der Verkehr so angewachsen iat, 
dasB die jährliche Bruttoeinnahme per Meile 100.000 Gulden österreichische 
Währung in Silber übersteigt, so ist die Coneessionärin auf Verlangen der 
Regierung Terpflichtet, ein sweites Geleise ohne Jede Entschädigung n 
erbauen. 

Zur Erfüllung dieser Verpflichtung kann jedoch die Coneessionärin nur 
innerhalb der ersten 70 Jahre der Ooncessionsdauer Terhalten werden, inner* 
halb der übrigbleibenden Jahre ist sie aur Herstellung des zweiten Geleise« 
nur gegen eine zu vereinbarende, seitens des Staates zu leistende Entschädi- 
gung VC rpH lebtet. 

§.ö. 

Bei der Ausführung der Arbeiten hat die Oonces^onärin folgende allge- 
meine Vorschriften zu befolgen : 

a) Unterbau. 

Dus Maximal-Stei;;iuij;sv('rhültni.ss wird auf 1 : lüU festgestellt. 

Die Krümmungen auf der ofi'eueu Bahn dürfen keinen kleineren Halb- , 
messer aU 300 Met«'r habt-n. | 

Das NormalproHl der Bahn ist im Einschnitt und Damm so anzulegen, i 
da.s» die Kronenbreite dort, wo die Schienen auf den Schwellen rahen, 
8*3 Meter l»cträgt. 

Das Schotterbett hat eine Dicke von 0*25 Meter unter dem Schienen* 
fusse und in der Höhe des Schienenfusses eine Breite von 2 'S Meter tu 
erhalten. 
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Brücken und DorchlMsse, mit Ausnahnie der unter dem Erddamme befind- 
liehen, kdnneu ans weichem Holze hergestellt werden. 

bj Oberbau. 

Die Bahn erhilt die normale Spurweite von Hauptbahnen. 

Bezüglich der Herstellung des Oberbaues und der Lieferung aller 
Bestandtbeile, sowie in Betreff der (ieieisdispositionen der Stationen sind 
jene Vorschrilten und Normale nls lliclitschnur zu nehmen, welche bereits 
fdr die Secundärbahn Valkany-Perjämos lestucstellt wurden, und sind eben- 
f»!!« schwebende Stösse zulässig. In dieser lieziehunfr wird besonders 
er^älmt, dass die Sehienen nach dem leichteren I^rotile. nämlich per laufen- 
tlen Wiener Fuss 15 Zollpfunde wiegend, aus gewalztem Eisen zu liefern 
810(1. Die gewöhnlichen .Schwellen sollen 2'35 Meter lani^ sein, dürfen 
jedoch, sowie auch die Wecbseischweilen, aus weichem Holze iiergestellt 
wenlen. 

Alle liir den Oberbau nöthigen Eisenmnterialien und Oberbaufabricate 
i^t di( Coucesäiouäriu nach Thuulichkeit im inlaude zu beschaffen Ter- 
ptlichtet. 

e) Hochban, Bahnabschlnss, Signale. 

Die Auslühruug der Hochbauten kann auf das geringste Mass beschräL>kt 
werden. 

Es wird im All^remt inen, mit Ausnahme ganz speeieller Fälle, ausser 
<^en in den Stationen eiionlerlichen Wiichterhäusern die Ausführung von 
höchstens je zwei Wächterhäusern pro liahnni'Mle beausprucht. 

Für jede Station genii;rt eine Wartein. alität. 

Zur Herstellung von Localitätcn für ötiViitliche Zwecke, als: für die Po8t, 
den Telegraphen, die Polizei etc. ist die Conccssionärin nicht verptiichtet. 

Waarenmagazine sind nur bei entsprechendem Verkehre zu errichten. 

Alle Gebäude dürfen aus an Ort und Stelle am billigsten zu beschaffen- 
«iem Materiale. eventuell auch aus Riegel wänden, Luftziegeln oder Pise mit 
Holzdächern hergestellt werden. Die Grundmauern und die Tragpfeiler 
mttBsen jedoch aus Stein oder Ziegeln ausgeführt werden. 

Im Allgemeinen sind Einfriedungen der Bahn, als welche auch die 
Scliutzd&mm^ und Materialgräben angesehen werden, nur an besonders 
beachtenswerthen Punkten und dort nothwendig, wo die Bahn neben Strassen 
oder Ortachalke» geführt wird. 

Wegsebranken werden nur bei frequenten UebergXngen oder da gefor- ■ 
deity wo daa Herannahen des Zuges von dem Wegttbergange aus nicht 
wfBigBtena auf 150 Meter Länge sichtbar ist 

ZiigB<diranken sind zulässig und es können von einem Standorte aus 
fteiehteitig mehrere Zogsehranken bewegt werden. 
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Bei We^Ubergängen ohne Schranken sollen fixe, das Langsamfahren 

anzeigende Scheiben aufgestollt werden. 

Die Concessionärin ist zur Errichtung eines Betriebstelegraphen, welcher 
die telegraphi^icbe Correspondenz zwischen den Stationen vermittelt, ver- 
halten. 

Optische, akustische, sowie Glockensignale sind entbehrlich. 
Die Haud- und Zugsiguale sind nach den bestehenden Vorschriiten ein- 
zurichten. 

d) Stationen. 

Die Concessionärin hat die von der politischen Begehnngscommission 
festgesetzten Stationen, ausserdem die Ansehlussstation an die k. k. priv. 
Staatsbahn zu erbauen. 

Ihre Detailanlage soll den Prineipien nach mit den von der Regierung 
flir die Secundärbahn Valkdny-Perjiimos genehmigten Typen iibereinkomiueu. 

Alle Stationen sind aber derart anzulegen, dass sie im Bedarlslalle 
vergrössert werden können. 

€) Betriebsmittel. 

Die Wahl der Falirbetriebsmittel hlt-ibt der Concessionärin unter Vor- 
behalt der B» sfimmungeu der 21 und 22 der im §. 2 angeführten provi- 
sorischen Ei-^t nbahiibt'triebsordnung illterlas>fu. 

Die grusste Belastung eiuer Locomotivachse wird aul' 17ö ZoUoeutuer 
festgesetzt. 

Locomotive mit zwei Achsen sind zuliisslg. 

Alle Locomotive müssen mit amerikanischen Bahnräumern versebeQ 

sein. 

Bei drei Vierteltheilcn der gesammten «üUerwagen sind elastische Stoss- 
ballen nicht erforderlich, wohl aber tlir den Rest 

Personenwagen mit doppelter Etage sind zulässig. 

Für die aus dem Auslände einzuführenden Betriebsmittel, sowie im All- I 
geraeinen für die ans dem Auslande bezogenen and fttr diese Bahn bestimm- 
ten Materialien hat die Concessionärin den Eingangszoll zu entrichten. 

fj Ausbau der Bahn. 

Sobald anf der hier concessionirten Bahn der Verkehr so anwEckseo 
sollte, daaa durch längere Zeit täglich mehr als fünf Züge in der einen vnd 
fttnfZttge Inder anderen Richtung verkehren, oder aber sobald dieEinriohtnng 
des Nachtdienstes nothwendig wird, ist die Concessionärin verpflichtet, in 
Bezog anf Anfnahmsanstalten, Signale, Bahnbewaehnng ond alle soDstigea 
anf Einhaltnng eines regelmässigen Verkehres abzielenden Masaregeln diese 
Bahn nach den für Hauptbahnen bestehenden Normalien und Vorsehriltea 
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der kuni^Micl) un^rarischen Staatsverwaltung aaf eigene Kosten zu veiroU- 
ständigen und einzurichten. 

Die^^e Verptlichtunfr kann jedocli nur in den ernsten 70 Jahren der Con- 
cessiouBduiier frefordert werden während in den überbleibenden Jahren eine 
derartige Umgestaltung der Bahn nur im Wege eines eigrenen zwischen der 
He^ierung und der Concesuonärin zu treffenden Uebereinkommens bewerk- 
8t«Uigt werden kann. 

§. 6. 

Die Concessionärin ist von dem Erlaj^e einer besonderen Caution und 
von der Nachweisung einer öOperceutigeu Einzahlung aul das Aulageoapital 
tntbuuden. 

8-7. 

Die Concessioniirin verptliehtet sich, die Detailprojeete binnen drei 
Monaten nach dem Inkrafttreten des Concesgionsg-csetzes der Kegierun}; vor- 
zulegen, den Bau der liahii binnen einem Monate nach erfolgter Genehmigung 
dieser Prcjoctc zu beginnen und binnen zwei Jaliren, elieutalU von dem Tage 
der Gent hiiiiu'iiiig des Detailprojee.tes an gerechnet, den JLiau zu vollenden 
and die Bahn dem Verkehre zu Ubergeben. 

Die £r8ffiinng de« Betriebet erfolgte am 6. September 1874. 

§.8. 

Die Begiemng bebllt sieh das Recht yor, im Falle als bezilglioh des 
Ansehhtsses anderer Balmen, der gemeinscliaftliehen Benützung von Bahn- 
hSfsD, der Wagenansleihe nnd aller hiefür entfallenden Entsebädigangen 
zwisehen den betreffenden Oesellsohaften ein Uebereinkommen nicht zn Stande 
konmen sollte, die Bedingungen eines solchen bestimmen zu können. 

§. 9. 

Der Con'"essi(»n:irin wird zur Ausfiiliruiig der coneessioniiten lialin das 
Hfcht der Expiopriatiou im Sinne dcä LY. Gesetzartikels vom Jahre 186b 
ertbeilt. 

§. 10. 

Die Conoessionllrin Ist Terpflichtet, die Post and die Postmanipnlanten 
im Sinne des §. 68 der laut VIII. Artikel des Zoll- nnd HandelsbQndnisses 
Tom Jahre 1867 angenommenen Eisenbahnbetriebsordnung vom 16. November 
1851 unentgeltlich zu befordern, und zu diesem Behufe täglich mindestens 

tiiien Zug in beidt n Kichiungen einzuricht<'n. 

Die Concessionärin ist verptlichtet, di«- Hälfte eines zweiachsigen 
Fnuhtwageus zur Beförderung der Postseuduu^eu und des i'üstcunducteurs 
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einEunohten, welcher Postwagen in jeder Biehtnog täglieh mindestens ein- 
mal zu yerkehren hat. 

Die Ooncessionärln ist Terpfliehtet^ jene Postsendungen, welche ohne 
Begleitung der Postbeamten oder Diener gesendet werden, mit AnsnshiM 
der Werthsendnngen, kostenfrei an die betrelTende Station sn befUrden ind 
abzugeben. 

CoiTesponilensen, welehe in Sachen der EisenbahugesohiftslllhraDg 
awisohen der Direction und ihren untergeordneten Organen oder awisehei 
diesen letsteren nnter einander geftihrt werden, dürfen auf der hier coo- 
cessionirten Bahn portofrei befördert werden. 

§. 11. 

Die ConeessionXrin ist Terpfliehtet, auf ihrem eigenen Besitztliume and 
Gebiete die Anfstellnng der Staatstele^raphenleitang entlang der Bahn unent- 
geltlich zu ge talton. 

Die Toleprapliendirection ist. indess {jrclialtcn, d« ii i*latz der Säule:;, 
powie die ührijjon Bef'estijruii;2:si)unkt(' der Leistungsdrähte im Einveretäad- 
uisse mit der Concessionürin zu ht stimmcn. 

Weitors ist dir Conressionäriu vcrplliciitot, die Ueberwachun'z: der anf- 
gestollteii Leitung durch ihr eigenes Bahupersonaie ohne Entschädigung ta 
besorgen. j 

D.rjc^'en wird die Concessioiiürin berechtigt, die Drähte ihres Betrieb»- 
telegrapiieu auf den iStaatf-telegraphensäulen auziibrinnen, ohne dasft sift ] 
hiefür was immer für eine Entschädigung zu leisten verptiichtet wäre. 

Die Benützung dieses Betriebs-Telegraphen wird, wenn durch die I 
Rep^ierung in Betreff der Staatsdepesohen keine separate Verfügung, sowie 
hinsiohtlieh der Privatteiegramme ein Uebereinkommen nicht getrote i 
wvden sollte, ausscbliesslicb liir Mittheilungen des Bahnbetriebes n 
beschränken sein, wessbalb auch dessen Bentttaung unter die Aufsieht der 
Staatsverwaltung gestellt wird. 

i;. 12. 

Die Fahr- und Frachtpreise für die conoessionirte Bahn werden inner- | 
halb der folgenden Grenzen festgesetzt: 

Maximaltarif per Österreiehische Meile und per Person: 

in der I. Classe 36 kr. in Silber, 

n it n. n 27 n » 0 

n n MI» « „ » ff 

Die Wagen der L und n. Classe können den auf den Hmuptbahnen rer- 
wendeten Wagen sweiten Ranges entsprechend eingerichtet werden. 

Für die lU. Classe können solche Wagen angewendet werden, wie sie 
auf den Staatsbahnen fttr die IV. Classe festgestellt sind. 
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Üas Gepäcks-Uebergc wicht über 50 Zollpfund wird nach Biuchlheilcn 
Ton 20 Zollpfunden, das Eilj^ut nach Bruchtheiion von 10 Zollpfunden auf- 
wärts abgerundet und kann der ZoUoeutner zur doppelten GebUhr der III. 
FrachtclaBse bereohnet werden. 

Für Fnichtgfiter wird dar Tarif per Zollcentner und Heile 



festgestellt. 

Aujinalimpweise sind ganze Wagenladungen von Kobiey Salz-, Brenn- 
ond Bauholz, Dünger, Steinen und Ziegeln per Zollcentner und Meile um 
1*66 kr. in Silber zu befördern. 

RUokälehtlicli der übrigen Fahr- und Frachtpreise für Personen nnd 
Guter, ferner rilcksichtlich der NebeugebUhreu, der Classifioirung der Waaren 
nad der sonstigen Transportbestimmnngcn haben die auf den Haoptlinien 
der priT. StaatseiBenbahn-Gesellsobaft geltenden Bestimmnngen in Anwen- 
dnng zu kommen. 

Sobald die Einnahme dieser Bahn dnreh drei aufeinanderfolgende 
libre eine Spercentige Verzinsung des Anlageoapitals ergibt, ist die Regie- 
mg bereehtigt, im Einvernehmen mit der ConcessionKrin die Tarife ent- 
spieehend so ennXseigen. 



Die ConoesaionXrin ist bereohtigt, die Transportgebtthren in inlftndiseher 
Bübermttnze zu bemessen, dooh ist sie Terpfllohtet, die auf Grundlage des 
Jeweiligen Silberoourses zu berechnenden Transportgebtthren in der Tjandes- 
wihrung anzunehmen. 



Die Im Sinne des §.12 festgesetzten Tarife kann die Goneeasionirin 
zeitweise herabsetzen, entweder im Ganzen oder nnr fllr einzelne Gattnn- 

!«■ von Gegenständen, für die Länge der ganzen Bahn oder nur für einzelne 
Strecken derselben, in einer oder in Jiciden Richtungen, für alle Transport- 
fcüikruuugen gleichmüssig oder mit ZuiKilimc derselben iu erhühtcin Masse. 

Die derart herabgesetzten Tarife kiinnon auf das frühere Maas wieder 
erhöht werden, jedoch erst nach deren drcimouatlichcr Anwendung. 

Wenn ein Verfrachter oder Vt*rladiinfrsunteruejiin«'r unter bestimmten 
liedinjruTigen einer Frachtsat/.erinassigunti^ oder anderer BegUiistiirunp'en 
tlieilhaftig wird, so muss derselben jeder VertVachter oder Unternclimcr. der 
'^iej^^dben Bedingungen aiinimnit, theilhaftig werden, derart, dass persöuliciie 
BeTorzagnng in keinem Falle platzgreifen darf. 




2 kr. in Silber, 

^ n T» n 



§. 13. 



§. 14. 



14* 



uiyiii^Cü by GoOgle 



198 



K. k. priT. Ssterr. StMts- 



AIIc die^^e Bcc^Unstigiingen dürfen nicht in Form von Scbeiorefsciieii 
zugestanden werden. 

§. 15. 

Die Rejciening behält sich das Keclit vor, im Falle einer im Inlande 
vorkommeiidea Thenening, die Frachtpreise fiir die Lrlx iismittel für die 
Dauer der Thenening auf die Hälfte des Maximaltarifes herabznsetien. 

§. 16. 

Die Militärtransporte müssen nach herabgesetzten Tarifen besorgt 
werden, und zwar auf Grundlage des zwischen dem Kriegsministerinm eine^ 
seita und der öslencichischen Staatseisenbabn-Oesellschaft anderseits untem 
10. Deoember 1860 abgesohlosseneu Uebereinkommens, dessen Betimmungw 
einen integrirenden Bestandtheil dieser Conoessionsnrkunde bilden. 

Die mit der vorgenannten Gesellschalt in Bezug auf IfiütKrtranspoite 
zu Stande gebrachten oder zu Stande zu bringenden und fflr den Staat 
günstigeren Uebereinkommen werden auch fUr die hier coneessionirte Bahn 
giltig sein. 

Diese Bestimmungen finden auch auf die Finanz« , sowie auch auf die 
Staats- und behördliche Sicherheitswache, endlich auf die Sträflinge in- 
Wendung. 

Die Coneessionärin verpflichtet sich endlich, den Vereinbarungen bein- 
treten, welche in Betreff der Organisation der Feldeisenbahn-Abtheilungen 
mit der k. k. priv. Südbahn-, Staatsbahn-, Theissbahn- und Ersten SiebsD- 

bürger Eisenbahnfresellschaft zu Stande gekommen sind. 

SelbstverstUudli^'h sind die auf die Militäitran Sporte bezflglieben i 
Be.-'tiiiiiniingen und Begünstigungen aut^li für die im Pieiiste reiseniie Lau«l- j 
wehr und für jene Truppen giltig, welche aU integrireuder Theil der Armee i 
unter dem Schutze des Volkerreehtes stehen. 

§. 17. 

Staats;infr» >tt'llt(', Heainte und Uiener, welche im Auftrairo der die Aot- 
sii'lit über dir Vt'rwMltung und d< ii Ib tricb der Hahnen fiihrt'iub'u HehJ'rden. 
odt-r zur Walirunir dci di ii Sta;it in Folge dieser Conce^»sion betreffenden I 
Intcres.son, oder aus Gefällsrüekfiiehten die Bahn benützen und sieh mit dem | 
Auftrage der Behörden ausweisen, sind sanimt ihrem Heisegepäcke nueut- 
geitlich zu befördern. 

Von solchen Parteien, welche die Bahn in bl>.ser Absicht ohne voranR-' 
gegangene Entrirbt nug der Fahr- und sonstigen Gebühr benutzen oder dureil 
unrichtige Angabe der Gattung oder des Gewichtes der Sendung, oder auf 
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tonst eine Art die Unternehmnng zu TerkOrsen Bachen, kann die dreifache 
Tiri%ebtthr erhoben werden. 

§. 19. 

Die Hegiemng iat zur Wahrung der StaatBiiitereBsen berechtigt, sich 
die Ueberzeugunf;: zu verscliaflen. dass der Bau der Bahn, sowie die Betriebs- 
einrichtung in allen Theilen zweekmftBBig and solid ausgeftthrt and in gutem 
Zastande erhalten werde, und anzuordnen, das« eintretende Gebreehen 
beseitigt werden. 

Die Regierang ist berechtigt, durch ein von ihr abgeordnetes Organ die 
Oteebiftsgebamng und BahuTerwaltung zu prüfen und zn ttberwaehen. 

Als EntschXdigung der Kosten und Auslagen, welche fUr den Staat in 
Folge der Ansttbnng seines Oberaul'sichtsrechtes sowohl während der Baozeit, 
ib auch nach theil weiser oder ToUstftndiger BrKiTonng der ooncessionirften 
Ltsie erwachsen, hat die Concessionärin an den Staatsschatz eine gewisse 
jihrUehe Pauschalsumme zu entrichten. 

Die Höhe dieser Pauschalsumme bestimmt die Regierung. Die nach 
Erdilbang des Betriebes zu entrichtenden jährlichen Pausebaisummen fllr die 
«rilflbete Linie k5nnen in die Betriebsreehnung aufgenommen werden, die 
uderen fallen dem Baueonto zur Last. 

|. 30. 

Für die gegenwärtig conecssiooht«» Bahn wird während 30 Jahren, 
Tom Tage der Betriebseröifnimg derselben au gerechnet, weder Erwerb- noch 
£uikommensteaer, noch irgend eine andere statt dieser etwa einzuführende 
Steoer entrichtet. 

Die grimdliiirlinlirh»' l inschreibung der exproprüruii Liegensciialteu 
erfolgt Btenipoi und frcbülircnlifi. 

Alle zum Zwecke dor t'a|)ital>l»i'fJcli!itTuiijr, sowie des Baues und der 
ersten Belriehsfiniichtnup: zu vf rfasscnden Verträge, if^iugaben oder soubtigeu 
Ukondea siud i^tempei- und gebührenfrei. 

§. 21. 

Dit' I)au«T der (.'<>ncession eistn rkt sich 1. Januar l'.)G7. au \vel<'hem 
Tage sio pinzli- h t rlischt; dieselbe beginnt mit dem Tage der Erüfiauug des 
Betriebes auf der gauzen Strecke. 

Die ErSfiiiung de» Betriebes erfolgte am 5. September 1874. 

Die Concession erlisrht auch, wenn die tlir die Voil.iL^c der Detail- 
projecte. für die Hauinangritl'nahme, für die Bauvollondun;L' und die Erütf- 
nnng; des Betriebes festgesetzten Termine nicht ein^^ehalten werden, und die 
1«rmin8iiber8chreitung im Sinne des 11, Punkt der obcitirteu Eiaen- 
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bahn-ConoesflionsvorscIirift und namcntUoh durch politische und finauzieUe 
Krisen nicht gerechtfertigt werden kann. 

§. 22. 

Die Rejfierun^ behält sich das Keclit vor, nach Ablauf von 30 Jahren, 
von dem Iiikraittrcteii des Concessionsgeselzes an gerechnet, die concessio- 
nirte Bahn jederzeit einzulösen. 

Zur Hestinimunfr des Einlösepreises werden die jiihrliclien Koinertriig- 
nisse des Unternolimens in den der Avirkliehen EinlöHuno; voranp:ej;an}:»Mien 
sieben Jahren beziffert, von deren Summe das lieinerti ä^niss der zwei 
ungUni^tigsten Jahre abgcHohiagen und der durchschnittliche Keinertrag der 
übrigen fUnf Jahre berechnet. 

Dieser Durchschnittsbetrag, welciier jedoch nicht frcriiip^er sein kann, 
als die T^/jpercentifjen Interessen des thatsäclilich aulgewendeten Anlage- 
capitals, wird der Ooncessionärin als Jahresreute bis zum Ablaufe der fest- 
gesetzten Concessionsdauer zu zahlen sein. 

Zum Behufe der Evidenzhaltung des Capitals ist die Concessionärin 
verpflichtet, in dem auf die BetriebserÖffnuug folgenden Jahre über das zum 
Ausbaue und zur Ausrüstung der Bahn factisch verwendete Capital den 
Nachweis zu liefern, sowie die Pläne und Kostenvoranschläge solcher später 
auszuführenden Bauten, welche den Baufond belasten, und nicht als Bahn- 
erbaltungskosten dem Betriebsoonto aar Last fallen, der Regiemng tnr 
Genehmigang vorzulegen. 

§. 23. 

Mit dem Ertöscben der Ooncession, sowie dnreh die erfolgte Einlösung 
der Bahn tritt der Staat im ersten FaUe ohne Entgelt, im letsterea aber 
gegen Leistung der Im Sinne des §. 22 festgesetzten Jabretrente in das 
lastenfreie Eigenthura und in den Gennss der concessionirten und in gutem 
Zustande zu übergebenden Bahn ; namentlich nimmt er in Besitz den (irund 
und Boden der Bahn, die Eid- und Kunstbauten, den Ober- und Unterbau 
und das siimmtliche Zupehör, als: Betriebsmittel. Bahnlu»le. Auf- und Ablade- 
plätze, zum Bahnbetriebe gehörige Gebäude an den Abfahrts- und Ankunlis- 
ortcn. Wach- und Aufsicht sliHuser sammt allen inneren Einrichtungen, 
Möbeln, bewegliehen und unl»ewe;^dielien Sachen. 

Sowohl beim Erlösdien der Coucession. als auch im Falle der Einlösung 
der Bahn behält die Ct»iiee>si(»iiiirin das Eigentinmi des Rescrvefoudes und 
der aushaftenden Activforderuupen, sowie der Coaksöfen. Giessereieu. 
Maschinen- oder anderen dcbiiude, zu deren Anschafl'ung oder Herstclliiiie: 
sie von der Kegierun;: mit dem ausdrücklichen Beisätze ermächtigt wurde^ 
dass sie kein Zugehör der Bahn bilden werden. 
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§.24. 

Wenn wiederholte Verletzungren oder Ni('litlM>t()l^''unjr('n der in d< r Con- 
cessionsurkund«' oder in den Gosctzcn auferlegten Verpflichtungen seitens 
der Coneessioniirin vorkonunen srdlton. so behält sich die Regierung das 
Recht vor, die den Gesetzen entsprechenden Massregeln dageiren zu tretiV'U^ 
und nach Umständen die Concession noch vor Ablauf ihrer Dauer für 
erloschen zu erklären. 

§. 25. 

Alle urkundlichen Ansfertig^ngen dieser Conoession nnterliegen nur 
einer fixen Stempelgebtthr von einem Gnlden. 



Anhang. 

BetriebiT«nohrifteii, womich einige Bestinttiiien 4er im §• 2 der Coneeasionsnrkunde angc- 
fttrteii proTiMriaehei EisealMho-Betricbsordnnng fSr die gegenwirtige secnndiie Biha 

ftbgeindert werden. 

Der Zustand der Bahn und der Bahngeleise ist, insolange in beiden 
Richtungen zusammen nicht mehr aU 10 Züge verkehren^ täglich wenigstens 
eininal dorcb das Bahnbewachungspersonale za iintersuoben. 

Frequente Wegübergänge mit Fangschiene, sowie derartige AnlageOi 
weiche für die verkehrenden ZUge gefährlich werden können, sind vor dem 
Paasiren eines jeden Zuges zu revidiren. 

§• 2. 

Mehr als 100 Achsen sollen in keinem anf dieser Secundärbahn ver- 
kehrenden Zage gehen; Zfige, mit denen Personen befördert werden, sollen 
nicht mehr als 60 Achsen enthalten. 

Langholz darf mit gemischten Zügen befördert werden ; jedoeh mttssen 
die mit Langholz beladenen Wagen hinten angebracht und von den Personen- 
»»gea wenigstens durch drei, womöglich beladene Wagen getrennt werden. 

Bezaglich der Anzahl der Bremsen und der Vertheilung derselben in 
einem Zuge wird der Minister fUr öffentliche Arbeiten und Communioationen 
uchtriglieh yerf&gen. 

Die fahrordnungsmässige Geschwindigkeit der ZQge auf der cnrrenten 
Bihn wird durchschnittlich zwei Mellen per Stunde betragen, die grösste 
nlMge Geschwindigkeit darf drei Meilen per Stunde nicht ttberscbreiten. 
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Vnr Wegüborf^änfren abor, welclie nicht mit Schranken abf^esperrt sind, 
iBt die Fahr^escliwindigkeit derart zu mUssi^^eu, das« der Zug aui' eine Läuge 
von 100 Meter zum Stehen gebracht werden kann. 

Daa Schieben der Lastzitge mit Loeomotiven iat nur in dem Falle 
gestattet, wenn eine ftUirende Maschine sich an der Spitze i'eraelben befindet, 
ebenso bei gemischten ZUgen, jedoch darf im letzteren Falle höchstens mit 
einer Geschwindigkeit von Meilen per Stunde gefahren werden. 

In Nothilillen ist anf Bahnhöfen und bei Arbeitszttgen das Schieben der 
Züge — auch ohne dass sich eine führende Maschine sn der Spitse des 
Zuges befindet — zulässig. 

In solchen Fällen darf aber anf der cnrrenten Bahn nur mit einer 
Geschwindigkeit von einer Meile per Stunde gefahren werden, nnd es hat der 
an der Zugspitze befindliche Wagen von einem mit Signalhorn versehenen 
Conducteur besetzt an sein. 

Die Fahrt mit umgekehrter Locomotive, das heisst mit dem Tender 
Torau, ist auch bei den falirplaumässi^en ZUgeu gestattet. 

if. ö. 

Das telc^'raphisciie Avisiren der Al)fahrt eines Zuges von den End- und 
Zwischenstati<tiien ist so lange nielit erlorderli'di, als auf der coueeasionirten 
Balm gleichzeitig: je nur ein Zuj; verkehrt, also wenn keine Zttgskreuzuug 
oder kein Ueberholen eines Zuges stattlinden kann. 

Sobald gleichzeitig mehr als ein Zug verkeim, mttssen die Zugsabfabrteu 
zwischen den Stationen telegraphisch aTisii-t werden. 

§. 6. 

Der Concessionärin wird gestattet, die Ausgabe von Personen- nnd 
Reisegepäckskarten in den Zflgen selbst — ausserhalb der Aufnahms- 
stationen — einzurichten und fttr die Manipulation solche Massregeln zn 
treffen, welche als zweckdienlich erscheinen, ohne die Betriebssicherheit zn 
gefährden. 

Indem wir die Einhaltung der Bestimmungen dieser Concession Allen, 
die es betrifft, zur strengen Pflicht machen, ermächtigen Wir gleichzeitig die 
Concessionärin, filr ihre etwa erlittenen Schädigungen vor unseren Gerichten 
Schadenersatz zn fordern und befehlen allen jenen Behörden, die es betrifit, 
ttber die Beobachtung dieser Concession und der darin enthaltenen Beschlttsse 
strenge nnd sorgsam tm wachen. 

Zur Beglaubignng dessen haben Wir die gegenwartige mit Unserem 
grösseren Siegel versehene Concessionsurkunde hinausgegeben. 

Wien, am 5. .lannar Eintausend Achthundert Dreiuiidsiebzig. 

Franz Joseph ni. p. 

Ludwig TUia m* p* 
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8. XXVIII. Gesetzartikel vuia Jahre 1874, 

über den Ausban der Tenesrar-Orsoväer EiseBbabo. 

(Sanetfonirt am 30. Juli 1874. Kandgemaoht in beiden HSasern des Reichstages 

am I. Anglist 1874.) 

§• 1- 

Die ConoessioDs-Urlninde Uber den Ausbau und Betrieb der Temesvar- 
Oisovier LocomotiT-EiBenbahn wird daroh dieses Oesetz genehmiget und 
mirtUtiitirt. 

§. 2. 

Gegenwärtiges Gesets tritt erst naeh der gegenseitigen Ratifioimng und 
Auswechslung der mit Rumänien in Betreff der Eisenbahnanschlfisse einge- 
gangenen Conrention in Wirksamkeit und wird mit dessen Vollzuge der 
Minister fttr dffentliche Arbeiten und Gommunioationen, sowie der Finanz- 
minister beauftragt. 

Zuf<.lf,'e Artikel 3 der mit dem Fürstfrithum Rmnänien in Ik-trelT dor Kiscnhahn- 
ansclilü^se am 31. Mai 1^74 .'Jvt:<>s( hIoss(.'tien und tuit 'lern XXVII. ungarisclien Ocsetz- 
•rtikel vom Jahre 1871 iruii tikuUrteu Convention machte sich die Regierung Seiner 
ludierlieben und lL8nigUchen Majestät verbindliobf die ntttbigen Verfügungen su treffen, 
damit der Ausbau und die Inbetriebsetsung der Bahn auf ungariaebem Landesgebiete 
Ml zur Grenze hinnen 4 Jahren vom Tage des AustauBclips der Ratificationen der Con- 
venti -t, sjcbergestHllt werdi«. | V'gl.§. 1 dor'C incessions-Urkiinde vom 31, Deoom'ter 1874 
Weiler unteei sab 9). Die fürstlich rumänitiehe Regi«'run|,' vcrptlicliietf sich, die bis zur 
Grenze bei Vercserova sich erstreciiende und daher ü!»er ürsova die Verbindung 
swischea dem nimSniiehen Eisenbahnneta and den ungarisoben Eisenbahnen herstel- 
lende Linie innerhalb e1>en derselben Friiit ausbauen und in Betrieb setaen su lassen. 



9. Coneeggions-Ürkunde Tom 81. Becember 18H 

für die hocoiuotiv-Lisenbahn von Temesvir nach Oriova4 

Wir Franz Josef der Erste, von Gottes Gnaden Kaiser von Oesterreidi . 
uid Apostolischer Köni^ von Unf^am, Unseren Gruss an Alle, die die Sacke 

betrifft, oder in Zukunft betreffien wird. 

Nachdem die k. k. priv. (»sterreiclüt^che Staatseisenbahn - Gesellschaft 

um die CduceKsiou zum lUnw uiul lietji»'l>o einer dem gefjen Bazias zu gele- 
?ont n Ende ihrer Station TemesvAr bepinnt'nden. über Ln;r(»s, Karansebes 
und uiiciif^t Mehadin naciiOrsova bi.s zur Landes^n-enzc tührenden Locomotiv- 
Eisenhahii bei I ns angesnclit. und der XXVIII. (i.-Art. v«»ni Jahre 1874 den 
Ausbau der obcrwäiinten Eiseubaliulinie und die Ausftdgung derConce.s.sions- 
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Urkunde an die um die Concegsiou ansuchende Gesellschaft angeordnet hat, 
80 fühlen Wir, behufs Vollzuges des Gesetze:*, Uns veranlasst, diese Con- 
cession über Ansuchen der obbeuannten Gesellächaft und für dieselbe wie 
folgt zu ertheilen : 

Die k. k. priv. österreichisclie Staatst'isoubahn-Ui'sellschaft erhält unter 
folgenden Bedingungen das Reclit zum Haue und Hetrieiie einer an dem 
gegen Bazias liegenden Ende des 'reniosvArer Bahnhofes beginnenden, über 
Lu<ros, Karansebes und bei Meliadia uacb Orsova bis zur Landesgreoze liih- 
reudeu Locomotiv-EUeiibahD : 

Allgemeine Bedingungen. 
§. 1. 

Der Goncession&r ist verpfliehtet, sich beim Baue und Betriebe der con- 
cessionirten Bahn insolange an den Inhalt der gegenwärtigen Conoession«- 
Urknnde, ferner an die durch den Minister fUr Öffentliche Arbeiten und Coni- 
munieationen am 20. April 1868 unter Z. 4973 erlassene und vom Reichs- 
tage genehmigte provisorische Eisenbahn-Concessions-Vorsehrift, sowie an 
die im §. 8 des Zoll- und Handelsvertrages vom Jahre 1867 provisorisch 
angenommene Eisenltahn lit triebsordnimg zu halten, bis die au Stelle dieser 
Vorschriften durch die vatcrlän(li>chc Legislative zu schaffenden neuen Ge- 
setze und die durch die Regierung zu erlassenden Verordnungen ni<'ht ins 
Leben treten, und sich sowohl diesen, als auch, bis zu deren Einführunir. den 
durch die ungarische Regierung an den bestehenden Vorschi iften vorzuneh- 
mendeu jedweden Aenderungen zu fügen und unbedingt zu unterwerten. 

Der Bau der Bahn und der«* n Betriebseinrichtnng wird nach Hassgabe 
der durch den ConcessionXr ansznarbeitenden und der Regierung zur Ueber- 
priifung und Cknehmiirnng vorznlegenden allgemeinen und Detail-Projeete 
erfolgen^ bei deren Ausarbeitung insbesondere die Anforderungen der Re- 
gierung, sowie auch die bestehenden allgemeinen Bau- und polizeiliehen Vor- 
schriften vor Augen zu halten sind. 

Sowohl mit Rücksicht auf die Erfüllung der gesetzlichen Bestimmungen, 
als auch im Interesse des Bahndienstes und Öffentlichen Verkehres, femer 
zur Sicherung des Bestandes der Bahn, und endlich auch zum Behufe der 
Hintanhaltung fUr die Nachbargegenden oder fttr Einzelne etwa entsprin- 
gender Gefahren und Schäden, behält sich die Regierung das Recht Tor, die 
durch den Concessionär vorzulegenden Pläne auf Grund der technischen 
Prüfung derselben, des Localaugenscheines und der gesetzlichen politischen 
Begehung der Linie, sowie auch auf Grund der, in Folge von Beschwerden 
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der interesftirten Nachbarbesitser, von Fall zu Fall vorzunebmenden Unter- 
sachun^ abzuändern. 

Durch Modificationen, welclie von der Rep-ierunfr nach Goiiehmigung 
des Re sultates der ixditisolien Begehung' vorgenomnien werden, kann jedoch 
die schon fe^^tgestellte Bahnlinie keine Aenderung »'i lciden. 

Sollte sich bei der Bauausführung aus ökoinuuischeu oder Betriebs- 
rtjrksjchten eine Abänderung der Ralmtrafc oder der Detailpläne als wUn- 
schenswertli oder nothwendig darstellen, '.vodurch aber weder die Haupt- 
riciituiig dt r Bahn eine Aenderung erleiden, noch auch gegenüber der auge- 
norameut'n Trace eine V'erschlechterung der Niveau- und Richtungsv» rhaltnisse 
ätattünden darf, so muRs zu solchen Modificationen die Genehmigung der Ke- 
gierung eingeholt werden. 

Ebenso wird die Regierung berechtigt sein, die Ihmarbeitcn auch nach 
Beginn derselben bis zur CoUaudimug vom Standpuncte der oben erwähnten 
Interessen, wann immer, abändern zu lassen. 

Die Kosten aller entweder über Verlangen der Regierung oder aber 
ftber Ananohen des Conceesionärs genehmigten nnd bis zur CoUaudirang 
Torgenommeoen Aeuderungen hat der Concessionär zn tragen. 

Uebrigena mnsa ancb beim Baue den bestehenden Bau- und polizeilichen 
Vorschriften gemäss vorgegangen werden, nnd wird insbesondere ansbedon- 
gen, dasa die gegenwürtigen Verkehrssiraasen insolange nicht leratftrt wer- 
den dürfen, bis nicht an deren Stelle nene Strassen hergestellt worden sind, 
oder bis nicht wenigstens (mit Genehmigung der competenten Behörde) für 
provisorische Strassen gesorgt ist 

Sollte es sich nach der CoUaudirung herausstellen, dass die bei Gelegen • 
beit des Eisenbahnbaues zur Ableitung der Gewässer getroffenen Massregeln, 
sowie die mit Rflcksicht auf die Oommnnication festgestellten StrassenUber- 
ginge dem factischen Bedttrfhisse nicht entsprechen, so Ist der Concessionär 
▼erpflichtet, die diesbezüglichen Verfügungen der Regierung auch nach er- 
folgter Collandirnng auf seine Kosten zu vollziehen. 

§. 8. 

Der Unterbau der Bahn ist nur fttr ein Geleise herzustellen, die Gesell- 
sehaft ist aber berechtigt, die Expropriation auf der ganzen Länge der Linie 
oder nur auf einzelnen Theilen derselben auf einen solchen Flächenranm 
snssndehnen, welcher Ittr eine zweigeleisige Bahn erfoderlich ist. 

Die eventuell zu erbauenden Tunnels sind seiion jetzt fllr ein Doppel- 
geleise herzustellen. Die für das erste Geleise nöthigen Arbeiten sind jedoch 
dersrt zn bewerkstelligen, dass dadurch die Anlage des zweiten Geleises 
weder gehindert noch vertheuert werde. 

Diete Bestimmung wurdo durch §. 1 und §. *2 a, d<-s XXXV. G'^setznrtikol vom 
J»hre 1876 (Vgl. weiter unten sub 14) daliin modificirt, dass die Tiuii <ds vorläufig nur 
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für oinGeleiäOzu bauen sind, wogegen sich die Gesellsohftft Tcrptiichten muaste, dMB, 
wenn ein xweltM Geleise su legen sein wird, die jetzt nur für ein Geleite herausteUea- 
den Tunnels fOr das zweite Geleise zu erweitern oder für das sweite Geleise eigene 
Tunnels zu erbauen. 

Sobald der Verkehr soweit zu^enomroen bat, dass die jährliehe Bmtto- 
einuahme durch zwei auf einander folgende Jahre per Meile 150.000 Qnlden 
datcrreiehiscber Währung in Silber Ubersteigt, ist der Concessionftr ver- 
pflichtet, auf Vciiangen der Regierung und ohne jede Entsebädiguu;; binnen 
drei von der Aufforderung zu rechnenden Jahren ein zweites Geleise legen 
zu lassen. 

§. 4. 

Die Regierung behält sich das Recht vor, insoferne in Betreff der Em- 
mflndnng anderer Bahnen, der gemeinschaftlichen Benützung der Balnih5fe* 
des Ansleihens Yon Waggons nnd der Entschädigung hiefttr zwischen den 
betreffenden Gesellschaften eine Vereinbarung nicht zu Stande kommen 
könnte, die Bedingungen derselben festzustellen. 

§. 5. 

Dem Concossionär wird für den Ausbau der conc'essioiiirt«'n Bahn das 
Expropriatiousrecht im Sinne des Gesetzartikols LV vom Jahre 1868 ein- 
geräumt. 

§. 6. 

Der Concessionär ist verpliiclitet, die Post mid die Postm.uiipul.uiten im 
Sinuc des iij. 68 der im Art. VIII des Zoll- und Haudelshiindnisses vom Jahre 
1807 angenonimonoii Eisenbalin-Betriebsurdnun^ vom 16. November 1851 
mit den gewöhnlichen Pcrsonen7.üg:on unentjjeltlicli zu befördern und stellt 
es mit RUckBiclit hierauf dem Minister ütr öl^'entliche Arbeiten und Commu- 
nicationen frei, im Einvernehmen mit dem Handcisminister, bei einem von 
joder Endstation täglich nach jeder Richtung verkelirenden Zuge sowohl die 
Abfahrtsstunde, als auch die Fahrgeschwindigkeit zu bestimmen. 

So oft der Postdienst mehr als einen aciiträdrigen oder zwei vierrädrige 
Waggons in Anspruch nimmt, gebührt dem Concessionär fär jeden benöthig- 
ten weiteren Waggon eine nach Meilen zu berechnende angemessene Ent- 
schädigung, welche im gemeinsamen Einvernehmen festgesetzt werden wird. 

Wenn die betreffenden Minister es fllr gut befinden sollten, daas auf 
der concessionurten Bahn eine ambulante Post, wie eine solche selion auf 
anderen Bahnen besteht, eiugeittbrt werde, so sind durch den Concessionär 
anstatt der gewöhnlichen acht> oder vieriiidrigen Waggons den Anforderun- 
gen der Regierung entsprechend eingerichtete acht- oder vierrädrige Post- 
waggons unentgeltlich herzustellen und in Stand zu halten. 
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Der Postverwaltung ist anf jeder durch die Ref^^ierunjL'- zu bczeicliiionden 
Briefaufgabs- und Brirfabgabs-Station eine geeignete Postlcaii/.lei im Bahii- 
gebände iinentgeltlieli zu überlassen, — Hinsielitlieh der BelViediguiig der 
nach Krolliiuiig des Betriebes etwa eintrott nden weiteren Bedürlnisse wird 
eine besondere Vereinbarung getroffen werden. 

I)er Concessionär ist ferner verpfliclitet. die «dme Begleitung von Post- 
beamten oder Dienern abgehenden rostsendungeii — mit Ausiialime d(>r 
\Yerthsendungen — in die betretiende Ötatiou gebUhreutiei zu belorUeru und 
daselbst abzu;:elu-ii. 

Oorresjxtndenzen, wejehe in Angelegenheiten des Bahnbetriebes zwi- 
sciien der Verwaltung und den untergeordneten Organen oder aber zwischen 
den letzteren gewechselt werden, dürfen durch die Bahnbediensteten auf der 
betreffenden Bahnlinie portofrei befördert werden. 

§.7. 

Den I^au der längs der concessionirten Eisenbahnliuie für den Eisen- 
bahnbetrieb nothwendigeu Telegrafenleitungen, bis zu dem auf den Stations- 
gebäuden und Wächterhäusern anzubringenden letzten ls<dator und eventuell 
hU zur drehbaren Schatzsignalvorrichtnng, wird die königlich ungarische 
Telegrafenverwaltong anf Grund des mit dem Ooncessionär bezüglich der 
Details zu scbliesaenden Uebereinkomroens ausführen lassen. 

In Folge dessen ist der OoncessionlLr verpfliehtet, das Ersuchen wegen 
Anordnung des Telegfafenbanes nnd Feststellung der oberwtthnten Verein- 
barung an die königlich ungarische Telegrafenverwaltnng rechtzeitig zu 
stellen, damit derselben zur AnsohafiVing der für den Telegrafenbau nöthigen 
Xaterialien und zur Ausfilhrun^ der diesfälligen Arbeiten bis zur Eröffnung 
des Bahnbetriebes genügende Zeit bleibt 

Der Concessionär ist verpflichtet, zn gestatten, dass die erforderlichen 
TelegrafenleitungssXulen anf dem der Bahn eigenthümlich gehörigen Terri- 
torium aufgestellt werden dürfen, derselbe ist aber nicht berechtigt, (Ür ded 
ia Anspruch genommenen Baum gegenwürtig oder in Zukunft eine Entschü- 
dignng zu fordern. 

Die Plitze für die Telegrafensäulen, sowie die übrigen Puncto zur Be- 
festigung der Telegrafenleitung werden der Concessionär und die betreffen- 
den Organe der königlich ungarischen Telegrafenvcrwaltung einverständlicb 
derart bestimmen, d?)ss weder der Eisenbahnbetrieb noch die Sicherheit des 
Betriebspersonals g< talirdet werde. 

Der roncessionär ist in dem Falle, wenn mit der Telegrafenleitung für 
den Betrieb gleichzeitig nicht, auch eine Slaats-Telegrafenlcltung gebaut wer- 
den sollte, verptliehtet, der königlich unt:arisehen Telegralem erwaltiing den 
Gf -.aniintpreis der Telegrat'ensäulen und sonstigen IJauniatciialien, sowie alle 
Telegrafc'ubauten ; — falls jedoch gleichzeitig auch eine Staats-Telcgrafen- 
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leitnng errichtet werden sollte, den Oeaammtpreis der snr Herstellung der 
Betriebsleitung nothwendigen Baumaterialien, sowie von den Gesammtbaa- 
kosten den auf die Betriebsleitung entfallenden verhältnissmSssigen TheO 
EU ersetzen. 

In beiden Fällen ist der ConcessionSr verpfliobtet» Uber Verlangen der 
kdniglioh ungarisehen Telegrafen^erwaltung die zur Herstellung der in dem 
vorigen Punete erwähnten Telegrafenbauten erforderlichen Beträge bis snr 
nacbtriigliehen Verrechnung zinsenfrei vorzuschiessen und sowohl die Tele- 
grafensänlen, als auch die Übrigen Baumaterialien längs der zu bauenden 
Bahn auf dem bereits gelegten Geleise in der durch die königlich ungari- 
sche Telegrafenverwaltung zu bestimmenden Weise und Zeit anf eigene Ko- 
sten zu vertheilen. 

Zur Zeit der Uebergabe der Leitungen geht das gesammte Inventar der 
anf Rechnung des Concessionärs errichteten Betriebstelegrafenleitung in den 
Besitz des Concessionärs Uber. 

Die königlich unpfirische Telegrafenverwaltiin? ist jedoch berechtigt, 
an den lUnj^s der Eiscnlcihn aulgestellten Säiil« n, wann immer, .Staate- 
Telegrafenleitungen anzubringon. in wclrluni Falle die Telegrat'onsäuleii 
unentgeltlich in das Eigentlium der königlich ungarischen Telegrafen- 
verwaltung mit der Verptiiehtung ilbergeiieu, dieselben auf Staatskosteu zu 
erhalten. 

Die Teleirrafenleitungou für den Ki-^''nlialinl)etriel» darf der f 'oncessionär 
unter der iihliehen Controle der königlieh ungarisehen Telegratenverwaltung 
nur für jene rele^nanime beniit/.en, welche aus Aulass des Eisenbatinbetrie- 
bes zwischen der Direction und deren untergeordneten Organen oder zwi- 
schen diesen letzteren gewechselt werden. Die königlich ungarische Tele- 
grafenverwaltung wird dagegen berechtigt sein, iusoferue es der Betrieba- 
verkebr gestattet, die Benützung dieser Betriebsleitungen, im Einvernehmen 
mit der Bahndirection und unter entsprechender Controle, zur Weiterbeför- 
demng von Staats- und Privatdepeschen zu veriaijgen und anzuordnen. 

In diesem Falle wird jedoch die Art der Benützung und die Vertheilung 
der Telegrarnragebtthren zwischen dem Concessionär und der königlich un* 
garischen Telegrafenverwaltung durch eine besondere Vereinbarung geregelt 
werden. 

In gleicher Weise werden auch diejenigen Bedingungen, welche zieh 
auf die Ueberwachnng, Erhaltung und auf die späterhin fiber Verlangen der 
Eisenbahndirection allenfalls vorzunehmende Aenderung der neben der Bisen- 
bahn erbauten Telegrafenleitungen, sowie Überhaupt auf alle m den obigen 
Pnncten nicht geregelten Angelegenheiten des Telegrafenwesens beziehen, 
durch eine besondere Vereinbarung zwischen dem Ooncessionär und der 
königlich ungarischen Telegrafenverwaltung festgestellt werden. 
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§. 8. 

Dem Concessionär wird prestattnt, dio eiii/.ulicbonden Transportj^ebühren 
in Inländischon SilbcM'- oder Goldmünzen derart zu berechnen, das» die mit 
ßerück>i. iiiigunfr deaCourswerthes eutfalleuUe Gebühr iu derLnndeswähi'UDg 
eingt'hoben wer(b\ 

Die Umrechnung des Tarifes auf Landeswährung: hat unter der ( 'ontrole 
der Ketrierun? llbrr Ansuchen des Conce<sinnärs oder über Anordnunfr der 
Rtt^ierung' allmonatlich nach dem Durchschiiitt-^' nnrse des Silbers vom un- 
mittelbar abgelaufenen Monate und in ausserordentlichen Fällen auch in 
kürzeren Zeiträumen nach dem Silbercourse des frUberea gleichen Zeitraumes 
zn erfolgen. 

In den Grenzstationen mus8 der Concessionl&r von den Reisenden bei 
der Zahlung auch Gold und Silber und swar zum Tagescourse berechnet 
annehmen. 

§. 9. 

Die im §. 24 festgesetzten Tarife können durch den Concessionär in 
der Zwischenzeit tiir die ganze Länge oder nur für einzelne Strecken der 
BabOf in einer oder in beiden Richtungen, für alle Transportentfemungen 
gleichmftsBig oder aber bei der Zonabme derselben in grSaserem Masse 
herabgesetzt werden. 

Die derart ermässigten Tarife können wieder auf ihr ursprOngUehes 
Hass erhöht werden, aber nur naoh Ablauf einer dreimonatliehen Anwendung. 

Wenn einem Spediteur oder Frilehter unter gewissen Bedingungen eine 
FraehtermSssiguug oder eine sonstige Begünstigung zugestanden wird, so 
muss dieselbe aueh einem Jeden Spediteur oder Frilehter, der eben dieselben 
Bedingungen annimmt, derart eingeräumt werden, dass eine persönliche 
Begünstigung in keinem Falle stattfindet. 

Alle diese Begünstigungen sind auch in Form von Schein-Refaotien 
nicht zulSasig. 

§. 10. 

Im Falle einer im Inlande eingetretenen ausserordentliohen Theuerung 
der Lebensmittel ist die Regierung bereohtigt, die Transportgebilhr llir die- 
Bdben ftr die Dauer der Theuerung auf die Hälfte des Haximaltarifes herab- 
tosetzen. 

§. 11. 

Der llilitärtransport muss nach ermässigten Tarifen erfolgen, und zwar 
auf Grund der zwischen dem Eriegsministerium und der priv. Staatseisen- 
bahn- Gesellschaft mm 10. December 1860 abgeschlossenen Vereinbarung, 
deren Beetünmungen einen ergänzenden Theil dieser Urkunde bilden. 
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Mit dem ConcossionUr in Betreff des Militärtraiisportes auf anderen 
Linien zu Stande kommende und für den Staat gUustigere Yereinbarnngen 
sollen auch für diese Bahn Geltung haben. 

Diese Bc^tiinTnmijren haben auch auf die Finanzwache, sowie anf die 
Staats- und Municipal-Sieherheitswache^ endlich auch auf die Sträflinge An- 
wendiinj^. 

Uebrigens sind auf der Temesvir-Orsoyaer Linie auch alle diejenigen 
Bestimmungen giltig , welche ans Anlass grltoserer Ifilitilrtransporte die 
gegenseitige Aushilfe zwischen den österreichisch-nngarisohen BahngeseU- 
sehaften, die Herstellung und Bereitbaltung der sn diesen Transporten 
nöthigen Einrichtungen, die Organisirnng von Feldeisenbahn-Abtheilnnges 
und schliesslich die Verwendung der in Friedensseiten beim Eisenbahnbaue 
nnd bei der Erhaltung der Bahn anfznstellenden derartigen Lehrtruppes 
regeln, daher sich auch die Gesellschaft verpflichtet, die Mannschaft der in 
Friedenszeiten zn errichtenden Feldeisenbahn- Abtheilnngen Uber jeweiliges 
Verlangen des k. nnd k. gemeinsamen Kriegsministers unter den mit dem- 
selben festgestellten Bedingungen sowohl beim Baue dieser Linien, als auch 
bei den Bahnerhaltnugsarbeiten zn yerwenden. 

Die auf MiUtärtransporte sich beziehenden Bestimmungen nnd Begün- 
stigungen finden selbstverständlich sowohl auf die Honv^ds, als auch anf 
jene Truppen Anwendung, welche als integrirender Theil der Armee unter 
volksrechtlichem Schutze stehen. 

§. 12. 

Staatsbeamte und Diener, welche im Auftrage der die Verwaltung and 

den Betrieb der Eisenbahnen überwachenden Behörden, oder fur Wahruo? 
der aus dieser Coucessiou entspriiiuL-iiden Staatsinteressen, oder aber aun 
Get'älisriicksichten die Eiseiibaim biiiiit/.eii und sich über den behördlichen 
Auftrag legitimireu, sind sammt ihrem Keisegepäckc unentgeltlich zu bc- 
lürderu. 

§. 13. 

Von solt'lH'ii Parteien, wt-lche die Eisenbahn in unredlicher Absicht 
ohne vorherige Entri.-htung der Falu- »»der Fraelitireliülir ijenützen. ochr 
aber durch unrichtige Ani^abr «ler CJattung oder des ticwichtes der Fracht, 
oder endlieli auf andere \Vi ise eine Bei)a« btlieili:-ung der I ntt rnehniung 
bea1i>ielitii:en, kann die tariimäsäige (jebühr in dreifachem Betrage eiuge- 
hoben werden, ■ 

§. 14. 

Zum Beiiufe der Wahrung der Staatsinter<'-sen ist die Regierung be- 
rechtigt, sich sowohl von dem Baue der Bahn, als auch von der zweckmäs«!* 
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g« und soUden Einriehtmig des Betriebes und yob der fortvkbrenden Br. 
JudtDog desselben in gntem Stande sn libenengen «nd ansnordnen, dass die 
uhigetteiBmenen Mängel behoben werden. 

Die Regiernng behilt sieb das Reebt vor, die Bahn nach Beendigung 
des Baaes sn eoUandiren. 

Zweck der Coliandlrang ist sv ODsetatiren, ob der Conoessionir seinen 
MseessionsmSssigen Verpflicbtnngen in Betreff des Banes nnd der E&irich* 
toog der Bahn entaprochen hat 

Als Ersatz der Koolsa nnd Auslagen, welche der Regierung aas Anlass 
der Aiallbnng des derselben laut der allgenieinen gesetdiehen Bestinmun- 
gsn nnd insbesondere laut der gegenwärtigen OoncessionBurkunde Torfoe- 
halteDen OberanfBichtRrechtes sowohl während der Daner des Baues^ als 
auch nach Eröffnunpr dor coucessionirton Linie erwachsen, hat der Concea- 
sioniir an den Staatsschatz eine durch die Regierung zu hestimmende jälir- 
liche Panschalsunime zu entrielitcn. 

Der ConeesFsionär ist ferner verpflichtet, einen entspreehenden Theil 
der Auala^jen für jenes Controlsor^'an. welcheB aus Anlans der Austolgung 
der Zinsengarantie zur reberpriilun^ dor llechiiunjren der Gesellsciiaft be- 
rufen ist. in einem dnreli dir Ri'rri<'runfr nacli Massgabe der Meilenlänge der 
Bihn zu bestimmenden Verhältnisse zu crsetzeu. 

Der Concessionär ist schliesRÜch aueli zum Ersätze aller derjenigen 
Auslagen verpflichtet, welche der Regierung bis zur Ertlu ilmif: der Coiices- 
sion durch die Vorstudien über die concessionirte Linie erwachsen sind, und 
raags diesen Retrag binnen 14 Tagen von dem Zeitpuncte an g< rechuet. mit 
welchem das Concessionsgesetz in WirlLsamkeit tritt, an den Staatsschatz 
aosbezahlen. 

Die Concessiönsdauer wird mit Inbegriff des im §. 9, Abs. bj der im 
S» 1 berufenen proTisorisohen Eisenbahn-Conoessions- Vorschrift ansgespro- 
cheaen Schntzes gegen die Erriohtnng einer neuen Eisenbahn bis aum 1. 
JlBner 1967 — mit welchem dieselbe erlischt — festgestellt 

Ausserdem erlischt die Concession auch dann, wenn die sur Beendi- 
^ng der Tracimngsarbeiten und des Banes, sowie zur Eröffaung des Betrie- 
bes bestimmten Termine nicht eingehalten werden nnd dieses Versäumniss 
nicht im sinne des §. 11, Abs. bJ der vorerwähnten Concessions-Vorschrift 
gerechtfertigt werden kann. 

§. 16. 

Die Regierung behilt sieh das Recht Tor, diese Bahn sammt den übri- 
ges Linien der Gesellschaft nnd gleichseitig mit diesen im Sinne des 1 

15 
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des am 1. December 1866 abseschlossenen Vertrages nach Ablauf der da- 
gelbst fcsfgresetzten Frist einzulösen. 

Zum Behufe der Feststellung des EinlöBungsprcises wird das jährliche 
reine Einkommen der GeBelischaft während sieben der wirklichen Einlösung 
▼orhergehender Jahre ermittelt, Ton diesem Betrage das Reinerträgniss der 
zwei ungünstigsten Jahre in Abzug gebracht und damaoh das reine Einkorn* 
men der Übrigen fünf Jahre bereohnet werden. 

Diese Dnrchschnittssumme, welche jedoch nicht geringer sein darf aU 
der Reinertrag des letzten der erwJUinteii sieben Jahre, wird dem Coneeasio- 
nXr bis snm Ablaufe der featgesetsten Ooncessionsdaner als Jahresreote avt- 
gesahlt. 

§. 17. 

Mit dem Erlösehen der Concession oder mit der Einlösung der Bahn 
tritt der Staat und zwar im ersten Falle unentgeltlich, im letzteren jedoch 
gegen Entriehtnng der im Sinne des §. 16 bestimmten Jahresrente in den 
lastenfreien Besits und Oennss der coneessionirten und in gutem Znstftiide 
SU übergebenden Eisenbahn, und nimmt insbesondere in seinen Besiti: des 
Grund und Boden der Bahn, die Erd- und Kunstbauten, den Ober- und 
Unterbau sammt allem Zugehör, d. L den Betriebsmitteln, BahnliSfen, Auf- 
und Abladeplätzen. Gebinden, Wächter- und AufseherhSnsem auf den Ab- 
fahrts- und Ankunftsplitsen, allen Einriehtungen, Möbeln, Bewegliehkeiten 
und Immobilien. 

An Betriebsmitteln muss die Gesellsohalt so viel übergeben, als roa 
allen auf den ungarischen Linien Torhandenen derartigen Betriebsmittdn 
auf diese Linie im Verhältnisse des nach Meilen zu ermittebden Bruttoertra- 
ges entfällt. 

Sowohl im Falle des Erlöschens der Coneession, als auch in dem der 

Einlösung behält der Concessionär nach Rückerstattung aller vom Staate 

erhaltenen Vorschüsse und deren Zinsen das Eigenthum des ans dem eigenen 
Einkommen der Unternehmung gegründeten Reservefondes und der aushaf- 
t»'nden ActivloulLTun^jcn, sowie auch dor aus dem ei^ronen Vermögen erb.iu- 
ten Gebäude, als: Coaksofen, (iieHsereicn. Masebineii- und sonstige Fabriken. 
Reniiacii. Hooks, zu deren Erwerbung oder Herstellung derselbe »luroh die 
Regierunjr mit dem ausdrücklichen Bemerken ermächtigt wurde, dass die- 
selben kein Zugehür der Bahn bilden werden. 

§. 18. 

Wenn der Coneessionär unjjeaehtet vorlier^'ri^an^rener Mahnung-en seine 
in der Coneessionsurkunde oder im Gesetze entbaltcnm Verptiichtungen 
wiederholt verletzen oder ausser Acht lassen sollte, so behält sich die Re- 
gierung das Recht vor, gegeu denselben die gesetzmäasigeu VerlUgungen 
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«iunlAiteD und naoh UmBtäuden auch die Conoeasion su jeder Zeit fttr erlo- 
sehen n erklären. 

• §. 19. 

Alle arkandUohen Ansferkic^ogen der ConeeBsion unterliegen nur der 
^tempelgebtthr Ton einem Qnlden. 

' Besoudere Bedingungen. 
§. 20. 

BezU^'lich der Baubediuguugen zerfällt die hiemit coucessionirte Kisen- 
balin in folgende Strecken : 

1. Die erste Strecke reiclit vom Eudpancte der TemesTÄrer Station bis sn 
dem der Körpaer Station, 

2. die sweite Streoke yon Körpa bis an die Landesgrenze. 

Die Arbeiten mnss der Ooneeedoidtr 'den folgenden Bestimmmuugen 
gemftgs bewerkstelligen: 

a) Unterbau. 

Anf der ersten Streoke darf die Steigung der Bahn auf eintansend (1000) 
Meter Länge fünf (5) Meter niobt Übersteigen nnd der Radius der Krümmun- 
gen darf anf offener Bahn nieht kleiner sein als 400 Meter. 

Anf der zweiten Streeke kann swisohen der Wassersoheide und der in 
der NXhe Ton Koraia an errlehtenden Station bei 1000 Meter LXnge ans- 
nabrnsweise eine Steigung von 20 Meter anf2:ebracht werden, im Uebrigen 
jedoch wird die Maximalsteigung auf dieser Strecke bei 1000 Meter Länge 
auf 13 Meter festgesetzt; der Radius der Kriinimunj^eu auf dieser Strecke 
darf im Allgemeinen nicht weniger als dreihundert Meter betragen. 

Wenn aus den Detailplanen hervorgehen sollte, dass Ivriunmungen von 
300 Meter auf besonderen einzelnen Puncten der zweiten Strecke mit tech- 
nischen Schwierigkeiten verl)nnden wären, so wird das Coraraunications- 
Ministerium ermäclitigt, auob Krümmungen mit einem Radius von 275 Meter 
zu gestatten. 

In Betreff der Querprofile des Bahnkörpers und der Schotterbettung sind 
die zwischen der Regierung und dem Ooncessionär vereinbarten nnd beim 
Communications-Ministerium deponirten Vorschriften und Normalpläne mass- 
gebend, an denen der Communications-Minister Uber Antrag des Concessio- 
närs zweckmässige Abänderungen zulassen kann. 

Die Kronenbreite des Bahnkörpers darf an der oberen Fl&ohe der 
flehwellen nieht weniger als 4 Meter betragen. 
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Die Kunstbftnten sind als »tebile Banten, daher ans Stein-, Ziegel- oder 
Eisenmateriale hersostellen. 

Allenfalle vorl^oinmende IHiuneU sind fQr Doppclgeleise sn erbanen. 

YgL die Anmerkung zu §. 3. 

b) Oberbau. 

In Betreff der Construction des Oberbaues und aller Bestandtljeile des- 
selben, ftowie auoh in Betreff der Anlage der Stationsgeleise sind die zwi- 
schen der Hegierung und dem Concessionär vereinbarten und beim Gommo- 
nioatioDS-Ministerium deponirten Vorschriften und NormalpUlne massgebend, 
an denen der Commnnioations-lfinister Uber Antrag des Concessionirs zweek- 
mXssige Aendemngen gestatten kann. 

Alle zum Oberbane erforderliehen Eisenmaterialien und Ersengnisse 
sind, soweit dies nur thnnlich ist, im Inlande ansuschaffen,- sollten diese Ma- 
terialien jedoch wegen Unannehmbarkeit der besttglichen Offerte ans dem 
Auslände besogen werden, so luit der OoneessionXr den entfalleaden Einfuhr- 
zoll zu entrichten. 

c) Oebftnde, Bahnabsebluss, Signale. 

Die Gebftude sind aus Stein oder Ziegeln zu errichten und nur der 
Oberbau der Waareumairazinc und kleiucreu ^nebeugebäude darf auch aus 
Holz hergestellt werden. 

In Betrf'rt' des Grundrii^ses. der Eintheiluug. Kiiiriclitun;; und Adaptirung 
aller (i( l)äud(' sind di«' zwischen «1er Kegierung und dem ConcessionUr ver- 
einbarten Nurmalpläne und Vorscliriftcn massgebend, doch kann die Regie- 
rung eine zweckentsprechende Aenderung (ulcr Erweiterung derselben, sowie 
auch eine hievon abwe ichende Bauart veriangeu, beziehungsweise Uber An- 
trag des Concessiunärs gestatten. 

Dasselbe gilt auch hinsichtlich der Balineinfriedungen, Bahnschranken. 
Signalvorrichtungen und auch des ganzen Signalisirungssystems, jedoch mit 
dem Bemerken, dasB bezüglich des letzteren die bei der Staatseisenbahn- 
Oesellscbaft bestehenden Prinoipien, Vorschriften und Typen als Grundlage 
an dienen haben. 

Der Concessionttr ist verpflichtet, die hiemit concessionirte Bahn den 
Ansprüchen des zu erwartenden Verkehres entsprechend mit den erforder- 
lichen Gebäuden zu versehen, insbesondere auf den Stationen die zur Auf* 
nähme nnd zum Betriebe des Personen- und Frachtenverkehres. die znr 
Vollziehung des Zug-, Bahnerbaltnngs-, Betriebs- und Directionsdienstes 
nothwendigen Bauten, Adaptirungen nnd Einrichtungen in einem den An- 
sprüchen des factischen Verkehres entsprechenden Massstabe herznatellen 
nnd anzuschaffen. 
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Sollte mit der Zunahme des Verkehres eine Erweiternng der bestehen- 
deo oder die Errichtung neuer Gebäude nothwendig werden, so mnss der 
Concesaionär den diesHUligen Anforderungen der Regierung ans eigenen 
Mitteln entspreohen. 

Die Herstellungskosten derjenigen Gebäude, welohe auf der Grenssta- 
tion anr Anftiahme der LoealttXten für den PoUaei-, Zoll- und Poatdienat» 
sowie znr Unterbringung des Personals dieser Dienstaweige erforderlieh sind, 
trigt die Regierung, allein der ConeessionSr ist verpfliehtet, Uber deren Ver- 
IsDgen die diesfSlligen Bauliehkeiten unter den gegenseitig zu Tereinbaren- 
den Bedingungen aufanftthren. 

Die sur zollftmtliohen Behandlung des OepSokes der Reisenden ndtbige 
Loeatitiit dagegen muss der ConoessionSr im Anfliahmsgebäude auf eigene 
Kosten herstelleD. 

d) Stationen. 

Ausser der Temesvärcr Aljfahrtsstatioii und der Orsnvaer Uauptätation 
tind wenigstens noeJi vierzehn (14) Stationen zn errichten. 

Die Stationen sind auf der Linie derart zu verllieilen und mit Geleisen 
von ^eliörip:or Länge und Menge so zu versehen, daes die Züge auf dieser 
Bahn in einer dem Bedarfe enteprechenden Anzahl anätaudsloa verkehren 
können. 

Im Uebrigjeu sind die Stationen mit Rücksichtnahme auf später noth- 
wendig werdende Erweiterungen nach den zwischen der Regierung und dem 
Concessionär festgesetzten Normalplänen zu erbauen. 

Sollte mit der Zunahme des Verkehres eine Erweiterung dieser Statio- 
nen nothwendig werden, so ist der Concessionär verbunden, die bezüglichen 
Arbeiten aus Eigenem vollführen zn lassen. 

Mit §. 2, dM XXXV. eesetesrtikelt vom Jahre 1876 (Vgl. weiter unten eub 14) 
vnrde die Gesellsehaft Terpfliohtet, «uteer obigen 14 Stationen noch eine grossere 
.Station in Temesvir (in der Uusieren Fabliks^stadt) und swei weitere Stationen auf der 
•^trerke un«l zwar Yor derEnlffnung herzustellen, dann nach Erfordernias Erweite- 
rung4>aut< ri und Sonstige Investitionen bis sur Höhe von 100.000 fl. aas Eigenem 
zu bestreiten. 

Dr^gleichcn hat die conoessionirte Gesellschaft die die Temesv&r-Orso- 
vaer Linie belastenden Kosten der dnreh die ungarische und rumänische 
Begiemng einvenTNlndlich zn bestimmenden Grenzstation ans Eigenem sn 
tragen. 

ej Betriebsmittel. 

Siaimtliebe Betriebsnittel, unter denen blos die mit Tendern und 
allem Zngehdr versehenen Looomotiven, femer die Personen-, Post- und 
Lastwaggons, sowie die Sehneepilüge, also die RoUmaterialien zu verstehen 
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Bind, mttssen nach den flir die Linien der Staatseisenb&bn-Oesellschaft gilti> 
gen Typen und wo m&gUeb im Inlande in solcher Menge angeBchaflt werden, 
dasB der AnsohaAFüngspreis, den der Oonoessionär nachweisen mnss, für jede 
Meile einen Werth von mindcBtens seehugtanBcnd (60.000) Gnlden B. Y» 
reprisentirl. 

Sollte mit der Zunahme de« VerkehreB eine Yermehrnng der Betriebs- 
mittel nothwendig werden, bo ist der Concessionlr Tcrpflichtet, den Mehr- 
bedarf ans Eigenem anzüBchaffen. 

f) QnalitSt und Quantität der Arbeiten. 

Alle zur Errichtung und Investirung der concessionirten Eisenbalia 
noth\v( ndigen Baulichkeiten und Erzeugnisse Bind ans gutem und nach tech- 
niBcben Kegeln gearbeitetem, vollkommenem Materiale herzustellen. 

Was jedoch die Quantität und das Mass dieser Arbeiten, Baulichkeiten, 
Erzeugnisse und Materialien anbelangt, so ist der Concessionär ▼erpflichtet,. 
die concessionirte Eisenbahn den jeweiligen Anforderungen eines zwetk- 
mÜSBig und ökonomisch verwalteten Betriebes entsprechend herBUStellen, m 
iuTeatiren und mit allen Einrichtungen und Arbeiten eu versehen, welche zur 
ToUatändigen betriebBmäBaigen Herstellung und bowoIiI zu deren Inbetrieb- 
Setzung, als auch zur Adaptirung und Einrichtung der Ar den Lasten- und 
Personenverkehr, Bowie für die Besorgung des gesammten Dienstes nVthigen 
lioealitlten erforderlich sind, mögen selbe auch in den obigen Bestimmun» 
gen speciell nicht angefBhrt worden sein. 

Sollte die Lebhaftigkeit des Verkehres eine Vermehrung alles dessen 
heanspruchen, so hat der ConoessionXr für die nothwendigen Brglnsungen 
ohne neuerliche Belastung des Staates zu sorgen. 

§. 21. 

Der Concession&r ist Tcrpfiichtet, der Regierung die DetailplXne binnen 

180 Tagen, von dem Tage an gerechnet, mit welchem das Conoesgionsgesetl 
in Wirksamkeit tritt. vui;zule}j:en. 

Die Kcgieruii;.' da^repren verptlielitet sich, die Entseheidung über die 
vorgelegten Pläne dem (Jonecssiunär binnen 60 Tagen, von der Einreichung 
an gerechnet, bekannt zu geben. 

Der Letztere verj)tliclitet sich, die concessionirte Linie innerhalb vier 
Jahren von dem Tajje an. mit welchem das Concessionsgesetz in Wirksam- 
keit tritt, zu vollenden. Sollte der Bau auch vor Ablauf dieser Frist beentlet 
werden, so darf die Strecke Karansebes-Orsova hüchsteuR 3 Monate vor dem 
oben festgesetzten Termine dem aUgemeiueu Verkehre ttborgeben werden. 

DieTheiUtrecke Ton Temesvir bis Karanaebei ist am S8. October 1876 d«j& 
difentUohen Verkehm ttbergeben worden 



EisenlMÜui-Gesellseliaft. 



217 



§. 22. 

Der den ungarischen Stent belastende Theil des jUhrlichen Zinsen- 
ganutfepanscbnles von 5,300.000 Gnlden, welches der coneessionirten Oe- 
sellBchaft in den swisehen derselben nnd der seineneit bestendenen Regie- 
ning abgeschlossenen Yertrigen ^gestanden wnrde nnd dnroh beide Theile 
der Monarchie sn zahlen ist, wird Tom Tage der EHMftinng der ganzen Linie 
TemesTAr-OraoTa fttr die volle Daner der Concessiön nm eine Million Gnlden 
in Silber erfa9ht. 

Die eyentnelle Flflssigmachnng der nnter dem Titel nZinsengarantie<* 
sn erfolgenden Vorschüsse nnd der Rttekersats der angewiesenen Betrige 
hat in Gemässheit der Bestimmungen des Artikels XIII der Coneessions- 
ürknnde vom 1. Jünner 1655 stattzufinden. 

§. 23. 

Insolange das reine Einkommen der coneessionirten Bahn 1 Million 
Oalden nicht erreicht, ist weder eine Einkommen- oder Erwerb-^ noch eine 
sonstige an deren Stelle etwa einaufllhrende Steuer zu entrichten. 

Sollte aber das Ertrftgniss obige Summe übersteigen, so kann die Steuer 
in die Betriebsrechnung aufgenommen werden. 

Insolange der die obige Summe flberschreitende Ueberschnss des Rein- 
erträgnisses die Höhe der Einkommensteuer nicht erreicht, ist an Steuer 
ledigHeh der dem factischen ErtrSgnissüberschusse gleichkommende Betrag 
tu entrichten. 

In Folge dessen muss über den Betrieb der Temesvir-Orsovaer Eisen- 
bahn, so lange als die GeRellschaft die Befreiung von der Einkommen- und 
Erwerbsteuer beansprucht, eine abgesonderte Kedmung pofiilirt werden; in 
die-i' lbo sind Einnahme die dnrcli die Ge«pllsoliaft für den Personen- und 
Frachtrntransport auf der Temesvar-Orsovaer Eisenbalinstreeke eiiijrehobe- 
nen (JeVjübren, als Ausgabe hinfre^reii, ausser den diese Linie uninittelljar und 
auRschlicBslich betreffenden I^asten, ein verhUltnissniäs8i{?er i'lieil der ge- 
raeinfielinftlicheii Au>igaben dieser Eisenbabn und der Ubrigeu Linien der Ge- 
sellschaft aufzunehmen, und zwar: 

a) der im Verhältnisse zum Bruttoerträgnisse der Temesvar-Orsovaer 
Bahn und der übrigen Linien der Gesellscliaft zu bestimmende Theil 
der Verwaltungsauslagen : 

b) der im Verhältnisse zu den auf der TemesvAr-Orsovaer Bahn und den 
übrigen Linien der Gesellschaft ausgezahlten Pers(»nalbezügen fest- 
zusetzende Theil der Dotation des Pensious- und Ausbilfsfondes ; 

ej der im Verhältnisse zu den auf der Temesvdr-Orsovaer Bahn und den 
übrigen Linien der Gesellsohaft zurückgelegten Zugsmeilen entfallende 
Theil der zur Ausbesserung und Erhaltung der Verkehrsmittel erforder- 
lichen Auslagen; endlich 
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dj die Hälfte des anf den Conceaeionftr entfallenden Theilet der Anslagen 

flttr den Temesvilrer Bahnhof. 

In Betreff der grundbiicherlicben Ueberschreibuug der zum Ausbane 
der Bahn nütbigen Immobilien wird dem Concessiouär die Stempel- und Ge- 
bübrenfreibt'it eingeräumt. 

Ebenso sind auch all«- in Angelefxenlieit der (Jeldbescbatluug. sowie des 
Baues und der ersten Betriebsinvestirunj^ auszufttelleiideu V^erträge, Einga- 
ben oder sonstigen Urkunden Stempel- und gebührenfrei. 

§. 34. 

Die Fahr- und Fraehtgebühren werden für diese Bahn folgendermassea 
festgesetzt: 

Der Maxima It :n ilsatz iür eine Meile beträgt bei Reisen- 
den lür eine Person 

in der I. Classe 36 kr. dsterr. Währ, in Gold oder i^ilber. 

» n II 27 II fl n ff n II 

» » ^I^» n 18 n n fl n 1) n tl 

Bei Schnellzügen, welche aus Waggons I. und II. Classe bestehen 
müssen, dürfen diese Gebühren unter der Bedingung um 20»/« erhöht werden, 
dass die Falirgeseliwindi|;keit dieser Ziiire nicht geringer sei als die mittlere 
Geschwindigkeit der Scimellzüge aul anderen ungarischen und osterreichi- 
BcJien Bahnen. 

Bei Waaren betrügt der Maximaitarifsatz fUr einen Zoll- 
eentner und bei gewtthnlioher Fahrgetohwindigkeit und 
«war:. 

bei Wnaren I. Classe 1.56 kr. ijsterr. Währ, 
TJ n i^i« n *^'12 „ n n 

und ausnahmsweise bei ganzen Wagenladungen v»n Gelmde, Mehl, Brenn- 
undFloeaholz K/4 kr. dsterr. Währ., von St^salz, Coaka, Briqaett«, Mioe- 
nOkohle, Presatorf, Bausteinen^ Ziegeln and Kies 1 kr. dsterr. Währ, per 
Centner und Melle. 

Hinaiohtiich der Maxinabätze der Versicheruugs- und Nebengebttbren, 
der Waarenelassification und der sonstigen den Verkehr betreffenden Be- 
stimmungen sind die für die ungarisehe Hanptlinie der piiv. Staatseisenbshn 
geltenden Vorschriften maasgebend. 

Sollte die Legislative die Transportgebtthren auf allen dureh dieselbe 
eooeessioBirten Bahnen regeln, so wird das dieabezttgliohe Gesetz auch ffir 
diese Bahn Geltung haben. 
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Die eoneeationirte GeBeUtchsft, welche zugleich Besitserin der, Ungaro 
Ton Temeevir bis zur dsteneiobiecheii Greaae dureliacboeidaadeB Eiaenbahn 
ist, Teipfliebtet sich, im Interesse der vaterländisohen Prodacte, der Ge- 
werbe und dea Handele vcn den dorch Ungarn an transportirenden Waaren 
auf der an dieaem Xlteren Bahnnetse gehörigen Linie von Oraova bis anr 
Grenxatation ihrer ungarischen Linie nie eine geringere Frachtgebflhr einaa- 
heben, als sfo Ar den Transport gleicher Waaren von irgend einer Station 
ihrer nngariaohen Linie bis an derselben Grenzstation einhebt. 

Ebenao darf die Gesellschaft von Orsova bis zu einer ihrer nngarischen 
Stetionen keine garingare Frachtgebtthr cinheben, als für dieselbe Waare 
Ton einer ihrer nngarischer Stationen bis an denselben Beatimnangsort bei 
gleicher oder geringerer Transportentfernung eingehoben wird. 

Sollte irgend eine andere ungarische Linie mit dem rumänischen Eisen- 
bshnnetze verbanden werden, ohne dass die eine Station der österreichischen 
Staatsbahn von der rumniiiseheu Grenzt' aun berührende Coneunenzbahn 
den nämlichen Bedinpuiifrcn uiitei woi teii würde, so erlischt die Wirksamkeit 
dieser die Staatseisenbahn-üeseilschait bindenden Taritbeslimmuugen. 

§. 25. 

Wenn der Coneessionir die Bahn innerhalb der bestimmten Frist dem 
Verkehre nicht Übergehen sollte, so ist er verpflichtet, für jeden Tag der 
Verzögerung 1000, d. i. eintausend Gulden österr. Währ, als Pönale binnen 
30 Tagen nach der von Seite der Reprierung erfolgten Aufforderung zu Gun- 
sten des Staatsschatzes zu bezahlen ; im Falle ih r Niclit/ahlnng steht der 
Regierung das Ileeht zu. den als Pr>iiale entlalleiKicii Betrug von dem Con- 
eessionär im suniinarisrheii Wege eiiitrejlten zu lassen. 

Kine Naehsielit dieses Betrages kann nur dann erfolgen, wenn der Con- 
ceswHiiär eine Erptreekung des festgesetzton Termiiies von der Regierung 
vorher en%irkt oder aber die Ve rzögerung entsprechend gerecli (fertigt hat. 

§. 26. 

Während der Daner deK Eisonbahnbaues ist der Conees.sioiiiir ver- 
pflichtet, für seine Arbeiter iSpitUler einzurieiiten; sollte jedoeh der Fall ein- 
treten, dass einzelne dieser Arbeiter in üftentliehen Kraukenhäusern Auf- 
nahme gefunden haben, so ist der Coucessionär verbunden, die entfallenden 
Kosten dem betreffenden Institute vierteljährig zu vergiiteu. 

Indem Wir die Einhaltung der Bestimmungen dieser Concession Jedem, 
den dies betrifft, zur strengen Pflicht maelien, ermächtigen Wir zugleich den 
Conccsaionär, fUr seine etwa erlittenen Schädigungen vor Unseren Gerichten 
Schadenersatz zu fordern und befehlen allen jenen Behörden, die es betrifft, 
fiber die Beobachtung dieser Concession and der darin enthaltenen Bestim- 
maagen atrenge und aorgsam zu wachen. 
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Zar BegUmbigmig deaseii haben Wir die gegenwirtige mit UBScfoi 
grdsBeren Siegel versdieDe Ooneeseions-Crkitnde ansgeBtellt. 

Budapest, am 31. December EiiitauseuU Achthundert Vieruiidsiebzig. 

FnaiE Joseph m. p. 

Graf Jetef Ueh j m. p. 



10. XLn. Oesetsartlkel Tom Jahre 1875, 

über den Ausbau der Gross-Suranv-Neutraer Eisenbahn zweiten Rances. 

(Sanctiouirt am 22. Mai 1875. Kundgemacht in holden Haufuru üea KciobsUgM 

am 24. Mai 1875.) 

§• 1. 

Die in Augelejronheit des AusbaiK der von Gross-Surany über Kom- 
Jikth und Ivanka nach Nentrn fülirenden Locomotiv-Eisenbahn zweiten Ban« 
ges vorgelegte Concesülons-Urkunde wird geDehmigt nnd inartikalirt 

Gegenwärtiges Gesetz tritt am Tage der Kundmachung desselben in 
Wirksamkoit und wird mit dessen Vollzüge der Minister ftir öffentUoke Ar- 
beiten nnd CommunicationeD, sowie der Finanaminieter beauftragt 



11. XIIII. Gesetnrtlkel Tom Jahre 1875^ 

Aber die CenceBBioBirong der Totmegyer-Gross-SwaByer Eisenbahn iweiten Raagea. 

(Sanctionirt am 23. Mai 1875. Kundgemacht in beiden Uaasern des Reichstages 

am 24 Mai 1875.) 

§• 1- 

Die Coiicessions -Urkunde über die Abtretung der von der Totmegyerer 
Station der k. k. priv. Staatspiaenbahii-liosoUscbaft nach Gross-Surany füh- 
renden, ursprünglich mit Bewilligung der Regierung zu Privntzweckon orban- 
ten Eisenbahn zweiten Ranges an die erwUhnte Eisenbahn-üesellschat^, sowie 
Uber die Einrichtung der Bahn für den öffentlichen Personen- undFraebten- 
tranaporty wird genehmigt und inartikulirt. 

§• 2. 

Gofrcnwiirtiges (iesetz tritt am Tage der Knndmaciiuug in Wirksarakfit 
und wird mit dem Vollzüge deswelben der Mininiter liir öffentliche Arbeiten 
nnd Commanicationen, sowie der Finanzminister beauftragt 
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12. Coneeflsions-Ürkiinde Tom 9. September 1875 

btiflglich der ^ecimdirbahn von Töt-Mi |zyi r nach Nagy-Suriny und deren Einrichtung für den 

öfl'enllichen Verkehr. 

Wir Franz Joseph I, von Gottes GnadoD Kaiser tob Oesterreich und 
ipostolisoher König von Ungarn. 

Unseren Omss an Alle, die die Sache betrifft oder in Zukunft betreffen 

irird. 

Da die privil. dsterr. Staatseisenbahn-Gesellsohaft bezüglich des An- 
kaufes der IrOher zum Privatgebrauohe erbauten SeonndSr-Locomotiv-Eisen- 
Vilm von Töt-Megyer nach Nagy-Sur&ny, bezüglich deren entsprechender 
Eiirichtung fUr den Sff'entlichen Personen- und Gfitertransport und bezttglich 
068 Betriebes derselben bei Uns um die Concession angesucht und der XLUI. 
QeietE-Artikel vom Jahre 1875 die Uebertragung und die in erwähnter 
Weise vorzunehmende Umgestaltung der obgedaehten Bisenbahn-Linie, sowie 
die Ausfertigung der auf die Fortsetzung des Betriebes Bezug habenden 
Coneessions-Urirande an die um die Concession ansuchende Gesellschaft an- 
geordnet hat, ftthlen Wir Uns behuft Vollziehung des Gesetzes Teranlassi, 
über Ansuchen der oberwäbnten G^esellschaft derselben die Ooncession, wie 
folgt, zu ertheilen: 

§. 1. 

Die k. k. priv. österr. Staatseisenbahn-Gesellsdiaft erhält unter den 
Mchstehenden Bedinf^unfren das Reclit zum Kaufe der in Folji^e Eruwirlitifrung 
ddo. 10. Octoher 1867, Z. 521>9, des Ministeriums für ofTeutiiclie Arbeiten 
und (Jomnmnicationen von Tüt-Mejryer bis Nagy-Suräny iür Privntz wecke 
erbauten Secundär-I.oconiotiv-Eisenbalin , sowit; zu deren entspreehenden 
£iuriohtung für den öffentlichen Feräouen- und Gütertransport und zum be- 
triebe derselben. 

§. 2. 

Die CoDcessionärin ist verpflichtet, beim Betriebe der coneessionirten 
Htbn sich an den Inhalt der gegenwärtigen Ooncessions-Urknndc, ferner an 
die vom Minister fUr öfTentliche Arbeiten und Communicationen am 20. April 
1868 unter der Z. 4973 hinausgegebene und vom Reichstage genehmigte 
provisorische Eisenbahn- Conoessions-Vorschrift, sowie an die im §. 8 des 
Zoll und Handelsbttndnisses Tom Jahre 1867 provisorisch angenommene 
£iseabahnbeftrieb8-0rdnungy insoweit als dies durch den Inhalt dor gegen- 
«irtigen Coneessions-Urkunde und deren Anhang nicht modiffoirt wird, 
sidHeh auch an die von der ungarischen Regierung vorzunehmenden Modi- 
fieationen der bestehenden Regulativen insolange zu halten, als an Stelle 
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dieser provisorischen Vorschriften von der vaterländischen Gesetzgebung 
nicht nene (besetze geschaffen oder von der ungarischen Regierung nicht 
andere Verordnungen ins Leben gemfen werden. 

§, 3. 

Sobald der Verlcebr auf der ooncessionirten Bahn derart angewachsen 
ist, dass die jährliche Brutto-Binnahroe per Meile 100.000 fl. '6. W. in Silber 
llbersteigt, ist die ConoessionUrin verpfliclitet. auf Verlangen der Regierung 

ein zweites Geleise ohne jede Eiits« hiidiiriing herzustellen. 

Zur Erfüllung dieser Verpriiclituu;: k.iun die Concessiouärin jedoch nur 
innerhalb der ersten 70 Jahre der (Joncessionsdauer verhalten werden. In 
den letzten 20 .Taliren int sie zur Herstellung des zweiten Geleises nur j^e^ren 
eine zu vereinbarende seitens des Staates zu leistende Entschädigung ver- 
pflichtet. 

§.4. 

Insoferne in Betreff der Eininlintliin;^ anderer Bahnen, der premcinsehaft- 
liehen Beniltzunjc von Baiinlnllcn, des Ausleiliens von Wair^r<'ns und der 
hiefiir zu leisteuden Entsrhiidi,i::nn>;en zwiselien den betrctlViiili n (Gesell- 
schaften eine Vereinhariinir nicht zu Stande kommen könnte, werden die 
diesfäiligeu Bedingungen von der Regierung festgestellt werden. 

Der Concessionärin wird fttr den eventuellen Fall des Umbaues der 
ooncessionirten Bahn und der l^rweiterungder Bauobjecte das ExpropriatioDS* 
recht im Sinne des LV. Gesetz- Artikels rom Jahre 1868 ertheilt. 

§. 6. 

Die ConressionSrin ist verptlichtet. die Post uml di»' Tostmanipulanten 
im Sinne des §. G>< (1< r im Artikel Vlll des Zoll- und llanih lsbündnisses vom 
Jahre 1867 anj^t nommcnen Kisenhalinbetrielx Ordnunjr vom 16. November 
1851 unentgeltlich zu betordern und zu diesem Zwecke in beiden Kichtuugeu 
wenipstens je einen Zuf? täprlich einzurichten. 

Die Concessionärin ist verpliichtet , die Hälfte eines zweiachsijireu 
Guterwagens zur Beförderung der Postsendung-en und der Postconducteure 
einzurichten, welcher in jeder Richtung täglich nindesteua einmal zu ver- 
kehren hat. 

Die Concessionärin ist verpflichtet, jene i^ostsendungen, welche ohne 
Begleitung der Postbeamten oder Diener transpoi-tirt werden, mit Aufnahme 
der Werthsendungen, kostenfrei an die betreffende Station zu befördern und 
abzugeben. 
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Oorrespondenzen, welche in Angelegenheit der Eisenbahn-Geschftfts- 
ftthrung zwiftclien der Direction und ilireD untergeordneten Organen, oder 
zwieeheu dieeen letsteren untereinander gefllhrt werden, dürfen auf der 
gegenwärtig coneesaionirten Eisenbalui portofrei befördert werden. 

§.7. 

Die ('onecssionäriii ist verpflichtet, auf ihrem eigenen Grunde und 
Boden die Aufstellung der Staats-Telegraphenleitung entlang der Balm 
nnentgeltlich zu gestatten. 

Die Telf'graphen-Direction ist indes^sen gehalten, dio Plätze fiir die 
Telegrapliciisäulen, sowie die übrigen Piincte zur Befestigung derTelegrapben- 
leitnng im Einverstäudniese mit der Goncessionärin zu bestimmen. 

Weiters ist die Concessionftrin yerpfliebtet, die Ueberwachung der auf- 
gestellten Leitung durch ihr eigenes Bahnpersonale ohne Entschädigung zu 
besorgen. 

Dagegen wird die ConcessionSrin ermächtigt, die Drähte ihres Betriebs- 
telegraphen auf den Staatstelegraphen-Säulen anzubringen, ohne dass sie 
hiefttr was immer fttr eine Entschädigung zu leisten verpflichtet wäre. 

Die Benutzung dieses Betriebstelegraphen wird, sofeme Seitens der 
Regierung in Betreff der Staatsdepeschen eine besondere Verfllgung, sowie 
hinsichtlich der Privat-Telegramme ein Cebereinkommen nicht getroffen 
werden sollte, ausschliesslich auf die Hittheilungen des Bahnbetriebes zu 
beschränken sein, wesshalb auch dessen Benützung unter die Aufsicht der 
Sttatsverwaltung gestellt wird. 

§. 8. 

Die Faiu- und FraehtprciHc aut der coucessiouirten Bahn werden inner- 
halb folgender Grenzen festgesetzt: 

Mazimaltarif per österreichische Meile fttr Reisende per Person : 

I. Wagenclasse 36 kr. ö. W. in Silber, 

III* >» I^ ♦) ff j> }) ?' 

Die Wngen I. und II. Ciasse können nach Art der auf Hauptbahnen 
ttbUehen Wagen II. Olasse eingerichtet werden. 

Fttr die III. Classe dürfen derartige Wagen verwendet werden, wie 
solche auf den Staatsbahnen fttr die IV. Wagendasse vorgeschrieben sind. 

Das Oepäcks-Uebergewicht Uber 50 Zollpfunde wird naeh Bruchtheilen 
von 20 Zollpfunden, das Eilgut nach Bruchtheilen von 10 Zollpfanden auf- 
wärts abgerundet, und kann der ZoUcentner zur doppelten Gebtthr der III. 
Fraohtclasse berechnet werden. 
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Für FracLtgUter wird der Tarif per Zollcentuer uud österreicliiache 
Meile in der 

I. Ciasse auf 2 kr. ö. W. in Silber, 
»» » 3 »> >♦ »» >» »1 
♦» i> ^ »» »» »I >» ♦» 

festgestellt 

Ansiiahiiisweise sind ganse Wagenladungen von Kohle» Salz, Brenn- «nd 
Bauholz^ Dünger, Steine und Ziegeln per ZoUcentner und Meile um 1*56 kr. 
d. W. Silber su befördern. 

Rtteksicbtlich der übrigen Fahr- und Frachtpreise fllr Personen nod 
Ottter, ferner rneksichtUoh der Nebengebtthren, der Classifioation der Waaten 
und der sonstigen Transportbestimmungen haben die auf den Hanptlinles 
der priv. 5sterr. Staatseisenbahn-Oesellsohaft geltenden Bestimmungen ii 
Anwendung zu kommen. 

Sobald die Einnahme dieser Bahn dureh drei aufeinanderfolgende Jahic 
eine achtpercentige Verzinsung des Anlage-Capitals ergibt, ist die Regierong 
berechtigt, im Einvernehmen mit der Conoessionärin die Tarife eut^precheDd 
zu ermässigon. 

Ueber diese Bahnlinie ist eine separate Betiiebsrechnung zu i Uhren. 

§. 9. 

Die Concessionärin dari die zu erhellenden TransportgebUhren in iiiliii- 
discher Silbormiinze berechnen, doch ist sie verpflichtet, die auf Grund de' 
Jeweiligen Agius zu bestimmenden Transportgebühren in der Laudeswähruug 
anzunehmen. 

§. 10. 

Die im Sinne des §. 8 festgesetzten Tarife kennen von der Conoes- 
sionärin zeitweise herabgesetzt werden, entweder im Qanzen oder nur flr 
einzelne Gattungen von Gegenständen, für die Länge der ganzen Bahn oder 
nur für einzelne Strecken derselben, in einer oder in beiden Riohtungen, flr 
alle Transport-Entfernungen gleiohmässig oder mit Zunahme derselben io 
erhöhtem Masse. 

Die derart herabgesetzten Tarife können auf das frühere Mass wieder 
erhöht werden, jedoch erst naoh deren dreimonatUeher Anwendung. 

Wenn ein Verfrachter oder Verladungs- Unternehmer unter bestimmtes 

Bedingungen einer Fraehts.itz-Ermässigung oder anderer Begünstigungen 
theilhaftig wird, so miiss jeder Verfracliter oder rnternehmer, der die gleich« 
Bedingungen annimmt, derselben theilhattig werden, derart, dass eine persön- 
liche Bevorzugung in keinem Falle Platz greifen darf. 

Alle diese Begünstigungen dürfen auch in Form vou Schein-Rückver- 
gütung (liefactien) nicht zugestanden werden. 
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§. 11. 

Im Fmlle eni6r im Inlande eingetretenen Tlienening ist die Regieiung 
bereehtigty dieTnnsportgebtihr der Lebensmittel für die Daner derThenemng 
ftnf die HSlfte des Haximaltarifes herabsnsetzen. 

§.12. 

Die Militär-Transporte mü'^spn nach herabgesetzten Tarifen besorgt 
werden, und zwar nach dem zwigehen dem Kriegsministerium einerseits und 
der Direction der ostt'rr. Staat^^eise^bahn-Ges»dlschaft andererseits (10. De- 
cember 1860j attgeschlossenen üebereinkommen, dessen Bestimmungen einen 
intCgrirenden^Bestandtheil dieser Conressious-Urkiinde bilden. 

nie mit der vorgenannten GesoUseliaft in Bezug auf MilitHr-Transporte 
zu Stande gebrachten oder zu Stande zu bringenden und für den Staat 
güustigeren üebereinkommen werden auch für die conoessionirte Bahn 
giltig sein. 

Diese Bestimmungen finden auch auf die Finanz-, sowie auf die Staats- 
nnd beliördliohe Sichertieitswache, endlieh anch auf die Sträflinge An- 
wendung. 

Die ConeesBionttrin wird verpflichtet si in, alle jene Bestimmungen dnroh- 
zuführen, welche znm Zwecke gi-össerer Militär-Transporte die gegenseitige 
Aushilfe der nngarischen und österreichischen Eisenbahn-Gesellschaften, die 
Besehaffüng nnd Bereithaltung der zu diesen Transporten erforderlichen £in- 
riehtnngeny ferner den Transport der rerwnndeten nnd kranken Soldaten 
regeln; dessgleiehen ist sie gehalten, der bezttglioh der Organisation der 
Feld-Eisenbahn-Abtheilnngen mit der k. k. priv. sttdliohen Staats-, sowie mit 
der Theiss- nnd der L Siebenbttrger Eisenbahn-Qesellsehaft getroffenen Ver- 
einbanmg beizutreten. 

Die ConeessionSrin ist endlich im Falle eintretender Tmppenmobili- 
sirnngen verpflichtet, die Befdrdemng der Urlauber nnd Reservisten von der 
ihrem Wohnorte am iiHchsten liegenden Station bis zn ihrem Bestimmungsorte 
auf Onind gehöriger Legitimation nach dem herabgesetzten MIlitSr-Tarife zn 
besorgen. 

Selbstverstiindlich sind die auf die Hilitilr-Transporte bezüglichen Be- 
stimmungen und Begünstigungen anch für die im Dienste reisende Landwehr 
(honv^ds^g) wie anch für jene Truppen giltig, welche als integrirender Theil 
der Armee unter dem Schutze des Völkerrechtes stehen. 

§. 13. 

Staatsangestellte, Beamte und Diener, welche im Auftrage der die Aul- 
sicht über die Verwaltung und den Betrieb der Bahnen führenden Behörden 
oder auf Grund dieser Goncession zur Wahrung der staatlichen Interesseu 
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oder AWij GefäUsriieksiohten die Bahn benutzen und Aich über den behörd- 
lichen Auftrag legitimiren, sind sammt ihrem Reisegepäcke nneiitgelüioh sn 
befördera. 

§• 1^. 

Von solchen Parteien, welche dio Bahn in unredlicher Absicht ohne 
vorherige Entrichtung der Fahr- oder FrachtgebUhr benützen, oder durch 
imrichtige Angabe der Gattung, oder des Gewichtes der Fracht, oder auf 
irgend eine andere Wei^e die Unternebmnng zn verkürzen trachten, kann die 
dreifache Tarifgebtthr eingehoben werden. 

§. 16. 

<Üie Begiemng ist snr Wahrung der Staatsinieressen berechtigt, sich in 
jeder Riehtoog, sowohl yon dem Baue der Bahn, als auch von der zweck- 
mässigen and soliden Betriebs-Einrichtang und yon der fortwlhrenden Er- 
haltung derselben in gutem Stande zu Überzeugen und anzuordnen, dass 

die etwa vorkommenden Mängel beseitigt werden. 

Die Regierung ist berechtigt, durch ein von ihr abgeordnetes Organ die 
Geschiiftsjrebarung und Bahnverwaltnng zu piiil'en und zu überwachen. 

Die C'oncessionäriu ist gehalten, an den Staatsschatz eine jährliche 
Pauschalsumme als Entschiidifjung für jene Knsten uikI Auslagen zu ent- 
richten, welche dem Staate ans der Ausübung des Aufsichtsrechtes der 
Kegierung während des Betriebes der Bahn erwachsen. 

Die Hohe dieser jährlichen Paubchalsumme bestimmt die Regierung, 

Fttr die gegenwärtig concessionirte Bahn wird während 30 Jahren (von 
Tage der BetriebserQilhnng derselben an gerechnet weder eine Erwerb- noch 
eine Einkommensteuer, noch irgend eine andere an deren Stelle etwa ein- 
zuführende Steuer zu entrichten sein. 

Die Bahn wurde lür den all>reiiicineii i'ci>onfa- und Güterverkehr am 15. Jänner 
1874 er8ffo«t. 

Die grundbiicherliche Tebertragung der ezpropriirten Liegenschaften 
erfolgt Stempel- und cebüln cnfrei. 

Desgleichen sind alle Verträgt-. Eingaben und sonstigen Urkunden, 
betreffend d'w Capitalsbeschaffang, den Bau und die erste Betriebseinrichtung 
Stempel- und gebttbrenfrei. 

§. 17. 

Die Dauer der Concession erstreckt sich bis zum 1. Januar 1967, an 
welchem Tage sie definitiv erlischt. 
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§• 18. 

Die Re^enmg behält sich das Recht vor, nach Ablauf yon 30 Jahren, 
Ton dem Inkrafttreten des ConoeesionegeBetzes an gereohnet, die conceB- 
•ionirte Bahn jederseit einznldsen. 

Zur BeBtimmiing des EinlösnngspreiBes werden die jährlichen Rein- 
artrignlsBe des Unternehmens in den der wirkliohen Xänldsuag voran- 
gegangenen sieben Jahren gerechnet, von deren Snmme das R^nertrKgniss 
der swei nngttnstigsten Jahre abgeschlagen nnd der dnrohsehnittliohe Bein- 
ertrag der Übrigen fttnf Jahre berechnet. 

Dieser Darchsohnittsbetrag, welcher jedoch nicht geringer sein darf, als 
die 7v',o/o Interessen des thatsächlich aufgewendeten Anlagecapitals, wird 
der ConcessionXrin als Jahresrente bis snm Ablaufe der Concessionsdauer su 
Bahlen sein. 

Zum Behufs der Evidenzhaltung des Capitals ist die Ooncesssionlirin 
▼erpiUchtet, in dem auf die BetriebserOffhuiig tblgenden Jahre über das zum 
Ausbau und zur Einrichtung der Bahn fketisch verwendete C apiul den Nach- 
weis zu liefern, sowie die Pläne und Kostenvoransehläge solcher später aus- 
zuführenden Rauten, welche den Baufond belasten und nicht als Bahnerhal- 
tnngt^ko^ten deiu Betriebs-Conto zur Last fallen, der Regierung zur Geneh- 
migung vorzulegen. 

§. 19. 

Mit dem Erlöschen der Concessiony sowie durch die erfolgte Einlösung 
deTBahn tritt der Staat im ersten Falle ohne Entgelt, im letzteren aber gegen 
Zahlung der im Sinne des §. 18 festgesetzten Jahresrente in das lastenfreie 
Kgenthum nnd in den Genuss der concessionirten, in gutem Zustande zu 
ttbergebenden Bahn, namentlich nimmt er in Besitz: den Orund nnd Boden 
der Bahn, die Erd- nnd Kunstbauten, den Ober- und Unterbau nnd das 
limmtliche Zugehör, als: Betriebsmittel, Bahnhöfe, Auf- und Abladeplätze, 
zum Bahnbetriebe gehörige Gebäude an den Abfahrts- und Ankunftsorten, 
Wächter- und Anfseherbäuser, alle inneren Einrichtungen, Möbel, beweglichen 
und unbeweglichen Sachen. 

Sowohl beim Erlöschen der Concession, als auch im Fail« der Einlösung 
der Bahn bchlilt die Conocs^ionärin das Eigenthura des Reservefondes und 
der aushaftonden Activforderungen , sowie der Coaksöfen, Giessereien, 
Maschinen- f»der anderen Gebäude, zu deren Erwerbung oder Herstellung 
sie Ton der Regierung mit dem auHdriicklieheu Beisätze ermächtigt wurde, 
dass sie kein Zugehör der Bahn bilden werden. 

§. 20. 

Wenn die Concessionärin ihre in der Concessions-Urkiinde oder in den 
Oeietzeu euthalteoen Verpflichtungen wiederholt verletzen oder ausser Acht 
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lassen sollte, so behält sich die Reg:ieninfr das Recht vor, gegen dieselbe die 
gesetzmässigen Verfügungen einzuleiten und nach Lmstiiudeu die Concesöiou 
uoch vor Ablauf ihrer Dauer für erloächeu zu erkiäreu. 

§. 21. 

Alle urkundlichen Ausfertiguiigeu dieser Concesaioii uuterliegeu nur der 
SftempelgebUlir tou einem Gulden. 



Anhang. 

Betriebsvorschriften, durch welche einige Bestimmungen der im 2 
der Concessions- Urkunde angeführten proviBorischen £isenbaiinb«triebi- 
Ordnung für die gegenwärtige Seoundüi'-Bahn nl^gei&ndert werden. 

Die Bahn und den Zustand ihrer Geleiie ist, insolange als in beiden 
Riehtnngenznsammen nicht mehr als sehn Züge verkehren, das Bahnanftiehts- 
personal täglich wenigstens einmal su nntersudien Terpflicbtet. 

Prequente WegUbergänge mit Fangschienen, sowie derartige Anlagen, 

welche für die verkehrenden ZUge besonders gefährlich werden köuuen, sind 
vor dem Passireu eines jeden Zuges zu revidireu. 

§. 2. 

Mehr als 100 Achsen sollen in keinem auf dieser Secundärbahn >-ef' 
kehrenden Zuge gehen; Züge, mit denen Personen befördert werden, aoUen 
nicht melir als 60 Aehsen enthalten. 

Langhola darf mit gemisehten Zttgen befitardert werden; jedoeh aiaaen 
die mit Langholz beladenen Wagen hintea aagehvaobt und von den Persoaea- 
wagen wenigstens durch drei, wo möglidi beladene Wagen getrennt werden. 

Bezüglich der Anzahl der Bremsen und der Yertheilung derselben in 
einem Zuge wird der Minister für öffentliche Arbeiten und Oommunieationen 
nachträglich yerfllgen. 

§. 3. 

Die fahrordnungsmässige Geschwindigkeit der Kfige anf der eurrenten 
Bahn wird durehschnittlioh 2 Heilen per Stunde betragen; die grösste lu- 
lässige Geschwindigkeit darf 3 Meilen per Stunde nicht ttberschreiten. 

Vor WegttbergUngen jedoch, welche nicht mit Schranken abgesperrt 
sind, ist die B'ahrgeschwindigkeit derart zu mXssigen, dass der Zug in einer 
Entfernung von 100 Meter zum Stehen gebracht werden kann. 
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Das Sohiebes der Laslitlge nnt Locomottven ist im FallOy aU dne 
ftbrende Maaoliine sich an der Spitse derselben befindet, gestattet, ebenso 
bei gemischten Zügen, jedoch darf im letsteren Falle höchstens mit einer 
Oeaehwindigkeit Ton 1% Meilen per Stande gefabren werden. 

Anf den Bahnhöfen, sowie bei Arbeitsztlgen ist jedooh im Nothfalle das 
Sehieben der Züge aveh dann sotSssig, wenn sieh keine führende Maschine 
SB der Spitze des Zuges befindet. 

In Bolchen Fällen darf aber auf der currenten Bahn nnr mit einer Ge- 
schwindigkeit von 1 Meile per Stunde gefahren werden und der an der Zug- 
spitze betiud liehe Wagen muss von einem mit Signalhorn versehenen Con- 
ductt'ur besetzt sein. 

Die Fahrt mit umgekehrter Locomotive, d. i. mit dem Tender voran, 
ist auch bei den fabrplanmäsäigen Zügen gestattet. 

Das telegraphische Avisiren der Abtahrt eines Zuges von den End- und 
Zwischenstationen ist so lange nieht erforderlich, als auf der concessionirten 
Bahn zu einer und derselben Zeit nur ein Zug verkehrt, also wenn keine 
Zugskreuzung oder kein Ueberholen eines Zu;,n .s stattlinden kann. 

Sobald gleichzeitig mehr als ein Zug verkclii t. müssen die Zugsabfahrteu 
iviscUeu den Stationen telegraphisch avisirt werden. 

§. 6. 

Der Concessionärin wird gestattet, die Ausgabe von P< r.>^oiien- und 
Reisegepäekskarten in den Zügen selbst — ausserhalb der Aut'nahmsstatitmen 
— f'inzui ichten, sowie Uberhaupt jede zweckdienliche Vereintacliung des 
Exj). (litidiisdienstes durchzuführen, wodurch jedoch die lietriebs-Sicherheit 
nicht gefährdet werden darf. 

Indem wir die Einhaltung der Bestimmung dieser Concession Allen, die 
« betrifft, zur strengen Pflicht raachen, ei*mächtigen Wir gleichzeitig die 
Concessionärin, für ihre etwa erlittenen Schädigungen vor unseren Gerioliten 
^Schadenersatz zu fordern und befehlen allen jenen Behörden, die es betriflfty 
tber die Beobachtung dieser Oonoession nnd der darin enthaltenen Bestim- 
Mögen strenge nnd sorgsam sn wachen. 

Znr Beglanbignng dessen haben Wir die gegenwSrtige mit nnserem 
grttoBcren Biegel ▼ersehene ConeessionS'Urknnde hinansgegeben. 

Brnek, am 2. September eintausend achthundert ftlnftindsiebsig. 

Franz Joseph m. p. 

Themas r^eb| m. p. 
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4 

IS. Coneessions-Urkniide Tom 4. NoTember 1875^ 

f&r dic[SeeiindSrbahn von Nagy-Suriiny nach Neutra. 

Wir Franz Joseph l. von Gottes Gnaden Kaiser von Oesterreich und 
Apostolischer König von Ungarn, Unseren Gruss an Alle, die die Sache 
betrifft oder in Zukunft betreffen wird. 

Nachdem Wilhelm TÖth, Ladislans Graf Berthold und Leopold 
Ritter von Lipp mann um die Concession aur Erbauung und sum Betriebe 
einer von Nagy-Suräny abzweigenden und ttber Kon^Ath und Ivinka naeb 
Neutra führenden SeoundSr-Looomotiv-Eisenbahn an Uns das Anauehen 
gestellt haben, so (Ühlen Wir Uns bei dem Umstände, als der XLIL Oeaets- 
artikel vom Jahre 1875 die Erbauung der oberwXhnten Eisenbahn und die 
Anstolgung der Concessions- Urkunde an die Concessionswerber anordnet, 
bewogen, über die Bitte der OVigedachteu und zu Gunsten derselben diese 
CoDcesBioU; wie folgt, zu ertheilen: 

1- 

Die Concessionäre. und zwar: Wilhelm T6tli, Ladislaus Graf Bert hold 
und Leopold Ritter v. Lippmann erhalten das liecht zum Baue und Be- 
triebe einer Ton Nagy-Surany abzweigenden über KomjAth und IvÄnka nach 
Neutra führenden Secundär-Locomotiv-Eisenbahn. 

Die Uebertragung der YAvttehenden Goneeation an di« k. k. prW. Salerr. Staati- 
£itenb«hn>Geaeil8chaft erfolgte mit Erlaaa dea kVnigl. ungariaeben Commniiieatlonfl- 
Miniateriama vom 9. August 1875, Z. 11761. 

§. 2. 

Die Concf'ssionäro sind verpflichtet, sich beim Baue und Betriebe der 
concessionirten Bahn an den Inlialt der gegenwärtigen Conces.sions l rkundc 
ferner an die vom Minister für öflVntliche Arbeiten und Connminicationen am 
20. April 1808 unter der Zahl 4973 erlassene und vom Rciclistaj^e geneh- 
migte, provisorische Eisenbahn- C(»n('ession8-Vorscl)rift. sowie an die im §. 8 
des Zoll- und Ilandels-Bündnisses vom Jahre 1867 provisorisch angenommene 
Eisenbahn-Betriebs-Ordnung, insoweit diese nicht durch den Inhalt der 
gegenwiirtijrcn ( (»ncessionR-Urkiinde und durch deren Anhang modificirt wird, 
insolanpe zu halten, bis an Stelle dieser piovisorischen Re.£rulativen neue, 
durch die vaterländische Gesetzgebung zu schaffende Gesetze und von der 
Regiening zu erlassende Veror<lnungen nicht ins Leben treten, welchen sie 
sich sodann ebenso wie allen bis zu deren Einführung an den bestehenden 
Regulativen durch die ungarische Regierung vorzunehmenden Abänderungen 
SU fUgen und und unbedingt au unterwerfen haben werden. 
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§.3. 

Der Bau der Bahn nnd die Betriebseinriehtniig derselben wird auf Grand 
der dnrch die Concessionäre anzufertigenden and der Regierung zur Prüfung 
und Genehmigung zu unterbreitenden allgemeinen und Detail -Projecte durch* 
geführt. 

Die Concessionäre können übrigens die bei der Verfassung der Projecte 
gowie bei der AuKrührimg de.s Baues in Anwendunj; zu kommende Construction 
iimerlialb der dnrcli diese Conees**ion und durch die Uücksichten auf die 
Siclierlu'it »les Betriebes gebotenen Grenzen frei wäiilen. 

Die Regierung bebält sich vor, in den Bauplänen Aenderuufren vor- 
zunehmen, inwiefern solelie auf Grund der teclmisebeu Prüfung, auf Grund 
der laut der Bestimmung des ij. 6 der im §. 2 der jre^enwärtipren Coneessions- 
l rkunde erwähnten Ministerial - Verordnung vorzunehmenden politischen 
ßejjehung der Linie oder auf Grund einzelner, während des Baues vor- 
genommener Untersuchungen, im Interesse des üahndienstes und des öffent- 
lichen Verkehrs, zur Sicherung des Bestandes der Bahn^ sowie mit Rücksicht 
auf die Beobachtung der gesetzlichen Bestimmungen sich als erforderlich 
darstellen werden, wodurch aber die auf Grund der durchgeführten Vor 
prfifnng einerseits, nnd der politischen Begehung andererseits schon be- 
stimmte Trace keine Aendemng erleiden kann. Ks ist übrigens selbstver- 
stiodlieh, dass dadurch die den Conoessionären in der Conoessions-Urkunde 
sagesidierten Rechte einen Abbruch nicht erleiden dürfen. 

Sollte rieh bei der Bau-Ausfllhrnng aus Öconomisohen oder Betriebs- 
Tttekslehten eine Aendernng der Bahn-Trace oder der Detailpline als 
▼loschenswerthoder nothwendig darstellen, so mnss an solehen Aenderungen 
die Oenehmignng der Regierung eingeholt werden. Selbstverständlich dilrfen 
Ueduroh die auf den Ausbau der Bahn beattglichen Bestimmungen der Oon- 
csssions-Urkunde nicht alterirt werden. 

Der Unterbau der Balm kann für ein Geleise hergestellt und denmeinUss 
die Grunderwerbung auf eine solche [-'lache beschränkt werden, welche für 
die Anlage einer eingeleisigen Bahn und der Ausweiclien, sowie für die 
Stationen erforderlich ist* 

Sobald auf der eoneessionirten Bahn der Verkehr so angewachsen 
iät, dass die jährliche Brutto-Einnahme per Meile 100.000 Gulden ö. W. 
in Silber übersteigt, so sind die Concessionäre verptiichtet, auf Ver- 
langen der Eegierung ein zweites Geleise ohne Jede Entschädigung su 
erbauen. 

Zur ErfQllnng dieser Verpflichtung können die Concessionäre jedoch 
nir innerhalb der ersten 70 Jahre der Concessionsdauer verhalten werden; 
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in deD leisten 20 Jahren sind sie snr Herstellnng des zweiten Geleises nur 
gegen eine sn vereinbarende, seitens des Staates zu leistende Entseliidigung 
▼erpiKehtet. 

§. 5. 

Fitr die Ausfillirong der Arbeiten und ftlr die Betriebseinrichtnng sind 
folgende allgenieine Bestimmnngen massgebend: 

a) Unterbau. 

Das Maximal-Steignngs-Verhälfniss wird auf 1 : 100 festgesetzt. Die 
Krümmungen auf der offenen Bahn dürfen keinen kleineren Halbmesser als 

aOO Meter haben. 

Das Normal-Profil der Bahn ist bei Einseimitten nnd Dämmen so 
anmbrinp^en, da^*s die Kronenbreite dort, wo die Schienen auf den Schwellen 
mhen, 3-3 Meter beträgt. Das Schotterbett hat eine Dicke von 0*25 Meter 
unter dem Sehienenfnsse nnd in der Höhe des Scliienenfnsses eine Breite tou 
2*8 Meter zu erhalten. 

BrQeken nnd Dnrchlftsse können, mit Ausnahme derjenigen, welche sich 
nnter Dämmen befinden, ans weichem Holze hergestellt werden. 

h) Oberbau. 

Dio Balm erhält die normale Spurweite von Hauptbahnen. 

Bezüglich der Herstellung, beziehungsweise Lieferung des Oberbaues 
und dessen sänimtlicher Bestandtheile, sowie in Betreff der Geleise-Disposi- 
tionen der Stationen, sind jene Vorschriften und Normalpläno aU Richtscbnnr 
zu nehmen, welche fUr die Secoudärbahn Valkiny-PerjiUDos festgestellt 
worden sind. 

In dieser Beziehung wird besonders erwähnt, dass die Schienen nach 
dem leichteren Profile, nämlich per« laufenden Wiener Fuss 15 Zollpfunde 
wiegend, jedoch ans gewalztem Eisen zu liefern sind. Die gewöhnliehen 
Schwellen sollen 2<35 Meter lang sein, dürfen jedoch, sowie anch die 
Weehselschwellen, aus welchem Holze hergestellt werden. 

cj Hochbau, Bahnabschlnss, Signale. 

Die Ausführung der Hochbauten kann auf das geringste Mass beschränkt 
werden. 

Mit Ausnahme ganz speeieller Fälle sind im Allgemeinen ausser den 
in den Stationen erforderlichen mindestens je zwei Wächterhänser per Bahn^ 
meile zu erbauen. 

Fttr jede Station genttgt eine Warte-Looalität 
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Zur HerHellmig von LoetlUIUen fttr Sffentliche Zweeke, als: Ittr die 
Posty den Tel^praphen, die Polisei ete. sind die Coneessionire nieht ▼er- 
piichtet. 

Wauea-lfagaiine ubcI nur insoferne zu enriehten, als dies der Verl^ehr 
erheiseht. 

Die QebMnde dürfen ohne Ansnalime aus dem an Ort und Stelle am 
bilEgstenzu besehaffendenMateriale, eventuell aus Riegelwänden, Luftziegeln 
oder FM mit Holzdilehem hergestellt werden. Die Gmndmauem und Trag- 
dden mfiasen jedoeh aus Stein oder Ziegeln hergestellt sein. 

Im Allgemeinen sind Einfriedungen der Bahn, als welebe aueh Sehutz- 
dämme und ICaterialgprilben angesehen werden, nur an besonders beachtens- 
wertben Orten und dort notliwendig, wo die Bahn an Strassen oder Ort- 
seiutiten vorbeifllhrt. 

Wegschranken uiiissen nnr bei litMjiH iitcn Ueber^iiii^icii oder dort er- 
richtet werden, da.s llerunujihen des Zu/^es von dem VVegübergange aus 
aicht weaiprst4Mi8 auf 15U Meter Entferniniir siclitbar ist. 

Zugschranken «ind zuIHssIjj:. imd es können von eiuem Standorte aus 
gleichzeitig mehrere Zugscbranken bewegt werden. 

Bei WegübergHiigen ohne Schranken sollen fixe, das Langsamfahreu 
saseigende Scheiben aufgestellt werden. 

Die Concessioniire sind verpflichtet, einen Betriebs -Telegraphen, 
welcher die telegraphische Correspondenz zwischen den Stationen vermittelt, 
U errichten. 

Optisciie, acufttische, sowie Glocken-Signale sind entbehrlich. 
Die Uand- und Zagsignale sind nach den bestehenden Vorsohriften ein 
anrichten. 

dj Stationen. 

Die (Joucesj^ionäre sind verpHifhtct, in Nagy-Surany einen mit der T6t- 
Megyer-Nagy-Sunuiyer Bahn gemeinschaftlicii zu benützenden Bahnhof, 
ausserden) zwei Zwisclienstationen und schliesslich in Neutra eine Eud(*tatioii 
herzustellen. Die Neutraer Station ist derart zu situiren, dass sie der evea- 
tuellen Fortsetzung der Kisenbahn entsprechen kann. 

Die Detail-Anlagen sollen mit den Principien Ubereinstimmen, welche 
von der Regiening in den Typen für die Valk4ny-Perj4moser Baiin aufgestellt 
varden. Die Stationen sind aber derart anzulegen, dass sie im Bedarfsfälle 
irergrossert werden können. 

ej Betriebsmittel. 

Die Wahl der Fahrbetriebs-Mittel bleibt den Concessionären unter Vor* 
behalt der Bestimmungen der §§. 21 und 22 der ün §. 2 angeführten pro- 
visoriseben £isenbafan-Betriebjiordnung ttberlassen. 
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Die grttsBte BelaBtong einer Locomotir- Achse wird auf 175 Zollcentiier 
festgesetzt. 

LooomotiTe mit Ewei Aehsen sind snlEssig. 

Bei drei Viertheilen der gesammten Gäterwagen sind elastische Stoss 
ballen nicht erforderlich; wohl aber sind solche bei den übrigen ähnlichen 
Wagen anbedingt in Anwendung zu bringeo. 

§. 6. 

Sobald auf der hier oonoessionirten Bahn der Verkelir so anwachsen 
SoUte, dass dnreh längere Perioden «Iglich mehr als fünf Züge iu der einen 
nnd ftinf Zöge in der andern Richtun? verkehren, oder aber sobald die Con- 
cessionUre den Nachtdienst einrichten wollten, sind sie verpflichtet, in B. zug 
auf die Auftiahms-LocalftSten, Signale, Bahnbewachun- und alle sonstigen 
auf die Unterhaltung eines regelmässigen Verkehres abzielenden Mass- 
regeln, die Bahn nach den von der königlich iin-aiischen Regierung für die 
Hauptbahnen hinausgegebenen Normalien und Vor^t^hril ten zu vervollständigen 
und einzurichten und alle diesialls von <ier Kegieruug zu treflfendeu Ano'rd- 
nungen auf eigene Kosten (huvhzufiihren. 

Diese Veri,nirlitnu^^ kann jedoch nur in den ersten 70 Jahren der Con- 
cesßionsdaiier gefordert werden: in den späteren Jahren kann eine derartige 
Umgcsuiltung der Bahn nur auf Grund eines diesfalls zwischen der Regierung 
und den Concessionären abzuschliessenden Uebereinkommens erfolgen. 
Schliesslich haben die Concessionäre die Verkehrsmittel, Schienen und 
sonstigen l)eini Baue zu benützenden Materialien im Inlande anzuschaffen; 
die Einiiilirnn- .Icrsrlben aus dem Auslande wird die Regierung nur in dem 
Fallt ^. statten. w< nn die Concessionäre den Nachweis liefern, dass solche 
im lulande unter den nämUohen Bedingungen nicht beschafft werden können. 

§• 7. 

Die Concessionäre sind verpaichtet, die Detailprojecte binnen «wei 
Monaten nach de m Inkrafttreten des Ooncessionsgesetzes, der Regierung 
vorzulegen, den Bau der Bahn binnen 2 Jahren nach erfolgter Genehmigung 
der Detailprojecte zu Tolienden und die Bahn dem Verkehre zu «hergeben. 

Die Theilttrccke N. Surany-lvanka ist am 1. November 187G und die weitere 
Strecke iTanka-Neut» am 19. NoTember 1876 dem öffentlichen Verkehre übemeben 
worden. * 

Die Regierung behält sich das Recht vor, fUr den Fall als besOgUeh 
der Einmiindunjr anderer Bahnen, der gemeinsehaftUohen Bentttznng von 
Bahnhofen, der Wagenaosleihe und aller hiefllr entfaUenden EntsohSdigaiigeB 
zwischen den betreff'euden Gesellschaften ein üebereinkommen nicht an 
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8tiode kommen könnte, die Bedingungen eines solchen bestimmen zn 
kennen. 

§. 9. 

Den Concessionären wird zur An>riihriing der concessionirten Bahn das 
Recht der Expropriation im Sinne des LV. Gesetzartikels vom Jahre 1868 
ertheilt 

§. 10. 

Die Concessionäre sind verpüioiitct, die Post und die Postnianipulaiiten 
im Sinne des §. 68 <lcr EiHenbahn-Hctrieb^iordnunp: vom Ifi. November 1851 
nueni^'elilich zu befdrdern und zu diesem iiehuie wenigstens einen Zng 
täglich in jeder Riolitung entspreeliend einzuricliten. 

Die Conressionäre sind verpflichtet, die Hüllte eines zweiach?*igen 
Gepäckswaprens zur Hetorderuuir der Postsendungen und der Posteondueteurc 
einzurichten, weloher in jeder iüchtung täglich mindestens einmal zu ver- 
kehren hat. 

Die ConcessionUre sind verpflichtet, die Postsendungen, welche ohne 
Begleitung der Postbeamten oder Diener versendet werden, mit Ausnahme 
1er Wertlisendungen, kostenfrei an die betreffende Station zu befördern und 
abzugeben. Correspondenzen, welche in Angelegenheit des Bahnbetriebes 
zwischen der Direction und ihren untergeordneten Organen oder zwischen 
diesen letzteren geführt werden, dürfen auf der hier concessionirten Bahn 
portofrei befördert werden. 

§. 11. 

Die Anfstelhing der entlang der oonce-sionirlen Balinlinie ertorderiieht-n 
Bahnbetrieba-Telegraphenleitungen bi?? zu dem auf den Stationsgebäuden und 
eventuell auf den Wächterhäuseni anzubringenden letzten Isolator, eventuell 
hh zur drehbaren Schutzsignnlvorrichtung wird auf Grund des, in Bezug auf 
die Details, mit den Conce^sionären zn schliessenden Uebereinkommens von 
der kdnigl. ungar. Telegraphen-Verwaltung bewerkritelligt. 

In Folge dessen sind die Conoessionäre verpflichtet, das Ersuchen wegen 
Anordnung des Telegrapbenbanes und Feststellung der obgedachten Vereiu- 
Vanmg an die königl. nogar. Tel^aphen-Yorwaltung rechtzeitig zn stellen, 
damit derselben snr Herbeisehafftang der für den Telegraphenbau erforder- 
lieken Materialien und znr AnsfUhmog der dieBsflllligen Arbeiten bia znr 
EriMbnng der Bahn hinreichende Zeit übrig bleibe. Die ConeeasionKre sind 
weitera verpflichtet, zn gestatten, dass die 8Xn1en der zn errichtenden 
Tdegimphen-Leitnng anf dem der Bahn eigenthttmlieb gehörigen Gmnde 
ind Boden aufgestellt werden, ohne daas dieConcesaionXre fBr daaocenpirte 
Terrain jetzt oder in Znknnft eine Entschädigung zn fordern berechtiget 
wSren. 
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Die Plätae für die Telegi-aphensXulen, sowie die soDetigenBefestignngs- 
punkte der Telegrapiien-Leitaiig Bind im Einvernehmen mit den Ooneet- 
sionXren nnd den betreffenden Bauorganen der kSnigl. nngar. Telegraphen- 
Verwaltung <lerart EU bestimmen, dass dadurch weder der Eisenbahnbetrieb» 
noch die Sicherheit des Betriebs-Personales gefährdet werde. 

Die Concessionäre sind verpflichtet, in dem Falle, al« mit den Betriebs- 
Teleg:raphenleitungeii nicht ^gleichzeitig auch eine Staats-Telegraphenleitimg 
gebaut werden sollte, den Gcsamnitpreis der TelographenHüiilen und der 
sonstigen Telegraphen-Baumaterialien, sowie die gesammten Telegraphen- 
Baukosten, falls aber gleichzeitig .-Hich eine Staats-Telegraphenleitnng 
errichtet werden sollte, den Prei?^ des zur Herstellung der Betriebs-Leitung 
iioth wendigen Bauuiateriales und von den (jresamintuukosten den auf die 
Betriebs-Leitung entfallenden Theil der königl. ungar. Telegraphen -Ver- 
waltunir zu ersetzen. 

In beiden Fällen sind die Concessionäre verpflichtet, über Verlangen 
der kiMiigl. ungar. Telegraphen-Verwaltuu<r die zur Herstellung der im 
vorigen Punete erwähnten Telegraphen-Bauten erlnrderlichen Beträge bis 
zur naehti iiu'licljen Ai)reehnung ohne Zinsen vorzuschiessen und sowohl 
die Telegraphensäulen, als auch die übrigen Baumaterialien längs der zu 
erbauenden Bahn in der von der königl. ungar. Telegraphen-Verwaltung zu 
bestimmenden Zeit nnd Weise auf dem schon gelegten Eisenbaiingeleise auf 
eigene Kosten zu vertheilen. 

Zur Zeit der Uebergabe der Betriebsleitungen übergeht das gerammte 
Inventar der auf Rechnung der Concessionäre errichteten Betriebs-Telegraphen- 
leitung in den Besitz der Coneessionäre. Die königl. ungar. Telegraphen* 
Verwaltung ist jedoch berechtigt^ auf den lings der Bahn aufgestellten Säulen 
wann immer Staats-Telegraphenleitnngen anzubringen, in welchem Falle die 
Telegraphensftulen unentgeltlich in das Eigenthum der königl. ungar. Tele- 
graphen-Verwaltung mit der Veipfliohtung übergehen, dieselben auf Staats- 
kosten SU erhalten. Die Coneessionäre dUrfen die Eisenbahnbetriebs-Tele- 
graphenleitungen unter der ttbliehen Controle der königl. ungar. Telegraphen- 
Verwaltung ausschliesslich nur ittr Jene telegrapbischen Mtttheilungen 
benutzen, welche znm Zwecke des Eisenbahnbetriebes zwischen der Direction 
und ihren unterstehenden Organen, oder zwischen den letzteren untereinander 
gewechselt werden. 

Die königl. ungar. Telegraphen- Verwaltung ist Jedoch berechtiget, 
insoweit es der Betriebsverkehr zulässt, die Benützung dieser Betriebsleitung 
zur Weiterbefördemng von Staats- und Privat-Depeschen im Einvernehmen 
mit der Bahndirection und unter gehöriger Controle zu verlangen und anzu- 
ordnen. 

In diesem Falle wird jedoch die Art der Benützung nnd die Tfaeflung 
der Telegraphen-Gebühren zwischen den Couceääiouären und der königl. 



uiyiii^Cü by GoOgle 



Eisenbahn-Gesellschaft. 



237 



Ungar. Telegraphen-Verwaltung durch eine besondere Vereinbarung geregelt 
werden. 

In gleieher Weiee werden auch diejenigen Bedingungen, welobe sieh 
anf die Ueberwaehung, Erhaltung und auf die späterhin ttber Verlangen der 

fiisenbahn-Direction allenfalls vorzunehmende Aenderung oder Verlegung 
der neben der Eisenbahn erbauten Telegraphenleitungcn, sowie Uberhaupt 

auf alle in den obigen Punkten nicht geregelten Angelegenheiten des 
Telegraphen Wesens beziehen, durch eine besondere Vereinbarung zwischen 
den Concessionären und der konigl. Ungar. Telegraphen- Verwaltung fest- 
gestellt werdeu. 

§.12. 

Die Maximalliölu" der Fahr- und Frachtpreise auf der coucessionirten 
Bahn wird folgenden Begrenzungen unterworfen: 

Mazimaltarif per österreichische Meile für Reisende per Person: 
I. Wagenolasse 36 kr. ö. W. in Silber. 

il» 1» 27 n VI n « j» 

Iii» 3j 1^ n 1» 1» « 1» 

Die Wagen L und n. Classe kdnnen nach Art der Wagen m. Olasse 
snf Hauptbahnen eingerichtet werden. 

Das Gepäcks-Uebergewioht Uber 50 Zollpfunde wird nach Bmehtheilen 
Ten 20 Zollpftinden, das EUgut nach Bmehtheilen von 10 Zollpfunden auf- 
wirts abgerundet, und wird der Zollcentner zur doppelten Qebtthr der III. 
Frachtclasse berechnet. 

Für Frachtgüter wird der Tarif per Zollcentner und österr. Meile in der 

I. Classe auf 2 kr. Ö. W. in Silber, 

Iii» n »^«ni»« « 

festgestellt. 

Ausnahmsweise sind ganze Wagenladuufren von Kohle, Salz, Brenn- und 
Bauholz, Dünger, Steinen und Ziegeln per Zollcentner und Meile um 1.56 kr. 
W. Silber zu befördern. 

Rtteksichtlich der Übrigen Fahr- und Frachtpreise für Personen und 
Ottter, femer rOeksiehtlich der Nehengebtthren der Classification der Waaren 
wd der wulstigen Transportbettimmungen haben die auf den Hauptlinien 
der 5sterr. Staats-Eisenbahn-Oesellsehaft geltenden Bestimmangen in An« 
Wendung sn kommen. 

Sobald die Einnahme dieser Bahn durch drei aufeinanderfolgende Jahre 
eme achtpereentige Verzinsung des Anlage-Oapitals ergibt, ist die Regierung 
berechtigt, im Einvernehmen mit den ConeessionUren die Tarife entspreohend 
zu ermSssigen. 
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§. 18. 

Den Ooneesflionlren wird die Bewilligung: ertheilt, die tn erhebenden 
Fahr- und Frachtpreise in inländischer SiiberraUnze zu berechnen ; doch sind 
sie verpflichtet, die mit Berücksichtiprung' des Sibercourses entfalleudeo Gc- 
bfihren in der Landeswährung auzuuehmeu. 

§. 14. 

Die im Sinne des §.12 festjresetzton Tarife künnon die Concessionäre 
zeitweise herabmindern, entweder im Ganzen oder nur für einzelne Gattunj;^en 
von Gegenständen, für die ganze Länge der JJaliii oder nur für einzelne 
Strecken deri^eiben, in einer oder in beiden Richtunfrcn. für alle Transport- 
Entfernungen gleichmässig^ dder mit Zunahme derr^elben in erliiditein Masse. 

Die derart lieraboreininderten Tarife kihinen auf das frühere Mass wieder 
erhöht werden, jedoch erst n:\rh deren dreimonatlicher Anwendung. 

Wenn ein VcrlVaehtcr oder Verladuiigs-rnternelimer, unter bestimmten 
Bedingungen, einer t'iaehtsatz-Lrmäs^iignng oder anderer Begünstigungen 
tlieilhaftig wird, so muss derselben jeder Verfraeiiter oder üuternelimer, der 
dieselben Bedingungen annimmt, thejiliattig werden, derart dass eine per- 
sönliche Bevorzugung in keinem Falle Platz greifen darf. 

Alle diese Begünstigungen dürfen auch nicht in Form von Schein- 
KUckvergütung (Refactie) zugestanden werden. 

15. 

Die Regierung behält siel» das Recht vor, in Fällen ausserordentlicher 
Thenerung der Lebensmittel im Inlande die Frachtpreise für dieselben bis 
auf die Hälfte des Mazimal-Tarifes für die Dauer der Thenernng herab- 
Eumindern. 

§. 16. 

Die Militär- Transpurte müssen naeii herabgesetzten Tarilen l)esorgl 
werden, und zwar auf (irum! des zwischen dem Kriegsrainisterium einerseits 
und der iisterr. Staatseisenbahn-GesellscliaH andererseits unterm 10. De- 
cember 18C0 abgesehlossenen rebereinkominens. 

Die mit der vorgenannten Uescllscbatt in Bezug auf Militär-Trausporte 
zu Stande ;,'ebrachten oder zu Stande zu l)ringenden und für den Staat 
günstigeren l ebereinkommen werden auch für die hier eoncessiouirte Bahn 
giltig sein. Üiese Bestimmungen Huden auch auf die Finanz-, sowie auf die 
Staats- und behördliche Sicherheitswache, endlich auch auf die SträÜiuge 
Anwendung. 

Die Concessionäre werden gehalten sein, alle jene Bestimmungen zu 
vollführen, welche zum Behufe grösserer Militär Transporte die gegenseitige 
Aushilfe der ungarisch -österreichischen £isenbabn- Gesellschaften, die Be- 
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scbafiiuig und Bereithaltang der sa diesen Transporten erforderliohen Ein- 
riebton^n, die Organisimng der Feld-Eieenbabn-Abtheiinngen nnd deren 
Verwendung in Friedensseiten, die Trnnsporftining der verwundeten nnd 
kranlLen MilitSr-PerBonen regeln. 

Endlioh sind die ConeeseionKre verpflichtet, in Kriegaseiten nnd bei 
Mobilisiningen den Transport der Urlauber nnd Reservisten von der ihrem 
Domieile am nXehsten gelegenen Station an ihren Bestimmungsort auf Qmnd 
gebdrig ausgestellter Oertiiioate nach dem herabgesetaten MflitKr-Tarife su 
bewirken. 

SelbstverstSndlioh sind die auf die lUlitlr-Transporte bezüglichen Be- 
itimmnngen nnd Begünstigungen anch für die im Dienste reisende Landwehr 
(honv^ds^) nnd fUr jene Truppen giltig, welche als integrirender Theii der 
Armee unter dem Schutze des Völkerrechtes stehen. 

§. 17. 

Staatsangestellte, Beamte und Diener, welche im Auftrage der die Auf- 
sieht über die Verwaltung und den Betrieb der Bahnen ftthrenden Behörden, 

oder zur Wahrung der den Staat in Folge dieser Concession betreffenden 
Interessen, oder in Gefälls-Angelcf^enheiten die Bahn benutzen und sich mit 
dem Auftrage der liohJ>rden auswcidcu, siud sammt ihrem Heisegepäcke 
imentgeltlich zu bel'ürdern. 

§. 18. 

Von solchen Parteien, welche die Bahn in böser Absicht, ohne voraua- 
gpfranireno Entrichtung der Fahr- und sonstigen Gebühr beniitzen. oder durch 
niiriflitige Angabe der Gattung oder des Gewichtes der Sendung, oder auf 
sonst eine Art die rnteniehmung zu verkürzen suchen, kann die dreifache 
TarifgebUbr erhoben werden. 

§. 19. 

Die Concessioiiäre sind ermiielitigt. die ihnen hiermit ertlieilte Con- 
ceesion an die k. k. priv. österr. Staatseisenbalin-( ii i^ell^cliaft abzutreten oder 
mit Einverständnis^ der Kegiennig auch Genossen als Theilliaber an dem 
Unternehmen aufzunehmen, welche an ihren Rechteu und Verpflichtungen 
gleichmässig participireu. 

§. 20. 

Den Concessionären wird aucli das Kecht eincrerHumt, eine Actien- 
Gesellscbaft zu bilden und zur Aufbringung der erfortlerii( hen Geldmittel 
aof Namen oder auf Ueberbringer lautende Actien oder Prioritäts- Obligationen 
auszugehen, welche auf den ungarisch-österreichisohen und ausländischen 
Barsen gehandelt und amtlieh notirt werden dtirfen. 
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In Prioiitäts-Obligatioiien darf aber nur die Hälfte des erlorderlichen 
Anlage-Capitals beschafft werden. 

Die Gesellschaft tritt in alle Rechte und Vcrpflirhtunj^en der Conces- 
eionUre; sie entwirft ihre Statuten, deren Genehniigrun}; und, mit Rücksicht 
auf die Interessen des Lnntles, mit der Gesellschaft eiuveriAtäudiiob vorzu- 
nehmende Ergünzunj^ der Regierung voHielialten bleibt. 

Die Coucessionäre unterwerfen sich im eigenen wie auch im Namen 
ihrer Rechtsnachfolger sümmtlidien Bestimmungen des die Anstellung der 
Unterofficiere betreffenden IL Gesetz -Artikels vom Jahre 1873. 

Der Sitz der zu gründenden Gesellschaft kann in Budapest oder Nentra 
sein, und ihre Amtaapraehe i»t auaeohUeealieh die nngarieehe. 

§. 81. 

Die Regierung ist zur Wahrung der Staatsinteresseu berechtiget, sich 
die Ucberzeugnng zu verschaffen, dass der Bau der Bahn, sowie die Betriebs« 
Einrielitung iu allen Theileu zweckmässig und solid ausgefülirt und in gutem 
Zustande erhalten ^verde, und anzuordnen, dass die wahrgenommenen Ge> 
brechen beseitiget werden. 

Die Regierung ist berechtigt, durch ein von ihr abgeordnetes Organ die 
Oesehäftsgebamng und Bahnverwaltung zu prüfen und zu überwachen. 

Der seitens der Regierung entsendete Commissär ist berechtigt, d^ 
Sitaungen des Directions-AusschusBes, sowie den General-Versammlungen, 
wenn er es für gut findet, beizuwohnen, nicht minder etwaige die Staats- 
Interessen schädigende Verfügungen zu suspendiren und liiervon dem Mini- 
sterium behufs weiterer Veranlassung Bericht zu erstatten. 

Als Entschädigung der Kosten nnd Auslagen, welche fttr den Staat 
in Folge der Ansttbung des im Sinne der allgeineincn Qesetae und inabe- 
sondere der gegenwirtigenOoneessions-Urknnde der Regierung vorbebaltenen 
Oberaui^ichtsreehtes, sowohl während der Banseit als auch nach Eröflnnng 
eines Theiles oder der Gksammtstrecke der ooneesstonirten Linie erwachsen, 
haben die Conceesionäre an den Staatsschatz eine gewisse Jährliche PausduiJl- 
summe au entrichten. 

Die Höhe dieser jälu'liehen Panschalsamme bestimmt die Begienug. 

§. 22. 

Für die gegenwärtig concessionirte Bahn wird während dreissig Jahren 
(vom Tage der Betriebseröffnung derselben an gerechnet) weder Erwerb-, 
noch Einkommensteuer, noch irgend eine andere statt dieser etwa dnzu- 
führende Steuer entrichtet. 

Vgl. die Anmerkung xu §. 7. 
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Iv'* wird feiner gestattet, dass die Actien uud Prioritäts-Oblijfationen 
erster Kmissiou, 80wie die luterimsscheiue Stempel- und gebührenfrei aus- 
gegeben werden. 

Dcssgleichen wird für die Grund-Einlösungen die Befreiung von der 
Umschreibuugsgebülir ziicre standen. 

Alle Verträge, Eingaben und sonstigen Urkunden zum Zwecke der 
Capitals-BeschafFnng, sowie dc8 Baues und der ersten Betriebs-ßinricbtungy 
wobei auch die im Sinne des §.19 auszustellende Concessions-Cebertragungs- 
Urkunde mitTerstanden wird, sind Stempel- und gebührenfrei. 

§. 23. 

Die Dauer der Cmicession wird bis zum 1. Jänner des Jahres 1967 fest- 
gesetzt; sie erlischt nach Aljlauf dieser Frist und beginnt mit dem Tage, an 
welchem die ganze Strecke dem Verkehre ttbergeben wird. 

Vgl. die Anmerkung zu §. 7. 

Die Concession erlischt auch, wenn die in den §§. 6 und 7 festgesetzten 
Teimine fttr die Vorlage des DetaiUProjeotes, die Bauvonendung und die 
Er5ffhung des Betriebes nicht eingehalten werden und die Termins-Ueber- 
schreitong im Sinne des §.11» Punkt b, der obdtirten Eisenbahn- Concessions- 
Torschrift und namentlich durch politische und finanzielle Krisen nicht 
gerechtfertigt werden kann. 

§. 24. 

Die Regierung behält sich das Recht vor, nach Ablauf von BO Jahren, 
▼OB dem Inkrafttreten des OoBcessions-Gosetses an gerechaet| die oonoes- 
«onirte Bahn jederaeit einsnlQsen. 

Zar Bestimmung des EinlSsnngspreisQs werden die jihrlicbeB Rein- 
«trignisae des Cntemehmens in den, der wirklichen Einlösung voran- 
gegangenen 7 Jahren susammengereohnet, tob dieser Somme das Reinertriig- 
oiss der zwei ungttnstigsten Jahre abgesehlagen und der durehaehnittliohe 
Bemertrag der tthrigen flinf Jahre berechnet. 

Dieser Durchschnittsbetrag, welcher jedoch nicht geringer sein darf als 
dis 77, percentigen Interessen des thatsiohlieh aufgewendeten Anlagecapitals 
wird den Goncessionären als Jahresrente bis zum AUsafs der festgesetzten 
Ooneessionsdaner zu zahlen sein. 

Zum Behufe der Evidenzhaltung des Capitals sind die Concessionäre 
▼erpflichtet, in dem auf die Betriebseröfinung füllenden Jahre über «las zum 
Ausbaue und zur Ausrüstung der Balm factisch vorwendete Capital den Nach- 
weis zu liefern, sowie die Pläne uud Kostenvoranscbläge solcher später aus- 
zuliilirt'iiden Bauten, welche den Baufond belasten und nicht als L5ahn- 
erbaltuugskosten *lem Betnebscooto zur Last fallen, der Kegierung zur Gc- 
uehmigung vorzulegeu. 
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§. 25. 

Mit dem Erlöschen der Concesaion, sowie dareh die erfolgte Einldsiug 
der Babiiy tritt der Staat im ersten Falle ohne Entgelt, im letsteren aber 
gegen Leistung der im Sinne des §.22 festgesetaten Jahresrente in das 
lastenfreie Eigenthum nnd in den Gennss der concessionirten und im gntea 
Znstande zu Übergebenden Bahn; namentlioh nimmt er in Besitz den Grund 
nnd Boden der Bahn, die Erd- nnd Kunstbauten, den Ober- und Unterbau 
nnd das sSmmtliehe Zugehör, als: Betriebsmittel, Bahnhöfe, Auf- und Ablade- 
plätze, zum Bahnbetriebe gehörige Gebinde an den Abfahrts- und Ankunfts- 
orten, Wichter und Aufseherhinser, sammt allen inneren Einrichtungen, 
Möbein, beweglichen und unbeweglichen Sachen. 

Sowohl beim Erlüschen der Concession als aach im Falle der Einlösung 
der Bahn behatten die Concessionäre das Eigenthum des Reservefondes und 
der aushaftenden Activ FoKkruii^'cn , sowie der Coaküfen, Giessereien, 
Maschinen oder audtror Gebäude, zu deren Erwcrbunji: oder Herstellung' sie 
von der Ropierun- mit dem ausdrücklichen Moisatze ermächtiget wurden, 
daes dieselben kciu Zugehür der Hahn bilden ^Verden. 

Falls wälirend der Concessionsdauer wegen MangeU an Einkommen 
sämmtliche Actien nicht getilgt wci ib n könnten, so können die Eigeutliümer 
der nicht getilgten Actien die EinKisun«: derselben, oder aber irgend eine 
Entschädigung aus diesem Anlasse^ vom btaate nicht beanspruchen. 

§. 26. 

Wenn seitens der Concessionire Verletzungen oder Kichtbefolgangen 
der in der Concessions-Urkunde oder in den Gesetzen auferlegten Ver- 
pflichtungen wiederholt vorkommen sollten, so behUt sich die Regierung das 
Recht vor, die den Gesetzen entsprechenden Massregeln dagegen zu trefl^ 
nnd nach ümstlnden die Concession noch vor Ablauf ihrer Dauer für er- 
loschen zu erkllren. 

§. 27. 

Die Oonceeaionlre sind gehalten, vor der Hinausgabe der Ooncesdon 
eine Caution von 40.000 fl., d. i. \lerzigtausend Gulden in Baarem oder in 
Ungar« Staatspapieren, oder aber in vom ungar. Staate garantirten Eisenbahn- 
Prioritits-Obligationen, oder endlich in Pfandbriefen des ungar. Boden- 
Credit-Institutes oder der ungar. Boden-Credit-ActiengeseUschaft bei der 
königi. Ungar. Central-Staatscassa zu erlegen. 

Diese Caution wird erst nach anstandsloser Beendigung der technischen 
Collaudirung der Bahn zurückgestellt werden. 

Die erwähnte Collaudirung wird über Ansuchen der Coucessionäre nach 
ErötTnung der Bahn sogleich vorgenommen. 
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Alle urkundlichen Ausfertigungen dieser Concession unterliegen nur 
«iner fixen Stempelgeblibr von einem Gulden. 



Anhang- 

ßetriebs>Vorscliriften, durch welche einige Bestimmungen der im §. 2 
4er Conoossions- Urkunde anpreflihrten provisorischen Eisenbahn •Betriebs- 
erdnoDg Air die gegenwärtige Becuudärbahn abgeändert werden. 

§. 1. 

Die Bahn und der Zustand ihrer Geleise ist insolan<;c, als in beiden 
Richtungen zu^^ammen nicht mehr al« 10 Züge verkehren, durch das Bahn- 
personale täglich wenigstens einmal zu nntersuchen. 

Mit Fangschienen TenMliene frequente Wegttber^nge, sowie aolohe 
Anlagen, welche fllr die verkehrenden Zttge geflihrlich werden kdnnen, sind 
vor dem Pasdren eines jeden Zuges zu revidiren. 

§. 

Mehr als 100 Achsen sollen in keinem auf dieser Bahn verkehrenden 
Znge geben; Züge aber, mit welchen Personen befördert werden, sollen 
höchstens 60 Achsen enthalten. 

Langbola darf auch mit gemischten Zügen befördert werden; jedoch 
missen die mit Langholz beladenen Wagen hinten angebracht und von den 
Personenwagen wenigstens durch drei, wo möglich beladene Wagen getrennt 
werden. 

Bezüglieh der Anzahl der Bremsen und der Vertheilung derselben in 
einem Zuge wird der Hinister für ÖfiTentliche Arbeiten und Communioationen 
naehtriglich vertilgen. 

§. 3. 

Die falirordnungsmässige Qeschwindigkeit der Zttge kann auf der cur- 
KDteu Bahn durchschnittlich zwei Meilen per Stunde, die grdsste zulässige 
Oeschwindi^'keit aber drei Meilen per Stunde betragen. 

Bei WegUbergängen jedoch, welche mit Schranken nicht abgesperrt 
sind, ist die Fahrgeschwindigkeit derart zu mässigen, das« der Zug auf einer 
£ntfemnng von 100 Metern zum Stehen gebracht werden kann. 

Das Schieben der Lastzttge mit Locomotiven ist nur in dem Falle ge- 
«littet, wenn sich an der Spitze derselben eine ftthrende Maschine befindet; 

17 
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in dipst-r Weise wird dies aii'-h bei ^'emisohteii Züi^en peKtMttef; es d.irt' 
jetlorh im letzteren Falle die Falirgescliwindigkeit per Stunde hüch.stenü 1^,4 
Meii<'ii betrafen. 

Auf (Umi Baliiihiileii, sowie bei Arl»eits/ii;;eii ist jt cbK'h im Notlitall»- da» 
Sehiebi ii ib 1 Zit<;e auch dann zulässig, wenn sich vorne keine lühreude 
Masellille belindet. 

In stdelien FäUen darf at)er aut der eoiK t's>ionirteii Balm nur mit einer 
Gesebwindigkeit von einer Meile per Stunde jrelabren werden, und tier an 
der Spitze des Zu^^es betindliehe Wagen muss von ciuem mit JSignathora ver- 
sebenen Conduet-ur besetzt sein. 

Die Fahrt mit umjrekehrtcr Loeomotive. d. h. mit dem Tender voran, 
ist auch bei den fahrplanmässigen Zügen gestattet. 

§. 5. 

Dag telegrapbische Avisiren der Abfahrt elne;^ Zn<res in den End- und 
Zwjgclienstationen ist so lanire nicht erforderlich. aul der conces!doiiirt<rn 
Bahn zu einer und derselben Zeit nur ein Zug verkelirt. so lange also Iceine 
Zugkreuzung oder kein Ueberlioleu eines Zuges stattfinden kann. 

Sobald gleieh/.eitig mehr als ein Zug verkehrt, mUssen die Zugsabl'ahrten 
zwischen den Stationen telegrapbiscb avisirt werden. 

§. 6. 

Den Cunce<9sionären wird gestattet, die Ausgabe der Personen- und 
ReisegepSckskarten in den ZUgen selbst, ausserhalb der Aufnahms-Stationcn, 
einznriehten, sowie fiberhaupt jede zweckdienliche Vereinfachung des Expe- 
ditionsdienstes, durch welche die Betriobs-Sioherheit nicht gefdhrdet wird, 
durchzufühlen. 

Indem Wir die Befolgung der Bestimmungen dieser Concesaion Allen, 
die es betrüft, zur strengen Pflicht machen, berechtigen Wir gleichzeitig die 
Concessiouäre, für ihre etwa erlittenen Schäden bei t*n.^eren Gerichtshöfen 
Entschädigung zu verlangen und beauftragen alle jene Behörden, die es be- 
trifft, die Befolgung dieser Concession und der darin enthaltenen Bestini- 
mnngen strenge und »orgfältig zu ttberwachen. 

Zur Begianbignng dessen haben Wir diese mit Unserem grösseren In- 
siegel versehene Ooneessions-Urlninde binausgegeben. 

Budapest, am 4. November EintansendachthnndertfUnAmdslebzig. 

Franz Joseph m. p. 

Thomas tttk} n>> p* 
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U. XXXY. GesetMTtikel Tom Jahre 1876, 

nbtr dif (hcUweise Nodillcining der Concessions-Urimndf der Tf mvsvar-OrsoTfter Eisenbahn. 

(Saactioiiirt am 19. Juni 1876. Kuii<lgeiii;i( hi in beiden Uäutem des Keiohstages 

&ia 20. Juni lb76.J 

§. 1. 

Df-r 3 und der Ali^^atz oj des §. 20 der im Geset/.artikel XXXVIII 
vom Jahre 1874 enthaltenen Cnncos^^ions- Urkunde wird dahin nuMliik'irt, 
dass die Tunnels auf der Temesvar-Orsovaler Eiseubahnlinie jetzt nur lür 
ein Geleise zu bauen sind. 

Mit Rücksicht auf diese begünstigung ist der Concessionär verptiiehtet: 
a) dann, wenn auf der erwähnten Eisenbahnlinie im Sinne des 3 ein 
zweites Geleite zu legen sein wird^ die jetzt nur für ein Geleise her- 
zustellenden Tunnels ftlr zwei Geleise zu erweitem oder für das zweite 
Geleise eigene Tunnels zu erbauen ; 
Ii) ausser den im §. 20, Absatz dj der Concessions-Ürkunde bestimmten 
14 Stationen noch eine grössere Station in Temesvar (in der 
iusseren Fabriksstadt) und zweiweitereStationen auf der Strecke, 
und zwar vor deren Eröffnung herzustellen. 

Diese Stationen sind auf den durch die Regierung und den Con- 
cessionär fes^esetzten Orten und in den in gleicher Weise zu bestim- 
menden Dimensionen zu erbauen, und wird bemerkt, dass, wenn mit 
dem Steigen des Verkehres die Erweiterung der Gebäude oder der Bau 
neuer Gebäude nothwendig werden sollte, der Concessionär verpflichtet 
ist, solche — mit Ausnahme der Station in der Temesvarer Fabriks- 
stadt, auf weleke sieh diese Bestimmung nicht erstreckt — aus Eige- 
nem herzustellen; 
c) ausser den in der Concessions-rrkunde enthaltenen und oben ange- 
führten Verpäiehtuugen bis zur Höhe von 100.000 Gulden solche Bahn- 
inve.«titionen vorzunehmen, welche die Rejj:ierun}? als auRschliesslich 
für Staats- eveDtucU für Zwecke der GeselUchalt iiothweudig bezeich- 
nen wird. 

§. 3. 

Mit dem Vfdl/.u^-e des ireg^euNvärtigen Ge^^etzes wird der Minister für 
uffeutliciie Arbeiten und Commuuicationen beauftragt. 
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K. £. priy. Brann-Bossitser Eisenbahn. 

(Vergl. Bd. II, Abth. 1, Seite 143 und Lrg. Bd. I, Seite 277.) 

1. Anmerkang zum rebereinkommeii Tom 1. Deeenber 1866, 

R. G. B1. Nr. 8 ex 1867. 

(Vgl. Bd. 11, Abth. 1, Seite 151.) 

Die DurehftthruDg der auf die Brann-Roflsitoer Eisenbalin besttgliehen 
OarantiebestimmttDgen wurde gleiohzeiti^ mit jenen bezüglich des Ergln- 
zungduetzes der k. k. priv. dsterr. Staataeisenbahn-Gesellsehaft mit dem 
Protokolle vom 1. Juli 1876 (vergl. das Protokoll im gegenw. Erg. Bd. bei 
dsterr. St. E. G. sub 6) gcre^^elt und bei diesem Anlasse im Art. 11 des 
Protokolles von den Vertretern der betlieiligten Gesellschaften die Ver- 
])Hi('htnnf!: iibernonimcn, eine Fusion der Brünn-Rossitzer Eisenbahn mit dem 
Eigiiiizuii-rsiietze der üstcrr. Staatseisenliahn-Gesellschaft aut j»Mle Weise zu 
lürdern. (Vergl. nachfulgeud das Gesetz vom 7. Juni 1877, sub 2.) 



2. Gesetz Tom 7. Joni 1877, B. G. Bl. Nr. 49 und C. Bl. Nr. 73, 

belitread üt Vereinigung der BrftnB*RMSitter EisenbtbD mit den Linien der iBtcneiehiscliea 

Stsilseisenbthn-Gcaellsdislt. 

Mit Zustininiuug beider Häuser des Keichsratbes finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 

Artikel I. 

Di«' Kofricrun^r wird ormä('liti;;t . beliufs der unter AulVocbterbaltun^ 
der einschlUg^igen ^taats-rnrantie Verhältnisse zu vollziehenden Vereinigung 
iler auBschl. priv. BrUnn-Rossitzt r-Eiscnbahn mit den Linien der k. k. priv. 
österreichischen Staat sbahngeselischaft fUr die zu dem bezeichneteH Zwecke 
stt erriobtenden Verträge und sonstigen Urkunden, sowie iUr die hierzu 
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eiforderlicben bttcherlieben EiDtragnngeD mit Einschlnss derartiger An- 
merkingen und LQseliODgserUärnngen, femer für die aus Anlass dieser 
Yereinigang vorkommenden amtlichen Eingaben and Ansfertigangen, sowie 
endlich flir die ans gleichem Anlasse stattfindende Ansgabe von Aotien nnd, 
PrioritXtsobligationen mit Einsoblnss der Interimsscheine, die Gebühren- nnd 
Stihnpelireiheit einsnriliimen. 

Artikel a 

Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kuodmaohung in 
Wirksamkeit. 

Mit dem Vollzüge deuselbeu wird der Uiiii'ielsminigter und der Finanz- 
minister beanftrafTt. 

Schönbruun, am 7. Juni 1877* 

Franz Joseph m. p. 
Aiertperg m. p. fhlimeckj m. p. Pretls m. p. 
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TL IL priv. Südbahn-Gresellscliaft 

(Vergl. Bd. II, Abth. 1, Seite 161, Bd. III, Seite 415 and Erg. Bd. I, Seite 879.) 

I. Statuten 

der k. k. priv. Südbahn-GesellschaflU 

I. Abschnitt. 

Zweck, Name, Sitz uimI Dauer der G eseiUchut 1. 

Artikel 1. 

Die OesellBchaft bat znm Zwecke: 

a) die Anlage, den Ausbau und den Betrieb sowohl deijenigen Eisen- 
bahnen, welche ihr durch die Concessions-Urknndo vom 23. September 
1858 abgetreten und eoneessionirt worden sind, als derjenigen, deren 
Concession dieselbe durch die üebereinkommcn mit der k. k. österr. 
Kegierung vom 1.3. April 1807 iind 27. Juli 1869 und dnreh deu 
ungariBchen Geset/.artikel XX-Wil vom Jiilire 1870 erhalten liut; 

b) die Anlage und den Itetriol» aller .mderen Eisenbahnen, wtlt-he mit 
Genelimigung der Staatsvorwaltung künltiirbin der Giscllsehatt ab- 
getr«'ten oder eonces.-sionirt oder von dt'r>i('llM n gepachtet oder gekauft 
werden kiinnten, und inslM'Sdndrre dcrJfnigtMi . worauf ihr die Con- 
erssion vom 23. September 18.')8 ein Vorzugsreelit »'inräumt: 

c) die Ausliihrung derienig<'n Ktabiissements . Arbeiten und l'nter- 
nehmungen. wozu sie diiri Ii die Artikel 2 und 38 der erwähuten Con- 
cession ormiichtigt worden ist; 

dl die DurchtÜhrung des am 17. November 187.') und 2.3. Februar l^'ir» 
zwis^*hen derk. ital. Regierung und der GeselUehaft über die Ablreiung 
der oberitalienischen Kiüenbalmen und ihres Zabehörs abgeseidosseneu 
Vertrages, sowie aller in demselben dann in den Zusatzverträgen vom 
11. und 17. Juni 1876 ttbemoromenen Verpflichtungen und erworbenen 
Rechte ; 

e/ den Betrieb jeder Art von Transport Unternehmung zu Wasser und zu 
Lande, welche im Anschlüsse an die der Gcsellscbaft gehörigen and 
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TOD ihr gepachteten EiMenbabnen mit beiiordlicher Oonehmigniig ein- 
gerichtet werden könnte^ jedoch unbeschadet aller bereits an dritte 
Personen ertheilten Privilegien und Conceeeionen. 

Artikel 2. 

Die Oesellschaft führt den Namen: «K. k. priv. 8ttdbahn.Oe8ellsohafl><. 
Diese Firma wird in gesetzlicher Weise protocollirt. 

Artikel 3. 

Die Dauer der Gesellschaft ist bis zum M. Deceniber 1968 bestimmt. 

Artikel 4. 

Der Sitz der Gesellscbaft ist in Wieu. 

IL Abschnitt. 

Gesellscliattä-Capital, Actieu. 
Artikel 5. 

Das Gcsellschafts- Capital beträjj^t 375 Millionen Franken und ist in 
750.000 Actien , jede zu 500 Franken oder 2üU Gul len österreichischer 
Wihrnn<r in Silber oder 20 IM'un<) Sterling, getheilt. 

Die Actien werden abgefasst, dass sie in Oesterreich, Deutschland, 
Frankroieli und Eni^land umi^esetzt werden können. 

£iDe Vermehrung des Ge^tellschafts-Capitah, sei es duroh die Creirnng 
leoer Actien, sei es durch die Emission von Obligationen — kann nur anf 
Grand eines Beschlusses der Qeneral- Versammlung nnd mit Uenehmigung 
der Staatsverwaltung stattfinden, wie dies im Artikel 18 bestimmt wird. 

Artikel 6. 

Jede Actie «ribt das Heelit auf einen irl^irlMMi Aiitlicil an dem Ver- 
miijren der (iesellsciialt und an den Erträf^iiisscii des Unternehmens. 

.J«'der Actienbesitzer ist als solcher den durch die Statuten auljjjestelUeu 
Verptiicbtungen uulerworl'en. 

Artikel 7. 

Die Actien werden von einem Verwaltungsrathe nnd einem zu diesem 
Zwecke delegirten Beamten unterzeielniet. Sie sind mit dem Siegel der 
Oesellschaft versehen und werden einem .Inxtenbuche entnommen. 

Jede Actio ist mit Coupons versehen, gegen welche die Dividenden 
susgezahlt werden. 
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Artikel 8. 

Die Actien nnd Coupons lauten auf den Inhaber. 

Die GeBcIIschaft erkennt nur den Inhaber aU Eigenthttmer an. 

Der Verwaltnngarath kann die Dr-ponimng von Aotien und Obli^'atione» 
in begtimmten, zu diesem Zwecke bezeichneten Cassen gestatten. Id diesem 
Falle kann die Zahlung der Zinsen und Dividenden gegen Vorzeigung dea 
Depositenscheines erfolgen. 

Dem Verwaltangsrathe steht es an, auf Verlangen der ActionXre ancb 
auf Namen lautende Actien aussnstellen. 

Artikel 9. 

.lede Actie oder Ohlifratinn ist untlicilbar. 

Die (Jesellsclialt erkennt nur Eine Person als Eigentliüuier einer Actie 
oder Obligation an. 

Artikel 10. 

Die Einzalilungoii auf Actifn geschehen in elfectiver Gold oder Silber- 
mUnze und zwar in Parin in Franken, in London in Plunden Sterling, in 
Wien in Banknoten r>slerr. Währung naoh dem amtlieh notirten WeeliHel- 
cours auf London vom Tage der Einzahliui}: , und in den anderen Städten 
welehe von dfm Verwaltungsrathe bezeielinet werden . bei den Cassen und 
unter den He'iing'im^'en , welche der Verwaltun^'^srath bcstimuien wird. Die 
Einzahlunfrcn wenl' n auf den Interims^eheinen bestätigt, welche erst nach 
vollständiger Einzahlung gegen Aetien umgetauseht werden. 

Jede Aufforderung zu einer Einzahiun;: nuiss mindestens einen Monat 
vor dem festgesetzten Tage der Einzahlung öffentlich bekannt gemacht 
werden, und zwar in Wien, Triest, Paris und Berlin durch die amtlichen Blätter, 

in London durch die Times und 

in Frankfurt a. M. dureh das Frankfurter .lournal. 

Auch jede andere die Actionäre angehende Kundmachung wird durch 
die genannten Blätter erfolgen. 

Artikel 11. 

Nach Ablauf der fttr eine Einsahlnng festgesetzten Frist ist die Ge- 
sellschaft berechtigt, diejenigen Actien-Interimsscheine, auf welche die Ein- 
tahlung nicht geleistet wurde, verkaufen zu lassen. Doch müssen vorerst die 
Nummern dieser Actien-Interimssehelne unter Angabe der Folgen der 

unterlassenen Einzahlung in den im Artikel 10 bezeichneten öffentlicben 

Blättern dreimal bekannt gemacht werden. 

Wenn der säumige Actionär hinnen 30 Tagen, von der letzten Ein- 
schaltung in die bezeichneten Blätter au gerechnet, die rückständige Eiu- 
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zahinng saromt 5^/^ VerzugBunten nicht geleiHt'. t hat, dann orst ist die Ge^ 
Seilschaft beivchtigt, ohne weitere Mahnnn«? uiul ohne irpreiid oine f^ericht- 
Uche Förmlichkeit Dnplicate jener Actien-lnterimsscheine durch Börsen» 
mikleran den Börsen ron Wien, Paria nnd London, je nach der Wahl, 
mf Rechnung. Kosten und Gefahr des sXnmigen Aetionirs, anf einmal oder 
nach und nach verkanfen zu laasen. 

Artikel 12. 

Die früher ansge^ebene.n Interimascheine derart verkaufter Actien sind 
nn^'ltig und ea werden den Käafern neue Actien-lnterimsscheine unter den 
gleichen Nummorn aiisfrofolgt. 

Der aus dem Verkaufe erzielte F^rlöi^ wird nach Abzug der Kosten nnd 
Zinsen zunächst zur Deckung der nicht geleisteten Kinzahlungen verwendet. 
Ein etwaiger UeberschnsB wird zur Verfttgung des enteigneten Aettonära in 
der Gesellschafts-Casse deponirt. 

Artikel 13. 

Actien-lnterimsscheine, welche nicht die ördnungsmässigo Bestätigung 
aller verfallenen Einzahlungen enthalten, sind keiu Gegenstand eine» 
giltigen Verkehrs. 

Artikel U. 

Die Actinnäre haften nur bis zur Ilolie des lietrages ihrer Actien. 
Naeh/.i Ii hingen können gegen den Willen eines Aotionärs nicht ge- 
fordert werden. 

Artikel 15. 

Wenn ein Actien-Interimsschein, eine Actie oder Coupon verloren, ent- 
wendet oder vernichtet wirdy so ist die AmortiMation dieser Urkunde von 
dem Betheiligten bei dem competonten Gerichtshofe in Wien nachzusuchen. 

III. Abschnitt 
Verwaltung der Gesellschaft. 

Artikel 16. 

Die Gesellschaft wird v<Mtreten: 
ai durch die General- Versammlung der Aotionäre, 

b) durch den Verwaltiinjrsrath, 

c) durch die im Artikel 44 erwiiiinten leitenden Beamten. 
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^352 K. k. priv. ;?üdbabn-GeseIl8chaft. 

A. fieienl-TenaMBiMg. 

Artikel 17. 

Die Btatutengemäas constitnirCe Oeneral-Versaminlnng beschliesst Ober 
alle Angelegenheiten, deren Bntsoheidnng ihr attSBchlieBRlieh vorbehalten 
^'orden ist, oder welche ihr Tom Verwaltangsrathe vorgelegt werden. 

Die Beschlüsse, welche sie in Uebereinstimmung mit den allgemeinen 
Oesetzen und den Statuten fasst, sind fUr alle Actionäre bindend. 

Artikel 18. 

Folgende QegenstKnde bleiben der Entscheidung der General- Ver- 
sammlung ausschliesslich vorbehalten: 
a) die Wahl der Verwaltungsräthe , die Bestätigung der nach Artikel 34 

Oewählteut und die Festsetzung der Bezttge derselben ; 
t>) die Prüfung und Ctonehmigung der Jahresrechnungen; 
<*) die Bestimmung der jährlichen Dividende; 

^) die Entscheidung über Erwerbung, Coneesidonirung oder Pachtnng 
neuer Linien, dann Uber Bmenemng bestehender Betrlebsverträge ; 

«) die Vermehrung des Gefell schafts Capitals durch die Emission neuer 
Actien oder dnrch Anlehen; 

f) die Trennung oder Auflosung der GeselUrhaflr vor Erlöschen der Con- 
cesBion oder deren Fortdauer Uber die$«en Zeitpuukt hinaus, sowie die 
hierbei in Anwendung Icommenden Modalitäten; 

^) die Vertiigung über den Reservefond im Falle der Auflösung der Ge- 
sellschaft vor Erlöschen der Concession, sowie im Falle dea Rück- 
kaufes der I'.ahneu durch die Staatsverwaltung nach Ablauf des 
Jahres IJ'O.i; 

Ii) Aeiiderun;:on der St.itiiten oder Zusiitze zu denselben. 

Zur Ausfiihrun;; der sub d), e), f) und h ei wähnten Üe^chlüsse i«t die 
Genehmigung der k. k. Staatsverwaltung erforderlich. 

Artikel 19. 

Die General- Versammlung: tritt alljülirlicii vor dem 31. Mai in Wien 
7.nsnmmen. Sie vereinigt sich ausserdem so oft es der Verwaltungsrath für 
nothwendig erachtet. 

Artikel 20. 

Die Einberufung der in Wien zusammentretenden General- Versamm- 
lung^ jresehieht mindestens 30 Tage vor dem Zeitpunkte des Zusammentrittes 
durch den VerwaltunL'srnth. 

Die bt'tretl'ende Kundmachung wird in den im Artikel lu bezeiohueten 
Blättern inserirt. 
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Artikel 21. 

Die General • Venammliing kann nnr Uber jene QegrenBtände ^Itig 
Beseblnss fasseO) welche in clerEinberofiings-Eandmaehiing bekannt gemacht 
worden und. Hievon ist jedoch der Besehlass Uber den in der General-Ver- 
Mmmlnng gestellten Anfrag anf Berafnng einer ausserordentlichen General- 
Versammlung ausgenommen. 

Artikel 22. 

Der General -Versammlung dürfen nur jene Actionäre beiwohnen» welche 
mindestens 40 Actien-Interimsscheine oder At'tien besitzen. 

Zur Theilnahme berei^hti^i; giud nur diejenigen Actionäre. welche ihre 
Actien-Interirossoheine oder Actien 8pHte<«ten» 14 Tage vor dem Zusammen- 
tritte bei den von dem Verwaltungsrathe bezeichneten Cassen hinterlegt 
haben. 

Artikel 23. 

Diejenigen ActionSre, welche an der Besehlussfassung theilnehmen 
wollen, müssen an der General- Versammlung entweder in Person beiwohnen, 
oder sich durch einen ActionSr vertreten lassen, der selbst das Recht der 
Theilnahme hat und schriftlich bevollmächtigt ist. 

Die Form dieser Vollmacht wird bei der Einberufhng der General- Ver- 
sammlung durch den Verwaltungsrath bestimmt 

Nur die gesetzlichen Vertreter von Mindeijährigen oder unter Guratel 
Stehenden, dann die Vorsteher von Gemeinden , dffentlichen Anstalten und 
Gorporationen können ohne selbst ActionMre zu sein , an der General- Ver- 
sammlung als Bevollmächtigte theilnehmen. 

Artikel 24. 

Die Abstimmung geschieht öflTentlich, es sei denn, dass 20 Mitglieder 
geheime Abstimmung verlangen. 

Wahlen geschehen, insofern die General- Versammlung nicht selbst 
etwas anderes bestimmt, mittelst Stimmzettel. 

Artikel 25. 

Der Benitz von je 40 A< tien gibt das Reeht auf eine Stimme. 

Kein Actionär kann jedoch mehr aU 10 Stimmen aus eigenem Rechte 
nnd mehr als 20 Stimmen aus eigenem Rechte und als Bevollmächtigter 
anderer stimmberechtigter Actionäre in sich vereinigen. 

Artikel 26. 

Die lieschliisse <lei* General-Versammlung werden in allen Fällen, in 
«eichen diese Statuten nicht anders bestimmen, mit absoluter Stimmen- 
mehrheit gefasst. 
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Sie sind nur gilti^^ wenn in der General-Versammlung mindestens 
50 Actionftre anwesend sind, und wenn die von letzteren repräsentirten 
Actien mindestens den zwanzigsten Theil des Actieueapitales ausmachen. 

Artikel 27. 

Wenn die liedin^unjren, von welchen nach den Bestimmunfren des 
Artikel 26 die Giltigkcit der Be><chlüR8o der üeneral-Versaramlung abhängt, 
nicht erfüllt sind, so wird eine neue (leneral-Versammlung einberufen, deren 
Beschlüsse ohne Rück'^icht auf di(> Zahl der anwesenden Actionäre und der 
dnrch sie vertretenen Actien Giltigkeit haben. 

Diese zweite General- Versammlung kann jedoch nur Uber solche 
Gegenstände Beschluss fassen, welche sich auf der Tagesordnung der ersten 
befanden. 

Die Einberufung der zweiten General- V^ersammlung geschieht in der 
durch den Artikel 20 festgesetzton Weise und mit dem Beifügen, dass die 
neue General Vcrs.imndung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden 
Actionäre und der durch sie vertretenen Actien Beschluss fassen werde. 

Die Zeit zwischen der Kundmachung und dem Zusammentritte wird fOr 
diesen Fall anf 20 Tage beschränkt 

Artikel 38. 

Handelt es sich um die Besohlussfassung Über einen der im Artikel 18 
snb d), e), i), h) angeführten Gegenstiinde, so müssen in der GeneraWer. 
Sammlung mindestens 60 Actionftre anwesend sein, welche sosammen 
wenigstens ein FUnftel des Actiencapitals vertreten. 

Die Beschlttsse mOssen in diesem Falle mit einer Majoritüt ron zwei- 
Diittheilen gefasst werden. 

Wenn die auf die erste Einberufung hin erschienenen Actionäre 
die Bedingungen nieht erfüllen, welche der vorige Absatz fllr die Giltigkeit 
der Beschlüsse der Generat-Versammlnng fordert, so wird zu einer «weiten 
Einberufung mit einem Zwischenraum von wenigstens 30 Tagen ge- 
schritten. 

Die Beschliisiie der in Folge der zweiten Einberufung zusammen» 
getretenen General-Versammlung sind giltig, insofern mindestens 50 Actionäre 
daran thellnehmenf welche wenig.stens ein Zehntel des Actiencapitals reprä- 
sentiren. 

Kommt .luch auf diese zweite Einberufung hin eine beschlussfähige 
General - Versammlung' iiiclit zu Stande, so wird nach den Hcritim- 
mungon des Artikel 27 eine dritte eiuberulVn, derrn Beschlüsse ohne Rück- 
sicht auf die Zahl der anwesenden Actionäre oder der durch sie vertreteueu 
Actien Giltigkeit haben. 
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Artikel 29. 

Den Vorsitz in der Qeneral-Versammlung fttlirt der Prlsident des Ver- 
waltangsmthes. 

Ist der PrSsident verhindert , so vertritt ihn der Vice-PrXsident, nnd 
wenn ancb dieser verhindert ist, ftlhrt das vom VerwaltnngRrathe bestimmte 
Mitglied den Vorsitz. 

Das Amt der Stimmzühler wird von den beiden stSrkstcn ActionMren, 
lad im Falle der Nichtannahme, von den nächststirksten, welche annehmen, 
versehen. 

Artikel 3ü. 

Die BeschlÜHAC der Gencrul • Versammlung werden beurkundet durch 
ein von dem SchriftfUlirer veH'ai^stes. von dem Vorsitzenden, den Sümm» 
lihlem, dem Schriftnihrer und dem landeslUrstlichen Commissär. nnter- 
zeielinetes Protokoll. 

Der der Generai- Versammlung erstattete Bericht, sowie die durch die. 
selbe gefassten Beschlösse, werden durch den Druck veröffentlicht. 

i. Verwaltaigsrsth and Cemlli ii Paris. 

Artikel 31. 

Die Oberleitung der gesellschaftlichen Angelegenheiten*steht dem Ver- 
wsltongsrathe zu. 

Der Yerwaltnngsrath ist der Vorstand der Gesellschaft im Sinne der 
Artikel 327 bis 242, H. G. B. 

Artikel 82. 

Der Yerwaltnngsrath besteht aus 21 Mitgliedern, nnd zwar: 

1. aus 13 in Osterreioh-Ungam wohnenden und 

2. aus 8 in Paris oder London wohnenden Mitgliedern. 

Von den 21 Mitgliedern des Verwaltnngsrathes müssen wenigstens 12 
ADgeh5rige der österreichisch-ungarischen Monarchie sein. 

Die in Paris nnd London wohnenden Mitglieder bilden ein stHndiges 
Comtt^ des Verwaltnngsrathes mit dem Sitze in Paris, dessen belugnisse in 
den Artikeln 35, 36 und 37 geregelt werden. 

Der Bestand dieses Comit6s in Paris hat au&uhdren, wenn die Zahl der 
in Paris wohnenden Mitglieder des Verwaltungsrathes nicht wenigstens fUnf 
beträgt. 

Artikel 33. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes werden durch die General- Ver- 
nmmlung emafint Ihre Functionen dauern fllnf Jahre. 
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In jt'deni Jahre tritt ein Fünftel aus. 

Die Au8treteiulen werden iu der ordeutUcben General- Versammlung 
daroh das Loo.s bestimmt. 

Wenn die Zahl der Verwaltuugsräthe durch lUnf nicht theilhar ist, so 
wird durcl» das Loos entschieden, in weichem der nächsten lünf Jalire die 
nach der 1 heilung durch Ittnf erübrigende Zalil der Verwaltangaräthe aus- 
zutreten liabe. 

Die austretenden Mitglieder sind wieder wählbar. 

Jeder Verwaltungsrath mu88 Eigeutliümer von 100 Actien sein. Diese 
Actien sind während der Dauer Heiner Functionen unveräusserlich und 
werden in den im Artikel 10 bezeichneten Cassen aufbewahrt. 

Artikel 34. 

Wenn ein Mitglied des Verwaltungsratbes im Laufe des Jahres sein 
Amt zu belcleiden aufhört, so wird dasselbe durch den Yerwaltungsrath 
unter Beobachtung der im Artikel 33 enthaltenen Vorschriften und Ue- 
dingungen provisorisch ersetzt 

Diese Wahl ist der nächsten Oeneral-Versamralung zur Genehmigung 
vorzulegen. 

Die Functionen eines derart ernannten Verwaltungsrathes daaera nur 
so lange, aU die seines Vorgängers nocli gedanert haben wttrden. 

Artikel 35. 

Der VtM waltun;j^sratli sow ir tlas l'ariser Comite wählen alle zwei Jahre 
einen Präsidenten und einen Vic«"-Präsidenten. 

Die Präsidenten nud Vice - l'räbidenten sind nach Ablaut ihrer Amts- 
dauer wieder wählbar. 

bei Abwesenheit des Präsidenten und des Vice- Präsidenten überträgt 
der Verwaltungsr.ith oder das (_*oroite einem seiner Mitglieder den Vursitz. 

Der Präsident und der Vice-Präsiilent des Verwaltungsrathes werden 
ans jenen Mitgliedern des Verwaltungsrathes gewählt, welche Angehörige 
der österr. ungar. Monarchie sind. 

Artikel 36. 

Wenn über eine <ler im Artikel 18 aufgezählten oder Uber andere 
Fragen, welche der Beschlussfassnng der General- Veisaminluug zu unter- 
breiten sind, berathen werden soll, ferner wenn es sich um ausserordent- 
liche Fragen von besonderer Wichtigkeit, sowie wenn es sich um Autstellung 
des Budgets handelt, so ist das Votum der Mitglieder des Comites iu Paris 
einzuholen und kann erst nach Ablauf von 14 Tagen, den l ag der Aufgabe 
der Einbidung auf die Post eingereohnet, darüber giltiger Besohluss gelasst 
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werdeD. Die Mitglieder des Pariser Görnitz haben in diesen Fällen das^ 
Reelit, ihr Votum schriftlich absofc^ben. 

Artikel 37. 

Du Pariser Görnitz versammelt sich wenigstens einmal monatlich. Das- 
selbebesorgt Kamens des Verwaltungsratbes die die Geldgebarnng in Paris- 
betreffenden Geschifte, als: Uebemahme der Einzahlungen, Auszahlung der 
Zinsen und Dividenden u. s. w. 

Der Verwaltnngsrath wird dem Coniiti Abschriften seiner Sitzungs- 
Protokolle und zwar innerhalb dreier Tage nach der Genehmigung jede» 
ProtokoUes übersenden. 

Binnen des gleichen Termines sendet auch das Pariser Gomit6 den» 
Verwaltungsrathe Abschriften seiner Sitzungs-Protokolle. 

Artikel 36. 

Der Verwaltungsrath ist berechtigt, seine Vollmachten auf eines oder 
mehrere seiner Mitglieder, oder auf Beamte der Gesellschaft oder wen 
immer zu übertragen. 

In diesem Falle ertheilt er entweder speeielle Voltmachten oder 
er bestimmt das Vertretungsrecht auf dem Wege der Dienstvorschriften. 

Artikel 39. 

Die Firma der Gesellschaft wird entweder 

a) von 2 Mitgliedern des Verwaltuugsrathes oder 

b) von einem Verwaltuugsiathe und von einem vom Verwaltungsrathe 
hiezn speciell ermächtigten Gesellschaftibeamten , und zwar von Letzteren» 
mit dem Beisatze: „per proenra** In der Weise gezeichnet, dass die berech- 
tigten Firmafttbrer zu der mit Stampiglie gedruckten oder von wem immer 
geschriebenen Firma (Ai-tikel 2) ilire Unterschrift hinzufügen. 

Artikel 40. 

Diejenigen Mitglieder des Verwaltungsrathes oder des Gomit6s, welche* 
nicht an dem Sitze derselben wohnen, kOnnen sich, wenn de den Sitzungen 
nicht penönlieh beiwohnen, durch ein Mitglied des Verwaltungsrathes oder 
des Corait^s vertreten lassen oder ihr Votum schriftlich einsenden. 

Ein anwesendes Mitglied kann immer nur Ein abwesendes Mitglied als^ 
Bevollmächtigter vertreten. 

Artikel 41. 

Der Verwaltungsrath versammelt sich auf Einladung des Präsidenten^ 
so oft es das Interesse der Gesellschaft erfordert, mindestens aber zweimal 
im Monate. 
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Die Beschlüsse werden mit absoluter Stiinmeninehrheit get'asat. Im 
Falle «ler Stimmenprleiehlieit gibt die Stimme de« Präsidenten oder seines 
ötellvortroterfl den Aussehlag. 

Zur Gihigkeit der HosehlUsse ist in der Regel die Anwesenheit von 
fünf, zur Giltigkeit der im Artikel 36 erwähnten BesohlUsse aber Ton 
9 Mitgliedern erforderlich. 

Artikel 42. 

L)ii> Mitglieder des Verwaltungsratheä werdeu zu allen bitzuugen 
spätestens 5 Tage vorher eingela*len. 

In dringend* n Fälk n kann dieZusamiucuberulung durch den Fräsidenteu 
Auch in kürzerer Frist erfolgen. • 

In Fällen, w«i »»s sieh um die im Artikel 36 «Mwähnteu Be»chlttS8e j 
handelt, muss die Einladung 14 Tage vorh r ertolgcn. i 

Die Sitzungsprotokolle des Verwaltungsrathes werden von dem 
Präsidenten, einem Mitgliede des Verwaltungsrathes und dem Schiiftfttbrer < 
iiuterseicbuet. 

Artikel 48. 

Von dem Reinertrage des gesammten Netses werden naeh Abzug der 
im Artikel 46 aufgezählten Lasten fünf Percent für die Mitglieder des Ver- 
waltungsrathes und die leitenden Beamten vorweg behoben. 

Ein Drittel dieses Betrages wird den leitenden Beamten zugewiesen 
find vom Verwaltungsrathe unter dieselben vertheilt. 

Zwei Drittel werden unter die Mitglieder des Verwaltungarathea ver* 
iheilt. 

C. leitende BeaMle. 

Artikel 44. 

Die Ausfährun;: der VorwaltungsrathsbeschlUsse. sowie die specielle 
Leitung der gesellschal'tlichen AngejeLM'nheiten innerhalb der durch jene 
BeacblUsse gezogenen Qrenzeu liegt den leitenden Beamten nnter ilirer Ver> 
antwortlichkeit ob. 

Der Verwaltungsrath ernennt und entlässt dieselben, unbeschadet der 
diesfalls der Staatsverwaltung im §. 26 der Concessionsurkunde vom 
23. September 1858 vorbehaltenen Einliassnabme , er bestimmt ihren 
Wirkungskreis und ihre Bezüge. 

Die leitenden Beamten wohnen den äittangen des VerwaUnngsrathes 
mit berathender Stimme bei. 

Sie sind die Vorgesetzten aller Beamten und Diener und beantragen bei 
4em Verwaltungsrathe deren Brnennnng and Entlassung sowie deren BezHge 
und Qratii&eationen. 
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IV. Abschnitt. 

Artikel 45. 

Jahresrechnung, Zinsen, Dividenden, Reservefond, Tilgung. 

Die aus den Einzahlnngen auf Actien und ans der lämiasion Ton 
Obligationen herrührenden Fonds werden verwendet : 

1. zur Erfüllung^ der in den Concessionsurkunden vom 14. März 1866 
afld vom 23. September 1858 festgesetzten Zahlungsverbindlichk« itcn; 

2. zur Bestreitung der Bau- und Inbetriebeetonngskosten der ihr con- 
cessionirten Eisenbahnen ; 

Zur Zahlung der 5^0 Zinsen des anf jede Linie verwendeten Baucapitals 
während der Daser des Baues. 

Artikel 46. 

Die Jahresrechnang wird am 31. December jedes Jahres abgeschlossen 
nnd mit allen belegen der Oeneral- Versammlung 2ur Prüfung und Geneh- 
migung vorgelegt. 

Das ReinertrSgniss wird verwendet: 

1. In erster Linie snr Veninsung und Einlösung der emittirten Obli- 
gatienen; 

3. zur Tilgung des Actiencapitals; 

3. zur Vertheilnng einer Dividende an die ActionXre. 

Artikel 47. 

Die Tilgung der Aetien beginnt mit dem Jahre 1873 und wird in der 
iit fortgesetst, dass während der Coneessionsdaner sümmtliehe Aetien rttek* 
gesaUt werden.- 

Artikel 48. 

Die Bezeichnung der zu tilgenden Aetien erfolgt aiyfthrlioh durch 
(MTeBtliehe Verloosung, deren Zeitpunkt und Form dureh den Verwaltungs- 
ndi festgesetzt wird. 

Die Nnmmem der gezogenen Aotien werden auf die im Artikel 10 
sngegebene Art veröffentlicht. 

Artikel 49. 

Die Eigenthttmer der gezogenen Aotien erhalten ausser dem wirklich 
dagezahlten Capital eine auf Inhaber lautende Genussactie, welche ihnen 
auf den Uebersehuss des jährlichen Reinertrages nach Abzug eines der 57o 
Verimsuig des Actioncapitals entsprechenden Betrages, gleiche Rechte mit 

Inhabern nicht getilgter Actien gibt 
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Artikel 50. 

VoD dem Uebereebusse des Reinerträgnisses, wie derselbe Bich nach 
den BestliDinuDgeii der Artikel 43 und 46 ergibt, wird eine Summe von 
mindesteas 5^0 zur Bildung eines Reservefondes vorweg genommen. 

Artikel 51. 

Wenn der Reservefond anf 10 Millionen Franken angewachsen ist, so 
kann jene Rücklage ausgesetzt werden. 

Sie moss aber vieder aufgenommen werden , sobald der Reservefond 
unter die genannte Summe gesunken ist. 

Artikel 52. 

Der Reservefond ist zur Bestreitung der Ausgaben aller Art bestimmt, 
welche nicht als einfache Betriebsanslagen betrachtet werden können, z. B. 
Ausgaben fttr Termehmng der Fahrbetriebsmittel, 
Emeuemng des Oberbaues, 
Reconstruction von Kunstbauten u. s. w. 

Artikel 53. 

Die Summe, welche nach Abzug aller in den vorstehenden Artikeln 
erwähnten Lasten verfügbar bleibt, wird als Superdividende unter die 
EigenthOmer der getilgten und nicht getilgten Actien gleich vertheilt. 

Artikel 54. 

Durch die in den vorstehenden Artikeln , insbesondere in den Artikeln 
43, 46, 47, 50 und 53 enthaltenen Bestimmungen Uber die Verwendang des 
Reinerträgnisses werden die Verpflichtungen nicht berührt, welche der Qe> 
selbcliaft gegenüber der Staatsverwaltung auf Grund der Uebereinkommen 
vom 13. April 1867 und ^7. Juli 1869, dann des ungarischen Gesetzartikels 
XXXVII vom Jahre 1870 bezüglich der Rückerstattung von Garantie-Vor- 
schüssen und der Zahlung von AblSsungssumroen fttr die ttberlassenen ehe- 
maligen Staatsbahnen obliegen. 

Artikel 55. 

I)it' Zalilunj; t\i'r Ziiisrn und I )ivi(i<'n(len, die Auszahlung der vt'rl;>stoii 
A(;tirii Hinl die AuHl'olguug der Geuussactieu geschielit bei deu iiu Artikel 10 
bezeiüiiiieteD (JuHsen. 

Artikel 56. 

Dividenden und Superdividenden , welche nicht binnen fünf Jahren 
behoben werden, dann der Gapitalsbetrag gezogener Aetien, die Gennas- 
ACtien und die nach Artikel 12 hinterlegten Beträge, welche nieht binnen 
30 Jahren reclamirt werden, verfallen der Gesellschaft. 
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V. Abschnitt. 

Streitigkeiten, Aufsicht. 
Artikel 57. 

Alle Streitigkeiten swischen Actionären und der QeBettschaft Uber die 
Anwendung und An^fülirung der ge^en\värtij;(Mi Statuten und über die aus 
denselben fliessenden Verpfliclttuugen der Actionäre werden durch ein 
Schiedsgericht entschieden. 

Artikel 58. 

D«s sehiedsriohterliobe Verfahren findet nach den Bestimmungen der 
CoQceaaiona-Urknnde Tom 23. September 1858 statt 

Artikel 59. 

Die Staatsverwaltung übt das ihr zustehende OberaufHichtsreoht durch 
eiaeu Co.nmissär aus. 

l)er Commissär liat d.is llodit, von der Oeschäftsf^ebaruii^ der Gesell- 
s. halt Einsieht zu nohmeii. Er wir(t dnrtil)er waehen. das.>< die Gesollschaft 
<ii»' Greiizt ii ihrer Concession nicht iihersclu'eite , und das.-* dieselbe die 
Bt'stimmungen derStatuten, sowie die allgemeinen Gesetze und Verordnungen 
genau beobachte. 

Der vdii der Staatsverwaltung bestellte Commissär hat auch das Recht, 
den Sitzungen des Verwaltun^^srathes , sowie den Gencral-Vcrsammlim-rcii, 
80 oft er es fiir aii}r<'nies8eii erachtet, dann in dem Falle, als dies von der 
k. k, Staafsvcrwaltunji; lür erforderlich erkannt wird, auch den Sitzungen 
des Pariser Com« tes beizu wuliiu-n und etwaige dnn St ints Interesse nach, 
tlieilige, sowie den Gesetzen oder ^Statuten widersprechende Vediigungen zu 
aiutiren. 

Für die hier lestgesetzte reherwachnng der Balinunternehuiung h:it die 
(i(.sellschat't niit Rücksicht a\if die hieniit verbundene Gesehältslast eine 
jährlieho Pau^chulvergUtung an den Staatsschatz zu leisten, deren Uöho von 
der Btaatsrerwaltuug bestimmt wird. 

Berfieksicbtigang geeigneter Militärperaonen bei Besetzung ' 

der Di enstessteilen. 

Artikel 60. 

Die Qesellscbaft ist verpflichtet, bei^Besetznng von Dienstesstellen auf 
aasgediente Unteroffiziere des k. k. Heeres, der Kriegsmarine und der Land* 
wehr in GemSssbeit der gesetzlioben Bestimmnngen Bedacbt zu nehmen. 

18* 
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Vorflbergehende BestimmiiDg. 
Artikel 61. 

Zur Abwieklong der Gesehäfte in Italien ans Anlass des Verkaafes der 
italieniBchen Linien an die königl. italienisehe Begiemng, sowie xnr Leitung 
und Ueberwaehnng des mit den ZnsatzTertriigen ddo. Paris 11. Joni 187& 
vnd Rom 17. Juni 1876 paolitweise ttbemommenen Betriebes dieser Linien 
bis snm 1. Jnli 1878, wird ein Liqnidations-Comiti eingesetst, welohe» 
seinen Site in Mailand bat und ans den Herren: 

1. Carl Marquis d'Adda, 

2. Encas Bignami, 

3. Carl Brot, 

4. Stetan Camta^rnola, 

5. Iloraz J. u ii da ii, 

6. Alexander Graf Porro, 

7. Franz K c st e 1 1 i und 

8. Jolianu liapt. Tasca 

besteht. 

Dem Vcrwaltuiigsrathe bleibt vorbehalten, im Falle aln durch Austritt 
oder Tod die Zahl der Coniite-Mitglieder unter filnf herabsinken sollte, da» 
Comite durch Vornahme einer Na«'liwahl zu orgäii/en. 

Der Wirkungskreis dieses Comites, sowie dessen Stellung zu dem Ver- 
waltuugsrathe der Gesellschaft wird durch eine besondere Instruction: 
geregelt. 
Kr. 1G193. 

Vorstehende Statuten, welche au die Stelle der unterm 20. Juni 18C2^ 
Z. 9571 bestätigten .Statuten treten, werden auf Grund Allerhöchster Er- 
• mächtigung genehmigt. 

Wien, am 18. November 1876. 

Der k. k. Hinister des Innern ; 
(L. S.) lasser m. p. 



Inttnictien 

für (Iis tut (irunü des Artiki;is til ütr Matuii-n der k. k. priv. i»üdbahD-(iesi-ilsch«U etngesttUe 

Liquidaiiüns-Coiuitc. 

Artikel I. 

Das Comite bestellt aus den Herren : 

1. Carl Marqnis d'Adda, 

2. Eneas Bignami, 
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3. Carl Brot, 

4. Stefan C as t agn o la, 

5. Horaz Lan da u, 

6. Alexander Graf Porro, 

7. Franz Resteiii, 

8. Johann Hapt. Taaca, 
moil hat seinen ständigen Sitz in Mailand. 

Dasselbe erwählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden. 

Das Comite ist beschlussfähig, sobald alle Mitglieder ordnungsgemäss 
•«ingeladen wurden und mindestens drei Mitglieder anwesend sind. 

Der zufolge des Artikel 28 der Convention vom 17. November 1875 
und des Artikel 13 der Additionalacte ddo. Rom 17. Juni 1876 zu ernennende 
Repräs'Mitant der Gesellschaft wird aus deu genannten Mitgliedern des 
Comites entiiommeu werden. 

Artikel II. 

Der Wirkunggkreis des Comites ist ein zweifacher: 
a) Die Durehführung aller ans Anlass des Verkaufes der italienischen 
Lioien an die königl. italienische Rcgiening nothwendigen Geschäftsab- 
"Wicklungen, und 

b) die Leitung und Ueberwaohung des ßetriebes während der zwei- 
jilirigen Pachtung derselben. 

Artikel III. 

Bezüglich des ersten Theiles wird das Comite nach den mit dem Ver- 
iraltangsratlie in Wien su vereinbarenden Grundatttzen und Normen ▼er- 
gehen. 

Die Abrechnungen werden durch die Organe der Gesellschaft in Italien, 
jedooh unter unmittelbarer Oberleitung des finanziellen Direotors der Ge- 
sellschaft in Wien, erfolgen. 

Ueber deu Fortgang der Liquidati ons arbeiten wird dem Verwaltungs- 
rathe periodisch berichtet werden. In allen wichtigeren Fällen, besonders 
jenen, in welchen es sich am ziflTemiässige Concessionen oder um ein Auf- 
geben von Rechten gegenüber dem bnchmüssigea Stande der Gesellschaft 
Ittttdelt, ist dessen speeielle Zostimmong einsvholen. 

Artikel IV. 

Bezüglich des Betriebes der Gesellschaft nimmt das Comite gegenüber 
4ett von der kgl. ital. Regierung ernannten Gen»^ral-Director und dem 
Ihrigen Beamtenpersonale der Gesellschalt in Italien in disciplinarer 
nnd administrativer Beziehung dieselbe Stellung ein, welche früher der Ver- 
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wftlfiingfratli der italienisohen Linien eingonomnen hatte, jedoch mit den in 
den folgenden Artikeln aufgestellten BesohrSnkangen. 

Artikel V. 

■ 

Der Iietri«'h der Linion wird vorerst nach den bisher fUr deuselbeo 

beßt.intleiien Normen lort«reflilirf . 

PriiU'ipiclle At n(leriin<ren an diesen N<Mnien kimnfn von dem Comite» 
sei es iiitcr Antraf: des (ien< r;il nirectors. sei es aus eij[^ener Initiative nur 
mit Zustimmung des Verwaltuugsratkes vorgenommen werden. 

Artikel VI. 

Innerhalb dieser Normen rerwaltet das Comiti insoweit gans selbst» 
ständig, als es sich nm die Führung des regdmXssigen Betriebes handelt. 

Das Comit^ hat daher sämmtliche Beamten-Ernennnngen nnd Gehalts- 
regnlirungen innerhalb des mit dem Vervsltongfirathe vereinbarten Etats vor- 
. annehmen, die erforderlichen MaterialkXnfe sowie Erhaltangparbeiten inner- 
halb des Tom Yerwalf nugsrathe aceeptirten Präliminsrs zn beschliessen. 

Hierbei hnt als unnmstösslicher Gnindsats za gelten, dass alle Ver- 
tilgungen ui d Macsregeln, welche eine Vermehrung der Auslagen oder eine 
Verminderung der Einnahmen directe zur Folge haben, der Zustimmung des 
Verwaltungsrathes bedürfen. Hieher gehören: Erhöhungen im Qesammt- 
Gehalts-Etat, wichtigere Aenderungea der Fahrordnung wie der Tarifirung 
u. dgl. 

Artikel VII. 

Das Comito wird die vom General- Director allmonatlich zu verfassenden 
Betriebs-Berichte ndt seinen allfällig^en Bemerkungen an den Verwaltungs- 
rath einsenden, und demselben Uberhaupt alle jene Nachweise und in jenen 
Zeitperioden liefern, welche derselbe theih zur eigenen Information und 
Besch lussfasBung, theils zur Vorlage an die k. k. österreichische Regierung 
▼erlangen sollte. 

Artikel VlII. 

Die IJueliililirnn^r ül»er den Betrieb der italienischen Linien wird 
unmittelbar dem linanziellen l»iveet(»r in Wien unterstellt, der sieh jedoch 
über alle zu ireffenden Massnahmen mit dem Comite zu verständigen hat. 

Artikel IX. 

Das MailHnder Comit^ übersendet dem Verwaltungsrathe Absohrifte» 
seiner Bitaungs - Protokolle und zwar innerbslb dreier Tage naeh der 
Genehmigung jedes Protokolles. 
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Der Verkehr swisohen dem Verwftltnngsrathe und dem Görnitz wird 
doFch den Pritoidenten des ersteren und den Vorsitzenden des Comit^s 
▼ennittett. 

Artikel X. 

Das Cnniit('' erhält lür Rciiie Mühewaltung eine fixe jährliche Entschüdi. 
gong von FUnfundvierzigtausend Francs. 

Die Vertheiiuiig derselben unter die einselnen Mitglieder wird den 
Beschlüsse des Comitös vorbehalten. 



2« Anmerkung zur Coucessioiis-rrkunde vom 23. September IHoS 

für die SüUbahuliuieu. 

(Vgl. Bd. II, Abtb. 1, Seite 197.) 

Zu den 23 und 24. 

Laut §. 1 des Vertrages vom 10. Juni 1874 (\'^\. weiter unten siib 5), 
wurde der im l Übereinkommen vom 13. Aj)nl 1867, Art. 6, seitens der 
SQdbshn-Gesellschaft ausgesprochene Verzieht auf das ihr in den §§. 23 
ind 24 der ConceBsions-Urkunde vom 23. September 1858 eingerSnmte 
Vorrecht bezüglich einer Bahn» weiehe von ein<*m Puncte der Kronprinz 
Rudolf- Bahn nach Görz oder nach Trio st. oder nach einem anderen 
Puncte am Meere, sowie bezüglieli einer Bahn, welche von einem Puncto 
der Tiroler Linie gegen Vorarlberg oder gegen die bayerische Grenze 
gefllhrt würde, auf die Dauer von weiteren sieben Jahren, vom 1. Jänner 
1874 an gerechnet^ erstreckt. 



S. Anmerkungen snm Vertrage vom 13. ^rU 1^7, ll.O.BLNr.611. 

(Vgl. B4. II, Abth. 1, Seite 2«6.) 
Zu Artikel 1. 

Laut §. 2 des Vertrsges vom 10. Juni 1874 (vgl. weiter unten $ub 5) 
vsrde der Termin sur Vollendung des Triester Hafenbaues bis zum 31. De- 
cember 1878 verlängert. 

Zu Artikel 6. 

Der in diesem Artikel ausgesprochene Versieht bezQgUoh des Baues 
gewisser Bahnlinien wurde laut §. 1 des Vertrages vom 10. Juni 1874 auf 
4ie Dauer von weiteren sieben Jahren, vom 1. Jänner 1874 an gerechnet. 
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erstreokt. (Vgl. die ADmerkung in den §§. 23 nnd 34 der Oonoeaeionft- 
Urknnde Tom 33. September 1858 oben sub 3.) 

Zu Artikel 9. 

Die in diesem Artikel vorbehaltene Abrechnung und Anegleiebnng der 
Stempelgebtthren Ar die geselleeliaftliehen Titres ist lant §. 2 dea Proto- 
koUar-Uebereinkommens Tom 25. Febroar 1876 (vgl. nnten sub 6) aogleidi 
naob Eintritt der Reohtswirksamkeit diesea Cebereinkommene sn pflegen. 

Zu Artikel 10. 

Im §. 1 des Protokollar rebereinkommens vom 35. Februar 1876 TTgl. 
unten sub 6} wnrden die Bestimmungen Uber die cumolative Berechnung 
des Brattoerträgnisses der im Gebiete der Östorreichisch-nngariecben Mon- 
arehie gelegenen Linien in der Weise geändert, dass als BmttoertrXgniss der 
Ssterreiohiseb-QDgarisoben Linien per Heile, betiehungsweise nunmebr per 
Kilometer, jener Betrag an gelten baben wird, welober sieb bei der TfaeUnng 
des wirkUehen jäbrlleben Brnttoertiügnisses der ^mmtlioben, im Betriebe 
befiadlioben dsterreiehiseh-nngarisehen Linien dnreb die Oesammtmeilen- 
aalil, beaiebnngsweise Oesammtkilometerzabl dieser Linien reebnnngamlssig 
als Quotient ergibt. Bei der künftig in Kilometern stattfindenden Brutto- 
ertmgs-Oarantieberechnnng wird die ZilTer des garantirten Brnttoertrügnisses 
statt mit 100.000 fl. dsterr. Wftbr. per Meile mit dem Betrage tou 18.183 fl. 
österr. Wibr. per Kilometer an Qrunde gelegt 

Zu Artikel 12. 

Die Bestimmungen Uber die Abzahlung der Restbetrige der Abldsungs- 
summen itlr die Linie Wien-Triest sammt Anbang, sowie fVr die ehemaligea 
lombardiaeh-Tenetianisehen-Eisenbabnen baben dureh §. 3 des Protokollar- 
Uebereinkommens rom 35. Februar 1876 (vgl. unten iub 6) eine AbSnde- 
mng erfUuren nnd wurde insbesondere aueh festgesetat, dass dem Brutto- 
ertrXgnisse tou 107.000 fl. per Meile und Betrieb^|abr ein solöhea von 
14.100 fl. per Kilometer und Betriebi^ahr, und einem Bmttoertrflgnisse von 
110.000 fl. per Meile und Betriebsjahr ein solehes von 14.500 fl. per Kilo- 
meter und Betriebsjabr gleiohsnaebten ist. 

Zu Artikel 15. 

Die festgesetzte Trennung der (iesellschatt wurde durch die verkaufs- 
weise Abtretung der sammtlichen auf italieniBchera Territorium der genann- 
ten Gesellschaft eigenthümli -h ^rehüri^en Eisenbahnlinien an den italienischen 
Staat bewerkstelligt. (Vgl. de» brzüglit^-henStaatsvertraf]: zwischen Oesterreioh- 
T'njj'arn und Italien Tom 29. F< l»i iiar 1876 im zweiten Abschnitt des gegen- 
wärtigen Ergänsungsbandes und das Oeaeta vom 6. April 1877 unten sub 6.) 
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4. Anmerkung zum Uebereinkomiiien vom 27. Juli 1869^ B. Cii. Bl. 

Np. 138, 

betreflcfid die Uentellung der EUenbahnliBien VillMh-FrADiensfeate und SU Petrr-FiiuDe. 

(Vgl. Bd. U, Abth. I, Seite 288.) 

Zu den Artikeln VI und Vll. 

Die Linie St Peter-Fiume ist am 25. Juni 1873 dem öffentUehen 
Verkehr ttbergeben worden. 



5. Gesetz vom 19. Mai 1874, R. 0. Bl. Nr. 84 und 0. Bl. Nr. 76, 

beUeffend die theilveise Aenderung und Krgänzung des l * b<Telnlvoiniiiens mit der priv. S&db&hn« 

gesellscbAU vom 13. April \mi (H. G. Bl. Nr. 69). 

Mit ZuBtimmuDg beider Hllnser des ReidisratheB finde loh uuuordnen, 
vie folgt: 

Artikel I. 

Die Ref2^ieiung wird ermächtigt, in theilweiser Aeuderung und Brgän- 
zoDg des seitens der Ministerien der Finanzen und des Handels mit der priv. 
Södbalinfresfllschaft am 13. April 1867 getroffenen rebereinknmmens über 
den Hafenbau in Triest und den Hau der dort genannten Eisenbahneu den 
beilii geuden Vertrag mit der geuanuten Gesellschaft abzusohliesscn. 

Artikel II. 

Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind der Handela- und der Finanz- 
nhister beauftragt. 

Budapest, am 19. Mai 1874. 

(L. 8.) Frans Joseph m. p. 

Anersperg m. p. BauhaM m. p. Protlt m. p. 



Vertrag, 

welcher auf Grund des Gesetze» vom . , ' 

z«isrhrn den k. k. Ministerien der Finanzen und des Handels Namens der Staatsverwaltung 
pini-rstits. dann di-r k. k. priv. Südbahngesellsrhati andererseits, in theihveiser Aenderung und 
I^gäoiung des L ebereinkoiQuiens vom 13. April 1867, R. (i. Bl. Nr. 69, abgeschlossen wurde, 

wie folgt: 

§• 1- 

Dfer im Uebereinkcrninon vom 13. April IHiu. Artikel 0. seitens der 
Südbahngesellschaft ausgesprochene Verzicht auf das ihr in den §§. 23 und 
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24 der CoiioesaionsurkuiKlo vom 23. Septoniber 1858 einpcriiuinle VoiTf'ht 
beziiLrli'^h oiner Bahn, wi lclic von einrni rtincte der Kronprinz Rudolf lialm 
nach Gürz odor nacli Tri 'st, odor nach einem anderen Piun tc am Meere, 
sowie beziifjlich einer liahn. welche von einem Pnncte der Tiroler Linie 
p:en:en Vorarlberpj oder gojren die bayerische flronze jreliihrt würde, wird 
auf die Dauer vou weitereu sieben Jahreu, vom 1. Jänner 1874 an gerechnet, 
erstreckt. 

§. 2. 

Der I • iiiiiii zur Vollendung des TrieBter Hafenbaues wird bis zum 31. 
Deocmlter 1H78 verljin;jrert. 

Die in dem rebereinkomin' n vom 13. Ajiril 1867 enthalteni n r.cstim- 
mnn^ien über die Zalilun^' tler Pauschalsuinnie von 13»/, Millionen für den 
Triester Hafenbau (»leiluMi jedoch aufrecht. 

Wenn al»er in dem Fortsclirciti ii des Ilafcnbauen eine VcrzöjLrerun;^' ein- 
tritt, welche nach dem Kruicsgen der Staat:*\ erwaltunu^ iiieht in der Bes<diaf- 
fenheit des Baues oder in anderen ausserordentlichen rmstiinden ihre Hecht- 
ferti^Min«; findet, so ist die Staatsverwaltung berechtigt, mit den vertrags- 
mU88igen Ratenzahlungen insolange innezuhalten, bia die Verzögerung 
eingebracht ist. 

§. 3. 

Das in Folge der angeordneten Kür/ung des Molo IV erzielte liau- 
kostenersparniss von 150.UU0 ti. wird von der letzten, am 1. Juli 1878 
fälligen Jahresrate in Abzug gebracht. 

§. 4. 

Die Wassertiele iiat unmittelbar neben der unterseeischen Rlockmauer 
der Moli, Quais und der inneren Seite des Ilafendammeg und Uber <ier vor- 
8pringen<lcn Krone des unter denselben befindlichen Steinwurfes sechs Meter 
zu betragen, sodann aber nach Massgabe der projectmässigen B^">schung 
dieses Steinwurfes zuzunehmen, so zwar, dass sie in einer Entfernung von 
sieben Meter vom oberen Rande der lilockmauer wenigstens 8*5 Meter be- 
trägt und kein Punct des neuen Hafenraumes, welcher vom gedachten Mauer- 
rande mehr als sieben Meter entlernt liegt, eine geringere Tiefe als jene Ton 
8*5 Meter haben darf. 

Für die vertra^smässige AusHihrung des Hafenbaues, iiberliaupt für die 
genaue Ertilllung aller Verbindlichkeiten, welche die Südbahnges( llscluift 
in Absicht auf den Triester Hafenbau in dem Uebercinkommen vom 13. April 
1867 in den diesem naohgefolgten Vereinbarungen und im gegenwärtigen 
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Verrrnije iihprnomtiion hat oder norli kUnl'tiir übornehmen wird, orlogt die 
Sütilialiii'resellschaft bei Abschliisa diese« Vertrages eino Oauti(»n im Hetrajjre 
ton Einrr Million Hiildeii in Wcciiselii der Gesellscliaft, welche von sechs 
za gtclis Monafeu zu erneuern sind. 

Wenn die Staati^vei waltung erkennt, dass die Gesellsehaft zum Krsatze 
eines ans der TSieliferliillnng: oder unjjenauen iCrfiillung des Bauvertrages 
(l*'m Staate zugegangenen Sehadens, oder zur Beseitigung et\vnij,'er während 
der Haftzeit an den Bauohjecten bcnorirekommeneu Mängel und (icbrechen 
mptlichtet sei, so ist sie bereeliti^^t, den entsp e<'hendon firsatzbetrag durch 
Begebung oder Ei:. klagung der Wechsel hereinzubringen. 

Naeh' gän/lieliem Ablaufe der unter 6 festgesetzten Haftzeiten wird 
die Cantion, beziehungsweise der Terbliebenn Rest, der Südbahngeselli^chaft 
mrückgestellt. 

Die Staatsverwaltung wird jedocii über Einsehreiten der SUdbahn- 
geüelUchaft schon vor diesem Zeitpuoote einen Tlieil der Gaution, welcher 
dem parti< llen Erlöschen der Haftung entspricht, ausfolgen, vorausgesetzt, 
das» in Hinsicht auf das Fortschreiten des Baues kein Bedenken dagegen 
ebwaUet. 

Vor der l elu rfiabc der voIIcimL ten liauteu an die Staatsverwaltung hat 
eine Collaudirung derselben statt/iilinden. 

Die Collaudirung und Ueberiialnne drr ilafeiibunten kann aiuh vor tler 
^ <>!!• ndim;-' des ganzen Werken, ^iie< essi\ e nach einzelnen Obj^M-tcn, das ist 
IhUendanim. Moli, Quain, An8chüttung8dächen, Bassins, Maltesin und Klutsch- 
Canal, statttinden. 

Für jene (Uijecte. welche bei der Ccdlaudinin^ vollkoninicn vcrtraj^s- 
mässig hergestellt befunden wurden, wird eine dreijährige Haftzeit vom Tage 
der rebernahme bcduufren. 

Für s<d< he Objecto aber, welehe zufolge des jrenelimigten C'ollandirnnirs- 
b^fiindcs zwar den mit der Staatsverwaltung getrotl'enen Vereinbarnuiren 
nicht vollkommen entsprechend geliefert, aber zur provisorischen l eber- 
nahme geeignet erklärt werden, soll die Haftzeit fünf Jahre vom Tage der 
Uebernahme dauern. 

Die Südbahngesellpchaft hat vermöge der Übernommenen Haltung liir 
die VertragsroSssigkeit und Dauerhaftigkeit der ausgeführten Hafenbauten 
dergestalt einzufstehen. dass. wenn während der llaftungszeit irgend w( lebe 
Mängel oder Gebrechen in Folge nicht entsprechender Qualität der Materia- 
lien oder durch mangeljiatte Arbeitsleistung sich zeigen soIIteO) die (Jesell- 
schaft verpflichtet ist, diese Mängel oder (iebrechcn ohne Verzug auf ihre 
Kosten zu beheben, widrigens die Staatsverwaltung berechtigt sein soll, 
derlei Schäden auf Kosten der Uesellscliaft und mit Verwendung der 
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Caution (§. 5; auf jede ihr beliebige Weise und durch weu imoier beheben 
zu lassen. 

§. 7. 

Das Uebereinkomnien vom 13. April 1867 bleibt in allen seinen Be- 
stimmungen anfreolit, insoferne es durcli den gegenwärtigen Vertrag nioht 
aoBdrttcklich abgeXndert wird, einsobliessig der der Sttdbahngesellscbaft ob- 
liegenden Verpfliebtnng der Trennung der Gesellsehaft in swei selbstatia- 
dige und von einander unabliingige Gesellscbaften. 

Vgl. bezOglieh der Treonaog der tieielUetiaft du sab 6 ntchfolgende Qetett 
vom 6. April 1877. 

§.8. 

Es steht der Staatsverwaltung frei, alle Jene Massregeln an ergreifen, 
-welebeaur unanfgehaltenen Erfüllung des Vertrages fttbren, wogegen aneh 
der Sttdbabngesellsobnft der Rechtsweg flir alle AnsprOobe, die sie aus dem 
Oontraete machen au können glaubt, offen stehen soll. 



Da» Original dieses Vertrages, welches stempelfrei ausgefertigt wird, 
bleibt in den Händen der StHntsverwaltung. 

Der SUdbahngesellsehaft wird eine amtlich beglaubigte Abschrift des- 
selben eingehändigt. 



Das Original des vorstehenden Vertrages wurde am 10. Juni 1874 
ausgefertigt und trägt die Unterschriften und zwar: für die k. k. Regierung: 
Pretis m. p. und Banhans m. p., dann für die k. k. priv. SUdbahngeseU- 
Schaft jene der Verwaltungsräthe : Rudolf Freiherr v. G 9 de 1 • L an n o y m. p. 
und Carl Freiherr v. Tinti m. p.; demselben sind auch die diesbezttgtiohen 
notariell beglaubigten Erklärungen des Vcrwaltungsrathes der oberitaUe- 
nifchen Eisenbahngesellschaft, damals in Mailand, nnd d(*s Pariser Comitis 
angeheftet. 



e. Oeseix Tom 6. April 1877, B. 0. Bl. Nr. 86 nnd 0. Bl. Nr. 60 

und 70, 

womit dem Frotoküllar-LeberciDkouiiucn \uiu i'). Februar 1676, betretlend die tbeii weise Ab* 
Indernag und Ergistung der mit der Sftdbahngescllsehaft sbgesshlfisettCB Verträge, üt 

Genelmigung ertheilt wird. 

Mit Zustimmung beider Häuser de« Reiclisrathes finde Ich anzuordnen, 
wie folgt : 

Artikel I. 

Dag nachf«)lgende, zwiRcheii den k. k. Ministerien deg HandelH und der 
Finanzen im Namen der k. k. Regierung unter Beitritt der königlich 
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«Dgirifldien Regierang einerseits oncl der k. k. prir. Sttdbahiigesellscbaft 
•odeiseits sn Wien am 36. Febmar 1676 vereinbarte Protokollar-Üeber- 
eiBkonmeo, befreiend die bei Genelunignng des Verkaufes der italienischen 
Sldbahnlinien eintretende theilweise Aendening und Ergftnsang der swisehen 
der k. k. StaatsverwaHnng nnd der Sttdbahngesellschaft abgesoblossenen 
Vertrige, insbesondere des Vertrages Tom 13. April 1867 (R. O. BI. Kr. 69) 
lowie des am gleichen Tage abgeschlossenen Uebereinkommens Uber die 
Modalitäten der Bezahlung des Restbetrages! der Ablösungssumme der ehe- 
nsügen lombardisch- venetianisehen Eisenbahnen wird genehmigt. 

Die Genehmigung wird unter der Voraussetzung, dass der 1. Juli 1876 
als der im §. 1 des Uebereinkommens bezeichnete Zeitpunkt zu betrachten 
sei, und mit dem ausdrHcklichen Vorbehalte ertheilt, dass hiedureh der An- 
•praeh bezilglieh derjenigen Abschlagzahlungen des Kanfschilligsrestes für 
die lombardisch'Tenetianischen Linien nicht aufgegeben werde» auf deren 
Pordeiung das Recht bis Ende 1876 erwachsen ist. 

Artikeln. 

Mit dem Vollzuge des {reponwärtigen Gosctz«*^, w< iches unber^chadet 
des früheren Eintrittes der V('ihindlichk<'it de^* r« t»r'rrinkonimens für die 
Ic. k. priv. Südhalinjresellscliatt mit d«'m Tag'»' seiner Kiuidmaclinn^ in Wiik- 
simkeit tritt, wird der Handclsiniiiister und der t inauzmiuister beaultragt. 

Gödöllö, am 6. April 1877. 

Frans Joseph m. p. 

ABcr»pcrg ui. p. Chliaieckjr m. p. Pretls m. p. 



ProtokoUar-Ueberaiiikominen, 

abgrschioss( n lü Wien am 25. Februar 1876, iwlschen den k. k, Ministerien des Handels und 
^ Fiststfa im NsnVn der k. k. Regierang einerscils min Bellritt der kdaiglieh iingtrisehen 

RfKicrune, und drr l^. k. priv. SQdbahn(;i'si-llschafl anderseits, betreffend die bei GenehmigODg 
4ts Verkaafes der italienischen SüdbahnlinicTi eintretende thi'ilweise AendersDgsad Crgantung 
des Vertrages vom la. April tb(i< (R. G. BI. Nr. 6!^). 

Nachdem swisehen der Tcreinigten, sttddsterretchischen, lomdardischen 
and eentralitalienischen Eisenbahngesellschaft einerseits und der kUniglich 
italienisehen Regierung anderseits su Basel am 17. November 1875 ein Ver- 
trag nnd tu Wien am 26. Februar 1876 ein NaohtragsTcrtrag behufiB Ter- 
kanfsweiser Abtretung der simmtliohen auf italienischem Territorium der 
geoannten Gesellsehait bisher eigenthflmlich gehörigen Eisenbahnlinipn nebst 
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Zu't^e^'ör a1)^e!«cliIosscn worden ist, und uaobdem die k. k. priv. Südbahn- 
ge.iellsobatt diese Verträge mit «U'm Aiisuciirn um Ertheilung der im Artikel 
33 des er-^tereo ausdrücklich vorbclialteneu Üenehmigung der kai^^erlich- 
königliclien Regierung unterbreitet hat, so wird von Seite der kaiserlich- 
königlichen liegierung die obige Genehmigung unter den im gegenwärtigen 
Protokollar l ebereinkommen festgestellten Bediujrnngen und Vorbehalten 
ertheilt und werden dif8sfull8 zum Hchufe der in Fi>lge der verkaufsweij^eB 
Abtretung der italienisclien Südhahnlinien erforderlichen tiicilweiscn Aende- 
mng und Lirgänzung des /wischen der kaiHerlich-kötiiglicbeD Staatsverwaltung 
und der k. k. priv, Siidhahngesellschaft abgefchlossenen Vertrages vom 
13. April 1867 (R. ü. Iii. ^>. (59), sowie (Jes am gleichen Tage abgeschlos- 
aenen Uebereinkomtnens Uber die Modalitäten der Bezahlung des Hestbetragea 
der Ablösungssumme der ehemaligen lümbnrdisch-venetianiBchen Eisenbahnen 
anter Beitritt der königlieh ungariachen Regierung die nachstehenden Ver- 
einbarungen getroffen : 

Von dem Zeitpuncte angefangen, in welchem der Betrieb der absu- 
tretenden Eisenbahnlinien an die königUch italienische Regierung Übergeht 
und demnach niclit mehr für Reehnnng der vereinigten siidödterreichisehen, 
lorobardisohen und centralitalienisohen Eiaenbahngeaellschaft, besiehnngs- 
weise der k. k. priv. Sfldbahngesellschnlt geführt wird, unterwirft sich die 
genannte Gesellschaft einer Abänderung der im Artikel 10 des Vertrages 
vom 18. April 1867 (R. Q. Bl. Nr. 69j enthaltenen Bestimmungen über die 
eumniative Berechnung des Bruttoerträgnisses ihrer im Gebiete der dster* 
reiohisch-ungarisehen Monarchie gelegenen Linien in der Weise, dass als 
BruttoertrSgniss der österreichinch-nngarischen Linien per Meile, beziehungs- 
weise nunmehr per Kilometer, jener Betrag zu gelten haben wird, welcher 
eich bei der Theilung des wirklichen jälirlichen Bruttoerträgnisses der 
aämmtlichen, im Betriebe befindlichen österreichisch- ungarischen Linien durch 
dicGesammtmcilenzahl, beziehungsweise Gesammtkilometerzahl dieser Linien 
rechnungsmässig als Quotient ergibt. 

Bei der künftig in Kilometern stattfindenden Bnittoertraga-Oarantie* 
berechnung ist die Ziffer des garantirten Bruttoerträgnisses statt mit 
100.000 fl. ÖBterr. Währung per Meile mit dem Betrage von 18.182 fl. 
ÖHerr. Währung per Kilometer zu Omnde zu legen. 

§. 2. 

Bei Hcrecliuung der liruttoerträgniss-Ueberschussantheile, welche kraft 
Artikel 12 des oben citirten Vertrages vom 13. April 1867 zur Tilgung des 
derzeit noch mit 27,446.892 Ü. 75 kr. österr. Währung Silber aushaftenden 
Beatbetrages der Ablösungssumme für die Linie Wien-Triest etc. allmälig zu 
erlegen sind, ist das wirkliche jährliche Bruttoerträgnisi der aämmtUehen im 
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Betriebe befindlidieB OsterreiehieclMingmriscben Südbahnlinien , sowie die 
Gesanmtkilometerzalil «tteter Linieo stt Grande sa legen. Dnbei \*t dem 
BrntteeitrSgnlBse von 107.000 fl. per Meile and BetriebBjahr ein eolchee von 
14.100 fl. per Kilometer and Betriebsjabr, nnd einem Brattoertnignlsae von 
110.000 fl per Meile and Betriebujabr ein solcbes von 14.500 fl. per Kilo- 
neter and Betrieb^jabr gleiobsaaehten. 

Zar Bestimmung der dritten Alinea des Artikels 12 des Vertrages ▼oro 
18. April 1867, lautend: „Falls die Gesellsebaft Tom 1. Jänner 1880 ab 
die Kinkommensteaer zu Kahlen' haben sollte, so findet die Zahlung des 
obigen Zehntels, respeotive Viertels an den Staat insolange and in dem Masse 
liebt statt, als dasselbe aar Entrichtang der Einkommensteaer in Ansprueh 
genommen werden mttsste*, wird dnrch dienes Uebereinkommen nioht - 
berfiltrt. 

Die den Eingang des gegenwKrtigen Paragraphen bildende Bestimmung 
liat Ton dem im §. 1 beseiebneten Zeitpunete angefangen, jedoch schon iUr 
dssjenige Betriebsjabr, innerhalb dessen dieser Zeitpunkt eintritt, in Wirk- 
aaukeit au treten. 

Desngleaehen hat die obige Bestimmung aum Zwecke des den Gegen» 
stand desUebereinkomroens vom 13. April 1867 bildenden allmäligen Erlages 
des Restbetrages von 30 Millionen Lire der für die ehemaligen lombardisch- 
Tenetianiselien Eisenbahnen au cahlenden Abldsungsaumme derart An- 
wendaug zu finden, dass nach vollständiger Tilgung des Kaufschillingsrestes 
der Wien-Triester Linie die Zahlung der im Sinne der vorstehenden Bestim- 
Dong berechneten üeberschussautheile des Bruttoertiägnisses der bstel^ 
relehisch-angarisehcn Sttdbahnlinien als Abzahlung auf den Kaufschillingsrest 
der lombardisch- venetianischen Linien an gelten hat, und bis zur vollständigen 
Tilgung dieses Kanfsebillingsrestes fortzusetzen ist 

§. 3. 

Die k. k. priv. Sttdbabngesellsohaft erklärt, aus den in den Bestim- 
Bungen des Wiener Friedenstraetates vom 3. October 1866 (B. G. Bl Nr. 
116} Aber die Staatsgarantie eintretenden Abänderangen, welche in Folge 
itr verkaufsweisen Abtretung der italienischen Sttdbahnlinien an die könig- 
lieh italienische Regierung mit dieser Isftzteren von der kaiserlichen und 
kdnigliohen Österreichia'^b-ttngarischen Regierung vereinbart werden, dess- 
gleirben ana der bezüglich der Kaufschillings -Restzahlungen eintretenden 
Aenderuiig der Verhältnisse keinerlei AnsprOche gegen die kaiserlicb-könig- 
Hehe oder die königlich vngarische Regierung ableiten zu können. 

§• 

Die k. k. priv. SUdbahngesellachaft verpflichtet sich, die ihr auf Grund 
des oben citirten Vertrages vom 17. November 1875 von Seite der königlich 
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italienischen Regierung als Kaufselulügsantheil in Barem oder in iUlieoischen 
Bententiteln inni Courswerthe zukommenden Zahlungen in erster Linie 
zur Beri(iitigung sämmtlicher schwebenden Schulden and zur Einlönnog 
sämmtlicher im Umlaufe betindliehen Bons, den sohin etwa TerfUgbar bleiben- 
den Betrag aber zur Bildung eines speciellen Fondes zu verwenden. Dieser 
Fond Boll zu den auf den österreichisch -ungarischen Linien nothwendigen 
Capitalsnnlagen (Stationsbauten, Geleiseanlagen n. s. w.) verwendet werden 
und ist hierzu die besondere Genehmigiing der kaiserlioh- königlichen 
Regierun<^ einzuholen. 

Eine Vertheilang dieses Fondes anter die Actionire bleibt insolange 
aasgeschlossen, als die Gesellsoliaft mit Prioritits- oder anderen Sebalden 
belastet ist. 

Die an die GeseUsehaft als restlicber Kaufscbilling naeh dem obigen 
Vertrage tob der kSnigUeh italieniseben Begierang al^Xbrlieb bar gesahlten 
ßetrilge haben, sowie die Erträgnisse des oben erwähnten Fondes, insolange 
solche vorhanden »ind, vor jeder anderweitigen Verwendang snr VerziBsung 
und planmXssigen Tilgung der gesellschaftlichen Obligationsschoid sn dienen 
und unterwirft sich die Gesellschaft in dieser Hinsicht der speelellen Con- 
trole der kaiserlich-königlichen Regierung. Die Gesellschaft ist ausserdem 
verpflichtet, alle Einleitungen m trelFen, welche zn dem Zwecke erforderlich 
sind, um das den Obligationsbesitxem an den obigen Annuititensahliingen 
anstehende ausschliessliche Pfandrecht im gerichtlichen Wege durch An- 
merkung im Eisenbahnbuche snr Geltung su bringen and ersichtlich zn 
machen. 

§. 5. 

Die k. k. priv. SUdbahugesellschaft verpflichtet sich, die von ihr unter 
der Firma: »Vereinigte 8Hdostorrcichi«clie, lombardische und contral- 
itaiienischc iCi8enb;ilingC8ells(!liaft- beziehungsweise „k. k. priv. südliche 
Staatt^-, iombardisch-venetianische und oentralitalienische Eisenbahugesell- 
schaft-* auBgegcbenen Titel der dreipereentigen Obligationensehuld Uber 
Verlangen der Regierung sobald nur immer thnnlieh, jedenfalls aber aas 
Anla^s des Ahlaufens der an den Obligationen derzeit haftenden Coupons 
aas dem Verkehre zu ziehen, und diese Titel. in>%oweit dieselben nicht durch 
Rllckkanf oder Tilgung bleibend ausser Verkehr gesetzt werden, auf dem 
Wege des Umtaosches durch Hinausgabe neuer Obligationen-Titel zu ersetzen, 
welche ausser der diessfalls in Aussicht genommenen Firma-Aendenrag die 
ausdrückliche Zusicherang zu enthalten haben, dass für ihre fiinUtoung und 
Verzinsong auch die oben bezeichneten Annuitäteuzahlnngen (§. 4 ) haften. 

Es ist wohlverstanden, dass bezüglich der bei Hinausgabe der neuen 
Obligationen eininhaltenden Förmlichkeiten, wie ttberhaupt, die Bestimmmngen 
des Gesetzes vom 19. Mai 1874 (R. G. Bl. Nr. 70), betrefltend die Anlegnngr 
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von Eiflenbahnblicheni ete., bedehnagsweiae des angarischen Gesetsartikels I 
▼om Jahre 1868» Anwendung zu finden haben. 

§.6. 

Fttr die gemäss des §. 5 stattfindende erste Ausgabe der nenen Obliga- 
tionen nnd fttr deren blloherliohe Eintragung wird die Stempel- und Oebtthren- 
freihdt gewährt 

Sogleich naoh Eintritt der Reehtswiricsamkeit dieses Uebereinkommens 
ist die im Artikel 9 des Vertrages vom 13. April 1867 yorbehaltene Ab- 
rechnung nnd Ausgleiohnng zu pflegeui wobei das in den österreichisch- 
nagarisehen Linien repräsentirte Anlagecapital unter Anwendung der Wrrtb- 
bereohnnngs-Gmndlage des Vertrages ddo. Basel 17. November 1875 
emiittelt wird. 

Den Couponstempel iUr die bisher ausgegebenen Aotien und Obligationen 
dann Ahr die gemäss des §. 6 neu auszugebenden Titres hat die Gesellschaft 
iseh künftighin nur mit jener Quote zu entriehteU) welche auf das wie oben 
ermittelte, in den Ssterreichisohen Linien repräsentirte Anlagecapital entfällt* 

Auf andere von der Gesellschaft etwa zur Vermehrung ihres gegen- 
wirtigen Capitals künftig auszugebende Actien oder Obligationen haben die 
vorstehenden Bestimmungen keine Anwendung. 

§•7. 

Die k. k. priv. Slldbahngesellschaft verpflichtet sich, jene Statutcn- 
ändemngen und sonstigen Einrichüm^en durchzuführen, welche mitdor durch 
Abtretimg' der italienischen Linien vollzogenen Trennunjr der ö^terreichisrh- 
ungarisrluMi Linien von den bisherigen auswärtigen Bestandtheilen dt\s Lnter- 
uehmens zusammenhängen und duridi die liiernacli eintretende rmwaihllung der 
Gesellsclialt in eine ausschliesslich ilein Gebiete der österreichisch-ungarischen 
Monarchie angehörige Unternehmung mit dem Sitze in VVieu bedingt sind. 

§.8. 

nie k. k. priv. Südbahngeselhschalt ist an ilas g'egenwärtig'e L'eber- 
eiukommen vorn Tage der zustimmenden Besclilusssfassnng der für den 
2ö. Februar 1^1 Q einherulVnen Generalversammlung an gebunden. 

Für di«' k. k. Regierung tritt das ridjcreinkommen erst dann in Kral't, 
wenn die zu einzelnen Bestimmungen desselben erforderliche Zustimmung 
des iteichsrathes erfolgt. 

§. 9. 

Die königlich ungarische Regiemng erklärt durch ihren mitnnter- 
seicbneten Vertreter, dem gegenwärtigen Uebereinlcommen, insoweit dasselbe 
die Reehtsrerhältnisse der im Gebiete der königlieh ungarischen Krone 
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gelegenen Sttdbabnlinien berOhrty mitVorbehaltder legislativen GenebmigoBg 
beizutreten. 

§. 10. 

Das gegenwirtige Uebereinkommen wird in zwei ungestempelten Parien 
ausgefertigt, von welchem das eine in Händen der k. k. Staatsverwaltung 
Tcrbleibt und das andere der königUch ungarischen Regierung ttbennittelt 
wird. 

Der k. k. priv. SUdbabngeseUscbaft wird eine amtlieh beglaubigte Ab- 
schrift ausgefolgt 

Wien, 26. Februar 1876. 

Für die k. k. Ministerien des Handels 
und der Finanzen: 

CUwecky m. p. Pretls m. p. 

Ais Vertreter der königlich ungarischen 
Regierung: 

Alezander tibiry m. p. 



FUr die k. k. priv. Sttdbahn- 
gesellscbaft: 

Franz Baron lepfei m. p. 
Albert Baron telhsehild m. p. 



Dr. Heinrich K. v. IflUek m. p. 
k. k. SectIonBrath, al« ProtokoUsfährer. 



Der ^taaUv rtrag zwittchen Oosterreicb-Ungara und Italien vpm 29. Februar 1876 
K. Q. BL Nr. 37 SAniuit Heilagen, betreffend die Trennung der Eiaenhahnnetie der beiden 
Reiehe findet aieh im sweiten Abiohnitt unter sStaatsvertrige*' abgedruckt. 
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Wien— Pottsndorf— Wr.-Seiistadter Baha. 

(Vgl. Bd. II, AbUi. 2, Seite 1345, dann Erg. Bd. I, Seite 475 und 613). 

1. Stataten der Aetien-Gesellschaft der Wien^Pottendorf—Wr. 

Nenstftdter Bahn. 

I. Abschnitt. 

Grtinduagy Zweck und Dauer der Gesellschaft. 

. Die ConcesBionftre: der Wiener BankTerein, dann Qastav SehSIler 
«od AagustSkene gründen hiermit in Folge der durch §. 13 der Aller- 
hdebaien Ooncesalonsarkanden vom 10. September 1872| R. Q. Bl. Nr. 138 
ind vom 28. Augast 1869, R. O. Bl. Nr. 160, erliMigten Bereciitigung, eine 
in alle Reehte und Terbindliebkeiten der Coneessionäre als solche eintretende 
AetiengeseUschaft, weloh? zwischen allen Besitzern der naoh den Bestim* 
mangen dieser Statuten auszugebenden Actien bestehen wird. 

§.2. 

Der Zveck dieser Oesellsohaft ist : 

a) Der Ban und Betrieb der mit der Allerhöchsten Ooncessionsnrkunde 
vom 10. September 1872 concesstontrten -EioeomotiT-Eisenbithn von 
Wien über Inzersdorf nach Pottendorf; 

bj die UHbernahmo und der Betrieb der mit der Allerh5oh9ten Coneesslons- 
Urkunde vom 23. Auflast 1869 concessioiürten Locomotlv-BisenbAhn 
von d»^r Station Wiener- Neustadt der k. k. priv. Südbahn-Gesellschaft 
Uber Chenfurt. Pottendorf und Unter- Waltersdorf zum Anschlüsse an 
die Wien Neu Szonyer Linie der priv. österreichischen Staatseisenbahn- 
Qe^ellscltatt in der Station Graiu uat-Neusiodl mit der Zweigbahn iu der 
Riclitung ffcgeu Neufeld ; 

ej d'^r lim und Betrieh von Fiügelbalinen zu einzelnen induUrielleu 
ttablissjeiuuuts im Sinne dos §. 4 beider Concossionsurkandeu ; 

19* 
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d) die Erwe rbung von Concessionen fQr weitere ADBeblttSBbahnen, der Bas 
und Betrieb derselben; 

e) die Bestellung von Agentien im In- und Aaslande, die Errichtung von 
Transportmitteln fttr Personen und Frachten zu Wasser oder zu Lande 
unter Beobachtung der gesetzliehen Vorschriften (§. 14 beider Gon- 
cessionsurkunden) ; 

f) die Erwerbung und der Betrieb von Koblengmben, sowie die Erwerbung, 
der Bau und Betrieb von Indnstrialwerlcen, welche im Sinne des §. 17 
der 0. U. vom 10. September 1872 und des §.16 der C. (J. vom 
23. Augnst 1869 errichtet werden. 

§. 3. 

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Wien nnd (tthrt die beim Handels- 
gerichte zu registrirende Firma: 

Wien — Pottendorf — Wr.-Neustädter Bahn. 



Die Kundmachungen der Gesellschaft erfolgen rechtswirksam durch die 
amtliche ^ Wiener Zeitung. ■< 

§. ö. 

Die Gesell Schaft ist constitnirt, sobald das Aetiencapital gezelehnet ist^ 
vierzig Percent darauf eingezahlt sind und die Firma in das Handelsregister 
eingetragen ist . 

Sie endet mit dem Ertöschen der im §. 1 bezeichneten Concessionen,- 
ISst sich jedoch schon früher auf, wenn die ihr gehörigen Bahnen vom Staate 
oder von einer anderen Unternehmung eingehst oder von der Gesellschaft 
verilussert werden und in diesem Falle nicht die Fortsetzung der Gesellschaft 
für ihre Übrigen etwa im Sinne des §. 2, lit. e bis / errichteten Unterneh* 
mnngen beschlossen wird. 

II. Abschnitt. 

Gesellschaftlicher Unternehmnngsfond (Anlagecapital;. 

§. 6. 

Der gesellschaftliche Ontemehmungsfond (das Anlagecapital) besteht: 

1. ans dem Aetiencapital im Betrage von vier Millionen dreihundert- 
nennzigtausend Gulden (4,390.000 fl.) Österrreichische Währung in Silber, 

2. ans den dnrch Ausgabe von Prioritätsobligationen im Betrage von 
oechs MilUonen dreihundertaohtzigtausend Gulden (6,380.000 fl.) öster- 
reichischc Währung in Silber beschafften Mitteln. 
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Von diesem Anlagecapitale entfallt: 
4i) auf die Linie Wien - Pottendorf-Landesi^reuze der Betrag von zwei 
Millionen siebenhuudertneunzigtausend Gulden (2,79Ü.OOO fl.) öster- 
reichische Währung in Aotien und drei Millionen neunkandertachtzig- 
tausend Galden (3,980.0^0 fl.) österreichische Währung In Prioritäto- 
Obligationen; 

h) tuf die Linie Wiener-Neustadt-Grararaat Neusiedl mit der Fiügolhahn 
gegen Neufeld der Betrag von einer Million «'ochshun lerttansend Gulden 
(1,600.000 fl.) österveirliisciic Währung iu Actien un 1 zwei Millionen 
vierhunderttausend Golden (2,400.000 fl.) österreichische Wäiirang in 
PrioritÄts-Obligationen. 

Diese nur für die Conce8sion>-VtMh:iltiii^?s^ mi^sgebenrie Bdstimmung 
l>egründet jedoch keinen l'ntersohied in den Kechten der Besitzer von 
Actien und Prioritäts-ObUgationen, welche untereinander vollständig gleich- 
gestellt sind. 

§. 7. 

Für den Fall einer Erweiterung der geaellsehmftUelien Unternehmung 
m Sinne des §. 2, lit. c bis/ dieser Statuten wird die Erhöhung des 
Untemehmungtfondee dureh Ausgabe neuer Aotien oder durch Aufnahme von 
Prioritits-Anleben unter Einhaltung der im §. 13 der Coneessionsurknnde 
vom* 10. September 1872 festgesetzten Besohränkung über Beschluss der 
General -Versammlung mit Genehmigung der Staatsverwaltung vorbehalten. 
Die AuägAl)e neuer Actien kann jedoch stets nur nach erfolgter Volleinzahlung 
aller früher emittirten Actien stattfinden. 

§. 8. 

Üie Actien und Obligationen lauten auf den Inhaber und werden sowohl 
die Actien als die Obligationen im Betrage von 200 Gulden österreiehische 
'TOirung in effeetiver Sitbermttnze ausgestellt. 

Die Zinsen der Obligationen sind stets ohne jeden Absug anEinkommen- 
steoer auszubezahlen. 

§• 9. 

Nach baarer Einzahlung von 40 Percent des Nominalbetrages der 
Actien sind die Zeichner von der Haftung flir weitere Einzahlungen befreit 
and werden auf Inhaber lautende interimsscbeine ansgegebeui auf welchen 
die weiteren Einzahlungen ersichtlich zu machen sind. • 

§. 10. 

Weitere baare Einzahlungen auf die Actien erfolgen in den von dem 
Verwaltungsraihe der Oesellschaft (§§. 15 und 16> ausiesohriebenen Raten 
oad Terminen. 
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Kein ActionSr kann zu einer Zahlung über den Nominalbetrag seiner 
Actie verhalten werden. 

§. 11. 

Wenn von einem AotionXre die Einzalilung einer fälligen Rate (§. 10) 
ntelit reebtseitig geleistet wird, so ist derselbe tnr Zabliing von 6 Pereent 
Verzugszinsen verpfliehtet* 

Die Gesellschaft ist überdies berechtigt, nach Erlassung der im Arti- 
kel 221 des HandeUgesetzes vorgeschriebenen Aufforderungen, die säumigen 
ActionSre ihrer Gesellschaftsrechte verlustig, die ausjiegebenen Interiras- 
schrine für verfallen zu erklären und an die Stelle der letzteren neue Interims- 
Scheine auszugeben. 

§. 12. 

Die Aetien und Prioritäts-Obligationen sind nntbeilbar. Die Oesellschaft 
erkennt sich gegenüber fUr jede Actie nnd jede PrioritXts-Obligation nur 
einen Eigentbllmer an. 

Hehrere Theilbaber einer Actie oder PrioritXts-ObUgation raflssen daher 
ihre gemeinsamen Rechte durch Eine Person austtben lassen. 

§. 13. 

Bei der ersten Ausgabe der Actien und PrioritXts-Obligationen sind die 
auf die Linie Wiener-Neustadt-Grammat-Neusiedl sammt Zweigbahn gegen 
Neufeld entfallenden Aetien und Prioritäts obligationen mit Einschluss der 
Interimsseheine Stempel- und gebührenfrei. (§. 15 Z. 3 der Concensions- 
Urkunde vom 23. August 1809.) 

§. 14. 

Die Intcn'nissclieine, Aetien und Pii(»rit}its-Obligationen dürfen au den 
ößterreicliiseh« n Porten veihandelt und ötientlich notirt werden. (§. 13 der 
beiden ConceKsions-rrkuudcu.) 

Die Formularieu derselben unterliegen der staatlichen Genehmigung. 

III. Abiehnitt 

Verwaituugsrath. 
§. 16. 

Die Leitung' der GeselUciialts-Angelegenliciton ir^t cineui au?5 mindestens 
3 oder hüclif-teiis 5 Mitpliedcrn l»esteL( ndt'u VerwaltuugirratlK' Ubertragen. 

Die Mitglieder des Verwaitungsrathes werden von der General-Ver- 
sammlung auf 3 Jahre gewählt. 
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Beamte der Oeeellachaft, dann Personen, welche in einem Vertrags- 
TerliUtnisse aar Gesellschaft stehen^ für die Dauer dieses YerhäitnisseSi 
Personen, welche in Concors verfaUensind, oder sich demAnsgleiohsrerfahren 
anterworfen oder ihre Zahlungen eingestellt haben, ohne ihre Gljinbiger 
befriedigt an haben,' Personen, welche wegen eines Verbrechens, oder eines ' 
aas Gewinnsucht hervorgegangenen oder die öffentliche Sittlichkeit ver- 
letsenden Vergehens oder einer solchen Uebertretung in Untersuchung gesogen 
und nicht schuldlos gesprochen wurden, können nicht Mitglieder des Ver- 
waltnngsrathes sein. 

Der Eintritt eines solchen Verhftltnlsses wShrend der Amtsdauer hat . 
unmittelbar den Yerlust der Stelle zur Folge. 

§. 16, 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes werden das erste Mal ausnahms- 
weise und unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 227 des Handels- 
gesetses von der constituirenden General- Versammlung, in der Folge von der 
ordentliehen General-Versammlung auf drei Jahre gewählt. 

§. 17. 

Naob Ablauf des dritten und vierten Geschäftsjahres tritt je ein durch 
das Loos bestimmtes Mitglied, nach Ablauf des fünften Gesehlftsjahres die ' 
noch ttbrigen Mitglieder aus. Sodann wird die Reihe des Austrittes durch 
den Ablauf der Functionsdaner besthnmt werden. 

Die Austretenden sind wieder wählbar. 

§. 18. 

Scheidet ein Mitglied vor Ablauf seiner Fiinctionadauer ans, so kann 
der VerwaltUDgerath dessen Stelle provisorisch bis zur näcliften ordentlichen 
General-Versammlunp: besetzen, welche die definitve Ersatzwahl vornimmt. 

In diesem Falle tritt der Gewählte bezüglich der Functionsdaner an die 
Stelle seines Vorgängers. 

§. 19. 

Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes mnss yor dem Antritte seiner 
Function fünfzig Actien (Interimsscheine) der Gesellschaft sammt den noch 
sieht filHigen Coupons in der Gesellschaftscassa deponiren, welche daselbst 
als Cantion für die aus seiner Function entspringenden Verbindlichkeiten 
gegen die Gesellschalt bis zur ErlediLMinu' der auf seine Functionsperiode 
bezüglichen Rechnungen in Verwalirnng l)leib<'n, und von ihm während dieser 
Zeit weder belastet noch veräussert wenien dürfen. 

Von Seite der Mitglieder des ersten Verwaltungsrathes niiiss die 
Deponirang dieser Actien-lnterimsscheine binnen 14 Tagen nach der Emis- 
sion derselben erfolgen. 
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§. 20. 

Der 7erwaltanganith ist der Vorstand der Gesellschaft im Sinne der 
Artikel 227^241 des Handelsgesetzes. 

Er yertritt dieselbe nach Aussen nnd ist mit der im Handelsgesetze 
festgesetzten Verantwortlichkeit zu allen Verfügungen in Gesellsohafts. 
. angelegenheiten berechtigt, welche nicht der General-Versammlung Tor- 
behalten sind. 

Dem Verwaltungsrathe ist insbesondere die Ernennung der Beamten der 
Gesellsehaft und die Genehmigung der Dienstverträge^ Dienstinstmetionen 
und Beglements fttr die FOhrnng der Geschäfte vorbehalten. 

Die Firma wird von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes oder von 
einem Hi^liede des Verwaltungsrathes und von dem, Seitens des Verwaltungs- 
rathes mit der Procura versehenen Gesellsobaftsbeamten, und zwar von 
Letzterem mit dem Beisatze ^pcr procura" gezeichnet 

§. 21. 

Der Verwaltniifrsratli wählt aus seiner Mitte jiihrlioli einen Vorsitzenden. 
[U'i dessen Verhinderung wird der Vorsitz interimistisch von dem 
ältesten Mitgliede des Verwaltungsrathes geführt. 

§. 22. 

Der Verwaltung'sratli versammelt sieh Uber Einladung des Vorsitzenden, 
oder seines Stellvertreters, oder aul Verlangen von zwei Mitgliedern, so oft 
es die Gescliiifte erfordern, mindestens alter alle 3 Monate l iiunal. 

Di»* Art und Weise, wie die Einladungen zu erlolgeu haben, wird vom 
Verwaltungsrathe testgesetzt. 

28. 

Zur Beselilusslaliigiieit des Verwaltungsrathes ist die ordnungsmäs-sige 
Einladung aller Mitglieder und die persönliche Anwesenheit von wenigstens 
zwei persünlich und eiues durch Vollmacht vertretenen Mitgliedes erforderlich. 

§• 24. 

Die Besehliisse werden mit Stinunenniehrheit gefasst. 
Bei gleiehgetheilten Stimmen wird jene Meinung zum Beschlüsse 
erhoben, welcher der Vorsitzende beigetreten ist. 

§. 25. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes können ihre Stimmen «mittelst 
Vollmacht einem anderen Mitgliede des Verwaltungsrathes übertragen. 
Kein Mitglied darf aber mehr als eine Vollmachts-Stimme vertreten. 
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26. 

Ueber die Verhandlnngeii des Verwaltnngsrtthes werden Protokolle 
infgenommeiiy die vom Vorsitzenden nnd einem anderen Mitgllede xn nnter- 
idehnen sind. 

§. 27. 

Die Mitglieder des Verwaltnngsrathes erhalten als Entlohnung fKr ihre 
Theilnahme an den Sitzungen Anwesenheitsmarken, deren Werth das erste 
Ifal die eonstitoirende, später die ordentliche General-Versammlung auf die 
Dauer von drei Jahren bestimmt. 

§. 26. 

Der Verwaltungsrath kann unbeschadet der Bestimmungen des Arti- 
kels 231 H. G. B. durch eine Speciaivoilmacht fiir bestimmte Gegenstände 
lud für eine bestimmte Zeit die Ausübung seiner iitfugnisse au einzelne 
Mitglieder oder nach Massgabe des Artikels 234 H. G. Ii. au GeseUschafta- 
beamte tibertragen, und den letzteren die Procura ertlieileu. 

Fiir die Ausllihrung der Beschlüsse des Verwaltnngsrathes nnd die 
specielle Führung der Geschäfte nach Massgabe dieser Beschlüsse wird Ton 
demVerwaltungsrathe ein Secretär bestellt. Der Secretär ist dem Verwaltung»» 
nthe verantwortlich nnd hat ttber Einladung den Sitzungen desselben mit 
beratkender Stimme beizuwohnen. 

IV. Abschnitt. 
General -Versammlung. 

§. 80. 

Die Gesammtheit der Aotionire wird durch die General- Versammlung 
vertreten. 

Jeder stimmberechtigte Actionär kann an derselben theilnehmen. 
Abwesende können sich mittelst Vollmacht dureh stimmfähige ActionSre 

vertreten lassen. 

Die Form der Vollmacht wird vom Verwaltnngsrath bestimmt. 

Pflegebefohlene und Juristische Personen werden durch ihre gesetzlichen 
oder statutarischen Repräsentanten, Frauen durch BeyollmSehtigte vertreten, 
lieh wenn diese nioht selbst AetionSre sind. 

§. 31. 

Je zwanzig Actien flnterimsscheine) geben das Recht auf eine Stimme. 
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Die ordentliche OeneralverKanimlung tritt regelmässig iu der ersten 
Hälfte eines jeden Jahres in Wien zusammen. 

Die erste ordentliche Generalversammlung findet in der ersten UäÜU 
des Jahres 1870 statt. 

AusgerorvU III liehe Gene rat- Versammlungen können so oft stattfinden^ 
als es der VerwaUuug:Brath für uöthig erachtet. 

Eine ansserordentliche General-Versammlung muss einberufen werdeo, 
wenn einer oder mehrere Actionäre, deren Actien mindestens den zehnten 
Theil des einpczalilten Aotiencapitales repräsentiren und von ihnen bei der 
Gasse der Gesellscliaft deponirt werden, unter Angabe d» ^ Zweckes und der 
Gründe mit einer an den Verwaltnngsratli gericliteten soUriftlicben üiingabe 
darauf antragen. 

In diesem Falle mnsB die Einberufung der Ueneral- Versammlung ling« 
Blens binnen 30 Tagen und der Zusammentritt derselben binnen weiteren 
dreissig Tagen nach Einbringung des Antrages erfolgen. 

§. 33. 

Die Einberufung der General- Versammlung geaobieht mittelst einer 
Kundmaebung dureh die smtliebe «Wiener Zeitung^ (§. 4), welche min- 
destens 14 Tage vor dem Versammlnngstage zu erfolgen und die Verbands 
lungsgegenstünde unter Angabe des wesentlichen Inhaltes derselben zu 
bezeiebnen bat. 

§. 34. 

Die Actionäre, welche der General- Versammlung beiwohnen wollen^ 
müssen mindestens 8 Tage vor dem Zusammentritte derselben die Actien 
(Interimsseheiue) . auf Grund welcher sie ihr Stimmrecht ausüben wollen, 
sammt den noch nicht falligcD Coupons am Sitze der Gesellsohail oder an den 
vom Ven^altungsrathe bestimmten Kriagsstellen deponiren und erhalten 
Legitimationskarten, welche auf den Namen lauten, die Zahl der depouirten 
Actien i Interimsscheine) und die darauf entfallenden Stimmen nuFiweisen und 
nnr für die bezeichnete Person oder deren gehörig legitimirte BeToilm&ch- 
tigten gelten. 

§. 86. 

Der zum Vortrag in der General- VerrJummlung bestimmte Geschäfts- 
bericht nebst dem Rcchnungsabschhisse. der Bilanz und dem Gutachten d»"s 
Kevisiniisuussehusses. sowie der Wortlaut der zur Verhandlung kommenden 
Anträge ist 3 Tage vor der General-Versammlung am Sitze der Gesellschaft 
zur Einsicht aufzulegen und es ist jedem Acticnär. der sein Stimmrecht 
nachgewiesen bat, ein Druckexemplar davon aul Verlangen zu erfolgen. 
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§. 36. 

Die General- VerMmmlQiig ist bescblussOihig, weDu fiber deren erste 
£inbenifoDg mindestens zwansig stimmberechtigte Actionäre anwesend sind^ 
welche zasammen {mindestens den xwanzigsten Theil des hinansgegebeneD 
Aetiencapitals vertreten. 

üm eine Aendemng der StatoteUi oder des Gegenstandes der Unter- 
nehmung, eineVermehrang des gesellsohafkliehen Untemebmnngsfondes dorob 
flinaasgabe neuer Actien oder durch Aufnahme eines Priorit&ts-AnlehenS|. 
die Yerftnsserung der ganzen Bahn oder einzelner der Gesellschaft gehörigen 
Bahnstrecken, die Vereinigung mit anderen Eisenbahngesellschaften 
besehltessen su können, muss wenigstens der sehnte Theil des Actienoapitala 
vertreten sein. 

§. 37. 

Wenn die Oeneral-Vereammliing in der im §. 36 bezeichneten Weise 
nicht be^chlussfäliig ist, wird sie vertagt und binnen 8 Tagen neuerlich 
gemäss §. 33 einberufen, wobei jedoch der Zeitraum zwischen der Ein- 
berufung und Abhaltung der Versanimlung auf 8 Tage beschränkt und die 
Dcuerlicho Deponirung der Aetien (Interimsscheine) vier Tage vor dem Tag» 
der General- Versammlung gestattet ist. 

Bei ihrer zweiten Einberufung ist die General Versammlung ohneRttck' 
sieht auf die Anzahl der anwesenden Actionäre und die Hübe des von ihnen 
vertretenen Actiencapitales, und zwar auch in den in der letzten Alinea dea 
§. 36 bestimmten Ausnahmsfällen beschluasrähig. 

Die Verhandlungen bei dieser neu einberufenen General- Versammlung 
and jedoch auf das Programm der vertagten Versammlung beachrftnkt. 

§. 38. 

Den Yorsits bei der General- Versammlung führt der Vorsitzende dea 
Verwakungsrathes oder hei dessen Verhinderung ein von der General-Ver- 
Bsnnnlung gewählter Aetionär. 

Der Vorsitzende ernennt den Schriftführer, ebenso ans der Mitte der 
Actionäre die Scrutatoren; er bestimmt die Reihenfolge der zu verhandelndeD 
Gegenstände, er9ühet, leitet und schliesst die Verhandlungen. 

§. 89. 

Die General-Versammlung fasst ihre Beschlüsse mit absoluter Stiiumeu- 
mehrheit. Bei Stimmengleichheit wird jene Meinung zum Beschlüsse erhoben^ 
welcher der Vorsitzende beigetreten ist. 

Wenn bei Wahlen im ersten Wahlgange keine absolute Stimmenmehr« 
heit ernelt wird, so findet die engere Wahl zwischen jenen Candidaten statt. 
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welche die racisten Stimmen crlialten haben, und es wird in diesem Falle die 
doppelte Anzahl der zu Wählenden in die eiiL^ere Wahl gebracUt. 
Im Falle der Sümmengleicblieit eDtsoUeidek das Los. 

§. 40. 

In der General-Versammlung wird nnr ttber die in der EinberuAing 
bezeielineten Gegenstände verhandelt. 

Antrüge, welche dem Verwaltungsrathe von wenigstens zehn stimm* 
berechtigten AotionXren, anter Deponimng der zur Begründung ihres Stimm- 
rechtes nach §.31 erforderlichen Actien (Interimsscheine) längstens acht 
Tage vor der Einberufung der General-Versammlung augemeldet werden, 
sind in die Kundmachung (§. 33) aufzunehmen. 

Auch in der General- Versammlung steht jedem stimmberechtigten 
Actionär das Recht zu, selbststUudige Anträge zu stellen; doch darf Uber 
dieselben nicht sofort in dieser General-Versammlung entschieden, sondern 
nur, wenn ein solcher Antrag noch von wenigstens tiinl stirambcreclitifrteu 
Actionären unterstützt wird, — bestimmt werden, ob und in welcher i'olgeu- 
den General- Versammlung derselbe in VerhandluiiLT zu nehmen ist. 

Diese IJeschräukung findet keine Anwciulmifj auf d<Mi Antrag- auf 
Berufung einer ausserordentliclien General-Versammlung. (H. G. Ii. Arti- 
kel 238.) 

§.41. 

Der Bcs< hlu.ssi'a<<8UQg der General-Versammlung siud folgende Gegeu- 
stäude vorbehalten : 

aj Die Wahl der Mitjrlieder des Verwaltnngsrathes und die Bestimmung 

ihrer Zahl, dann die Wahl der Mitglieder des Revisionsausschusses: 
6J die Festsetzung des Werthes der Anwesenheitsmarken fUr die Mitglieder 

des Verwaltongsrathes (§. 27); 
cj die Genehmig-nnjr der .lahresrechnung und der Gewinnverthcilung; 
dj die Gelte nihua( hung der dem Verwaltungsrathe gegen die Gesellschaft 

obliegenden Verantwortlichkeit; 
ej die Vermelirinic. des Gesellschafts- und Unternehmungsfondes dureh 

EriH')1iun^^ lies Actiencapitales oder durch Aufnahme von Prioritäts- 

Anlehen (§. 7); 
fj die Verpachtung des Eisenbahnbetriebes; 

ffj die Veräusserung aller oder einzelner der Gesellschaft gelidngen 

BahnliiiitMi ; 

hj die Vereinigung mit anderen Eiseubahngesellschaften; 
/'/ der Bau oder die Erwerbung neuer Linien; 
kj Abänderung der Statuten; 
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IJ die Aiifldsilog der Gesellschaft vor AbUof ihrer statatemnSssigeo Dauer 
(§. 5). 

Zq den unter e, ff, h, t, k und / anfgeiUhrten Beschlüssen ist die Geneh- 
mignog der Staatsverwaltiing erforderlich. 

m 

^. 12. 

Ceber die Verhandlungen der Gcneral-Versanimlung wird ein Protokoll 
geflihrt, welches von dem Vorsitzenden, dem Schriftführer and zwei dnrch 
die GeneraU Versammlung gewählten Äctionären unterzeichnet wird. 

Der Urschrift des Protokolles wird das Veraeiohniss der anwesenden 
Actionäre mit Angabe der von jedem Tertretenen Stimmanzabl nebst den 
Vollmachten beigefügt. 

Die statntengemHss gefassten Beschlttsse der General-Yersammlnng sind 
Ahr alle Actionäre verbindlich. 

V. Abschnitt. 

Revisoren. 
§. 43. 

Zur Prüfung der Gesellsohaftsrechnnngen wird 1 Revisor und 1 Erratz- 
msDU, welehe alljährlich von der ordentlichen General- Versammlung ans 
den der Verwaltung nicht angehörenden, stimmberechtigten Actionären 
beiiebungsweise den statutarischen oder gesetzlichen Vertretern derselben 
(§. 30) gewählt werden. 

Der Ersatzmann tritt nur im Falle der Verhinderung des Revisors in 
Fonction. 

§. 44. 

Der Revisor hat die Richtigkeit der abgeschlossenen Jakreereclinungeu 
in prüfen ; er ist zu diesem Behufe berechtigt, v.on den Büchern und der 
r'anzeii Gebarung der (Jesellüi'halt l'^insicht zu nehmen und von den Rech- 
iiuügslegern die nöthigen Aufklärungen abzuverlangen. 

Er hat seinen Befund der General-Versammlung vorzulegen. 

Die Jahresrechnung.i-Alts<'lililsse uuil Hihinzen sind ilim längstens 
U Tage v.ir der zur Beachlusslassuug darüber bestimmten General- Ver- 
sammlung mitzutheiien. 

VI. Abschnitt. 

Bilanz, G e winu vertheiliuig, Tilgung des An lag e- CapitaU. 

§. 45. 

Die Bau- und Betriebsrechnungen für die Linie Wien Pottendorf- 
Landesgrenze (Concessions-Urkunde vom 10. September 1872) und fUr die 
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liime Wr.-NenBtadt-Grammat-NeasiedL Bainmt Zweigbahn gegen Nenfeld 
(Conceasions-Urknnde vom 23. August 1869) werden ToUetttndig getrennt 
gefDhrt. Die Tbeilnng der beiden Linien gemeineamcn Einnahmen nnd 
Ausgaben findet nach den vom Verwaltungsrathe diessfatls mit der Geneh- 
migung der Staatsverwaltung rcstzuitellendenOrundsttKen statt. Sollte Jedoeh 
^ie Begünstigung der Befreiung von der Einkommensteuer, und der Bat* 
richtnng der Coupons-Stempelgrbtlhren für beide Linien nnd auf eine gleiche 
Dauer bewilligt werden, so kann die getrennte Führung der Rechnungen 
•entfallen. 

Vgl. weiter unten sab 6 da« Gesetz vom 24. Mai 1875 und sub 6 Hie Kand* 
nacbang de» Handeleminlsterioms rom 8. Juli 1876. 

Die Reclimiiif^en dor (iosdlschalt wcrdon alljUlirlich am 31. Docember 
^l>g»^sr'h!osf!en nnd mit der nacli Vorschrift der (it'sptzc vertas^ston liilaiu 
und d< in (iutachten des ReviBlougausschusses der General* V^ersaiumlung 
Tor^clcjrt. 

Da8 erste Ge^^chäftsjalir iimfasst <iie Zeit von der Oouätituirung der 
Oesellschaft bis zum 31. Deceuiber 1875. 

§. 46. 

Fttr die Verwendung des Ertrages der im §. 2 genannten Linien gelten 
folgende Grundsätze : 

Das nach Bestreitung aller Verwaltungs- ^ Betriebs- und Erhaltnngs- 
auslagcn, dann der Steuern, der erentuellen Kosten fOr die Beschaffung des 
stir-Zintensahlung und CapitalMilgung erforderlichen Silbergeldes und nach 
Deckung der Yerluste nnd Abschreibungen Torhandene Erträgniss wird 
Terwendet: 

aj vor Allem zur Bestreitung des Erfordernisses für die Verzinsung und 
planmässi^e Tilgimg. der Prioriäts-Obügationen, -dann • 

hj zur BeKtreitung einer 5peroeiitigen Dividende von dem eingezahlten 
Actiencapitale und Reinerzeit zur Deckung der plantnässigen Tilgungs- 
quote Ifir die Amortisation des Acticncapitals 48), und 
der ctwai^o' Hcst iiacli eventueller ('§. 51) Auftsclieidung von 2 Percent 
lür den Hesfrv<lond, zur Vcrtheilung als Superdividende unter alle 
A<'tionäre oder in der sonst von der (jeneral-Versamuilung beschlossenen 
Weise. 

§. 47. 

Die Zahlung der auf die Actien entfallenden Dividende erfolgt spätestens 
am 1. Juli eines Jeden Jahres; es steht dem Verwaltungsrathe frei, unter der 
im Artikel 941 H. O. B. normirten Haftung k Conto der Dividende eine 
^percentige, das Actiencapital nicht übersteigende Abschlagszahlung schon 
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■ 

iai Anner sn erfolgen, wenn das Yoriumdensein einet auBreichenden Ertrages 
eonstatirt ist. 

Die Zinsen der PrioriUtts-Obligationen werden halbjährig am 1. Jänner 
tnd am 1. Jnli gezahlt. 

Bis snr ErOfflrang des Betriebes auf beiden im §. 2 lit. a und b be- 
lelehneten Linien geniessen die Aotien und Obligationen eine 5pereentige 
VeRinsung in Silber, welohe am 1. Jänner und 1. Jnü geleistet wird. 

Zinsen und Dividenden, welche binnen drei Jahren nach ihrer Fällig- 
keit nieht behoben werden, sind zn Gunsten des Reservefondes der Gesell- 
schaft verfallen. 

Zar Bestreitung der ersten ErforderniBse des Betriebes wird aus dem 
Bsoeapitale ein Betrag von 200.000 Gulden reservirt. 

§. 48. 

Die Tilgung des Anlagecapitales erfolgt aas dem Reinerlrägnisse (§. 46 
Ut. a nnd b) innerhalb der Coneessionsdaner naeh dem der hohen Staats* 
Terwaltung zur Genehmigung vorzulegenden Tilgungsplane. 

Der Tilgung der Actien hat jene der Prioritäts-Obligationen voran- 
XQgehen. 

Die Reibenfolge der zu tilgenden Prioritäts-Obligationen und Actien 
wird durch Verlosung bestimmt. 

Die Verlosungen werden in Wien in Gegenwart eines k. k, Notars vor- 
genommen. 

Die Nummern der gezogenen Prioritäts-Obligationen und Actien werden 
in Gemässheit des §. 4 kundgemacht. Die getilfrtcn Actien werden gegen 
Genusöscheine umgetauscht, deren Besitzer ;in der im 46 lit. b erwähnten 
Spercentigen Dividende keinen Antheil. auf die etwaige 8uperdi^ idenile 
46 lit. c) iiher gleichen .Anspruch mit den Actienbesitzern haben und 
auch in allen anderen Beziehiiii^'en den Aetionären gleichgestellt sind. 

Insbesondere werden bei Beurtln ilung der BeHehlus^stähijikeit der 
Oeneral-Versammhing und bei der Bemessung des vertretenen Capitals 
(§. 36, die (iemissscheine den Aetieii gleiciigeaehtet. 

Das Formular der ebenfalls auf Inhaber lautenden Genussscheine wird 
seinerzeit vom Verwaltungsrathe mit Genehmigung der hohen Staatsver- 
waltung festgestellt. 

Vil. Abschnitt. 
Reservefoud. 

§.49. 

Pttr die beiden im §. 2 lit, n und h bezeichneten Linien wird ein 
gsneinschaftlicher Heservefond gebildet , welcher zur Deckung ausser- 
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ordentlicher AusUgeDy Nachacbaffungen von Betriebsmitteln und Betriebs- 
vorkehiningen, sowie suNeubaaten und Erweiterungen fttr die Linien bestimmt 
ist. Demselbon werden zugewiesen: 
a) ein Zusclmss von roindestons 2 Percent von dem Ueberschiisse über 
das Erforderniss für die Verzinsung und Tilgung der Prioritftts-Oblig«- 
tionen und Ai-ticn (§, 46 lit. c) ; 
hj die verjülirten Zinsen ini l Dividenden; 

cj die Erlöse aus dem Verkaufe alter Materialien des Oberbaues und der 
Betriebsmittel. 

§. 50. 

Die Dotirung des liescrvefondes in GemUssheit des §. 49 beginnt mit 
dem ersten Reclinungsabschlusse und wird eingestellt, sobald er die Hübe 
von 10 P( icent des Gesammt-Anlageoapitals (§. 6) erreieht hat und insolange 
er sieh auf dieser Höhe erhält. 

§. 51. 

Fttr den Fall, als die Gesellsohaft ihre Linien auf die ganxe Ooneessions- 
dauer verpaehteti hat ihrerseits die Bildung des yorstehcnden Resenrefondes 
und daher aueh die Zuweisung der 2 Percent des im §. 46 lit c bestimmten 
Uebersohusses in denselben zu entfallen; es ist aber in dem Pachtvertrage 
dafür yorsusorgeui dass der Pächter die etwa zur Deckung ausserordentlicher 
Auslagen, zuNaehsehaiIhngen von Betriebsmitteln und Betriebsvorkehrungen^ 
sowie zuReconstruotionen, Neubauten und Erweiterungen auf den gepachteten 
Linien erforderlichen Beträge (§. 49) aus Eigenem bestreitet. 

Nur die verjährten Zinsen und Dividenden werden auch in diesem Falle 
in einen Reservefond eingelegt, Uber dessen Verwendung die Qeneral- Ver- 
sammlung SU bestimmen hat. 

VIII. Abschnitt. 
Streitigkeiten, Staatsaufsicht, Auflösung. 

§. 52. 

Streitigkeiten ans dem Gesellschsftsverhältnisse werden von dem 
Schiedsgerichte der Wiener Handelskammer ohne weitere Berufung aus- 
getragen. 

§. 53. 

Das der hohen Staatsverwaltung vorbehaltene Anfsichtsreoht wird von 
derselben nach den Bestimmungen der allgemeinen Gesetze und Insbesondere 
in Gemässheit des §.19 der Allerhöchsten Concessions-Urkunde vom 10. 
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September 1872 und «les §. 16 der Allerhöchsten Concessions-Urkunde vorn 
23. Aiij^ust 18fi0 geübt. 

Mit Rücksicht nut die hieiiiit veilimideue (^oschüftslast wird von df^r 
Gesellsi-Iiaft eine jährliche P.'iiischalvergiitunjj^ an den Staatescliatz geleistet, 
dereu Hüiie von der Staatsverwaltung bestimmt wird. 

§54. 

Die (Je.«ells<dial't verptiichtet sich, die um eine Dienstesstt lle si' h 
bewerbenden und dazu geeigneten Unterofticiere der k. k. Armee vor anderen 
Bewerbern zu berücksichtigen. 

§. 56. 

Im Falle der Anfidsiiiig der Geaelluhaft (§. 6) wird die Art der Liqui- 
dation Ton der Genend-Yersammliiiig mit Genehmigung der hohen Staats- 
Terwaltang in GemSssheit der Bestimmungen des Handeisgesetzes und der 
AUerhdehsten Ooneeauons-Urkonde festgestellt. 

§. 56. 

VorObergehende Bestimmungen. 

Oonstitnirende Versammlung. 

Die oonstitnirende General-Versamminng wird sofort naeh der Zeichnung 
des Actiencapitals durch die Concessionilre ohne Rttcksieht auf die im §. 33 
bestimmte Einberuftingsfrist mittelst einmaliger Kundmachung in der „Wiener 
Zeitung«* einberufen. 

Anf diese General-Versammlung haben die Anordnungen der Statuten, 
▼eiche sieh auf die Kundmachung, auf den Aetien erlag und auf den Vorsitz 
beziehen, keine Anwendung. Der Vorsitzende wird von der General- Ver- 
nmmlung gewShlt. Die eonstituirende GreneraUVersammlung hat die Mit- 
glieder des Verwaltongsrathes, sowie der Revision zu wählen, und den Werth 
der Prilsenzmarken für die Verwaltungsraths-Sitznngen zu bestimmen. 

Die eonstituirende Versammlung ist beschlmsfllhig, wenn die Mehrzahl 
4er gezeichneten Aetien m derselben vertreten ist. 

Die eonstituirende General- Versammlung hat das Recht, den Paoh^ 
▼ertrag fiber die Verpachtung der ganzen Bahn an die k. k. priv. Sfidbahn- 
gesellscbaft fttr die ganze Daner der Goncession zu genehmigen und den 
Verwaltungsrath zur Ausfertigung dieses auoh von der Regierung zu geneh- 
migenden Pachtvertrages zu ermXchtlgcn. 

üeber die Verhandlungen dieser Versammlung wird ein Protokoll ge- 
führt, welches von dem Vorsitzenden und zwei dazu von der Versammlung 
bestimmten Zeichnern zu unterfertigen und von einem der Versammlung 
betznziehenden Notar zu beglaubigen ist. 

• 2^ 
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Vorstehende Statuten werden aul Grund AUerhöcUdter Ermäclitig^ug 
geneh migt. 

Wien, am 30. MSn 1874. 

Der k. k. llinister des Innern : 
(L. S.) lASSer in. p. 



S. Anmerkungen znr Coneesslons-Urknnde Tom 33. Angnst 1869^ 

B. G. BL Nr. 160, 

tür die Lisenbalui T€n Wiener-Neustadl nach draiiiiuat-Neusiedl (\gl. Bd. 11, Abih. 2, S. 1347). 

Zu §. 15. 

Lant Kundmachung des Handelsministeriums vom 8. Jnli 1875, R. O. 
Bl. 101, wurde die sub 1 zugesicherte Befreiung von der Einkommensteuer 
und der Entrichtung der Coupon-Stempelgebtthren, sowie von jeder Steuer, 
welche etwa durch künftige Gesetze eingeführt werden sollte, auf Grund des 
Gesetzes vom 34. BiSrz 1875, R. G. Bl. Nr. 55, unter derenAusdehnnng nuf 
die Linie Wien-Pottendorf auf sieben Jahre, vom I.Jänner 1875 angerechnet 
beschriinkt. (Vgl. das Gesetz und die Kundmachung weiter unten sub 5 
beziehungsweise 6.) 

Zu §. 17. 

Die Dauer der Coiif*cssion wurde laut Kundmachung des H:«ndels« 
ministeriums vom 3. Juli 1875, K. G. Bl. Nr. 101, auf Grund des Gesetzes 
vom 24. Milrz 1875, B. H. Bl. Nr. 55, mit neunzig Jalireu, vom 1. Jänner 
1875 an gerechnet, festgesetzt. (Vgl. das Gesetz und die Kundmachung 
weiter unten sub 5 beziehungsweise 6.) 



8. Anmerkung xnm ProtokoUe vom 13. Angnst 187d. 

(Viel. Erg..Bd. I, SHte 614). 

Der Ilaiidelsmiuister li;it mit dem Erlasse vom IG. Juni 1873, Z. 20087, 
über Ansuchen de-; Wiem r Bankvereines ^estattt t. zur Anschaffun.ir des 
liollmateriales liir die '^:i\r/.v 41.'» Meilen lan;i:e Linie, entsprechend den 
i*rotokollsbefstinimnnpen vom 13. Ani:n>t 1872. der Betrair von 11 5. OHO tl. 
. lOO.UOO fl. por M«'ile^ verwendet und dtM* unter diesem ritt l in das Präli- 
minare eintresti lltf Mehrbetra;! von 85 UOU ti. zur DeekuniX der Mehrkosten 
der Strecke W i e u - 1 uze rs d ort" herangezogen werde. 
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4. Anmerkangen zar Ooncesslons-Urkunde Tom 10. September 

1872, R. G. Bl. Nr. 138, 

tüc die EiseabatiQ von Wien nach Potieaduri (Vj^l. Lrg.-Bd. ij Si-ite Ülöj. 

Zu §. 1. 

Die Bahn worde ron der SUdbahnstJitioB Meidliug aus nach Pötten- 
dorf gebaut. Die Gesellschaft wurde laut Kaudmaehusg^ dea HandeUmiDi- 
sterioms Tom 3. Juli 1875, R. G. Bl. Nr. 101, von der ihr obliegenden Ter- 
pHichtung zum Anabane der Eisenbahnstrecke tou Pottendorf an die 
SRteireiohisehe Orenze gegen Oedenburg bis auf Weiteres enthoben und 
ibr gleichzeitig anf Grund des Gesetzes vom 24. März 1875^ R. G. Bl. 55, 
die Befreiung von der Einkommensteuer und der Entrichtung der Coupon- 
Stonpelgeblibren, sowie von jeder Steuer, welche etwa durch künftige Gesetze 
eiDgefflhrt werden sollte, auf die Dauer von sieben Jahren, vom 1. Jänner 
1875 an gerechnet, eingeräumt. (V-^l. das Gesetz und die Kundmachung 
veiter unten sob 5 beziehungsweise 6.) 

Zu §. 3. 

Die Eröffnung des Betriebes auf der Bahn von M e i d 1 i n g nach P o 1 1 e n- 
dorf erfolgte am 7. Mai 1874 unter provisorischer Benützung einer Strecke 
d»r Donanlände-Eisenbahn zwischen Meidling und Inzersdorf. Die 
Eröffnung' des Definitivums zwischen den genannten Stationen erfolgte am 
3. November 1875. 

Zu §. 15. 

Die Dauer der Oonoession wurde laut Kundmachung des HandeU' 
Bünisteriums vom 3. Juli 1875, R. G. Bl. Nr. 101» anf Grund des Gesetzes 
von 24. Biärz 1375, R. G. Bl. Nr. 55, mit neunzig Jahren, vom 1. Jänner 
1875 an gerechnet, festgesetzt. (Vgl. das Gesetz und die Knndmaohung weiter 
Voten sub 5 beziehungsweise 6.) 



9. besetz Tom U. März 1875^ B. Bl. Nr. 55, and t. Bl. Nr. 44, 

Mnind die der Unteni«hiioBg dpr Wi^n-Pottendorf- Wiener- Kenstadter Eiseabshn in 

gew&hrtnden BcgftnstignngeB. 

Mit Zustimmung beider Hkuser des Reiehsrathes finde Ich anzuordnen, 
wie ibigt: 

Artikel I. 

Die Ue^(ieruiJ? wird ennächli'rt, zum liehute der in F(»rm oinc> »Miihcit- 
Ucheu Unternehmens unter der bezeichnuug: „Wien-Pottendorf-Wieuer- 

20* 
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Neustädter Uahn- zu bewiikcuden Verciiii{;uiig der Locomotiv-Eigeubalin- 
linien : 

ai von Wien über Iiizersdorl nach l'ottrndort und 

b; vf)n Wiener-Keu?tadt Uber Ebenlitrt, Potfen<lorf und rnter-Waltersdort 
naoh Grammat-Ncusiedl mit eint r Abzweig:un^' jreL'on Nenleld 
für die unter u) ^--enannte Eisenbalmlinie die Befreiung' \ on der Einktminirn- 
Bteuer und der Entrit-lilunf^ der Couiion-Stempel^a hiiluen, sowie von jeder 
Steuer, weklie etwa durcli künfti^'e (le^etze eingelührt werden sollte, auf 
die Dauer von sieben (7) Jaliren, vom 1. .länner 1875 an gerechnet, unttr 
der Bedingung: zu gewiilircn, dass die zufolg.' der Concessionsurkunde vom 
23. August IPCO R. G. Bl. Nr. ir.Oi für «üc Wiener-Keustadt-Cirammat- 
Neusiedler Eiscnh.'ihn auf die Dauer vnn lünlzthn Jahren zugj'^^taiulene 
gleichartige Steuer- und Gebiilirt jibrfrciung mit dem Ablaufe der obigen 
siebenjährigcu Zeitirist ausser Kraft gesetzt wird. 

Artikeln. 

In dem im Artikel I beseiehneten Falle kun für die daselbst unter b> 
angeflilirte Eisenbahnlinie znm Behnfe ihrer Oli^iebstellnng mit der Bisen- 
bahnlinie a) die Concessionsdaner über den im §. 7 der Verordnn ng des 
Hinisterimn» fttr Handel, Gewerbe nnd öffentliche Banten vom 14. September 
1854 (R. G. Bl. Nr. 388), betreffend die Ertheilnng tod Goncessionen für 
Piivat-Eisenbahnbanfen, festgesetaten Termin hinaus in der Art verlängert 
werden, dass der Ablauf der Concessionsdaner für beide Linien erst mit dem 
Ablaufe von neunzig Jahren, vom 1. JXnner 1875 an gereehnet, eintritt. 

Artikel III. 

Mit dem Vollzuge des gegenwärtigen Gesetzes, welclies mit dem Zeit- 
punkte geiner Kundmachung in Wirksamkeit tritt, werden der Uandels- 
minister und der Finanzmini>iter beauftragL 

Wien, am 24. März 1875. 

Franz Joseph m. p. 

Aiersperg m. p. Baobans m. p. Preth m. p. 



6» Kundmachung des UaiKlcIsnn'iiisteriiiiiih vom 3. Juli 1875, 

R. G. Bl. Nr. 101 uud C. Bl. Nr. 78, 

'i^-treHVinl dii- Aljänd^Tunir einiircr Bcstinimuimcn d»'r Cnnocssionsurkundrn vom 23. August 
lSf)9 (R. (i. Bl. Nr. HJni uml vnm In. ScpL nibi-r 1N(2 (H. (i. Bl. Nr. I.'IS) für du- I.o< oni..iiv. 
r.isenbdhnon vun \\ ifiHT-Ni usladl naih (.raiiiiiiat-Nt usicdl, dann von W ii'n nach i*oil»Ddorl 
nnd an di«- unearische I.andcs^n'n?«' i!»'ir»'n Ocdi'nburt. 

Auf Grnnd der AlNMliin lmtcn Kntsrlillfsjiunjren vcni 7. I)<''-t'nil>er 1^^74 
und vom 30. April 1875 wurde zufolge des mit dem Finanzministerium 
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getroifeneii EinvernehinenB in Abändernng der einschlägigen Bestimmungen 
der Goaceflsionsnrknnden vom 23. Augaat 1869 (R. 0. Bl. Nr. 160) fUr die 
Loeofflotir-Eisenbalin yon Wiener-Neustadt nach Grammat-Neosiedl, und 
Tom 10. September 1872 (R. O. Bl. Nr. 138) itlr die Looomotiv-Eisenbahn 
von Wien nach Pottendorf und an die nngarische Landesgrenze gegen Oeden- 
bnrg die nnter der handelsgerichtlich protokollirten Firma: „Wien-Potten- 
dorf-Wiener- NenstSdter Bahn" als Unternehmnng der beiden obenbezeich- 
neten LocomotiT-Eisenbahnen bestehende Actiengesellschafit von der ihr 
kraft der §§. l and 8 der zoletzt citirten Concessionsnrkonde obliegenden 
Teipfllehtong zum Avsbane der Eisenbahnstrecke von Pottendorf an die 
^Merreichisehe Grenae gegen Oedenbnrg bis auf Weiteres enthoben, ferner 
die Goneessionsdaner fflr die beiden, den Gegenstand der obigen Conoes- 
sionsnrkonden bildenden, nnnmekr in Form eines einheitlichen Unternehmens 
Tereinigten Eisenbahnen gleichmSssig mit neunzig Jahren, vom 1. Jänner 
1875 an gerechnet, festgesetzt und der obengenannten Unternehmung flir 
' die Wien-Pottendorfer Bahta die dieser letzteren zufolge Artikel I des Gesetzes 
Tom 24. Hin 1875 (R. G. BL Nr. 55) zugesicherte Befreiung von der Ein- 
kommensteuer und der Entrichtung der Coupon-SterapelgebUhren, sowie von 
jeder Steuer, welche etwa durch kttnftige Gesetze eingeführt werden sollte, 
auf die Dauer von 8iet>en Jahren, vom 1. Jünner^ 1875, au gerechnet, mit 
der Hassgabe einger&umt, dass die zufolge der Coneessionsurkunde vom 
23. August 1869 (R. G. Bl.Nr. 160) för die Wiener-Nenstadt-Grsmmat Neu- 
Siedler Bahn auf die Dauer von f&nfzehn Jahren zugestandene gleichartige 
Steuer und GebQhrenbefreiung mit dem Ablaufe der obigen siebeujälirigen 
2eitfnst ausser Kraft zu treten hat. 

CUameekj m. p. 
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K. k. piiv. Leoben-Voideiuberger EisanbaluL 

(Vgl. Bd. II, Abth. I, Seite 547.) 

1. Statuten der Actieu-Oesellschaft der k. k. pri?« Leoben-Yor- 

deriiberger fiiseiilialin. 

I. Abschnitt. 

Orfin^iiiig, Zweck und Dauer der GeselUchaft. 

§. 1. 

Aul Grund des Artikels 13 der beigeschlossenen AUfrhöchsten Con- 
cessions-Urkunde vom 8. Juli l^CO lieilage I), wurde von den Concessio- 
näreu Franz <ir«f Ton HertiD. Frani ftieckh, Beioheld Klsl, Jaceb Syi, Dr. 
Jobaaa Flerkh und Dr. Albert Merk eine Aeticn-Gesellsc liaft zur Ausfuhrung 
der iu der a. h. Concessions-C'rkunde bezeichneten Unternehmung unter 
der Firma i. k. prh. Lcebei-Terderikerger JUieakaki gegründet 
Tgl. die Coneesslons-Urkunde im Bd. II, Abth. 1, Seile 549. 

AUe in der vorerwUhnten Concessions-Urkunde begründeten Reebte ond 
Verbindlichkeiten wurden dieser Actien-Gesellscbaft Ubertragen. 

Ihr Zweck ist daher der Bau und Betrieb einer im Anschlurae an die 

* 

Südbahn von Leoben nach Vordemberg zu fahrenden Loeomotiv-EisenbahD» 
sowie von Flttgelbabnen von dergelben zu den einzelnen industriellen Etablis- 
sements, Bofem die Errichtung solcher FlUgelbahnen im Sinne des Artikels 
IV der Concessions-ürkunde von der Staatsverwaltung nach Massgabe der 
bestehenden Gesetze bewilligt wird. 

§. 3. 

Der mit den Gläubigem getroffene Ausgleich, welcher diesen Statuten 
angeb&Dgt ist (Beilage II), bildet einen integrirenden Bestaudtheil derselben, 
und verpflichtet die Aetien-Gesellschaft zur genauen Einhaltung aller 
hieraus für sie resultirenden Verbindlichkeiten. 
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§. 4. 

Die Gesellschaft hat ihren Sitz unabänderlich in Graz, und ist berech- 
tigt, Agentien im Inlaude und Auslande zu bestellen. 

§. 6. 

Die Knndmaeliiingen der Gesellschaft erfolgen dureh die Imtliebe 
n Wiener" und „Gräser Zeitung**. 

§.6. 

Die GeeeUecbaft hat sich nach erfolgter Binzahlong auf das 

nrsprüngliche Actien-Capital and nach erwirkter handelsgerichtlicher l^roto- 
kollimng eonstitnirt. 

Sie endet mit dem Erldschen der Concession, Ittet aioh jedoch sehon 
früher auf, wenn die Bahn vom Staate eingelöst oder von der Gesellschaft 
▼erXossert wird. 

II. Abschnitt. 

Gesellschaftlicher Unternehmnngsfond. 

(Anlage-Capital.) 

§. 7. 

Der nrsprttnglich anf 1,600.0000 Ii. ö. W. in Aotien per 640.000 fl. 

8. W. und in Prioritäten per 960.000 ü, 9. W. festgesetzte gesellschaftliche 
ÜDtemehmnngsfond wird durch eine auf Grund der Allerhöchsten Bnt- 
sehliessong vom 3. Jänner 1875 (kundgemaoht mit dem Erlasse des k. k* 
Handels-Ministerinms vom 9. Jänner 1875, R. G. Bl. Nr. 6) erfolgte dritte 
Bmission Prioritäten in der Hohe von 330.000 fl. ö. W. auf 1,930.000 fl. 

9. W. erhöht. 

§. 8. 

Die Actien und Prioritäten sind mit fortlaufenden Nummern beseichnety 
und mit den für die Ansfertignngen der Gesellschaft vorgeschriebenen Unter- 
schriften auiügestattet. 

§• 9. 

Die Aotien lauten anf 200 fl. ö. W. und auf Inhaber und sind mit 
Coapons Teraehen. 

Von den Prioritäta-Obligationeny welche ebenfalls anf Inhaber ausge- 
stellt sind, lauten die der I. und II. (Lit A) Emission auf 300 fl. ö. W. in 
Silber oder 200 Thhr. preuss. Courant, gleich 350 fl. süddeutsche Währung, 
die der III. (Lit B) Emission vom Jahre 1875 anf 300 fl. ö. W. m Silber. 
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Alle Phoritäts-Obligationen sind mit ö^o Silber verziusUcb, uud mit 
Couponsbogeo verselieu. 

Die Zinsen der Prioritäts Obligationen sind stets ohne Abzug an Ein- 
kommensteuer n. s. w. auszubezahlen. 

Die Actieu und Prioritäts-Obligationen sind nach beiliegenden Formn- 
larien (Beilage UI, IV, V und VI) ausgefertigt. 

Die«« FomuUrien wurden hier Dicht abgedrnokt. 

10. 

Die Actien und Prioritüts-Obligationen, welche den im §. 7 bezdeh- 
neten rntemehmongsfond bilden, sind entweder bar eingezahlt, oder, inso- 
fern sie an die Banunternehmung an Zahlungsstatt ftlr die Herstellnng und 
Instmimng der Bahn snceessive erfolgt wurden, durch den Werth der ver- 
tragsmässig ausgeführten Leistungen bedeckt. 

i?. 11. 

Die Actieu uud Prioritäten sind untheilbar; die Gesellschaft erkennt 
sich gegenüber fttr jede Actio und jede Prioritäts-Obligation nur Einen 
Eigenthfimer an. Mehrere Theilhaber einer Actio oder Prioritäts-Obligation 
müssen daher ihre gemeinsamen Rechte durch eine Person wahrnehmen 
lassen. 

§ 12. 

Die Aetien und l*riörit:it<-01»li,:;:itii>iu'ii ki>niM'ii ^'('-»'ii Entrichtung' der 
Von dt-r Ues«dlschalt bt-tiinniteii (ii-ldUii tMi bei der (n.'.'^t'lls.dinlt- Cn^sa deponirt 
und dalür auf deu Namen des Erlegers lautende Erlagsscheine erhoben 
werden. 

III. Abschnitt. 
Verwaltungsrath. 

§. 13. 

Die Leitung der Gesellschafts-Angelegeulieiten ist einem Verwaltungs- 
rathe Von flinf Uitgliedem übertragen, von welchen vier in Graz domiciliren 
müssen. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes werden von der General-Ver- 
sammlung auf 4 Jahre gewählt 

Wer Beamter der Gesellschaft ist, oder zu ihr im VertragsverhSltnisse 
mit Ausnahme eines speciellen Mandatsverhältnisses steht; wer in Concurs 
verfallen ist, oder seine Zahlungen eingestellt hat, ohne seine Gläubiger 
befriedigt zu haben; wer wegen eines Verbrechens oder wegen eines aus 
Gewinnsucht herrorgegangenen oder die öffentliche Sittlichkeit Tcrletaenden 
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Vergebeos oder einer solehen Uebertretiuig in Untersnokuns steht oder 
Mhiüdig gesprochen worden ist, kann nicht Mitglied des Verwaltungsrathes 
sein. Der Eintritt eines solchen Verhältnisses hat unndttelbar den Verlust 
der Stelle znr Folge. 

§. 14. 

Nach dem mit den Gllubigern getroffenen Ausgleiche müssen die 
Letzteren in dem Verwaltnngsrathe durch drei von ihnen vorsuschlagende 
Mitglieder Tcrtreten sein. Auf diese drei Verwaltnngsräthe hat die Bestim- 
mnDg des §. 18 bezttglich der Ansässigkeit in Qrax keine Anwendung, und 
wird deren Funetionsdauer auf seohs Jahre festgesetst. « 

|. 15. 

Nach Ablauf der ersten vier Geschäftsjahre treten die nicht aus der 
Mitte der Olänbigersohaft gewählten swei Hitglieder aus. 

Nach Ablauf von sechs Geschäftsjahren tritt jährlich je ein Mitglied 
der dnreb die Glänbigerschaft gewählten Verwaltnngsräthe ans, welche in 
den ersten awei Jahren durch das Los, sodann durch den Ablauf der 
GesehSftsftinetion bestimmt werden. Die übrigen Mitglieder des Verwaltnngs- 
ratbes haben je nach Ablauf der normalen Funetionsdauer tou vier Jahren 
ssssatreten. 

Die Austretenden sind wieder wählbar. 

§. 16. 

Tritt ein Mitglied vor Ablauf sdoer Funetionsdauer ans, so kann der 
Verwaltnngsrath dessen Stelle provisorisch bis zur nächsten General- Ver- 
sammlung besetzen, welche die definitive Ersatzwahl vornimmt. 

In diesem Falle tritt der Gewählte bezüglich der Funetionsdauer an 
<Be Stelle seines Vorgängers. 

§. 17. 

Jeder Verwaltnngsrath muss vor dem Antritte seiner Function 50 
Aetien in der Gesellsehaftseaste deponiren, welche daselbst die Caution für 
die aos seiner Function entspringenden Verbindlichkeiten g( ;;en die Gesell- 
*eba!t bis znr Erledigung der auf seine Functionsperiode bezüglichen Rech- 
sangen in Verwahrung bleiben. 

§. 18. 

Der Verwaltungsrath ist der Vorstand der Gesellschaft im Sinne des 
Handelsgesetzes. 

Er vertritt dieselbe nach aussen, und ist mit der im Baadeisgesetze 
^festgesetzten Verantwortliebkeit zu allen Verfügungen in Gesellsehafts- 
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ADgelegenheiten berechtigt, welche nicht der GeneraUVeraammlaog yorbe- 
halten sind. 

Dem Verwaltnngsrathe ist insbesondere die Ernennung der Beamten 
der Gesellschnft und die Genehmigung der Dienstinstruction und Reglements 
für die Führung der Geschäfte vorbehalten. 

£r ist hierbei verpflichtet, auf die Anstellung von sich um eue 
Dienstesstelle bei der Gesellschaft bewerbenden und dazn geeigneten Unter- 
officioren vorsugsweise Bedacht zu nehmen. ' 

Die Firma wird von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes oder von 
einem Mitgtiede des VerwaKungsrathes und von einem vom Verwaltongsrathe 
zn diesem Behuf» mit der Procura versehenen Gesellscliaftsbeamten, und 
zwar vom letztercA mit dem Beisatze per procura, gezeichnet. ^ 

§. 19. I 

Der Verwaltungsrath wählt aus seiner Mitte jährlich einen Vorsitzenden 
und dessen Stellvertreter. 

Bei gleichzeitiger Abwesenheit dieser Beiden wird der Vorsitz vom 
Verwaltungsrathe einem anderen Mitgliede übertragen. 

§. 20. 

Der Verwaltnngsrath versammelt sich in Graz über Einladung des 
Vorsitzenden oder seines Stellvertreters, oder auf Verlangen von drei Mit- 
gliedern, so oft es die Geschäfte erfordern, mindestens aber einmal im 
Monate. 

Die Art und Weise, wie die Einladungen zu erfolgen haben, wird vom 
Verwaltungsrathe festgesetzt. 

§. 21. 

Zur Beschlussfähigkeit des Verwaltungsrathes ist die ordnungsmässig 
erfolgte Einladung aller Mitglieder, und ausser dem Vorsitzenden, die Anwe- 
senheit von zwei Mitgliedern erforderlich. 

§. 22. 

Die Beschlüsse werden mit absoluter Stimmenmehrheit gefisaat 
Bei gleichgetbeüten Stimmen wird jene Meinung zum Beschlüsse erbo* 
bcn, welcher der Vorsitzende beigetreten ist. 

§. 23. 

Die von Graz abwesenden Mitglieder kdnnen ihre Stimme mittelst 
Vollmachten einem anderen Mitgliede des Verwaltungsrathes, jedoeh mit | 
Anssehluss des Vorsitzenden, übertragen. Kein Mitglied darf aber mehr als i 
eine Vollmachtstimme ttbemebmen. 

I 
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Teber die Verliandliuigen des Vrr\vnltunirsrathe>i werden Protokolle 
aui^enomineii, die vom Vorsitzeudeu uud zwei audereu Mitgliedern zu unter- 
zeichnen sind. 

§ 25. 

Die Mitglieder des Verwaltongsrathes erhalten an Entlohnung fttr ihre 
Theilnahme an den Sitzungen 'Anwesenheitamarken, deren Werth die ordent- 
liche General-Versammlung alljährlich bestimmt. 

§. 26. 

Der Verwaltungsrath kann durch eine Special-Vollmacht fttr bestimmte 
Oegenstünde und fUr eine bestimmte Zelt die Gesehüftsleitung an einzelne 
IßtgUeder oder an Gesellschaftsbeamte ttbertragen, und fttr die hienacb 
geleistete Mühewaltung eine specielle Entlohnung aussetzen. 

IV. Abschnitt. 

Gen eral- Versammlung. 

^. 27. 

Die Gesammtheit der Actionäre wird durch die General-Versammlung 
vertreten. 

An derselben können nur jene Actionäre Tüeü nehmen, weiche wenig- 
stens 10 Aetien besitzen. 

Abwesende küunen sich mittoht Vollra.ieht durch stirDinOilii^o Actionäre 
vertreten lassen. Die Form der Vollmacht wird vom Verwaltuugörathe 
bestimmt. 

Ptie^'ebetohleiie, (ieineinden, Gci^ellschaften nnd Corporationen werden 
dnrcb ihre gesetzlichen oder statutarischen Uepräsentautenj Frauen durch 
lievullmächtigte vertreten. 

§. 28. 

Je 10 Aetien geben das Recht auf eine Stimme. 

§. 29. 

Die General- Versammlung tritt regelmässig in der ersten Hälfte eines 
jeden Jahres in Graz zusammen. 

Ausserordentliche General-Versammlungen können so oft stattfinden^ 
als es der Verwaltungsrath n9thig erachtet. 6ine ausserordentliche General- 
Versammlung muss einberufen werden, wenn ein oder mehrere Actionäre, 
deren Aetien mindestens den zehnten Theil des hinansgegebenen Aetien- 
capitales repräsentirett nnd von ihnen deponirt werden, darauf unter Angabe 
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des Zweckes antragen. In diesem Falle muss die Einberufbng der General- 
Versammlung längstens binnen 14 Tagen naob Einbringnng des Antrages 
«rfolgen. 

§. 30. 

Die KinbiTutuu;; der General-Vcr.sammlun^r g:escliielit mittelst einer 
Kuiuliiiachung durch die im §. 5 bestimmten Zeitunfrsliliitter. web-iie min- 
destens ;{() T;ii:e vor dem Versammlungsfnge zu rrt(d^cn und die zur Ver- 
hau üluug bestimmteu Gegenstände bekannt zu geben hat. 

§. 31. 

Die Actionäre, welehe der General-Versammhing beiwidiuen wollen, 
müssen Üin^rstens 8 Tage vor dem Zusammentritte derselben <lie Aetien, 
auf Grund welcher sie ilir Stimmrecht ausüben wollon, am Sitze der Gesell- 
schaft oder an den vom Verwaltungsrathe bestimmten Erlagstellen depouiren. 
und erhalten Legitimationskarten, welche auf den Namen lauten, die Zahl 
der deponirten Actien und der darauf entfallenden Stimmen ausweisen, und 
nur für die bezeichnete Person oder deren gehörig legitimii*teu Bevollmäch- 
(igten gelten. 

§. 82. 

Der zum Vortrage in der General- Versammlung bestimmte Geschäfts- 
t>ericht nebst dem Rechnungsabschlüsse, der Bilanz und dem Gutachten des 
Revisions-Ausschnsses, sowie der Wortlaut der zur Verhandlung kommenden 

Anträge ist 8 Tage vor der General- Versammlunfc am Sitze der Gesellschaft 
zur Einsicht aufzulegen, und jedem Aetionär, der sein Stimmrecht nach- 
gewiesen hat. ein Druckexemplar davuu zu erfolgen. 

§. 83. 

Die General- Versamralang ist bescblttssfähig, wenn Uber deren erste 
Einberufung mindestens swanzig stimmberechtigte Actionäre anwesend sin 1- 

Um eine Aendemng der Statuten, eine Vermehrung des gesellschaft- 
lichen l'nternehraungs-Pondes durch Hinansgabe neuer Aetien oder durch 
Autnabroe eines Anlehens, die Veränsserong der Eiseubabu oder die Auf 
lösung der Gesellschaft beschliessen zu können, muss wenigstens das halbe 
Actieneapital vertreten sein. 

Ist die Oeneral- Versammlung niobt bescblassflibig, so wird sie vertagt 
und binnen 8 Tagen neuerdings gemftss §. 30 einberufen, wobei jedoeh der 
Zeitraum swisohen der Einberufung und Abhaltung der Versammlung auf 
▼iersehn Tage besehrMnkt ist. 
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hei ihrer zweiten Einhenifungr ist iVw Gern lal-Versammliinir olme Rilek- 
'iciit auf die Anznhl der anwesenden Actif)näre und der vertretenen Aetien 
be?chlu*<iiihijL'. Ihre Verhandlungen sind jedoch auf das Programm der ver- 
ugteo Versammlung beschränkt. 

§. 35. 

Ihn Vor^^itz bei der General- Versammlung fiihrt der Vorsitzende de» 
Verwaltuugsratlies oder dessen Stellvertreter, oder bei gleichzeitiger Verhin- 
derung Beider das vom Verwaltungarathe hiezn bestimmte Mitglied 
desselben. 

Der Vorsitzende beistimmt die Reiiienfolge der tu veriiaDdelndeD 
Gegenstände, eröffnet, leitet und schliesst die Berathungen. 

Der Schriftführer wird vom Vorsitzenden ernannt. 

Als Stimmfiihrer fungiren die meistbetheiligten Actionlire, an deren 
Stelle im Falle der Ablehnung die nächstbetheiligten treten. Bei Gleichheit 
der Betheiligang entscheidet, wenn keine Ewignng stattfindet, das Los. 

§. 86. 

Die General- Versammlangfasst ihre Bescblttsse nach absolnter Stimmen- 
iDehrheit Bei gleichgetheilten Stimmen witA jene Meinnng zum Beschlüsse 
eriioben, welcher der Vorsitzende beigetreten ist. 

Die im §. 83 bezeichneten Yerfligungen können nnr mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der Stimmen beschlossen werden. 

Wenn bd Wahlen im ersten Wahlgange keine absolute Stimmenmehr- 
heit erzielt wird; so findet die engere Wahl zwischen jenen Candidaten statt,, 
vdehe die meisten Stimmen erhalten haben, und es wird in diesem Falle 
die doppelte Änzabl der zu Wählenden in die engere Wahl gebracht Im 
Falle der Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

§. 37. 

In (\or General-Veraamnilung wird tinr über die in der Einberufung 
^gezeichneten Gcgenstiindc veriiandelt. Antrii.ir«\ welohf dem VerwaltunL's- 
ratlie von wenigstt'iis fiinl Aetionären. welehe ihr Stiniinieeht durch I)ep<»ni- 
runjr der Actien nachweinten, vor der iMiilierut'ung der General- Versammlung 
dingebracbt wurden, sind in die Kundmachung aufzunehmen. 

Auch in der General-Versammlung steht jedem stimmberechtigten 
Actionär das Recht zu, selbstständige Antrüge zu stellen, doch darf Uber 
dieselben nicht sofort in dieser General-Versammlung entschieden, sondern 
nur. wenn ein solcher Antrag noch von wenigstens vier stimmberechtigten 
ActionKren nnterstützt wird, bestimmt werden, ob und wann derselbe in 
Verhandlung zu nehmen ist. 
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§. 38. 

I>cr 3< hlusHfassuug der Geueral-Yersamnilang sind folgende Gegen- 
«tände vorbehalten : 
4tJ die Walil der Mitglieder des Verwaltungsratbes und des Beviaioos- 

Ausschusses ; 

itj die Feststelluug des Werthes der Amveseiilieitsinarken flir die Theil- 

nahme an den Sitzungen des Verwaltungsrathes §. '25); 
c) die Genehmigung der Jahresrechnungen und der Gewin nstvertheilung 
4lJ die Geltendmachung der dem Verwaltuagsrathe gegen die Gesellschaft 
obliegenden Verantwortlichkeit ; 

die Vermehrung des Gesellschafts- und Unteruehmungsfondes durch 
Erhöhung des Actieucapitales oder durch Aufnahme von Anlehen; 

f) die Verpachtung des Eiseubahubetriebes; 

tf) die VeräusseniDg der Eisenbahn; 

/< ) die Abänderung der Statuten ; 

i) die Auflösung der Gesellschaft vor Ablaut der Statute nmässigen Dauer. 
Zu den unter ff, h und i aufgestellten Besoblüssen ist die Genehmi- 
gung der hohen Staatsverwaltung erforderlich. 

§. 3'J. 

üeber die Verhandlungen der General-Versamnilunir wird ein Protokoll 
geführt, welches von dem Vorsitzenden, dem SchriftfUlirer und zwei durch 
die General- Versammlung gewählten Aktionären unterzeichnet wird. 

Der Unterschrift des Protokolles wird das Verzeichniss der anwesenden 
Aetionäre mit Angabe der von jedem vertretenen Stimmenzahl nebst den 
Vollmachten beigesetzt. 

Die im Protokolle der General- Versammlung verzeichneten Beaohltlsse) 
mit welchen Handlungen oder Unterlassungen der Verwaltnngsrilthe gut- 
lieheissen oder gerechtfertigt erklärt werden, haben den Letzteren als Abso- 
Intorinm zu dienen. 

Die Besohlttsse der General- Versammlung sind für die einzelnen Aetio- 
näre unbedingt verbindlich. 

V. Abtchnitt. 

Ii evibions- A usschuss. 

§. 40. 

Der zur Priilung der GesellschaHs-KechnuniiX'n Ije.siellle Uevisiuns- 
Aus8chn«<s besteht aus <lrei Mitgliedern und drei Ersatzmännern, welche 
alljährlich von der »»rdentlii lien üeneral- Ver;*ammlung aus den der Verwal- 
tung nicht augehürendeu, stimmberechtigten Aotiuuäreu gewählt werden. 
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Die Kr.satzmännei' treten mir im Falle der VerliindHrnnir der Mitglieder 
de!i Revisi<>ns Ausschusses, und zwar nach der Reilieulolge der Stimtueii) 
welclie sie erlialten haben, in Ftinctiun. 

Bei gleicher Stimuienzahl eutscheidet darüber das Los. 

§. 41. 

Der Revisions-Aus'iohuss hat die Hiclitijrkeit der ah<:^esclilossen»*n 
Jahrej^reclinungen zu prüfen ; er ist zu diesem Behüte bereclitiget, von den 
Bü'hern uud der ganzen Gebarung der Oesellsclial't Einsicht zu nehmen, 
Uüd von den Reehnungslegern die nötliiiren AutkKirungen aVizuverlangeu. 

Er hat seinen Betuiid der General- Versammhing vorzulegen. 

VI. Abschnitt. 

fiiUn z , G e w i n u V e.r t h e i i ung, Tilgung desAulage-Capitales. 

§. 42. 

Die licchnungen der Gesellschaft werden alljährlich am 31. Deceraber 
abgeschlossen und nüt der Bilanz und dem Gutachten des Revisions-Aus- 
schussefl der Gcneral-Versammhiug vorgelegt. 

Das nach Bestreitung aller Betriebs- und Erbaltungs-Auslagen, der 
«ventu^^llen Kosten der Beschatfung des zur Bezahlung der Zinsen der 
Prioritäts-Obligationen selbst erforderlichen Silbergeldes, der Verluste und 
der Abschreibungen vorhandene Erträgniss wird nachstehend verwendet : 

Vor Allem zur Zahlung der Zinsen der rrioritäts-Obligatioueu i., 11. 
ind III. Emission nach der hier angegebenen Reihenfolge. 

Die nach Auszahlung der Prioritäten-Zinsen bis Ende des Jahres 1877 
^ich ergebenden Ueberschüsse werden bis zum Gesanimtbetrage von lU.OOO fl. 
ö. W. in einen Sitherstellungsfond liiuterlegt. welclicr dazu dient, die sich 
in späteren Jahren ergebenden, etwaigen Abgänge l^Ur die Verlosung der 
Prioritäts-Obligationen zu ergänzen. 

Eventuelle weitere reberschiisse werden im Sinne des §.12 des Aus- 
gleiches zu ('unsten der k. k. priv. Südbahngeseilschalt uud zur Bildung 
eines weiteren Reservefondes verwendet. 

Die Actionäre haben hienach bis Ende des Jahres 1Ö77 keiueu 
Auspruch auf Zinsen oder Dividende. 

Vom Jahre 1878 angefangen ist nach Erlüllung der in diesem Para- 
graphe Alinea 2, 3, 4 und 5 vorgeschriebenen Bestimmuugeu das vorhaudeue 
Erträgniss, wie nachstehend zu verwenden : 
aj wird einem zu bildenden (rewinn-Reservefonde sn lange dieser nicht 

10« 0 Actiencapitales ubersteigt) ein von der Geueral-Versamm. 

laug zu bestimmender Betrag bis zu ö<>yo dieses Restes zugeweudet; 
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h) werden weitere 10**'o ■'''s Tantieme dem Verwaltnnijsr.Mthe zugewiesen; 
c) wird der Rest als Dividende unter die ActionUre vertheilt. 

§. 43. 

Die Zahlung der Dividende erfolgt aun 1. Jali eines jeden Jahres; doeh 
steht es dem Verwaltungsrathe frei, a oonto der Dividende die Auszahlung 
eines dem muthinassUehen Reingewinn angemessenen, jedoch 5«/o des Aotien. 
Capitales nicht Übersteigenden Betrages im JSnner zu bewilligen. 

Dividenden, welche binnen fünf Jahren nach ihrer Fälligkeit nicht 
behoben werden, sind zu Gunsten der Gesellschaft Verfallen. 

§. 44. 

Die Tilgung des Anlage- Capitales erfolgt innerhalb der Concessions- 
dauer. 

Nur wird durch den beigehefteten Ausjrleich (§. 3) die Verlosung der. 
Prioritäts-Obligationen 1. und II. Emission um vier Jahre hinausgerückt, 
und wird selbe erst im Jahre 1878 wieder aufgenommen. 

Die Prioritäten III. Emission werden vom Jahre 1880 an innerhalb 
65 Jahren zur Verlosunjr gebrnclit. 

Die Verldsunf^en erfolfron liaibjährifj:, und /war in Silber. 

Die rilfrun<r der Actiou ( rfolf^t nach gänzlicher Tilgung der Prioritäts- 
Obligationcn ebenfalls hall>jäliri'::. • 

Die Verlosungen werden in Graz öfftTitlich vorgenommen. 

Die Nummern der gezogenen Prioritäta- Obligationen und Actien werden 
in Gemässheit des §. 5 kumlgemacht. 

Die getilgten Actien werden gegen (Jenussscheine umgetauscht, deren 
Besitzer, was die Dividende anbelangt, nur auf den S»/© ursprunglichen 
Actien-Capitales übersteigenden Thdl der Dividende, auf diesen Theil ab» r 
gleichen Anspruch mit den Aeticnliesitzern haben, während sie in allen 
anderen Beziehungen den Aetiouären gleichgestellt sind. 

Insbesondere werden bei Bourthoilnng der Beschlussfälligkeit der 
General- Versamndung und bei der l'einessung des in dersen)en vertreteueu 
Capitales i§. 33") die ({eiiussscheiue d<Mi Aetien gleiehgehaltcn. 

Das Formular der jedenfalls auf Inhaber lautenden (ienussscheine wird 
seinerzeit vom Verwaltungsrathe mit Genehmigung der hohen Staatsverwal- 
tung testgestellt. 

VII. Abtelmm. 

Streitigkeiteu, Staatsaufsicht, A'uflösung. 

§. 45. 

Streitigkeiten aus dem Gesellschafts- Verhältnisse werden von dem 
Schiedsgerichte der Grazer Handelskammer ohne weitere Berufung ausge- 
tragen. 
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§. 46. 

D«B der hoben Staatsverwaltung vorbehaltene Anfsiehtsreeht wird von 
denelben nach den Bestimmungen der allgemeinen Gesetze geiibt. 

Mit RQeksiobt auf die hiemit verbundene Geschäftslast wird von der 
Oeselisehaft eine jährliche Pausebalverglitnng an den Staatsschats geleistet, 
deren Höhe von der Staatsverwaltung in Gemässheit des §. 15 der Aller- 
hSehsten Concessions-Ürkunde bestimmt wird. 

§. 47. 

Im Falle der Auflösung der Gesellschaft (§. 6) wird die Art der Liqui- 
dstion von der General-Versammlung mit Genehmigung der hohen Staats- 
Terwaltung in Gemässheit der Bestimmungen des Handelsgesetsbuohes 
festgestellt. 



6753. 

Vorstehende Statuten, welche an die Stelle der unterm 8. Jänner 1870, 
Zahl 17ft70 ex 1869, bestiitiirten Statuten treten, werden auf Grund Aller 
höchster ErniUolitigung j;enehniigt. 

Wien, am 16. Juni 1876. 

In V^ertretuug de« k. k. Mininters des Innern : 
Auersperg m. p. 



Ausgleichs-Programm. 

Um einen sowohl im Interesse der Gläubiger, als der Aetionäre gele- 
genen, und den Fortbestand der k. k. priv. Leoben-Vordernberger Eisen- 
bsbngesellschaft sichernden Ausgleich zu Stande sn bringen, die Aufhebung 
der Goncuraverhandlung su ermöglichen und die Gonsolidirung der Bahn- 
gcsellsehaft durohzufähren, sind die gefertigten Gläubiger Uber nachstehende 
Punkte Übereingekommen. • 

Aufhebung des Ooucurse:«. 

Die gefertigten Gläubiger willigen unter den in den folgenden Para- 
^apheu festgesetzten Cautelen vorläuHg in die Aufhebung des Goncurses 
über die k. k. priv. Leoben-Vordernberger Eisenbahn-Gesellschaft und erklärt 
aieh der gefertigte Concursmasse- Verwalter Dr. Anton. Srstka, sowie der 
bestellte Creditorenansschnss mit der Gonenrsanfhebung auf Grand der 
folgenden Bestimmungen einverstanden. 

21 
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Bct'riedigun von Ci ein cinj^läubi^jcrii durch neue Ti iori tüten» 

Folgende Gläubiger, als: „die k. k. Greditanstalt in Wien« (flir das 
Wiener Anshilfs-Gomit^), »die k. k. priv. SttdbalingeselUchaft," „die Rad- 
meiBter-Oommnnität in Vordemberg*, dann die Herren: Franz Freiherr 
Mayr, Franz Ritter v. Fridau, Moriz Fröhlieh, Jacob Syz und Dr. Albert 
Merk, erklären Bich bereit, an Zahlungsstatt Prioritäten einer nach Aufhe- 
bung des Concurses auszugebenden dritten Emission k pr. 9. W. fl. 300 in 
Silber ftlr alle ihro zum Concurse angemeldeten Capitalsforderungen und die 
hinzngesehlagenen sechs Percent Zinsen bis zu jenem Tage, von welchem 
nach den neu auszugebenden Prioritäts-Obligationen die Zinsen laut des 
darauf befindliehen ersten Coupons zu laufen beginnen, bis zur vollen Höhe 
derselben anzunehmen. 

Jene der vorgenannten Gläubiger, deren Forderungen ganz uder theit- 
weise zur Concnrsmasse nicht liquidirt worden sind, erhalten selbstverf^tänd- 
llch solche neue Prioritäts-Obligationen nur Air die Holte ihrer von der 
Concnrsmasse oder der reactivirten Eisenbahngesellschait anerkannten oder 
gerichtlich liquidirtcn Forderungen und die hieven iu obiger Weise berech- 
neten sechs Percent Zinsen. 

Der üebemalirascours dieser neuen Prioritäts-Olilijrationen wird von 
sämmtlichen Gläubigern mit ii. W. fl. 90 fUr ö. W. H. lUO Silber nominal 
acceptii*! und der scinerzcitigen Berechnung zu Grunde gelegt. 

§. 3. 

Vorläufige Erwirkung der Genehmigungszusicherung von 
Seite der Regierung ffllr die PrioritUten-Emiasion. 

Noc li vor < ift>lirter Aiitlit-bun^'^ des Concurses über die Leoben- Vordern- 
b« rir<'r l'.ix iiliahnjii'scilscliall i§. 1) wird der Coneursmasse- Verwalter im 
Eiiiv» r«.tän(liiis<t' mit dem Creditoreu- Ausschüsse unter Vorla;-'C dieses Aus- 
gleielisi»rogramni"S und eines den Stand des Unternehmens und die weitere 
LebcnslahiL'keit desselben klar darstellenden Finanz-Exposes bei der hoben 
Re^rierung um die vorläufige Zusicherung der Gestattuiig einer neuen Priori- 
täten-Emission Iiis zum Ilöchstbetrage von ö, W. fl. '.i'M.üüO und um gleich- 
zeitige CJebiilirenlVcMlieit für dieselbe ansnehen. Erst nach erfolgter vorläu- 
figer Zusicherung der Genehmigung dieser dritten PrifH-itäteii-Emi'Jsion durch 
die hohe Staatsverwaltung wird das Ansuehen um Aufhebung des Concurso« 
über die LeobeU' Vordem berger Eiscnbahngesellschaft, welches von sämmt- 
lichen Gläubigern zu fertiiren sein wird, bei dem k. k. i^desgeriohte Graz 
als Concurs-Instanz eingebracht werden. 
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§.4. 

Yerziehtleistung der Gläubiger auf eine SpesenvergOtung. 

■ 

SSmmtliche Gläubiger ohne Ausnahme verziehten auf jede Vergütung 
aaProeess-, Gericbts-undExeeutionskosten, sowie sonstige wie immer geartete 
Spesen mit Ausnahme der ihnen in ihrer Eigensehaft als Creditoren-Aus> 
sehilsse erwachsenen und im §. 18 bertteksiehtigten Spesen. 

§. 5. 

Verzieht der SUdbahn auf ihr G ompensationsreeht. 

Die Tertragsmässig den Betrieb der Leoben-Vordemberger Eisenbahn 
Ahrende k» k. priy. SttdbahngeseUschaft verpfliehtet sieh im Sinne des §. 2 
dieses Programraes fllr ihre sXmmtÜchen zum Oonourseder k. k. priv. Leoben- 
Yoidemberger Eisenbahngeselisehaft angemeldeten, theils tiquidirten und 
tbdls noeh zu liquidirenden Forderungen Prioritäts-Obligationen dritter 
fimission zu Übernehmen. 

Dieselbe Terzichtet insbesondere, um die ReactiTimng der falliten 
Gesellschaft zu ermögltohen, auf das tou ihr bisher angesproehene Recht, 
die nach dem oben erwähnten Betrieb&yertrage der falliten Gesellschaft und 
bezQglioh deren Concursmasse zufallenden und derselben noeh nicht abgelie- 
ferten Betriebs-Erträgnisse mit ihren angemeldeten Forderungen zu compen- 
siren Jedoch nur unter der Voraussetzung der vorherigen Genehmigung der be- 
reits rorge legten Betriebsrechnungen und desZustandekommens desAusgleiehes 
in Gemässheit dieses Programmes. 

Sollten sici) jedoeh nach Ablauf des Jahres 1877 Uber den im f. 12 
▼orgMchenen Beserrefond fUr Amortisationszweckc per '6. W. fl. 10.000 
noeh weitere GebarungsUbersohttsse naoh Hassgabe der geprüften und 
richtig gestellten Bilanz pro 1877 ergeben, so müssen selbe sunäehst zur 
ginzUehen oder theilweiseuRUcklösung der der k. k. priy. Sttdbalingellschaft 
für die angemeldete und liquidirte Forderung per ö. W. fl. 28.318^96 kr. 
an Zahlungsstatt Qbergebenen Prioritäten dritter Emission zum Curse von 
90 Pereent yerwendet werden. 

Nach Ablauf dieses Zeitraumes hat die Gesellschaft keine Verpflichtung 
mehr zur RUckübernahme dieser Prioritäten. 

J?. 6. 

Art der A usbezahluii g der rückstämli u'eu Betriebsergebnisse 

durch die SUdbahn. 

Die k. k. priy. SQdbahngellschaft yerpfliohtet sich sohin, yon diesen in 
ihrem Zahlnngsyersprechen befindlichen Betriebsertriignissen den die Summe 

81» 
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von '6. W. fl. 28.318^96 kr. iibpisteigendeii Betrag sofort nach Genehmigung 
der vorgelegten Hetriehsrechiiuugcn noch an die Concursniasse- Verwaltung 
und den verbleibenden Rest gegen Ausfolgun? dor auf ilire angemeldeten 
Forderungen in Gemässheit des §. 2 entfallenden Prioritäts-Obligationen an 
den nenen Verwaltungsrath auaaubezahlen. wobei dieselbe jedoch sr'lbstver- 
ßtändlioh ihr Recht aut Compensando-Anreehnung der ihr seit der ('oncara- 
Eröffnung erwachsenen Forderungen gegen die Concnrsmasse oder die reic- 
tivirte GesellRchaft mit den jeweilig abzuliefernden BetriebB>Ueber»chü88en 
sich ToUinhaltlich wahrt. 

Einberufung einer ausser ordentIiohenQeneral-Ver«ammlun g. 

Sobald die Eisenbahn-Gesellschaft durch diese vergleichsweise Aufhe- 
bung des Ooneurses reactivirt ist, hat der Verwaltungsrath derselben sofort 
eine ausserordentliche General- Versammlung der Actionäre dieser Babn- 
gesellsohaft einzuberufen, uud auf die Tagesordnung derselben den ron den 
Gläubigem angebotenen Ausgleich zu setzen. 

§. 8. 

Ausgabe der dritten Prioritäten-Emission. 

Die General-Versammlung hat weiters zur Hefundirung der schwebenden 
•SehuM im Sinne dieses Ausgleiches die Ausgabe eines neuen Prioriläts- 
Anlehens in derHülie vonö. W. fl. :^3u.UU0 in oireetivem Silber in IIUO Stiiek 
ObliL^•lti<Mlen ä ü. \V. tl. 300 in Silber, gleieh 200 Thaler pieussiseh Courant 
()d»*r Ii. ."JaO süddeutsche VVjihrun;_Mnit liiiil' PerciMit Verzinsung in etfectivem 
Silber und <laraul' lautenden C'Mij)nii> zu bes<'iilies>en und sind dies(> Priori- 
täts-Obligatiuuen in dem Cuutexte als dritte Emission Lit. B. zu kenn- 
zeichnen. 

Die Verlosung dieser neuen Prioritäts-Obligationen hat mit dem Jahre 
1880 zu beginnen. 

§. 9. 

Theilnabme der PrioritStsbesitzer an der Bildung der neuen 
Verwaltung und sonstige Garantien. 

Den Gläubigern, durch welche nach vollzogenem Ausgleiclie mehr als 
zweiDritttheib' des Anlage-Capitales aufgebracht erscheinen, sind iUr die im 
Interesse des Bestandes der Gesellschaft gemachten Conoessionen und sn 
ihrer eigenen Wahrung folgende Garantien einzuritomen. 
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1. Hat der bislicrip^e Verwaltung^srath für die einzuberufende nnseer- 
ordenthVbo (Teiicral-Versammlang die vollständige Neuwahl des Verwaltangs- 
rathes auf die Tagesordnung m setzen. 

2. Haben die Actionäre nach Rücktritt des Verwattungsrathes bei dieser 
insserordentliohen Generai-Versammlang einen neuen Yerwaltangsrath ans 
fiinf Mitgliedern an wählen, und in diesen Verwaltnngsrath jene drei Persön- 
lichkeiten ans der Mitte der Gläubigerschaft aufzunehmen, welche ihnen von 
deiselben werden vorgesehlagen werden. 

8. Darf die ZaU der Mitglieder des Yerwaltungsrathes nicht erhöht 
werden, so dass der Glänbigerschaft durch Ihre Yertrauensmänner die Mino- 
rität im Yerwaltungsrathe gestöbert bleibt 

4. Hat die Neuwahl auf sechs Jahre au geschehen. 

5. Darf der Sita der Gesellschaft von Graz nicht verlegt werden. 

§. 10. 

Uiiiausschiebuug der Verlosung für die 1. und 2. Prioritäts- 
anleihe. 

Die Prioritiitsbesitzer erster und zweiter Emission, weiche die Lage 
der Oesellscbaft durch ihren gerichtlich bestellten, gemeinschaftlichen Cnra- 
tor genau geprüft haben, erklären sich den gegenwärtig allgemein ungünsti- 
gen Zeitverbältnissen Rechnung tragend, und um der Gesellschaft für alle 
ktHDmenden Eventualitäten die stricte Durchführung dieses Programmes zu 
ermöglichen, den »rtwohl in ihrem, als auch im Interesse der Übrigen Gläu- 
biger gelegenen Fortbestand der Gesellschaft dauernd zu sichern, und sich 
oicbt mehr den Wechselfällen einer etwaigen neuen Concursverhandlung ans- 
zusetzen, bereit, der Eisenbahngesellschaft die Hinausschiebung der nach 
dem auf denselben befindlichen Yerlosungsplane mit jährlichen 30 und rttck- 
siehtlieh 5, zusammen 85 Stück vorgeschriebenen Bäcklösung respective 
Amortisation der Prioritälsohligationen enter und zweiter Emission auf vier 
Jahre zu bewilligen, so dass in den Jahren 1874, 1875, 1876 und 1877 gar 
keine Riieklösung beziehungsweise Verlosung zu erfolgen hätte. Mit dem 
Jahre 1878 wOide sodann die nach dem Yerlosungsplane fttr das Jahr 1874 
vorgezeichnete Blicklösnng der Prioritäten beider Emissionen vorgenommen, 
und dem entsprechend in den folgenden Jahren fortgefahren werden, so dass 
die Prioritätsanleihe erster Emission mit dem Jahre 1941 und die Priorittts- 
anleihe zweiter Emission mit dem Jahre 1987 vollkommen gezahlt und amor- 
tiBirt Win, 

Im Uebrigen whrd an der in dem Inhalte der Obligationen der Prioritäts- 
anleihen erster und zweiter Emission aufgenommenen Bestimmung, wonach 
das Priorilätsanleihen erster Emission durch Yerlosung innerhalb 65 Jahren, 
und das der zweiten Emission durch Yerlosung innerhalb 60 Jahren im vollen 



Digitized by Google 



S12 K. k. priv. Leobeo- • 

Noiiiiwcrtlio in cfffctiver Silberinüiizf riick^^/.alilt werden niuss, durch die- 
sen ^^■r,2l»'i(•ll nichts ;xeändftrt, und jileichzeidf; festgeset/t. dass die Kück- 
zahliHi«: für das neu anf^zugcbende Prioritätsanlehen dritter Emi>>ion iuner- 
halb 05 .laliren vom Jahre 188U an, ebeufalU iin voiieu KeunwerÜie und 
effectiver SilbermUuze zu geschehen hat. 

§. 11. 

Bildung von Reservefonds. 

Die nach Ablauf den Jahres 1877 nach Einlösung der laufenden Zinsen- 
Coupons von den Prioritätsobligatiouen aller drei Emissionen von den bilanz- 
niässig ausgewiesenen Jahreserträgnissen verbleibenden Gebarungsüberschüsse 
haben bis zum Betrage von Österr. Währ. fl. 10.000 einen Reservefond für 
Prioritäten-Amortisationszwecke zu bilden, ans welchem in den folgenden 
Jahren etwaige Ahjjänge an den zur HUcklösung der verlosten Prioritäts- 
obligationen erforderlichen Tilgungsqaotcn entnommen werden. Eventuelle 
weitere üeberschiisse werden im Sinne des §. 6 zur KUcklösung der für die 
Forderung der k. k. priv. Südbahn^^^csellschaft per fl. 28,318 96 kr. an 
Zablnngsstatt gegebenen Prioritäten dritter Emission und endlich fUr Bil- 
dung eines weiteren Rescrvetondes iür nnvorhergcsehene Auslagen verweu- 
dety 80 dass die AetionKre in den nächsten vier Jahren unter allen Umstäti' 
den anf die Anszahlung von Zinsen oder einer Dividende auf ihre Actien zu 
▼erdichten haben. 

§. 12. 

Von der Generalversammlung der Aotionäre su fassende 

Beschlüsse. 

Die neinbemfene ausserordentliehe Generalversammlung der Aotionire» 
hat in statntenmässiger Weise die Annahme dieses Ausgleiches in allen sei- 
nen Punkten zu beschliessen, und die Neuwahl des Verwaltungsrathes gemiss 
§. 6 dieses Programmes vorzunehmen. 

Dieser Ausgleieh hat einen Integrirenden Bestandtheil der Statuten zu 
bilden, und ist seiner Zeit mit der Genehmigungsclausei der hohen Regie- 
rung versehen, denselben beiznheften. 

ff. 13. 

Bezahlung der Massesch u 1 d e n und Verwendung der eingegan- 
genen Harmittel. 

Von den durch die k. k. pri^ . Südbahngesellschalll in Gemässheit des 
§. 7 an die Concursmasse auszufolgenden BetriebsttberschUsseu werden zu- 
nächst die Maaseschuiden, insbesondere die Expensare der beiden Maase- 
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Tervalter Dr. Hdrtl und Dr. Srstka, sowie des Prioritfttseurators Dr. lAuk 
ud die Spesen der Creditorenaosschttsse bezahlt. 

Weiters werden diese Gelder durch Beschluss des Oredüerenansschusses 
nr Deckung jener Forderungen Terwendet, deren Besahlnng oder geriebt- 
liebe Deponirung zur Erwirkung der Aufbebung des Concurses Uber die 
Leoben- Vordemberger Eisenbahngesellscbaft notbwendig erseheint. 

Ceber die Verwendung dieser Gelder der Conenrsmasse wird der Cre- 
ditorenausschnsB nach erfolgter Gonoursaufbebung dem neugewäblten Ver- 
iraltungsraibe ordnungsmässig Reelinung legen^ und demselben die in seinem 
Terapreeben befindlichen Cassabestünde ausfolgen. 

§. U. 

Auszahlung der Weehselforderung an M. Sohle Nachfolger 

in Dresden. 

Die reacti\ irte Geselhchalt hat iiacli (Mt'oljrtcr Wahl flos neiion Ver- 
waltungsrathes, sobald die nöthifcon Zahluiif:sinittcl vorhamlt n sind, und 
«pätestens bis 1. Jänner 1875 die Wecliselfordonm^ des M. Scliie Nachfol- 
^rer in Dresden aus dem Accepte der GescUschart ddo. 7. December 1873 
per Österr. Wälir. ti. G4H3.73 kr. samnit 6 Percent Zinsen hievon seit dem 
VeriallstAge, d. i. dem 7. ^iärz 1874 ohne Abzug in Barem zu bezahlen. 

§. 16. 

U echte der Pfa rr p 1 r ii n d c Trol'aiach. 

Die Gesellrtchaft wird binnen drei Monaten nach Abhaltung der Gene- 
ralversammlung den mit der Pfarrpfründe Trofaiach abj^eschlo.sseiien Tausch- 
Tertraf^ vom 25. Octobcr 1Ö71 diirchnihreO| und ihre vertragsmäss^en Ver- 
pflichtungen genau erfüllen. 

§. 16. 

Aolage des Eisenbalingrundt)Uches und b U eh e rl i che E iutra- 
gung der drei Prioritätsemissioncn. 

Der neuge wählte Verwaltungsratb der Eisenbahngesellscbaft hat nach 
abgehaltener GeneralTersammlung schnellstens um die Genehmigung der 
hohen Staataregiening für die Ausgabe der neuen Prioritätenanleihe von 
9ttm. WIhr. fl. 830.000 einzuschreiten, und zu diesem finde in GemMssheit 
des Gesetses vom 10. Ifai 1874, Nr. 70 R. G. BL, nadh definitiver Bewilli- 
gung der obigen dritten PrioritMtsanleihe durch die hohe Regierung um die 
Erdflhnng einer provisorischen Gmndbucbseinlage für die k. k. priv, Leoben- 
Vofdemberger Bisenbahn und um die gleichzeitige Einverleibung aller drei 
Priorititenemisaionen jedoch mit Auszeichnung ihrer pfandrechtlichen Rang- 
ordnung als I.| II. und IIL Emission anzusuchen. 
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Termin zur Durchfiilirnng des Ausi;! c i c lies. 
Die Reorganisirnng der Gesellschaft nnd alle mit dem fretroffenen Aus- 
frleiche im Zusammenhange stehenden Massnahmen hat die k. k. priv. Leoben- 
Yordernberger Eisenbahngesellschaft Bpätestens bis 1. Jänner 1875 znr 
DorehfUhrang zu bringen. 

§. 18. 

Versichtleistung der Gläubiger auf Exeentions- nnd 

Sichersteilnngsmitiel. 

Die gefertigten Olänbiger ▼erziehten während dieser Zeitdauer anf jed» 
Art der Geltendmachung ihrer Forderungen und AnsprUehe und insbeeondere 
auf die Einleitung und DurehfQhrung von wie immer gearteten Exeoutione- 
uud SicherstellungBschritten. 

Es gilt dieses namentlich Ton der k. k. priv. Creditanstalt in Wien, im 
Namen des Wiener Aushilfscomitis, der k. k. priv. Sttdbahngesellscbali und 
den Übrigen Weehselgläubigem, welche nicht nur aof jede Ezeoutions- 
iÜhrung hiermit ausdrücklich verzichten, sondern sich auch wShrend dieser 
Zeit des Rechtes, ihre Forderungsansprllche wdter zu oediren, ausdrOeklieh 
begeben. 

§. 19. 

Folgen der Niclitdurchfiniriinj; dieses Vergleiches lür die 
Gesell schalt und deren Gläubiger. 

Sollten die in dic8«^'m Aus^rlcichsprofrramme iresetzten Bedingungen 
auch nur in einem Punkte niclit zur Erfüllung gtdauj^en, sollte insbesondere 
die Generalversammlung der Actionäre den Gläubigern die zu ihrer Sicher- 
heit verlangten Garantien nicht gewiiliren. die diesem Ausgleiche zur Grund- 
lage dienenden und von ihr g<"lorderteii Beschlüsse niclit lassen, oder für die 
Bedingungen dieses Ausgleiches, und namentlich für die Ausgabe des neuen 
Prioritätsanleihens die <lelinitive Genehmiuiing der Regierung nicht zu erlan- 
gen sein, somit die Durclitiilirung dieses Vergleiches sich als unmöglich her- 
ausstellen, oder vom Verwaltnngsr.ithc die für die Durchliihrung des Verg^lei- 
ches vorgeschriebene Zeit nieht eingehalten werden können, so ist jeder <ler 
gefertigten Gläubiger der Verpflichtungen und Zugeständnisse aus diesem 
Vergleiche entbunden, die zur Zeit der ConcurserÖffnung bestandenen Ver- 
hältnisse leben wieder auf. und jedem der Gläubiger, sowie auch jedem 
I'rioritätenbesitzer steht es frei, unter Bescheinigung seiner Forderung und 
der die Auihebung des Vergleiches bewirkenden Thatumstände um die so- 
fortige Wiedereriiffnung des Coaoarses rUcksiohtlich Fortsetzung der Cod- 
oursverhandluug einzuschreiten. 

Auch sowohl der gegenwärtige Ver^'altungsrath, sowie der neu zu 
wählende verbinden sich durch die Entgegennahme dieses Ausgleiches in 
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dem Momente, als sieh die ünmögfiohkeit der DarehfUhraiig des in demsel» 
ben TOD den GlSubigern Geforderten herausstellt, oder mit Ablauf des zur 
Dnrcbfllhning desselben gesetzten Termine«, wenn nieht eine neue Aus- 
gleiehsbasis gefiinden und vereinbart sein sollte, selbst für die OeseUschaft 
den Goncurs anzumelden. 

§.20. 
Finaniprogramm'e. 

Die diesem Ansgleichsprogramme beigehefteten Finanzprogramme rttck- 
liehtlich Präliminarien fllr die ganze Pinanzgcbarnng der niehsten Jahre 
nmmt den dazu gehörigen Erlätiterungen werden von den gefertigten GlSu- 
bigern eingesehen, geprüft und gutgeheissen. 

Diese Finanzprogramme wurden hier nicht abgedrnokt. 

§. 21. 

£intritt der ReclitsverbiTullichkcit des Ausgleiches für die 

Bethe i ligten. 

Dieses AuH^^leichsprogramm bindet die einzelnen Gläubiger, welche 
disselbe nnterfertigten, nur dann, wenn dasselbe unverändert von allen im 
iv8gleichsprogiamme genannten Gläubigern oder Interessenten der Concurs- 
nuksse angenommen wird. 

§. 22. 

Ausfertigung nnd Hinterlegung dieses Programmes. 

Dieses Ausgleiehs-Programm wird nur in einem Originale ausgefertigt 
imd von sämmtliehen Gläubigern und Interessenten unterfertigt. 

Dieses Original, welches behufs der cnmtelbehQrdlidien Genehmigung 
flir die Mebei dnreh den gerichtlieh bestellten Curator, Advoeaten Dr. Leo- 
pold Link, vertretenen Prioritätsbesitzer L nnd II. Emission dem k. k. Lan- 
desgerichte Graz als GnratelbehÖrde vorgelegt werden wird, bleibt nach 
erfolgter gerichtlicher Corroborirnng in dortiger gerichtlicher Verwahrung^ 
Bad bat sich die Gesellschaft eine vidimirte Copie desselben zu verschaffen. 

§. 28. 

Kosten des Vergleiches. 
Die Kosten der Ausarbeitung dieses Ausgleicbsprogrammes, sowie die 
mit dem Abschlüsse des Vergleiches Überhaupt verbundenen Kosten und 
Spesen sind als Massakosten zu bebandeln (§. 13). 

Graz, am 1. .August 1874. 

Jekana Liscbka m. p. Dr. Leopold link m. p. 

Decharit und Pfarrer in Trofaiacb als Wrtret^^r <l< r Firma M. Sohie'» 

für die Pfarr|)friindc hier. Nachfolger in Dresden und 

bestellter Curator der Priorititte- 
Cail I. f. liafi m. p. beiitser L und IL Emission. 
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G. Z. 12857. 

Die k. k. priv. Ssterr. Oredhanstalt für Handel und Gewerbe: 
Horobobtel ni. p. ^leiss m. p. 

loh Gefertigter bestStige, dsss die mir persönlich bekannten Herren 
Thetdtr litter t. le rabeitel nnd Carl litter ? . Weiis, Directoren nnd Fir- 
manten der k. k. priv. österr. Creditanstalt fOr Handel nnd Gewerbe Tor 
mir die yoratehenden Firmazeiehnnngen als ihre eigenh&ndig;eD anerkannt 
haben. 

Wien, den einnndzwanaigaten Angast 1870 vier. 

Snbfltitat k. k. Notars Dr. Ignai kaiser 
(L. 8.) mit Landesg. Deo. ddo. Wien SO. Dee. 

1873, Z. 86872. 



riiterschriften: 

Dr. Schreiner ni. p. 

in Vertretuiii: dor k. k. privilegirten 
SüflbaliDgeselläctiaft. 

Die Verwaltung des Vordemberger 
BOrgerspitales: 

Igiai Newaek m. p. 

(Ii* 8«) Bargermeister. 

f. I. leliaka m. p. 

SpiUü-Terwalter. 

Dr. Leeptld Link m. p. 
als Vertreter dee Fruu Kitter von FVidan. 

ir. Mau lerk m. p. 

Dr. Archer m. p. 

für Fr. Krcilierrn Mayr-Melnhof. 

JIr. Carl Rechbaier m. p. 

für Herrn Morls Fröhlich. 



Ir. <}ettf. Berghammer in. p. 

Die R.'i(1inri>tor-Comniunität : 
Aoton Knigl m. \). 

VorstehiT und Aiiirsverwalter. 

Igaai Nownck m. p. 

^St'cretiir. 

Dr. Albert lerk m> p. 
Jaceb Syi m. p. 
ir. Altai ?• licgier m. p. 

ab Creditoren-Aueeehusa. 

Pr, laerhifo nom. Jab. Sehali 
ale Efsatsraann im Credlt.-Aiuechasse. 

Ir. Jai. ffaisehger nom. Antaa Graf 
Sehirffeaberg 

Eraatunana des Creditoren-Auesehasset, 

dann nom. 

Jakaii Sappai. 

Jaaeph lisebiigg m. p. 

Dr. Aatoa SratkA m. p. 

Nr. 21(53:). C. M. Verwalter. 

VorstcliciKlos Au>.^l»M(*lispro^'rainiii wird in Aiiselmng «1er Bcsit/.er von 
Prioritiitsoblij^atioiicn l. uml II. F,niissioii (l«'r k. k. piiv. Lrolion-Vordem- 
berger-lii8enbabu-Acticnget>ell.scliutt curMtelsln hürdlit li geueiiiuigt. 

K. k. Landes- als Uaudeisgcricht. 

Graz, am 22. September 1874. 

Gabriel m. p. 
Warabaeck lu. p. 



(L.8.) 
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t EandmaelLung des Haudelsiuinisteriiiiiis vom 9. Jänuer 1875^ 
IL 6. Bl. Nr. 6 und C. Bl. Nr. 10^ 

bttrelTcBd 4ie AblndeniBg des %, 13 der Conoessionsiirkiude tob 8. Juli 1869 (R. 6. Bl* 
Nr, 136) Ar die Locomotiv-Eisenbahn von Leoben naoh Vordenbeig. 
(Vgl. Band 1, Seite 654) 

Auf Onind der All«rhQe]i8teii EntsohUessung Tom 8. JInner 1875 wurde 
der Aetiengeselbehaft der k. k. prir. Leoben- Vordernberger Eisenbfthu in 
Abindemng des §.13 der Allerhöchst genehmigten CoDcessionsiirkunde Yom 
6. Jnli 1869 (R. 6. Bl. Nr. 186) die Bewilligang zur Anfoahme einer das 
ebendaselbst festgesetzte Verhältniss anm Anlagecapitale Qbersobreitenden 
Prioritiitsanleihe ertheilt. 
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K. L priv. Graz-Köfladier EiseubaM- und fiergbau-toeUfidiaft;. 

(Vgl. Bd. n, Abth. 1, Sehe 807, Bd. III, Seite 419 und Erg.-Bd. I, Seite 281.) 

1. Steinten *) 

der k. k. priv. Graz-Köfliche^ Eisenbahn- und Bergban^Gcsellschaft. 

I. Abflohnitt 

Errichtung, Zweck, Sitz, Firma, Bekanntmachungen und Dauer der 

Geeellachaft 

§• 1. 

Errichtung der Gesellschaft. 

Die k. k. priv. Qras-Köflaoher EiBenbahn- und Bergban-GteseUschaft 
ist eine aaf Gmnd der A. b. Priyileginnu-Urkanden vim 26. Aagnat 1855 
und Tom 8. September 1871 bestehende Aetien-Gesellsehaft zum Betriebe 
der in diesen Statuten bezeiehneten Gesehftfte. 

Firma. 

Die Firma der Gesellsebafl lautet: 

K. k. priv. Graz-Kdflaclier EitenMn* and Bergbau-Geteiltehaft; 

sie wird in die Register des k, k. Wiener Handelsgeriohtes eingetragen, von 
wem immer gesohrieben oder mit Stampiglie gedmelct und eolleetiv entweder 
von swei Mitgliedern des Verwaltungsratbes, oder einem Mitgliede de« Yer* 
waltangsrathes koUelctiT mit einem zur Proenraitthmng bestellten Beamten 
der Gesellsohaft, von Letzterem mit dem Znsatze »per proenra** gezeiehnet 

§.8. 

Sitz der Gesellschaft. 
Die Gesellschaft und ihr Verwaltongarath haben ihren Sitz in Wien« 

♦) Die h'iPT abgedruckten Statuten sind in Folge der vom k. k. Minisleriuni de* 
Innern unter dem 2. Februar 1878, Z. 1412 genehmigten Statuten-Aenderuog, deren 
Abdruck dem nSohaten ErgSnsangsbande Torbehalten bleiben mast, auseer Kraft getreten. 



Digitized by Google 



und Bergbaa-QeseUtobaft. 



319 



Kondmachnngen. 

Alle nach den Statuten «•der dem Oesctze erforderlichen Bekannt- 
nuchuugen geschehen rechtswirksam durch die amtliche Wieuer Zeitung. 

§. 5. 

Zweck der Gesellsehaft. 

Der Zweck der oreselisehartlichen rnternelimiin;r ist: 
a) Der Betrieb ihn'r Eisenbalm von Graz nach Kütlach; 
h) der Bau und Betrieb der Eisenbalm von Lieboeh naeh Wies; 

c) der Jiaii und Betrieb von l"lü.<r<'l- und Ansciilussbalmen , welche ihr 
conei s-^ionirtsind, oder hiusicJillich deren ihr in der Folge die Coucesaiou 
ertiieilt wer(l<'n wird ; 

d) der Betrieb oder die Verpachtungder ilir bereits l igenthündich gehörigen, 
sowie die Erwcriuing uud Pachtung anderer Kohlenbergwerke und der 
üaudel mit Kohlen. 

§. 6. 

Dauer der GeselUohafl 

Die Gi'sellsehaft dauert riicksichtlich des Betriebes ihrer Eisenbahu- 
liuieu, aus^^er dem Falle früherer concessionsgemässer l']inlösung Seitens der 
Staatsverwaltunj.'. durch di«- ganze Coneessionsdaucr, rücksichtlich der Berg- 
hane so lange, bis süninitliche Gruben aligebaut. oder deren Pachtung abge- 
laufen ist, oder bis zum statntenniiissigen Beschlüsse der General- Versammlung 
hinsichtlich der Autlüsung der Gesellschaft. 

IL Abschnitt. 

6esellsehattscapital, Actien und Prioritftts-Schuldvertchreibungen. 

§. 7. 

G e s e 1 1 s c h a f 1 8 c ap i t a 1. 

Der Gesellöchaftsfond wird auf 8,600.000 fl. östcrr. Währ, festgestellt, 
ttrtheilt in 43.000 Stück Actien ä 200 fl. östcrr. Währ. Von diesen Actien 
^rden 16.800 StUok als erste Bmission, 15.200 Stück als zweite Emission, 
5000 Stück als dritte Emission ausgefertigt. Zur Begebung der restlichen 
6000 StSck Aotien vierter Emission ist der Verwaltongsrath laut Beschluss 
der Oeneral'Versammliing der Aetionäre der Qesellsohaft vom 30. Mai 1874 
ermlchtiget 

Nach erfolgter Eiozahlang von 40 Percent können aaeh Interimsscheine 
sasgegeben werden, die naob VoUeinBahlang des Aetienbetrages gegen Actien 
toageweoliaelt werden. 
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Die Rechtsnachthoilo l»ci VcrsUnmunfr der Einzahlungeii, wobei die 
Yorgclirifteii des Artikels 221 H. G. B. zu beobachten sind, werden von der 
Geueral-VtM-sammluug bestimmt. 

Mit dem Besitze der Interimsscheine sind dieselben Rechte undPflichten, 
wie mit dem Besitze von Actien verknüpft, insolange diese Letzteren nioht 
nnsgegeben werden. 

§.8. 
Actien. 

Die Actien werden nach dem beiliegenden Formulare 1 und 2 aus- 
gefertigt, mit Dividenden-Coupons narh ihm Formulare 3 v»>rseh('n und 
können entweder auf bestimmte Naiut n odt r auf den UclierliriiiLct r lauten. 

Das Eigenthnm der Letztoren wird durch blosse Uebergabe und das der 
Ersteren durch Cession Ubertragen. 

§. 9. 

Untbeilbarkeit der Actien. 

Die Actien siml uutlicilbar, die (.JesoUschaft erkennt sich gegenüber, für 
jede Actie nur Einen Ei^'entliiinier an. Mehrere Theihuhuier einer Actio 
müssen daher ihre gemeinsamen Rechte durch Eine l^crsou wahrnelimen 
lassen. 

i<. lu. 

Erhöhung des GeseilscbaftBeapitals. 

Das G^esellscbaftscapital kann Uber Beschluss der General-Yersammliing 
nnd in OemSssheit desselben mit staatticher Genehmigung durch Ausgabe 
neuer Actien Uber die im §. 7 festgesetzte Summe erhöht werden. 

§. 11. 

Prioritäts- Obligationen. 

Die Gesellschaft ist zur Ausgabe von Prioritäts-Obligationen berechtigt. 

Dieselben werden auf den Ueberbringer lauten und nach einem der 
staatliehen Genehmigung unterliegenden Formulare ausgefertigt. 

Die durch Prioritäts-Obligationen aufgebrachte Summe darf y. des 
Gesammt-Anlagecapitales nicht ttberschreiten. 

ni. AbBohnitt 
Verwaltung der Gesellschaft. 
§. 12. 
y erwaltungsrath. 
Der Vorstand der Gesellschaft im Sinne der Artikel 227 bis 241 des 
Handelsgesetzbuches ist der Verwaltungsrath. Derselbe besteht aus 5 bis 7 
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Mitgiiederoy welche von der ordentliehen General-Veraammliiiig «as den 
Actioniren gewählt werden. 

§. 13. 

Eroeaerang des VerwaltmigBratheB. 

Dio Finirtionon der Mitgfliedcr de« Vcrwaltiin^srathes dauern 7 Jahre 
uubeschadet der Vorschrift des Artikels 227 des Uandelsgcsetzbacbeä. 

§. 14. 

Besetzung erledigter Stellen. 

Im Falle des Ausschrideii.s eiiizelm-r Mit;.^lioder dos Verwaltuiigsrathcs 
innerhalb deren Functionsdauer, hat der Verwaltungsrath das Recht, die 
erl»?(li;:ten Strlleii provisorisch bis zu der in der nächsteu Geueral-Ver- 
SÄmmluntr zu Miilzi»'hiMiden definitiven Wahl zu besetzen. 

Diese driiiiitivc Wahl gilt jedoch uur für den liest der Fuuctiousdauer 
des Ausgeschiedenen. 

Die Auätretendeu siud wieder wählbar. 

§. 15. 
Gantion. 

Jedes Mitjrlied des Verwaltun^^sr.itln s hat vor dem Antritte seim r 
Function 25 Ai-tien der Oesellschatt sauiint den nicht fälligen Coupons und 
Talons bei der (leseilschaftscasse zu liinterh'gen, welche während scinor 
Functionsdauer vom Erleger weder veräussert noch b«dastet werden diirten, 
and der GeselUobftft als Pfand für alle ihre Ansprüche wider den Erleger 
dienen. 

Die innerhalb dieser Zeit jeweilig veri'allenden Coupons der Actieu sind 
demselben jedoch anszofolgen. 

§. 16. 

Wirkungskreis des Verwaituugsrathes. 

Der Yerwaltungsrath ist das oberste Repräsentativ- nnd Administrations- 
oigan der Gesellschaft nnd vertritt dieselbe als deren Vorstand im Sinne des 
fliadelsgesetzes, sowohl dritten Personen als auch Behörden gegenüber 
Insbesondere obliegt demselben die Oberleitung aller Geschäfte der Gesell- 
s^aft; die Ernennung alter Angestellten und die Bestimmnng ihrer Wirkungs- 
weise und Gehalte; ttberhanpt entscheidet er in allen Fällen, welche nicht 
sosdraeklich der General-Versammlung vorbehalten oder von den Beamten 
der Gesellschaft innerhalb ihres Wirkungskreises zu erledigen sind. 
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§• 17. 
Präsidinm. 

Der Verwaltangsrath erwählt Jfthrlich unmittelbar nach Jeder ordent- 
lichen General-VerBammlnng aus seiner Mitte den Präsidenten und Viee- 
Priisidenten. Bei eleiehzeltiger Abwesenheit beider erwähnten Fonctionäre 
wird der Vorsitz vom Verwaltungsrathe interimiRtisch einem anderen Ifitgliede 
wieder dnreh Wahl übertragen. 

§. 18. 

Sitzungen des Verwaltungsrathes. 

Der Verwaltungarath yersammelt sieh in Wien oder in einem an der 
Bahn gelegenen Orte auf Einladung des Präsidenten oder seines Stellvertreters 
oder auf Verlangen ron 3 Mitgliedern, sofeme es das Interesse der Ocsellsehaft 
erfordert, mindestens aber einmal in jedem Monate. Die Art und Weise, wie 
die Einladung zu erfolgen hat, wird vom Verwaltungsrathe festgesetzt. 

Zur Gilti^keit der Verhandlunpren des Verwaltungsrathes ist die 
orduiingsniässige Einladuii;,' gämmtliclier Mitglieder und die persönliche 
Auwesenheit von mindestens 4 Mitgliedern nothwendi«;. 

Die Beschlüsse werden durch absolute Stimmenmehrheit gefasst, bei 
Gleichheit der Stimmen wird jene Meinung zum Hcschluasc erhoben, für 
welche der Vorsitzende gcRtimmt ii:it. Zur (iiiligkeit der Beschlüsse, infolge 
deren ein Antrag ant Vermehrung des Actiencapitals oder auf Ausgabe von 
Priorität« - Ul»ligationen , dann niif Krwerliung neuer Bahnlinien an die 
( kiieral-Vrrsammlung gestellt werden soll, dann zu Beschlüssen über die 
Erwerliung v(»n Montanwerken oder solchen unbeweglichen Besitzes, welcher 
nicht uninittell»ar zur ilerstellnng der Balm selbst eii'ordeilieh ist, ist eine 
Stimmenmehrheit Vitn 2 Oritttheileu der in der Sitzung des Verwaltungsrathes 
anwesenden Mitglieder erlorderlich. 

§. lö. 

S i t z u n g s - P r o t o k o II. 

Teber die Verhandlungen des Verwaltungsrathes werden Protokolle 
gefuhrt, welche von dem Vositzendeu und dem Schriftführer zu unter- 
fertigen sind. 

Ansschlnss von der Wahl in den Verwaltungsrath. 

IJeamtr der (ieselhdinli und alle jene Personen, welche zu ihr iu 
Cnntracts A erhältnissen stehen. Alle, welche iu Coucurs verfallen sind, Alle, 
Welche ihre Zahhmgen einstellen, ohne ihre Gläubiger befriedigt zu haben. 
Alle, weiche wegen eiucä Vcrbrecheus oder wegen eiues aus Gcwiuu6uciit 
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herroigegangenen Vergehens oder einer solchen Uebertretung rechtskräftig 
remrtheilt worden, sind nnflhig, Mitglieder des Yerwaltnngsrathes zn wer- 
den. Tritt wfthrend der Amtsflihmng ein solches Verhältniss, eine i^nzliche 
oder tfaeilweise Vermindemng oder Belastung der statnteutnilssig deponirten 
Aetien ein, so hat dieses die Erlösehnng des Mandats zur unmittelbaren 
Folge. 

§. 21. 

Entlohnung des Verwaltungsratbes. 

Den Mitgliedern des Verwaltuiigsrathes werden die iu Angelegenheiten 
der Gesellschaft bestrittenen bnaren Auslagen vergütet, ausserdem beziehen 
sie für ihre MtlheWaltung eine 5percentige Tantieme von dem jälirliclicu 
Reinertrage der gesellschaftlichen Cnternehmung. 

22. 

Zeitweise UebertragiiuK liduguisse des Verwaltungs- 

ratUes. 

Der Verwaltangarath kann nnbesehadet der Bestimmungen der Artikel 
231 und 234 H. 0. B. durch speeielle Vollmacht für bestimmte Oegenstände 
nnd für bestimmte Zeit die Austtbung seiner Befiignisse an einzelne Mit- 
glieder oder an Gesellsohaftsbeamte llbertragen und den Letzteren die Pro- 
cora ertheilen. 

§. 23. 

Leitende exeoutive Organe der Gesellschaft. 

Für die Ausftthrung der Beschlüsse des Verwaltiingsrathes und die 
q»eeielle Führung der Geschäfte nach Massgabe dieser Beschlüsse werden 
Tom Verwaltnngsntbe 1 oder 2 Oberbeamte bestellt, welche demVerwaltongs- 
ftthe verantwortlich sind und den Sitzungen desselben mit berathender 
Stimme bewohnen. 

IV. Abscküitt. 
Revifions-Ausschuts. 

§. 24. 

Aufstellung eines Revisions- Aussch usses. 

Der zur Prüfung der, vom Verwaltungsrathe vorgelegten Rechnungen 
bestellte Revisions-Ausschuss besteht aus 2 Mitgliedern und 2 Ersatzmännern, 
welehe alljlhTUch von der ordentlichen General- Versammlung ans den dem 
Verwaltungsrathe nicht angehiSiHgen stimmberechtigten Actionüren gewählt 

22 
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lA'orden. Die ErsatzmIiDDer treten mir im Falle der Verbindernng der Mit- 
glieder des KeTisioDMiiBsehiiBBes in Function.' 

§. 25. 

Rechte und Pflichten des Revisions - AuflsohUBses.* 

Der Revisions Aussohusi« liut die liichtigkeit der abj^cschloBsefien J^ihres- 
reehnnngen zu prüfen und ist zu di< scm Behufe berechtig-t, von den Büehern 
und der ganzen Gebabrung der Gc^^ellsi halt Einsicht zu nehmen und von deu 
Rechnungglegern die niithigen Aurklärungen zu verlnngen. Derselbe hat 
seinen Befund schriftlich abzugeben und der General- Versammlung iu Vor- 
lage zu bringen. 

Die jährlichen Kechnungs-AbschlUsse und Bilanzen sind ihm längstens 
14 Tage vor der zur Beschlussfassung darttber bestimmten General- Versamm- 
luDg mitzntheilen. 

V. Absohnitt 
General-Versammlung. 

§. 26. 

RepräBentanz der Actionäre. 

Die statutengemXBB gebildete General-Versammlung repiitsentirt die 
Oesammtheit der Actionäre und sind ihre statntengemäss gefassten Beschlüsse 
fflr alle Actionäre bindend. 

§.27. 

Ordentliche und ausnerordentliche G e ii e r;t l - V i- r s a m ni 1 u ug. 

Die ordentliehe General-Versammlung findet regelmässig jedes Jahr im 
ersten Semester in Wien statt und wird vom Yerwaltungsrathe mindestsns 
14 Tage vor dem Zusammentritt« mittelst Kundmachung (§. 4) unter 
Bekanntgabe der zur Verhandlung kommenden Gegenstände einberufen. 
Ebenso werden auch ausserordentliche Gkneral-Versammlungen einberufen, 
welche so oft stattfinden kttnnen, als es der Verwaltnngsnith erforderlieh 
erachtet, oder sobald ein oder mehrere Actionäre deren Actienbesitz den 
zehnten Theil des ausgegebenen Actiencapitals repräsentirt, es in einer von 
ihnen unterzeichneten Eingabe unter Angabe des Zweckes und der Gründe 
und unter gleichzeitiger Hinterlegung der Aetien sammt Coupons bei der 
Gesellschafksoasse beantragen sollten. 

In diesem letzteren Falle muss die Einberafung der General- Versamm- 
lung längstens binnen vier Wochen nach Einlangen des Antrages erfolgen. 
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§. 28. 

Stimmreoht in der General- Versammlung. 

D( r besitz vou je zwanzig' A' tit'ii gibt das Recht auf je eine Stimme in 
♦ItT General- Versammluiig. Zur Ausübung; des Stimnirt chtes niiissou die Aetieu 
fiiumit den dazu gehörigen noeh nieht verfaUenen ('«mponH und 'J'alons 
spätestens sechs Tage vor d( m zur Ablialtung der (ieneral-Versannulung 
lustiiniuten Tage bei der Ges('ll8chat't>c:isst' in Wien oder an anderen vom 
Verwaltungsrath e zu bezeichnenden i^t< llen hinterlegt werden. 

Die Aktionäre erhalten Lt gitiinatinnskarten mit Angabe der ZaJil der 
deponirten Aetien und der hieraul nitfallenden Stimmen afisgefol.irt. 

Abwesende künneu sich <lureh sclirittli'^h bcv(dlni;iclitigte Machthaber, 
welche selbst stimmfähig-' Actionäre sein müssen, vertreten lassen. 

Ptlegebel(dd< n<' und jiiristis(die P«'rs(>nen werden durch ihre gesetzliehen 
und statutarischen Repräsentanten, Frauen durch ihre Bevollmächtigten ver- 
treten, auch wenn diese Vertreter niclit selbst Actionäre sind. 

29. 

BesoblnssfXhigkeit der General-Vertammlnng. 

Die (icnerai-V'ersnnimlung ist bescblussfähig, sobald wenigstens zwanzig 
Actionäre zugegen sind und mindestens der zwanzigste Theil der emittirten 
Actien vertreten ist. 

Um eine Aendt rung der Statuten oder die Vermehrung desGesellschafts- 
fondes durch Uinausgabe neuer Actien oder Prioritäts - Obligationen zu 
beschliessen, mnss wenigstens der zehnte Theil des Actiencapitales ver- 
treten sein. 

Die Vertretung einer gleichen Anzahl von Actien ist dann erforderlich. 
Venn die General - Versammlung Uber die Auflösung der Gesellschaft 

begchliessen soll. 

IndemFalle, als eine General- Versammlung in dernaeh den vorstehenden 
Bestimmungen zur Beachlussfähigkcit erforderlichen Weise nicht zu Stamle 
kirne, findet eine neue Einberulung der General -Versammlung statt. Doch 
braucht in diesem Falle die Kundmaohang nur 8 Tage und die Deponimng 
Aetien nur drei Tage vor der neuerdings einberufenen Qeneral-Ver- 
tunmlnng zn erfolgen. 

Die Giltigkeit der von einer sedchen zum zweiten Biale einberufenen 
General-Versammlung gefnssten Beschlüsse ist an eine bestimmte Anzahl TOn 
Stimmen nicht gebunden. 

Jedoch dürfen in dieser General- Versammlung nur Uber jene Gegenst&nde 
Beseblilsse gefaast werden, fllr welche die frühere Versammlung einberufen 
wurde. 

8iw 
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Es steht Übrigens jedem stimmberechtigten Actionär das Recht zn, in 
der Geueral-Versanimlung selbstständifre Antrüfre zu stellen. Doch darf über 
dieselben nicht sofort in der General-Vorsaninilunp ontschicden, sondern 
nur, wenn ein solcher Antrag noch von wenifrsteiis tünt stimmberechtigten 
Actinnilren unterstützt wird, besiimint wenlon. oli dieser Antrag in der 
nächsten ordentliolien oder in einer zu diesem Hrliufe einzuberufenden ausser- 
ordentlichen (ieneial V(>i>aininliinj: in Verliandlun;: zu nelinien ist. 

Diese nesehräukiiiiLT findet keine Anvenduii^'' auf den Antrag; wegen 
Henifiui^'^ einer au.-5st lorilcntiiclicn üeneral-Versanimlung t,ArtikeI 238 des 
Handelsgesetzbuchesj. 

§. 3U. 

Vorsitz in der General-Versammiung, Sehriftftthrer, 
Verlficaioren nnd Sorutatoren. 

Den Vorsitz in der General - Versammlung führt der Präsident des 
Verwaltnngsrathes oder dessen Stellvertreter, und in dessen Verhinderung 
ein hiezu durch den AVrwaltungsrath gewähltes Mitglied desselben. 

Der Vorsitzende bestimmt zwei Actionäre als Scrntatoreu . welche 

zngleich als l^rotokoUszeugen funiriren; er bestimmt die Reilienfolge der zu 

verliandelnden Gegenstände, eröffnet, leitet und achliesst die Verhand- 
lungen. 

Ueber die Beschlüsse der General- Versammlung wird ein Protokoll 
geführt, dem das Verzeiehniss der anwesenden und die Vollmachteu der 
Tertreteneu Actionäre lieigcfUgt werden. 

Das Protokoll wird von dem Vorsitzenden, den zwei Protokollszeagen 
und dem Schriftiülirer unterzeichnet. 

§. 31. 

Beschlussfassung. 

Alle Beschlüsse der General- Versaiiiiiilung werden mit absoluter 
Slinnnt'iiiiu'hrhril ;;rfa-^st. Hei Stiiiiiiieii;^!* ichlicit wird jene Meinung zum 
Beschlu>s( erhoben, welcher der \ orsitzende beigetreten ist. Zum iJesehlusse 
aber iiiier Abänderung der Statuten oder Erliidiung des Gesellsehaltsfondes 
durch llinausgabe neuer A<'tien oder l'i iuritäls-( Hiligationen ist eine Siimmen- 
niehrht'it von /w i Di'iltth» ilen. und zur llesclilnsölassung über die Autiiisung 
der Gest ll>clialt eine .Stininit nun iirlifit \(in drei Viertheilen erlordcrlich. 
Alb' Wahlen erfoljzen, in-oit rne dir General- Versammlung niehts Anderes 
be,>rlili( s-» n -«'Ute, mittelst Ahgabc vüu JÖtimmzettelu. im Falle der Stimmen- 
gleichheit eutbüheidet das Los. 
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§. 32. 

Der Beschlnssfnggun ^ der Gencrnl- Versammlung 
V o r be h a 1 tc 11 e Gegeiietiiiule. 

Oer Beschliusftssnng der General- VersainmliiDg sind folgende Gegen- 
stSsde Torbebalten: 
a) Die Wahl oder Beatfttjgnng der Mitglieder des Verwaltangsrathes, sowie 
die Wahl der Mitglieder des Revisions-AnssebnsBes, dann 

h) die GenehmlgUDg der JakresreehnuDgen und der Gewinnvertheilung. 

c) Die Anfnabme von Änleheo. 

d) Die Veräusserung der Eisenbahn. 

t) Der Verkauf von Grundstücken nnd Bergwerken. 

f) Die Vermehrung des Gesellsehaftsfondes. 

g) Die Erwerbung nener nnd Emenerung von bestellenden Eisenbahn- 
Conoessionen. 

k) Die Abänderung der Statuten. 

i) Die Auflösung der Gesellschafk vor Ablauf der statuteumSssigen Dauer 
und die Verfügung Uber das Gesellscbafts- Verrodgen im Falle der 
Auflösung der Gesellschaft. 

k) Die Dotiriing und Verwendung des Reserrefondes. 

Die UescblQsse Aber die sub c, df g, h und i angeführten Gegen- 
•tiode bedürfen der staatlichen Genehmignng. 

VI. Abschnitt 
Bilanz, Bewinnvertheilung, Tilgung des Anlagekapital!. 

33. 

Rech nungs- Abschlüsse. 

l)ie Rechnunpfen der Cn'sf'llsrhaft weiilen allj:ilirli<'li Eu«ln Doceinlter, 
und zwar für die Eisenbahnen und die ül)ii;."( n i:i'si ll.sclijilili' li» u Untcr- 
iiehmini;:eii getrennt, ahjresolilnssen, ein all^^ iiieiin s Inventur der A>'liva und 
l'a>^>iva d» r (M'sellschalt aulgeäteilt und nach Vursclirilt des Gesetzes die 
Bilanz jrez(»;jen. 

Der Geseliäftsbcrirht iiiitl lieeliminizs-Ab.s» liln.ss ist alljülirlicli aclit Ta;j:e 
vorder oidentliditn (jeneral-Versanimlunjr den stinnnlierfclitigten Artionäreu 
ziiznsend«'!! nnd steht es jedem ein/«'ln<'n Actionär trei, von dem in dem 
' eiitrallmre.-ui der Gesdlsehalt antlicgendi u Exemplare des GebchäftS- 
bericUtes und Rechuuuga-Abschlusseä Eiusicht zu uehmeu. 
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34. 

Repartition der Betriebs-Aaslagen auf einzelne Bahuiinieiu 

Hit Rttokaioht auf die der Linie Lieboeh-Wies im ^. 14 der Ooneesdons- 
UrlEunde zastehende Steuer- und Oebtthrenbefreiiing bleibt der hoben Staats- 
Terwaltnng bezQgliob der Yertheilnng der Erhaltnngs-, Betriebs- nnd Ver- 
waltongs-Anslagen anf die gesellsehaftlichen linien die Genehmigung der 
diesfalls massgebenden Grundsätze ansdriicklieb vorbehalten. 

§. 35. 

Ge winnvertheilnng. 

Ans dem Bmtto-Ertrage werden alle ErhaUnngs-, Betriebs- und Yer« 
waltnngs-AHslagen, die Zinsen- nnd Amortisations-Quoten flir die von der 
Gesellschaft aufgenommenen Anlehen zunäehst gedeckt. Von dem yerbleibendai 
Reinerträge wird nach Abzng der Tantieme des Yerw^ltungsratbes die Til- 
gungsquote des Gesellsehafts-Cupitals bestritten und der Reservefond dotirt. 
Die sonaeh erübrigende Summe kann unter sXmmtlicbeAetioniro als Dividende 
vertheilt und am 1. Juli jedes Jahres ausbezahlt werden. 

§. 36. 
Reservefond. 

Der Re«<er\ efoiid wird mus den im vori^'^on Parn^'raplie bezeiclnieten 
Zuflüssen freldldet und nadi den lirscliliissen der General-Vrrsanuulung ver- 
wendet, welche aucii berechtigt ist, desnen Dotiruug einzustellen. 

§.87. 

AcHen-TiIgnnfr. Ansprabe von Genussseheinen. 

Die Tilfrung der Action wird au'^ d« m Keinerträguisse innerhalb der 
Dauer der A. h. Coneei^sioMs l rkumlo bewirkt. 

Dem dicsställigen 'ril{^un;.'stoiid(' ^'« hühreii die jährlichen Dividenden 
der einjrelit^ton Aetien bis zur Hiihe von 10 Ii. pr. Artie. 

Die zu tilgenden Aktien werden jährlich duroli eine VerIosun;_' bestimmt. 

Die Besitzer der verbieten Aetien erhalten im Raaren den Noniinahvertb 
der Aetien uehst Dividenden bis zu dt in zur KinlösunL' bestimmten Ta^re, 
ferner aut den l eberluin^rer lautende Genusssclieine. welche das Ke<-ht ant 
den Ibzu^ des lü il. üsterr. Wülir. IIb ersteigenden Dividuudenbetrages per 
Actie erfreben. 

Die Besitzer di( ser (ienusssrlieine liabeu mit Ausnahme ^les Kezujrs- 
reelifes des dem Tilgungslonde zufrewiesenen Dividenden-Antheiles von 
jährlirlu n U> th österr. Währ. pr. Stück) gleiche Kechte mit den Besitzern 
der nicht ^,'etil^'ten Aetien. 

Die Nummern der zur Tilgung verlosten Actien werden kundgemacht. 
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VII. AbschniU. 

Streitigkeiten, Liquidation, Staatsaufsicht. Besondere Verpfliclitungen. 

§. 3Ö. 

Streitigkeiten. 

StreitiglceiteD aus dem GesellschaftoverliaUDisse werden von dem 
8cliiedsgerlohte der Wiener Handelsicammer ohne weitere Berufung endgiltig 
entschieden. 

§• 39. 

ätaats-Aufaicht. 

Das der hohen Staatsverwaltung zustehende Aufsiohtsrecht wird von 
derselben nach den Bestimmungen der allgemeinen Gesetze und insbesondere 
in GemSssheit des §• 18 der A. h. Coneessions-Urkunde vom 8. September 
IHll (R. G. Bl. Nr. 139) ansgettbt 

§. 4ü. 

Besondere Verpflichtungen der Gesellschaft 

Die Gesellschaft ist im Sinne des §.10 der A. h. Concessions-Urkunde 
▼om 8. September 1871 und nach Massgabe des §. 38 des Wehrgesetzes 
rom Jahre 1868, sowie des Gesetzes vom 19. April 1873, B. G. Bl. XXiV., 
xor vorzogsweisen BerttdEsichtiguDg gedienter und geeigneter ünterofficlere 
bei Anstellongeu zum Eis^bahndienste verpflichtet 

§. 41. 

A ü f 1 ö 8 u n g (1 V r H e b e 1 1 s e h a 1 1. 

Im Falle der AuHi3smig der GcscUsclialt wählt die General-Vc rsammlung 
flit' Liquidatoren und l)estimTnnit die Modalitäten der Liquidirnng. Das 
realijiirte Vermögen wird nach Berichtifrnng sämmtlicher Passiva unter die 
Actioniire, respective die Besitzer der (lenussscheine, in der Art vertheilt, 
dass vorerst die Actionäre ihr Capital y.urUckerhalten, während der Rest 
nnter die Actienbesitzer und die Inhaber der Genussscheine gleichmässig ver« 
Uieilt wird. 



«817. 

Yor»t«hende Statuten, welche «a die Stelle der unterm 28. December 1874, 
Z. 18943 bestätigten Statuten treten, werden aaf Orund AUerhSobster Ermichtigang 

Wien, am 80. September 1876. 

Der k. I<. Ministt'i lies Innern: 

(L. S.j iasser m. p. 
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330 K. k. priv. 6raz-K8flAcher Eisenbahn- und Bergbau-Qesellsohaft. 

2. Anmerkung zur (Jonccssions-Urkunde vom 8, September 1871, 

flkr die EiseDbahn von Liebooh nach Wies. 
(Vgl. Erg .Bd. I, Seite 282.) 

Z u il e 11 ^>i5. 3 und 16. 

Die ErÖffnuDg des Betriebes aaf der Eisenbahn von Lieboch nach 
Wies erfolgte am 9. April 1873. 



8. Fortsetzung des Yerzeichnisses der genehmigten Zweigbahnen. 

(Vgl.Bd.HI, Seite 419, Anhang zu Document IT, Or«z-K8flaeher Ei8en)»«ltn. dann £rg.> 
Dd. I| Seite 281 Nachtrug hiezu und §. 4 d' i- Ci.nf. ssion.s-Urkunde Yom 8. September 

1871 für die Bahn Licboch-Wies, Seite 285.) 

5. Hit ErlasB der k. k. Statthalterei fUr Steiermark vom 11. Oetober 
1872, Z. 12050 Uber Ermächtigung des k. k. Haudelsministers vom 20. Sep- 
tember 1872, Z. 20697-4662 für eine Kohlenbabn von Oberdorf zn den 
Montanwerken der Kainachthaler Bergban-Gesellschaft. 

6. Mit Erlass der k. k. Statthalterei für Steiermark vom 16. November 

1872. Z. 13536 über ErmHchtiguug des k. k. HandelsministeiB Tom 16. Oe- 
tober 1872, Z. 20696-4661 für die von der Lieboch.Wieser Flttgelbahn 
absweigende Pölfing-Brnnner und Steieregger Kohlenbahn. 

7. Mit Erlass des k. k. Handelsministers vom 13. Jänner 1873, 
Z. 36065-7512 cx 1872 Itir ein Zweiggeleise zn den südlich des Gräser 
Bahnhofe» gelegenen Material plätzen and Schottergruben. 

8. Mit Erlass (lerk.k. Statthalterei fttrSteiermark vom 6. Deeember 1873, 
Z. 15570 über Ermäclitigung des k. k. Handelsministera vom 13. November 

1873. Z. 34170 fiir eine Veiiängerung der Steyeregger Sclileppbahn zur 
Kohlcnnitsrhe der Grube des Eduard Mastalka in Kalkgrub. 

9. Mit JOilass der k. k. Statthalterei lUr Steiermark vom 26. Jänner 

1874. Z. 1107 iihiM- Knniü htigung des k. k. llandelsministers vom 2o. .läii- 
ncr 1871. Z. 39t<71 tür vinc Scldepphahii von Oberdorf zu den Koideu- 
grubcn Ii öd l grübe und I g n at z i -Seliaciit (Mitterdorfer Industriebahn;. 
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K. E. priy. Kaiserin Slisabeth-Bahn. 

• Vgl. Bd. 11, Abtb. I, Seite 329 uud 4U3, Bd. III., Seite 42J und ilil und Erg. Bd. 1, 

Seite 295.» 

L SUtaten lUr die Aetten-Gesellschaft der k. k, priv. Kaiserin 

Elisabetli-Bahii. 

I. AbscJauitt. 
Allgemeine Bestimmnngeii. 

§. 1. 

Die Actienjrespllfjchaft der k. k. priv. Kaiserin Eli^^abcth-Hahn ist 
gebildet auf Grund lafr^' der nachsreliendcn A. h. Conccssions-Urkunden. als: 

aj der A. h. Conce^sions-rrkundc vom 8. März 1856 sammt den bezüg- 
lichen Nachträgen, rücksichtlich der Hauptbalin von Wien nach Salz- 
burgs und von Wels nach Passau, und auf dem h. Handels-Ministerial- 
Erlasse vom 15. September 1859, Z. 341X/U. M., rUoksichtUch der 
Flügelbahtt von Penzing nach Hetzendorf; 

bj des A« h. genehmigten Ucbereinkommens vom 1. Ootober 1857 wQgen 
Ucbernahme der beiden Privilegien der ersten österr. Eisenbahn vom 
7. September 1824 und vom lö. Juni 1832 und beziehungsweise snf 
Grundlage des Ucbereinkommens mit der h. k. k. Staatsverwaltung 
wegen Umbau der Bahn von Linz nacli Budweis vom 30. .Tuni 1869; 

ej der A. h. Concessions-Urkunde vom 24. .luni 1870, rttoksichtlich der 
Flügelbahn von Hetzendorf an die Donaulände bei Albern; 
dj der A. h. Concessions-Urkunde vom 22. August 1865 und des Staats- 
vertrages mit der königl. bayer. Regierung vom 4. Juni 1867, bezie- 
Imiigsweise des Handels-Ministcrial-Erlasses vom 23. October 1870^ 
Kr. 16815/3443 in Betreff Erwerbung des Eigenthnms der Bahn von 
Nenmarkt naeh Braunau (Simbarh); 

e) des Uebereinkommens mit der h. Staatsverwaltung vom 25. Jänner 1870« 
betreffend die Concession zur Antheilnahme an der Erwerbung der 
Wiener Verbindungsbahn ; 
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fj der A. h. Concessions-UrkundeD vom 10. November 1972, beziehongs 
weise vom 7. September 1869, in Betreff der EiBenbabiistreoken von 
Belzthal nächst Rottenmann, nach Bischofsbofen und sohin nach Wöfgl 
in Tirol, sowie von Bisohofshofen nach Hallein und Salsbarg. 

l)io (Jest'llscliatt hat ihre Wirksamkeit am 13. Juli lö56 begonnen. Sie 
erlischt, und zw.ir: 

aj rlicksiclitlieh «Icr H;ilinstreckeii \\ icii - - Salzhurfj: , Wds — Passau, Pen 
ziiiK — H'"tzoii(l(»ri" — Donauläiulc Imi Albern, Lanib;u li Giniinilen, dann 
Linz — liiiUweis und Wavtbcr«? — St. Valentin mit Aldaui v<.n 8.') .lalirfii 
na<'h d«M' IJolriobsorüfTnung auf den beiden letztj^t'UMiinten Halmstrcciven ; 

6J riieksicbtlicli der Bahn von Neumarkt nach Braunau (iäimbach) am 31. 
Dezember 1 9. ">'.>, • 

c) rüek»iehtlieh desAntbeiles an der Wiener Verbindungsbahn am 20. Jän- 
ner I96(>; 

dj rücksichtlich der Bahnstrecken von St Iztlial nächst Rottenmann iib«^r 
Bischofsbofen nach Wör^l und von Bischofshofen nacli Halh in und Salz 
bnr^ mit Ablauf von 90 Jahren nucli Eröffnung des Betriebes auf sämmt- 
Uchen unter lit. /, §. 1 genannten Strecken. 

§. 3. 

Der ZweolL der Oesellscbaft nmfasst: 
aJ den Betrieb der Eisenbahnen von Wien Uber Lins nach Salzburg und 
von Wels bis an die bayerische Grenze nSohst Passan nebst den Flflgel- 
bahnen von Penzing nach Hetzendorf, dann von Lambach nach Gmnn- 
den; 

hj den Betrieb der FlUf?elbahn von Hetzendorf zur Donanllinde bei Albern; 
ej den Betrieb der Seitenbahn von Nenmarkt nach Braunau (Simbaeh); 

d) den Betrieb der Eisenbahn von Linz nach Budwels mit der Zweigbahn 
von Wartberg nach St. Valentin ; 

eJ die Antheilnahme an dem Betriebe der Wiener Verbindungsbahn; 

ff den Bau und Betrieb der Bahnstrecken von Selzthal nXcbst Rotten* 

mann Uber Bischofehofen nach Wörgl mit der Abzweigung von Bisohofs* 

hofen nach Hallein und Salzburg ; 
gj den Bau und Betrieb der künftig noch zu errichtenden oder sonst etwa 

noch zn erwerbenden oder zu pachtenden Seiten- und Flügel-Bahnen. 

sowie der anderweitigen mit den Bahnstrecken in Verbindung stehenden 

Transport-Anstalten ; 
hJ die Benützung und den Betrieb von Grundstücken, Forsten, Berg-. 

Kohlen- und Metall- Werken, Maschinen- und anderen Fabriken, weicht 
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alä mit doii Zwecken der rnteriK'hmiin'r zii^.immcuhUngeiul von der 
Gesellschaft erwt»rbeii oder gepachtet werden. 

§. 4. 

Oer Sitz der Gesellschaft ist in Wien. 

§.5. 

Die Firma der Oedellschaft lautet: „K. k. privilegirte Kaiserin 
Elisabeth-Bahn'', und ist in gesetzlicher Weise protokoUirt. 

Die Gesellschaft ftthrt den kaiserlichen Adler, mit der Firma als 
Umschrift. 

II. Abschnitt. 
OeselUchafts-Gapital und Actien. 

§. 6. 

Dayi liese.llsr'linft^-Capitril hcträf^t derm.'il : 
<ij zwei un 1 vlerziir Millioiirn (iiililfii üstorr. Wiihr., ztufallein] in L'ofj.OOO 

Stück Aktien, jode zu Zwoiliniidert Guldnu Cr»nvonti(>n-<-Miinze, irloicli 

Zwoihuntlertzelin (Julden Oi^forr. Währ., mit dem Ausgaba-Datum vom 

1. Juli (l. Emission); 

b) zwölf Millionen Gulden iisterr. Währ, in Silber, zerlallend in ßü.OOO 

StU^k Actien, deren jede Ul)er Zweihunderl Gulden itsterr. Währ. .Silber 

lautet und mit der Ausfertigung vom 1. Juli 186Ü versehen ist 

(II. Emission) : 

cj .sechzehn Millionf^n Gulden <)sterr. Währ, in Silber (III. E'ni-^sion). zer- 
fallend in 80.000 StUck Actien, jede Uber Zwcüiundert ( iulden österr. 
Wiihr. Silber lanteml und mit dem Au^gabsdatum vom 1. Jänner 1873. 
Der Gesellschaft ist gestattet, zur Bedeckung jenes Geld-Erfordernisses, 

▼eloluB das Actien-Capital Uberschreitet, Frioritäts-Obligation^n hinans- 

zugeben. 

§. 7. 

Die ActifMi lauten anf Inhaber, ohne dir Ansfcirtif^ung auf bestimmte 
Namen .uisziisclilicssen. DiiMclben sind je naeh (L-n einzelnen Emission'^Ti 
Qntt-r fortiaiilViiden Num ncrn, am einem .Inxtainiclie. welche:* im Archive der 
(iesellschaft aufliewahrt bleibt, herausgcsehnittcn iml mit dorn tioek<Mien 
Stempel dor Gesellschaft, Sdwio mit der Untcrsrhntt zweier .MitulicJor des 
Verwaltungsratlies. oder eines Mitgliedes und eines von dem Vcrwaltungs- 
rathe dazu besonilers h 'auftragten Beamten tler ({esollsrhaft, versoheu. 

Sie Rind mit am 1. Jänner und am 1. Juli talligen Dividenden-Coupons, 
nebst Talons, versehen. 
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§. 8. 

Das Actien-Capital kann, auf Antrag des Verwaltun^^srathes. diii«^h Be- 
schluss der General -Ver^^ammlung; crlioht werden. i§ij. 25 lit. c, 27, '28.) 
Ueber die Art nnd We*.so der Begebung der neuen Actien cntsclK'idet eben- 
falls die General- Versamni hing. Die Bedingungen und Modalitäten der Ein- 
zahlungen, sowie die Cas.sen. hei welchen die Erläge zu leisten sind, werden 
vom Verwaltungaiathe bestimmt, und durch die „Wiener Zeitung** öffeut- 
lich bekannt geraa -ht. 

§. 9. 

Fttr jede Summe, deren Einzahlung verspitetwird, sind znrGeselleehafle- 
Casse, ausser den laufenden fttnfpercentigen, noch fUn^iereentige Verzugs- 
Zinsen EU leisten, ohne dass es hiezu einer gerichtlichen Einmahnung bedarf. 

Ist, nach Ablauf der in dem Aufrufe bestimmten Frist, die Einzahlung 
nicht geleistet worden, so hat in dem im §.55 genannten Blatte eine wieder- 
hotte Aufforderung zur Einzahlung, unter Androhung der Folgen des Ver- 
sMumnisses, zu ergehen, und können nach Erfüllung der Bestimmungen des 
Art. 221 H. G. B. die Actien-Inhaber ohneweiters ihrer Rechte Terlnatig er- 
klirt werden, in welchem Falle alle bereits geleisteten Zahlungen der Oeseil- 
schuft anheimfallen und die erworbenen Ansprüche der ^umigen von Rechts* 
wegen erlöschen. 

In diesem Falle werden die ausgefertigten Actien-Documente annnllirt 
durch neue, unter den nilmlichen Nummern, ersetzt und diese flir Rechnung 

der Gesellschaft verkauft. 

Die stattgehabte AnnuUining der Actien-Documente Tsnrd, mit Angabe 
der Nummern, in der „Wiener-Zeitung" öffentUoh bekannt gemacht. 

§. 10. 

.leder xVctioniir ist nur bis zum Nominalbetrage seiner Actie haftend, 
nnd kann, mit Ausnahme der im *.) bezeiehneten Verzugszinsen, zu keiner 
weiteren Zahlung Uber den Betrag seiner Actie iüuaus, augehalten werden. 

§.11. 

Alle Besitzer von Actien 1. und II. Emission haben nach Ablauf der 
ersten !• .lahre vom Tage der Betriebseröftnung aul der Loeomotivbahn von 
Linz nach Budweis und von Wartberg naeh 8t. Valentin im Verhältnisse 
des Nominalwerthes ihrer Actien von 20U i\. Conv. Münze ( = 210 tl. ö. W.) 
und von 200 tl. ö. W. gleiehe Heehte und gleiche Ansprüche auf das 
(iesainmfeigenthum der Gesellsehalt und das Erträgniss derselben, jedoch 
mit Ausnahme der im i>. 3 lit. / be/.eiclineten Linien. 

Bis zu diesem Zeitpuncte haben die Actien I. Emission den aussehlies- 
senden Anspruch auf das Erträgniss der ursprünglichen Linien (§. 3 lit. a), 
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mit der Beschränkung, wolche (Irr v?. 48 über die Refiindirun? der Staats- 
vorsciiUsso eiitliält; und die Acticn der II. Kmission den alleinigen An^prneli 
auf das Erträgitiss der Balm von Linz nach iiudwuis und von Wartberg nach 
St. Valentin. 

Aul die Krgebnisste aus dem Betriebe aller sonstigi'n ansst'rdfni !)i«!lier 
trwi'ibfnen Bahnstrecken (mit Ausnahme jener im §. 3 lit / bezeicliuetenj 
und der übrigen schon bisher betriebenen Gcsehäftszweige haben die Aetien I. 
und II. bimisBiou nach Verhältniss ihres Nominalwerthes gleicUuiässigeu 
Antheil. 

EI)enso haben die Actien III. Emission, in-^olange nicht deren Gleich- 
stellung mit jenen der früliercn Emissionen und die Einbeziehung der im 
§. 3 lit / bezeichneten Linien in die allgemeine eninulative Betriebsn elmung 
gemäss §. 28 dieser Statuten eintritt, nur den alleinigen Anspruch auf das 
Eigenthum und die Erträgnisse dieser Linien. 

An den Ergebnissen aus dem Betriebe von weiteren Eisenbahnlinien 
oder sonstigen I nternehmungen, deren Erwerbung resp. Errichtung- erst in 
der Folge auf" Grund eines Beschlusses der General-Versammlung stattlindet, 
nehmen die Actien aller drei Emissionen im Verhältnisse zu ihrem Nenn- 
werthe gleictimägsig Antheil. 

§. 12. 

Die Aetien sind untlieilbar; die Gesellschaft erk' unt lür jede Aetie 
nur Eitu-n Ei::euf hiinier an, welcher sieb du»-<'h di'U Besitz als sidrher 
legitiinirt. Mehrere 'rheilliM b(M' einer Actie müssen daher ihre gemein>amen 
Rechte durch Eine Person wahrnehmen lassen. Die Besitzer von Actien sind 
nicht bereehtigt. eine Sicherstellung ihrer Ansprüche gegen die Gesellschaft 
za erwirken, oder den eingezahlten B 'trag zurück zu fordern. 

Dasselbe gilt auch von den £rben, Recbtänachfolgern und Gläubigern 
der einzelnen Actionäre. 

§. 18. 

Mit dem Besitze der Aclie ist die Interwcrfung unter die Gesellschafts- 
statute;) verbunden. 

Die l'ebei tra;;ung der Actien erfolgt in der Hegel durch die einfaelie 
I ebergabe der Actien-Doeumente, bei auf Namen lanteiideii^Actieii durch 
hidossement oder Cession. Die Geselle halt haltet in letzterem Falle nicht 
flir die Echtheit der Uebertragungsurkunden. 

§. 14. 

Während des Baues dn- im ij. 3 lit./ bezeiehneten neuen Linien 
weiden die Actien IIL Bmi?8ion il873) aus dem für diese Linien 
bestinniten Unteraehmangsfonde mit 5% in Silber verzinset. 
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FUr in Verlust geralhei e Actien, IntcrimsscUciue oder sonstige Werth« 
papiore der Gesellschalt werden, sobald selbe in geBetzlicher Weise amor- 
tisirt worden sind, neue aasgefolgt. 

m. Abschnitt 

0 au i .s i r ung und Verwultung der Gcue l Isch aft. 

§. 16. 

Dio Angelegenheiten der Gesellschaft werden besorgt: 

A. durch die General- Versammlung der ActionSre» 

B. durch den Verwaltungsrath, 

C. durch die Direction. 

A. General-Versammlung der Actionäre. 

§, 17. 

Die statuicnmässi^ gebildete General - Versammlung vertritt die 
Gesaromtheit der Actionäre. 

Die ordentliche (Jencral -Versammlunjr tritt, Uber Einberufung des Ver- 
waltungsrathes , j-ilu lich im Monate Mai in Wien zusammen. 

Auss»erordciitliclie (Jcnoral -Versammlungen können übrigens so oft 
stattfinden, als es der Verwaltungsrat Ii lUr förderlich hält; sie müssen aber 
vom Vcrwaltnnfrsrathe einberufen werden, wenn ein oder mehrere Actionäre, 
deren Actienbesitz den viersigstcn Thei! des hinausgegebenen Aotien- 
Capitales repräsentirt, unter Angabe des Zweckes und der Gründe, und 
gleichzeitiger Deponirung der Actien sammt Coupons bei der Gesellsohafts* 
Casse, es in einer schriftlichen Eingabe an den Verwaltungsrath verlangen. 
Im letzteren Falle ist die Einberufung binnen längstens vier Wochen zu 
veranlassen. 

!»!•■ Kiiibenit'nnfi- der or(k'ntli''h('ii oder .ni-.^i'iordeiitliehen Oeneral- 
Verfsaiiiiiiiiuig freseliieht dnreli eine Kiindniaehung, welche wenigstens einen 
Mniiat vor dem Zusammentritte in der amtlichen Wiener Zeitung^ einge- 
rückt wird. 

§. 20. 

Die in der n i al -Versammlunir zu verhandelnden Gegenstände 
iuu;>.->eu in der KutiduKicliung ausdrücklich genannt werdeu, und es kann 
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die General •Venaminlung aar über die in der Kundmaehnng. bezeichneten 
Gegenstände giltig besobtieesen. HieVon ist jedoch der Beschlnss über den 
in einer General •Versammlung gestellten Antrag auf Einberufung einer 
susserordfDtlichen General- Versammlung ausgenommen. 

In der General 'Versammlang steht jedem Äctlonftr da-s Recht zu, 
selbständige Anträge zu stellen ; doch darf Uber dieselben nicht sofort in 
dieser General -Versammlung entschieden, sondern nur, wenn ein solcher 
Antrag noch von wenigstens 10 Actionären unterstützt wird, bestimmt 
werden, ob und wann derselbe in Verhandlung zu nehmen ist. 

§. 21. 

Die Actien, riicksichtlicli welcher das Stimmrecht hei dvr (iciicral -Vcr- 
sanunhiiifr ausproiiht wcnlcn will, iniisKen 14 Tap^e vor dem tiir da^ Ziisara- 
mpiitreteii der Versauunluu^ lortires^etzten Tage hei der (lesellschaft^casse in 
Wien oder hei denjeni^'eii Baukhäiiscni im Auslände, welche der Verwal- 
tunirsrath hiezu bezeiclmeii wird, hinterlegt werden. 

Zur Krlaiig'iiu^'- des Stimmrechtes in der (ieneral -Ver-^ammluug sind in 
der Reg;el die Actien aller drei Emissidnen pleichmassi-r •reeignet. 

Nur rücksiehtlich der im i?. 25 lit. aj und /t) bezeichneten (iegt^nstände, 
'Qsot'ern dieselben di<' älteren Streeken betretVen, haben die Actien der 
ni. Kmission, iuaolange sie jenen dei iM idm (Vilhereji Emissionen nicht 
irU'irhircäteilt sind (§. 28), an der Abstiniuiung und iie -chluäst'assuug keinen 
Aotheil. 

Bis 711 letzteriMii Zeitpunkte hat die hupimirung der Actien III. Kmission 
gesondert von jener der Actien der beiden trüberen i^lnnssionen gtattzutinden- 

§. 22. 

Die Actionäre erhalten bei der Deponirung ihrer Actien eine Legiti- 
Qitionskai'te, die auf Namen lautet, die Kategorie der deponirten Actien 
bezeichnet und nur fttr die bezeichnete Person gilt. Jede ausgefertigte 
solche Karte muss die Zahl der hinterlegten Actien enthalten. 

Die Actionäre kennen hiebei nur durch solche Personen vertreten 
werden, welche selbst Milglieder der General -Versammlung sind. Die Form 
der Vollmacht wird von dem Verwaltungsrath p bestimmt. 

Pflegebefohlene und Juristische Personen werden durch ihre gesetz- 
liehen, beziehungsweise statutarischen Repräsentanten ; Oauen durch Bevoll- 
mächtigte vertreten, wenn diese Vertreter auch nicht selbst Actionäre sind. 

§. 23. 

Je vierzig Actien der i. und 11. oder der III. Emission geben das Kecht 
auf eine Stimme. 
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Kein ActionXr kann im eigenen nud Vollmacbtsnamen zusammen mehr 
als dreisBig Stimmen (Uhren. 

§. 24. 

Den Vorsitz in der General -Versammlnng ftihrt der PrSsident oder 
einer der Vice-Prftsidcnten des Verwaltuugsrathes, oder bei deren Verhin- 
derung das vom Verwaltungsrathe zn deren ßr^tetzung bestimmte Mitglied 
desselben. 

Den Protokollföhrer ernennt der Vorsitzende. 

§. 25. 

Dem Beschlüsse der General -Versammlung sind lolgeude Gegenstände 

vurbf'lialteii : 

aj die (jenehmigung der Jahresreeliiiiins: und Ertheiiun<; des Absoliitoriums 

an den Verwaltungsrath, sowie die Festsetzung der au die Actiouäre 

zu vcrthcilenden Jahrein- Dividende; 
hj die Bestimmung des dem Reservefonde zuzuweisenden oder demselben 

zn entnehmenden Betrages; 
ej die Erwerbung von Concessionen (ttr neue Linien und PlUgelbahnen; 
dj der Kauf, Verkauf oder die Verpachtung einzelner Bahnstrecken ; 
e) die Vermehrung des Oesellscbafts-Capitales, über die im §. 6 bestimmte 

Ziffer, durch Hinausgabe neuer Actien, und die Aufnahme von fundirten 

Anlehen ; 

fj die Abänderung der Statuten und insbesondere die Gleichstellung der 
Actien der III. EmiRsion mit jenen der beivien früheren Emissionen 
und die Einbeziehung'- der im i>. 3 lit. d) bezeichneten Bahnstrecken in 
die allgemeine curaiUative Hetriebsrceliiiuiig (§. 28); 
yj die AnriÖHimg drr (Jcsellschaft vor Ablauf d(>r Conces8i<»na-Daiier : 

hJ die im Kalle (Ut Autbisiin^' der Gcs«dlse|ialt zu tretTende Verfügung über 
dt'ii liescrv clond und das ül>rige GcselUchafts-Vernidgeu; 

i) die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes ; 

kj die Wahl des aus drei stimmflhigen, nicht der Verwaltung ingehören- 
den, Actiooären bestehenden Revisions-Ausschnsses zur Prüfung der 
Rechnungen des laufenden Jahres; 
1} die Geltendmachung der dem Verwaltungsrathe gegen die Gesellschaft 
obliegenden Verantwortlichkeit; 

mj die Bestimmung des dem Pensionsfonde zu gewährenden Jahres- 
beitrages. 

Zu den BeschlttsRcn snb c) d) e) f) g) ist die Genehmigung der Staats- 
verwaltung erforderlich. 



Digitized by Google 



ElUftbetli-Bahti. 



339 



§. 26. 

Die OeneraUVemmmlung fusst ihre Beschlüsse in allen Fällen, in 
welchen nach diesen Statuten nichts anderes verfligt ist, mit absoluter 
Stimmenmehrheit der Anwesenden, beziehungsweise der von ihnen ver 
tietenen Actien. Dieselbe ist beschlnssffthig, wenn wenigstens dreissig 
Aetionftre anwesend sind, welche mindestens den vierzigsten Theil de« 
lunsasgegebenen gesammten Actien -Capitales vertreten. 

§. 27. 

Ueber Abänderung der Statuten, ocler Uber Zusätze zu denselben, Uber 

Vermehr.in^ dea (iesellschaftsfondes durch Hinausgabe neuer Actien, Hber 
Aofnahme von Anlc hon. Uber Verlängernnj? der Concession, Uber Verkauf 
Oller VorpacbtunfT von Kisenbahnstrrckeii, über Verlängerung oder Auf- 
lösung' der (ipsell8chatt \ (>r Ablauf der fest;jrt'^otzten D.iuor. kann nur in 
einer (ieiK-ral Vprisaninilun^', welcbe weuijr>toiis den zt lmtcii Theil des 
einittirt»^n Actioii-Cnpitales vertritt, und mindostens vierzig aiiWfsende Mit- 
>rlipdor zählt, mit einer Mehrheit von zwei Dritttheilen der .Stinunen. 
Ik'>chlus8 gefasst werden. 

§. 28. 

In d^m Falle je^incli, wenn «-s sicli na'-h VoIhMidiing d'-r projeetirteii 
Luc'OMiMiiv-ljseMliabn \ om 1 iiMslinick nacli Itludcnz (»dci- aber längstens nach 
ilem abgelaut'enen .-icliten .lalir*', von der Kr '-ffnnng drs j{otriel»(»s auf der 
gaiizr-ii im §. Ii lit. lK'zei<'liuetcii Liscnliahidinie an gci eclinet. um die Eut- 
soht iduiig ül»er dit' (il.'ielistellung der Actien III. Eini-^sio)! mit imi-i- der 
fnilitTt ii lp<;ideii Emissionen und um Kinl)ezielinng ilcr im ^. Ii üt. /" Invicli- 
iietL-n Eisenbalinliuieu in die allgem< ine «ummulativc lietriebsreclifiung 
handelt, hat eine getrennte Abstimmung der anwesenden stimmbereehtigteii 
Besitzer der Aetieu III. Emission uml der Besitzer dt-r Actien der beiden 
trüberen Emissionen stattzutinden, und nuiss zur Fassung eines gütigen 
Be.^chlu8se8 wenigstens Ein Z«dintheil der eraittirten Actien von jeder der 
beiden obigen Kategorien vertreten sein, und die Zustimmung mit einer 
Stimmenmehrheit von wenigstens zwei Drittheilen der in der General -Ver- 
sammlung vertretenen Actien beider Kategorien beschlossen werden. 

§. 29. 

Ist die General. Versammlung in den FSUen der §§. 26—28 nicht 
besehlnssfthig, so wird sie vertagt und, unter Angabe des Grundes, sogleich 
wieder einberufen, wobei Jedoch der Zeitraum zwischen der Einberufung 
and dem Zusammentritte auf zwanzig, und der Terrain für die Deponimng 
der Actien auf 8 Tage vor dem Zusammentritte beschränkt werden kann. 
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DieBc Goueral-Verdamrolun^ kann bei ihrer zweiten Eiaberufnng nur 
Uber GegenatXnde besehliedsen, welche sur Tagesordnung der ersten, ver- 
tagten, gehörten, and fasst ihre Besohlttsse mit der vorgesehenen Stimmen- 
mehrheit, ohne Rflclcsicht anf die Zahl der Aetionäre und der vertretenen 
Actien. 

Der Geschlltsberioht, nebst dem Rechnungsabsehinsse, sowie <1ie zur 
Verliandlnng kommenden Antrüge, sind 8 Tage vor der General-Versamm- 
Inng am Sitze der Oeseilsehaft aufzulegen, und ist jedem Action&r, der sein 
Stimmrecht naohgewiesen hat, ein Exemplar davon auf Verlangen aus- 
zufolgen. 

Wahlen werden durch Stiiumzettel vorgenommen. 

Kommt bei dem ersten Walilirati^o keine absolnt.^ StiiDMu iiniehrlioit zu 
StainU'. so Hndct t iin' engere Wahl statt, in welctie die iloppulte Zahl der 
zu Wühlenden, welche die relativ meisten Stimmen erhalten haben, einzu- 
beziehen ^iind. 

Bei Stimmengleichheit enti^oheidet das Los. 

Die statutenroässig <;efa8sten Beschlüsse der Genera!- Versammlung sind 
für alle Aetionäre verbindlich. 

l'eber die Verhandlungea der General- Versammlung wird ein Protokoll 
aufgenommen, welolies der Prihiident und der SchriftiUhrer, und drei dnrrh 
die General- Versammlung gewühlte Aetionäre unterzeichnen, und dessen | 
Mitfeiiignng dem, bei der Versammlung anwesenden, landesfilrstliclien Com- i 
missär vorbehalten Ist. 

Abschriften oder Auszüge aus dem Protokolle sind von dem Pri- 
ttidenten des Verwaltungsrathes oder von seinem Ersatzmanne, und einem 
zweiten Mitgliede des Verwaltungsrathes zu unterfertigen. Der Urschrift des 
Protokolles werden ein Verzeichniss der anwesenden Mitglieder der Gene- 
i-al- Versammlung, nebst Angabe der von Jedem vertretenen AetienanzabI, 
itowie auch die bei derselben gemäss §.22 verwendeten Vollmachten bei- 
geheftet. 

b. Der Verwaltungsrath. 
33. 

Die obeiste Leitung aller AnfreleL'cnheircn ilcr (lesfllscbatt. sowie die 
Vertretunir der Letzteren in allen Beziehungen, i.st dorn Verwaltungsrathe 
übertragen. 
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Derselbe besteht ans 15 Hitgliedern, von denen wenigstens 12 ihren 
ordentlichen Wohnsitz in Wien haben müssen. 

§. 34. 

Der Verwaltungerath ist der Vorstand der Gesellschaft im Sinne des 
Handelsgesetzes. Er ist als solcher nait den ausgedelintesüMi Vollmachten 
zur Verwaltung der Gesellsciiafts-An^elegenheiten ver.^ehen. ^um('ntlich ist 
ilerselbe ausdrücklich zu allen jenen Acten ermächtigt, zu weichen nach 
§. 1008 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbnches eine besondere Vollmacht 
erforderlich wäre. 

Er vertritt die Gesellschaft vor und ausser Gericht 

Er ist mit der im Handelsgesetze festgesetsten Berechtigung nnd Ver- 
antwortlichkeit zu allen Verfügungen in Gesellschafts-Angelegeuheiten 
berafen, welche nicht der General -Versammlung Torbehalten sind. Ss steht 
tfam insbesondere die Ernennung nnd Entlassung der Beamten der Gesell- 
sohaft, die Bestimmung ihres Wirkungskreises und ihrer Bexüge, die Geneh- 
migung der Dienstes-In^tructionen und Reglements für die Führung der 
Oeschäfte au. 

Der Verwaltungsrath führt die Firma der Gesellschaft durch collective 
Zeichnung zweier seiner Mitglieder. Er kann zur Zeichnung der Firma auch 
efaieu Director oder einen Oberbeamten in Gemeinschaft mit einem Mitgliede 
des Yerwaltnngsrathes ermächtigen. 

Der Procnrist hat seiner Unterschrift einen die Procura andeutenden 
Zusatz beizufügen. 

Der Verwaltungsrath ist, nnbeschadet der Bestunmnngen der Art. 231 
nnd 234 H. G. B. befugt, in allen ihm zustehenden Geschäften seine Voll- 
macht oder einen Theil derselben, auf Eines oder mehrere seiner Mitglieder, 
oder an sonstige BcTollmächtigte, für einen bestimmten Zweck und für eine 
bestimmte Zeltdauer, zu übertragen. 

Die Art nnd Weise , wonach die Behandlung der Geschäfte des Ver- 
waltnngsrathes stattzufinden hat, bestimmt die Geschäftsordnung, welche 
der Verwaltnngsrath selbst beschliesst. 

§. 35. 

Die Mitglieder des Verwaltnngsrathes werden von der ordentlichen 
General -Versammlung der Actionäre auf die Dauer von sechs Jahren 
gewählt. Alle zwei Jahre scheiden fünf Mitglieder, nach der Reihenfolge 
ihrer Amtsdauer, aus. 

Die Ausscheidenden sind wieder wählbar. 

Jedes .Mit?:lied des Verw;iltiiii;;sr:itlies hat vor Antritt seiner Function 
tür die Dauer seines Amtes 40 Actien I. oder Ii. Emiösiou uud 40 Actieu 
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III. Emission, wclelic wülinMul dioscr Zeit von ihm noilrr iibcrtiageu noch 
veräussert ^^■(M•rh'n ki>nn*Mi. in dir ( J('>tdls<-hat'tscas'<a zu irnitorlt'i::tMi. 

Die jSiclitrri'iiilimir <li<'sor Voi-solirifr hinnon einem Monate uacli bekauQt 
gegebener Wabi gilt als Ablehnung derselben. 

§. 87. 

Der Verwaltungsratli wählt jXhrlich, nach Abhaltang der ordentlichen 
General -Versammlnng, ann seiner Ifitte einen Präsidenten und xwei Vicepri- 
aidenten. Jeder derselben ist wieder w&hlbar. 

Bei gleichzeitiger Abwesenheit des Piüsidenten und beider Vicepri- 
aidenten betraut der Verwaltnngsrath eines seiner Mitglieder mit dem Amte 
des Vorsitzenden. 

§. 38. 

Wird die Stelle eines Verwsltnngsmths- Mitgliedes vor dem Ende der 
Amtfklauer, für welche er gewählt ist, erledigt, so kann dieselbe vorläufig 
und für die Dauer bis zur nächsten General -Versammlung von dem Verwal- 
tnngsratbe wieder besetzt werden. Die definitive Wiederbesetzuug erfolgt 
durch Wahl der nächstfolgenden General -Versammlung. 

Das zur Ergänzung gewählte Mitglied scheidet an dem Termine aus. 
an welchem die Function seines Voii^ngers aufgehört haben würde. 

§. 39. 

Die Mit^rlieder des Vt r\v.dtun,i:srntlies erlialteii tiir ihre Anwcseniieit in 
den IMenar- und Coniite -.SitziiiiLen Anwesonlieit.sm;u ken, deren Werth mit 
10 H. für Jed<' Marke lestjxesetzt wird. Ausserdem beziehen sie den Ersatz 
für KeiHekostcn oder sonstip' durcli ihre Functionen veranlasste Aush-t^^en, 
ferner llir ihre Mühewaltung eine Tantieme von 5'^/^ von dem Heju^rewinne. 
welcher mit Iliicksieht auf die §§. 4G und 47 und über Absehlajj: des in 
Gemüssheit der §§. 50, 51 in den Heservefond zu iiinterb irenden Betragen 
sich er<ribt. und welche mit dem Minimalbctrage von 42.000 (1. test- 
gesetzt ist. 

Die Art der Vertheilang dieser Tantieme unter die einzelnen Mitglieder 
des Verwaltungsratiieg setzt der Verwaltung^trath, mit Rückdiclitnahme aal' 
deren Leistungen, fest. 

Zu dem im Vi>raas{rehcnden bezeiehneten fixen Bezüge des Verwal- 
tungsrathes haben die Actien der dritten Emission nur in dem Falle eines 
Uebers(duHse3 dcs jälirlielieii ludnertrages der bezügliehen Kahnstrecken 
Uber die 5 Pereent Hividende, Tilgungsquoten und Dotirung des Reserve- 
fondes im Verliältnisse des erzielten Reingewinn - Ueberschn^ises beizu- 
tragen. 
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§. 40. 

Der Verwaltungsrath veraaminett eich am Sitze der Oesellschaft anf 
Einladiuig des Prasidenten, so oft es das Interesse der Gesellschaft erfordert, 
zun wenigsten aber einmal in jedem Monate. Die Beschlüsse werden dnrob 
absolute Stimmenmehrheit der persSnlioh anwesenden oder vertretenen Hit* 
gtieder (§.41) gefasst; bei Gleichheit der Stimmen wird jene Ansicht snm 
Beschlüsse erhoben, welcher der Vorsitzende beigetreten ist. 

Zur Giltigkeit der Verhandinngen ist erforderlich, dass wenigstens 
4 Mitglieder persönlich zugegen seien, bei dieser geringsten Anzahl Ist zur 
Beschlussfassnng die Einstimmijtkeit erforderlich. 

§. 41. 

Die auswärtigen Mitg:lio(l('r können sich bei den Verhandlungen des 
Verwaltiingsratbes durch ein anderes Mitglied des Verwaltungflrathes ver- 
treten lassen. 

Kein Mitfrliod des Verwaltungsratlics darf jedoch mehr als eine Stimme 
im Vdilmacht^nuuK'i) liiitren. 

§. 42. 

rel)er die Vorliandlungen des Verwall iingsratiies wird ein Protokoll 
anlVenommen, welches der Vorsitzende und wenigstens zwei anwesende Aiit- 
glieder untert>rti;,'en. 

Abschriften oder Auf^ziifro aus dem Protokolle sind von dem Präsideuten 
Oller dessen Stellvertreter und von einem Mitgliede des Verwaltungsrathes 
lu beglaubigen. 

C. Die Direotion. 
§. 43. 

Die Ansftthrnng der Beschlüsse des Verwaltungsrathes» und die 
speeielle Fflhmng der Gesehifte nach Massgabe dieser Beschlfisse und inner- 
blb der in den Statuten gegebenen Grenzen, obliegt der Direction. An der 
Spitze derselben steht der General-Director. 

Der Verwaltungsrath ernennt die Mitglieder der Direction, bestimmt 
ihre Bezüge, welche auch zum Theile in einem Antheile am Reingewinne 
festgesettt werden können; er bezeichnet ihren Wirkungskreis mittelst zu 
erlsisender Instructionen und bestimmt ihre Rangordnung. 

Der General-Director muss an dem Sitze der Gesellschaft wohnen. Er 
ist in allen Verrichtungen dem Verwaltungsrathe untergeordnet und dem- 
selben für die sachgemSsse Leitung der Unternehmung ▼erantwortlich. Er 
bat den Sitzungen des Verwaltungsrathes mit berathender Stimme bei- 
zuwohnen. 
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IV. Abschnitt. 
Jahresrechnung, Zinsen, Dividenden, Reservefond. 

Die Betriebsrecbnungen rUck^^iehtlich der die Garantie eh\c< jülirlicheD 
Roincrträgniüses Seitens des Staates nielit genies»enden Baliustrecken, 

närolicli : 

(i) (lor Flü^^olli.ihn von Neuinarkt nach Hraunau (Siinh;i(^li) ; 
bj der Fliigclbahn von Hetzcndorf an dio Donauläiule bei Albern; 
cj des Antheiles an der Wi<'ti( r Verbindungsbahn, sowie 
dj sonstiger selbstständig betriebener Geschäftszweige, sind von jenen die 
Garantie des Staates geniesseuden Eisenbahnlinien getrennt zu ftihren. 
Anoh rfickslohtlicb der vom Staate garantirten Eisenbahnlinien findet, 
insolange nnd insoweit die im §. 11 erwähnte Sonderstellang der Aotien der 
1., II. nnd IIL Emission danert, die Ftthroiig abgesonderter ßetriebsreeh- 
nangen statt. 

§. 45. 

Sümmtliche Keelinnngen werden am 31. Heceniber eines jeden Jahres 
abgeschlossen. Auf Grund der diesfälligen Ergel)niHse werden Haupt Jahres- 
bilanzen aufgestellt, und selbe nach vorgängiger Prüfung durch den Bevi- 
sionsausRchnss mit den dasn gehörigen Belegen der General- Versammlung 
vorgelegt. 

Auf Grund der Ergebnisse der einzelnen Betriebsreehnungen wird 
Hohin daa, auf die Actien der einzelnen Kategorien mit Rtteksicht auf deren 
im §. 11 bestimmte Antheilsbereehtigung, entfallende Gesammt-Erträgniss 
naehge wiesen. 

§. 46. 

Von den Bnitto-Erträ5i:nis>*en der einzelnen Linien oder Geschäfts- 
zweige zunächst die dieselben unmittelbar betreffenden ErhaltnngS' nnd 
Betriebf<ausla;]^on in Abzug zu bringen. 

RUcksichtlich der Auftheilung der, sämmtliohe Strecken betreffenden 
gemeinsamen Auslagen finden die in den bezUgliehen Conoessionsnrknnden 
enthaltenen Bestimmungen Anwendung. 

§.47. 

Aus dem Reinertrage der, den drei Aetien-Emissionen entspreche ndeo 
einseinen Bahnnetze, welcher nach Abschlag der Brhaltnngs- nnd Betriebs- 
auslagen nnd der allgemeinen Verwaltungskosten erübrigt, werden zunächst, 
nnd in nachstehender Reihenfolge bestritten die Erfordernisse : 
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1. für die von d(M' OeseU»e1iaft Üiv ilas l.n*zii{;liclie ßiihiiuetz aufjg^e- 
nfinimenen AnklM ii. 

2. für die .^"/„ifre Divideiulc auf dif l»p/,ii;,'liidi('ii Acticn, 

3. für die Til.iriintr <lt s l»« zii^lii'|ien Actien-Capitals. 

Voll dorn litdiiertrage der im ^. i\ von nj \n<. r// aut^refuiirttMi Sti.M kt-n 
und sonstijrcn abi^csondert verrccIinetiMi ( Jeseliäft'^zweifrc worden st.itt der 
vou 1 — 3 hezeiflinetcii Po^tm die 5" Zinsen und die TilgUUgsquoten des 
bezüglichen Anlag:<'-( 'apitalcs in Al)zn.L^ <rel»ra('lit. 

Die liiernaoh noch vertÜ<rbar bhdheiide Summe bildet den U<d)ersehuss 
<ie^^ jälirliehen Ueinertrafjes. Dieser l eberflchuHs wird, nach Massgabe der 
§§. 48 und 49 zur RttckvergUton^ der vom Staate in Folge seiner Garantie 
etwa ge1ei>t'^'ten Vorschiisse sammt Ziasen verwendet und nach Absciilag; 
der nach den §i5. 50 und 51 dem Reservefonde zuzuweisenden Summe, 
sowie der den Mitgliedern deA VerwaltuugBratbos zuerkannten Antheilsquote 
nnter den, gf-mäss §.11 zur Antbrilsn ibme am ICrtrHu'uisse der einzelnen 
Strecken bereehtigten, sowohl getilgten wie nicht getilgten Actien als Super- 
Diridende vertbeilt. 

§. 48. 

In Betreff der Rttckverglitung der bezüglich der Linien des alten Netzes 
(§. 3 Ht. aj und der Linz-Bndweiser Bahn (§. 3 lit. dj geleisteten Staa^svor- 
flchfisse baben folgende ModalitXten zn gelten : 

Sollte die Ges<dlseliaft lür die allen Liniiii Sta.itsvoiscbUsRe 
bent'tliigen, so ist \ on späteren, das garanlirte Rein-Erträ^zMiss dieser 
Linien ül)ersteigenden rel»ers(diiissen tiiir die Hälfte zur llehiiidirung 
der VorschÜHse sammt 4" „igen Zinsen zu verwenden, während die 
andere Hälfte der Gesellschaft zur freien Verfügung verpleibl. 

Im Falle der Reinertrag der alten Bahnlinien die garantirte Jahres- 
summe überschreiten, dagegen auf den neuen Linien (Linz-Budweis. 
Wartberg — St. Valentin; sich ein Ausfall an dem garantirten Rein- 
ertrügnisse ergeben sollte, muss die üälfte des Uebersohnsses der alten 
Linien, zur Deckung des Ausfalles der neuen Linien verwendet werden, 
w&hrend die andere Hälfte wieder der Gesellschaft zur freien Verfügung 
▼erbleibt, der allfälUge Rest des Ansfalles der nenen Linien aber vor- 
sehnssweise vom Staate gedeckt werden wird. 

Wenn nach Auflassnng der getrennten Betriebsrechnung noch Staats- 
vorsohttsse aushaften, welche an^schliessliob von den neuen Linien 
herrühren, so ist nur ein Dritttheil des Uebersohusses des gesammten 
Bahnnetzes zur Refandining dieser Staatsvorschttsse sammt 4o/oigen 
Zinsen za verwenden ; dagegen bleiben zwei Dritttheile zur Verfligung 
der Gesellschaft. 
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Sollten dagepen, nach Einfilhrmig der cumiilativen Hrtriebsreclmunp. 
neue Staatsvorscliiiase beansprucht werden, so ist zur Keiuiidiriin}: der- 
selben sammt 4%iger Verzinenng nur die Hälfte der ferneren Ueber- 
sohttsse des Gesammtnetzes zn verwenden. 

Zur Abtra{:iiii.u- der von der Stn:it<vorwaltnn^' rürksichtlich der im §. S 
iit. /; iK'zeiolmott'ii Linien Sel/.thnl— Wr.r«:! und Bisrlioishofen— Salzburg) 
freleistetrn Vnrs. liüs^f' wird in dem Falle, wenn der Ueineilrnj? dieses Bahn- 
netzes die pirantirte Jalire-ssumme ül)ers<-hreitet, die Hälfte des diesfullif^en 
Uebcrschusses zur Riiekzaliliini; drr eriuilteneii Vors«"lui>-^e sanimt Zinsen 
verwendet, und verbleibt die andere Hälfte gemäss §. 47 zur Verfüjiung 
der Gesellschaft. 

§. 50. 

Von dem Ueberschusse des jährlichen Reinertrages (§. 47) der Linien 
des alten Netzes sowie von jenen der Linz-Budweiser Bahn und der vom 
Staate nicht garantirten Bahnlinien und sonstigen Geschäftszweige wird ein 
Betrag von wenigstens ftlnf Percent zurückgelegt, um als Reservefond ffir 
unvorhergesehene Auslagen der bezttglioben Eisenbahnlinien und sonstiger 
Geschäftszweige zn dienen. 

§. 51. 

Dem tiir die im J?. :{ Iii. /'/ bezeiclmeten Linien nacli .Mdaul des ersten 
Betriebsjahres zn l)ilil< nden IJe-icrveton.le. welclier ansserdem anch znr 
Deckung von NadiseliatVnn^'cn vmi Bctricbsmittfdn nnd Betriebsvorkeli- 
rnnjren. sowie zu KeuUauteu uud Erweiterungen bestimmt ist, wird 
zugewiesen : 

a) der » tw-ii-re Rest des ßau('a))itals; 

h) der Betraf! verjährter Zin>*en und Dividenden; 

e) ein Zuseluiss von 5"/,, der Hälfte des die garantirte Jaliressumme über- 
8teigen<len Reinertrages ; 

d) der Erlös aus dem Verkaufe alter Materialien des Oberbaues und der 
Betriebsmittel, insofern nicht ein diesem Erlöse gleicher Betrag zur 
Ansohafiung von neuen Betriebsmitteln verwendet wird. 

§. 52. 

Wenn der Reservefond rüfksichtlieli sämmtliclier im §. 50 bezeichneten 

Eisenbalinliiiien nnd sonstigen Gescliäftszweige den Betrag von Zwei Mil- 
lionen, sowie wenn der Beservefond für die im ij. 3 lit. /' erwähnten Linien 
den Betrau' von Eiin'r Million Gulden erreicht liat, kann die in den §tj. 50, 
.')1 erwähnte Zuriieklegung gemindert oder ganz weggelassen werden. Die- 
selbe wird aber wieder aufgenommen, wenn der Reservefond unter den 
Betrag von Zwei Millionen, beziehungsweise Einer Million herabsinkt. 
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§. 53. 

Die Tilgung der Actien wird innerhalb der Concesaionsdauer der ein- 
zelnen Linien nach den von der hohen Staatsverwaltung zu genehmigenden 
Tiliriingsplänen bewirkt. Zu diesem Endo wird, sowohl für die Actien der 
L und II. Emission, wie auch tUr jene der III. EniisBion je ein Tilgnngsfond 
gebildet, dem die garantirte jährliche Tilgnngeqoote und die Zinsen der 
bereits getilgten Capitnisbeträge sazufaUcn haben. 

Die zu tilgenden Actien werden dem Tilgungsplane gemäss durch Ver- 
loBuig beetimmty welche zn der Zeit und auf die Art. welche der Verwal- 
tSDgsrath featsetst, »ffentUcli in Wien atattündet. 

Die Beaitzer der verlosten Aetien erhalten den Nennwerth derselben, 
sebst Dividenden bis zn dem zur Einlösung bestimmten Tage, und ihre 
nnpriinglichen Actien werden gegen besondere, auf den Ueberbringer 
lastende Gennssscheine umgewechselt, welche ein Recht auf einen verhält- 
oimmässigen Antheil ac dem Ueberschusse des jährlichen Reinertrages der 
betreffenden Eisenbahnlinien geben. 

Die Besitzer der Qeniissscheine haben, mit Ausnahme der 5Vi>igen 
Dividende, nur auf die Superdividende des Actien-Capitales Anspruch, im 
üebrigen aber gleiche Rechte mit den Besitzern der nicht getilgten Actien. 

Die Nummern der zur Tilgung verlosten Actien werden in der „Wiener 
2ertnng** kundgemacht. 

Die Rückzahlung dieser Actien, in Ihrem Nominalbetrage und in der 
TOirnng, in welcher sie ausgestellt sind, erfolgt am Sitze der Gesellschaft 
in Wien, oder bei den vom Verwaltungsrathe hiezu bestimmten BankhSusern 
ud Agenturen der Gesellschaft im Auslande, vom 1. Jänner des folgenden 
Jahres angefangen. 

54. 

Die Dividende und Supcnlividende werden, nach abgclialtener Gene> 
lll-Versammlunfr, am 1. .Iiili des bezüglichen .lalires bezahlt. 

Alle Dividenden- und Superdividenden-Beträge, welche nicht innerhalb 
drei Jahren, nachdem sie fällig geworden, bohoben werden, verfallen zu 
tiuisten der Gesellschaft, beziehungsweise des Keservefoudes. (§§. 50, 51.) 

V. Abschnitt 

Allgemeine Anordnungen, Autlösung der U esc l Isc halt, 

Streitigkeiten. 

§. 55. 

Alle öffentlichen Bekanntmaclinngen und Aufforderungen an die 
Aetionäre gelten von dem Tage als rechtswirksam veröffentlicht, au welchem 
sIs in der amtlichen „Wiener Zeitung" kuudgemacht werden. 

24 
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§. 56. 

Im Falle der Auflösung der GesellBchalt, Uber Beschluss der General- 
Versammlung, wird die Art der Liquidining von dieser, mit Genehmigung: 
der Staats - Verwaltung, in Qemllssbeit der Bestimmungen des Handelsgesetc- 
bnches und der im §. 1 bezeichneten Allerhöchsten Conoessions- Urkunden 

festgesetzt. 

§. 57. 

bei Streitigkeiten, welche aus demGesellschafts-VerhXUnisse entstehen, 
ist die Entscheidung des oompetenten Gerichtes anzusuchen. 

§. 68. 

Die (iosellsclmtt ist verpHiclitt't, (Ho sirli fllr eine Anstel Inn jj: raeUlenden 
und dazu «reoig^iioten. ausuetlieiittii riiterolticit^ie ii;nli Massgabo »ies 
G«*setzes vom 19. April 1872 Ii. (j. Bi. >.r. 6u vorzugsweise zu berücii- 
sichtigeii. 

VI. Abschnitt. 

Die Staatsverwaltung übt das ihr zustehende Aufsichtsrecht durch einen 
1. f. Commis$>Ur aus. 

Der 1. f. Commissär hat darauf zu sehen, das-^ die Gesellschaft die 
Grenzen ihrer Concession nicht Überschreite und die Bestimmungen der 
Statuten sowie die allgemeinen Vorscliriften genau beobachte. Der l. f. 
Commissär ist berechtigt, iu die Gesehäftsgebnrung, die bezüglichen Kech- 
nungen und anderweitigen Urkunden Einsicht zu nehmen, sowie den 
Sitzungen der Verwaltungsorgane und der General- Versammlnng beizu- 
wohnen. 

Demselben steht insbesondere die Befugniss zu, gegen jeden Beschluss 
des Verwaltungsrathes oder der General-Versammlung, durch welchen er 
die Statuten oder Gesetze verletzt erachtet, Einsprache zn erheben. 

Ueber die Ausführung eines solchen Beschlusses ist sodann die h9here 
Entscheidung einzuholen. 



Z. 11385. 

Vorstehende Statuten, welche an die Stelle der unterm 13. JuU 1856, 
Z. 1695U und bezüglich des Anhanges unterm 3. Mai 1871, Z. 4996, 

bestätigten Statuten treten, werden auf Grund Allerhöchster Ermächtigung' 

jrenehmiL'^t. 

Wien, am ö. August 1873. 

Der k. k. Mini>^ter des Innern: 
(L> S.) Lasser m. p. 
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3, Amnerkuugeii zur Coiu essions-rrkiinde voiii b. Miiiv. 1856^ 

H, M. Vdj;. Bl. Nr. 19, 

für die Eisi-nbahn von Wien nauh Salzburg und Passau. 
(Yergl. Bd. II. Abtli. 1. Seite 334.) 

Zu §. XI. 

Mit den Finauzmiiiisterial-Erliisson vom 27. Deccnihor 1871, Z. 4232 — 
F. M. (H. M. Z. 27221 — 6701) und vom 20. April 1H73. Z. 1231 — F. M. 
iH. M. Z. 17 333 ex 1873) wurde eiiivt rtieliinlieli mit dem k. k. Handels- 
ministerium das Anlairpeapital der die Staat.s;;arantie {^enies>5<'iiden Linien 
les alten Netzes der Kaiserin Fdisabetli-Bahn für das Jalir 1670 mit 
91,925. 7n(; H. lö kr. fesfn^esetzt. 

Mit demFinanzminiaterial-Erlasse vom 2U.Marz 1877, Z. 1112 — F. M. 
H. M. Z. 11787 ex 1877) wurde einveriielimlich mit dem k. k. Handels- 
ministerium das garantirte Anlagecapital der Hauptbahn Wi en-Salzburj? 
and Wels- Passau, der Verbindungshahn Penzing- H etzendorf und 
der Flligelbalui Lam bach - 6 ni u n d e n mit RUcksicht auf die seit 1. Jänner 
1871 bis Ende 1875 eingetretene Anlafceoapitals-Vermehning mit Schlusfl 
jeden Jahres, wie folgt, anerkannt, und zwar: 

mr das Jahr 1871 mit H. 92,874.474.69 
n „ • 1872 , , 96,206.08d.55 
„ „ „ 1873 n „ 94,744.821.61 
, „ „ 1874 „ „ 95,347.237.22 
„ „ 1876 „ „ 95,31^.707.57 

Die Zinsen der im Laufe eines jeden lietrielisjalires auf Grund der 
Genehmigung der Staatsverwaltung bestrittenen zur Einbeziehung ia das 
garantlrte Anlagecapital bestimmten Bauko-sten. bezieiiungsweise die Zinsen 
der in Folge der Uebertragung des Knufsehillings der ehemaligen Pferde- 
bahn Liuz-Budweis mit 31. December ib7ä eingetreteneu Anlagecapitals 
der Hauptbahn wurden vom 15. eines jeden Monates für die in diesem 
Monate verausgabten Summen in Rechnung gestellt. D-is garantirte Rein- 
erträgniss wurde hiernach für die nachbezeiehneten Jahr«, wie folgt 
betiffert: 

flir das Jahr 1872 mit fl. 4,856.799-69 
„ „ „ 1873 . „ 5,049.351-44 
, n » 1874 „ „ 4,942.891-89 
, , , 1875 , „ 4,967.278-77 

Die Garantieverhältnisse der Bahn wurden im Allgemeinen mit dem 
ProtokuUe vom 28. Üctober 1876 geregelt. (Vgl. unten 8.) 

24* 
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3. Concesdon fttr ein Verbindnngsgeleise fon der Hetsendoifer 
Verbindangsbahn bei St. Teit an dii) Hauptbahn in der Biehtang 

gegen Hfttteldorf. 

Mit »l(Mi Erlässen des k. k. Han<1ehiiiinisters vom 21. September 1873. 

Z. 2513U und vom 29. l)ecenil>er l'^74. Z. 87972. ist «lein Verwalliinpg- 
ratii der k. k. pr. KaiHcrin Elisabeth- Hahn der Haiiconsens für ein Verbiii- 
diin^s^relrisc von der ilet/endorter Verl)induiigsbahii bei .St. Veit an die 
ilaupliialin in «Icr Ki<'htun^:f o^'j^en Butteldorf ertln ilt worden. 

Dicsutt VcrbiiiduugMgclcUu iat bi.<«her noch nicUt zur Ausführung gelangt. 



4. AnmerlLung zum Uebereinkoinnien vom 3ü. Juni 1869^ K. G. Bl. 

Nr. 122, 

betreflTfnd den Umbau der Liu-Badweiser Prerdcbaha in eine LoeonotiTbilin. 
. Vgl. Bd. II, Abth. 1, Seite 87*2.) 
Zti Art. 2. 

Mit dem l'inanzininislrrial Erlasse von» 17. April 1877. Z. 1197-F. M. 
(H. M. ZZ. .'i8üü \uu\ 13841 «'X 187m wurde ein\ (rnehmlieb mit dem k. Ii. 
Hamb Isministerium tlie der ( JaianticlK inossiiii^ yjHirunde zu legen<le LUn?e 
der Linien Linz Hudw eis und St. Valentin-Wartiier^? mit 19-158H3 Mt ib n 
;.'leieh 145-33»» Kibmicter und da.s liiernaeh entlallende, garantirte, jäbrliclii 
iiein< rtrU^niis^ pro 1873, in welchem .lahre die Theilstreeke Linz-Wartbcri: 
3-3997 2 Meilen) ei*8t vom 20. Deeember an in Betracht k<»mmt, mit 
1.024.770 H. 24 kr., pro 1874 mit 1,366.229 11. 91 kr. und pro 1876 mit 
1,395.679 fl. 96 kr. in Silber festgenetzt. 

Vgl. Auch da» Protokoll vom 28. Ootober 1876 weiter unten aub 8. 



5. Anmerkung znr Concesslonsurl^nnde vom 24, Juni 1870^ 

R. 0. BL Nr. 100, 

lUr etnr Eisenbahn toh Hetzf ndorf an die Donavlinde bei Alben. 

' N <;l. IM. II. Al.tli. 1, Seite 
Z u 4j. 14. Ii t. fl. 

Mit tiem Finanzministerial-Erlasse vom 29. März 1S77. Z. 1112 — K.M. 
(H. M. Z. 11787 ex 1877 wurde einvernehmlieh mit dem k. k. Handels- 
ministerium anerkannt, daHs bei Vertheiliinu' der Kosten des genieioschaft- 
liehen Ranirirbahnhofes in Penzing, welche im Verhältnisse der von der 
Donaulände l'>nbn . beziehungsweise der in Penzing einmiintb nden Verbin- 
dungsbahn und der llauptlinie ankommenden und abgehenden Züge zn 
geBoUehen bat, auch die Perüonenzüge der Hauptbahn einzabeziehen sind. 
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6. Protokoll 

aifgr'niirouien im k. k. liandelsiuinisteriuin am IG. ScptiMiiber t87'i aus Anlass der aufGrund 
des (iesetzes vom in. April 1872, H. (I. Hl. Xr. 48, iri-pllogpnrn VerhandlunLM'n zur Ki'ststellunii 
*ier loDcmionsbiMlingüisse lür eine aus (IbtT-Stcin inark nach Salzburg uud Xurdtirol Tührende 

i.ucuioulivvisinbahn. 

Gegenwärtig: 1) ie Gefertigten. 

I. B«^ziijrli(»li (1c8 Obj('Ct"->; beiiM'ikt der H;ni(h'Uiniijistt'i', dass Kitz- 
bUoliel in Tirol iu das ICis»Mih;iliimot7. oinbozosroii vv«M'dPM inii^so und dass 
dieser Fiiübeziehung in der Conoessions-Urkundc Ausdruck zu gcbeu sein 
werde. 

Di»' Vertreter «1er Kaiserin tilisabetli-iialin tM-klänin sich iiiermit ein- 
wstandeii. 

II. RückBiflitlicli d('< VrrhälfniBscs der zu i-tHHTssiuiiiiriulcn S;il/Jtur^- 
rirob'r-< Jf'birjrsbalm /ii den altrii Linien dvv Kaiserin Elisalietli- Balm ver- 
pHieliten sieh die Vertreter derK.-iiserin Elisabeth-Bahn nach Volh'iidiuiLr der 
ArllMiL:})aliii oder länjistens nach acht Jahren vom 'ra<re der Betriehs- 
erötfnuntr auf der zn concessionireinlen Linie die Trage der Vereinijjung 
der beiden Netze der Scidussfassunj? durch eine statutenmHssi^'e General- 
versammlung zu unterziehen, wobei die Abstimmung der Aetieubesitzer 
jeder Serie eine getrennte und der Eiitsoheidungsmodua zwei Diittel der 
vertretenen Stimmen in Jeder Abtheiluug sein solle. 

(Fortgesetrt am 19. September 1872.') 
Eü gelangt der Entwurf der Coucessions-ürkuude zur Verlesung. 

ad §. 3. 

gibt der Handelnminister Uber Anfra^re der Vertreter der Kaiserin 
Elistbeth-Bahn die Aufklärunfr. dasK bei d( r Priilunu der BativerträfTf" nicht 
die Höhe der EinheitspreiHe und der Zahlun^^sniodalitäten , sondern dio 
QoalitUf. .Solidität iiii<l Vo||«tiiiMiiirkeir der Auslulirung zur Beurtlieilung 
jelaiigen werden, indem bezüf^licli derZitVer. nm welche die Ausrilstun;r 
and Herstellung der Bahn erlol^'en soll, ledijrlich das Bauoti'eit mit 
21,000.000 fl.. welcheK sieh um den durch ilie Fiihrun^r der Linie über 
lut/.l. liehet nothwendigcn vcrhältiiissiniissi;,'cn Mehrbetrag erhobt, und die 
•iaranti.'snmme von 54.4UO H. {»er .Meile unter Feiitbaltuug des Emidsions- 
curses vfMi yö Percent massgebend seien. 

nd ^. 6. 

Ueber die vom Ilandelsniinister an die Vertreter dei- Kaist riii Kl!-al)eth- 
Bahi! jrerirhtete Aufforderung aiit die in postalisclier Be/ichiiii}:- jremachten. 
vermeiutlichen Ansprüche Verzicht zu leisten, erklären dieselben, niclit 
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unbedingt Terziohten zu können, indem von einzelnen Anspruehsposten . wie 
zum Beispiel: bezttglieb der Postbeforderang auf der Strecke Laobteh- 
Omnnden nnmöglicb abgesehen werden könne, dass sie aber bi^reit seien, 
anf den Abscliluss einet bill'gen Vergleiches hinzuwirken. 

(Fortgesetzt .im 1. October 1872.) 
ad. §. 3. 

des Concessions-Entwnrfes wird Uber Verlangen der Vertreter 
der Kaiserin Elisabeth-Babn bemerkt, dass unier den AnscblussbahnhÖfen 
der Bahnhof in Salzburg ebenfalls mitbegriffen ist 

Bezüglich des Salzburger-Bahnhofes wird stipulirt, dass, naelidem die 
Mitbenutzung dieses Bahnhofes durch die neu zu concesaionirende Linie 
selbstverständlich ist , nur die erforderliclieu Erweiterungsbauten und Zu- 
bauten auszufuhren sein werden, worttber der Regierung ein Plan vorzu- 
legen ist. 

Soliiii getsohlossen und gefertigt. 

Der k. k. Handelsminister: FUr die Kaiserin Elisabeth-Bahn: 
BaahauH m. p. Schei m. p. |«9rbaa m. p. 

Carl iichwars m. p. 
Dr. Theodor labere r m. p. ielssler m. p. 

k. k. MinisteriaUConcipist al« ProtokoUfQlirer. 



7. Coneessionsurkunde Tom 10. NoTember 1872, R. G. Bl. Nr. 170 

und C. Bl. Nr. 4 ex 1873. 

fflr die ActiengeseUselttfl der privilegirtvn Kaisfrin EUsibeth4lahB im Bau und Betrieb einer 
ans Ober-Steiermark nach Saliborff vnd Ntrdtirol fftbrenden I^notif-Eisenbahn. 

Wir Franz Joseph |. von Uottr^ (inailcn K.iisiM- von Oesteneioh. 
A postoli<c|i(M" Kiliiit; \oii riijrarn, Köni;z \<>ii litiliinoii, von 1 )alnialitMi. 
Kroatien, Sl.i Vdiiini. Gali/.itn. Lodomfiien und Illyicii; Im/Iotzoit von 
(Jcstcrrcir-li ; ( iro^sliorzof^ von Krakau, Herzog: von Lotlirinjxfii • Salzlmri:. 
Sfeyer, KänitlR'ii. Krain, Hukowina, Olcr- und N i' d<M- ScldesitMi : (iro-s 
itir-t von Sielu nbiutjrn; Markgrat von Mähren; gelürsteter Grat von Habs- 
luirg und Tirol etc. fM<'. etc. 

Nachdem die Actionj^esellscliaft der privilegirtcn Kniseriu Klisabeth- 
Bahn die Bitte um Kitheiluni; der Conc(>H>ion zum Bau und Betrieb einer 
ans Obcr-8teiormark nneli Salzburg and Nordtirol führenden Locomotiv 
Kisenhahn gesteilt hat, so finden Wir Uns l>evogen» in Krwignog der 
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Oemeionfitzigkeit de» Unternehmens, der geDannten Gesellscliuft diese Oon« 
«caion aof Grund des Eisenbahn-Ooncesaionsgesetzes vom 14. September 
1854 (R. 6. Bl. Nr. 238) ond des Gesetzes vom 10. April 1872 (R. G. Bl. 
Nr. 48) sn ertheilen, wie folgt: 

§. 1. 

Wir verleihen der Äctiengesellschaft der privilegirten Kaiserin 
Elisabeth'Bahn das Recht zum Bau und Betrieb einer Locomotiv-EiReobalin 
von Selzthal nächst Rottenmann im Anschlüsse an die k. k. privilegirte 
Kronprinz Rudolph-Bahn Uber Radstadt naeh Bisohofshofen , und von hier 
dnrch das Pongau und das Pinzgau ttbor Zell am See. Saalfelden, St. Johann 
Qod KitzbQchel in Tirol nach Wörgl zur Verbindung mit der Nordtiroler 
Linie der privilegirten Sttdbahngesellsehaft, sowie von Bisohofshofen nach 
Htlldn und Salzburg zum Anschlüsse an die privilegirte Kaiserin £li»abeth- 
Babn in deren Bahnhof zu Salzburg. 

§. 2. 

Die ( «t'sellscliart ist vt'i-ptlirhtct, ilir Sal/liiirjr-Halh'iiicr-B.iliii « iii/iilöstMi 
iiiiil liii'hei die im i^. 1*.» der ('oiKMs^ioiisurkuiidi' tlir dit-M* B:\liu vom 
7. September (K. G. Bl. >ir. 31) lestgc-^tcllten Modalitäten zu 

beacliteu. 

Vgl. Bd. U, Abth. 2, Seite 1S67. 

§. 3. 

Die Ausffihrung des Baues und der Bctriebseinriehtung der Balm hat 
steh Massgabe der von dem Handelsministerium zu genehmigenden Detail- 
Btnprojecte, dann der dem Handelsministerium zur Genehmigung vorzu- 
legenden Bauverträge, Rtattzufinden. 

Sowohl den auszuarbeitenden IVtailplänen, als auch den Bauverträgen 
liah.-n liie B»*stimmnngoii der für di»« Tlioilstrocken Hallein - Bisiohof^hofen, 
■^elzthai-Bischorshftfen. Bischofslifdon-Wilrfrl von dein Ilaiidelsministorium 
anf<restellt('ii J{ediii<riiisshot'te , welche als inte^rrirondc Bostandtheilc dieser 
Coiiccs>«i(tnsinkunde anzu-olion sind, zur Giundlajrr zu dienen. 

In K'leicher Weise hat aucli heziiirlieh der llersteUnnjr und Ausrüstung: 
■\n Bahn im Allgemeinen das Uieätalls vom Handelsministerium testgesteilte 
Bedingnissheft zu gelten. 

Die toehnisehon F!ntwiirle für den Bau und die Ausrüstung: der Bahn 
"*ind dem Handelsministeriuni l eeht/.eitig vorzuh'gen , und ist sicii Ihm dem 
Hau nach den besonderen, vom Handelsministerium diesfalls ^^etrotVtneii 
Anordnungen und nach den bestehenden allgemeinen Bau- und Polizei-Vor- 
^ehriften zu benehmen. 
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Für Aendernngen in den Bauprojecten bleibt die Genehroigimg der 
Staatsverwaltung vorbebalten, insoferne solche nach Massgabe des Resnltatefl 
der militKrisch-techniseben Revision nnd der nach §. 6 des Eisenbahn-Gon. 
cessionsgesetzes vorzunehmenden politischen Begehung derTraeeim Interesse 
des öffentliehen Verkehres und zur Sicherstelluug des Bestandes der Balm, 
dann zur ErfQllnng der Ke^etzliohen Bestimmung sich als erforderiich da^ 
stellen werden. v 

Ahänderuiigeii der Halintrace oder der Uetailpläne^ welche sich bei 
der BauflusfUhrung aus bauökonomischcn oder BetrifibsrUckMchten als notli- 
weiuli{r odor wünschenawerfh darstollon sollten, sind mit Genolmiiirunj; des 
Ilaiiih lsniinistcrinnis und ;rt <ron dein ziiliissi;r. dass dadurch die im 1 
bestimmte Hauptriciitung , sowie di»- daselbst jjeuaunteu Zwisclienpuiikle 
nicht vLiiindci t wi rdi ii. 

Die IJahu ist mit Ausuahme drr Tunuels mul der Objecte m.h m*'hr aU 
20 Metern S|iauii\\ rite eiugeleisi^- zu l)auen: alle 'runiicls sind für zwei 
Geleise auszuliilir« !i und ebenso ist das Maiici wcrk aller Ubjecte von mehr 
als 20 Metrrn Spannweit*' sopleieh /.wi if^rlcisi^- herzustellen. 

hie < iesellseliatt ist verptiielitct . die ^rrundhiicherliidic Absehreihuug 
der tiir den Hahnbau erworltcnen ( !run<l|i.irzelleu. insoweit e> au ilir lie«rt. 
thunlielist zu iiesehleunigen. sowie dafür Sor;:»' zu tra2;en , dass die der 
bücherliciien Richtij^stellung vorliergoliendo detinitivo V\^nnessnng derGrund 
.Stücke und die Fiualiftiruug der Abrechnung mit niler Beschleunigung voll- 
zogen werde. 

Die Staatsverwaltung ist berechtigt, auf die Herstellung des Unter- 
baues für das zweite Geleise der eurrenten Balm, sowie auf dessen Legung 
in jenen Strecken, wo sie es fttr nothwendig findet, in dem Falle zu dringen, 
wenn der jährliche Rohertrag während zweier auf einander folgender Jahre« 
nach Refuiidirung der aUfälligen Stastsvorschiidse und unter Voraussetzung 
der ordnungsmassigen Fundirung des Resenrefondes (§. 20), die Summe vo» 
140.000 Gulden in Silber per Meile fibersobreitet. 

Die Gesellschaft ist verpflichtet, wegen Benutzung von Bahnhöfen schon 
bestehender oder coneessionirter Bahnen au den Änschliessungspuneten 
ihrer Bahn, sowie wegen Binriehtung des Betriebsdienstes beim Cebergangs- 
verkehre mit den betheiligten Eisenbahnverwaltungen ein Abkommen zn 
treffisn und dasselbe der Staatsverwaltung zur Genehmigung vorzulegen. 

Die fttr die Erweiterungsbauten auf den bestehenden Anschlnssbahn- 
höfen erforderliehen Kosten sind aus dem garantirten Bauoapitale zu 
bestreiten. Die wegen Mitbenutzung dieser Anschlussbahnhöfe in Folge 
eines Ueberdnkoromens zu zahlende Rente darf in der BeCriebsrechnong 
unter den Betriebsspesen verrechnet werden. 

Sollte eine Vereinbarung Uber die gemeinschaftliche Benutzung eines 
fremden Bahnhofes nicht zu Stande kommen, so sind die Conoesaionire 
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bereHifiirt. einen ciLreneii Baliiiliof zu eniclitcu. jedoch »Ii»' VcrpHich- 

tuii::. ein AnscliliissircloiHO an die iVi mdc Halm InMziisti'llpu. und \veni,i:>tenR 
für (Im Personeuvcrkehr einen gemeinschaftlichen Bahnhofdieust einzu- 
richten. 

Bezüglich der Bedingungen eines Bolchen An8chlns«e8 und eines iromein 
schafirlichen Babobofdienstes f&r den PersonenTerkehr nnterwirft Kicli die 
Geseltoehnft dem Ansfipnielie des HaDdelfnninisterinms, falU eine Einigung 
Iderttber mit der AnBohlnssbahn nicht erzielt werden sollte. 

Der Staatsirerwaltang bleibt das Recht vorbehalten, in Ermanglang 
eines EinTerständnisses die Bedingungen fttr die gegenseitige Wagen- 
benVtzung der inlKudiseben Anschlossbabnen und fttr die EinmQndnng Ton 
Bergwerks- nnd Industriebahnen zu bestimmen. 

Dio Oo^^pllsoliult iat jedoch vori>flif'htPt. die Einmündnno^ von Vcr- 
bindnnfrslt.iliiKMi. welclie von drn an der Hau{)t<'isenl>nlin jrelo^'oncn Indn'<trie- 
rnternehmungen zum Beliiite der BetVtrderun'r iliror Erzeufrnisse znr Haupt- 
Halm antj:olefrl we» dt n wollen, mit dem Anschlüsse an die l>etrefYenden 
Balinliide auf die . die GesrlWeliaft mindest heliistij^ende Art, gegen Ver- 
gütung der ihr dadurch verursacliteii Kosteu, zu gestatten. 

Mit Erlaaei der k. k. Landearegierung in Salsbnrg vom 2. Mai 1873, Z. 1902, ist 
aber Ermiehtigun}; de« k. k. Handelsministers vom 12. Februar 1872, Z. 27.141 dem 

k. k. Baurathe Carl Ritter von Schwarz als damaligen (^>iwes.sinnär der SalzViiirp- Hal- 
leiner Halm der Baiirxnseii^ für <'inc S(>lde|ij»bahii vom Stiit i>'iisi<lat/f H.illein zur Perl- 
tn"(>i.f>r r'i iinMitlalirik des Anpol«» Saullieli erfheilt Vörden. Wi-iter.«« Iiaf der Verwal- 
tun;.'>ratli der k. k. |iriv. Kaiacriii J:jli»abütii-Balm auf GriiiiU obijrer Coiicejisioiisljestiiu- 
muiigcn d«-n RaucnTif.ens ffir nachbezelcbnete Schlepphahnen erhalten: 

1. Mit F-rlass cler k. k. Landefeicgieruiig in Salzburg vom 10. Mai 1^7.5. Z. 21.S7 
9ber ErmXehtigung des k. k. Handeleminiater* vom 10. April 1876, Z. 10.391 fflr eine 
S^eppbahn von Haliein zum benachbarten Srariaohen Salzsud werke. 

2. Mit Erlass der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 24. December 1876 
Z. 9ft48, Ober Erroaehtigung des k. k. Handelsministers vom 8. December 1876 

Z. 56.-218 für eine Scbleppbabn von liadstadt ZU der Holftfage und dem Holxplatze der 
Finna Giorgaeoputo. Mosconi und Co. 

Die Gesellsebaft ist verpflichtet, den Ban der im §. 1 genannten Eisen- 
bahnlinien binn^ längstens drei Jahren, vom heutigen Tage an gerechnet, 
aiisznfilhren, nnd die fertige Bahn bis zu diesem Zeitpnnete dem öffentlichen 
Verkehre zu Ubergeben. 

Ffir die Erfüllung dieser Verpflichtung Itat die Gesellschaft- durch den 
Erlag einer Cantion im Betrage von 500.000 Gulden osterr. Währung 
Siehergtellnng geleistet , und kann im Falle der Nichterfüllung dieser Ver> 
pflichtung die Caution als verfallen erklärt werden. 
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:111s (liesein Aiila>*se licivorirehendeu Acte und Uikuudeii geniessen 
die (jicltiiliKMi- und StämpollrrMlieit. 

Pii- Kr.'itTiuiii'; der Ki><;nhalinlinioii von Salzburg nach Wörj^l und von Bif>chofs- 
bofcn nach Si l/.ilial (Mr.>li.'tt' am i<. Aii^Mi-t IS75, nachdem die früher et-nfossionirte 
TlieiUtrecke Öal/.burg-liullein bereit» um Id. Juli \f>ll dem Betriebe übergeben worden 
war. 

§. 5. 

Die Gesellschaft hat »ich beim Bau und Betrieb der oonoessionirten 
Bahn nach dem Inhalte der gegenwärtigen ConcessioDBurkunde, sowie nach 
den diesfalls bestehenden Gesetzen nnd Verordnungen (namentlich nach dem 
Eisenbahn ConoessionsgesetEC vom 14. September 1854, R. G. BL Nr. 238. 
lind der Eisenbahn-Betriebsordnung vom 16. November 1851, R. G. Bl. vom 
Jahre 185^, Nr. 1), dann naeh den Iclinftig zu erlassenden Gesf^tzen nnd 
Verordnungen zu benehmen. 

§. 6. 

Bezüglich der L<M8tiin;,^en für di« Postaustalt kommen auf der oon- 
cessioniiten Balm lolLM-ndc liest i mm ungen zur An^-ondiing. 

1. Die t ;esellscli;itt liat die Posf und die Postbediensteten naeh Vor. 
schritt des 68 der Eisenbahn-Betriebsordnung unentgeltlich zu belurdern. 

Die Postverwaltung ist berechtigt, alle fahrplanmässigen Courier-, Eil-. 
Post-, Personen- und gemischten Züge zur Beförderung der Poat zu 
benutzen. 

Bei Eil- und OourierzUgen bleibt jedooh die Beförderung von Fracht- 
Postsendungen ausgeschlossen. 

Die Feststellung der Fahrpläne der zur Postbefdrdemng benutzten 
Zttge hat mit Genehmigung des Handelsministeriums zu erfolgen, welchem 
auch jede beabsichtigte Aenderung des Fahrplaues mindestens vierzehn 
Tage vorher roitzutheilen ist. 

2. Die Gesellschall ist verpflichtet, die zur Beförderung der Post 
erforderlichen gewöhnlichen nnd Ambulance- Waggons auf ihre Kosten her« 
zustellen nnd in Stand zu halten, wozu auch die Reinigung der Äussenseite 
und das Schmieren der Waggons gehört 

Mit Ausnahme der Eil- und Courierzlige hat die Gesellschaft bei jedem 
Zuge, für welchen es von der Postanstalt verlangt wird, nach dem Ermessen 
der letzteren einen achtrildrigen Waggon oder zwei vierrildrige Waggons, 
welche nach den Anforderungen der Postanstalt eingerichtet sein mUssen* 
unentgeltlich beizustellen und zu befördern. 

Ergibt sich nach dem Ermessen der Postanstalt die Nothwendigkeit. 
bei einem Bahnzug^ ausser dem achträdri^eu Waggon oder den zwei vier- 
rädrigen Waggons n»K'h weitere Wägrn zu Postzwecken heizustelien, so wird 
der Gesell-cliatt von der Postanstalt llir jeden weiter beigestellten vier- 
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rädri°:en Waji^en und liir jftle im Postilienstf ziuiifkj^eh'jjte Meilo der Betrat: 
voü Einem Gulden ilreissi'r Kieuzcni iisterr. Waliriui,' vtM jiUti l. 

Bei jciifn Züu'eii, lu-i \v<'l(dien die PosUu.stalt nitlit einen eigenen 
Wagjron in Anspruch nimmt. d(Mniin<-h insliesondere Ix'i l'^il- un«l Courier- 
zügen, ist ihr ein entspreehentl eingerichteter , vollständig' abgeschlossener 
lind mindestens zwei Ooupe's umfassender Tlieil eines l'dsenbahn- Waggons 
zum rr.-inaporte der rostseiulungen unentgeitlieh zur Verfügung zu stellen. 
Insoferne in dem erwähnten Kaiimc einzelne grössere liriefpackete oder 
Briefsäeke nicht untergebraciit werden könnten* bat die fiisenbahnverwaltung 
lör deren anderweitige sichere Unterbringung im Zuge vorzusorgen. 

Die gewöhnliche Beleuchtung der zum Postdienste verwendeten 
Waggons obliegt der Gesellschaft in gleicluir Weise, wie bei den Personen- 
wägen;die Kosten für die anssergewöhnliobe Beleuchtung der inneren Wagen- 
läame und tlir deren Bi^heiznng werden von der Postanstalt getragen. 

3. Die Postverwaltnog ist berecbtigt, die Post bei allen Eisenbahn* 
sügen durch ihre eigenen Organe begleiten zu lassen. 

Die Beförderung der zur Begleitung der Post erforderlichen Post- 
beamten, Condueteure und Diener, Rowie der zur Ueberwaohung oder 
Erlernung des Bahopostdienstes entsendeten Organe der Poetanstalt, welch' 
letztere sich mit Gertificaten der vorgesetzten Postdirection zu legitimiren 
haben, erfolgt nnentgeltlicb. 

Der Postverwaltung ist ferner das Keeht vorbehalten, bei allen Eisen- 
bahnzttgen , welche nicht durch ihre eigenen Organe begleitet werden , die 
Briefpoat der von der Gesellschaft aufzu- teilenden Bnhnverwaltung zur 
Beförderung durch die Organe der letzteren zu Überweisen. 

4. Fttr die Ausübung des Postdienstea in den Stationen ist ein geeig- 
netes Zimmer mit einer Requisitenkammer in dem Gebäude der Elsenbahu 
onentgeltiich zu überlassen und hinsichtlich der Befriedigung? etwa ein- 
tretender weiterer Bedürfnisse fttr diesen Zweck wird eine besondere Ver- 
embarnng bezüglich der für weiters beizustellenden Raum in Form eines 
Xietbzittses zu leistenden Entschädigung zu treffen sein. 

Die innere Einrichtung, Reinignng, Beleuehtnng und Beheizung dieser 
Rlnmliehkeiten obliegt der Postrcrwaltang. 

5. In jenen Bahnhöfen, in welchen keine Postämter aufgestellt sind, 
haben die Concessionäre auf Verlnngen der Postverwaltung die Ccbergabe 
imd Uebemahme der Postsendungen zwischen Bahnzilgen und den Organen 
der Postanstalt, sowie deren zeitweilige sichere Aulbewahrung bis zur 
IJebergahe an ein F*o>torgan durch hiczu befähigte Bahnbedienstete 
gegen eine von der Pustverwaltuug festzusetzende Entlohnung besorgen zu 
lassen. 

Dort, wo nach dem l-irmessen der Post\ erw altuiig der Postdienst es 
erheischt, hat die Oeaelischaft ihre Bedienste ten der Postaustali zum Mit- 
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wirken In-i dem Auf- iiml Al»l:ul<'n der Postsendunp ii f,'e^'en eine d«'n diej- 
lalligen Leistniipcn entspreohende Entlohniiufr zur VerlÜguii}; zu !^rel!en. 

Correspondeiizeii, weiclie in Beziehung auf die Verwaltung: der Eiseu- 
bahn zwisehen der Direction oder dem Verwaltungsrathe der Eisenhahn und 
ihren untergeordneten Organen, oder von diesen untereinander gciUbrt 
werden , dürlen auf den beziiglicUen Bahnstrecken durch die Bedienstete» 
der BahnanAtalt befördert werden. 

7. 

Die CeRellsehaft überninnnt die VerpHiehtung, die für den Bahnbetrieb 
and die Signalislrung ert'orderUchen Telegraphenleitungen auf eigene Kosten 
entweder nach Anordnung oder durch Vermittlung der Staatatelegrapben- 
Anatalt herau^tellen, einicurichten und zu unterhalten. 

Die Staatsverwaltung behält sich das Recht vor, die Betriebsleitung 
auch ittr Staats- und Privat-Oorrespondenz verwenden zu lassen. 

Der Staatsverwaltung steht es frei, die Drihte des Staatstelegraphen 
an den Sttttapunoten der Bahnbetriebsleitung anzubringen oder selbständige 
Leitungen auf dem von den Concessionären eingelösten oder sonst filr Bahn- 
zweoke benutzten Qrund und Boden ohne Jede Vergütung oder Ent* 
Schädigung ananlegen. 

Zur Beaufsichtigung und Instandhaltung solcher Staatslinien hat die 
Gesellschant durch das Bahnpersonale unentgeltlirh mitzuwirken. Die Gtescll- 
schaft ist ferner verpflichtet, auf ihren Bahnstrecken die Materialien und 
Requisiten der Staatstelegraphen- Anstalt nach den für Militär-Transporte 
giltigen Tarifsätzen an befördern und in ihren Bahnhöfen und Stationen 
unentgeltlich zu la</ern und zu verwahren. 

In allen vorerwähnten lU'/ichuii^ren ist die Oivsellselialt ^rolinltiMi, mit 
der Staat-^tolefrraplien-Verwaltnng reciitzeitig ein besonderes Leberein- 
ivoniinen zu treffen. 

RUcksichtlich der Höhe der Fahr- und Frachtpreise kommen die 
Bestimmungen der Gonoessionsurkunde vom 8. März 1856 (H. M. V. BL 
Nr. 19) und beziehungsweise des Erlasses des Handelsministeriums vom 
28. October 1858, Z. 21176, zur Anwendung. 

Jedoch haben rllcksichtllcli der Frachtpreise flir Getreide und Salz, 
Brenn- und Schnittholz, Mineralkohle, Goaks, gcpressten Torf, Erze, Bisen- 
flössen, Kalk- und Bausteine bei vollen .Wagenladungen die Bestimmungen 
des Artikeln IV, Punct 7 des Gesetzes vom 1. Juni 1868 (R. G. Bl. Nr. 56) 
für die österreichische Nordwestbnhn zu gelten. 

Die Gesellschaft tat ttbri gen H verpflichtet, im Fracht« nverkehrr* riiek 
sichtlich der NebengebUhren , der Nomenchitur und GU^sifieatiun der 
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Wiaren, sowie der aonstigen Transportbcstimmangeii, dann Überhaupt 
besflglich der bei der Umreolinnng der Tarife nnch dem jeweilig^en ge$etz> 
liehen Mass« und tiewiohtssysteme durobzuftthrenden Abmndnngen sieh den 
Inordonngen des Handelsministerinms an unterwerfen. 

Alle Transportvertrllge mit anderen Eisenbahnverwaltuiigen sind dem 
Handelsministerium vorsnl<>gen. 

Eine entsprechende Herabsetzung der Fahr- und Fraehtpreise sammt, 
Nebciigel>ühren anzuordnen, steht der Staatsverwaltung jedenfalls zu. sobald 
du ReinerträgnisH der letzten zwei Jahre zehn Percent des Anlage eapitals 
liherüteigt. 

Die Staatsvorwaltmig ist berechtigt, in Fällen ausserordiMitliclicr 
Thentrim^'^ der LeWensinittd in d<'m osterreichisclieu Kniserstaate, die 
Fraclit preise für dieselben auf die Hälfte des Maximaltarifes herabzii- 
(oiiuit-rn. 

Im l'eberjfaiijr -^verkehre der Waaren von der Kr<tii[iriiiz Iiudolpli-Balni 
lilit r dl«' im §. 1 erwähnten Linien auf nndcrr Bi>enhalinliiiit'ii und iiuip;e- 
Ivplirt, iiat eine Eriiiä^si<rung der couce.ssiontiUlUäüigen Muxiiualtunl'e um 
zw;in/i^ Pereeiit einzutreten. 

Ehen««» wird fest^jeset/t , da-*s nach Erdtfnun;; des Betriebes auf der 
projeetirten Innsbruck-Bludenzer (Arlberg-) Bahn im uuinittelbaren gegen- 
seitivren Wrkelire von den beätehcnden Linien der Kaiserin Klisabeth-Bahn 
auf die im § 1 genannten Eisenbahnlinien, und umgekehrt, diese neuen 
Linien beziiglieh der Tarifirnng als ein Theil der bereits bestehenden Linien 
beti'achtet und behandelt werden müssen. 

Alle Specialtarife sind «ler iiffentliehen Kundmachung zu unterziehen 

Es bleibt übrigens die Regelung der Fahr- und Frachttarif-Bestün- 
mungen der Gesetzgebung jederzeit vorbehalten ; einer solohen Regelung 
hat sich die Ge i^eUschaft zu unterwerfen. 

§. 9. 

Es wird gestattet, da-s die Fahr und Fraehtpreise in inländischer 
Silbermünze bemessen und eingeholien werden, jedoeliso. dass die mit 
Berücksiehtigniig iles ( 'ourswerthes entfallende Gebühr auch in der Landes- 
währung angenommen werden muss. Die ZurückfUhrung des Taiifes auf die 
Landeswährung hat nach den von dem Handelsministerium festzustellenden 
Modalitäten stattzufinden. 

§. lu. 

Die Militär-Transporte mUsseu nach herabgesetzten Tarifpreiften besorgt 
werden . and zwar nach dem in dieser Beziehung, sowie rtteksichtlioh der 
Begänstigungen reisender Militärs, zwischen dem Kriegsministerium und der 
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Direetion der Kainer Feidinands-Kordbahn unterm 18. Juni 1868*) abge- 
Bchloaeenen Uebereinkommen, dessen Begtimmungen einen integrirenden 
Bestandtheil der Coneessionsurkunde zu bilden haben. 

Im Falle jedoch mit allen oder der Mehrzahl der Österreichiseheo 
Bahnen ffir Militär-Tranaporte dem Staate gttnstigere Bestimmungen verein- 
bart würden, so sollen diese ancli fUr die conees<)ionirte Bahn Oeltun^ 
erhalten. 

Am 1. JäniKT l'^TS ist auf (üniinl eine?« mit >.'tmiuiliflicn österr.-niipan'.schc!» 
Kiäenbahiicii aljgv:.sciilo>»encii Uchcreiiikuiuiiicris ein neuer einUcitliciier Militäriarif in 
Wirksamkeit fretreten. 

Diese liosrirairmugen finden auch auf <lie Laiuiwchren beider Reiphs- 
liälften. auf die Lande^schüizen Tirols, auf das MiiitHr-Wachcorp!< fiirdic 
k. k. Civilgeriehte Wiens, die k. k. Gendarmerie, sowie auf die militärisch- 
organisirte Finanz- und Sicherheitswache Anwendung. 

Die Gesellschaft verpflichtet sich, dem von den österreichischen Eisen- 
bahngesellschaften abgeschlossenen Uebereinkommen über die Anschafftang 
und Bereithaltung von Ausrfistungsgegenständeu fUr Militär-Transporte, 
die Leistung gegenseitiger Aushilfe mit Fahrbetriebsmitteln bei DurobfDhmng 
grösserer Militär- Transporte, femer den organischen Bestimmungen und der 
Dienstvorschrift für die Feldeisenbahn- Abtbei Inngen sowie dem mit 
1. Juni 1871 in Wirksamkeit getretenen Nachtrags-Üebereinkommen 
bezüglich des Transportes der im liegenden Zustande auf Rechnung des 
Militär-Aerars zur Beförderung gelangenden Kranken und Verwundeten 
beizutreten. 

Dieselbe Verpflichtung: des Beitrittea pilt au«-h heziijrlich des mit den 
Halmcespllsplinftcn zu Stand«' kiMimicndcn l^dien iiiknimiicns wejsrefi ^^f^rcn- 
seili^iT Au.^iiilU' mit I'crsonah- b<'i Dun-Iitiiliruiii: grosser Militär-Traiiß- 
porto und il«'r NOrscIiiilt tiir den Miliiiir- I laiisport auf KisenhaiinfMi. 

nie (_ics»'llsclialt unttTwIrft sich Iiiii<i<'}itli<'li der Ani^tclluti'-' ircilieuter 
l nternfiiciert' d»'S H^^orc-. der Kri(';:sin,iiiii<' und der Landwehr den diess 
lail> im sj. 38 d»'^ Wclu L'^f'Netzes vdin .lalii"e 18G8*h und in dem zur Au- 
fiihruii^'- tliot s Paraji-raphcs ersrhieiii-ii. ii .Speeialu'Csetze vom 19. Aprii 
1872 {II, G. ßl. Nr. 60j outhalteneu Bestimm uugen. 



*; >i"rnmi- Verordnungen «les k. k. Armee- Verordnuog^l'lattes vom J«hre l86i% 

21. Stück, Nr. 97. 

**> Beilage zu Nr. 148. im 42. .*5tückc des Jahrganges 1870 der Normal- VeroH» 
nungen de« k. k. Armee- Verordnung•blatte^. 

Normal-Verordnungen des k. k. Armee- Yerordnnngshlattes rom Jahre 1871, 

22. Stack, Nr. 79. 

t; Keiclii-Oe*etz-BlaU Nr. 151. 
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§. 11. 

Staatsbeamte, Angestellte und Diener , welche im Auftrage der die 
Aufsicht ttber die Verwaltung und den Betrieb der Eisenbahnen führenden 
BebSrde, oder zur Wahrung der Interessen des Staates in Folge dieser Oon- 
«Msion oder ans Gefällsrlioksichten die Eisenbahn benutzen , und sieh mit 
dem Auftrage dieser Behörde ausweisen, mttssen sammt ihrem Reisegepäcice 
aoentgeltlioh befordert werden. 

12. 

Dei- Kai^i rill Elisal»etli-Balin-(iPseII>Jchaft wird das Kt iHit oingeräutnt, 
zur Aiifliriiimiii^r d<'r lür die H('^>^I<'lllln^r der im i;. 1 aii^M i iilirton Halm- 
streckeu err<»rdei lichen (loldmittf^l auf r< ! > rlirinj^cr (ulcr NaiiK u laut«'nd(' 
Acfien und rrioritUtsohli<;atioiit'ii aii>zu;:t Ix ii. wolche auf dcu iiUäudiscbeu 
itÖreen verhandelt und amtlich notirt werden dürfen. 

Die durcli die Pnoritütsobli<;ati()nen aufgebrachte Summe darf drei 
Ftinftel des Anlaprecnpitnls nicht überschreiten. 

Werden die Prioritätsobligatiouen in einer fremden Valuta ausgegeben. 
80 muHs der Betrag auch in österreiebischer Währung ersichtlich gemacht 
werden. 

Die Tilgung der PrioritätHobligationen hat der Tilgung der Actien vor- 

tn8zn;;ehen. 

Die im §. 16 bestimmte Zinsengarantie der Staatsverwaltung kann für 
die Prioritätsobligationcn, vom Tage der Ausfertigung derselben an , Uber 
Verlangen der Gesellschaft unter der Bedingung zugestanden werden, dass 

flr die Bericlitigung der Zinsen angemessene Sicherheit p:elei3tet wird. 

(Jeher die Angemesseniieit der Sicherstellun.L'^ cnt^rlit id'-t lediglich die 
Staatsverwaltung y und steht der Gesellscbait eine liiinweuduug in dieser 
Beziehung nicht zu. 

13. 

Die Hetriebsrer-liiiuiii: der im ij. 1 .'uiirefÜlirtcn neuen EisonKnlm- 
strecken wird abgesondert vuu jeuer der übrigen Linien der Kaiserin 
ElisalH'tii iialin geführt. 

Die ansscliliesfilieh für die neuen Strt-okcn g(?ma('ht('n Aushigeu dürfen 
direct der lietrielisreeiinung für dieselbe zur Last gelehrt werdi-u. 

Die gemeinsamen Auslnjren der neuen Strecken und der übrigen 
Linien der Kaiserin Elisabeth- Bahn werden iu uuchstehender Wei.se 
Verth eilt: 

üj Die Directions- und Verwaltung^- Auslagen im VerliUltiiisse der auf den 
betreffenden Linien zurüekgele;;ten Anzahl von Zugsmeilen,* 

b) die dem jeweiligen HedarlV entsprechende Dotiruug der Pensions-. 
Provisions- und UnterstiitzuuLsoassen im Verhältnisse der auf den 
betreffenden Linien ausbezahlten U ehalte und Löhnungen; 
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c) die Reparaturg , Erhaltnngs- and Enatzanslagen für Fahrbetriebsmittel 
im Verhältniaae der auf den betreffenden Linien znrttekgelegten Anzahl 
vonZngameilen beaUglich derLocomotiren und von Achsenmeilen bexQg- 
lioh der Wagen. 

ä) die Auslagen des Bahnhofes in Salzburg im Verhältnisse der von den 
neuen Rtreeken und der auf <fer Wien-Salzburger Linie der Kaiserin 
Elisabeth>Bahn ankommenden und abgehenden ZQge. 
Die allfXl Ilgen fiien Bezüge des Verwaltungsrathes dürfen nieht in die 
der Staatsverwaltung behnfn der Garantie vorzulegende Betriebsreehnung 
eingestellt werden. 

Dagegen können in diese Betriebsreehnung die allfiilligen Kosten der 
Notirung der ausgegebenen Effecten auf in* und ausländisehen Börsen, 
sowie die nach Ablauf der im §. 22 gewährten SteueHreiheit fär diese 
Strecken von der Untemehmaug zu leistenden Steuern als Ausgabspost ver- 
rechnet werden; bezüglich der Coupons-Stempelgebüliren ist dies» nicht 
zulässip. 

Vijl, weiNn- unter miI) S «Ijü» Protokoll vom 28. Octoher 1876, betreffend di« 
itegeluiig der Garantie-Vcrhiiltnisfie der Kaiserin £li«abetli-Bahn. 

§ U. 

Die Actiengesellschaft der Kaiserin Elisabetlibahn ist verpflichtet, nach 
Vollendung der projeetirten Locomotiv- Eisenbahn von Innsbruck nach 
Bludcnz. oder aber längsten» nach dem abgelaufenen achten Jahre, von dem 
Tage der Eröffnung de» Betriebes auf den im §. 1 genannten Eisenbahn- 
linien an gereohnet, die Frage wegen Gleichstellung der bereits bestehenden 
Actien der Kaiserin Elisabeth>Bahn mit enen der neuen Bahn, somit die 
Vereinigung der vorläufig getrennten Gesellschaften zu einem nngesonderten 
Unternehmen in einer statutenmässig gebildeten Generalversammlung der 
Besehlussfassung zu unterziehen. 

§. 15. 

Die (leseHschaft ist berechtiget, Agentien im in- und Auslaude zu 
bestellen, sowie Transportaustnlten tUr Personen und Frachten /u Wasser 
oder zuLaiuie unter ßeobachtung der bestehenden Vorsciiritteu einzurichten. 

16. 

Für die im 1 nn^'etVihrten Linien wird vom Staate die (Jarautie 
eiue> jährlichen Reinerträgnissea mit Inbegriff der Tilgungsquote in der 
Maxiinalsurame von 54.400 Oulden — Vierundfünfzig Tausend vier Hundert 
Gulden Ö8terr. Währung in Silber durchsohnittlioh per Meile — für die 
Dauer der Conoession zugesichert, so zwar, dass, wenn das jährliche Bein- 
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ertrigniBB den garantiiten Betrag nioht erreichen sollte, das Fehlende von 
der Staatsverwaltang zu ergilnzen sein wird. 

Vgl. Anmerkung zu §. 4. 

Diese Garantie hat mit dem Tage der Eröffiiiiiijr de« Betriebes auf der 
ganzen Eisenbalinstrecke, hezilglich früher eröffneter Theiistrecken jedoch 
im VerhHItnisse der Meilenzahl der eröffneten Streek« zur g'esammten Länge 
der Bahn sobald in Wirksamkeit zu treten, alsdurcii die£röffnnn<r derselben 
*ine nnunterbrochene inländische Schienenverbinduog zwischen Selzthal 
oder Hallein>Salzbarg einerseits ond Wörgl andererseits hergestellt ist. 

Mit dem Erlasse des k. k. Fiiianziuinisteriums vorn 29. MSrz 1877, Z. 141-1: — 
F. II. (H. M. Z. 10226 er 1877), wacda einTeraebmiich mit dem k. k. U&ndelsmini> 
«teriom die der OarantiebemeMang xu Grunde su legende Lfinge der Saixbnrg-Tiroler 
Linie mit 38.42096 Meilen und das hiernach entfallende garaatirte jährliche Reiner. 
trignisB mit 2,090.094 IL 78 kr. Silber festgeeetst. 

17. 

Von dem garantirten jftbrlichen BeinertrXgnisse ist derjenige Betrag 
zur Capitalstilgung m ▼enrenden, weloher dnreh die Staatsyenraltang naoh 
enem TOtt ihr zu genehmigenden Amortisationsplane, demzufolge das emittirte 
Capital während der Dauer der Concession zu tilgen ist, bestimmt werden 
wird. 

§. 18. 

Der von der Staatsverwaltung ans Anlast der ilbernoraraenen Garantie 
allenfalls zu zahlende Zuschusa ist Uber vorausgegangene Prüfung der vor- 
ZBle^'eiideu docuinentirlen Jalnesrechnungeu drei Monate nach Ueber- 
reichuug derselben flüssig zu machen. 

Das Aerar wird jedocli auch früher /.\\v Kiiiir.sinig drr vc rrallL'ueii Aclieu 
'in»10bli;:atiniK,'iicoupons nacli Massgabe dos auf < Jnind des Krtragsprälimiiiares 
rif'htifr j:est«'lltfn Erfordernisses Tlieilzahlungen unter Vorhflialt der auf 
'jriindla,i;c d<'r Jaliresrerhnung zu pHe^'-endeu Abrechnung leisten, wenn die 
Gesellschaft sechs Wocheu vor der Verfallszeit das bezügliche Ansuchen 
gestellt hat. 

Wenn nach endtriltiu'cr Feststcllnrig der Jahrc-rfchnuiig , welche 
'pätestens binnen drei Monaten nach Aldauf des Üctriebsjahres vorzulegen 
•ein wird, sich herausstellen sollte, dass die Vorscliiissc zu hoch bemessen 
»Orden suid, so liat die Gesellschaft den erhalt«' neu Mehrbetrag mit Zu- 
rechnung von Bechs Percent Zinsen sofort zu reiuiuliren. 

Der Anspruch auf Leistung eines Zuschusses von Seite des Staates 
musä aber längstens innerhalb eines Jahres nach Ablauf des betreffenden 
Betrieb^jahres erhoben werden, widrigenfalls derselbe erloschen ist. 

25 
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§. 19. 

Der Betrsigf welchen die Staatsverwaltung in Folge der fiberuomnieueu 
Garantie zahlt, ist ledigUob als ein mit vier Percent jäliriich verzinslicher 
VorschuRs zu behandeln. 

Wenn der Reinertrag des Bahnnetzes die garantirte .lahressuniinc über- 
sclirt'itct . ist die Hälfte des diestalligen Ueberselmssos sojr.eicli zur Riick- 
zaliliiii^' ilrs ^n leisteten Vorstdiiisscs Kannut Zinsen an die Staalsverwaltiiug 
bis zur jiiinzliclu'ii l ilguni: abzufülui n. 

Von der «'iül)riji:i'n<1en anderen Ilälltc ist ein von <ler Staatsverwaltung 
>>tatut('nni:issig zu beHtinuiiender 'J'lieil in den Keservei'ond (§. 20) zu 
hinterlegen. 

Die Ht rirhtignng der tUlligen Zinsen hat der Ketuudirung der Vor- 
BChUäse voranzugehen. 

Forderungen des Staates an solcheji Vorschüssen oder Zinsen, welche 
bis zur Zeit des Erlöschens der Conetssion oder Einlösung der Jiahu noch 
niclit bezahlt wurden, sind aus dem nooli erübrigenden Vermögen der Bahn 
zn beriohtigen. 

§. 20. 

Nach Ablauf des ersten IJetriebsjahres wird « in Kcservefond gebildet, 
der zur Deckung ausscrgewijlinliclicr Ausgaben, Naehseliaflimjren von 
Betriebsmitlein und Bctriebsvorkelirungen , sowie zu Neubauten und 
Erweiternngrn bestimmt ist. 

Demselben wird iiiierwiesen: 
ft) Drr etwaige K< st des Baiieapitalsj 
h \ d< r Betrag xerjälirtcr Zinsen und Dividnidrn ; 

c) ein Zus.'hnss von 5 Pcreent der Hälfte des die garantirte Jahressunune 
übersclircilenden licinertrages ; 

d) die l',rli*»s»' ans dem Vcikaufr alter Materialien des 01»crbaues und der 
Bttritljsiiiitlfl. liiMiltMiic ni<'lit < in diesem Erl<>se gleicher Betrag zur 
AuschaÜ'ung von neuen Betriebsmitteln verwendet wird. 

4$. 21. 

Zur Wahrung des ans der iilM-rnonimcncn (larantie für die Staalsver 
waltung entsiiringen<len Interesses ist letztere berechtigt, sich die L'eber- 
zeuguug zn verschaffen, dass der Bau der Bahn, sowie die Betriebseiu- 
richtung in allen Theilen zweckmässig und solid ausgelVihrt werden und an- 
zuordnen, dass (Jebrechcn in dieser Beziehung hiutangehalten und rflck- 
sichtlich beseitigt werden. Die Stnatsvcrwaltiing ist berechtigt, durch ein 
von ihr abgeordnetes Organ Einsicht in die Gebarung zu nehmen. 

Der von der Staatsverwaltung bestellte Commissär hat auch das Recht, 
den Sitzungen des Verwaltnngsanssehnsses, sowie den Generalvemimn- 
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hmgen, so oft er es .ni gemessen findet , beizuwohnen und aUfUllige, dem 

Staatsinteresse nacht heilige Verfügungen zn sistiren. 

Die Stjiat.sverwaltniig wird Sorge tragen, daHS di(^ l'ebcrwachung der 
Gebnrung in ükonoinisolier Bozichung in der Art statttindo, dass hei der 
Vorlage der .lahrp^rochuiingen in der Kegel nur mehr einer /.itfertuass^igea 
Üeberpriitun;,' hcdni-r. 

l>ie Ge>iollsoiialt ist verprtir>htor, für diese staatliche Uehcrwachung 
•les Liaues und Hetrit'lM s, mit Kü -k-icht auf dio hiemit verhiin<i<Mii; (icschäl'ts- 
la>t. eino jährliche Pausdialvcip'iitung . welche von der Staatsverwaltung 
Itemessen werden wird, nii den Staat-^scliatz zu entrieliten. Die Cnllau- 
'Urang nach Vollendung des ßaues bleibt der Staatsverwaltuug vorbehalten. 

§.22. 

Fflr die im §. 1 bezeichnete Bahn werden überdies folgende finanzielle 
Bogtnstigiuigen ertheilt: 

a) Die Befi-eiong von der Einlcommeosteuer und der Entrichtung der 
Gonpons-Stämpelgebfihren, sowie von jener Steuer, welche etwa durch 
künftige Gesetze eingeführt werden sollte, während der Bauzeit und 
durch nenn Jahre, vom Tage der Bctriebserdffnung der zu erbauenden 
Bahn an gerechnet. 

Für die StaatSYorschtisse ist von der Unternehmung keine Ein- 
kommensteuer zu bezahlen; 

h) Die Befreiung von den Stämpeln und Gebühren für die erste Ausgabe 
der Aotien und Prioritätsobligationen, mit Einsehluss der Interims- 
scheine, sowie der bei der Ornndeinlösung auflaufenden Uebertragungs- 
^'ebUhr. 

Zur Berichtigung der Stämpel und Gebühren tür alle Verträge, Ein- 
gaben und sonstige Urkunden znm Zwecke der Capitalsbesehatfinig . sowie 
'ies Baues und der InKtriiirun;^ iler liahnstreeken , wird <'-iiie Frist bis zur 
ErülTuuug des Betriebes auf der einschlägigen lusenbahustrecke bewilligt. 

Zur Ausnüirung der Bahn wird den Concessionären das Keeht der 
Expropriation nach den gesetzlichen Bestimmungen ertheilt. 

Dasselbe Recht wird den ConcessionSren auch bezüglich jener zu 
kleinen industriellen Etablissements herzustellenden Flttgelbahnen zuge- 
gestanden, deren Errichtung von der Staatsverwaltung, als im öffentlichen 
iBteresse gelegen, erkannt werden sollte. 

§. 24. 

Die Dauer d« r Cuiicession Mini auf nenii/iir .lahre , vom 'r.e^e der Er- 
"ffii'uig des Betriebes auf der ganzen, im jj. 1 erwähnten Eisenl>ahn, fest- 
!?e»€tzt. 

Vgl. die Anmerkung /.ii ^. l. 

25* 
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§. 25. 

Diese Concession erlischt nach Ablauf der im §. 24 festgesetsten Frist. 

Sie erlischt aber auch vor diesem Zeitpnncte , wenn die im §. 3 fest- 
gesetzten Termine fSr den Beginn und die Vollendung des Baues und der 
Eröffnung des Betriebes nicht eingebalten werden und die Tenninallber- 
schreitnng nicht im Sinne des §. 11« lit. b) des Eisenbahn - Ooneessions« 
gesetEes, und namentlich auch durch politische oder finanzielle Krisen 
gerechtfertigt weirden könnte. 

§. 26. 

Der Staatsverwaltung bleibt das Recht yorbehalten, nach Ablauf von 
dreissrg Jahren, vom Tage der Ausstellung der gegenwärtigen Conoessions- 

urkunde. die coneessionirte Bahn jederzeit einzulösen. 

Zur Bestimmuiij; »les Einlösungspreiscs werden die jährlichen Roiner- 
triignisse der Unternelirounj^ während der, der wirklichen Einlösuuf: vor- 
ausgefrangencn sieben Jahre beziffert, hievou die Ileinertrii;;niss(' der zwei 
inifriin^^tijrsten .T.ihre abpesehlajren und der durehschnittliche Reinertrag der 
übrigen liinl .laiire für die rnterneliniuiiL-^ boreehnet. 

Sollte sicii jedoch der erniittehe durehselinittliehe Reinertrag nicht 
wein.ii^t('ns auf tüul Pcrceut in Silber des von der Staatsverwaltung 
genehnii^'^ten Nominal-Anlagecapitals bczidVrn, sn wird dieser Mininialbetrag 
als das d( r I!tnics>ung des Einlösungspreiscs zu ürunde zu iegeude Reiu- 
erträgniss festgesetzt. 

§. 27. 

Bei dem Erlösehen der Concession und mit dem Tage des Erlöschens 

tritt d<'r Staat ohne Entgelt in daR lastenfreie Kigenthum und in den Genus» 
der eoncessionirten Hahn, namentlich des Grund und Bodens, der Erd- und 
Kunstarbeiten, des ganzen Unter- und Oberbaues der lialin und de? sHnimt- 
liehen unbeweglichen Zugehörs, .ils: Haluilii'dV', Auf und Alihub'plätze. 
aller zum Bahnbetri(d(e erfordcrliclien Gebäude an den Ahlalirts- und An- 
kunttsplätzf-n , Wach- und Aufsichtshiiuser, sauimt allen Eiurichtuugeii an 
stehenden Masciiiiieu und allen unbeweglichen Sar-hcn. 

Was die lieweglichen Sachen, als: Luconiotive . Wägen , Itewegliehe 
Maschinen, Werkzeuge und andere Eiiiriclitungen und Materialien , soweit 
sie zur Fortsetzung des RetrielH > ertonlerlich und hiezu geeignet sind. 
l>etrifVt. so hat von diesen Gegenständ» n eine solche Quantität und bczüg 
lieh Wertlisuninie nnentgeltlieh an den Staat ülier/n.L'-ehen , welche der im 
Anlageeapitale enthaltenen e rieten Retriebseinriehtung entspricht. 

Durch die erfolgte Einlösung der Bahn und vom Tage dieser Einlösung 
tritt der Staat, gegen die jährliche Ansbozahlung der ausgemittclteu Rente, 
ohne weiteres Entgelt in das Eigenthum und in den Oenuss der gegen- 
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▼Srtig coiicessionirten Bahn mit allen frtther erwähnten, daza gehörigen, 
sowohl bewegliohen, als auch unbeweglichen Sachen« 

Sowohl beim Erlöschen dieser Conoession, als aach bei der Einlösung 
der Bahn, behalten die Ooneessionttre das Eigenthnm des aas dem eigenen 
Eitiignisse der (Jnternehmang gebildeten Reservefondes und der aus- 
stehenden Aetiven, dann auch jener aus dem eigenen Vermögen errichteten, 
beziehungsweise erworbenen besonderen Anlagen und Gebäude, als: Coaks- 
«nd Kalköfen, Giessereien, Fabriken von Maschinen oder anderen Gerätheu, 
Speieber, Docks, Kohlen- und andere Depots, su deren Erbauung oder Er- 
werbung dieselben von der Staatsrerwaltun? mit dem ansdrUckliclien Bei> 
astze ermächtigt wurden, dass sie kein Zugehör der Eisenbahn bilden. 

§. 2S. 

Der Staatsverwaltung wird ferner das Recht vorbehalten, wenn unge- 
achtet vorausgegangener Warnung wiederholte Verletzungen oder Nicht- 
befolgung der in der Coiicessionsmrkunde oder in den Gesetzen auferlegten 
VerpHiclituugen vorkommen sollten, die den Gesetzen oiitsprcelieudoii Vor- 
kehrungen dagegen zu treffen und nacli rmstäuilfu nodi vor Abiaul der 
Concessionsdauer di(5 Coneession für erlos«'hen zu erklären. 

Indem Wir Jedermann eruntlifli verwarnen, den Bi^sfiminungen dieser 
Coucession entgegen zu hiiiuleln, \u\<\ «Ion ( 'oiiccssjonären das Iieelit ein- 
ränmen, wegen des ervvei>li'-liea Sclia len?^ vor rnsfrcn (Jerie)iteu auf Er- 
satz zu dringen, ertlieilen Wir säninilli -hen Behfji iL ü . tlii' o-; hetrilTt. den 
gemessenen liefehl. über die (Jüiiecssiun nml alle darin entlialteneu lie- 
Stimuiuiigen strenge und sor^^fältig zu w.ieiien. 

Zu Urknnd dessen erlassen Wir diestMi Brief, besiegelt mit l nst rem 
griisscrrn Insiegel, in Unserer Reieli>haupt- und Residenzstadt Wien am 
Zehnten Tage des Monates November, im Jahre des Heils Eintausend Aelit- 
buodei-t Siebzig und Zwei, Unserer Ueiohe ioi Vierundzwanzigsteu. 

Frani Joseph m. p. (L. S.) 

Auersperg m. p. laahais m. p. Prelis m. p. 



Ar dei Bai der Eissihshustrecke Selithal-BiseholkhofeBy mit Ausschluss des letzteren Bahn* 
hofeSf aber eiusebUesslioh die Erweiterongsbauten im Radolfsbahnhofe Selitlial. 

I. Trace uud Bau* 
Artikel 1. 

Die zu erbauende Bahnstreoice wird zu Selztlial von der bestehenden 
Kronprinz Rudolfbahn abzweigen, von dort dureh das Ennsthal bis ober- 
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hall) I{a(l>{a(lt und dann über die Wasscix lH-idc bei Ebeu uach BischuÜS- 
ilOt'cn liilircii. woselbst sio bt im Slationsanlan^'e rndet. 

Ib'i (Irr vom Ilaiitmt* rnoluner vorzuneiimcndon Df'tailtraciniiifr kann 
von den vorliefrcnden Entwürlcn Jedocli nur inr^t.lV rnc abL'ciranfreii werden, 
als dadurch die in diesem Artikel bostinimto Ilauptrichtuuf? der Hahn uiHit 
geäuücrt, die Länge derselben uiolit ver{^rö8sert, und die Kicbtuugs- uud 
NiveauverhaUuisse uicht ver»cblechtert werden. 

Artikel l>. 

Das Detailprojcet muss uaeh den Ib stinimungen der HandelB-Ministe- 
r ial-Vt rorduung vom 4. Februar 1871 1>. <i. lU. Nr. 8) bearbeitet uud der 
Staatsverwaltung zur Geuebinigung vorgelegt werden. 

Artikel 3. 

Die llir den Bahnbau erforderlichen Grundflächen werden dem Bau- 
anteruehmer snr Verfltgung gestellt. 

Alle zur Gewinnung und Erzeugung der Baumaterialien aller Art er- 
forderlichen GrundBtttoke hat der Baunntemelimer jedoch auf seine Kosten 
einzulösen. 

Ebenso hat dereelbe^ wenn nicht eingelöste Pareellen nur in seinem 
Privatinteresse oder zur Bequemlichkeit der Arbeiter zeitweise oconpirt oder 
deren ErtrMgnisse beschSdigt werden , alle hieraus erwachsenden Kosten m 
tragen. 

Artikel 4. 

Die grössten Steigungen, welche auf der zu erbauenden Strecke 

gestattet sind, betragen: 

a) Von Bischofshofen nach Eben 1 : 50 s= 20*y^ ohne jede Gegen- 
steigung; 

b) von Eben nach Selzthal 1 : 40 =: 25®/^*}, die Gegensteigung jedoch 
1 : 100 = lOV 

Als kleinster Krümmungshalbmesser wird zugestanden : 

a) zwischen Bisohofshofen und Eben 2fiO'"; 

b) zwischen Eben und Selzfhal 300'"; 

Zwischen Gegencurven müssen Gerade von mindestens 40"^ Linge ein. 
geschaltet werden. 

Artikel ö. 

Die Bshn ist mit Ausnahme der Tunnele und der Objecto von mehr 
als 20*" Spannweite eingeletsig zu bauen, alle Tunnele sind für zwei Geleise 

Im Keich^gesetxblattc hi irrtUümlich 1 : 40i» gleich 26 Percent abgedruckt. 
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ansznfllbreii und ebenso ist dM Mauerwerk aller 06jecte von mehr als 20"* 
Spannweite sogleich zweigeleisig herzustellen. 

Artikel 6. 

Die lichte Spurweite des Geleises wird 1*" 436 betragen, soll jedoch 
in den Curven entsprechend Terroehrt werden. 

Das Sohotterbett soll in der Höhe der Scbwellenoberfläche eine wirk- 
liehe Kronenbreite von 8*" 40 und in der Bahntaxe eine Tiefe von wenigstens 
0" 40 haben. 

Dabei soU des Wasserabsuges wegen der Erdkörper so abgefläoht sein, 
dass die besagte von der 8chwellenoberfl8che an gemessene Tiefe , nach 
beiden Seiten hin, zunehme. 

DerErdkdrper soll auf jeder Seite mindestens 0" 50 über den Schotter- 
fnss vorspringen , so dass die durch die Verlängerung der Damm- oder 
Grabenböschungen gebildete fictive Kronenbreite des Erdkrirpcts in der 
Höhe der Schwelleuoberfläohe wenigstens 4"* 40 betrügt 

Da wo das Schotterbett mit Steinen einge&sst wird , muss die Kronen- 
breite desselben bis auf wenigstens 4"* 40 erweitert werden. 

Die Dimensionen der EntwSsserungggräben werden je nach den ört- 
lichen VerhlUtnissen bemesflen werden, diirfen aber in keinem Falle weniger 
als 0" 25 Sohlenbreite, nocli auch weniger als Ü"' 75 Tiefe nnter der Bahn- 
krone '^SchwellenoberflHche) haben. 

Die AbtrafrshöschnnL'en j^iinl (l«'ni Matcriale eiiispn'chend und haltbar 
herzustellen, die AuUra^sliuscliun^ien aber in der Kej,'el l'/^fUssig anzu- 
legen. 

Artikel 7. 

Die bis zur Bahnkrone reichenden Durchllisse und Bri'u ken ete- unter 
der Bahn von 20*" Spannweite und darunter mUssen in der Höhe der Bahn- 
kmne wenigstens 4" 60 Breite haben. 

Das Mauerwerk aller Objeote von mehr als 20™ Spannweite muss in 
der Höhe der Bahnkrone eine Breite von mindestens 8*^ 0 erhalten. 

Soweit es die Sicherheit erheischt, worüber bei Vorlage des Detail- 
projectes entschieden werden wird, müssen Durchlässe, Brücken etc. mit 
Qeländem oder gemauerten Parapeten versehen sein. 

Die Dimensionen der OeflTnungen sämmtlicher Objecto werden nach den 
Localverhältnissen bestimmt werden, doch ist im Allgemeinen bei Durch- 
fahrten für Strassen und Fahrwege eine lichte Höbe von 4"" 50 anzustreben. 

Artikel 8. 

Bei Ucherfahrtsbrlieken über die Bahn, muss die Hellte Breite zwischen 
<ien Widerlagern wenig:Hteim " uu und die lichte Höhe über der Sclüenen- 
oberkaate in der Achse der Fahrbahn wenigstens 5"* betragen. 
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Artikel 9. 

Die Tnonels inttsBen eine Uchte Breite von wenigstens 8'^ 2 nnd eine 
lichte H5he von wenigstens 6™ 8 ttber den Schwellen haben. In den Tunnels 
sind von 50 zu 50 Meter Rettungsnischeu anzubringen. 

Artikel 10. 

Um einen »olideii daaerbaftcn Bau zu erzielen, dürfen die Bauunter- 
nehmer nur gute Materialien u. zw. kunstgerecht verwenden. 

Für das Mauerwerk ist dir Verwendung von Fettkalk ausgeschlossen 
und es darf nur hydraulischer Mörtel verwendet werden. 

Die Kunstbauten unter der Bahn sind aus Stein oder Eisen herzu- 
stellen. 

II. Oberbau unil Sig;ii«lUinuig. 

Artikel 11. 

Wo l)o|)pol.s;eii ist' aiij^^elegt wunlt n, miissoii dicscDion in freier Bahn 
3'" 5 und in <lon StMlioiien 4"' 75 von Mitte zu .Mitte entti-mt sein. 

D.M8 Planum Jedes Bahnliofes und der eventuell auszuführend«'!! Halte 
stellen inu>s den dort licrzufttellenden (Jeliiiiiden, Geleiseanlagen. Verlade 
und Depntpliif/eii snmmt llofräuinen etc. vollkommen entpreehen. und dio 
Zufalirtsstrasscn — insoweit deren Herstellung den Bauunteniehnicr beU'ifl't 
— den Anordnungen der Staatsverwaltuog gemäss angelegt werden. 

Artikel 12. 

Der Bauunternehmer hat die Legung aller Geleise sammt Weichen und 
Drehscheiben, sowie die Aufstellung aller Signale und der fttr diese wie fttr 
jene erforderlichen mechanischen Einrichtungen auszuführen nnd auch den 
Transport des gesammten Oberbau und sonstigen Materiales von der 
nilchsten im Betriebe betiudliehen ßahustation, wohin ihm dasselbe geliefert 
wird, anf eijrrne Kosten zu besorgen. 

Die Montirun;; jedoeh . soweit dieselbe die Arbeit des Meehanikeru er- 
fordert, fällt dem Bauunternehmer nicht zur Last. 

III. Hochbautea« 

Artikel 13. 

Die Hoehbauten k*")nnen auf Grund der ^Hurmalien der Kaiserin EUss- 
beth- Westbahn ausgetiihrt werden. 

Es miissen ausser de» Erweiterungsbauten in der Auschlussstatiou 
Selzthal 
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4 Stationen II. Class^, 
4 . III. , 
2 , iV. ^ 
erbaut werden. 

Die Anfnalimsgeblnde der Stationen IL Glasse 'müssen einen wirklieb 
verbauten Minimal-FlSchenranoi von je 370O"*, diejenigen III. Classe von 
je SlOD'" einnebmen. Alle Aufnabmegebäude der IL und III. Classe sind 
äostdckig Bu erbauen und mit den nötbigeu Kellerräumen auszustatten. 

Die sämmtUcben Stationen II. Classe sind ausserdem mit einem 
gedeckten Perron von 2600°^ Flächenräum und mit 2 freistehenden Aborten 
zo versehen. 

Die Aufnahm 8g ebände der IV. Classe sind ebenerdig mit 12uG"' wirk- 
lidi Yerbautem Flächenraumc herzustellen. 

Das bestehende Aufnflhmsgebändo der Ansolilnssstation S^ lzthal muss 
bei einstöckiger Ausführung um mindestens 2ö5Q'" verbauter Grundfläche 
vergrösaert werden. 

Auch in diesen Gebäuden sind die niUlii.L^i n l\olloniiiune borzustelleu. 

Der Llauunterndmicr ist. jedocli verpflichtet. .iikMi .m anderen Ortoii. 
venu die Staatsverwaltiui;i: es verlangen sollte. H:Utstt llen mit oincni Aus- 
weicligelcise und einem ebenerdigen Aut'iiahmsgebäuile sammt Keller von 
98Ü"' wirklich verbautem Fiäcijenraume anzulegen. 

Artikel t4. 

Die Wächterbäuser sind alle ebenerdig und haben einen wirklich ver- 
bauten FlXchenraum von 46D'^; sie sind mit Keller, Brunnen oder Wasser- 
leitung und einem freistehenden Aborte zu versehen. 

Es sind in der Station Selzthal 1, in jeder der 10 Zwisobenstatiouen 2 
und ausserdem auf der eurrenten Strecke Selzthal -Bischofohofen noch 
mindestens 80 Wächterhäuser zu erbauen, und sind dieselben so zu situireu, 
dasB die seinerzeitig'e Herstellung des zweiten Geleises nicht behindert wird. 

Wenn zu ir;j:end welchem Zwecke 2 Wächteiliäuser in ein doppeltes 
znsanimen zu fügen wären, so hat dasselbe einen Flächraum v»»n 103G zu 
bedecken. 

Artikel 15. 

In den 11 Bahnlii)fen der zu erbauenden Streeke sind herzustellen 
libl/.erne Magazine mit zusaninirn 2.1 lUD'"; sodann Knhl«MnnM;j:azine mit 
zusammen 330D'"; diverse Verladerampen mit zusammen 1.7<'03"'; Holz- 
verlad(rram))en mit zusammen 3.400Ü'"; und an Lü>>chrequisiteu-Depüts 
zusammen 2{J0'" Fläehenranm. 

Ausserdem ist in der Station öclzthal zu erbauen : 
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Ein IVanAitwaarenmagazin mit 2Q0Q^ Flächeiuraum, ein eiiistückigeA 
Beamtenwobngebftnde sammt Keller mit einem wirklieli verbauten FlXcken* 
räume von mindestens 400D'"; ferner eine Wagenremise fllr lOWSgen 
und eine Loeomotivremise fttr 6 Maschinen sammt diSD"* WerkstÜtten- 
rXumen, inbegriffen der Wohnräume fSr das unterzubringende Hehthaus- 
und Zugfurderungspersonale, das Mauerwerk fUr eine grosse Lokomotiy- 
Drehscheibe zu 88*5' = 12*** Durchmesser, endlich die Fundamentbettung 
fttr 5 kleine Drehscheiben mit 14.84' = 4-62'" Durchmesser. 

Fttr die Herstellung einer Hauptwerkst&tte wird gesondert Vorsnige 
getroffen werden. 

8ämmtliche Stationsgebäude sind mit feuersicherem Materiale einzu- 
decken. 

Artikel 16. 

Es sinil in dm Stationen Kbon , Schlailinin--, (Ji olimiui? . .^toinacli untl 
Selzthal vollstäuiü^ eingerichtete, genügemle Mass^eii lielV-nide Wa-i-^or- 
stationen, jed" mit schmiodeisornen Reservoirs zum GcHammtlassungsraume 
von mindestens 2.890 OubiJü'uss = 82-16 Cubikmeter, zur SpeiAun^ der 
Locomotiven zu erbauen. 

Dir Wusserstationsgebäude liahen die «'ntsprecbeuden Kiiume für die 
Unterkunit des Pumpenwärters und für die Unterbringung des Feuerungs- 
materiales zu enthalten. 

Ausserdem sind in 8elzthal 5, in den iil>rif:(u 1 Wasserstationen je 
2 Putzgruben sammt den hiezn gehörigen VVssserkrahnen und Wasser- 
leitungen auszuHihrcn. 

Zur Beisebaffung des Wassers in den benannten Wasscrstationen 
niOssen entweder vollkommen entsprechende, natttrliche Wasserleitungen 
hergestellt oder aber Dampfpumpwerke von genügender Leistungsfähigkeit 
errichtet werden. 

Der Bauunternehmer hat sowohl den Bau der Wasserstationsgebände 
sammt Brunnen, dann der Pntzgmben, Krahnfhndamente , Canäle etc., als 
auch die Lieferung, Montirung, und Aufstellung aller zngehörigen Ans- 
rttstnngsgegenstände, wie namentlich der Reservoirs, Maschinen. Krahne, 
Röhren etc. auf eigene Kosten zu besorgen. 

Artikel 17. 

In den sünimtliclien Stationen sind Uherdiess dem Bedürfnisse eul- 
spreciiend, die Fundamente und Häuflchen der BrUckenwagen . die Gruud- 
mauern der Hebekrahne, sowie aller sonstigen zum Iktriebe erforderlichen 
Einrichtungen, die erforderlichen £ntwilsserungseanäie, Senkgruben etc. 
zo erbauen. 

Ebenso hat der Bauunternehmer die verschiedenen Accessorien zu allen 
Gebäuden, alle Werkzeug-, Feuerlöschrequisiten- und sonstige Depots hersn- 
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stellen, und nicht nur die Planirung und die ly^ Meter hohe Einplankung 
der Bahnhöfe in Allgemeinen, sondern aueh diejenige der einselnon Depots-, 
Wirthschafts-, Hof- und Gartenränme zu besorgen, und allerort» die erfor- 
derlichen Brunnen fiir den Bedarf des Balinpersonales herzustellen. 

Telterall wo es von der Staatsverwaltun;? verlang^t wird, luuss auch die 
curreute Bahn utinder^tens mit Waldlatten eingefriedet sein. 

IV.' Abreehnm^« CauUan allgemeine BedingMMg. 

Artikel 18. 

Sobald dem Bauunternehmer die Annahme seines Offertes notiticirt 
»erden, hat dersell»^ die Arbeiteu kräftigst zu beginnen und so durchzu- 
führen, dass dieselben binnen der von ihm offerirten Frist, welche jedoch 
iD keinem Falle drei Jahre überschreiten darf, vollendet werden und die 
Collandimng der fertigen Linie beginnen kann. 

Artikel 19. 

Abschlagszahlungen findeu allroonatlich im Verhältniss zur bewurkten 
Leistung und nach Abzug eines öperccntigen CautionsrUcklasseB statt. 

Artikel 20. 

Der Bauuntt'rnehmer ist verpflichtet, die übernommene Bahnstrecke iu 
allen Einzelnheiten mit vollständiger Berücksichtigung aller von den k. k. 
Behörden gestellten benonderen An t orderungen, sowie vollkommen kunst* 
gerecht, solid und dauerhaft auszuführen. 

Der Bauunternehmer hat demnaoh jedes in dieser Beziehung von seiner 
Jfeite (»der von Seite derjenigen Personen, deren er sich zur Attsttthrung des 
haues bedient, unterlaufende Verschulden zu vertreten. 

Der Banunternehmer hat fHr die Einhaltung seiner Verpfli<-Iitungen 
eine Caution zu leisten, welche znm Thcile durch Deponimng von Werth- 
papieren im wirklioken Betrage von 5 Percent der ganzen Baasamme nnd 
zum Theile dnreh den bei jeder einzelnen Abschlagszahlung vorbehaltenen 
Rttcklass gebildet wird. 

Die Haftung filr sXmmtliebo Arbeilen dauert Ein Jahr vom Tage der 
vollzogenen ColLaudirang an gerechnet, weiche in der Regel innerhalb 
eines Monates nach der Bauvollendung beginnen und nach weiteren vier 
Monaten beendet werden soll. 

Schäden, welche vor Ablauf dieser Zeit bemerkt werden, hat der Bau- 
vntemehmer auf seine Kosten nach Angabe der Staatsverwaltung aosza- 
bessem, und eventuell fttr die Solidität der Herstellung mit einem ent- 
spreehenden Betrage ein weiteres Jahr haftbar zu bleiben. 
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In dem Masse, als sich dieser Bedingung jr^^mUss die Solirl ität der 
Bahn erweist , wird dem Unternehmer seine ganze Caution zurückerstattet 
werden. 

Sollte der ruternehroer durch saumselige oder schlechte AuBführnng 
der Arbeiten sich als untauglich erweisen, oder sonst in irgend einer Be* 
Ziehung den eingegangenen Verpflichtungen nicht nachkoramen, so kann der 
Bau einem Anderen übertragen , und der ganze ineduroh entstehende 
Schaden ohne Weiteres mit der geleisteten Caution gedeckt werden. 

Artikel 21. 

Die vom Stjiatc, .fowie vom Conccssionär zur l'clu'rwnchunj; i]es Baues 
aufj?e>^to|l(eii Or^jane sind bercr'liii<rf . üluM'all. wo o-; da-^ lnt<'re.sse ilc;? 
Baues crlordert. diroct ein/uf;n'iton. und es ist jeder beim Hau Hosehälti^e 
zu verpflichten, solchen Anordnungen ohne Widerrede Folge zu leisten. 

Artikel 22. 

Der Bauunternehmer ist endlich verpflichtet» sieh den, behufs der 
DÜheren Priicisirung der Torstelienden Bedingnisse zu erlassenden Anord- 
nungen der Staatsrerwaltnng zu unterwerfen. 



Bedingnissheft II 

Cttr den Bau der Eiseutahnstrecke Ballein -Bischofshofen sammt den Arbeiten in der Station 
Salibnig bis sum Anfange des Bahnhofes in Bisohofshofen. 

I. Trace. Jtixpropriatioii iiiid allg;eineine iVormalien. 

Artikel 1. 

Die zu erbauende Bahnstrecke wird sich zu Hallein an die bestehende 
Salzbnrg-Halleiner-Batin anschliessen und von dort Uber Oolling und Werfen 
nach Bischofshofcn führen. Bei der vom Bauunternehmer vorznnelimenden 
Detailtracirnng kann von den vorliegenden Entwürfen jedoch nur insofenie 
abgejran^en werden , als dadurch die in diesem Artikel bestimmte Ilaupt- 
riehtuiig der Halm nicht gt iindt rt, die Länge derselben nicht veruTüsserl 
und die Richtungs- und NiveauverhältnifiHe nicht verschlechtert werden. 

Artikel 2. 

Das Detailprojc'ct iniis> naeh den Bestimmuiijreii drr Haiidoj^niini^tenal- 
Vcrordiiun^' vom 4. Februar 1871 R. G. Hl. Nr. 8) bearbeitet und der 
Staatsverwaltung zur Genehmigung vorgelegt werden. 
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Artikel 8. 

Die für <lon I?ahnl»au eiionlerlicljeu Grundtlächeu wcrdeu dem Bau- 
unternehnier zur W i tüiriing' ^'ostellt. 

Alle zur (iewinnuiig und ErztMigunj: der Haumaterialion i\\\or Art er- 
forderlichen Grundstücke hat der Bauunternehmer jedoch aut' seine Kosten 
einzulösen. 

Ebenso hat derselbe, wenn nicht eingelöste l'areellen niir in seinem 
Privatinteresse oder zur Bequemliflikeit der Arbeifer zeitweise uceupirt 
oder deren Erträgnisse beschädigt werden, alle hieraus erwaohseuden 
Kosten zu tragen. 

Artikel 4. 

In der Richtung von BisocholsholVii nach Hnllein ist keine stärkere 
Steigung als \l : 300 = 3.3**/^^, und keine stärkere Gegensteigung als 
1 : 100 = 10^/^ ferner kein kleinerer Krümmungshalbuiosser als 300'" 
gestattet. 

Zwisclicu (iegencurven müssen Gerade von mindestens 40"' Länge ein- 
geschaltet werden. 

Artikel 5. 

Die Bahn ist mit Ausnaliine der Tunnele und der Objecto von mehr 
als 20"' Spannweite eingeleisig zu bauen; alle Tunuele sind filr 2 Geleise 
auszuführen und ebenso ist das Mauerwerk aller Objecto von mehr als 20™ 
Spannweite sogleich zweigeleisig herzustellen. 

Artikel 6.. 

Die lichte Spurweite des Qe^ises wird 1°^ 436 betragen, soll jedoch 
in den Ourven entsprechend vermehrt werden. 

Das Schottorbett soll In der Höhe der Schwellenoberfläobe eine wirk- 
liche Kronenbreite von S"" 40 und in der Bahnaohse eine Tiefe von 
wenigstens 0"* 40 haben. Dabei soll des Wasserabznges wegen der Erd- 
kSrper so abgeflieht sein, dass die besagte, von der Sohwellenoberflitehe an 
gemessene Tiefe, naeh beiden Seiten hin, zunehme. 

Der Rrdkörper soll auf jeder Seite mindestens 0°^ 50 über den Schotter- 
fvss vorspringen, so dass die durch die Verlftngerung der Damm- oder 
Grabenböschungen gebildete fictive Kronenbreite des Erdkörpers in der 
H5he der SchwellenoberHäche wenigstens 4"' 10 beträgt. Da wo das Sohot- 
tcibett mit Steinen « iugefasst wird, inuss die Krouenbreite desselben bis auf 
wenigstens 4"" 40 erweitert werden. 

Die Dimensionen der Entwässerungsgräben werden je n:u ii (U n örtlichen 
Verhältnissen bemessen werden, dürlen aber in keinem Falle weniger als 
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0 25 Sohlenbreite, noch auch weniger als O'lb Tiefe unter der Bahukioue 

(SchwellenolM'rtläche) haben. 

Die Abtraf^sbö-clmugen sind dem Materiale entsprechend und h;iltl>ar 
lierzustelleii, die Auflragsbüschuugeu aber in der Kegel 1 '/jUissig anzuiegeii. 

Artikel 7. 

Die bi-i zur H ihnkr(tne reiohendon DurchlHsse und Hriiokcn »'tc. unter 
der Bahn von 20" Spiiunwcitc und darunter müssen in der Höhe der liaim- 
kröne wenigstens i öU Breite lial>en. 

Da-^ Mauerwerk alb-r OI)jei'te von mehr ah 20" Spannweite muss iu 
der Hidie der Bahnkrone eine Breite von mindestens 8' 0 erhalten. 

Soweit es die Sielierheit erheiselit, w(»riiber bei Vorlage des Detail- 
projeete^ < iitsehieden werden wird, müssen Durchlässe, Brücken etc. mit 
Geländern oder ^'emaut rten Parapeten versehen sein. 

Die Dimensionen der ()( ffnunfien sämiiitlicher Objecte werden naeh 
den lAx-alveihältnissen besiiniint wer»len, doch ist im AUf^emeinen bei 
Dnrohtalirten für btraasen und Fahrwege, eine lichte liuiie von 4° 50 anzu- 
streben. 

Artikel 8. 

Bei Ueberfahrtsbrllcken Ober die Bahn mtiss die Itehte Breite »wiseben 
den Widerlagern wenigstens 8*00 und die liohte H9he über der Schienen- 
Oberkante in der Achse der Fahrbahn wenigstens 6 Meter betragen. 

Artikel 9. 

Die Tunnels müssen eine Uehte Breite von wenigstens 8*2 und eine 
liebte H5he ron wenigstens 6*S Uber den Schwellen haben. In den Tunnels 
sind Ton 50 zu 50 Meter Rettungsniscben «nzuhringen. 

Artikel 10. 

Um einen soliden, dauerhaften Bau zu erzielen , dürfen die Bauunter- 
nehmer nur gnte Materialien, und zwar knnstgereclit verwenden. 

Für das Mauerwerk des l'nterbaues ist die Verwendung von Fettkalk 
ausgeschlossen, und es darf nur hydraulischer Mörtel verwendet werden. Die 
Kunstbauten unter der Bahn sind aus Stein oder Eisen herzustellen. 

II. Oberbau iiiiit Mi^uali»irun§;. 
Artikel il. 

Wo Doppelgeleise angelegt werden , müssen dieselben in freier Bahn 
mindestens 3*5, und in den Stationen 4" 75 von Mitte zu Mitte entfernt sein. 

Das Planum jedes Bahnhofes und der eTentnell auszuführenden Halte- 
«tellen muss den dort herzustellenden Gebäuden, Geleiseanlagen , Verlade • 
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und Depotplätzen sainmt Horräamen eto. yollkommen entsprechend und die 
ZnfiilirtSBtraflsen Insoweit deren Herstellung den Baannternehroer trifit, den 
Anordnungen der Staatsverwaltnng; gemäss angelegt werden. 

Artikel 12. 

Der Bauunternehmer hat die Legung aller Geleise sammt Weichen und 
Drehsoheiben, sowie die Aufstellung aller Signale und der fllr diese wie fttr 
jene erforderlichen mechanischen Einrichtungen auszufUhren und auch den 
Transport des geaammten Oberbau- und sooBtigen Materiales von der nächsten 
im Betriebe befindlichen Bahnstation, wohin ihm dasselbe geliefert wird, auf 
riirene Kosten zu besorgen. 

Die Montiruug jedoch, soweit dieselbe die Arbeit des Mechanikers 
erfinrdert, fällt dem Bauunternehmer nicht sur Last. 

III. Uoclibaateii. 

Artikel 13. 

Die Htxlihautrii köiiinMi Giiiiid dtT Normalien der Kai^serin 

Klisalu'tli-Westh.'ilii! ausfjeliilirt \vi ri]''ii. Es iiiiissrii ausser den lOrweitt'ninLTS- 
l'iiuteu in der A nsr'lilus^>tation Sal/imrir noch 2 neue Stationen, und zwar 
••ine bei,(iolling nnd die andere bei Werfen ^el»aut \\t'r(i«'n. 

Die Auliiahinsfrehäude dieser beiden Stationen müssen ein>^ti)cki.ir und 
mit den ni'.thiüeii Kellerfäumeii verselien sein und jedes einen wirkliclien. 
verbauten Aliniiiialtiächenraum von 370Q]' einneiinien. Sie sind überdies mit 
tinem gedeckten Perron von ^öüQ" Fiachenrauin und mit 2 freistehenden 
Aborten /.u versebeu. 

Der Bauunternehuier ist jedocli verptlieiitet, aueb an anderen Orten 
wenn liie Staatsverwaltung es verlangen sollte, llaltestoUen mit einem Aus- 
weicbireleise und einem ebenerdigen Aufnahmsgebäude sammt Keller von^ 
HdQ" wirklich verbauten Flächenraum aniulegen. 

Artikel 14. 

Die Wäeliterbäuser sind alle ebenerdig, und baben einen wirklich 
verbauten Flächenranro von -iCyQ'^ sie sind mit Keller, Brunnen oder Wasser- 
leitung und einem freistellenden Aborte zu verseben. 

Bs sind in jeder der beiden Mittelstationen 2, in Salzburg 1 und auf 
•^er ( nrrenten Strecke Halleiu-Bischofshofen ausserdem noch mindestens 
27 Wächterhäuaer zu erbauen, und sind dieselben so zu stituiren, dass die 
Minerzeitige Hentellung des zweiten Geleises nicht behindert wird. 

Wenn zu irgend welchem Zwecke 2 Wächterhäuser in ein doppeltes 
zusammen zu ffigen wären« so hat dasselbe einen Fläohenraum von lOSD"* 
ZQ bedecken. 
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Artikel 15. 

In den drei Bahnhöfen der zu erbauenden Strecke sind herzustellen: 
hölzerne Ms^azfne mit zusammen 370D', direrse Verladerampen mit za- 
sammen Holzverladerampen mit zusammen 1400D*, und Kohlen- 

magazine mit zusammen 7 350* FlScheuraum. 

Ausserdem ist in der Station Salzburg zu erbauen : ein zweistöckiges 
Beamtenwolinge bände saramt Keller, mit einem wirklich verbauten Fliehen- 
räum von 720D", zwei gemauerte Magazine^ jedes mit 850D' Lagerraum, 
eine Wupenremise für 12 Wägen und eine Loromotivremise fUr 6 Magchinen 
:^ammt 348D" Werkstättenriüime, mbe«rriffen der Wolmi änme für das unter- 
zubringende ll»'izliaiis- und Zugtorileniii^s|ici'sonale. ein Spritzenhaus und 
da<a Mauerwerk fUr eine grosse Drelischfibe mit 38.5'= 12"' Durclunesaer, 
endlich die Fundanientbettung von 4 kleinen Drehsciieiben mit 14.84'=4°' 
Durchmesser. 

Für die Herstellung einer Haupt \vt>rk.>>tätte wird gehindert Vorsoi^e 
getroffen werden. Sämmtliche StatiouägebÜude sind mit feuersicherem Materiale 
einzudecken. 

Artikel 16. 

Es sind in den Stationen Salzburgund (i(dling vcdlstiindig eingerichtete 
genügende Maasen li('tVnnlt' \Va<- (M utationen . jede mit sclimiedeisernen 
l;escrv(Mrs zum <ir>aiiiiiittassnngsi annie von niiiidestiMis lM)UU K,ubikl'U8S 
= Ö2-16 Ivu)»ikniet('i zur Speisung der Locomotivm zu erl>aueii. 

Die WasserstMliousgebiiude liaben die eutsprecheudeu Käuuu- für die 
Unterkunft des Pumpenwärters und für die Unterbringung des Feuerangs- 
materials zu enthalten. 

Ausserdem sind in Salzl>nrg 3, in Gollinir 2 rulz;^riiben sammt den 
liiezu gehörigen Wasserkrahneu und Wasserleitungen auszutührcn. 

Zur Bei.schaffung des Wassers in den benannten Wasserstationen müssen 
entweder vollkommen entsprechende natürliche Wasserleitungen hergestellt 
oder aber Dampfpumpwerke von genügender Leistungsfähigkeit errichtet 
werden. 

Der Bauunternehmer hat soweit I <1en Bau der Wasserstationsgebäude 
sammt Brunnen, dann der Putzgniben. Krahnfundamente, CanUle etc., als 
auch die Lieferung, Montirung und Aufstellung aller zugehörigen Aus- 
rttstnngsgegenstünde, wie namentlich der Reservoirs, Maschinen , KrahnCi 
Röhren etc. auf eigene Kosten zu besorgen. 

Artikel 17. 

In den .sammtliehen .Stationen sind iiberiliess dem Bedürfnisse ent- 
sprechend, die Fundamente und Häuschen der Urückenwagen. die Grund- 



Digitized by Google 



Blinftbeth-Bahn. 



379 



naaern der Uebekralmey soine aller sonstigen tum Betriebe erforderlichen 
Entwlssemngsoanäle, Senkgruben etc. an erbanen. 

Ebenso bat der Bannntemehmer die Tcrschiedenen Accessorien au allen 
Gebinden, alle Werkzeng-, Peaerl^seh-, Requisiten- und sonstigen Depots 
hertnstelten, nnd nicht nnr die Planirnng nnd die Meter hohe £in- 
plankiing der Bahnh5fe im Allgemeinen, sondern anch diejenige der ein- 
seben Depots-, Wirthachafts-, Hof- nnd Gartenrinme sn besorgen nnd aller- 
orts die erforderliehen Bmnnen für den Bedarf des Bahnpeisonales 
hennstellen. 

Ceberall wo es von der StaatSTcrwaltnng Terfangt wird, mnss auch die 
conrente Bahn mindestens mit Waldlatten eingefriedet sein. 

■V, Al^rechii«ng. Cavtlon and allgemeine Bediuf^ung. 

Artikel 18. 

Sobald dem Bannntemehmer die Annahme seines Offertes notificirt 
worden, hat derselbe die Arbelten kräftigst zn beginnen, nnd so dnrohan- 
fiUiren, dass dieislben binnen der von ihm offBrirten Frist, welche jedoch in 
keiBem Falle drei Jahre tlberschreiten darf, vollendet werden nnd die 
OoUandimng der fertigen Linie beginnen kann. 

Artikel 19. 

Abschlagszahlnngen finden allmonatlich im Verhältniss zur bewirkten 
Leistung nnd nach Abzng eines 6percentigen Cautions-Rttcklasses statt. 

Artikel 20. 

Der Baanntemehmer ist verpflichtet, die übernommene Bahnstrecke in 
illen Einzelnheiten mit vollstSndigor Berttcksielitigung aller von den k. k. 

Behörden gestellten besonderen Anforderungen, sowie vollkommen kunst- 
gerecht, solid und dauerhaft au?^zufUhren. 

Der Baiiunterneljmer hat demnach jedes in dieser Beziehung von seiner 
Seite oder von Seite derjeni^'en P<'rsoneii, deren er sich zur Ausführung des 
Baaes bedient, unterlaufende VerschuMcn zu vertreten. 

Der Bauunternehmer hat tlir die Einhaltung' seiner Verpflichtungen eim^ 
Cautioii zu leisten, welche zum Theih- durch Deponirung von Werthpapiere u 
im wirkli'.'lien Betrage von 5 Percent der ganzen Ban«<un)me und zum Theile 
durch den bei jeder einzelnen Abschlagszahlung vorbehalteuen Kücklass 
gebildet wird. 

Die Haftung für sämmtliche Arl)eiten dauert ein Jahr vom '^•<lv:^' der 
vollzogenen C«>llaudirung an gerechnet, welche in der Re^» | innerhalb eines 
Monates nach der Banvoliendung beginnen nnd nach weiteren 4 Monaten 
beendet werden soll. 

26 
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8fliäd<'n. welche vor Ablauf ilieser Zeit bemerkt werden, hat der Bau 
nnternciimer auf seiue Kosten nanh Aufgabe der Staatsverwaltuu^ auszu- 
liesrteni. und eventuell für dir Solidität der Herstellung mit einem entspre- 
cheiMleii Retraji^e ein \veitpr<\s Jahr liattbar zu bleiben. 

In dem Maase als sich dieser Bedinj^uu«^ gemÜBS die Solidität der Bahn 
©rweist. wird dem Unternehmer Beine ganze Caution zurückerstattet werden. 

Sollte der Unternehmer durch sannifteli<re oder schlechte Ansliiliroflg 
der Arbeiten sich als untau^rlicii erweisen, oder sonst in irgend einer Be- 
ziehung den eingegangenen Verpriichtungen nicht nachkommen, so kann der 
Hau einem Ajideren übertragen, und der ganze hiedurch entstehende Sühadeu 
«diiie weiters mit der geleisteten Caution gedeckt werden, 

Artikel 21. 

Die vom Staate sowie vom Concesaionär zur l'cborwachnng des Baues 
Aufgeatellten Organe lind berechtigt, überall wo es das Interesse des fitoei 
erfordert, direct einzugreifen, und es ist jeder beim Ban beschäftigte sa ver« 
pflichten, solchen Anordnungen ohne Widerrede Folge zu leisten. 

Artikel 22. 

Der Bauunternehmer ist endlioh verpfliehteti eich den behnfe der 
nUheren Präciairnng der vorstehenden Beetimmungen zu erlaeaenden Anord- 
nungen der Staatsverwaltung zu unterwerfen. 



Bedingnissheft III 

für den Bau der Ctscnbahnstrt ckt' Hisrhorsholen-Wörgl, einschliesslich der HerstcliuDg iei 
Bahnhofes Bischofshoien uad der Erweiterungsbaaten im Südltahnhofc in W5rgl. 

Artikel 1. 

Die zu erbauende Bahn wird an dem nördlichen Ende des JBahnhofes 
zu Bisciiofshofen beginnen, von dort das Salzathal aufwärts verfolgen bi« 
Bruck; hierauf, den Markt Zell am See unmittelbar berührend, Uber Saal- 
felden die WasBerseheide bei Hocbfilzen ttberaohreiten , um im Tbale der 
Pillerseeer Ache, St. Johann in Tirol zu erreiehen. 

Von St. Johann ist die Traee mit Berllckaichtigung von Kitsbüeliel and 
Hopfgarten nach der zu erweitemden Sttdbahnatation Wdrgl zu (Uhren. 

Bei der vom Bauunternehmer vorzunehmenden Detailtraetning kann 
von den vorliegenden Entwürfen jedoch nur inaofeme abgegangen werden, 
als dadurch die dieaem Artikel bestimmte Hauptriehtung der Bahn nicht 
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geändert, die Länge derselben nicht vergrössert und die Richtunga- und 
Niveauverhältniftse nicht verschlechtert werden,- jedoch wird schon hier die 
Hauptrichtung der Ti;if'^ zwischen Saalfclden und Bruck, dann zwischen 
St. Johann in Tirol und Wörgl abweichend vom Proierte derartig fest- 
gestellt, dass die Halm statt am östlichen, nunmehr am westlichcu Ufer des 
Zellersces mit Berührung dos Mnrktos Zell am See und dass sie ferner über 
Kitzbüchel durch das BrUxenthal statt Uber Elmau zu fuhren ist. 

Ebenso wird von vorhinein bestimmt, dass die projectirte Station 
Allbach nicht aosxuftthren , dagegen aber eine Station bei Leogang bereu- 
«teilen aei. 

Artikel 2. 

Daa Detailprojeot mnsa nach den Beatimmnngen der Handelaministerial- 
Verordnung vom 4. Februar 1871 (R. G. Bl. Nr. 8) bearbeitet nnd der 
StaatsYerwaltang sm Genehmigong vorgelegt werden. 

Artikel 3. 

Die flir den Bahnban erforderliehen Grundflächen werden dem Ban- 
ontemehmer sur Terf&gung gestellt. 

Alle zur Gewinnung und Erzeugung der Baumaterialien aller Art 
erforderlichen Grundstücke bat der Bauunternehmer jedoch auf «»eine Kosten 
«inzulSaen. 

Ebcnto hat derselbe, wenn nicht eingelöste Parzellen nur in seinem 
Priratinteresse oder zur Bequemlichkeit der Arbeiter zeitweise ocoupirt oder 
deren Erträgnisse beschädigt werden, alle hieraus erwachsenden Kosten zu 
tragen. 

Artikel 4. 

Die grössten Steigungen, welche auf dieser Strecke gestattet sind, 

betragen : 

aj Von Wörgl bis Saalfelden 1 : 44»22-77^, die Gegensteigung 1:50*) 

hj Von Saalfelden bis Bischofshofen 1 : 160=6-677^, die Gegensteigung 

1 : 100=lü«>/oo. 

Der kleinste Krümmungshalbmesser soll mindestens 300*° messen; nur 
▼Ol Saalfelden bis Bischofshofen ist es gestattet, auf 360" herabzugehen. 

Zwischen Gegencurren müssen Gerade yon mindestens 40* Länge ein- 
nesehaltet werden. 

Artikel 5. 

Die Bahn ist mit Ausnahme der Tunnele und der Objcrte \on mehr 
als 20* Spannweite eingeleisig zu bauen ; alle Tuunele sind für zwei Geleise 



*j Im Keichsgesetzbiatte ist irrtiiüuüich 1:150 gleich 20 Percent abgedruckt. 
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au>ziilühr<'ii hikI ehenso ist das MaiKM werk aller Objeote von mehr als 20"' 
Spannweite sogleich zweigeleisig herzuBtellen. 

Artikel 6. 

Die lichte Spurweite des Gteleises wird 1*436 betragen, soll jedoch in 
den Curven entsprechend vermehrt werden. 

Das Schotterbett soll in der Höhe der Schwellenoberfläche eine 
wirkliche Kronenbreite von $''40 und in der Bahnacbso eine Tiefe von 
wenigstens ü"'40 haben. 

Dabei soll di^s Wassern bzugrs wegen der Erdkörpor so abp^flächt sein, 
dass die besagte, von der Schw^ellenobertläche an gemessene Tiefe nach 
beiden Seiten bin zunehmt'. 

Der Enlkörper s(dl auf jeder Seite niind('stf'n> 0""'.')U über den Sfbotter- 
t'nss vorspringen, so dass die, diircli die Vcrlürigerung der Damm- oder 
( iralM'nbösebungen gebildete fietive Krunerdneite dos Erdkörperii in der 
Hohe der Sehwrllenoberfläcbe wenigstens 4'"40 beträgt. 

Da vo das Schotterbett mit Steinen eingefasst u ird. muss die Kronen- 
breite dessellten bis '.Uli wenigstens 4"4l) erweitert w erden. 

Dir 1 )imen'^i(>nen (b'r EntwUsserungsgriibi'n werden je uaeh den örtlichen 
Verhältni-^sen bemessen werden , dürfen aber in keinem Falle weniger ai-« 
0"2r) Sniileiihreite. noch aueh weniger als ü,"75 Tiefe unter der Bahukrone 
(Schwellt nobertiärbe I hal>en. 

Die Abtragsbt*»sehnngen sind dem Material*^ entsprechend und haltbar 
herzustellen, die Auftragsboschungeu aber in der Kegel 1 y^^ssig anzulegen. 

Artikel 7. 

Die bis zur Babnkrone reichenden Durclilässe und Brücken etc. unter 
der Balm von 20" Spannweite und darunter, müssen in der Höhe der Babn- 
krone wenigstens 4' .'»(j Breite haben. 

Das Man« rwerk aller Objeete von mehr als 20* Spannweite maS8 iu 
der Höhe der Bahnkrt.ne eine Breite von mindestens S'O erhalten. 

Soweit es die Sicherheit eriieischt, worüber bei Vorlage des Detail 
projeetes entschieden werden wird, müssen Durchlässe, Brücken etc. mit 
Geländern oder gemauerten Parapeten verFiehen sein. 

Die Dimensitinen der Oeffnungen sämratlicher Objeete werden nach deit 
Lttenlverhältnissen bestimmt werden, doch ist im Allgemeinen bei Durch 
tabrtt n tür Strassen- und Fahrwege eine lichte Höhe von 4*ö0 aniu- 
streben. 

Artikel 8. 

Bei UeberfahrtsbrUcken über die Bahn mnaa die Hebte Breite swisebea 
den Widerlagern wenigstens 8*00 und die lichte Hdhe über der Scbieneo- 
Oberkante in der Achse der Fahrbahn wenigstens 6 Meter betragen. 
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Artikel 9. 

DU' Tunnpls müsse»» eine lichte Breite von wrnifr^^tens 8' 2 iiiul eine 
Uchte Hi>he vimi \vt'ni;:rstens 6"3 Uber den Sehwellen haben. 

In den Tunijels siud von öü zu 50 Meter Rettungsnisohea anzubringen. 

Artikel 10. 

Cm einen soliden, cUraerhaffeen Ban sn erzielen, dQrfen die Bananter- 
nebmer nur gute Materialien und zwar kanstgereehl verwenden. 

Für das Mauerwerk des Unterbanea ist die Verwendung von Fettkalk 
«ngesehlosBen nnd es darf nur hydranliaeher Mörtel verwendet werden. 

Die Kunstbanten unter der Bahn sind aus Stein oder Eisen hensu- 
«tellen. 

II. Oberbau nnd ü^ij^nalisirnn^. 

Artikel 11. 

Wo Doppelj^eleiae angelegt werden, iTiils.seu dieselben in freier Hahn 
mindestens ä'Ö und in den Stationen 4"7r> von Mitte zn Mitte entfernt sein. 

Das Planuum jedes Bahnhofes und der eventuell auszuführenden Halt- 
estellen ranss den dort herzustellenden Gebäuden, Geleiseanlagen, Verlade- 
uod Depoiplätaen sunmt Hofräumen ete. vollkommen entsprechend und die 
Zofahrtsstrassen — insoweit deren Herstellung den Bauunternehmer trifft 
den Anordnungen der Staatsverwaltung gemXss an^ielegt werden. 

Artikel 12. 

Der Bauunlemehraer hat die Legung aller Geleise sainmt Weiebcn und 
Drehscheiben, sowie die Aufstellung aller Signale und der fttr diese, wie fHr 
jene erforderlichen mechanischen Einrichtungen auszuführen und auch den 
Transport des gesammten Oberbau- und sonstigen Materiales von der 
nlchnten im Betriebe l)efindliehen Bahnstation, wohin ihm dasselbe geliefert 
wird, auf eigene Kosten zu besorgen. 

Die Montirung jedneh. soweit dieselbe; die Arbeit des Mechanikers 
t^rfordert, fällt dem Bauunternehmer nicht zur Last. 

III* II«ehi^Miten. 

^ Artikel 13. 

hie Hochbauten können auf Grund der Normalien der Kaiserin* 
Eiisabetb- Westbahn ausgeführt werden. 

Bs müssen ausser den Erweiterungsbauten in der AnscUlussstatiou 
Wörgl 

6 Stationen iL Classe, 

6 . in. „ 

1 Station IV. , 
erbaut werden. 
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Die AufhabiDSgebXade in den Stationen Saalfelden und ^ebofiihefeii 
sollen Restenrationen enthalten, und miUeen einen virklieh verbauten 
Fllehenranm von mindestene ÖOSU" eiafawen. 

Die Aufnalimsgebäude der Abrigen Stationen II. Classe iriÜRsen einen 
wirklich verbauten Hinimiilfllehenranm von je STOD", diejeni^'eu III. Clan»e 
von je 210D'' einnehmen. Alle Aufnahmsf^ebäiule <ler II, mu\ III. Classe 
sind einstöckig xu erbauen und mit den uuthigcn Keilern uincn anszu- 
Btatten. 

Die sämintlicht'u Stationen II, Cla.sse sind ausserdem nrt einem 
gedeckten Perron von 26uD"' Flächenraum und mit zwei freistehenden 
Aborten /u versehen. 

Die Aufnainns;rel)äude IV. Classe niiid ebenerdig mit 12uQ™ wirklich 
verbanteni Fläelien räume herzustellen. 

Das bestehende Aufnalims^'^ebäiide der Anseidussfttation Wör?;! nuiss hei 
einstöckij^er Aufführung um minde»teuö 255Q" verbauter Grundfläche ver- 
grösnert wei <len. 

In allen Gebäuden ist auf die uüthigüu Kellerräume Bedacht zu 
nehmen. 

Der Bannnternelnner ist jedoch verptiiclitet, auch an anderen Orlen, 
wenn die Staatsverwaltung es verlan^^en sollte, lialtatellen mit einem Aus- 
weich^eleise und einem ebenerdigen Auinahmsgebände eammt Keller von 
980"* wirklich verbauten Flächenraume anzulegen. 

Artikel 11. 

Die WächterhUuser sind alle ebenerdig; und haben einen wirklieli ver- 
li.iuten Flächenraum von Rie sind mit Keller, Urnnnen oder Wasser- 

leitung und einem freistehenden Aborte zu versehen. 

Es find in Wörgl 1, in jeder der 14 Zw isrlienstationen 2. und ausser- 
dem auf der currenten Strecke noch mindestens 99 WäehterhäuRer m 
erbauen und sind dieselben so zu situircn. dass die seinerzeitige Herstellung 
des zweiten Geleifles nicht behindert wird. Wenn zu irgend welehem Zweeke 
zwei Wächterhäuser in ein doppeltes zusammenzufügen wttren, so hat das- 
selbe einen Flächenranm von lOd^"^ zu bedeoken. 

Artikel 15. 

lu d«'n 15 liahnholen der zu crhaueiidei .Strecke sind herzustellen: 
hölzerne Ma^ra/ine mit znsammeu 2.78ÜD" 
K<dilenmagazinc ^ ^ 1.035 

gedeckte Laderäume „ ^ l.lüO ^ 
diverse Verladerampen „ „ 3.200 „ 
nn Holzverladerampen ^ „ 3.260 ^ 

endlich an Lösehreqnisiten-D^'pots COQ". 
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Aoanerdem sind sa erbauen: 

In WSrgl ein Tmnsitwaarenniagftnn mit 2000* Fläclienr»nni; in 

Bischof^hofen ein zweistöckiges, in Wörgl un«1 S^alfelden je ein einstttclcigeft 
Beamte ngebäude »ammt Keller mit einem wirklich yerbesten Flftohenranm 

▼on mindesteiiB je 400D". 

In Bischofshofpn und Wörjrl Je eine Wagenremise filr 10 Wagen, 

ferner Locomotivremisen. in Wör}:l tiir 6. in Bischofsliofen für 12 Maschinen 
samnit 348D"" VVerkstUtteiiräume in ersterer und 388D" in letzterer Station 
hierbei inbe^^riffen die Widinräunio für das unterzubrinfrende Heizbaus- und 
Zuf:förderung:sj)ers()njtle ; das Mauerwerk fUr eine grosse L<M omotiv-l)reh- 
seheihe mit 3b-5 =12 Durcbmenser je in den Stationen Bisebolsiiolen, 
Saalfelden und Worsrl , eudlieii die Fundanientbcttunt;^ tÜr 11 kleine Dreh- 
scheiben mit 14'H-l'=l-62"' DurebmeKSer ^ ertbeilt in denselben 3 Stationen. 

Für die Herstellung einer Hauptwcrkatätte wird gcsondtrt Vorsorge 
getrotl'en werden. 

ääinmtliche Stationsgebäude sind mit feaersii liereni Materiale einzu- 
decken. 

Artikel 16. 

Es sind in den Stationen Wörgl, Faiobten, St. Johann, Saalfelden. 
HochÜlzen, Brack, Lend nnd Bisehof^hofen voUstXndig eingerichtete, 
genttgende Massen liefernde Wasserstationen, jede mit schmied eisernen 
Resenroirs xum GesammtfiMsnngsraiim von mindestens 2.600 Kubikfuss = 
83.16 Kubikmeter snr Speisung der Looomotiven sn erbauen. 

Die Wasserstationsgebäude haben die entspreehenden RXume Rir die 
Unterkunft des Pumpenwärters und fUr die Unterbriugnng des Feuemngs- 
msteriales zn enthalten. 

Ausserdem sind in Wörgl , Saalfelden und Bisobofshofen je 3 , in den 
übrigen 5 Wasserstationen je 2 Putzgruben sammt den liiezu gehörigen 
Wasserleitungen nnd Krahnen auszuführen. 

Zur Beischaffung des Wassers in den benannten Wasserstationen mttspeu 
entweder vollkommen entsprechende, natürlicbc Wasserleitungen hergestellt 
oder abi-r Dampfpumpwerke von genügender Leistungstahigkeit erriohtet 
werden. 

Der Bauunternehmer bat sowobl den Bau der WasserstationsgebUude . 
•snamt Brunnen, dann der Butzf^ruben. Kralwiliuidainente , Canäle ete. als 
auch die Lit'fcrun^^ Montirun^r und Aufstellung aller zugehörigen Aus- 
rü>tun}:sge;:enstände . wie namentlicb die Ueservoirs, Maschiueu. Krahne, 
Köhren etc. auf eigene Kosten zu besorgen. 

Artikel 17. 

In den BiramtUchen Stationen sind flberdiess dem Bedürfnisse ent- 
«prediend, die Fundamente nnd Hänseben der BrOekenwagen, die Grund» 
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maaern der Hebekrahne, sowie aller aonstigen xom Betriebe erforderlichen 
Einriehtangen, die erforderlichen Entwäseenuigsoanäle, Seokgraben etc. id 
erbauen. 

Ebenso hat der Baannternehmer die versohiedenen AecessoHen an aUen 
Gebäuden, alle Werkseug-, Fenerlöschrequisiten- und sonstigen Depots her- 
zustellen , und nicht nur die Planirung und die 1 Meter hohe Einplanknng 
der Bahnhöfe im Allgemeinen, sondern auch diejenige der einzelnen Depots-, 
Wirthschafts-, Hof- und Gartenräume zu besorgen und allerorts die erforder- 
liehen Brunnen für den Bedarf des Bahnpersonales henustellen. 

Ueberau wo es von der Staatsverwaltung Terlangt wird, muss auch die 
currente Bahn mindestens mit Waldlatteu eingefriedet sein. 

IW. Abrechnung;« Cautioii und allppeuieine BedinKun^. 

Artikel 18. 

Sobald dem Bauunteruehmer die Annahme seines Offertes notificirt 
worden , hat derselbe die Arbeiten kräftigst zu beginnen und so durchzu- 
führen, dasA dieselben binnen der von ihm offerirten Frist, welche jedoch in 
keinem Falle drei Jahre Überschreiten darf, vollendet werden und die 
Collaudirnng der fertigen Linie beginnen kann. 

Artikel 19. 

Abschlagszahlungen finden allmonatlich im Verhältniss zur bewirkten 
Leistung und naeh Abzug eines 5percentigen Cautionsriloklasaes statt 

Artikel 20. 

Der hauuntoniclnner ist vorpHirlitet, iWc übernoinraoiie Balnistrec'Ki» in 
allt'ii Eiii/oliilii itMi mit \ ollstiimli^^cr li('i uck8ichtij;;iin«]: aller v(H1 den k. k, 
Behörden ^'ostflltcn Vx'sonderen Anforderungen, sowie voUkoranjen kunst- 
gerecht, solid iinii daneilialt aiis/.utulircn. 

Der Bauiinttmciiiiier luit deninacli jedes in dieser Beziehunp: von seiner 
Seite oder von Seite derjoniiren Personen . deren er ^ic.h zur Ausführung 
da^ Baues hedient. unterlautende Verschulden /.u vertreten. 

l)er Bauunteniehnn'r hat für die Kinhaltunjr seiner Verpflic htungen eine 
Caution zu leisten, welche zum Theil durch Depouirnng von Worthpnpieren 
im wirkliehen Betrag:«' von 5 Percent <lt r iran/.en Bausummr und /.um Theil 
durch den bei jeder einzelnen AbscbUgözahluug vorbehaltenen KUoklas« 
gebildet wird. 

Die Haftung für sämmttiche Arheiten dauert Ein Jahr vom Tage der 
vollzogenen Collaudirung an gerechnet, welobe in der R>'gel innerhalb einei^ 
Monates nach der Bauvollendung beginnen und nach weiteren vier Monaten 
beendet werden soll. 
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ScIiHden, welche vor AbUuf dieser Zeit ))emoikt werden, hat der Bau« 
imtemehmer aüf seine Kosten nach Angabe der Staatsyerwaltnng anezn- 
bessern und eventaell fttr die Selidität der Herstellang mit einem entspre- 
ohenden Betrage ein weiteres Jahr haftbar sn bleiben. 

In dem Masse als sich dieser Bedingung gemäss die Solidität der Bahn 
erweist y wird dem Unternehmer seine ganze Cantion snrUckerstattet werden. 

Sollte der Unternehmer durch saumselige oder schlechte Ausführung 
der Arbelten sich als untauglich erweisen, oder sonst in irgend einer Be- 
ziehung den eingegangenen Verpflichtungen nicht nachkommen, so kann 
der Bau einem Andern Übertragen, und der ganse hiednrch entsprechende 
j^aden ohne Weiteres mit der geleisteten Oantion gedeckt werden. 

Artikel 21. 

Die vom Staate, 80wie vom Concos^ionür zur Ueborwachun^ dos ßaues 
autfrestelltcii (»rjrano sind borocliti;it, iiix'iall wo das liitcrosso des Baues 
erfordert, direot ♦•iiizug:reiton, und es ist jeder beim Bau Bescliäftifxte zu ver- 
pflichten, solchen Auitrdnungen ohne Wideneile Folge zu leiftten. 

Artikel 22. 

I>er Banunlen:ehmer ist endlich verptiiehtet . sich den. behuts der 
näheren PrüclHirung der vorstehenden Hestimniuugeu zu erlasH'ndeu Auord- 
nungeu der Staatsverwaltung zu unterwerfen. 



Bedingnissheft IV 

für dl*' Vt'r|tthchtuugi'ii des luiuessionärs in Bf/.ug aut th-n Bau und die Aufrüstung d*T Bahn 
v«a Selzlhal in Uber-Steiermark bis Würgt in Tirol samint dem Flügel von Bischorshol'en nach 

Ssitborfr. 

Traee natd allgemein« Verpflichtnugeia. 

Artikel 1. 

Die dem Unneessionär zu verleihende Eisenbahn winl ym Selztlial m»ii 
der bestehenden Kronprinz lindolf-Bahn abzweigen, durch das Enuftthal bis 
t'berhnlb liadstatt, und dann über die VV^asserselieidc bei Eben nach Bischofs- 
li'^fen liihren, von dort das Salzachthal aufwärts bis Bruck verf(diren. hierauf 
den Markt Zell am See unmittelbar berührend. ül>er 8aalfeid* ii die Wasser- 
•^cheide hei Hochfilzen übersehreiten, um im l'hale der Filiersee'er Ache, 
Su Johflnu in Tirol zu erreichen. 

Von St. Johann ist die Trace mit Berücksiehtiirung von Kitzbü •lud und 
Hopfgarten naoli der su erweiternden Siidbaliustation Wörgl zu fülircu. 
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Die Flttgelbahn nach Salxbur^ beginnt iiu Bahiiliofe zn Bisohofshofen 
nnd endet in dem sa erweiternden Westbahnhofe in Salibnrg, wobei die 
Strecke Bischofehofen-Hallein nea zn erbanen, die Streeice Hallein - Saliburg 
dagegen dem gegenwitrtigen OonoeaeionKr abraldsen ist. 

Die dem Bauunternehmer dieser ▼orbesohriebenen Strecken obliegenden 
Verpflichtungen sind In besonderen, nach den drei Thellstreeken getrennten 
Bedingnissheften festgestellt. 

Denselben zn Folge hat der Baunntcrnchmer den ganzen Unterbao nnd 
Hocbban herznstellen nnd beim Oberbau die Legnng der Geleise nnd die 
Anfetellung der meehanisohen Einrichtungen nnd Signale, sowie den Trans- 
port des gesammten Materiales vom nichsten im Betrieb befindlichen Bahn- 
hofe auszuführen , wonach der Concessionär die Verpflichtung hat, ausser 
der Einlösung des Terrains auch alles Dasjenige beizustellen, was zur voll- 
kommenen betriebsfühigen Ausrüstung der Bahn noch erforderlich wird. 

Es obliegt ihm daher insbesondere die Lieferung des gesammten Mate- 
rials des Oberbaues und der mechanischen Einrichtungen desselben . sowie 
die Signale bis zur nXchsten im Betriebe befindlichen Eisenbahnstation, die 
AnschaflFnng aller Fabrbetriebsmittel, sowie der gesammten beweglichen 
Einrichtungsstlloke, fllr Kanzleien, Wächterwohnungen und Werkstiltten etc., 
endlich namentlich auch die Einlösung der bestehenden Salzburg-Halleiner 
Bahn. 

Artikel 2. 

Der Concessionär ist tlrr StaAtsverwaltung datÜi- verantwortüph, dass 
der Bau den. dem Buiiniiterneliiner liiefUr obliegenden VorpHichtungen 
gemäss ansgriUhrfc werde und da»s insbesondere mich die Vorl:i(;cn \m 
Sinne der Bestimmungen der Verordnung vom 4. Februar 1871 (R. G. Bl. 
Nr. 8) erfolpen. 

Auch igt der ConceHHionär verpflichtet, allen in Uezug auf den Bau 
getrofienen Anordnungen der Staatsverwaltung unbedingt nachzukommen. 

G r«iidei»l8aMa|^. 

Artikel S. 

Dem CniK'cssionär oliliej^t die preRJiimnt»' Eirund und < Jehäude-Kin- 
IfiRunfT. inho-.riffen alh'V Entsfhädifiun^'cii für Wirth<cl»:ifti*ris(»}i wernis^e. 
V^'ili't/.niii,' privater liechfc. I '.aiinl< ;:nnp- ffr., (Midlii-li die Ausführung sämmt 
liclier Vorkehrunjren '^o'^fu Feuersgefahr durcli die Loi-omotive. 

l> hnt drfJrlhe demn:i«'h da-« erforderliclio Terrain Iiis auf ininde^-ten^» 
einen Meter l>t id< r<4>Mts den Bahnkörpera und in Waldgegenden den nöthigen 
Schutzstreifen » inzuMiseu. 

Die dem itahnwUchter zur Benützung zu überlaHnende Grundfläche bei 
jedem Wächterhause »oll mindesteni 600 Q™ betragen. 
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Die freminmteii FiXelien der B«hiili9fe naf der neu zu -erbanenden 
Strecke eiosehUeselieh der Erweiterangen der Stationen Selztiial, WUrfsü and 
Salzburg sollen nieht weniger aU 68 </, Hectare betragen. 

Das GmndeinlÖsnnge-Gesehäft ietT derart dnrebsnfUhren, dans der Ban- 
OBtemebner bei der Inangriflhehme der Arbeiten dorehaas nieht gehin- 
dert wird. 

Artikel 4. 

Der Concossionär hat das gcsaromte Eisen- und üolzmatenale des 
Oberbaues und die mechanischen Einrichtnngen desselben auf eigene Kosten 
za beschaffen und reehtseitig :1eni Bauunternehmer zur Legung und Aui- 
ttellnng in der znnichst gelegenen, im Beiriebe befindlichen Eisenbahn- 
station zu Übergeben. 

OlierbaM meckMilaeliie BEmriehtaag. 

Artikel 5. 

Für liorizontnlf Stmckon und Steigungen bis einschliesslich 1 : 100 oder 
10*/,« können nacli den Normalien der KaiKerin EHsmIm th-Westbahn Eisen- 
schieneii im Minimalgewichte von 70*8 Zullpfund per laufenden Meter oder 
22*4 Zollpfund per Currentfoss verwendet werden. 

Bei stärkeren Steigungen sind Bessemerstahlschienen gleichen Quer- 
schnitts zu verwenden. Alle Schienen dttrfen nur aus anerkannt guten, in 
keinem Falle aus belgischen Werken bezogen werden. 

In allen Ourven von und unter 400" Halbmesser werden iUr je eine 
•Sehienenllliige wenigstens zwei Verbindnngsstangen nach dem Normale der 
Elisabeth-Westbahu eingezogen. 

Die Schlenenliefemugsvertrilge müssen die Bedingung einer mindestens 
dreyährigen Garantie bei Eisen und zehnjihriger bei Stahl, vom Tage der 
BrSlInnng des Betriebes an, enthalten und sind sowohl diese, als auch die 
Vertrige Ober das sonstige Eisenmateriale fttr den Oberbau« der Staatsver- 
waltung zur Genehmigung vorzulegen. 

Die Schwellen mttssen wenigstens 50 lang, ans Bächen- oder Lär- 
cbenholz und nicht weiter als 0"* 95 von Mitte zu Mitte von einander ent- 
fernt sein. 

Artikel 6. 

Die Gesanimtlänge der Schienengeleise i^^t gleich der gesauimten Bahn- 
llage Selzthal-Wörgl und Biscliofshoff n Hallein mehr 20 Percent der obigen 
liiBge ffir Kebengeleise in den versohiedenen Stationen dieser Strecken. 

Rücksicbtlich der Erweiterung der Station Salzburg wird ein speciell 
auszuarbeitender Plan, worin alle Herstellungen ersichtlich sein mttssen, dem 
Handelsministerium zur Genehmigung vorzulegen sein. 
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Der Coneeasioiiär ist verpfliohtet, aaf der Linie diejenigen Signalein- 
riohtungen, welche dnrcti die Staatoverwaltnng engeordnet werden, einiu- 
Htbren und »ich insbesondere der neuen SignalisimngSTorsohrift zu, fttgen. 

Er bat dessbalb dieselben rechtzeitig ansuschaiTen and dem Bananter- 
uehmer in der nüohsten im Betrieb befindliehen fitsenbahnntation som 
Transporte und znr Anfatellung sn übergehen. 

Jedooh obliegt dem Concessionür das Montiren, nSmlioh die eventuell 
beim Anfstellen erforderliche Mitwirkung des Mechanikers. 

Beiriel»eeinrieh(«a^n. 

Artikel 7. 

Der Concessionür hat überall, dem Bedürfnisse entsprechend, WMge- 
roittel, namentlich Brüokenwagen, ferner Hebekrabne, sowie alle sum Be> 
triebe erforderlichen, sonstigen Einrichtungen anzaRchaflren und aufstellen 
zu lassen und er ronss allen diessbezüjrliehen von der Staatsverwaltung 
gemachten Anordnungen Folge leisten. 

Die Aufstellung und der Transport per Achse obliegt auch bei diesen 
Arbeiten dem Bauunternehmer, während die Lieferung und Montirung dem 
Ooncessionär znfiUtt. 

Artikrl 8. 

|)i<; (•ompN'tc Kiiin('litiiii<; iler .Stationen für den l*or.s«)n«'ii-, Fraeiiteii-. 
Zii^'l<trdorun;:s- und Bahncrlialtuiigsdienrtt, ^io auch die der Wächterhäuser. 
«le8S{;leicdieji die Boi.siellunf; der erforderlichen Heserveniafi'ri.ilien aller 
Art uud dt-r V'ci brauciismatcrialien liir eine dreimonatliche Betriebsperiode 
einschUe^slieh der Uniiormen iUr die üahnbediensteten sind von dem Cou- 
eessioniir aul seine Kosten beizustellen, und es behält sich die Staats^'er- 
waltuug das Redit vor. die von demselben vorzulegenden Verzeichnisse zu 
revidiren und eventuell zu ergänzen. 

«'rliMtäde. 

Artikel 9. 

lieber die in Sal/burj; ledijclieh auf Kosten des Ooneps«»ion:ii-^ Iierzu- 
stellende llauptwerkstätte sammt hiezu gehörigen Loealitäten, Drehschei- 
ben. SciiiebcbUhneo, Einrichtungen n. s. w. sind Pläne, Verzeichnisse und 
Kostenberechnungen speciell znr Genehmigung vorzulegen. 

I''jihrhe(rieb»initi«*l. 

Artikel 10. 

Die Falnbetriebsniittel. insbesondere die Loconiotiven und Wäfren 
müssen den technischen Vereinbarungen des Vereins deutscher Eisenbahn- 
verwaltungen möglichst Genüge le-sten, insoferne mittlerweile nicht von der 
Regierung besondere Vorschriften erlassen werden sollten. 



Digitized by Google 



Elinabeth-Buhn. 



391 



Für die AiiHcbaffnug der Fuhrbetriebsmittei und Reaen-ebestandtlieile 
wird der Minimalbetrag von 80.000 fl. österr. WUlir. per Meile (Streek« 
HtUein-Salsbnrg inbegrlfifen) festgestellt und hat die Gesellscbaft sowohl das 
Vendcbniss, als auch die Angabe der Gonstmction Uber die zu bewirkende 
Ansehaffiing, sowie die diessfHUigen LieferongaTertriige dem Handela-Mini- 
steriam sur Oenebmignng Torzniegen. 

Artikel 11. 

Der CoDoessionXr ist verpfliobtet, die gosammte Ausrüstung der Bahn 
tarn Betriebe, wie sie in diesen Bedingnissen gefordert wird, reohtaeitig au 
beschaffen, so dass nicht nur der Bauunternehmer seine Arbeit ohne Unter- 
breehnng fortsetzen, sondern anob die BetrlebserÖffhung rechtzeitig und, 
sobald der Bau vollendet ist, unverweilt erfolgen k5nne. 



8. Protokoll, 

Aufgenommen im k. k. Unndeltimini^terium am £9. October 1876. 

lifgeDW&rügc: 

Von Seite iler Regi c rii n 

A )i s Acm k. k. ! 1 ;i ml c I h ui i u i st c r i u m : 

Herr Scction^cliet und Geueral-Director des österreiehischeu KisenbaUn- 
weseus W. v. Nirdliag. 

Ans dem k. k. Finanzministerium: 
Herr Seotion^rath Johann Bayer. 

Aus der k. k. General-lnspection fUr österreiobisehe 
Eisenbahnen: 

Herr Regierungsrath und General -Inspeetor Kugen löraer. 
Von Seite der k, k. priv. Kaiserin Elisabeth Bahn. 
Der Herr Prieident des Verwaltnngsrathes Friedrich Freiherr Sehej 
iefftmla. 

Herr General-Director, k. k. Seetiouaolief Alois Ciedik von irti- 
dalsbarg« 

Herr Direetor Karl iraimer. 

Gegenstand 

der Verhandlung ist die Durchüihrun^' der auf die Linien der k. k. priv. 
Kaiserin E liaabe t h - B a h n b»'züj?li(l>en Garantiebestimrauugen. 

Nachdem bei der Anwendung einijrer auf die (iaranfieverhältnisae Be- 
zug habender BestinimungcMi der ('onceft^^ionsurknudcn sich Unsicherheiten 
ergeben liabeu, werden unter Vorbehalt der Genehmigung ilirer Excellenzen 
des Herrn k. k. Finanzministers und des Herrn k. k. HandelsminiHters naoh- 
8tebende Vereinbarungen getroffen. 
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Artikel 1. 
BMkftpliAl. 

Ftlr BetriebsmaterialvorrXthe aller Art sind nachstehende Pati«ehaU 
betrXge in das garantirte Anlagekapital einzurechnen und swar: 
a) Ffir die Hauptbahn 1,800.000 fl. 

h) Fflr Linz-Budweis inclusive Wartberg-St. Valentin 250.000 fl. 

Der iant Artikel VIII des Uebereinkommens Tom 30. Juni 1869 am 
1, JXnner 1874 auf die Baureclinung der Budweiser Linie ttbertragene Kauf- 
schilling von 3,500.000 fl. eftectiv wird bis zu der Höhe von 1.800.000 fl. 
eflppctiv zwm Kurge von 90 gleieli 2,000.000 fl. Nominal «liirch die für die 
Linie Linz-Budweis bereits ^remachteii Titrl«>niissioneii luMlorkt. 

Der Restbetrag' vnii 1.7U0.000 fl. etiertiv, sowie der n«»oli iiiclit luii 
dirtc Tln il der Baukosten der Budweiser Linie sind bis t\\ ihrer kUnttiiren 
Kundirunp als durch eine sehwebende Sehuld besehafl^l anzusehen, deren 
Zinsluss inelu-ive Stempel sieh um l-STercent h()h»'r stellt, als der jeweili>;e 
anitlielie Bankzinstuss. Die Staa(s<r.ir;intie dieser schwebenden Schuld ist 
nach dem dertregtalt ermittelten Jaliresdurehsehnittskurse zu benies«»en. 

Die RatenziuBen aus der Anla^ecapitals-Vermehruii^? wäiirend »ien 
ile^enstands-.lahres werden zum gleichen Zinslnss a conto Capital (Inter- 
4* alar- Zinsen; verbucht. 

Artikel 2. 

Ii«iBli««li«Cliiiaiid«B. 

Für die einen llestandtheil der trarantirten Hauptbahn bildende selunal 
spurijre Bahn von Lambach nach Gnumden ist aueh künftifr eine j^otrennte 
Betriehnreehnung zu führen, welche direct mit den zu localisirenden Kosten 
der Bahnerhaltung, der Zugförderung, der Fahcparkreparatur u. s. w. be- 
lastet wird. 

Als gemeinschattliohe Auslagen der Schmalspurigen nnd der Bormal- 
spurigen Linien gelten nur: 
a) Die allgemeinen Verwaltungskosten inclusive der MaterialverwallangS- 
kosten, welche im Verhältnisse der Transport- Bruttoeinnahmen der 
Lambach- Gmnndener Bahn nnd sftmmtlicher anderen Linien zu ver- 
theilen nnd 

hj Die Kosten der Ansohlnssstation Lambach (Babnerhaltnng und Statiois- 
dienst;, welche im Verhältniss von ein Drittel von Lambaoh«Omiiiiden 
zu tragen sind. 

Für die Vertheilung der gemeinsehaftlichen Kosten unter die ein- 
zelnen normalspurigen Bahnen bleiben die betrelTenden Coneeasionturknnden 
Kämmt nachstehenden Bestimmungen massgebend. 
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Artikel 3. 

Fahr* m4 lagnrderaBgvdtoMt. 

Die Kosten des Falirdienstes and des Zuf^rderungsdieDStes sind ttoter 
alle nonDsIspurigen Linien fllr ersteren naoh Acliskilonieter, für letzteren 
nieb Zogskilonetern in verUieilen. 

ttiebei sind Jedoeh, nm den gUnstigen Steignngs- und Brennstoff- Ver- 
biltnissen der Nenmarkt-Brannaner Linie Reehnnng an trajren, die auf der- 
selben znrttekgeleg^n Ziigskllometer nur mit 85 Pereent in Recbnnng an 
»teilen. 

Artikel 4. 

Die ErhnltuiifTx- und ICiiK'iwnm'^skosten tlir FalirbetrM-l»sniittol sind 
vom 1. .länixT 1876 fiir alle normalspurifreii Linien im Verhältniss der 
;nit (lejisollxM) zuriick^'elt j^tcii Anzahl von ZnpftkilometHr bezüglich derLoco- 
motivoii lind v(»n Achskilometer hezüj;lich dir Wagen zu \ ertlicih'n. wie 
• üessi im §. 13 der Concessionsurkunde vom 10. November 1612 lUr die 
Salzburg-Tiroler Bahn vorgesoliriebcn ist. 

Artikel r>. 
Wageumiethc 

Die an andere Bahn Verwaltungen gezahlte oder von ihnen empfangene 
externe Locomotiv- und WAgenmicthe i»t naoh demselben SohlUssel zu ver- 
theilen, wie die Reparatur^^ko^ten Artikel 4). — Ausserdem hat unter den 
einzelnen Linien nach demselben Sehlüssel auf Gmnd der respectiveu Zins- 
iind Tilguugsqnoten, welclie dem auf Anschaffung Ton Loconiotiven und 
Wagen verwendeten Kapital entspreeken, eine interne Ii iethabreehnnng statt 
zn finden. 

Artikel 6. 
Monatlich«' Kuchungen. 

Am Schlüsse eines jeden der ersten eilt" Monate hat die Vertheilung der 
gemeinschaftlichen Kosten provisorisch nach den iUr das Vorjalir ermittelten 
Schlüsseln zu erfolgen. 

Am Jahresschlüsse jedoch sind die dem (Icgenstandsjahre entsprechen- 
den TheilungflschlUssel zu ermitteln und derart in Anwendung zu bringen, 
dass die in den Vormonaten etwa stattgehabten Differenzen mit Jahresschluss 
anagegliohen werden. 

Artikel 7. 
Agio. 

Vom 1. Jänner 1877 an wird der bisherige Agio-Ck>nto eine interne 
Angelegenheit der Gesellschaft bilden. 
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Mit dein lian<lrlsiiiinisteiial-Krl iiiiM» vom 22. Miir/. l>*77, Z. 13S.')<> wurde in» 
Einverneltmen mit dem k.. Fiiianziuiniäteriuui gestatlet, da«e von den Bestimmungen 
dec Eriawea Tom 21. Februar 186(), Z. 677 — F. M., betreffend die Evidenshaltung der 
aas dem Agiosuschlage resultirenden Einnahmen vom JSnner 1877 angefangen, abge- 
sehen werden Icann. 

Die Coupons- und Amortisations-Qaoten der vier Silberanlehen ron 
den Jahren 1860/61, 1662/68, 1867 und 1872, welehe susammen 
41,1^2.000 6. betragen, deren volle Kinreohnung in die Garantie der 
Hauptbahn anerkannt wird, werden aus den Netto - Silber- und Ooldeln- 
nahmen soweit snreiehend gedeckt. 

Die Silber- und Gold-Einnahmen werden bu diesem Zwecke je bis zu 
dem in einem Semester dasu erforderlichen Betrag als Silber Terreclinet, 
besiehnngsweise auf soldies reducirt, während der Rest derselben auf Noten 
reduoirt in die Betriebsrecbnung eingestellt wird. 

Diese Beduotionen gescheiten nach einem an bestimmenden monatlichen 
Durcbschnitts-Curse. 

Das für die Silber-Coupons und Amortisations-Quoten durch das in 
natura eingenommene Gold und Silber in einem Semester etwa nicht be- 
deckte Silber-Quantum wird nach dem Durchschnitts-Cours der lotsten acht 
Tage vor dem Coupons Verfall Termin in Anrechnung gebracht. 



Die HeHtiinmungen (ki Artikel 3 und 5 haben nic ht nur für die/nkuntt, 
sondern auch für die abgelaulcncu BctriebBjabre 1874 und 1876 in Anwen- 
dung zu komiiMMi. 

Zu Artikel 7 wird der Uebergang auf die neue Husis dadurch geregelt. 
dasB der Ajriobctrag vom Gold- und Silberstand per Ende 1876, je nachdem 
derselltc aktiv oder passiv ist. in der Betriebsrechnnnp: der Hruiptbahn pr<» 
1876 zu eineni rcfdlen Cours in Einnnimu' oder Ausgabe eingestellt wird. 

Hieniit wurde das Protokoll geschlossen, vorgelenen und gefertigt. 



Artikel 8. 



¥1' i r kfta lu keif. 



W. RMIiag m. p. 

M. lajer m. p. 

k. k. Sectionarath. 

E. loraer m, p. 



K. k. priv. Kaiserin £lisabeth-Bahn: 
Stktj m. p. A. V. Csedik m. p. 

C. kraniBier m. p. 



Nr. 33764. 

Die vorstehenden Vereinbarungen werden genehmigt. 



Wien. 81. October 1876. 
Der k. k. Pinanaminister: Der k. k. Handelsminister: 
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K. TL priv. Kaiser f tanz Joseph-fiahn. 

VgL Bd. II, Abth. 1, S«ite 441, Bd. in, Seite 439 und Erg.-Bd. I, Seite 303. 

1. iBmerkungen zur Coneessionsarkunde Tom 11. NoTember 1866, 

R. G. Bl. Nr. 141, 

für die Eisenbahn von Wien nach Lger (Bd. 11, Abih. 1, Seite 454. 

Zn §. 2 d) 

Dio Eroffniino: des Brtrifhes auf der Bahu von Budweia nach Wes- 
sely erfolgte um 8. Juni 1874. 

Zu den 17 bin ind. 20. 

Die Durchführung dor ( larantiebesJitimuinn^'f'ii wurde mit dem Proto- 
isolle vom 12. Juni 187 7 (Vgl. unten »üb 3) geregelt. 



Fortsetzung des Yerzelehnisses dergeuehiiiigteiiSclileppbaluieii. 
Tgl. Aibuig Sur ConoessionnirknDde tod II. Korember 1866, Crg.-Bd. I, Seite 303. 

Der Geßollschaft wurde ferner die ConoesHion für nachbezeichuete 
Schlepphahnen eitlieilt: 

3. Mit ErlasH der k. k. Statthalterei Hir Bi3hinen vom 28. März 1874, 
Z. 17275 über Ermächtijrnnfr des k. k. Handelsmiiiisters vom H. Fohruar 
1874, Z. 26787 ex 1873 für eine Fortsetzuiifr dor mit Handclsmiiiistorial- 
Erlass vom 15. Februar 1869, Z. 2884/447 {renelimifrton. von Budwein 
zur städtischen Gasanstalt fiihn'uden>Schleppbahn bis zur Sobwellen- 
lmpräg:uirung«- Anstalt des Guido Rüttgers. 

4. Mit Erlaus der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 21. Angust 1874. 
Z. 45264 über Ermächtigung des k. k. Handelsmioisters vom 15. Juli 1874, 
Z. 2083S för ein Stockgeleise yon BeneBchaa zum Kalk- und Kobleo- 
sehippen des Rudolf Pokorny. 

5. Von der Besirksbauptmannsohaft Strakonitz anlässlieh dor am 
6. Oetober 1876 stattgeAmdenen commiBfdonellen Begebung über Ermttcbti- 

27 
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gong de* k* k. HandeUiniiiMterB vom 14. September 1876| Z. 16351» ftlr 
eine Aehleppbahn von Strakonits za dem snr Unterbringung der Sanititt»» 
wSgeo bestimmten Wagensohupfen de« Malteser Ordens. 



0 

«ufgeaommen im k. k. HandeUmlnlstorium am 12. Juni 1877. 

6 e e n w ä r I i g : 

Von Seite der k . k. H e {; i e r u ii g : 
Aus dem k . k . 1 1 :i n d c 1 s ni i ui s t e r i u ni : 

Herr SectioiiBchel und Geiieral-Diiector des ÖBtorreichiächeu Liaenbalm- 
wenens \Viilieliu von IHördling- 

Herr Section^rath Jo8ef Pollaieti. 

Ministerial ConcipiBt Dr. Ernst von ftirber als Sobrifttührer. 
Ans dem k. k. Finanzministerium: 
Herr Sectionnratli Johann Bajror. 

Aus der k. k. General- iospeetion der österreiohisohea 
Eisenbahnen: 

Herr General-Inspeotor und Re^iening:srath Eugen l^rner. 
Von S (« i t e d e r k. k. j) r i v. K a i 8 e r F r a n z - J o 8 f* f B a Ii n : 
Herr Verwaltungsrath, Hof- und OericlitBadvoeat Dr. Adolf Weiss. 
Herr General-Dircetur, k. k. Hofrath Heinrich Ritter von ifgerer. 
Herr Central-Bnchhalter Johann iiier Bdier von TreMMtABB* 

Inhalt: 

Artikel 1. BaulXnge der Streeke Absdurf-Krems; 
^ % Hafengeleise in Klostemenburg; 
^ 3. Arbeiter- und Beamten »Wohnungen; 

4. Materialvorrath; 
^ ö, ZinsiuRs der nicht fundirten Schulden; 
„ 6. Garantirtes Baueapital der Nebenanlagen; 
„ 7. Garaiitirter Reinertrag; 
„ 8. Eventuelle Refundirungen ; 
f, 9. Tilgungspläne. 

Gegenstand 

der Verhandlung ist die DurchfUlirunfr der auf die k. k. priv. Kaiser Franz 
Jotiel IJahii hezUglielien ( iarantie-Bestiiiiiuiingcn. 

Naclidem sich bei der Anwendung einiger aut die Garantie Verhältnisse 
Bezug habenden Bestimmungeu der ( oncessiuns- Urkunden Unsioherbeiteii 
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«rgeben haben, werden unter V'trbehalt der Genehmigung Ihrer Bzeellensen 
des Berrn k. k. Finanzininisters und des Herrn k. k. Handelsminietere nach- 
stehende Vereinbarungeu getroffen. 

Artikel!. 

Bauläiige der Strel>k«^ AbHdorf'-Kretnti. 

Die ßaulänge der Linie Ahsdorf-Krems wird detiuitiv auf 31.564 Meter, 
gieioh 4-16086 Meilen festgestellt. 

Das der Oar.intie theilhaftige Baiicapital dieser Linie darf daher (zu 
750.U00 ti. per Meile), den NominalbetraK von 3,120.645 fl. uiolit Uber- 
«cbreiten. 

Artikel U. 

IbiDeBgelelM im Kl«8tenie«bus. 

Die Zinsen ans dem auf das Donan-Hafengeleise in Klosteraeabiurg 
verwendeten, mit Ende 1875 143.995 fl. 46 kr. 5. W. betragenden Ban- 
«a^rande werden in die Betriebs-Reohnnng eingestellt. Dagegen verziehtet 
die Qesellsehaft anf das Beeht, fttr die fragliche Anlage eine besondere 
Oebttbr einznheben, oder ans den Frachteinnahmen anssnseheiden. 

Artikel ÜL 

Die aof der Prager-Verbindnngsbahn nnd in Smiohow eingelösten 
WohngebSnde werden als Bestandtheüe dieser Bahn betrachtet. 

Fttr die Arbelterhäuser in Gmflnd nnd das yierte WehngebXnde in 
%er, deren Kosten sieh mit Ende 1875 bedehnngsweise anf 181.466 fl. 
43 kr. nnd 16.241 fl. 38 kr. 5. W. belaufen, dttrfen die Zinsen in die 
fietriebs-Beehnung eingestellt werden. 

Dagegen sind alle diese Gebftnde als Natural- Wohnnagen fUr das 
fishnbeamten- und Arbeiterpersonal au verwenden, beaiehangaweise die 
dafttr dnfliessenden Hiethcinse als Betriebseinnahme zu verrechnen. 

Artikel IV. 
llateriml-VomitM. 

Vom 1. Jinner 1877 an hat die Verrechnung der Zinsen aus dem 
Materialvorrathe-Oonto in der Art zu geschehen, daits jede ktlnstUche 
Erhöhung der faetisehen Anschaffnngspreise entflUlt und der ungetheilte 
Betrag der Zinsen in die Betriebs- Auslagen eingestellt wird. 

Artikel V. 

Ziaafkaa «ler aiekt fVaatflrtoa Sehwlden« 

Für die in der Garantie-Rechnung erscheinenden Zinsen aus nicht 
tnidirten Schulden ist vom 1. Jinner 1876 an nicht mehr der factisch 

87* 
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erzielte Zinsftiw, sondern jener Zinsfues su verrechnen, welcher inolnsive 
der Stempel am 1*6% höher ist. als der jeweilige amtliche BankzinslhaB. 

Artikel Vi. 

Mit Ende 1875 stellt sich das in der Pansohal-Garantie der Haupt- 
bahn, sowie in Jener des Wiener Bahnholes nicht inbegriffene einer beson- 
deren Garantie theilhaftige Anlagecapital, wie folgt: 

Absdorf-Krems fl. 2 J91. 576-35 ö. W. 

Bndweis-Wessely „ 5,585.192-68 „ 

Mehrkosten der Prager Verbindungsbahn . . . , 4,394.004*45 „ 
Stabile Donanbrtleke ^ 1,871.064*48 ^ 

Zvsamnien . . fL 14,581.837 91 W. 

(1fr die in obiger Ziffer nicht enthaltenen^ noch rSckstindigen Banaoslagen 
wird die Staatflgarantie ohne weitere Verrechnung von Intercalarzinsen je 
am 1. des auf die factische Verausgabung folgenden Monats ins Leben 
treten. 

Niu'hdcm zur Bestreitung der obigen Kosten ein Noininaicapital von 
14,4U(».00U H. Silber emittirt wurde, das als al pari begeben und in erster 
Linie auf Deckung der 8UU.0UU fl. Melnaulwuiid für den Wiener Bahnhof 
(Art. 4 des Uebereinkonimens vom 2. Juni 1H09) verwendet zu betraehteii 
Kt, so ist von dem obigen Bauaufwand b«'reit8 fundirt fl. 13,600.000- — o. W. 
noch niciit fundirt „ 981.837-^1 „ 

Znsammen wie oben . . fl. 14,581.887*91 Ö. W. 
Artikel Vll. 

Her garantirte Keinerfrair bestrht demnaeh bis aiif Weiteres aus zwei 
Theih n. n:iinli<'h aus einer C^tiote in .Silber und einer Quote in Noten. 
IHe (^note in Silber beziffert sieh wie folgt: 
a) für die Hauptbahn laut i>. 17 der CoDcesaioDsurkunde vom 11. November 

eine Annuität von fl. 4,130.000 Silber, 

welche v(»n dem Eridfnungstage d»'s alten Netzes, 
nämlich vmn 15. August 1872 an zu laufen hat, 
während bis dahin nur die 5" „igen Zinsen ohne 
Tilgungsquote zu bereehnen sind : 
0} für die MehrUosten des Wiener Bahnlmfes ((dme 
Unterschied der vom Staate und der Stadt Wien 
übernommenen Verptiichtungen ) und liir die fun- 
dirte Schuld der sonstigen Nebenanlagen die Apnui- 
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tat (ZiiiH- uiul Tilirnnfjf^qiiotc) aus den im Art. 6 
orwähnten tl. 14,400.000 im vereinbarteu Betrage 
von fl. 730.000 Silber, 

welcher am 1. October 1874 in Wirksamkeit tritt, 
während bis dahin nur die fUnfperoentigen Zinsen 
ohne Tiigangsqnoto zn beanspniohen sind. 

Oarantirter Reinertrag von . . ti. 4,860.000 Silber. 

Hiesn kommt die Oarantieqnote in Noten, fllr den nioht fnndirten Theil 
des ^aoanfwandes» welcher laut Art. 6 mit Ende 1875 fl. 981.837-91 9. W. 
betrigt nnd zu dem im Art. 5 stipnlirten Zinsfaes in Garantie sn treten hat. 

Artikel Vill. 

Kveataelle Refandirangcu. 

Sollte in der Folge ans irgend einem Anlasae eine Erhöhung der von 
der Kaiser Franz Josef-Bahn genossenen Staatsgarantie im rerfassungs- 
mJbsigen Wege gewährt werden, so behält sieh die k. k. Regierung vor, die 
Kosten verschieHener Erweiterungsbauten nnd Neuanschaffungen der Haupt- 
bahn, welche unter dem Drange der ümstünde als Betrlebsaus'agen zuge- 
lassen worden sind, nachträglich gegen Refundimng aus dem Erlös einer 
gesellschaftlichen Creditoperation auf den garantirten Banconto zu über- 
tragen. 

Für die Vergangenheit werden die fraglichen, eyentuell zu refundiren- 
den Beträgt: folgendermassen festgesetzt: 

ö. W. 



345.978-72 „ 
368.839-27 
470.870 44 
178.328-66 „ 

Zusammen . . tt. 1,364.017-09 ü. W. 

Fflr die weiteren Betriebsjahre werden die von der k. k. Regierung 

eventuell genehmigten analogen Auslagen wie bisher in den „besonderen, 
zu den eigentlichen Betriebskosten nicht gehörigen Auslagen'* der Betriebs- 
rechnong verrechnet, darin aber vom 1. Jänner 1876 an auch der bei der 
Erneuerung' der Geleise (in Folj^e der Verwendung von Stahlschienen und 
harten Schw» Ih n statt Eis •nschieneu und weichen Schwelleu) sicli ergebende 
Mehrwerth einbezogen werden. 



i; Ur das Betrieb^ahr 1870^ mit fl. 

f II n 1^71 „ . , ^ 



1872^ 



• f 1» 1873 n • «» 

. . f, 1S74 „ , 

•II fl ISib r> n 
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Artikel IX, 
Tlls«BKsplAne. 

In Anbetracht, dass die Ganeessionsdaver der Kaiser Frans Joieph-Bahn 
nm 2 Jahre und ly, Monate kflrser ist, als die dermalen den Verlosangea 
zn Oronde liegende TUgnngsperiode, nnd gegenüber den oben im Art. 7 
enthaltenen, der Conceesionsnrknnde entsprechenden Bestimmungen, ver- 
pflichtet sich die k. k. priT. Kaiser Frans Joseph-Bahn : 

a) Dnrch eine spStestens am 1. April 1878 vorzanehmende ansserordent- 
liche Verlosnng die Tilgnngsperiode des Oapitals erster Emission im Nomi- 
nalbeträge von fl. 81,576.600 um swei Jahre vorzorttcken; 

b) spätestens bis Ende 1878 fttr das Oapital zweiter Emission im Betrage 
von fl. 14,400.000, sowie iUr das bis dahin etwa noch za emittirende Capital 
einen neuen Tilgungsplan vorzulegen, wodurch die ooncessionsgemisse 
Tilgung des gesummten Capitals gesichert wurd. 

HIemit wurde das Protokoll geschlossen, vorgelesen und j^fertiRt. 

K. k. priv. Kaisjcr Franz Jnsp|ili-Bahn : 
W. ^ördling m. p. Dr. Ad. Weiss m. p., ätgerer m. p. 

J*'h. Bayer in. p. 
JoBf'f Polln neti m. p. 
C Himer m. p. 

Dr. Ernst von lerrbff m. p., 
k. k. Ministerial-Concipist, al« Schriftführer. 

Die vorstehenden Vereinbarungen werden genehmigt. 

H. M. Zu 26483. Z. 4332 

W i e n , 24. August 1877. F. M. ^ ^ 

Der k. k. Handelsminister: Der k. k. Pinanzminister: 

ChlsMeckj m. p. Pretls m. p. 



Von der Genehmigung des vorstehenden ProtokoUes wurde der Verwal- 
tnngsrath der k. k. priv. Kaiser Franz Joseph-Bahn mit dem Handels- 
ministerial-Ertasse vom 30. August 1877, Z. 26483, verstXndIgt. 
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I K. IL priv. Kronpiiuz Kudolph-Bahn. 

(VgL Bd. II, Abth. 1, Seite 491, Bd. III, Seite 441 and Erg.-Bd. , Seite 305.) 

1. Berichtigung. 

Im Doenineiitoii-yeneichmsBe Bd. II, Abth. 1, Seit« 491 soll es bei 
Doe.IV statt ttConcesdons- Urkunde ▼oiii20. Jnni 1868** richtig ^Ooncee- 
«ions-Urkunde vom 30. Juli 1868* heiasen. 



Anmerkiiiig zur Coiicessions-I>kunde toui 2^. Juli 1871^ 

B. G. BL Nr. 102^ 
Ar die Flftgelbahn rm rieflra ueh EiMiien (Vgl. Erg.-IM. I, Stile 30&). 

Zu §. 4. 

Die ErdfltattDg des Betriebes anf der FIttgelbahn toh Hieflaa nach 
Eisenerz erfolgte am 6. JSnner 1873 fttr Frachten and am 10. August 
1873 für den Personenverkehr. 



3. Anmerkungen zur ConceKsioii8-l rkuiide vom :^5. November 1871^ 

R. G. El. Nr. lU, 
fttr die £i8cnb«bD von Villach nacli Tvtu (Vgl. Krg.-Bd. I, Seite 307). 

Zu §. 1. 

Auf der 6. Zeile dieses Pam^raplies ist das Datum des oitirten Gesetzes 
von „9. Jnli ISiS'* auf „9. Juli \mS^ richtig zu stellen. 

Zu §. 4. 

Die Eröffnung des Betriebes auf der Bahn von Villa eh nach Tarvis 
erfolgte am 35. November 1873, und wurde hierdurch die directe Schienen- 
verbindung zwischen St. Valentin beziehungsweise Amstetten und Lai- 
bach hergestellt. 
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4. Protokoll, 

»ufgcBOBmen \m k. lu UMdelsiiinisteriiiiD aa 29. Jimier 1874 Aber dieBediiguigcB der «vei* 
laelleD Gewtbnmg einer stutUeheii ZinseBgarantie fikr die projeetirte Salxkaminergatbaliii. 

Gegenwärtig: Die Gefertigten. 

Gogenstaiul der Verhandlung ist die Erörterung jener Modifica- 
tionen und Ergänzungen der mit den Herren ConoesitionUren dor projec- 
tirten S.'ilzkammergutb.ihu vereinbarten BestiminaDgen des Protokolles vom 
7. März 1873 und derAllerhiietistenOonceBBion vom 9. April 1873*), welche 
fticb al^^ nothwt iidig her)tu<<steUen, wenn von Seite der Stajitsverwaltang die 
von di-n Herren Concessionären nngof^proehene staatliclie Zinsengarantie mit 
den üblichen Stener- nnd Gebührenbefreiungen ^^ewährt werd<^u sollte. 

Object der neuen Concessionswerbung auf Grund der erbetenen finan- 
ziellen Begünstigung i»t die der bereits ortlicilton Allerhöchsten ConccssioD 
▼om 9. April 1873 zu Grunde gelegte Eisenbahnlinie von Andi^senhofen 
oder einen anderen geeigneten Pnnote der Altbeim-Schärdinger Linie Uber 
Ried, Attnang, Ebensee. IschU Steg, Aussee und Mitterndorf, zum Anschluase 
an die im Baue begriffene Linie der k. k. priv. Kaiserin Elisabeth-Bahn von 
Selzthal dnerBeits nach Salzburg, andererseits nach WOrgl bei Steinach 
nebst einer (S<9 Kilometer 0.Ü82 Meilen langen) KohlendUgelbahn von 
Aohleiten nach Thomasroith in das Wolfsegg Traunthaler Kohlenrevier, 
sowie der im Protokolle vom 7. März 1873 erwähnten Zweigbahn und den 
Manipnlationsgeleisen für die Saline Ebensee. 

Fttr den Fall als der Bau der Ansehlasslinie Altheim-Schärding nicht 
binnen Jahresfrist in Angriff genommen und binnen einem weiteren Jahre 
zur Vollendung gelangen sollte, stellen die Herren Concessionäre mit Rück- 
sicht auf den nnerlässlichen nördlichen Anschluss an eine bestehende Bahn 
die Bitte, dass die Allerhttohste Oonoession, und beziehungsweise die 
Zusicherung der staatlichen Zinsengarantie anch auf die sodann zu 
erbauende Fortsetzungsstreoke von Andiesenhofen bis Scbärding, aum 
Anschlüsse an die k. k. priv. Kaiserin Elisabeth>Bahn ausgedehnt werde. 

Was den südlichen Anschlass bei Steinach betrifft, so erklären die 
Herren Concessionswerber, dass den Verkehrs Interessen der Salzkammer- 
gntbahn, welche eine möglichst ungehinderte und unmittelbare Vecbindung 
mit der k. k. priv. Kronprinz Rnd<df-b;ihn bei Selzthal erheischen, nur 
dadurch cntsproclKMi wcrdm könne, wenn durch einen unter Interrentiou 
der Staatsverwaltung mit der k. k. priv. Kaiserin Hlisaboth nahn abzu- 
8chliesHen<len lictriehsvertra fr der directe Uebcrgang gan/.cr Ziijre oder 
wenigstens tler eiuzeluen Wagen von der Salzkammergutbahn zur Kronprinz 
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Radolph-Bahn unter dem angestrebten Zwecke entsprechenden Bedingungen 
insbesondere bezQglich der Zeit* and Kostenfirnge gesichert, oder im 
inssersten Falle die Salskammergntbahn als selbetständiges 2. Geleise der 
ans Steiermark nach Sahbnrg und Tirol führenden Linie von Steinaoh bis 
Selzthal for^^efQhrt werde. 

Mit dem Vertrage vom Itf. Juni 1877 wurde die geincinseliaftlielie Bentttsung 
4«r Strecke SeUtli«l*SieinAeit>Jrdning geregelt und mit einem Protokolle rem gleichen 

Tage <\W tat i fjiri.schen Vorliältnissp zwiM-liiyi den Gpsamiiitnetzcii der k. k. ]iriv. 
Kaisorin Eli^a^>elll-Balln und der k. k. jiriv. Ki Mipiinz Hud'd pli -B.ilm f«'.st(»t*.stellt. Vor- 
."^tehetide Abinacliun^eii wurden mit dam Handeläuüiiittterial-Erlasse vom 14. August 
1877. Z, 'M\^~ genoliinict. 

iu der Strecke KbcnRee-lsohl-Sfe-? sollfii die vorhandenen Bauten der 
Ebengcc-Ischl-Steger Kisenbjilni (loselUoliaft unter den im folgenden nSlier 
tu erörternden Modalitäten für die 8alzkammergutbahn erworben und fUr 
normale Spur ausgebaut werden. 

Technische Bestimmungen über die Uauausflihrnug und die 

Anstrflstnng der Bahn. 

Der Ausbau und die Ausrüstung der Linie und beziehungsweise die 
Umgestaltung der Ebensee-Ischl-Steger Bahn in eine normalspnrige Bahn 
iH)ll nach Hassgabe der vereinbarten Bestimmungen des beiliegenden tech- 
nischen Bedinfrniasheiles un i der dem vorgelegten Kostenvoransohlage zu 
Gründe liegenden Ban- und AusrUstuugt^raomente erfolgen. 

Als allgemeiner Grundsatz fllr die Verfassung des Detailprojectes wird 
iestgehalten, daas die Steigung zwischen Andiesenhofen und Obertrann 
nicht stärker als 1 r70 zwischen Obertrann undSteinach aber nicht Uber 1 : 40 
sdn soll, wobei nur für die unniittelbnre Anschlus^strecke bei Steiuaoii eine 
((Sriage Uebei*8chreitmig dfi* ^enaimti'u Maximahtcigim;; von l : 40 in dem 
Pille nicht nusgeschlosHcn .sein soll, wenn dieselbe nach dem Ergebnisse der 
trorzunehmenden l)«'t.ulstudien mit Rneksiclit auf die vorkommenden örtliehen 
Terraiii-Schwierigkeiteii nicht zu vermeiden sein i^.dlte. 

Der Minimairadius der vorkommenden Curven wirtl mit 2.')0 Meter 
angeiutnimen. wie im Protokolle vom 7. März 187H vereinbart N\nrde. 

Zwischen Ilied und Hausru<'k soll dem Ergebnisse der technisch mili- 
läriHchcu Revision gemäss eine Station nächst l*uttingj eingeschaltet werden. 

Die Ausarbeitung des Detailprojectes für die l»ei der technisrh- 
niilitärischcn Revision der ursprünglich projectirten Trnce beantragte 
Variante zwischen Mitterndorf und Steinach, ebenso wie für die Theil-trc. ke 
H.iusnir-k Kbensee wird nacli Massgabc der bezüglich dieser Theilstrecken 
eventuell vorzunehraen<len Localerhehiiii^'t ii erfolgen. 

Die Bauzeit wird mit 3« , Jahren vom Tage iler erlia!t<Mien Han- 
Willigung /wenn auch nur fUr eine TheiUtrecke der projectirten Bahn) 
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anj:« ii"muu*ii. uinl zwar sollen alki l.inleitun^'en ^'Ptr<'ttVu werden, um den 
Bau hinnen 6 Monaten vom Tage der Allerhöchsten Concesdioo begionen zu 
können. 

Kt'fective Bauko8ten, nominales Anlagecapital und (ield- 

beschal'faug. 

Die effeetiven Baukosten der projectirten Salzkammergatbahn incliuive 
des Um- beziehungaweiee Ansbanes der Ebeneee-Ischl- Steger Bahn berechnen 
sich nach dem von den Herren Coneessioniren vorgelegten generellen 
Kostenvoranscblage mit 835.000 fl. effectiv per Heile (im Durchschnitte fttr 
die ganze Bahn), in welcher Summe ein Betrag von 90.000 fl. für Fahr- 
betriebsmittel und von 10.000 fl. als Baureserve und fllr Materialvorrtthe 
vorgesehen ist. 

Das Nominal-Anlagocajtital bereclmot >»ich. die effeetiven Kosten von 
^3').U0(> fl., 7y2» „ipe Int( realarzinsen und einen durchschnittliolien Ends- 
sionsenrs der aunzufrebenden Effecten von 80»/« vorauäi^eBetzt, per Meile 
<ler prctjeetirten Balm in nachstehender Weise: 

EflFective Baukosten ^^3.'>.üUU H. — kr. 

Geldbeschaffung 208.750 n — « 

TvVVo»?:^' von l»043.7öü fl. 78.281 ,2.5 . 
Geldbeschaffung hiefttr 19.556 „ 25 

Zusammen . . 1,141.087 tl. — kr. 
oder rund . . 1,141.600 ^ — 

sonach tVn die ^an/e Bahn nebst FlÜgelbahuen (22*13 Meilen) mit 
25,263.608 A. Nominale. 

Die präliminirten Baukosten von 836.000 fl. per Meile beruhen, da 
eine genaue Berechnung vor definitiver Festotellung des Detailproj^tes 
nicht mdglich ist, nur auf einer approximativen Annahme, und bilden somit 
eine Haximalsumme, mit der bei Festhaltung der im Kostenvoransehlage 
und im Bedingnisahefte angegebenen Bau- und Auariistnngsmomente Jeden- 
falls das Auslangen gefunden werden kann. 

Bei möglichst ökonomischem Vorgehen und sorgfältiger üeberwachnng 
durften die gedachten Baukosten voraussichtlich eine Herabminderunf 
erfahren, dagegen würde eine Erhöhung, nnd zwar von 41.000 fl. elTectiv 
per Meile in dem Falle sich als nothwendig herausstellen, wenn Uber An- 
dringen des k. und k. Reichs- Kriegsministeriums das k. k. Handels- 
nunisterinro sich mit der dermalen in Aussicht genommenen, durchaus ein- 
geleiKigcn Anlage der grösseren BrUeken und Tunnels nieht dnverttMdsn 
erklären könnte, sondern aus militSrischenRtteksichten auf der sweigelelsigen 
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Fuiidirun^' (Um- Brücken uud der doppelgeleiaigen Auiage der Tunnel-« 
bestehen gellte. 

Die Emission der „garantirten- Effecten soll in gleicher Weise, wie 
dies im Protokolle vom 7. März 1873 stipulirt wurde, durch Ausgabe von 
Actien uud Prioritäten im Verhältnisse von 2:3 zu einem von der Regierung 
ZQ genehmigenden Emissionsoonrse von mindestens 80V« erfolgen. 

Einbesiehnng der £bensee -Isehl-Steger Bahn. 

Dip Horren roucessionUre verptlirlitcn sich, die vorli.uidenen Bauten 
und MatfiialifMi der k. k. priv. Eltensce-Isolil-Stej^er Eisenl)<ihn — insoweit 
beitle tÜr den liau der Salzkammer^utbalin verwendbar erscheinen unter 
von der RcgierunfC zu 2renehmij;enden Modalitäten V(in der EIx'iki c Ischl - 
Steger Ei'jenbaiin-Oeseilsehatt. sei es im Wege der exeeutivoii Fcilliietung. 
sei OS im Wejij^c gütlichfr Vereiiiharunp" mit den Actinnären und den Trittri- 
tiitsgläuV»if;«'rn der f^enannten (Jrsellschatf zu acciuiriren. Für den Fall, dass 
durch eine gütliche Vereinbarung mit den Priori(ats;;läubigern <ler Eljensee- 
[s'-hl-Steger Bahn die Verhängung des Concin-^es über die genannte (tescU- 
schaft vermieden werden könnte, erbitten sich die Herren ( 'oncessionäre die 
Gestattuug, einen Effectivbetrag von 30Ü UOO tl. zum Zwecke einer Uber 
den eigentlichen Eint<3sungswerth der vorhandenen Bauteil der Ebennee- 
Isehl-Steger Bahn hinausgehenden Abfindung der Prioritätsgläubiger dieser 
Bahn verwenden und beziehnngsweise dem zu garantirenden Anlagecapital 
der SsIzkamniergutbaliM zuschlagen zu dürfen, wie dies im beiliegenden 
Programme für die Einbeziehung der Bbensee-Isobl-Steger Bahn als II. Alter- 
native dargestellt ist. 

Es wird sonaeh einverstäudlich festgesetzt, dass — abgesehen von 
jenen Auslagen, welche sich aus dem Um- beziehungsweise Ausbau der 
Streeke Bbensee-Isohl-dteg fUr die Salzkammergutbahn ergeben, in das 
Anlageeapital der letzteren für die Erwerbung der Entitäten der Ebensee 
Ischl-Steger Bahn kein höherer Betrag eingerechnet werden darf, als: 
t. im Falle des Concnrses der Ebensee-Ischl-Steger Bahn der dnreh die 
Erwerbung im Wege der ezecutlven Feilbietung dieser Bahn sieh ergebende 
Betrag, 2. im Falle einer gütliehen Vereinbarung mit den Gläubigem der 
Ebensee-Ischl-Steger Bahn aber dem Werthe dieser Entitäten entsprechende 
Bstrag Ton 700.000 fl. effectiv, eventnell mehr einem Zuschlag bis zur 
H9he von 300.000 fl. eiTeotiv zur Abfindung der Prioritätsgläubiger der 
Bbensee-Isohl-Steger Bahn. 

Finanzielle Begünstigungen. 

Die Herren ( oneessionäre erklären die Kcalisiniii^'- des Projcctes der 
i>alzkammergutbahn nur in dem Falle Ubernehmen zu können, wenn ihnen 
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Seitens der Regierung 1. die Garanti« eino« jiilirlifhfn 5« ^igw R*^inertr;ig- 
nisses des pcRammten Nominal- Anlagccapitales in der Daner von 25 Jahren 
nehst der bei Annahme einer OOjährigen Tilgung des ganzen Anlai^ecapitalea 
aaf die Garantiejahre entfallenden Aniortisationsquote und 2. die üblichen 
i^tener und GebUhreobefreinn^en in der Dauer von 9 Jahren nach erfolgter 
Inbetriebsetzung der ganzen Bahn sngeBichert wllrde. 

Bei Gewährung der vorerwähnten finanziellen KegttnHtigungen Seitens 
der Staatsverwaltung sei n leh dem Ergebnisse der bisherigen Verhandlungen 
mit den herangezogenen Geldinstituten gegründete Aussicht vorhanden, die 
Finanzirnng und mithin auch die Durchführung des Bahnbaues selbst sicher 
zu stellen, in^oferne nicht etwa die Verhältnisse des Geldmarktes und der 
Börse sich inzwischen erheblich verschlechtern. 

Was die Dauer der angesproehenen Zinsengarantie anbelangt, so 
weisen die Herren Coneessionäre ttber eine diesfällige Anfrage der Regie- 
rungsvertreter darauf hin, dass die Beschränkung der ataatlicheu Garantie 
auf 20 Jahre oder gar auf 15 Jahre die Geldbeschaflfüng vcrtheuern, somit 
auch dad zu garantirende Nomiualeapital beträchtlich erhöhen, hiedurch 
aber die Rentabilität der Bahn zum Naclitbeile des garantirenden Staats- 
schatzes selbst erheblich schmälern würde. 

Die Herron Coneessionäre glauben ferner durch die beigebrachte 
Rentabilitätsberechnung der projectirten Salzkammergotbahn darthun zu 
können, daas die staatliche Zinsengarantie vorwiegend als moralische Unter- 
sttttzung zum Zwecke der Finanzirnng anzusehen sei und voraussichtlich 
höchstens in den ersten Betrieb^ahren werde in Anspruch genommen 
werden. 

Die gedachte Zinsen;;arantic wird nicht nur tiir die Hanptbahn. sondern 

ebenso aiu-h für die projectirten Flüj;*'lbahnen zum HalUtUdter See. zum 
Traunsee, beziehungsweise zur .Salin«» Ebensee und von Achleiten nach 
Thomasroith in iler (les.iiiuntljiui-'e von firoa 0-7 Meilen in Anspruch 
genommen, woire^'cn dio als Mitconccs-^innär'' bei den Verhandluiii^t'U ver- 
treteneu Besitzer des \Volfsi'^;.'-'l'r;iiintli;iler Kolileurovicrt-s sicli liirmit aus- 
drücklich vcr|iHichteu. die bestehende, ztnn Theil»' mit der Traec der Snlz- 
kaintner;rutl)nliii zusamnieiifallonde Srliiualspurbahn nach Attnan^ sofort 
nach liilietrieltset/.uuf; der bezii^'liehen Theilstn'cke der Salzkaunner;rutl)ahn 
aufzulassen, »diue aus diesem Grunde iruend welche Entscliädi^ungs- 
auspriiehe gegenüber der letzteren Eisenbahnunterneiimung geltend zu 
macheu. 

ICbenso soll die erbetene Ziusciij-aiantie im Falle der hrTcits ange- 
deuteten eventuellen Fortset/.unir der Linie von Audiesenhofen bid Öchär- 
ding auch auf die letztgenannte Theilatreeke Auwendung tiuden. 



Digitized by Google 



Ruüolf*B«iiii. 



Ingerens der StaatsTerwaltnng auf üie definitive FestRtel- 
long des Anlageoapitiilcs and die Darchftthriing de» 

Balinbaucs. 

Zur Wahrun«: der dem Staatsschatze aas der Übernommenen Zinsen - 
$:arantir • r wachsend en 6nanzieUen Interessen werden der Staatsverwaltung^ 
seitens (ier üerreii Conoeasionäre naohstebende Befugnisse ansdriiclclicli 
eingeräumt. 

1. Nachdem der vorliegende Ko8tenvoran<'ofilafr auf generellen Vop- 
crhfbiiiigen beniliend nur als eine ap|)roximati\e Annahme anzasetieu ist, so 
^oll die definitive Feststeliang des innerhalb der frUher anpregebenen 
Mazimalgrenze vom Staate zu garantirenden Anlagecapitales naeh Masagnbo 
der auf Grand der bezüglichen Detailprojecte aufzastellenden speoiellen 
KostenToranschlSge und der seinerzeitig gehörig nachzuweisenden wirklichen 
Kosten des Baues and der Aosrttstung der Salckammergutbahn. inolasive 
der Erwerbun:? der bestehenden Banten der Ebensee-Isohl-Steger Bahn der 
Genehmigung des k k. Handelsministeriums unterliegen. 

3. Die HodalitXten der Bauvergebung und der Geldbeschaffung sind 
der Genehmigung des k. k. HandeUministeriums zu unterziehen, insbeson- 
dere die Entwürfe aller Bau- und Lieferungsvertrüge nebst den zugehörigen 
fiedingalssheften, Normalien und sonstigen Behelfen rechtzeitig dem k. k. 
Handdsministerium zur Genehmigung vorzulegen. 

8. Die wirkliche und zweckmässige Verwendung der (Qr die Durch- 
flihrung des Baues und die Inbetriebsetzung der Salzkammergntbahn 
beschafften Geldmittel wird seitens der Staatsverwaltung durch zu diesem 
Zwecke aufzustellende Staatsorgane während des Baues und der Inbekrieb- 
Setzung der Balm auf die ihr geeignet seheinende Weise und durch Anwen- 
dung von zu obigem Zwedro sicher ftthrenden Mitteln Überwacht werden. 

Die Kosten dieser speclelleu Bauaufsloht sind von der ßisenbahnunter- 
nehmung in dem vom k. k. Handelsministerium festzusetzenden Betrage sn 
Tergttten. 

Allgemeine Concessionsbestimmungen. 

Bt'ZÜglioh der (in Silber eiuznhcbciulen r.iritc untl der son^tif^jen. in 
die neue Allerhöchste Concessiou aufzunelmu'nden Bestiraniuuj;en sollen die 
Vereinbarnugen des Protokolle« vom 7. März 1873 und die AUerhüchste 
CoDcession vom 9. April 1S73 massgebend sein, insot'crne nicht durch die 
vorstehenden Vereinbarungen nnd mit Rücksiclit auf die zu gewährende 
staatliehe Zinsengarantie Modifioationen und Ergänzungen der früheren Gon- 
eession sich als nothwendig beransstellen. 

Die Regierungsvertreter bemerken schliesslich, dass im Falle der 
£nkeiittiig der Allerhöchsten Concession für die Salzkammergutbahn auf 
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(IrniKllage der angesprooheiicD finansiellen BegUnstigongen erfolgen tollte, 
die Allerhöchste Coneession rom 9. Deceinber 187d für die k. k. priv. 
Ebensee-Iechl-Steger Eifieubahn eo ipso alft erloschen angesehen vnd eridürt 
werden mlls^te. 

Geschlossen und greferti^rt. 

Von .'^citc «les k. k. Handelsministerium.*: 

Carl Ritter v. PasswaU m. p., 
k. k. MinitterUlrath. 

L. Wrha m. p., 

k. k. Miri.-Vioe-Secr«itär ProtokoUftilnvr. . 

Voll Seite <ier Horron Concessionär«' : 
Für die NVoltso^g- Ti an uth;iler Kolilena^ewerks< hal"l: 

(ieor^' R. \ . Airbin^er ni. p. 
In Vertretung «Ifi wi'iforen Mit('oiiceä»iuniire : 

■•rawltt m. p. 



5. Oesetz vom <i. Mai IHU, K. 0. Bl. Nr. 73, und C. Bl. ^r. 

betreffend (Iii* llerstelluni; dt-r projuctirten Locotnotiv-Kisenbabn von Steinach an der aus Ober* 
StsieriDArk laob Salzburg und Tirol rührenden Kisenbahn über Aussee, Steg, Ischli KbeaieC) 
Allnang, Kied nach Andiesenhoten, eventuell Schärding. 

Mit Znstimninng beider Uänser des Reiohsrathes finde leh ansttordnen, 
wie folgt: 

Artikel 1. 

Die Rc^'io rill IST wird ermäclitifrt« die Ausführung der projoctirten Loco- 
motiv-Kisrnbalin von Steinaeh an der aus Ober-Steiormark nacli Salzluir<jr 
und Tirol fUhr«'ndeii Kiscnhnhii iilM^r Aiis-ifc , Steg , Ischl , Ebfiisoo, 
Attnang. Ried nach Andiescnhott'n, eventuell Schiirding. und der in Au>- 
sicht genommt nen Flügelbalinen von Aehleiten nach Thoniasroith und vom 
Stationsplatze Ebensee zur Salin«^ und zum rraun«<»'e durch Ooncessions- 
ertheilung unter den Bedingungen dieses Gesetzes sicherzustellen. 

Artikel 2. 

Bei der Ertheilung der Coneession tür diese EiHenbahn kann vom 
Staate die Garantie »»ine-* jährlichen Rein'Tträgnisst's, mit InbegritT der 
Tilgungsquote, in der Maximalsuinine von siebenundfUnfzig tausend aeht- 
hundert (iulden (57.800 Ü.) ijst«'rr. Währung in Silber durchsohnittlich per 
Meile fttr die Dauer von 20 Jahren augesiehert werden, so zwar, dass, 
wenn das jährliche Reinerträgniss den garantirten Betrag nicht erreiehea 
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sollte, das Fehlende, jedoeh nur bift inr obigen MaximaUnrane, von der 
SUatsverwaltnng in ergänzen sein wird. 

Mit ilem Gesetze vom 2». Mürz 161 b ^Vgl. unten sub 7f wurde dieser Artikel 
ddiin abgeändert, dM8 die ttutliehe Oftrantie anf die ganse OoneeMiontdauer von 
90 Jdiren sugedehert werden kaniu 

Die auf (Tnind der nacliziiwoiseiiden wirklicluMi Hjiuausl.ififcn, inclusiv«' 
der GeUlbescluirtnnjrskosten und der Inlercalarzinsen, festzusetzende Garantie 
des Reinerträgnisse« sammt Tilgungaquote von dem aufgewendeten Bau- 
capitale hat mit dem Tage der Eröffnung der ganzen garantirten Eisenbahn 
ZB beginnen. 

Artikel 3. 

Hei Ertheiluiig der Conoe^tsion fttr die im Artikel 1 genannte Eisen- 
bahn kann den Concessionären die Verpttichtunir auferlegt werden, die vor- 
liandenen Bauten und Materialien der Ebeusee-lHchl-Steger Hahn, insoweit 
beide dir die neue Bahn verwendbar erseheinen. unter von der Regierung 
zu genehmigenden Modalitäten von der lOben.see-lsclil-Steger Eisenbaliu- 
pesell-ichaft, bezieliungaweise deren Gläubigern, zu erwerben. 

Artikel 4. 

In Auäführuug der Artikel 2 und 3 sind folgeude Bestimmungen zu 
trefl'en : 

1. \ron dem garantirten jälirlichen IJ<'inerträgnisHe ist derjenige 
Beirag zur ( 'apitalstilgung /u verwenden, welcher diireh die Staatsverwal- 
tung nach einem von ihr zu giMieiimigenden Amortisationsplane, demzufolge 
<las omitirte Capit.il während der Dauer der Conoession zu tilgeu ist, 
bestimmt werden wird. 

2. Der von der Staatsverwaltung aus Anlass der illjernonunenen Garantie 
allenfalls zu zahlende Zuschuss ist über vorausgegangene Prüfung der vor- 
zul< ;:enden doeumentirten .lahrcsrechuuug drei Monate nach deren Ueber- 
reichung flüssig zu machon. 

Das Aerar wird jedoch auch früher zur Einlösung der verfallenen 
Actien- und Obligations- Coupons nach Massgabe des auf Grund des Ertrags- 
Priliminars richtig gestellten Erfordernisses, Theilzahlungen unter Vorbehalt 
der auf Grundlage der Jahresreohnung zu pflegenden .\breohnung leisten. 
veaB die Concessionäre sechs Wochen vor der Verfallszeit das bezügliche 
ABmcben gestellt haben. 

Wenn nach endgiltiger Feststellung der Jahresrechnuog, welehe späte- 
stens binnen drei Monaten nach Ablaut des Betriebsjahres vorzulegen sein 
wird, sich herausstellen sollte, dasa die Vorschüsse zu hoch bemessen worden 
sind, so haben die Concessionäre den erhalteneu Mehrbetrag mit Zurechnung 
TOR sechs Peroent Zinsen sofort zn refundiren. Der Anspruch auf Leistung 

Digitized by Google 



410 



K. k. priv. Kronprinz 



eiues ZusoIiurrob von Seite des Staate» muHS »her längstens innerbalb eines 
Jahres, naeh Abl.uit den betreffenden Betriebsjabres , erhoben werden, 
widrifr<*n falls derselbe erloschen ist. 

3. Der Betrag, welchen die Staats Verwaltung in Fol;;;:e der übernomine' 
nen Garantie zahlt, ist lediglich aU ein mit vier Peroent jährlich verzinelioher 
Vorechuss zu behandeln. 

So lauge die gänzliche Tilgung des geleisteten Vorschusses sammt Zinsen 
nicht erfolgt ist, kdmmt in jedem Jahre, in welchem der Reinertrag der 
Bahnstrecke die garantirte JahresBumme ttbersehreitet, die Hilft« des dies- 
fälligen Überschusses an die Stiuttsrerwaltung znr Rllokzahlnng abanfftbren» 
Von der erübrigenden anderen Hälfte ist ein von der Staatsverwaltung 
(«tatntenmäsAig sa bestimmender Tbeil in den Reservefond zu hinterlegen. 

Vgl. Artikel III des Qe^etzes Totn :!8. Mlirs 1875 weiter unten sttb 7. 

Die Berieliti^ung der ialligen Zinsen hat der Uefnndirnng der Vorschüsse 
voranzugehen. Forderungen des Staates an solchen Vorschüssen oder Zinsen, 
welche bis zur Zeit des Erlöschens der Concession oder der Einlösung der 
Bahn noch nicht bezahlt wurden, sind ans dem noch zu erübrigenden Ver- 
mögen der L'ntemehmung an beriohtigen. 

Artikel 6. 

Für die im Artikel 1 an^eliilirte Fisenitahn wird dir I'x lreiiing von der 
Einkommen-Steuer und der Eiitrichtiint: der ( 'niiiions-Stempol^chUhrt'n. sowie 
von jed< r neuen Steuer, welche etwa dur« l! künftige Gesetze eint;enihrf wird, 
während der liau/eit und dureh nenn .l.thre vom Tage der Iktriebseruffuuug 
der zu rrltaucnden li.thn an gerechnet, zuircstandf^ii. 

Es wird loriK r ^'( stattet, dass die erste Au^^iralM- der Actien und Priori- 
tiits-Obligationen, mit Einschluss der Interims^scheiiie. Stempel- und ^elifihren 
frei .stattfinde. I )es;:leielien wird die Befreiuiifr von der bei den Grundein- 
lösungen aiitlanfendeii Ft bertragiin^rsfrebühr zugestanden. 

Zur Entrichtung der Stempel und Gebühren Air alle Verträge. Eingaben 
and sonsti«;en Urkunden zum Zwecke <ler (Japitalabeschaftung, sowie des 
Baues und der Instruirung der Bahn, wird eine Frist bis zur Eröffnung des 
Betriebes der einschlägigen Bahnstrecke bewillif^t. 

Die allfdlligea Kosten der Notimng <ler Effecten auf in* und auslSndi- 
sehen Börsen, sowie nach Ablauf der steuerfreien Jahre von der Unter- 
nehmung zu leistenden Steuern, dürfen in die Betriebsreohnung als Ans- 
gabspost eingestellt werden; bezüglich der Conpons-SteropelgebUbren ist 
dies nicht zuläsHig. 

Für die Staatszuschttsse ist von der Untemehmang keine fiinkommes- 
Steuer zu entrichten. 
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Artikel 6. 

Der Bau der im Artikel 1 angcflilirtt^n Eisenbahn und deren Flügel- 
bahnen miies binnen iän^8ten<« drei nnd einem halben Jahre, vom Tage der 
Conc«'.S8ionsertheiluii{r an frerechnet, ausgeführt und die fertige iialin bis zu 
diesem Z»'itpuncto dem öfTentlicljon Vorkehre iibergoben werden. 

Für die F.rliilliiiiL; dieser Verpflichtung halten (iie (JoncesHioniire der 
Staatsvcrwaltiing in <ler von ihr zu bestimmenden Art und Weise eut- 
!*precl»ende v^ieherstelluii.: zu leisten. 

Im Falle -ler Nieliterftiilung der obigen Verptiielituug icauu die Cautioa 
als verfallt II erkliirt ■wcnlen. 

Die au8 diesem Anlusst; hervorgehenden Acte uuii Urkunden gouiesseu 
die (iebiihren- und Stempelfreiheit. 

Artikel 7. 

Die Moilulitäleu der (ieldbesoliaft'ung, inshesttmlLMf >\'u' Hohe des 
Eramissioiiseonrses. el)eiiso wie »lie Modalitäten der Biuivergehung, welch' 
letztere, sowif die V^cri^eliunij: allt r Lieferuii;^« n, im Offertwege zu erfolgeu 
hat, sind der Genehmigung der licLiieruii:,'' zu unterziehen. 

Alle Brücken, »lanii alle anileren namhaften Bau-Objecte und ivuust- 
bauten, sind aus Eiaeu und äteiu her^iiHtellen. 

Artikel 8. 

l'ie Dauer der ( '«tueession wird auf neunzig Jaiire, vom Ta^re der 
ErütTnung deä Betriebe», auf der ganzen im Artikel 1 augelührteu Eisenbahn 
festgesetzt. 

Bei Feststellung der sonstigen Concessionslteilingungeu ist auf die Au- 
ordiiungea det» Gesetzes vom 1. Juni 18 68 iB. G. Bl. Nr. 56. in Betreff 
der Bedingungen und Zugestandnisse tiir die ünternciinuuig des uuter 
dem Namen „ Oesterreich ische Nordwestbahn** concessionirten Locomotiv- 
BisenbaUnuetzes thunlichst Rücksicht zu nehmea, was Jedoch die Pcrsoueu- 
tarife anlangt, so hüben die conceasionsinisfligen Tarife der SUdbaliu 
Anwendung zu finden. 

Artikel 9. 

Der liandelsminister uml der Finauzminiater sind mit dem Vollzüge des 
gegenwärtigen Ueaet/es beauftragt. 

Budapest, am 6. Mai 1874. 

(L. S.) Franz Joseph m. p. 

iieraperg m. p. BanliAUS m. p. Pretis m. p. 
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6. Protokoll^ aafiBpenoiiimen im k. k. HandelsminUteriuni 

am 27. Mai 

behufs FestelcUmig der Bcd'mgangeii fttr die eventueUe ConeeasitDinng der projecUrtei Sals^ 
UnncrgvUBahii ao die k. k. pr. KronpriBi Rttdolph«Bihii«Ge8eHsohaft. 

Gegenwärtig: I>ie (J c I e rti gte ii. 

Der Vertreter der k. k. priv. Kronprinz Rudolph-Babn-GeselUcliaft er- 
klärt über Anfrage der Re^erungsvertreter im Namen der von ibm vertre- 
tenen Gesellschaft, dass dieeelbe bereit sei, die Goncession fttr die pro- 
jectirte Eisenbahn von Steinach über Anssee, Steg, Ischl, Ebensee, Attnang. 
Ried nach Andiesenhofen. eventuell naeh SchSrding, im 8inne des Gesetses 
vom 6. Mai 1874, (R. G. fil. Nr. 78), und soweit im vorliegenden Protokolle 
keine AbKndemngen vereinbart werden , — nnter den Bedingnngen des mit 
den frttlieren Conces^lonswerbem fOr die Salzkammergut-Bahn anligenom- 
menen ProtokoUes vom 29. Jllnner 1874 zu erwerben, und beziehungsweise 
die Durchführung des Bahnbaues eu übernehmen und die fertige Bahn in 
Betrieb zu setzen. 

Hiebei wird von der concessionswerbenden Gesellschaft die Voraus- 
setzung festgehalten , das« im Wege eines unter Vermittlung der h. Regie- 
rung absuschliessenden Vertrages mit der k. k. pr Kaiserin Elisabeth-Bahn- 
Gesellschaft und beziehungsweise mit der bayerischen Ostbahngesellschaft, der 
priv. Kronprinz Rudolph-Bahn die Mitbenutzung der Theilstrecken Steinaeh- 
Selztbal und Schärding-Passau zum Zwecke einer direoten Verbindung der 
alten Linien der Kronprinz Rudolph-Bahn mit den Stationen der projeotirten 
Salzkammergutbahn, beziehungsweise mit der bayerischen Ostbahn in Passau 
und umgekehrt in der Art ermöglicht werde, dass ohne üebergabe der Güter 
nnd Wagen an die Kaiserin Blisabeth Bahn und lediglich gegen eine zu ver- 
einbarende Vergütung für die Mitbenutzung der erwähnten Bahnstrecken ein 
ilirretrr Verkehr zwischen den alten und ncm ii Linien der Kronprinz Rudolph- 
Balm und hezielunigsweise zwischen diesen und der bayerischen Ostbahn- 
.^tation Passau hergestellt werde. 

Vgl. die Anmerkung zu Alinea 4 des ProtokoUes vom 29. Jänner 1874 sub 4. 

Von Seite der Regicrungsvertreter wird die Vermittlung der Regierung 
zur Erzielung einer gütliehen Vereinbarung mit der Verwaltung der Kaiserin 

Elisabeth-Bahn in der bezeichneten Richtung in Aussicht genommen, zugleich 
aber an den Vertreter der priv. Kronprinz Rudolph- Bahn die Aufforderung ge- 
richtet, ««»fort im Einvernehmen mit der k. k. (icneral-Inspeotion der österr. 
Eisenbahnen (Abtli. U die iiöthigon Vorstudien über die Grundlagen der 
abzusrlili.'ssonden Verträge vorzuiielniion, und über tlas Brgebniss derselben, 
unter Bcilügung der geeigneten Anträge. Bericht zu erstatten. 
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Bezüglich der BaiiausHihrang und der Auarttstong der projecHrten 
fialin bleiben die dieBsfälligcu Vereinbaruiigen der mit den frObereo Coii- 
eesfliooären anfgonommenen Protokolle massgebend; die Entseheidniig Uber 
lonstige Details der BaUnantage, Uber die LXnge der Nebengeleise, die An- 
lahl QBd GrOssc der Stationen ete. bleiben selbstrerständlieh der £ntsehei- 
dnng des Handelsministeriiims auf Omnd den Ergebnisses der vorsu- 
sebmenden Localerhebnngen Torbehalten. 

Ebenso werden die vorliegenden, aof die Traoefttbrnng der projectirten 
Bahn bestfglieben Petitionen der Gemeinden Obernberg, Uanning und Um- 
gebung, sowie der Stadt Gmnnden bei der teehnisehen Prüfung des Detail- 
proXeetea znr Entseheidnng gelangen. 

üeber die Frage, ob der nördliobe Ansehlnss an die projectirte 
Linie Altlieim-Sehaerding und besiehungsweise der zu wählende Ansehluss- 
punkt bereits festgestellt sei, erklärt der Vertreter der Kronprinz Rudolpb- 
Bahn, dass die Gesellsokalt zwar im Begriffe stehe, diese Frage im Wege 
des gtttliehen Einyeraehmens mit den Concessionären der Altheim -Sehaer- 
diager-Bahn, beziehungsweise mit Herrn Baron Schwarz zur Austragung zu 
bringen, dass dieselbe jedooh dermalen nieht in der Lage sei, eine bestimmte 
Erklärung Uber die gedaehte Ansehlussfrage abzugeben. 

Laut KondmaohtLug des Handelaministerium« vom 4. D6cemb«r 1874, R. O. Bl. 
Nr. 143, iat die Ckuoession fBr die Loeomotiv-EiMnbahn von Altheim nach Sehärding 
all erioseben erklärt worden. 

Da jedoch dieendgiUige Feststellung eines entspreehenden Ansehlusses 
an tte nördlichen Fortsetzungsbahnen keinem Zweifel unterliegen kann, so 
Stent der Vertreter der priy. Kronprinz Rudolph -Bahn die Bitte, dass die 
Ertfaeilung der A. h. Ooncession fttr die projectirte Salzkammergutbahn mit 
Räeksieht auf die Dringliolikeit des Bahnbaues nicht erst von der jedenfalls 
noch längere Zeit in Anspruch nehmenden Regelung der nördlichen Anschluss- 
inge abhängig gemacht werde. Zur Durchführung des Baues der projectirten 
Bahn, welche nebst Flfigelbahnen binnen ISngstens drei und einem halben 
Jahre, vom Tage der Concessionsertheiluiig an gerechnet, dem öffentlichen 
Verkehre Übergeben werden muss, werden von der priv. Kronprinz Rudolph - 
Bahn-Gesellschalt die durch das Gesetz vom 6. Mai 1874, (11. G. Bl. Nr. 73 > 
zugestandenen finanziell»Mi iiegUnsti^,niii{,'eii erbpt«Mi. 

Fttr die Salzkammergutbahn ist eine besondere iJt triebsre(dinun;4 zu 
föhren. in welche die :nis den Botriel)sverträfiren bezU^'lich dt'r Ans(;hluss- 
linien Sleinach-Seizthal und Scliärdin;; - Passau sich ergebenden üinnuhuje» 
und Ausgraben einjxestellt werden dürten. 

Für dir VciTfchnunj; der beiden Gruppen der priv. Kronprinz Uudolph- 
Bahn gemfiiKainm Ansfrabcn sollen lol^^ende Bestimninn^ren gelten: 

1. Die AuHla^reu der (Jentral Verwaltung werden pro rata der Länge der 
einzelnen Linien ; 
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2. (lit> notiniiio: Ava PtnisioiiK . Provinions- und InterstittEungsfondeit 
iiac.li (lein Vi rhäUniftse der auf deu einzelnen Bahngruppen aasgezahlten 
Gehalte und Löhnungen; 

3. die ZngfbrderungskoKton der von der einen Gruppe anf die andere 
übergehenden Zfige im YerhältnisRe der zurückgelegten Aehskilometer 
vertheilt. 

4. FUr die Benützung der Wagen der einen Gruppe anf den lanien der 
anderen wird jene Gebühr in Reohnnng gestellt, welche jeweilig nach den 
bestehenden Vertrilgen für Wagen inländischer Bahnen zn entrichten ist 

Wenn diese Gebühr nicht für alle österrreichischen Wagen gleich seb 
sollte, »0 ist die in den Vertrügen der priv. Kronprinz Rudolph -Bahn, mit 
österreichischen Bahnen vereinbarte niedrigste Gebühr in Anwendung zu 
bringen. 

5. Für die Benützung der Locomottren der einen Gruppe anf den Linien 
der anderen ist jene Gebühr in Rechnung zn stellen , welche sich im Vor- 
jahre ans den Rechnungen des bereits im Betriebe befindlichen Netzes pro 
Zngskilometer für Materialverbrauch , Löhne nnd Erhaltung der Maschinesr 
zuzüglich der Amortisation derselben ergibt. 

6. Die Betriebs- und Erhaltnngsauslagen für den Bahnhof Selzthsl 
werden im Verhältnisse zur Zahl der in diesem Bahnhofe nach den beste- 
henden Richtungen verkehrenden Züge vertheilt, wobei die durchgehenden 
Züge nur Einmal gerechnet werden sollen. 

Bezüglich des Fahr- und Frachttarifes sollen folgende Bestimmungen 
gelten. 

Maxiiualtuiii per österreichische Meile, und /war bei Keiseuden die 



l^erson : 

für die 1. CUase 36 kr., 

fl «II. . 27 kr.. 

„ lU. n 1« kr.. 

^ , IV. , (^iu Steliwafren) 12 kr.. 



Bei Schnellzügen dürfen diese Tarife um 20 l*rooont erhöht werden, 
unter der Bedingunjr. dass die bei diesen Schnellzügen zu beobachtende 
Fahrgesdiwindigkeit niclit geringer sei, als die dnrcbschnittliche Fahr- 
geschwindigkeit bei den Schnellzügen der übrigen österreichischen Bahnen. 

liazimaltarif bezüglich der Waaren bei gewöhnlicher Gesehmindigkeit 



per Zolleentncr und Meile: 

L Classe 3 kr. 

II. „ 2-96 . 

III. « 3-50 . 



AnRnalinis\vpi->e haben für f'dfrende (T<';;en8täude bei vollen Wagen- 
ladungen nachriteheude Frachtsätze zu gelten: 
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1. Für Getreide, Uttlsenfrttchte, Mahlprodacte , 8«lz und gefrisohtes 
£i«en 1*6 kr. 

8. Ffir Holz aller Art (nicht Uber eine WagenlXnge), Kartoffel, Eisen- 
ond Stahlbrnch, EiBenflossen nnd Bessemer RohgnsA fttr die ersten 10 



Für MineralkoliN^ . CoakH, «^oprossten Torf, Erze. Dnnprmittol, Knlk- 
nnd Hausteine, tür die ersten lU Meilen 1 kr. lür weitere Entfernungen 



AU ExpeditiousgebUhr werden für alle Güter 2 kr. per Zolloentner ein- 
gehoben, worin die Auf- und Abladegebühr, sowie die allgemeine Asseouranz 
einbezogen iat. 

Wenn das Auf- oder Abladen von der Tartei besorgt wird, so ist die 
ExpeditionsgebUlir nur mit 1*5 kr. per Zolloentner einzuheben. 

Bei Feststellung der Tarife dürfen Strecken mit einer Steigung von 
1:60 und darüber mit der ly^faclien Lüiige berechnet werden. 

Die zu erhebenden Fahr- und Frachtpreise dürfen in inlXndifoher Silber- 
münze bemessen werden, jedoch so, dass die mit BerUoksiohtigung des Gonrs- 
werthes entfallende Gebühr in der Landeswährung angenommen werden rouss. 

Rücksichtlich der Frachtpreise der übrigen Gegenstünde, der Festset- 
zDng der Nebengebtthren , der Classification der Wanren nnd der sonstigen 
Verkehrsbestimmnngen ist sich derart zu benehmen, dass die diessfüUigen 
Preise nnd Bestimmungen in keinem Falle höher und lästiger sein dürfen, 
als auf den sonstigen Linien der priv. Kronprinz Rudolph-Bahn. 

Die priy. Kronprinz Rudolph-Bahn hat sich ferner bei der anlässlich der 
obligatorischen Einfiihrnng des metrischen Mass- und Gewichtssystems 
sSthigen Umrechnung der obigen Fahr- und Frachtpreise, sowie der Neben- 
gebOliren den diessfülllgen Abrundungsbestimmungen des Handelsministe- 
liuma zu unterwerfen, wobei jedoch auf die Interessen der priv. Kronprinz 
Rudolph-Bahn Bedacht genommen werden soll. 

Die RegiemngsTertreter erklären schliesslich, dass Seine Ezcellenz der 
Herr Handelsminister gerne bereit sei , zur gesetzliehen Feststellung eines 
einheitlichen, das ganze Netz der Kronprinz Rudolph-Bahn umfassenden 
Tarifeft die Hand zu bieten, in welcher Beziebnn^r eben die bevorstehende 
Kiiifülirun^' des raetriscben Masses und Gewichtes als der geeignetste Zeit- 
punkt erscheinen dürfte. 

Der Vertreter (l«'r Kronprinz liu(l(tl])li Balm nccoptirt nach einer iänf^ereii 
I)iscu8Ri(»n obijjje Tarifsätze nnd liestinimiiii^^^cn , obwohl er im liit<'i«'r*se der 
Kentjibilität des Unteniehniens höhere Tarite u. /.. in erster Reihe die von 
«len tViilif^ren CoiieesHionswerbern der Salzkamniergutbahn erbetenen Tarife 
ZQ erlanj^en gewünscht hätte. 



Meilen 

flir weitere Entfernungen 




0-9 kr. 
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Iii lit'tr«*fV der Verptiit'htungen der Kronprinz fludolpli-iialni L^t'^reiiüber 
iler k. k. Post und Teleprafenaiistalt. sowie der Krii'ijuverwaltiin}?- i»«- 
hCKonderc auoli in Bctrcfi der Beturderung von k. k. Militärs, Landwehr und 
<ler der>!pn>en ^lejoii<jrestellteii Personen, in Betreff der Bereitlialtun«; von 
AusrUstunjr8g"<';ren8tjinden für Militiirtraiisport. dann des Abschlusses von 
^'ert^ägen wej^cn ^re^enseitifi^er Brniitznng der Fahrb('triel>smittol etc. sollen 
Itezii^'lich der Salzkammerfrutbiihn alle jene BestiiTi!nunj:en concessions- 
loässi^e (icltun^ haben, welche auch von anderen inländischen Eisenbalin- 
ircsellschalten . und namentlich von der Gesellschaft der Kaiserin Elisabeth 
i^ahn bezüglich der ihr concessionirten Salzburg- Tirulisciioa Gelurgsbalin 
angenoninicii worden sind. 

1)1 Be/ifhunir .'lul die (Jeldbesciiatfunj? erklärt der Vertreter der priv. 
Kronprinz liudolph-JJalin. dass die >ofnrti{reBen:ebun^'^ der iresainmten. tiir die 
Salzkaminer^Mit-Bahn zu emitirenden Effecten in Icster lUM-hnunp unter den 
derniali^ren Verhältnissen des Geldmarktes nicht nio^rlich sei. und dass die 
(ieselLsehaft im Interesse einer möglichst billif?eii Geldbesehaffun;,' mit der 
Begebung der Effecten in kleineren Partien vorzudrehen beabsiehtifre . wie 
iUes in der letzten Zeit wiederholt mit günstigem Erfolge durcligefUhrt 
worden sei. 

l^or Vertreter der Kronprinz Rud<dph-Bahii erklärt sich schliesslich Uber 
Aaflbrdemng der Uegierunguvertreter bereit. fUr die Durchführung des Unter- 
iielnnens innerhalb der eoneeR«tionsmässigen Grensen und insbesondere fllr 
die Einhaltung' des Bauvollcndnngstennines eine angemessene Caation M 
leisten, bittet jedoeh, dass dieselbe mit keinem höheren Betrage als mit 
100.000 fl. bemessen werde. 

Hiermit wurde da.s Protokoll geschlossen und gefertigt. 

Von Seite des k. k. Handels- Fttr die k. k. pr. Kronprinz 



Carl K. T. PoHswald m. p. 

k. k. Miuisterialrath. 

1. Piselef m. p. 

k. k. Hofrtth. 



ministerinms: 



Rndolph-Bahn : 
Aicklagert m. p. 
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7. €k«ete yom S8. Mftn 1875, R. 6. Bl. Nr. 59 und G. Bl. Nr. 49^ 

betreffend die Abänderung und Ergänzung des GeseUcs vom ü. Mai 1^74 (K. G. Bl. Nr. 73) 
vcgeo HeriteUiing dir projectirten Ltoonotiv-EiseBbthii von Steinaoh m der ms Ober-Steier« 
Birk lieh Sttobiig nnil Tirol führenden Eisenbahn Aber Aussie, Steg, Isohl, EbeBsee, AUung 

Ried BMh Andicseihoftn, evenliieU Sehirding, 

Mit Znstimmiing beider Hftnser des Reiehsratlies finde loh anzuordnen, 
wie folgt : 

Artikel I. 

Her Artikel II des Gesetzes vom 6. Mai 1874 (R. G. Bl. Nr. 73) wird 
daliin abgeändert^ dass die dort normirte staatliche Garantie nicht blos fUr 
zwanzig Jahre, Bondern für die ganze Concessionsdauer von 90 Jahren zu- 
gesichert werden kann. 

Tgl. d&s eitirte Gesetz vom 6. Mni 1874. oben sub 5. 

Artikeln. 

Falls die Ooncession filr die im Artikel I des Gesetzes vom 6. Mai 1874 
(R. G. Bl. Nr. 73) genannte Eisenbahn an die Aetiengesellschaft der privile- 
girten Kronprinz Rudolph-Bahn ertheilt werden sollte, ist fllr die neuoon- 
«essionirte Bahn und die Übrigen Linien der Gesellsehaft nur eine gemeinsame 
Betriebsreehnnng zu lOhren, und ist dafür Sorge zu tragen, dass der unmittel- 
bare [Tebergang der ZUge von der Kronprinz Rudolph-Bahn auf die neu zu 
eoneessionirende Bahn ermöglieht werde. 

Artikel III. 

hei Kintritt fies im Artikel II vorp^eseheuen Kalles wird die im Artikel 
IV. l'unki 3. Absatz 2, des Gesetzes vom 0. Mai 1^74 (i:. Hl. Nr. 73; 
entbaltcuc Bestimmung wegen Rückzahlung der Vur^chttsse dahin abgeändert, 
das.*! der ganze üeberscliuj^s des Roincrtrages über die garautirte Jahre^summe 
zar Tilgung des geleiste.^tell Vorsohusses sammt Zinsen an die Staatsver- 
▼Altiing abzuführen ist. Es wird femer gestattet, dass die gemäss dem ersten 
Absätze des Artikels V des Gesetzes vom 6. Mai 1874 (U. G. Bl. Nr. 73> 
gpwiihrte Befreiung von der Einkommensteuer in der Weise nus<:^efülirt 
werden kann, dass die Entrichtung der Einkommensteuer für die Kronprinz 
Rudolph-Bahn nach Maasgabe des Verhältnisses der Meilenlänge der be- 
stehenden Linien zu der neuen Strecke stattfindet. 

Artikel IV. 

Der Handelsminister und der Finanzminister sind mit dem Vollzuge 
dieses Gesetzes beaultragt, welches mit dem Tage seiner Kundmachung in 
Wirk-amkeil tritt. 

Wien, am 28. März 

Frans Joseph m. p. 
Aieraperg m. p. fretls m p. lanhaas m. p. 
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S.Protokolly avfgenonimon im k. k. HaiidelsniinisterinM 

am la. April 1876^ 

Uehufs Vereinbarung der Bi'dingun^i'n für die Conc< ssionining der projectirlen Saltkannergut» 
Bahn an die k. i». priv. Kronprinz Rudolph-Bahn-dt sfllsrhall auf (irund di's Gcscly.es vom 28, 
März I^i75, betreffend die Abänderung und I rtiäiiziinL'^ des (ieselzes vom (1. Mai |>>T^. I!. Ii. Bl. 
Nr. iH, wegen Herslellung der projettirten l.iu i iiKitiv-Kisenbahn von .Sidiiach über Aussm 
Sieg, Ischl, Kbensee, Attnang, Ried nach Andiesenhofen, evenluell Srhärding. 

Oegeiiwftrtig: Die (ieiertigton. 

Gegenfttand der V«r handlang' 

int dir F( stsotyiiiii;' dor im Falle drr Com rssioiiiriiiip: do!- pidjortiiton SmI/- 
kaimiKTfrnt Halm an die 1<. k. priv. Kronprinz riudolph liahn-Gt'sclls« hafi auf 
(Inind des ( if s( tzes vom 28. März 1^76 «MMordorliclicn oder wihiscliens- 
Aveillien Al»jiiiderungen und Krciiiizuniren der pr<>t(»k()llari8eiien Veroin- 
ljarunj:en vom 27. Mai und Ix /iehungswci^» vom 29. .lauuer 1874. so wie 
der auf (Jrund dieser Voreinbarunfren und des Gesetzes vom fi. Mai 1H74 
(I{. G. Iii. Nr. 73; fornuüirteu Corjces»ion8bestiminuugen lür die Salz- 
kainmer^'ut Halm. 

Mit Hezifliun};; auf di(; Kiniraix'ii der k. k. priv. Kronprinz Kudolph-liah» 
vom 2(;. März und vom 10. April 1875, VL. 2585 und 3812 (H. M. ZZ. 337 
und 583 H. M.), mit welchen die genannte ICiaenbahn-GegcHschaft sich zur 
Uebernalime der Allerhöchsten Conceasion zum Baue und Betriebe der pro- 
jeotirten Salzkammergut- Bahn und zur Durcliführung der erforderlichen Geld- 
bcRcbafi'ung auf Grund einer staatlicljen Erträgnissgarantie llir die «ranze 
( 'oncesRionsdaucr bereit erklärt und den Vi cepräsi deuten des geaellsehnft- 
lichen Verwaltungsrathes, Herrn Geor;.' Hitter von Aichinger, zur Durch- 
führung der bezüglichen Conccssiousverhandiungen formell bevollmächtigt 
hat, werden zunächst die Bestimmungen des Protokolles vom 27. Mai 1874 
mit BerUckaichtignng der Bestimmungen des Gesetzes vom 28. März 1876 
lind der iniwlschen inelirfach geänderten factisoben Verbältnisse einer 
£r5rtening unterzogen und sobin naohstebende Hodifieationen und BrglSn- 
zungen der protooollarisehen Bestimmnngcn vom 27. Mai bczielinngsweise 
vom 29. Jänner 1874 vereinbart. 

Modification des Coneessions-Objeotes mit littcksioht auf 

den nördlichen Endpunkt. 

Mit Rü<"kHicht aut «len Umstand, dass die Cnncession llir die pro- 
jcctirte Bahn von Altlieim und Schärdintr. an wclelie die Salzkanimergut- 
Bahn eventuell ihren niudliclien Auschliisf« Huden snllte. inzwi>(hen aU 
erloschen erklärt wurde, erleidet das Coneessions-Ohjeet insoterue eine 
Acndcrung. als nunmehr die Eventualität einer Einmündung der Sal/.kammer- 
gut-Babn in die projectirte Altbeim-Scbärdinger Baim uäcbi»t Andie^euhofeD 
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•ntföllt und Scliärdin«: dcfirnfiv als ilcr nördlidic Eiulpuiict der Salzkainmor- 
gat-Bahn behulB EinraUndung derselben in die WeU-Passauer-Linie der k. k. 
priv. Kaiserin F^ÜHabeth-Bahn , beziehungsweise in die Ix slehende oder 
eTentaell erst kUnftig herxustellende bayerisch« ADschlussbahn zu be- 
leiehnen ist. 

Baatermin, Besehlennigung der Baiiy ergebung nnd der 

Baninangriffnahme. 

Die frliberen Vereiiibarungen bozlijrlirli der Bautermino bb'iben auf- 
recht, die Regiemngsvertreter richten jedoch mit Beziehung auf den in dieser 
Angelegenheit an den Verwaltungsrath der Kronprinz Rudolph-Bahn er 
gangeneik Brlass des k. k. flandeis-Ministeriums vom 26. März 1875, Z. 837 
H. H., nenerlieh die dringende Auiforderaiig an die Heri*eu Vertreter der 
Kronprinz Rudolph-Bahn, sofort alle Einleitungen zu treffen nnd insbesondere 
die Ausarbeitung der Projecte, Kostenvoransehlftge und sonstigen der 
Genehmigung der Regierung unterliegenden technischen Vorlagen derart zu 
beschleunigen, dass sofort mit der Vergebung der Bauarbeiten und Liefe- 
rungen im Wege der Offertverhandlnng Torgegangen und liiedurch die 
anTereOgliche Innngriffiaahme des allseitig als dringlich erkannten Bahnbaues 
ermdgliobt werde. 

Ausarbeitung und Vorlage des ProjectRS. 

Die Herren Vertreter der Kronprins Rudolph« Bahn erklären hierauf, dass 
das Detaitprojeet für die ganze Linie mit Ausnahme der Theilstrecke 
Attnang-EbenBee, bezilglieh welcher die erforderlichen Tracestudien durch 
die Traeimngaabtheilung der k. k. General-Inspection der dsterreichischen 
BiscDbahnen in Angriff genommen wurden, bereits fertig vorliege und nur 
deashalb dem Handels-Ministerium noch nicht zar Prüfung und Einleitung 
der ▼orgeschriebenen eommissionellen Erhebungen Überreicht worden seien, 
weil die für den Amtsgebrauch des Handelsministeriums nnd der Oesellsohaft 
besiehungMweise fUr die Absteoknng der Trace und die Einleitung der 
Offertrerhandlung nothwendigen Copicn noch nicht angefertigt werden 
konnten. 

Tebcr Andringen der Kegiennifr^vertreter wird Jedoch von den Herrn 
Vertretern der Kroiijirinz Rudolpli liulm /ugefiiciiei t. die sofortige Ausarbeitung 
der für den Amtagebraiieh des HandelsniinisferiuinH bestimmten I'iojeetcopien 
und dit' N'nrlage derselben derart zu besclilcunigen, dnss die Einleitung »1er 
Vorgeschriebenen Loealeommissionen und sonstigen Amtshandlungen einer- 
seits, die Vergebung eh r Bauarbeiten und Lieferungen andererseits ohne 
weiteren Antscliub vorgeuommen werden könne. 
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liefandiran^ dor Kosten für die auf StaatAkosten in Augriff 
genommenen Traoestudien in der Streoke Attnang-Ebensee- 

Die Herren Vertreter der Kronprinz Rudolpli-Bahn Übernehmen femer 
die Verpflichtung, die durch Organe der Traeimngs-Abthcilung der k. k. 
Geueral-Inspeotion der dsterreiohiachen Eisenbahnen in Angriff genommenen 
Operate bezQglioh der TheiUtreeke Attnang-Ebensee sofort gegen Ersatx 
der hiefttranfgelaufenen Kosten in dem vom Handelsministerium zu besiffem' 
den Betrage zu Übernehmen und die Ausarbeitung doH bezüglichen Projeete« 
in eigener Regie mit möglichster Beschleunigung durchzuftlhren, zu welchem 
Ende der Eisenbahngesellsehaft erforderlichenfalls die üeberlassuug be- 
ziehungsweise Zuweisung technischer HilfskrUfte der Bauabtheilung der 
k. k. General-Inspection der österreioliiselien Eisenbahnen gegen Vergütung 
der Kosten in AuRsicht gestellt wird. 

Bauausfii lirung. Modi iicnti <<iM>n di>r tociiuisciien Hedinguisse 

vo in 29. J iin iier 1874. 

Bezüglich dor Projectsverfassung, der Uauausflihrung, der Htaatliclieii 
Bauauffliolit und in allen übrigen auf den Bau und die Ausrüstung der Bahn 
bezüglichen Fragen sollen die Bestimmungen defl ProtocoUes vom 29. Jftnner 
1874 und des demselben beigehefteten technischen Bedingnisshefles, sowie 
die ergänzenden Bestimmungen des ProtocoUes vom 27. Hai 1874 aafreoht 
erhalten bleiben , und werden von den Herren Vertretern der Kronprinz 
Rudolph-Bahn lediglieh nachstehende Modificationen der erwühnten tech- 
nischen Bedinpnisse in Anregung gebracht. 

In erster Linie wird Ton den Herren Vertretern der Kronprinz Rudolph- 
Bahn mit Rücksicht auf die hierans resultirende erhebliche Kostenersparnis' 
die Beibehaltung des bisherigen Sehienenprofiles der Kronprinz Rndolph- 
Bahn statt des im §. 9 der allgemeinen Bedlngnisse für die Salzkamroer 
gnt-Bahn normirton Schienenprofils erbeten, worauf die technischen Ver- 
treter des Handelsministeriums die Erklürnng abgeben, dass unter der Vor- 
aussetzung, dass die im Artikel 9 der mehrerwShnten allgemeinen Bedingnisse 
enthaltene Bestimmung hinsichtlich der TragOlhigkelt der Schienen einge- 
halten und die Nachweisnngen hierfür durch Vorlage der Zeiehnnngen and 
Berechnungen geliefert werden, eine Herabmludening der in den technischen 
Bedingnissen angegebenen Bchienenhühe keinem Anatande nnterliegen 
werde. 

Eine weitere Bitte der Herren Vertreter der Kronprinz Rudolph Bahn 
prellt dahin, da^a die in den technischen BedingniHBen IHr die Salzkamrner- 
uiit Ikihn festgeKctzteii Aiifordnuiifreii beziifrlich der hiinensionen der 
I lauptwcrkstätte mit RUck^iclil auf den Umstand dass nunmehr aui'h dir 
Werkstätten der alten Linie tur den Bedarl der S.il/.kaiumergut-Baiin beran- 
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gesogen werden kennen, ant jenes Äusmass herabgeMtst werden dürfen, 
welehes dem bestehenden WerkstättengebKnde der Kronprinz Rudolph- 
Bihn in Laibaeh entsprioht, wogegen die ans diesem Anlasse zu erueleaden 
firspamisse in den Reservefond der Salskammergnt-Bahn hinterlegt werden 
sollen. 

Es wird in dieser Besiehnng der Kronprinz Rndolph-Halin aaheim. 
gestellt, bei Vorlage des l^rojectes fttr die in Rede stehende WerkstXtte und 
die zugehörigen Geleiseanlagen eine Abweiehnug von den diessfllligen Be- 
stimmungen der allgemeinen Bedingnisse, Artikel 16 unter Naeh Weisung 
der LeistnngsfiUiigkeit sämmtlieher Werkstätten des gesammten Netzes der 
Kronprinz Rudolph *Bahn mit Rtteksicht auf den gesammten Fahrpark nXher 
zQ begründen. 

BezU^licii der ferneren Bitte der Herreu Vertreter der Kronprinz 
Budolph-Bahn wegen Erhöhung der nach den technischen Bedingnissen mit 
1:70 anzun«'hmenden MaximalHtei;riing in der Strecke von Hauaruok bis 
Ri< d auf 1:6U wird iler conc«'s>*ii»nswerbend«'n lliitrnii liiiuiug die thunliclistf 
Beriiek-iichfigung nucU Massirabc der b i \ oiia^ic »b'n Projectos für dii« 
gedachte Tiieil»trecke bcizubringeiideu tec-huiäciieii Uidxdfc: zugesiciiert. 

F 1 ü g e I b a h u f II / u in 8 u d werke in Ischl u u i\ z u m 0 f f e n 8 e e. 

Die angeregte Einbeziehung der Ivusten der Uber Verlangen des 
Patinen- und Forstärars herzustellenden FlUgelbabncn zur Saline Ischl und 
zum Offensee in das garantirte Anlageeapital der Salzkammergut-Bahn wird 
mit ROrksieht auf den Wortlaut des Artikels I des Gesetzes vom 6. Mai 
1874, U. 6. Bl. Nr. 73, welches nur die Flttgelbahnen nach Thoroasroith 
imd zur Saline Ebensee erwähnt, als unzulässig erklärt, und die Herstellung 
der gedachten FlQgelbahnen der besonderen Vereinbarung zwischen der 
ßabngesetlsehaft nnd dem Aerar vorbehalten. 

Oceupation ärarisehen Grundes vor AbKchluss der Ein- 

litsungsverhandlnnge n. 

Die Benirwortung der erbetenen Gestaltung der Inangritfnahme der 
liaiiarbeifen anf den für den Bahnbau erforderliehen ärarisehen Grund- 
stücken vor der formellen Austragun«: der Ents( liiidigungsfrage wird von 
der \'orlage der zur Benrtlieilung erforderlichen Behelte beziehungsweise der 
Nachwei^inng der für ilen ISahnbau in Anspruch zu neliniendea ärarisciien 
Grundstücke abhängig gemacht. 

Vergebung der 1'» a u a r be i t c n und i/i e (v r u n ge n. 

iu Betreff der Bauvergebung, welche im Sinne der nielirerwähnten 
Gesetze fretrennt von der Vergebung der Lieferungen und der Grundein. 
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lösnn«; im Oftortwejre zu <'rt<'l;:<'ii Imt. und »icrtu Moduliiiitt ii der < icnelmü- 
irwuy, der Kefiifrunp: unterlief;»'!), wird vereiultart. dass die be/.iiurlirlie Offert 
Verhandlung im Sinne der ^edaelitcMi (lesetze, jedoidi aus okonon»iscli»'ii nnd 
OpportiiiiitätsrUcksicliten nicht durch Verlautbarunfr in den öffentlichen 
Blättern, sondern durch Kchrit'tliche Einladuu;r der reuuinmirtesten i n län 
(Ii» eben Unternehmer. deren Auawalil im £inveruehmeii mit der 
Regierun<; vorzugeben ist. durciizutuhren sei. 

Um die Ooncarrenz bei der offertwr isen Bain'er«rebung zu einer mdgUchat 
allgemeinen zn machen, wird in dem Falle, als die Offertansschreibung nach 
eiDzelneu Baulosen in Aussicht f^enommen werden sollte, auch <r<>L^en die 
oumniative Vergebung mehrerer Baulose an Einen Unternehmer kein An- 
stand erhoben werden. 

Mit Riioksicht auf die Driiigiiohkeit der Inangriffhahme der Bauarbeiten 
soll die Bauvergebuog von der Vorlage der Detail-Projecte und der 
firtheilnng des Banconseoses nicht abliSngig gemacht, sondern Bogleioh auf 
Grund den vorliegenden Generalprojeetes in der Art vorgenommen werden, 
dass der Bauunternehmer sieh verpflichtet, die den Bestimmungen der 
politischen Begehung und den behördlichen Anordnungen entsprechenden 
Mehrleistungen gegenflber den der Bauvergebung zu Grunde liegenden 
Projectcn und KostenvoranschlSgen gegen entsprechende Vergütung der 
Mehrkosten unweigerlich auszuführen. 

Dem entsprechend wird es keinem Anstände nnterliegen, in die Con- 
cessionsurkunde einen Termin iiir die Inangrift'nahme der Bauarbeiten, und 
zwar als solehen den 1. Juli 1875 aufzunehmen. 

DeBgleichen ttbeniimmt die Kronprinz Rudolph-Bahn im Hinblicke auf 
die Nothlage der inländisch betlieiligteo Industriezweige die Verpflichtung 
die offertweise Vergebung der Andchaffnng von FahrbetHebsmittelii und 
Oberbau- Eisenmaterial nnverzUglich durehznfOhren und die Offertans- 
Hchreibniig diesfalls noch im Monate Mai d. J. zu bewirken. 

e i b e 8 c h a Tl" u n g. 

Was die Geldbeschaffung anbelangt, hält der Herr Vertreter der 
Kronprinz Rudolph Bahn die partienweise Verftusserung der zu begebenden 
neuen Titers der Kronprinz Radolph-Bahn im Hinblicke auf die hieratts 
resultirende Erleichterung des Intercilarzinsenfondes und den zu erzielenden 
gflnstigeren Begebungscurs für vortheilhafter als die sofortige Emiasion 
des gesammten Effecteneapitals der 8alzkammergnt-Bahn. 

Die Finanzirnng des Unternehmens der Salzksmmergut-Bahn sei aueb 
bei dieser Modalität der Geldbeschaffung als gesichert anzusehen, da in 
Hinblicke auf die bezflgHob eines Theiles der zu begebenden Prioritita- 
Obligationen vorliegenden Offerte (sttddeuteclier und franzSeischer Geld- 
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iMtitute), welchen ein Minimalhegebungsenrs von 84 — 85*^^ ku Grund lag, 
die Begebuni^ der reHtlichen Effecten zu einem wenigKlens nicht nngflnstigeu 
Conrse mit grosser Wahrseheinlichkeit anzunehmen sei. ZunlU'hst sei auf 
Oiund der Torllegenden Offerte ein dem tielderfordemi^se des laufenden 
JthreA entprechender Thellbetrag des Nominal-Capitales der Salzkammer- 
gnt-Babn zn begeben und erst, wenn ein weiterer Geldbedarf sieh hersns- 
Rtellt, zu oi*wägen, zu welchem Cmii-fto, beziehaugKweiae unter welchen 
Modalitäten die weitere fteldbesclirtffuiig durchzuitihren «ei. Insbesondere 
sei in dem P\ille als in der Foljre die Bejrebnnfr von Aetien zu einem ent- 
>pn'(h«'n*lni ( oursc nicht zu erzielen sein sollte, die Kventnalität ins Ange 
711 fassen, das ganze (Jeldci ftuderniss :in>schliesslieli »lureli Befrebiin^' von 
l'rioritatsobligafioneii der Kr<iin)rin/. Kiidolph-Bahn in der Art luirzubrinjren, 
»lasg das coiieessidiismässijL'e Vei'liiilf ni^s des AetitMio:i|ntals zn der l'riitritätA- 
>ichuld der Kronprinz Hndolpli-lJalin iiiclit alterirt \ver<le. 

Aneh sei die Alternative nii-lit ansaesehlnssm. dass sofort da< ;j:anze 
Krforde;ni>s tlir die Salzkammer^ut-Bahn in rri(»ritiilen begeben werde, 
Roferue sich durcli die sofortige Begebung des gesaiiimten PrioritäteiicapÜals 
ein angeme^fteuer Begebungsoonrs erzielen liesse. 

her Herr Vertreter der Kronprinz Kudolph-Bahu hält übrigens mit 
Rücksicht auf die Ergebnisse der bisher gepflogenen Verhandlungen mit 
mehreren renommirtenGeldinstituten dieFinanziirung des Unternehmens der 
^Izkammergut-Bahn anter der Voraussetzung als gesichert, da»B die etwa 
bei der Vergebung der Bauten und Lieferungen sieh herausstellenden Mehr- 
eifordemisse gegenüber den präliminirten Bau- und Ausritstungskosten durch 
die bei der Geldbeschaffüng etwa zu erzielenden Mehreing^nge bedeckt 
werden dürfen. 

Der Herr Vertreter des k. k. Finanzministeriums gibt hierauf im 
Kamen Seiner Excellenz des Herrn Finanzministers die Erklärung ab , dass 
vom Standpunkte des Finanzministeriums gegen die Aufbringung des Geld- 
erfordemiaaes der Salzkammergutbahn ausschliesslich durch neue Prioritäten- 
Knlssionen kein Anstand obwalte, dass es jedoch im liohen Grade 
wünschen^^wertb erscheine, sofort die Begebung des ganzen Nominalcapitales 
der Salzkammergut-Bahn auf einnial sielier zu stellen. 

Der Herr Vertreter der Kronprinz Kudoiph-Bahn erwidert hierauf, 
dass nach seiner Ansicht die sofortige Vergebung des ganzen Frioritäten- 
betrages lUr die Salzkammi rgiit Bahn nothwendig zum Panschalbauver- 
tiage fÖhren müsse, da kein Geldinstitut die sämmtlichen. ittr die Salz- 
kammergut-Bahn zu begebenden Obligationen iiberneiunen werde, ohne 
aasreichentie (rarantien zu fordern, dass der Bau und die Ausrllstnng der 
Bahn und das Auslangen mit den verfügbaren Geldmitteln in entsprechender 
Weise geaichert sei. 
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Anch sei als wahrHcheinlicb anxunelimen, dans die Ver^ehung das 
gansen Capitalen für die Salzkamrnergut-Bahn mir mit Opfern besiehmtf«- 
weifle mit einem minder gttnstigen Bmifwionscurse zu cnn('>gliclien aein 
werde. Deesen ongeaehtetwerde die Oeflellschaft diese Eventualität soniclMt 
ine Auge ikseen, and werde es von den Ergebnissen der in dieser An- 
gelegenheit mit den Geldinstituten zu pflegenden weiteren Verbandlnngen 
abhängen« ob und inwieweit den diesfUligen Wttnsohen des k. k. Finant- 
miniateriums entsprochen werden könne. 

Mit Rücksicht aof die von dem Herrn Vertreter der Kronprins Rndolf 
Bahn aiisgesprochene Voraussetsong, dass etwaige Hehrkosten beim Baue 
und der Ansrttstnng der Bahn dnrch die bei der Geldbeschaffung tu 
erzielenden Vortheile bedeckt werden dürfen, wird von den Regiemngsver- 
tretem aof die Bestimmongen des Artikels 1 des Gesetses vom 6 Mai 1874 
i R. G. Bl. Nr. 73) hingewiesen, wornach die vom Staate (llr die Balakammer- 
gutbahn zn gewährende Ertiügnissgarantie nicht mit einer Pauschalsumme 
fizirt wurde , sondern die factische Garantiesumme auf Grund der nacksn* 
welsenden effectiven Bau- und AusrUstungskosten und des nach Massgabe 
der Finansirnngsverträge sur Bedeckung dieses Grfordemisses sich ergebenden 
Nominalen pitales innerhalb des Maximalbetrages von fl. 57.800 per Meile 
erst zu ermitteln sei. 

Hiedureh sei die Beräcksichtlgung der factiseben Mehrauslag;en bei 
dem Baue und der AnsrQstung der Bahn einerseits und der durch Begebung 
der gcgeltschaftliehen Titres zu beschaffenden effectiven Geldmittel ander- 
seits ohnedies vorgesehen, wogegen andererseits etwaige Ersparnisse aus 
dem Baufoüde in den HeservefondK zu hinterlegen seien. 

Abänderungen der trUher t Orm ii lir ten C oucessio nsbe Stim- 
mung e n. 

Gegen die im Sinne des Gesetzes vom 88. März 187& erforderlichen 
AMindemngen der früher vereiubarteu Conoessionsbestimmnngen , insbe- 
sondere gegen die Führung einer gemeinsamen Betriebsreehnung für die 
Salzkammergut-Bahn und die alten Linien der Kronprinz Rudolph-Bahn, so 
wie gegen die Anordnung, dass die etwa zu erzielenden Reinertragaüber- 
schlisse (l(>r Kronprinz Kudolph-Bahn zur Gänze zur Rückzahlung der 
erhaltenen (i:ir;iiitii'vorschii8RP zn verNvenden seien, wird von Seite der 
Herrn Vertreter der Kr(»npriny.-Ku(l(ilph-B;ilin kein AnstJiinl erh(»ben. 

Ira lebrigen Uhihen die pr«>l(»kollarischcn Veninbarungen von» 
29. Jänner und vom 27. Mal 1874, sowie die auf Grund derselben lortnu 
lirten Con«*( ssionshestiratnunfreu insbesondere jene in HetretV der im «"»ffont- 
Hchen lnter< ■<se V(tn der Untornelimung zu iiberneltmenden Verpflichtungen 
bezüglich der i'ostbetürderuugderermässigtenMilitärtarite, der Telegraphen- 
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leitaDgen etc. ebenRO wie die vereinbarten Tarifbestimmangen in allen 
PBDiien anfreoht. 

Uebernabme der für die Salzkainniergat-Bahn verwendbaren 
EititHten der Ebensee- Ischl-Steger-Bahn dnrch die Kron- 

prinss Rudolph - Bahn. 

Leber Anfrage <ler Ucgierungsvertreter in Betreff der rcbornalime der 
für die Salzkainmergut-Bahn verwendbaren Hauten und Materialien daroli 
die Kronprinz Rndolph-Bahn erklären die Herren Vertreter der ietzteren. 
dasB die Erhebungen über den Umfang der erwähnten Bauten und 
Materialien der Ebensee-Uehl Steger-Balin anter Beisiehung eines Ver- 
treters derselben und eines iibgeordneteii der k. k. Qeneral-Inspeotion der 
(teterreiehisehen Eisenbahnen im Ootober v. J. durchgeführt worden sei. 

Auf Qrund dieser Erhebungen sei von den Organen der Kronprins 
Rudolph-Bahn der Werth der erwHhnten EntitXtcn der Kbensee-Ischl 8teger 
Bthn mit circa 154 000 fl. ermittelt, welcher Betrag nunmehr den weiteren 

Vergieichsverhandlungen zu Grunde zu legen sei. Nachdem die Regierung« 
Vertreter auf die Nothwcndiskeit hingewiesen, diese Vergleichsverliand- 
Inngen mit niö^rli ehster Besclilemiif^mi«:- and i^oweit diess ohne Oefälirdung 
berechtigter Interessen geschehen kiMine. aueii mit thuuliciister Coulance 
durchzufUiiren , wird besehlnss(*n . mittelst äinf lieber Aufforderung die 
rascheste Abwieklung dieser Aiiirelegeniicit unter Intervention eines Ver- 
treters der k. k. Generul-lntijteetion der Ö8terrei( Iiisehen Eisenbahnen einzn- 
leiten. Sollten diese V^erhandlungen zu keinem definitiven Vergleiche zwischen 
den betheiligten Unternehmungen fiiliren. so wird das hezii^'-liche Operat im 
Sinne der Anordnung <les Artikels III des Gesetzes vom G Mai 1874 (R. ü. 
BL Nr. 73) dem HandelHministerium zur GenüUmigung vorzulegen sein. 

lutervention der Regierung bezüglich des directen Wagen- 
überganges auf der Strecke Selzthal-Steinach der Kaiserin 

Elisabeth-Bahn. 

Die Herrn Vertreter der Kronprinz lUnlolph Bahn stellen schliesslich 
d»8 Ansuchen an die Regierungsvertreter, dass in dem Falle, als die einge- 
leiteten Verhandlungen mit der Kaiserin Hlisabeth Hahn wegen Benützung 
der Bahnstrecke Selzthal-Steinach für den unmittelharen rebergang der 
Züge von den altt ri Linien der Kronprinz Hudtdiili Bahn auf die Sa'/.kaininer- 
got-Babn und umgekehrt ohne Verschulden der Kronprinz Rudolph Bahn zn 
keinem günstigen Krgebniss führen sollten, eine Intervention <lcr Regierung 
insbesondere in der Richtung eintrete, dass die delinitive Aiistr.igung dieser 
Angelegenheit ohne weiteren Aufschub erfolge uud nicht etwa auf unbe- 
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Mtimmte Zeit (hw zur Betriebserdffnung der Salekflminergut-Bahiit verlagt 
werde. 

Die erbetene Intervention wird von den Regiernngevertretern im Sinne 
der Bestimninng des Gesetses vom 28. MUrs 1875, Artikel II, sageeiobert. 

Vpl. (Ii<? Anmerkuntj zu Vliuca 1 ilt's ProtokolU's vom 29. Jäiiiier l^Ti. sab 4. 
Gesc'hlos.seu und Icrtigt. 

Georg Ritter von Aiohiuger m. p.. Johann Bayer m. p., 

noe. mand. den Verwaltnngsratbes der k. k. Seotionsrath. 
k. k. priv. Kronprinz Rudolph-Bahn. Dr. Heinrich Ritter v. Wittek m. p., 

AuguM Platte ra. p., k. k. Sectionerath ale Referent. 

Oberinspector der Rndolph-Balin. L. Wrba, 

GHrl Ritter v. PuRSwald m. p., k. k. HinisteriaUVice-SecretXr al« 

k. k. Sectioneohef. Protokollführer. 



9. Protokoll, aufgeiiomiiieii im k. k. Uaiidrlsiuiiiisterium am 

•^9. April I8;5, 

in Er^äDZuni; (l» r proldkullarisrhrn Vcri inb.truniüifn vom I.J. April 1^7.') in Beln-IT der Be- 
«ÜDgungm für die loui-cssirunir ili r |/riiji'i lirti-n SaUkamnicr^ut-Bahn an die AcUcD-Uesell« 

schafi der k. k. priv. Kronpritiii Hudolph-BahD. 

Gegenwärtig: Die Gefertigten. 

Ooiren stand der Verhandlung ist die in Er^Hnzunp der pro- 
t<»kollarischen Hostiinnuui{i^en vom 13. April 1875 mit dm Vertretern de« 
i\r<)üprinz Kudoljdi iJ.ilui /u treffende Vereinbarung, und die Termine für 
<iie eventuelle tjinl<>8ung der Salzkamnn'rj:jnt-Bahn durcli die Staatj^ver- 
waltung und für den Eintritt des Rtaatliehen Heimlallsreehtes be/Ufrlich der 
genannten Bahn mit den einschlägigen Bestinimuniren tur die übrigen Linieu 
der Kronprinz IJinlnlpli Hahn in L'eben instiMunun.L' zu bringen. 

Nach dem iriilii-mi Eiit\Niirl'' di r (NuM-essionH-ürkunde tür ilie Salz- 
kjimnier;rut-l)ahn wiir<le n:ihiiili< li dir HctiiirniRs der Stnatsverwallung zur 
eutgelili«-lien Eiidösunt; der Salzkaintnt r<riit-|{alin nach 30 .Jahren vom Tage 
der (Jdiieessionserlheilung an i:ererhn<'t. 8(tn:i(di \ (»raussirlitlieh im Jahre 
iyU5 eintreten und die Concession iiacli DO Jahren vom Tasre der Inbetrieb- 
setzung- der ganzen Bahn an gereehnet erloschen, »las Heimfallsrecht der 
Staat.svcrwallung in Bezug auf die Salzkammergut-Bahn sonach im Hin 
blicke auf die 3 1/ Jährige Bauzeit voraussichtlich im Jahre 1968 in Kraft 
treten. 

Nach den Bestimmungen der Concesj^ions-Urkundeu vom 11. November 
1866. n. (i. Bl. Nr. U2, vom 20. Juli 1868. II. G. ßl. Nr. 12ü und 
vom 23. Juli 1871, Ii. G. Hi. Nr. 102, fiir die Hauptlinien der Kronprini 
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Ruiiolph nahn und deren Zweigbahnen ist dagegen die Kinlögting dieser 
Linien durch die Staatsverwaltung n.-u h 3u Jahren vom Tage der Ausfertigung 
der ersterwähnten Concefisionsurkun.lc, <1. i. nach dem 11. November 1896, 
zolässig und tritt das staatlirhe HeimfallDrecht bezüglich dieser Linien 
am 11. Korember 1956 ein, währeud nach den Concessionsurlcnndea yom 
13. Febmar 1869, R. 6. Bl. Nr. 38, und vom 26. November 1871, R. 6. 
Bl.Kr. 144, für die Linien Laibaoh-Tarvis und Villacb-Tarvis die Befugnis» 
rar entgeitUchen Einlösung dieser Linien durch den Staat am 28. Februar 
1899, das staatliche HeimfalUrecht aber am 14. Deoember 1960, d. i. nach 
90 Jahren vom Tage der am 14. Deoember 1870 erfolgten Eröfihung de» 
Betriebes auf der Linie Laibach>Tarvis eintritt. 

Es wäre nun aus administrativen und staatsfinanziellen Rücksichten 
Tünsebens Werth, dass der Termin fUr den Eintritt des staatlichen Binlösungs- 
and Heimfallsrechtes bezüglich der Salzkammergut-Bahn nach Thnnliehkeit 
abgekürzt und wo mdglioh nicht länger angenommen werde, als bei den 
Hauptlinien der Kronprinz Rudolph-Bahn. 

Ueber die diessfSUige Anregung des Regierungs- Vertreters geben die 
Herren Vertreter der Kronprinz Rudolph-Bahn die Erklärung ab, dass die 
angeregte Gleichstellung der Termine für den Eintritt des staatlichen Ein- 
lösungs- und HeimfallBrechtes bezüglich der Salzkammergat-Bahn mit jener 
für die Hauptlinien und insbesondere jede Abkürzung der 90jUhri}ren Con- 
ce«8ioiis-uudGarantiedauor der Salzkamnicr^ut-Bahn dnrch die bekannten An- 
wlüiuuntfen derHuanzirenil« n ( JeMinstitute vöIli«rausiJ^esclilossen erscheine und 
Ipdifrlich als äusserstcs Ziigestiiiiiliiiss eine Verkiirzii^' des Terunnes liir den 
Eintritt des staailiciien KinliiNiiu;^>reei»tes in lUr Art .icTjjtirt werden kiWiiie, 
'la-s derselbe dem ^'leicheu Termine lUr dit Lail»,irli - Tarvisi-r IjuIiu 
i2;:>. Februar 1^9'J ) ^Mei<"hfreRtellt werde, was einer Ahkiu /iini: de^ ursprüng- 
lich tÜr die Salzkammer^Mit-Ikihn in Aussicht genommenen Jujahrigeu Ter- 
mines ura circa 6 Jahre ;.'^leiclikominc. 

.Schliesslich wnnlen die aul' (iruml des Uesetzes vom 28. Miirz 1875. 
R. «i. Bl. Nr. sowie der vorstehenden prot(»k<»llarisehen Vereinbarung: 
und der Bestimmungen des Prot^kolles vom 13. April 1. J. erforderlichen 
Modifioationeu der l'oncessions l rkunde vom '28. -luli 1874 zur Keuntuiss 
d( r iierreii Vertreter der Kron|)rinz liudolpii-Üahu gebracht uud von den- 
selben ohne Eiuweuduug acceptirt. 

Oesohlossen und gefertigt: 

Georg Ritter von Aichinger m. p., noe. mand. den Verw.-Rathes der k. k. 

priv. Kronprinz Rudolph-Bahn. 

Dr. Heinri'-h K. v. Witt» k m. p., k. k. 8ectionsrath als Kcl'ereiit. 
L. Wrba, k. k. Min.-Vice-Seoretär, als Frutokoilführer. 

'i9 
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10. (.'oücessioiisui'kuiide vom '21. Mai 1S75^ R. G. Bl. Nr. KU und 

( . BI.Nr. S4, 

tür die SaUkaioiQorgut-Bahn. 

Wir Franz Joseph der Erste, von QotteR Gn&den Kaiser von Oesterreieh, 
Apostolischer König von Ungarn, König von Böhmen, ron Dalmatien) Kroa^ 
tien, Slaronien, Oalizien, Lodomerien und lUyrien; Erzherzog von Oester- 
reich; GroBsherzog von Krakan, Herzog Ton Lothringen, Salzburg, Steyer, 
KSmthen, Krain, Bukowina, Ober- und Niederschlesien ; GrossfUrst von Sie- 
benbürgen; Markgraf von Mähren; gefilrsteter Graf von Habsbnrg und 

Tirol etc. etc. etc. 

Xnclidem iVw Actieuj^esellschnlt «Iit pi ivilegirteii Kroiipi in/. Kiulolpli- 
IJaliii die IJitt»^ um Ertlx^iliui;; dej- ( 'oncossion zum Bau und Botrj<'b ein» r 
Loeomutiv-Kisenbalin Stcinach au der aus Obor-.Sleicrmark nacli Salz- 

burg und Tirol tiilii ( ndeii Kisenbnhn Uber Ausseo, Steg, Isciil Kbeusee, 
Athiaii^ und Kied nacli Srliürdinir {gestellt iiat, so tiiuloi) Wir uu>j in Er- 
wäjiuu^' der (»emeinniitzi^'keit des riiteruelimens bewoj;en, der jrenaunleii 
Gesellschult diese Coneession aut Grundlape den Eiseubnhn-( 'oip-essions- 
fresetzes vom 14. Septv-mber 1854 H. 0. ßl. Nr. i.38), dann der Ge?5etze 
vom 6. Mai 1S74 R. (i. Hl. Nr. 73,» und vom 2ö. März 1875 {Ii. G. Bl. 
2vr. 59), wie lol^t, /.u ertheileu: 

1. 

Wir v< rleihon der Aetien^M sdlselialt der priviieuirten Kronprinz 
Ku lolph-IJalin d;is Hecht zum Bau und F>etrieb finer L"MM»motiv Eist nbahii 
von Steinacli an der aus Ober-Steiermark nach Salzbur;: und Tirol liihrendeii 
Eisenbahn über Au<s.c. St» ^j^. Ischl. Ebensee, Attnan<r und Kied nacli Schiir- 
dinir nebst FlUfrelbahnen von Achleiten nach Thomasroitli und vom Statiniis- 
platze Ebensee zur Saline und zum Traunsee unter den lür die Eisenbahu- 
linie Laibach-Tarvi-s kraft der Cuncessionsurkunde vom 23. Februar 1869 
(R. G. Bl. Nr. 38' u'^eltendeii Bestimmungen und Modalitäten, soweit die- 
selben nicht durch die gegenwärtige Concessionsurkunde abgeändert werden. 

§. 2. 

Der Ban der im §. 1 angeführten Eisenbahn muss iängsteuK bis zum 
1. Juli 1875 in Angriff genommen und mit Einschluss der zugehörigen 
Flttgelbahnen binnen längstens drei und einem halben Jahre, vom heutigen 
Tage an gerechnet, ausgefährt und die fertige Bahn dem öffentlichen Ver* 
kehre Ubergeben werden. 

Die Eröffnung des Betriebes auf der Streclce von Steinach-Irdning naeh Seliir 
ding und auf der Abzweigung von Holsleithen nacii Tomasroitli erfolgte am 
23. October U77. 
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F&r die EtfUUung dieser Verpflichtung haftet die der Staatsverfraltong 
roD der Eronprins Rodolph-Balm geleistete Caation im Betrage von £inioal- 
hoodert Tausend (100.000) Qalden derart, dass diese Oaution im Falle der 
Niehteinhaltang des oben fttr die BanansfUhrang und Inbetriebsetsnng der 
Bahn festgesetzten Termines als verfallen erklärt werden kann. 

Die aus diesem Anlasse hervorgebenden Acte und Urkunden geniessen 
die Gebühren- und StUmpelfreiheit. 

§. 3. 

Die ICodalitaten der Geldbeschaffung, insbesondere die Höhe des 
Estissionseonrses, ebenso wie die Modalitäten der Bauvergebung , weloh' 
letztere, sowie die Vergebung aller Lieferungen im Offertwege zu erfolgen 
hat, gind der Geuohmigung der Staatsverwaltung zu unterziehen. 

§.4. 

Die Aetieugeseltsohaft der privilegirten Kronprinz Rndolpli-Bahn ist 
verpflichtet, die vorhandenen Bauten und Materialien der Ebensee-Ischl- 
Steger Bahn, insoweit beide für die neue Bahn verwendbar erscheinen, unter 
den durch die Staatsverwaltunpr zu genehmigenden Modalitäten von der 
Ebpiisco-lschl-Stcgor Eiseubuiui-Geseliachaft , beziehungsweise deren Gläu- 
bigern, zu erwerben. 

§.5. 

Bezüglich der Leistungen für die Postanstalt kommen auf der con- 
eessionirten Balm folgende Bestimmuuj^en zur AnwciuUing: 

1. Die Gcscll.schalt hat diu Po.st und die Pnstbedien^teten nacli Vor- 
»cliiili des ij. itS der Eisenltalui-Iit'trielisordiniii;,' uiiciit^elllicli zu belord(!ru. 

Die Podtv('r\v;iltuii]L' hi iHMccIitigt, alle laiiriil.iiuiiiUsif^en Courier-, Eil-, 
Post-, Personeu- und gcuijöüiileu Züge zur Betorderuug der Post zu 
benutzen. 

Bei Eil- und Ccurierzügeu bleibt jedoch die Beiorderung von i?>aoht- 
postßendun^'cn ausn;«'scblo8.^eu. 

Die Festatellun^^ der Fabrpläne der zur Postbeiörderun^ benutzten 
Ztigf hat mit Oenpluiii^niug des Handelsraiuistoriums zu erfolgen, welchem 
aucli jf de ]ieab>ichtigte Aenderung des Fahrplanes mindestens vierzehn Tage 
vorher mitzutheilcn ist. 

2. Die GcsellBchalt ist vt rptliditct, die zur Beförderung: der Post 
erforderlichen gewöhnlichen und Auibulance- Waggons auf ihre Kosten her- 
zustellen und in Stand zu halten, wozu auch die Reinigung der Aussenseite 
und das Schmieren der Wajrgons gehört. 

Mit Ausnahme der £ii- und Courier-ZUge hat die Gosellschalt bei 
jedem Zuge, ffir welchen es von der Postanstalt verlangt wird, nach dem 

2»* 



Digitized by Google 



430 



K. k. priv. Kronprinz 



Ermessen der letzteren einen aehträdrigen Waggon oder zwei vierrldrige 
Waggons, welebe nach den Anforderangen der Postanstalt eingerichtet sein 
müssen, unentgeltlich beizustellen und zu befördern. 

Ergibt sich nach dem Ermessen der Postanstalt die Nothwendigkeit» 
bei einem Babnzuge ausser dem acbträdrigen Waggon oder den zwei vier- 
rädrigen Waggons noch weitere Wügen zu Postzwecken beizustellen, so 
wird der Gesellschaft von der Postanstalt für jeden weiter beigestellten vier- 
rHdrigen Wagen und fQr jede im Postdienste zurück geU gte Meile der Betrag 
Ton einem Gulden dreissig Kreuzern Ssterr. Währung vei-gtttet. 

Bei jenen Zügen, bei welchen die Postanetalt nicht einen eigenen 
Waggon in Anspruch nimmt, demnach insbesondere bei Eil- und Courier- 
züficii, ihit ihr ein entsprechend eingerichteter, vollständig al»;;('8chlossenor 
niu] niind« fJti'iis zwei Coupe'ft umfassender Tlieil eines Eisenhahn wagjrons zum 
1 ütiisporte der ro>t>eii(luiit:eu unentgeltlich zur Verfiigung^ zu stt Hrn. luso- 
IVriic iu dem orwüluiteii Räume eiiizelm^ L'ri»sscre Bri<'i*|i.i( ic<'t<' odi-r Bricf- 
sji< kc iiiclit liiitcigebrncht werden koiiiitoii, iiat die Eisenbaliiiverwaltung lür 
deren anderweitige sichere Unterbringung im Zuge voi zu-orgeu. 

Die gewölmliclie lieleuebtuug der zum INtstdiensie verwendeten Waggons 
obliegt der (J e.-ellseiialt in gb ielier Weise, wie bei den Pcrs(ineuwagen ; die 
Kr-Rtcn liir die ;lu^^erg( widmliebe li(dt uchtiin^ der ihuereii Wagenraume und 
Tür deren lieiieizui g weiden x «ai dt r ^(t^taIlslaU getragen. 

3. Die Pestverwaltung ist bereebtigt, die Post bei allen Eiaenbabnzügeu 
durch ibr<' eigei.en Organe begleiten zu lassen. 

Die Üelordei uiig iler zur Begleitung der l'ost ertcucU'rlieben r(i.>t- 
beamlen. L'onducteuie uiid Diener. S(»wie der zur l eborwaobung oder Er- 
lernung des Baiinpdstdieii^tes entsendeten Organe der Posianstalt, welch' 
letztere sieh mit ( ei titiraten der vorget>etz(eu Postdirection zu icgitimiren 
haben, ertVdgt unentgeltlicb. 

Der Postverwaltung ist lerner das Kcebt vorbehalten, bei allen Eisen- 
bahnziigen, welche nicht durch ihre eigenen Organe begleitet werden, die 
Briefpoöt iler von der Gesellschaft aulzustellenden Uahnverwaitung zur 
Beförderung durch die Organe der letzteren zu überweisen. 

4. Für die Ausübung des Postdicnstea in len Stationen ist ein geeig- 
netes Zimmer mit einer Requisitenkammer in dem Oeliäude der Eisenbahn 
unentgeltlich zu überlassen, und hinsichtlieh der Befriedigung etwa eiu' 
tretender weiterer Bedürfnisse tür diesen Zweck wird eine besondere Vcr- 
einbarnng bezüglich der für weiters beizustellenden Raum in Form eines 
Mtetbzinses zu leistenden Entschädigung zu treffen sein. 

Die innere Einrichtung, Reinigung, Beleuchtung und Beheizung dieser 
Bänmliebkeiteu obliegt der Postverwaltung. 

5. In Jenen Bahnhöfen, in welchen keine Postämter aufgestellt sind» 
haben die Concessionäre auf Verlangen der Postrerwaltung die Uebergabe 
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und Uehernahme der Po>«tseadangen zwischen BahnzUgen uud den Or^nnea 
der Postanstalt, sowie deren zoitweilipfe sichere Aufbewahrung bis zur 
Uebergabe an ein Postorgan durch hiczu befliliiirto Bahiibedienstete gegen 
«ine Ton der Poetverwaltun^ festzUBetzondo Entlohnunj? besorfrcn zu laflflen. 

Dort, wo naoh dem Rrm^H^ii^n der Postverwaltun«^ dor Postdionst ea 
«rheifirht. hat die Gesclisohafr ihre Bediensteten der Postanstalt zum Mit- 
wirken bei dem Auf- und Abladen der PoBteendungen gegen eine den dies- 
fäUigen Leistungen entsprechende Entlohnung zur Verfügung zu stellen. 

Correspondenzen, welche in Beziehung auf die Verwaltun«? der Eisen- 
bahn zwischen der Direction oder dem Verwaltnngsrathe der Eisenbahn und 
ihren untergeordneten Organen, oder von diesen untereinander gelUhrt 
werden, dfirfen auf den bezüglichen Bahnstrecken durch die Bediensteten 
der Bahnanstalt befördert werden. 

§. 6. 

Die Gesellschaft ttbernimmt die Yerpfliebtang, die für den Bahnbetrieb 
und die Signalisirung erforderlichen Telegraphenleitungen auf eigene Kosten 
entweder nach Anordnung oder durch Vermittlung der Staata-Telegraphen- 
anstalt herzustellen, einzurichten und zu unterhalten. 

Die Staatsverwaltung behält sich das Recht vor, die Betriebsleitung 
such nirSlaats- und Privatcorrespondenz verwenden zu lassen. 

Der Staatsverwaltung steht es frei, die Diühte des Staatstelegrafen an 
den Stfitzpunkten der Bahnbetriebsleitung anzubringen, oder selbststlUidige 
Leitungen auf dem von den Coneeasionären eingelifsten oder sonst fttr 
Bahnzweoke bentttzten Grund und Boden ohne jede Vergütung oder Ent- 
schSdignng anzulegen. 

Zur Beaufsichtigung und Instandhaltung solcher Staatalinien hat die 
Gesellschaft durch das Bahnpersonale unentgeltlich mitzuwirken. Die Ge- 
sellschaft ist femer verpflichtet, auf ihren Bahnstrecken die Materialien und 
Requisiten der Staats-Telegraphenanstalt nach den fdr Militärtransporte 
giltigen Tarifsätzen zu befördern und in ihren Bahnh()fen und Stationen 
unentgeltlich zu lagern und zu verwahren. 

In allen vorerwähnten Beziehungen ist die Gesellschaft gehalten, mit 
der Staatstelegraphen-Verwaltung rechtzeitig ein besonderem Ueberein- 
kommen zu treffen. 

7. 

Mit Vorbehalt der Omreehnunir niif Einheiten des Meter^^ystem-? wird 
die Höhe der auf der conces^^ionirt^'n IJahii einzuiiebeudeu Faiir- uud Fracht- 
preise folp-enden Befjränzung-en unterworfen : 

Maximal- l arit per österr. Mc'le. und zwar bei Reisenden die Person 
Für die I. ( lasse 36 kr. österr. Wiihrung, 
f» 1« II- •) 27 « ^ „ 
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Bei Schuellziigen dürfen diese Tarife um 2U IViceiU erlii>ht werden^ 
tinter der Bedingun^^ dass die bei diesen SchneilzUgeu zu beobachtende 
Fahrgeschwindigkeit niclit ^'eringer sei, als die dnrohschnittliche Fahr- 
geschwindigkeit bei den Schnellzügen der übrigen Österrcicliischen Bahnen. 

Auf Verlangen der Staatsverwaltung ist iiir jene Bahnstrecken und 
Züge, bezüglich welcher dies als im Bedürfnisse gelegen erkannt wird, eine 
IV. Personen-Fahrclasse mit Stehwagen nnd dem Maj^imaltarifsatze tod 
12 kr. per Meile einzuillbren. 

Maziroaltarif bezüglich der Waaren bei gewöhnlicher Geaohwindigkeit 
per ZoUcentner und Meile : 

I. ClasbC .... 2 kr. osterr. Währ. 
II- n , t . . ^ ^ „ ^ 
Iii. „ .... 3'50 nun 

AusnahmBweise haben für folgende Gegenstände bei vollen Wagen- 
ladungen nachstehende Frachtsätze zur Oeltnng zu kommen : 

1. i'ür Getreide, liülsenfrüchle, Mahlproducte, «Salz und 



gefrischtes Bilsen l*ö kr. 

2. für Holz aller Art (nicht über eine Wageulänge), Kartoffeln, 
Eisen- and Stahlbrooh, üiisenflossen nnd Bessemer Uohgnss^ 

flir die ersten 10 Meilen 1-2 » 

für weitere Entfemnngen l'li> 

8. für Mineralkohle, Coaks, gepressten Torf, Erze, Dnngmittel, 

Kalk- nnd Bausteine, für die ersten 10 Meilen l ^ 

ftlr weitere Kiitfernungen 0-9 „ 



Rttcksichtlich der Frachtpreise der übrigen Gegenstände ist sich derart 
zn benehmen, dass die diessfäiligen Preise und Bestimmungen in keinem 
Falle hidier und lästiger Sein dürfen, als auf den sonstigen Linien der Kron- 
prinz Rndolph-Bahn. 

Als Ezpeditionsgebtthr werden für alle Güter 2 kr. per ZoUcentner 
eingehoben, worin die Anf- und Abladegebühr nnd allgemeine Asseenrana 
einbezogen ist. 

Wenn das Auf- oder Abladen von der Partei besorgt wird, so ist die 
Expeditionsgebtthr nnr mit 1-6 kr. per ZoUcentner einznheben. Bei Fest- 
stellung der Tarife dürfen Strecken mit einer Steigung yon 1 : 60 und 
darüber mit der li/,fachen Länge berechnet werden. 

Die Gesellschaft ist übrigens verpflichtet, im Frachtenverkehre rttck- 
sichtlich der Nebengebühren, der Nomenelatnr nnd Classification der 
Waaren, sowie der sonstigen Transportbestimmungen, sich den Anordnungen 
des Handelsministeriums zn unterwerfen. 
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Die ^'leiche Verpfliclitong gilt bezüglich tUr bei Urareehniing der 
Tarife auf das jeweilige gesetzliehe Mass- und Gewiehtsaystem durchzii- 
iiUirendeii Abrimdaiigen, sowie iu Bezug auf nUo Bestimmaiigen nus Anlass 
der vorbehalteneii gesetziieheii !ve<relung der Personen- und Gütertarife^ 
welcher Regeluuj? sich die Gesellseliaft jederzeit zu unterwerfen hat. 

Die zu erbebenden Fahr- und Frachtpreise dürfen in inländischer 
Silbermünze bemessen werden, jedoeii so^ dass die mit Berücksichtigung des 
Conrswerthes entfallende Gebühr in der Landeswährung angenommen 
werden mnss. 

Die Zurttekführung des Tarifes auf die Landeswährung hat nach den 
▼OD dem Handelsministerium festzustellenden Modalitäten stattzufinden. 

§. 8. 

Die Militärtransporte müssen nach herabgesetzten Tarifpreisen besorgt 
werden, und zwar nach dem in dieser Beziehung, sowie rUcksichtlich der 
Begünstigungen reisender Militärs zwischen dem Kriegsministerium und der 
Direction der Kaiser Ferdinands-Nordbahn unterm 18. Juni 1866*) abge- 
schlossenen Uebereinkommen, dessen Bestimmungen einen integrirenden 
Bestandtheil der Conoessionsurkunde zu bilden haben. 

Im Falle Jedoch mit allen oder der Mehrzahl der üsterreichischen 
Bahnen für IGlitärtransporte dem Staate günstigere Bestimmungen vereinbart 
würden, so sollen diese auch für die concessionirte Bahn Geltung erhalten. 

Diese Bestimmungen finden auch auf die Landwehren beider Reichs* 
hllften, auf die Landesschützen Tirols, auf das Militär- Wachcorps für die 
k. k. Ciyilgerichte Wiens, die k. k. Gendarmerie, sowie auf die militärisch - 
organisirte Finanz- und Sicherheits wache Anwendung. 

Die Gesellschaft vrrpil lohtet sich, dem von den österreichischen Eieen- 
bahngesellschaften abgeschlossenen Uebereinkoromen über die Änschaffbng 
onft Bereithaltung von Ausrüstungsgegenständen für Militärtransporte, die 
Leistung gegenseitiger AjDshllfe mit Fahrbetriebsmitteln bei DnrehfÜhnmg 
grüsserer Militärtransporte, ferner den organischen Bestimmungen und der 
Dienstvorschrift für die Feldeiseubahn-Abtlieilungen**), sowie dem mit 
1. Juni 1871 in Wirlisamkeit getretenen Na< htr.iirs-U<'b('reiMkoinmeü'*** , 
bezüglich des Transporten (h r im li»'frt'a«i> ii Zustaude auf Rei-hnung des 
Militär-Aerarö zur Befürderuug gelangenden Frauken und Verwundeten bei- 
Mtreteu. 



*; Noruiul- Verordnungen de» k. k. Armee- VerorduungtiblaUeä vom Jahre 
1868, Jl. Stück, Nr. 97. 

BeiU^ zu Nr. 148, im 42. Stttcke des Jahrganges 1870 der Normal' Ver- 
ordnungen des k. k. Aijnee-Yerordnungablatte«. 
♦♦♦j Normal-Verordnungen deek. k. Armee- Verordnungsblattes Tom Jahre 1871, 
22. Stäck Nr. 79. 
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Dieselbe Verpflichtung dps Beitrittos ^ilt aucli bezüglich dM mit den 
Bahnge<«'lhcii.ifton zu Stnnde komnK ndon l ohereinkommens wegen gef^An- 
«eitijr^r Aiislülfp mit Porsoiinle bei Durohriilirunir ^^rnaser HilitiIrtrMispoite 
und der Vorschrift für den Militärtranflport :uit Eii^enbahnen. 

Die Gesellschaft unterwirft sich hinRiolitlich der Anrttelluug gedienter 
ünteroffioiere des Heeres^ der Kriegsmarine und der Landwehr den dieMfalte 
im §. 38 des Wehrgesetses vom Jahre 1868*) und in dem zur Ansfllhrnng 
dieses Paragraphes erschienenen Speoinlgesetze vom 19. April 1872 fit 6. 
Bl. Nr. 60) enthaltenen Bestimmungen. 

§. 9. 

FHr die im §. 1 genannten neuen Eisenbahnstrecken wird vom Staate 
die Garantie eines Jährlichen Reinerträgnisses mit Inbegriff der Tilgunss- 
quote in der Maximnisumme von 8iebennndfUnfzig Tausend achthundert 
Onlden (57.800) österr. Währung in Silber durchschnittlich per Meile fflr 
die ganze Concessionsdauer von neunzig Jahren zugesichert, so zwar, dass, 
wenn das jährliche Reinerträgniss den garantirten Betrag nicht erreichen 
sollte, das Fehlende, jedoch nur bis zur obigen Maximalsurome, von der 
Staatsverwaltung zu ergänzen sein wird. 

Die auf Grund der nachzuweisenden wirklichen Bauauslagen, inclusive 
der Geldbeschafihngskosten nnd der Interealarzinsen festzusetzende Garantie 
des Rcinerträgnisses samrot Tilgungsquote von dem aufgewendeten Bau- 
capitnle, hat mit dem Taf?e der Eröftnunj? der ganzen garantirten Eisenbahn 
zu be;rinnen, und ist von diesem Zeitpunkte an dem Betrage der für die 
ilbrijrcn Linien der Kronprinz Rndolph-Mahn jrowährten Staatspraranti«» 
derart zuzureclinon. danr* fiir tlio neu eonces^sjonirte Bahn nnd dio iibiii:< n 
Linien der (lesollfichaft nur ciiu' gemeinsame Betriebsrechnuug geführt wird. 

Vgl. die Anmerkung; zu §. 2. 

§. 10. 

In Aiisriiliriiii;; des i<. 9 li.-ilicn lol^rcinlo i5»'siininnm.u«'ii zu irt'ltoii: 
1. V(»ii dem ;:-:iiantirtt ii jälnli.'lM'n Keinorträfrnism' ist dt'rjcnigt- Dftr.i;; 
7.ur ( '.ipitaUtilirtuiir zu vcrw- iplt ii. wolohor durcli die Stnnfsv.M waltuiiLT nach 
einem v(»ii ihr zu j,'< iit'liinitrt'n li-n AmortisationsphnH, «Ifinzulol^c das 
emittirt*' Capital während der l)auer der Conce»8iou zu tilgen ist, bestimmt 
werden wird. 

'2. Dor \"n der Staat-^verwaltuni: ans Anlass dor ilbernommenen 
< iar.i'iti<* alh iitalls zu znhleutb' Zusehnss ist über voranssjejranirone l'riit'nnjr 
der vitrzuleLM nileii d<M uineiitirten Jaliresrechnung drei Monate nach deren 
Ueberreichuog Hiiflsig zu macheu. 

*» Keiclittgetfetzldatt Nr. 151 
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Du Aerar wird jedoch auch Mher zur Einlösung der Terfallenen 
Aotien- und Obligationen-Coupons nach Hassgabe .des auf Omnd des Ertrags- 
]niliminars richtiggestellten Erfordernisses Theilzahlangen unter Vorbehalt 
der anf Omndlage der Jahresreehnnng zu pflegenden Abrechnung leisten, 
wenn die Goneessionilre sechs Wochen Tor der Verfallszeit das bezOgliche 
Ansuehen gestellt haben. 

Wenn nach endgUtiger Feststellung der Jahresrechnnng, welche 
qiltestens binnen drei Monaten nach Ablauf des Betriebsjahres vorzulegen 
sein wird, sich herausstellen sollte," dass die Vorschüsse zu hoch bemessen 
worden sind, so haben die GonoessionSre den erhaltenen Mehrbetrag mit 
Zurechnung tou sechs Percent Zinsen sofort zu refundiren. Der Anspruch 
auf Leistung eines Zuschusses von Seite des Staates muss aber längstens 
innerhalb eines Jahres, nach Ablauf des betreffenden Betriebsjahres, erhoben 
werden, widrigenfalls derselbe erloschen Ut. 

3. Der Betrag, welchen die Staatsverwaltung in Folge der ttber- 
Bommenen Garantie zahlt, ist lediglich als ein mit vier Pereent jährlich ver- 
zinslicher Vorsohnss zu behandeln« Solange die ^nzliohe Tilgung des 
geleisteten Vorschusses sammt Zinsen nicht erfolgt ist, kommt in jedem 
Jahre, in welchem der Reinertra«: der Bahnstrecke die garantirte Jahres- 
snmme überschreitet, jeder diessfäiHge Ueberschuss an die Staatsverwaltung 
zur Rfickzahlnng abznfiihren. 

Die Berichtigung der fälligen Zinsen hat der Refundirung der Vor- 
flehtlsse voranzugehen. Forderungen des Staates an solchen Vorsclittssen 
oder Zinsen, welche bis zur Zeit des Erlöschens der Concessiou oder der 
Einlösung der Bahn noch iiiclii Urznlilt wurclen, sind aus dem noch zu 
erübrigenden Vermögen der L'nterneliujung zu berichtigen. 

§. 11. 

Für die im §. 1 genannten neuen Eisenhahnlinien wird die liofreiuug 
von der Einkommensteuer und der Entrichtung der Coupon-Stempel- 
gebtihren, sowie von jeder neuen Steuer, welche etwa durch künftige 
Gesetze eingeführt winl, während der Bauzeit und durch neun Jahre, vom 
Tage der BetriebserMnuiig der zu erbauenden Bahn an gerechnet, zuge- 
standen. 

Tgl. die Anmericnng su §. S. 

Die Befreiung von der EinkonimeiHtouer knnn in der Weise an^sije. 
fthrt Wfrrlon. daSR die Eiitriclitunsr «Icr Einkommcngteuer tUr die Kronprinz 
Rii<li.l|)li-Bahn wn^h Ma^iSL^nlM' Verhiiltnisiscs der Meilenlänge der 

bestehenden Linien zu der neuen .Strecke slattrindct. 

Es wird ferner ge^^tattet, das^ die fr-^te Au-^irahr der Artien und Priori- 
tätgobligationeo. mit Eiuschluss der Interimsscheiue, Stempel- und gebühren- 
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frei aUtttinde. Doris^rlpioheii wird die Befreiung: von der bei den Grundein- 
lÖBungen anflaulenden L'ebertragungsgrebUhr zugestanden. 

Zur £ntriclitung der Stempel und Gebühren fUr alle Verträge, Eiagaben 
und sonstigen Urkunden zum Zwecke der CapitaUbeschaffung, towie des 
Banes nnd der Instruirung der Bahn, wird eine Frist bis zur firöffiuing des 
Betriebes der eiiisclil:iLri;j:en Hjihnstrecke bewilligt. 

nie alltäUigen Kosten dor Notirung der Effecten auf in- und ;\u8län- 
dischen Börsen, sowie die nach Ablauf der steuerfreien Jahre von der Unter» 
nehmung zu leistenden Stenern, dürfen in die hietriebsrechnuug als Ausgabs- 
post eingestellt werden; bezüglich der Coupon-Stempelgebtthren ist diess 
nieht zulässig. 

Für die Staatsznsehtlsse ist von der Untemehmnng keine Einkommen- 
Steuer zu entriohten. 

§. 12. 

Aiilässlicli «Irl- (H ldhesebaffunfr ITir dif^ im ß. 1 bezeiclmcte Eisenli.ihn 
darf der Betrag- de; von der riiteruehinuiiir der Kionprin/. Kudolph-Bahn 
aus«regebenen Prioritiit^oblitrationcn derart erhöht werden, dass deren Ver- 
zinsiiufrs- und 'ril,:^im<;ÄerlV»rd('riiiss im Ganzen drei Fünftel (' . i des für 
säintntliclu' Linien der Kronprinz HudolpU-iiaUu- garautirteu jäbrlicUea 
Kciuertrageö uicht überöchreitet. 

§■ 13. 

Die Dauer der Concession wird auf 90 Jalire. vom Ta^e der EridTnung 
des Betriebes auf der ganzen im 1 angeführten Eisenbahn, fe.T.tgertet5tt. 

Vgl. die .\nmerkung zu §. 2. 

11. 

Die Staatsverw-altung behält sich das Keeht vor, die concessionirte 
Bahn nach Ablauf von dreissig Jahren, vom Tage der Ausstellung der die 
Ei^>e^lbahnlinie Laibaeh-Tarvis betreffenden Concessionsurkunde unter den 
im ij. 23 ebeuda8elb^lt festgesetzten Modalitäten, welche auf die den Gegen- 
stand der gegenwärtigen Concessionsurkunde bildende Bahn sinngemäss 
Anwendung fioden, jederzeit einzulösen. 

Die GoneMVionsarkunde fflr die Eittenbahulinie Laibaoh-Tarvis ist am 
23. Februar 1869 ausgestellt {Vgl. Bd. II« Abth. 1. Seite 521). 

Indem Wir Jedermann emstlieh yerwtrnen, den BesUmmnngen dieser 
ConcessioB entgegen sn handeln, nnd den ConoesBionXren das Recht ein- 
lümnen, wegen des erweislichen Schadens vor Unseren Gerichten aof Ersatz 
SU dringen, ertheilen Wir sämmtlichen Behörden, die es betrifft, den gemes- 
senen Befehl, Uber die Concession und alle darin enthaltenen Bestimmungen 
strenge nnd sorgfältig zn wachen. 
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Za Urkund dessen erlassen Wir diesen Brief, besiegelt mit Unserem - 
grosseren Insiegel, in Unserer Reiclisliaupt und Residenzstadt Wien am 
eiebenundzwanzigsten Tage des Monates Mai, im Jaiire des Heils Eintausend 
Achthandert Siebzig und Fünf, Unserer Reiche im siebenundzwanzigsten. 

Franz Joseph m. p* (L. S.) 

Aieisperg m. p. CUimecky m. p. Pretls m. p. 



Ebeasee-Isohl-StegeT Eisenbahn. 

Vgl. Bd. II, Abth. i, öeite 1371. 

1. Kimduiachuug des llaiidelsniiiiisteriuius vom 33. Juli 1874, 
B. 0. Bl. Nr. III uud €. BL Nr. 85., 

ftber das Eritaehsn der Conceasitn für die Ebensee-lscUoSteger EisenbsluL 

Anf Grund der Allerhi'K-Iist*'ii Ent.sclilicsisun;,' vom 2',i. .Iiiui 1874 wird 
die. kratt der CiMirfssionsurkiunlt' vom 9. DcfemlM'r 1869 i H. G. Bl. Nr. 6 
ex 187u , dem Josepii Kitter vor B r e n n e r- Fe 1 s hc h , Julius Grafen 
Falkenhayn und FeriliiKind vonLidl crthellte und von den «ronannten <"on- 
ce?*sionärcn an die unter der Finna: „Eliciwce-isclil-Ste^^er Eiseubalin pro- 
tokolUrte Actipn're8el!<''lial't iil)ertra;_'('ne Coneos-<ion zum Bau und Betrieb 
einer Locomotiv-Ei^ienbalin von Ebensee iilx r Ischl nacli Ste^^ am llall- 
stiidtcr See nebst einer rjerdebahn von dem Is< hler Bahnliofe zu dem ära- 
nVchen Saizsud werke- im Sinne des Artikels 18 der Concessionsurknude. 
Vetren Nichtertlilluug der coucessionsmiilssigen Verbindliclikeiteu als 
erloschen erklärt. 

Chloaieekj m. p. 
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Eisenbahn von Altheim nach Scliärding. 

1. Concessionsarkunde Tom 7. J&nner 1873^ R.0.B1. Nr. 34 und 

C. Bl. Nr. 40, 

für die Locüinuuv'Lisenbahn von Aliht-im nach Schärding. *) 

Wir Franz Joseph der Erste, von Gottes Gnaden Kaiser von Oester- 
rei eh, ApOHtolischer Köni^ ron Ungarn, König von Böhmen, von Dalmatien, 
Kroatien, Slavonien, Galizien, Lodomerien und lUyrien; Eraberzog von 
' Oesterreich; Grossherzog von Krakau, Herzog von Lothringen. Salzbarg, 
Steyer, KSmthen, Krain, Bukowina, Ober» und Kieder-Schlesien; Grossfttrst 
von Siebenbürgen ; Markgraf von Mühren ,* gefUrsteter Graf von ilabsburg 

und Tirol, etc. etc. etc. 

Nachdem die Industrie- und Comniereiall>niik ilir OberoeRten*eieh und 
Salzburg? im Vereine mit dem Bauratlie Carl Freilierrn von Schwarz die Bitte 
um ICrtlieiluu}? der Concession zum Bau und lictiifh einer Locomotiv-liÜÄeD- 
i»ahu von Altheim nach Schärdinp: ^est( llt iiat. so hnden Wir Uns bewo;»en, 
in ErwU^ung der Gemeinntitzigkeit deg LuteruehmeuR. den genannten Bitt- 
stellern diese rouf^f^j-^inu auf Grund des Eif^enbnlni-Conce^tsionsgesetzes vom 
14. Stsptembcr 1854 (R.G.Bl. Nr. 238>. wie folgt, zu crtheileu. 

§. 1. 

Wir verleiben den ConcessionSren das Recht zum Bau und Betrieb einer 
an die Kaiserin Elisabeth-Bahn anschliessenden Locomotiv.Eisenbahn von 
Altheim nach Schärding. 

Die Ausführung des Baues und der Betriebseiurichtungen der Bahn hat 
nach Massgabe der von dem Handelsministerium zu genehmigenden Detail- 
Bauprojeete stattzufinden. 

Insbesondere haben sich die ConcessionSre beim Bau auch nach den vom 
Handelsministerium zu stellenden Anforderungen und nach den bestehenden 
allgemeinen Bau- und polizeilichen Vorschriften zu benehmen. 

Für Aenderungen in den Bauobjecten bleibt die Genehmigung der Staats* 
Verwaltung vorbehalten, insofeme solche nach Massgabe des Resultates der 
militSrisch-technischen Revision und der nach Vorsehrift des §. 6 des Eisen- 
bahn-Conressionsgesetzes vorzunehmenden politischen Begehung der Trace, 



*) (M'jteuwJirtige Cnncestiion gelangte nicht zur Ausführung und wurde mittel« 
KundmAchung de« Handelsmlnieteriams Tom 4. Deeember 1874 fSr erlAtchen erkUrt 
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im Interesse des öffentlichen Verkehres und zur Sioherstellnng des Bestandes 
der Bahn, dann ziir Erfüllung der geseteliohen Bestimmungen sich als 
erforderlich darstellen werden. 

Sollte sich bei der Bauausführung ans baudkonomisohen oder Betriebs- 
rflcksichten eine Abänderung der Bahntrace oder der Detailpläne als noth- 
wendig oder wHnschenswerth darstellen, wodurch jedoch die im §. 1 bestimmte 
fiahnrichtung nicht verändert wird, und gegenüber der genehmigten Traoe 
im Allgemdnen eine wesentliche Verschlechterung der Niveau- und der 
Richtungsverhältnisse nicht stattfinden darf, so muss zu einer solchen Abän- 
derung die Genehrai^'un^ der Staatsverwaltung eingeholt werden. 

Der Unterbau der ganzen Eisenbahnlinie kann, mit Ausnahme der Brücke 
über den Andiesenbach bei Andicsenhofen und der Brücke über den Pram- 
baeh bei St. Florian, deren Pfeiler schon ursprünglich in der Breite fttr zwei 
Geleise bis zur Höhe über dem hrich«(en Wasserstande zu fondiren sind, auf 
die Anlajre Eines Geleisen bc8( hräiikt werden. 

Die Staatsv(>r\v;il!iinfr ist l)<'iecliti<;t. aiit die Herstellung des Unterbauez 
fBr das zweite Geleise. s(.wir auf dessen Legung an jt-nen Streeken, wo sie 
«8 fHr nofh\\ endig findet, in dt ni Fall»' zu dringen, wenn der jäln iiclie Roll- 
ertrag während zweier auf einander ioigeuder Jalire die Summe von 140. UOO Ii. 
in Sillter per Meile übers^elireitet. 

Alle Üriieken. dann alle namlialteu Objecte und Kunstbauten sind deli- 
niiiv aus Eisen und Stein herzustellen. 

Die Conressionäre verphicliten sich, wegen i3enUtzung v»»n liahnholen 
^'Lon bestehender oderconcessionirter Bahnen an den Ans- Idiessungspunkten 
ihrer Bahn, sowie wegen Einriehtnng des Betriebsdienstes beim üebergangs- 
verkehre mit den betheiligten EisenbahnverwaltunL'en. sowie wegen Benützung 
des Unterbaues für das zweite Geleise in der von Protil 136 — 149 mit der 
Nenmarkt- Braunauer Linie der Kaiserin EUsabeth-Bahn gemeinschaftlichen 
Strecke mit letzterer Gesellschaft ein Abkommen anzustreben. 

Die Kosten fllr die auf fremden Bahnhöfen erforderlichen Erweitemngs- 
basten haben die ConcessionSre zu tragen. 

Die betreffenden Cobereinkommen sind der Staatsverwaltung zur 
Genehmigung vorzulegen. 

Der Staatsverwaltung bleibt das Recht vorbehalten, in Ermanglung 
eues Einverständnisses die Bedingungen für die gegenseitige Wagenbentttzung 
der inländischen Naohbarbahnen und für die Einmündung von Bergwerks- 
«nd Industriebahnen zu bestimmen. 

i;. 3. 

O 

Die Concessionäre sind verpflichtet, den Bau der concesaiouirten Eisen- 
bahn hinnen sechs Monaten, vom heutigen Tage an gerechnet, zu beginnen 
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und binnen weiteren zwei Jahren ssu rollenden nnd die fertige Bahn dem 
dffentliehen Verkehre zu ttbergebeu. 

§.4. 

Den Conoeseion&ren wird zur Ausführung der oonoessionirten Eisenbahn 
daa Reeht der Expropriation nach den BeBtimmungen der diesfUlUgen geaets- 
lichen Vorschriften ertheilt. 

Das gleiche Recht soll den Concessionären auch bezttglioh jener in 
einzelnen industriellen Etablissements etwa herzustellenden Flttgelbahnen 
zugestanden werden, deren Errichtung von der Staatsverwaltung, als im 
Öffentlichen Interesse gelegen, erkannt werden sollte. 

Die Concessionäre sind verpflichtet, die GrundeinlÖsung mit möglichster 
Beschlennignng zu besorgen, und soviel an ihnen liegt, die sofortige bücher- 
liche Abschreibung und Ausscheidung der fttr Bahnzwecke acquirirten Grand- 
complexe zu veranlassen. 

4j. 5. 

Die Ooncessionftre haben sich bei dem Bau und Betrieb der conecMio- 
nirten Bahn nach dem Inhalte der gegenwärtigen Ooncessionsurkunde, sowie 
nach den diesfalls bestehenden Gesetzen und Verordnungen [namentlich nach 
dem Eisenbahn-Goncessionsgesetze vom 14. September 1854, und derEisea- 
bahn-Betriebsordnung vom 16. November 1851*)], dann nach den etwakQnttig 
zu erlassenden Gesetzen nnd Verordnungen zu benehmen. 

§. 6. 

Bezüglich der Leistungen fHr die Postanntalt kommen auf der couces- 
siunirten Balm folgende Bestimraungon zur Anwendung: 

1. Di»' ('onoessionäre haben die Post nnd die Posthedienntt^ten nach 
Vorsclirit't des ^. 68 dcrEi.se;ibalin-Betri«'l»sordiJUiiL; uiifutircltiich /ii ljetV>rdern. 

Die Pnstvt Twaltung ist berechtigt, alle l'alii j>laiiinässif;en Courier-. 
Eil-, PtK^t-, Personen- und gemischten Züge zur Beförderung der Post zu 
benutzen. 

Bei Kil nnd Coiirierziigen bleibt jedoch die Belorderung von Fracia- 
postseiidnngen ansgesehl«»>sen. 

Die Feststellung der Fahrpläne ih r zur Pnstbctihderung benutzten Zti^e 
hat mit Genehmigung des ll:iiid('lsniini>teriiiin> zu erfoljren. weh'heni nncl» 
jede bealisirhtigte Aenderuug des Fahrplanes mindestens 14 Tage vorher 
mitzutheilen ist. 

2. Die Coneessionäre sind verpflichtet, die zur Belorderung der P<>?1 
erforderlichen gewöhnlichen und Arabulance -Waggons auf ihre Kesten her- 

*i Reicbsgeseublatt Tom Jahre 1862, Nr. 1. 
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snsteileii und in Stand zu halten, wozu auch die Beinigang der Aussenseite 
und daa Sebmiereu des Waggons gehört. 

Mit AnsDtlime der Eil- and Courierzüge haben die Ooncessionäre bei 
jedem Zage, iHr welchen es von der Postanstalt verlangt wird, nach dem 
Ermessen der letzteren einen aohtrftdrigen Waggon oder zwei vierrädrige 
Waggons, welche nach den Anforderungen der Postanstalt eingerichtet sein 
missen, anentgeltlich beizustellen und zu befördern. 

Ergibt sich nach dem Ermessen der Postanstalt die Nothwendi^keit, 
bei einem Bahnzuge ausser dem achtr&drigen Waggon oder den zwei vier- 
ildrigen Waggons noch weitere Wägen zn Postzwecken beizustellen, so wird 
den Concessionären von der Postanstalt ittr jeden wjsiter beigestellten vier* 
Tidrigen Wagen und für jede im Postdienste zurQckgelegte Meile der Betrag 
von Einem Gulden öeterr. WMhr. vergiftet 

Bei jenen Zngen, bei welchen die Postanstalt nicht einen eigenen 
Wa^n in Anspruch nimmt, demnach insbesondere bei Eil- und Ooarier- 
Zügen, ist ihr ein entüpreohend eingerichteter, vollständig abgeschlossener 
und mindestens zwei Couprs umfassender Theil eines Eisenbahn -Waggons 
zum Transporte der Postsendungen nnentgeltlich zur Verfligrang zu stellen. 

Insofeme in dem erwähnten Räume einzelne grössere Briefpackete oder 
Briefsäcke nicht untergebracht werden können, hat die Eisenbahnverwaltung 
für deren anderweitige sichere Unterbringung im Zuge vorzusorgen. 

Die gewöhnliche Belenchtang der zum Postdienste verwendeten Waggons 
obliegt dtMi Concessionären in gleiolier Weise, wie bei den Personenwägen; 
die Rosten fUr die anssergewöhn liehe Beleuchtunpr der inneren Wageniüume 
und filr den n Beheizunjr worden von der Postanstalt ^etra^on. 

3. TYip Postvorwnituiiir i^t berechtiprt. die Post bei allen Eisenbahnzttgen 
darcli ihre »MjronPTi Orp-.-in»' lit'frh>it<'n zu In^son. 

IHo Brfindeninjr <lfM- zur Hffrhiiun.L^ der Post erf<»rderliclien Post- 
beamten. Oondnct' iire und Dirnor. sowie der zur Ueborwadinngr oder Erler- 
nung d»>r5 Halinpo-tdion'^tcü cntsoiplfton Oro:aii<' der Postanstalt. welch' 
N^t/.tpre sirh mit ( '♦'rtitio.iten der vorgesetzten Postdireetion zu legitiiuireu 
haben. ertul«rt unr-ut^^eltlicli. 

Der Postvcrwaltunir ist ferner das Recht vorbclialtcii. bei allen Eiscn- 
liaiüK'iiiif'n. welche nicht durch ihre eiircncn <>r;ianc hejilcitri wci'ilt'ii. die 
Briffp<i>t <ier von den ('(tncfssionüren aut'zustclleiidcn liahnverwaltung zur 
Betl»rderunj< durch die Orj^anc der letzteren zu überweisen. 

i. Für di«' Ausübung' des Postdienstes in den Stationen ist ein i^i-eij^- 
iif-ti's Zinnner mit einer Rei|uisitenkainmer in dem (iebäude der Eisenbahn 
unentgeltlich zu überlassen U)id hinsielitlieh (b'r Bet'riediixnng etwa ein- 
tr«ft'Hder weiterer Bt dürt'ni-se für diesen Zweck wird eine besondere Vcrein- 
barnnj: bezüglich der tlir weiters beizustellenden Kaum in Form eine» Mieth- 
ziuNes zu leiateudeu Entschädigung zu treffen sein. 
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Dir uiiu i. Eiurioljtmig, Ri iiiiüun;;. IJeleuchtuug und Beheizuug dieser 
Kiiumliclikcitt'ii (•Idic^,^ der Postvcrw.iltuu}.'. 

5. In jeuen Baliniiöfen, in wdrlivn keine Po-^täniter aul^j^estellt sind, 
haben die Conce^sinn-ire nut Veil.nijren der Postverw.iltunir die TeUer^'^abe 
und üebcrnahnie der i't»HtseiitliuiLXeii z\vis«'lien Balin/iiLTen nnd den ( »riranen 
der Postanstalt, sowii' deri ii zeitweili^re siehere Aullje^Aabrung bis /.ur Ueber- 
gabc an ein INtstur^an durch liie/.u bet'ähiirte IJahnbedienstete j;c;;en oiue VOn 
der Po.<t\ erwalrnufr lestznset/ende Entlohnung: besonnen zu lassen. 

Dort, wo nach dem Ernie-*^<en der I\tst\ crwMltunf^ der Po?^tdienst es er- 
heischt, halten die ^^'Oicossionäre ihre Bediensteten der Postanstalt zum Mit- 
wirken iiei dem Auf- und Abladen der Postscndnn}j:en gegen eine den dies- 
fölligen Leistungen entsprechende Entlohnung zur Vertilgung zu stellen. 

Correspondenzen, welche in Bezlehuug auf die Verwaltung der Eisen- 
bahn zwischen der Direction oder dem Verwaltungsrathe der Eisenbahn und 
ihren untergeordneten Oriranen. oder von diesen untereinander ^reführt 
werden, dürfen aul ilcn bezUglicUeu iiahnstrecken durch die Bedieasteten 
der BabnaoBtalt befördert werden. 

§.7. 

Die Ooncessionär«' iibeniejinien die Verptiielitung, die fiir den Bahn- 
betrieb und die Si^nalisirunir ertorderlichen Teh'irraphen[eitun.:en auf eigene 
Kosten entweder nach Anoninnng oder durch Verniittiung der >^taatstele• 
graphen- An-talt lu'rzuslellen, einzurichteu nnd zu unterhalten. 

Die Staatsverwaltung behält sicii das liecht vor, die Betriebt^leitung 
auch fiir St.iats- und Privat-Correapondenz verwenden zu lassen. 

l)er Staatsverwaltung steht es frei, die Driihte des Staatstelegraphen an 
den Stützpunkten der Bahnbetriebsleitung anzubringen oder selbstständige 
Leitungen auf dem von den Concessionären eingelösten oder sonst fiir Bahn- 
zwecke benützten Grund und Boden ohne jede Vergütung oder Entsohädigang 
anzulegen. 

Zur B«*aufsichtigung uiul Instandhaltung -olclier Staafslinieu haben die 
ConcessiouUn; durch das Bahnpersonale unentgeltlich mitzuwirken. 

Die Conee^sionäre sind ferner verptliehtet, auf ihren Balui8trc.'k< n die 
Materialien und Requisiten der Staatstelegraphen- Anstalt nach den lür 
Militär-Tranaporte giltigen Tarifsätzen zu befördern und in ihren Bahnhöfen 
und Stationen unentgcdtlieh zu lager» und zu verwahren. 

In allen vorerwähnten Beziehungen sind die Concessionäre gehalteUi 
mit der Staatstelegraphen-Verwaltang rechtzeitig ein besonderes Ueberein- 
kommen zu treffen. 

§.8. 

Die Höhe der Fahr- nnd Frachtpreise wird folgenden Bugränsnngen 
unterworfen : 
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Maxinialturif per östeireichisclie Meile, und zwar bei Kciseudeii die 
Person 

für die 1. Ciasse 36 kr. österr. Währ. 

f n n n i» 

1» 1» » *Ö » I» n 

, „ IV. „ (Stehwagen) . 12 „ 

Bei Sehuellziigen, welche miudesteus aus Wagen der I. und 11. Ciasse 
bpstolu n müssen, dürfen diese Tarife um 20 Percent erh(>ht worden, unter 
der Bedingung, dass die bei diesen Schnellzügen zu heohaehtemle Falir- 
geschwindigkeit nicht geringer sei, als die durchschnittliehe Fahrgesohwiadig- 
keit bei den Schnellzügen der übrigen Österreichischen Eisenbahnen. 

Maziinaltarif bezüglich der Waaren bei gewönhulicher Geschwindigkeit 
per Zollcentner und Meile : drei Kreuzer Österr. Wähmng. 

Ausnahmsweise haben fttr folgende Gegenstände bei vollen Ladungen 
nachstehende Frachtsätze zu gelten : 

C. Mineralkohle, 
Coak«, gepress- 
A. Getreide B. Brenn- nnd ter Torf, Erze, 
und Sals Sebnlttholz Ki-riiflossen, 

Kalk- und Bau- 
steine. 

Kreuser Ssterr. Währung 



Als Expeditionsgebtthr werden für alle Güter zwei Kreuzer per Zoll- 
ccntuer eingehobeoi worin die Auf- und AbladegcbUhr und allgemeine 
Assecnranz einbezogen ist. Wenn das Auf- und Ablade n von der Partei be. 
sorgt wird, so wird die £zpeditionsgebUhr nnr mit 1.5 Kreuzer per Zoll- 
centner eingehoben. 

Bücksichtlicli der FraeUtpreise der übrigen Gegenstände, der Fest- 
Mltong des Lagerziuses und der sonstigen Verkebrsbestimmungen ist sich 
derart zu benehmen, dass die diesfälligcn Preise und Hestimroungen auf 
keinen Fall h$her nnd lästiger sein dttrfen, als auf der Kaiserin lälisabeth- 
Bahn. 

Die Concessionäre siud verpflichtet, im Frachtenverkehre jene Nomen- 
cUtnr und Classification der Waaren, sowie jene Transportbestimmungen, 
welche bei der k. k. priv. Kaiserin Elisabeth-Bahn in Anwendung kommen, 
«ich fttr diese Bahn einzuführen. 

Die Regelung der Fahr- und Frachtpreise innerhalb der vorstehend 
toirten Oränsen steht den Goncesf«ionären frei, 

30 
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Hiehei darf aber eine persönliche Bevoi*zugang nicht stattfinden. Wenn 
daher einem Versender oder Frachtunternehmer unter gewissen Bedingongen 
eine Herabsetzang der Frachtpreise oder eine andere Begünstigung gewShrt 
"wiid, so musB diese Herabsetzung oder Begünstigung allen Versendern oder 
Fraehtuntemehmern, welche die nämlichen Bedingungen eingehen, zuge- 
standen werden. 

Alle Specialtarife sind der SiTentUcbeu Kundmachung zn unterziehen. 

Es bleibt Übrigens die Regelung der Fahr- und Frachttarif^Bestim- 
mungen der Gesetzgebung jederzeit vorbehalten; einer solchen Regelung 
haben sieh die Concessionäre zn unterwerTen. 

Eine zehnpercentige Herabsetzung der Fahr- und Frachtpreise sammt 
Kebengebtthren hat Jedenfalls einzutreten, sobald das Roinerträgniss sechs 
Percent des Anlagecapitals tibersteigt. 

Nach Ablauf von neun Betriebsjahren hat die Regierung das Recht, 
«ine entsprechende Ermässigung obiger Tarifisätze nach Einvernehmen der 
Concessionäre oder iiirer Rechtsnachfolger eintreten zu lassen. 

§. 9. 

Es wird gestattet, dass die Fahr- und Frachtpreise in inländischer 
Silbermttnze bemessen und eingehoben werden, jedoch so, dass die mit Be- 
rücksichtigung des Courswerthes entfallende Gebühr auch in der Landes- 
währung angenommen werden muss. 

Die Zurückfuhrung des Tarifes auf die Landeswährung hat nach den 
von dem Handelsministerium festzustellenden Modalitäten stattzufinden. 

§. 10. 

Die Militär-Transporte müssen nach herabgesetzten Tarifpreisen be- 
sorgt weiden, und zwar nach dem in dieser Beziehung, sowie rUcksichtlich 
der Begünstigungen reisender Militärs, zwischen dem Reichs-Kriegsmininte- 
rinm und der Direction der Kaiser Ferdinands - Nordbahn nnterm 
18. Juni 1868*) abgeschlossenen Uebereinkommen, dessen Bestimmungen 
einen integrirenden Bestandtheil der Concessionsurkunde zu bilden haben. 

Im Falle jedoch mit allen oder der Mehrzahl der österreichischen 
Bahnen ittr Militär-Transporte dem Staate günstigere Bestimmungen verein- 
hart würden, so sollen diese auch für die concessionirte Bahn Geltang 
erhalten. 

Diese Beatlmmnngen finden auch auf die Landwehr beider Reichs- 
hüiften, auf die Landesschützen Tyrols, und zwar nicht nur bei Reisen anf 
K(M hnnn<r den Aerars, sondern auch bei dienstlichen Reisen auf eigene 



* Normal-Verordnungen des k. k. Armee-VerordnungsbUtte» vom Jabre 1668* 
Sl. btüciv. Nr. 'Jl, 
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Rechnung zu den WafTenttbungen und Gontralvereftminliingen, ferner auf 
HilitHr-Waebeorps für die k. k. Ciyilgerichte Wien^^, auf die k. k. Gen- 
damnerie, sowie auf die militärisch organisirte Finanz- und Sicherheits- 
wache Anwendung. 

Die Concessionäre verpflicliten sich, dem von den (»stenoicdiischf^n 
Eisenbahngosellsehaft^jn abgcschloHsciitMi Ucbereinkoimn<^n über die An- 
scliartung und Bcreithaltung von Ausrüstungsges^en-^täiitlrn für Militär-Traiis- 
pcirti' und die Lei^tunjr ^regenwcitiger Aushilfe mit F.ihrbetricbsniittelii l)ei 
Diiifliiiilii iiii}^ f^riMserer Militär-Transporte, ferner den orj^anischen Hestim- 
rauiif^eii und der Dienstvorschrift für dio l'ehleisonbahn - Abtlieilun^en*^: 
gowi»' dem mit 1. Juni 1871 in Wirksninkcit jr-^trcteneu Nacbtrairs-Ueberein- 
kominen **), bezii^rh'cli des Transportes der im liej^onden Zustande auf 
Ueclinun;? des Militär- Aerars zur Betonierung gelangenden Krauken und 
Verwundeten. beizutr«'teu. 

Dirscibo Veriitilrlituii^^ dos Beitrittes ^Hlt aueli lio/ii^lich des mit den 
Balnitrf sojlsciiaftcn zu Stande konimendtMi robpreinkomtnens wpjj^en t^ecron- 
.s?iti^'i'r An^bilto an Tersonale bei Dnr'ditiihniiiir ;rross -r Militär-Transporte 
und d< r Voi schrift fUr (b'n Militär-Transj)ort auf Eisenbahnen. 

Die ( 'onces^ionürt' untcrwertVii sjeli hinsiebtlieh der An-^telinuL!: j^^.'dienter 
I nttMotticiere des Heeres, der Krie;;sniariMe und der Lamlwebr «1 ( n im §. 38 
des Welirgesetzes vom .Tahre 18^8*** und in dem Gesetze vom 19. April 1872 
(R. G. Bl. Nr. 60) enthaltenen Bestimmungen. 

§. 11. 

Staatobeamte, Angestellte und Diener, welche im Auftrage der die Auf- 
sicht Uber die Verwaltnng und den Betrieb der Eisenbahnen ftihrenden Be* 
h5rde, oder zur Wahmng der Interessen des Staates in Folge dieser Con- 
«eesion oder ans GefSillsrileksichten die Eisenbahn benUtsen, nnd sieh mit 
dem Aafbrage dieser Beh5rde aasweisen, mttssen sammt ilirem ReisegepSoke 
inentgeltlioh befördert werden. 

§.12. 

Die Staatsverwaltung^ ist berechtiprt. in Fällen ausserordentlicher Thene- 
mng: der Lebensmittel in dem iisterreiebi^eben Kaiserstaate, die Frachtpreise 
fdr dieselben auf die Hälfte des Maximalpri'ises herabzumindern. 



•) Beilage zu Nr. 148, im 4-2. Stücke des Jahrganges 1870 der Normal- Ver'»r<i- 
naogen de« k. k. Armfte-VerordnungsbUtte«. 

**) Kornwi-Yerordnangen de$ k. k. Armav-YerordnuajsbUttes Tom Jahre IS71,. 
ft. Stück, Mr. 79. 

Reiehsgeaetsblatt Nr. 151. 

80* 
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§. 13. 

Den Concessiouären wird auch das Recht eingeräomt, eine Äctien- 
geseilaehaft in bilden und znr Aufl>ringung der erforderliohen Geldmittel avf 
Ueberbringer oder auf Namen lautende Actien und Priorititiobligationen 
auBzu^eboii, welche auf den Österreichischen Börsen verhandelt ond amtlich 
notirt werden dürfen. 

Die durch Prioritätsobligationen aufgebrachte Summe darf drei Fünftel 
des Aulagccapitals nicht überschreiten. 

Werden die Priorität8obli;j!:atiünen in einer fremden Valuta ansgegebeUf 
80 muKS der Betrag auch in üsterreichischer Währung ersichtlich gemacht 
werdon. 

Dif Tiljrung der PrioritätöobligationLii bat der Tilgung der Actien 
voraiiszu^M-licii. 

Die Ge.sellsriialt tritt in nlle Keclite und V« rl»iii«Uichk« it( n der C<>n- 
c»'ssionär<' ; die Gesellscbaftssta tuten unteriiegtu der Ucnebniigung der Staats- 
verwaltung. 

8- 14. 

Die ConcessionSre sind befugt^ Agentien im In- und Auslande cn 
bestellen, sowie Transportmittel für Personen und Frachten zu Wasser oder 
zu Lande unter Beobachtung der bestehenden Vorschriften einzurichten. 

§. 16. 

Die Staatsverwaltung ist berechtigt, sich die Ueberzeugung zu verschaffen, 
dass der Bau der Bahn, sowie die Betriebseinriohtnng in allen Tfaeilen zweck- 
mXesig und solid ausgeifihrt werden und anzuordnen, dass Gebrechen in 
dieser Beziehung hintangehalten und rtteksichtlich beseitigt werden. 

Die Staatsverwaltung ist anoh berechtigt, durch ein von ihr abgeordnetes 
Organ Einsicht in die Gebsrnng zn nehmen. 

Der von der Staatsverwaltung bestellte CommissUr hat auch das Recht, den 
Sitzungen des Verwaltungsausschusses, sowie den Generalversammlungen, so 
oft er CS für angemessen erachtet, beizuwohnen und allfallige, dem Staats- 
interesso nachtheilige Verfügungen zu sistircn. 

Für die hier fest;:^t'setzte Ueberwachung der Bahnuntt rnelimun;! Iiaf)0u 
die Coneessionäre mit Kücksicht auf die iiicmit verbundene Gesc liiiltslast 
< iiic jiilii lichc Pausrhalvergütini;j; an dt n StaatsschaU zu leisten, deren Höhe 
von der Staatsverwaltung bestimmt wird. 

§. 16. 

i)ie Dauer der Concession mit ibm im ij. lit. h\ des Kiscnhahn Con- 
cesisionstreselzes aus^resproehenen Scliutze ^^t ^t n die Eriicliiuiig neuer Bahnen 
wird aui neunzig Jahre vom Tage der iOrijflfnung des Betriebes auf der ganzen 
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€ODceB8ioDirteu Bahn gerechnet, festgesetzt, und sie erliaeht nach Ablauf 
dieser Frist. 

Die Coneesflion erlischt ancb, wenn der im §. 3 festgesetzte Terakin für 
die Vollendung des Banes nnd Eröfliiang des Betriebes nicht eingehalten wird 
und die Tenninliberschreitang nicht im Sinne des g. 11, lit. b) des Eisenbahn- 
Concesdonsgesetzes, nnd namentlich auch durch politische oder finanzielle 
Krisen gerechtfertigt werden könnte. 

§. 17. 

Die Staatsverwaltung behftlt sich das Recht vor, nach Ablauf von 
dreissig Jahren, vom Tage der Betriebseröffnung auf der ganzen concessio- 
Birten Bahn, jederzeit die gegenwärtige Concession nnd beziehungsweise die 
eoneessionirte Bahn gegen eine an don Concessionäi* zu leistende Barent- 
sehsdignng einzulösen. 

Zur Bestimmung des Einlösungspreises werden die jährlichen Rein- 
erkrägnisse der Unternehmung während der, der wirklichen Einlösung voraus- 
gegani^en sieben Jahre beziff'ert, hievon die Reinerträgnisse der ungün- 
stigsten zwei Jahre abgesehlagen und der durchschnittliche Reinertrag der 
fibrigen fünf Jahre berechnet. 

Sollte sich jedoch der so ermittelte durchschnittliche Reinertrag nicht 
wenigstens anf Ö<2 Percent in Silber des von der Staatsverwaltung geneh- 
migten Kominal-Anlagecapitals beziffiem, so wird dieser Minimalbetrag als 
das der Bemessung des Einlösungspreises zn Grunde zu legende Reiner- 
trägniiis festgesetzt. 

Der zwanzigfache Betrag des nach diesen Unindsätzen zu bestimmen- 
den Reinerträgnisses bildet den Einlösungspreis. 

Die Ziffer des Nominal-Anlageoapitals ist der Oenehmigung der Staats. 
Tervaltuog zu unterwerfen, und zu demselben gehören: 
a} Die Kosten der Vorarbeiten und Projectsverfassnng; 
b) die Kosten des Baues nnd der ersten Betriebseinrichtnng (das ist bis 
zum Ende des ersten ßetricbsjalires nach eröffnetem Betriebe auf der 
ganzen concessionirten Balm), sowie alle sonstigen Aaslagen, welche 
ans Anlass der Herstelliin": und Iiihetriebsotzung der eonci-'ssionirten 
Bahn ausser dem im Punkte ai bereits erwähuten Betrage noth wendiger- * 
weise bestritten werden müssen, 
C) die tunri)<'rc<'nti}r<'n Zinsen lÜi' die wUiirond d^T linuzcit bis zur lOrofFuun;^ 
des Hetriebes auf der ^ranzen concessionirten Bahn nach Mass;ral»e (bs 
Fortsehrittes dos Baues und der Beti iebseiurichtun^ eini^ozaidtcn (.'api- 
talsboträ^ro nach Abzu;r der erzielten BeinerträL''iiisse von den etwa 
trüiier dem Betrieb Ulier;^ebeneu einzelneu Baliust i i i-ken und der Zinsen, 
web he aus den eingezahlte« und nicht sotbrt verwendeten Geldern erzielt 
worden find; 
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d) die Kosten der Geldbesdiaffun^^ bezicluiugsweise der Betrag des nut 
Geneliini^uiig der Staatsverwaltung zugestandenen durchscliuittliohen 
Coursvoiiustes bei der Aufbringuii^ir des baren GelderfordcrnisÄes bei 

Herausgabe der Actien und Prioritätsobligationcn. 

Sollten nach Ablauf dos ersten Hetri<;bsjalires noch weitere neue Bauten 
auPgefiilirt oder die li< triebseiiii ichtuii-rii vrnui'ln t wcrtb ii. so köiiiK-ii die 
dioliilii^^eii Kosten dem Anla^'ecnpitalc ziigereeliiiet wcnU ii. wenn die Staats- 
ver\valtnn«r zu den beabsiehti^^ten neuen Hauten »»der zur Vernudminj: der 
15etri«d)seinrielitun^'^en ihre Zustimmung ertheilt hat und di*' Kosten gehörig 
nachgewiesen werden. 

§. 18. 

Die Conoesaionäre aind Überdies verpflicbtet, die bier concessioiiirte 
Bahn nach Vollendnog derselben in dem Falle, als die Staatsverwaltung es 
für nothwendig oder sweckmSssig erachten sollte^ über deren Verlangen an 

eine andere Bahnuntemehmung gegen eine vou derselben zu leistende Ent- 
schädigung abzutreten. 

Die Art und Hölic dieser Entschädigung wird zunächst der Vereinbarung 
beider Tlieilc überlassen. 

Sollte jedoeli ein»' >(»1( ho Vcreinbai un}:" nicht zu Stande kommrn. dann 
ist als EntsehädifTun;;' ein Barcapitaisbetra^r zu leisten, dessen Hohe nach den 
oben im §.17 für die Einbisun'r der Bahn <lureli die Staatsverwaltung iest- 
gesetzteu Grundsätzen zu bestinmieii sein wird. 

Nur ist in dem Falle, wenn die Bahn noch nielit sjelien. w<dil alier tiinf 
Jahre im Betrieb stehen xdlte, der durehsehniltliehe: Keinertraj:' <ler ^iin-ti*r- 
sten drei Jalire. und wenn die Bahn noeh nicht lünf .Tahre in Betrieb stellen 
snllte. der IleinertraL'" <lcs instigsten Jahres der Bemessung des Einlüsuuga- 
preises zu (irunde zu le-eii. 

Sollte die Abtretung' v(»r Aldanl' des ersten Betrieli>jahres in lordert 
werden, S(» ist, wie iil erlianpt in .alh n l äHen, der Kinli■•suntr^lM•ei^ nicht unter 
jenem Minimalbetra<:e festzusetzen, wi Iclu n die Staatsverwaltung uach §. 17 
lUr die Eiuiüsuug der Bahn zu zahlen haben wUrde. 

Bei dem Erlü.srhcn der Concessioii und mit dem Tage des Erlöscheos 
tritt der SUiat ohne Entgelt in das lastenfreie Eigenthum und in den Genu-is 
der coneessionirtou Bahn, namentlich des Grund und Botlens, der Erd- und 
Knnatarbeiten, des ganzen Unter- und Oberbaues der Bahn und des sämmt- 
lieben nnbeweglichen ZugehÖrs, als: Bahnhöfe» Auf- und Abladeplätze, aller 
snm Bahnbetriebe erforderlichen (jebände an den Abfahrt«- nnd Anknufts- 
plätzen, Wach- und Anfsichtshänaer, sammt allen Einriehtnngen an stehenden 
Maschinen und allen nnbeweglichen Sachen. 
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Was die beweglichen Sachen, als: Locomotive, Wägen, bewegliche 
HasehineD, Werkzeuge und andere Einrichtungon und Materialien, in^^nw eit 
sie zur Fortsetzuu<r des Betriebes erforderlicl» und hiezu geeignet Bind, be- 
tritt, so hat von diesen GejirenKtiindcn eine solche Quantität und bezüglich 
Wertiiaurome unentgeltlich an den Staat überzugehen, welclie der in dem 
ADh^ecapitale enthnltonen ersten Betriebseinrichtnng entspricht. 

Durch die erfolgte £inl<'>sung der Bahn nnd vom Tage dieser Einlösung 
tritt der Staat, gegen Ausbezahlang des im §. 17 festgesetzten Einlösangs- 
preises, ohne weiteres Entgelt in das Eigenthum und in den Gennss der 
gegenwärtig ooncessionirfen Bahnstrecke mit allen früher erwähnten, dazu 
gehörigen, sowolil beweglichen, als auch unbeweglichen Sachen. 

Sowohl beim Erlöschen dieser Concession, als auch bei der Einlösung 
der Bahn behalten die Coneessionäre das Eigenthum des aus dem eigenen 
Erträgnisse der Unternehmung gebildeten Reservefondes und der ausstehenden 
Aetiven, dann auch jener ans dem eigenen Vermögen errichteten, und rttck- 
siehtlich erworbenen besonderen Anlagen und Gebäude, als: Goaks- nnd 
Kalköfen, Giessereien, Fabriken von Maschinen oder anderen Gerftthen, 
Speicher, Docks, Kohlen- und andere Depots, zu deren Erbauung oder Er- 
werbung dieselben von der Staatsverwaltung mit dem ausdrücklichen Beisatze 
ermächtigt wurden, dass sie kein Zngehör der Eisenbahn bilden. 

§. 20. 

Der 8taatsvrr\valtun;r wird tcriH'r dn-^ Höcht vorhelialten, wmn unjre- 
aclitpr V(irans^''('jran','"t'n»'r Wariiun<r w iodcrholtt' V('rl<'tzun;r''ii ixlcr Nioht- 
hetoltriinjr der in der ( 'onoessionsurkunde oder in den Gesetzen aiitcrlej^tea 
^ erpliiclituiijren vorkoniiiitMi sollten, die den (resetzen enlspreelK-ndcn Ma>^s- 
re^reln dafregen zu trertV'ii nnd nach l nistiinden noch vor Ablauf der Cou- 
cessionsdauer die Oojice^siou für erloschen zu erklären. 

§. 21. 

Indem Wir Jedermann ernstlich vei*wamett, den Bestimmungen dieser 
Concession entgegen zu handeln, und dem Concessionär das Recht einrilumen, 
wegen des erweislichen Schadens vor Unseren Gerichten auf Ersatz zo 
dringen, ertheilen Wir sämmtlichen Behörden, die es betrifft, den gemessenen 
Befehl, Uber die Oonoession und alle darin enthaltenen Bestimmungen strenge 
«nd sorgdlltig zu wachen. 

Zu Urknnd dessen erlassen Wir diesen Brief, besiegelt mit Unserem 
grösseren Insiegel, in Unserer Reichshaupt- und Residenzstadt Wien, am 
Siebenten Tage des Monates Jänner im Jahre des Heils Eintausend Acht- 
hundert Siebzig und Drei, Unserer Reiche im Ffiniundzwanzigsten. 

Franz Joseph m. p. (L. 8.) 

Aimperg m. p. iaiham m. p. Frctis m. p. 
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Eisenbahn von Altheim nach Schirding. 
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2, Kundiuacliung des Handelsiiiiiiisterinius vom 4. December 

B. G. hL 2«r. 145 und C. Bl. Nr. m, 

Aber das Erlöschen der Gonecsston für die LocsBOliT-EiseabaliB toh Altheim nach Sddidia^ 

Auf Grund dor AUerhödisten Eiitscliliessun'jr vom 10. November 1^74 
wird die drr Indiistrio- und Commprcialbank tlir OlM ritsterrcich und Salz- 
bui^^ im Vereine mit dem k. k. Bauratlie Carl Freilicrrn von Scliwarf. 
zutolfre der AUerliöohBten ConcejJ.sionsurkunde vom 7. Jänner 1873 iR. G. 
Bl. Nr. 34) ertheilte Coneession zum Bau und Betrich einer Loromotiv- 
Ei^cnbahu von Altheim nach Schärding im Sinne des §. 20 der Conee-isionä- 
urkiindf wegen NichterfttUuug der concessionsmässigea Verpflichtuugeu aU 
erlodchcu erklärt. 
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E. k. pny. Toralberger Bahn. 

(Tgl. Bd. II, Abth. 2, Seite 1813, Bd. III, Seite 499 und £rg.-Bd. I, Seite 473.) 

1. Statuten 
der Aotieii-Gesdisehift der k. k. priv, Vortilberger Rahiu 

L Absolmitt 
GrttDdnng, Zweck und Daaer der OeBelUchaft 

§. 1- 

Die Oonoessionäre: Carl Ganahl, Getaner, Mutter & Comp., die 
k. k. priv. dsterreichiache Credit^Anstalt fttr Handel und 
Gewerbe, Thomas Brassey, Gebrttder Klein vndCarl Sobwara grOnden 
hierait in Folge der dnrcb §. 13 der AUerhöebsten ConoeBsions-Urknnde vom 
17. Augast 1869, R. G. Bl. Nr. 169, erlangten Berechtigong eine in alle 
Beehte und Verbindiicbkeiten der ConeessionSre als solcher eintretende 
Aetien-Gesellschaft, welche iwischen allen Besitzern der nach den Bestim- 
nnngen dieser Statnten ansangebenden Actien bestehen wird. 

§. 2. 

Der Zweck dieser GeseHsehaft ist: 

aj Der Bau und Hctrid) dor mit dt-r Allerliüchstcn CoiicessionH-Uikmide 
vom 17. Aufru>jt 18ßi). R. G. Bl. Nr. 169, dann mit dem von .Seiner 
Durchlaucht dem souveräin n Fürsten von und zu L i e f Ii t on s t ei n 
ertheilten landcslierriichen Con>onso vom 14. Jänner 18 7ü und mit der 
von der Kejrierunp: des Cantnns St. (iallen crtlicilten und von der 
Bundesversammlung: der schwoizcrischcii Kidircnossenscliaft mitBundes- 
beschlnss vom 22. Decenibi-r I8(i9 gcnehniif^ten Concession, vom 
1. Deecinlier 1809 concessionirten Locomotiv Eisenhahn von Bludenz 
iiher Feldkirch iiml Brejj^enz an die österreichisch-bayerische (Jrcnze 
mit Zwei;;baiint n von Feldkirch nach Buchs und von Lautrach nach 
St. Margarethen. 
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bj Dio Conccssiouserwerbuug, der Bau und der Betrieb weiterer Anschluw- 
bulincn. 

cj Die Errieiitung und der Betrieb anderer TrauHport mittel für Per^ioneu 
und Frachten zu "Wasser oder zu Land, welche in Verbindung: mit deu 
von der Gesellschaft betriebeneu Eisenbahnen erriclitet werden. (§. 14 
der Coneessions-rrkunde.) 

d) Die Krwerbunfr und der Betrieb von Kohlengruben sowie die Erwer- 
bung, der Bau und der Betrieb soleher Industriahverke, welche im 
Sinne des §.24 der Concessious- Urkunde errichtet werden. 

^. 3. 

Die Gesellschaft führt die haudelsgerichtlich /u protokoUireude Firma: 
K. k. priv. Vorarlberger Bahn. 

§•*• 

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Wien und ist berechtiget, Agentien 
im In- nnd Auslände zu bestellen. (§. 14 der Concessions-Urkunde.) 

§. 5. 

Die Kundmachungen der Gesellschatt «-rlolgen durch die ämtliclie 
„Wiener Zeitung-, sowie durch den „Bdtcn für Tirol und Vorarlberg'', als 
der ärotlichen Zeitung für die genannten beiden Kronländer. 

Die Gesellsf'haft ist constitiiirt. shIkiUI das Actiencapital gezeichnet 
und 30 Proeent darauf eingezahlt sind und die Firma in das Handelsregister 
eingetragen ist. 

Sie endet mit dem Erlitschen der Conccssion, lost sich jedoch schon 
früher auf. wenn die ihr g* hr>rigen Bahnen vom Staate oder von einer 
anderen Unternehmung eingelöst oder von der Geseilscliat'l veräussert 
werden, und in diesem i'\alh' ni< lit die Fortsetzung der Gesellschaft für ihre 
übrigen, etwa im Sinne des ^. 2, iit. bj, c/y dj errichteten Unternehniungea 
beschlossen wird. 

n. Absohnitt 

G e B e 1 1 3 c h a f 1 1 i ch er U n t e r n e h ni u n g s f u n d (A n 1 ag e c h p i tal}. 

§. 7. 

Der geselUehaftliche Untemehnrongsfond (das AnUgecapital) besteht: 
a) aus dem Aetienoapitale, 

h) ans den durch die Ausgabe von Prioritäts-Obligationen beschafllei 
Mitteln. 
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§.8. 

Dm Aoüencapital wird auf Beohs Millionen Qiilden (6,000.000 fl.) 
Ssterreichischer Wührnng in Silber festgesetzt. 

In Obligationen wird ausserdem jener Gapitalsbetrag ansgegeben^ 
welcher innerhalb der Qrensen der §§. 13 nnd 16 der Coneeseions-Ürkunde 
sur Herstellung und Ausrüstung des eoneessionirten Bahnnetses erfordere 
Uch ist. 

Für den Fall einer Erweiterung der gesellscbaftliohen Unternehninng 
hn Sinne des §. 2, WUbJ, cj, d) dieser Statuten wird die Erhöhung des Unter- 
oehmnngsfondes dnreh Ausgabe neuer Actien oder durch Aufnahme von 
Anlehen Uber Besehluss der General-Versammlung mit Genehmigung der 
StaatSTerwaltnng Torbehalten. 

Actien und Obligationen lauten «uf den Inhaber und werden im Betrage 
▼OD 200 Gulden in Silber, gleich 133 llialer, gleioh 233 •/, Gulden sild- 
deutscher Wihrung ausgestelH. 

§. 10. 

Bare Einzahlungen auf die Actien und Obligationen erfolgen in den 
Ton den ConeessionXren, resp. dem Verwaltungsrathe der Gesellschaft aus- 
geschriebenen Raten und Terminen. 

§. 11. 

Nach einer baren Einzahlung von wenigstens 30 des Nominal- 
betrages der Actien können für dieselben Interimssoheine auf Inhaber aus- 
gestellt werden. 

§. 12. 

Wenn von einem Actienzeichner die Einzahlung einer fälligen Rate 
nicht rechtzeitig geleistet wird, so ist derselbe zur Zahlung von 6% ^^i"- 
»igBzinsen verpflichtet 

Die Gesellschaft ist überdies berechtigt, nach Erlassung der im Art. 221 
des Handelsgesetzes vorgeschriebenen AuiTordeningen, die säumigen Actio- 
Dire ihrer Gesellschaftsrechte verlustig, die auBgegebenen Interimsscheine 
iür verfallen zu erklSren und an die Stelle der letzteren neue Interimsscheine 
soszugeben. 

§. 13. 

* 

Die Actien und Prioritäts-Obligationen sind untheilbar; die Gesellschaft 
erkennt sich gegenüber für jede Actio und jede Prioritilts-Obligation nur 
einen Eigeutliümer an. 
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Mehrere Theilbaber einer Aotie oder PrioritätB-Obligation mOssen daher 
ihre gemeinsamen Rechte dnreb eine Person wahrnehmen lassen. 

§. 14. 

Die erste Ausgabe der Actien und Prioritäts- Obligationen mit Einschlnss 
der InterimsRcbeine findet Stempel- und gebührenfrei statt. (§. 21 der Goo- 
eessions-Urknnde.) 

§. 15. 

Die Interimsscheine, Actioii und Prioritäts-Obligationen werden nach 
den beiliegenden Formularieu (Beilage Aj B und C) ausgefertigt und dttrfen 
an den österreichischen Börsen verhandelt und öffentlich notirt werden. 
(§. 18 der Ooncessions- Urkunde.) 

in. Abschnitt. 
Yerwalt Ungerath. 
§. 16. 

Die Loitiinjr der Gesollschaft9an,2rele<r«»nlicitfn ist l iiifin aus 0 — 13Mit- 
glio^lctii ( Vcrw.iltnnir^^riitlu'n;, von (Icuen wciiifj-^tcii^i drei Viortlieii«- iisier- 
rei( Ii Ische ätaatöbürger sein müssen, bestehenden Verwaltuugsrathe Über- 
trag» n. 

Die Mitirlirdor des Verwaltunjjsrathe.s, mit Ausiialiinr dcH von der k. k. 
Rogieriuifr aut Grund des Protokollcs vom 25. Augu>t 1861.) gewählten Mit* 
gliedes werden von der General- Versammlung auf vier .lahre gewiildt. 

Beamte der Gesellschaft, dann IVrsonen, welclie in Concurs verfallen 
sind oder sich dem Ausgleichsverfahren unterworfen oder ihre Zahlungeo 
eingestellt haben, ohne ihre Gläubiger befriedigt zu liaben. Personen, welche 
wegen eines Verbrechens oder wegen eines aus Gewinnsucht hervoi^egange- 
nen, oder die üflfentliche Sittlichkeit verletzenden Vergehens oder einer 
solchen Uebertretung in Untersuchung gezogen und nicht schuldlos gespro- 
chen wurden, können niclit Mitglieder des Verwaltungsratlics sein. 

Der Eintritt eines solchen VerhültnisBes während der Amtsdauer bat 
unmittelbar den Verlust der Stelle zur Folge. 

§. 17. 

Ausnahmsweise und unbeschadet der Bestimmung des Art. 227 des 
Handels (iesetzbuelies werden in den Verwaltinigsrath fllr die ersten vier 
Jahre, ausser dem von der k. k. Hegierung anf Grund des Protokolles vom 
2'). August 18»'»*.» gewählten Mitgliede von den Coucessionären nachbeuanote 
Herren berufen: 
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Dr. Andrea» Fets, Sebai^tian von FroBchaner, Carl Ganalil, Johann 
Gopgi, Dr. Antou Jnssel, V. A. Ritter von Michel. Dr. F. X. No iima nn, 
Dr. (iporg Rebhann, Dr. Cduard Soclior, J. A. Ts( huvoU, Jobann 
Ferdinand Wagner Ritter von Wagenabnrg und Carl Weiss. 

§ 18. 

Nach Ablauf der ersten vier Ges' liäftsjahre treten jährlich, und zwar 
jedesmal vor der ordentlichen General- Versammlung je drei durch das Loos 
sa bestimmende^ beaiehnngsweise die noch übrigen Mitglieder des ersten 
Terwaltungsrathes an». 

Von dem Zeitpunkte, wo alle Mitglieder des ersten Verwaltun^srathes 
tnm Anstritte bestimmt worden sind, hat die Reibenfolge des Austrittes der 
Verwaltangsratbsmitglieder nach der Funotionsdaner (g. 16» alinea 2) platz* 
zugreifen. 

Die Austretenden sind wieder wfthlbar. 

Die Tontehenden Bestimmungen finden jedoch auf das von der k. k. 
Regierung gewählte Mitglied (§. 16) keine Anwendung« 

§. 19. 

Tritt ein Mitglied vor Ablauf seiner Fnnctionsdauer aus, so kann der 
Veriraltungsrath dessen Stelle provigorisoh bis sur nächsten General- Ver- 
lammlung besetsen, welche die definitive Ersatxwahl vornimmt. 

In diesem Falle tritt der Gewählte beattglich der Fnnctionsdauer an 
die Stelle seines Vorgängers. 

§. 20. 

Jeder Verwaltungarath muss vor dem Antritte seiner Function fünfzig 
Aetien sammt den noch nicht fälligen Ooupons in der Gesellschafts-Cassa 
deponiren, welche daselbst als Caution fttr die aus seiner Function ent- 
Kpringenden Yerbindliohkeiten gegen die Gesellschaft bis zur Erledigung 
der auf seine Functionsperiode bezüglichen Rechnungen in Verwahrung 
bleiben und von ihm während dieser Zeit weder belastet noch verilussert 
werden dürfen. 

Die vorstehende Bestimmung findet jedoch auf das von der k. k. Regie- 
nng gewählte Mitglied (§. 16) keine Anwendung. 

§. 21. 

Der Verwaltungsrath ist der Vorstand der Gesellschaft im Sinne des 
Bandeisgesetzes; — er vertritt dieselbe nach Aussen und ist mit der im 
Geaetse festgesetzten Verantwortlichkeit zu allen Verfügungen in Gesell- 
Mhafts-Angelegenheiten berechtigt, welche nicht der General-Versammlung 
▼orbehalten sind. 
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Dem Verwaltungsr.ithe ist inabesondere die firnennung: der Reamten 
der Gesellschaft und die Genehmigung der DienstvertrSge, Dienst-Instnietio- 
nen und Reglements fttr die Ftthning der Geschäfte vorbehalten. 

Die Firma wird von swei Mitgliedern des Yerwaltungsrathes oder von 
einem Mitgliede des Yerwaltangsrathes und von dem seitens des Verwaltonga- 
ratbes mit der Procura versehenen Oberl>eamten, von letsterem mit dem 
Beisatze „per procura*^ gezeichnet. 

§. 22. 

Der Verwaltungsrath wühlt ans seiner Mitte jährlich einen Vorsitzenden 
und dessen Stellvertreter. 

Bei gleichzeitiger Abwesenheit dieser Beiden wird der Vorsitz vom 
Verwaltungsrathe einem anderen Mitgliede übertragen. 

§. 23. 

Der Verwaltungsrath versammelt sich in Wien Uber Einladung des 
Vorsitzenden, oder, wenn derselbe verhindert ist, seines Stellvertreters oder 
auf Verlangen von vier Mitgliedem so oft es die Geschäfte erfordenit 
mindestens aber einmal im Monate. 

Die Art und Weise, wie die Einladungen zu erfolgen haben, wird vom 
Verwaltungsrathe festgesetzt. 

§. 24. 

Zur Beschlussfähigkeit des Verwaltungsrathes ist die Einladung aller 
Mitglieder und die persönliche Anwesenheit von fünf Mitgliedem mit Ein- 
schlnss des Vorsitzenden erforderlich. 

§. 25. 

Die BeschlUsBe werden mit abBoluter Stimmenmehrheit gefasst. Bei 
gleich getheiltcn Stimmen wird jene Meinung zum Beschlüsse erhoben, wel- 
cher der Vorsitzende beigetreten ist 

§. 26. 

Die nicht in Wien domicilirenden Mitglieder des Verwaltungsrathe-» 
können sich durch ein anderes Mitglied desselbeu in Vollmacht vertreten 
lassen. 

Kein Verwaltungsraths-Mitglied darf jedoch mehr als eine fremde 
Stimme vertreten. 

§. 27. 

Ueber die Verhandlungen des Verwaltungsrathes werden Protokolle 
aufgenommen, die von dem Vorsitzenden und zwei anderen Mitgliedern 2U 
unterzeichnen sind. 
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§. 28. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten als Entlohnung tiir ihre 
Tbeiluahme an den Sitzungen Anwesenheitsmarken, deren Werth die 
ordentliche Qeneral- Versammlung jährlich bestimmt. 

§. 29. 

Der Verwaltungsrath kann diudi eine Spccialvollraacht für bestimmte 
Gegenstände und fiir eine bestimmte Zeit die Auaübung seiner Befugnisse 
an einzelne Mitglieder oder an Gesellsclialtsbeamte tiberlra^jen und den ' 
letzteren die Procura ertheilen. 

§. 30. 

FQr die Ausführung der BesobittSBe des Verwaltungsrafches und die 
•pecielle Ffilimng der GesehSfte naeh Massgabe dieser Besoblttsse wird von 
dem VerwaUungsrathe ein Oberbeamter bestellt, welcher dem Verwaltungs- 
ratiie Terantwoi-tlioh ist und den Sitzungen desselben mit berathender 
Stimme beiwohnt. 

IV. Abschnitt. 

General- V e rs a m m l ii ng, 
§.31. 

Die Gesammtheit der ActionXre wird durch die GeDeral-Versammluog 
Tertreten. 

Jeder stimmberechtigte ActionMr k:ann an derselben thellnehmen. 
Abwesende können sich durch BeyoUmUchtigte vertreten lassen, auch 
wenn diese nicht selbst AotionSre sind. 

Die Form der Vollmacht wird vom Verwaltungsrathe bestimmt. 

Pflegebefohlene und juristische Personen werden durch ihre gesetzlichen 
oder statutarischen Repräsentanten, Frauen durch Bevollmächtigte vertreteu, 
such wenn diese nicht selbst Aetionäre sind. 

§.32. 

Je zehn Actien geben das Hecht aut eine Stimme. 

§. 33. 

Die General Versammlung tritt regelmässig in der ersten Hälfte eines 
jeden Jahres in Wien zusammen. 

Die erste ordentliche General- Versammlung lindet in der ersten Hälfte 
des Jahres 1872 statt. 

Ausserordentliche (Teneral-Versammlungen können so oft statltindeu, 
*l8 es der Verwaltungsrath für nothig erachtet. 
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Eine aus-cionlontliclip Ciciu'ral-Vcrs.immlung miiss eiiiberulen werden, 
wenn ein oder inelirero ActionUre, deren Actien mindestens den /.(dinteu 
Tlieil des eingezahlten Actien-Capitals repräscntiren und von il)n<'n deponirt 
werden, unter Anfrabf des Zweckes und der Gründe darauf antraj^en. 

In dier'eni Falle niuss die Einberufung der General- Versammlung läng- 
stens binnen vier Wochen nach Einbringung des Antrages erfolgen. 

34. 

Die Einberufung der General- Versamnilung geschieht mittelst einer 
Kondraaohung durch die im §. 6 bestimmten Zeitungen, welche mindesteos 
30 Ta^e vor dem Versammlungstage zu erfolgen und die Verhandlungs- 
gegenstände unter Angabe des wesentlichen Inhaltes derselben zu beseioh- 
nen tiat. 

Die Actionäre. welcho der General-Versammlung beiwohnen wollen, 
mÜRsen mindestens 14 Tage vor dem Zusammentritte derselben die Actien, 
auf Ctrund welcher sie ihr Stimmrecht ausüben wollen, sammt den noch 
nicht fälligen Coupons am Sitze der Gesellschaft oder an den vom Ve^ 
walttmgarathe bestimmten Erlagstcllen deponiren und erhalten Legitimations- 
karten, welche auf den Namen lauten, die Zahl der deponirten Actien und 
der darauf entfallenden Stimmen ausweisen und uur illr die bezeichnete 
Person oder deren gehörig legitimirten Bevollmächtigten gelten. 

§. 36. 

Der zum Vortrag in der General-Versammlung bestimmte Geschäfts- 
bericht nebst dem Rechnungsabschlüsse, der Bilauz und dem (Gutachten des 
Revisions-Anssehusses, so wie der Wortlaut der zur Verhandlung kommen- 
den Anträge ist drei Tage vor der General- Versa mm hing am Sitze der 
Gesellschaft zur Einsicht aufzulegen und es ist jedem Actionär, der sein 
Stimmrecht nachgewiesen hat, beziehungsweise dem ausgewiesenen Bevoll- 
mächtigten eines solchen, ein Druckezemplar davon auf Verlangen sn erfolgen. 

37. 

Die General- Versammlung ist beschlussfähig, wenn Uber deren erste 
Einberufung mindestens zwanzig Stimmberechtigte anwesend sind, welche 
mindestens den zwanzigsten Theil des hinausgegebenen Actien-Capitals ver- 
treten. Eine Ausnahme stellt die letzte Alinea des §. 42 fest. 

§. 38. 

Wenn die General- Versammlung nicht bescblnssflUiig Ist, so wird sie 
vertagt nnd binnen acht Tagen neuerlich gemäss §. 34 einbemfen, wobei 
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jedoch der Zeitniam zwiseben der Einberufnng and Abbaltung der Ver- 
sanuDlnDg auf Tierzebn Tage besehribikt und die nenerliehe Deponimog 
Mht Tage vor dem Tage der General- VersammliiDg gestattet ist. 

Bei ihrer zweiten Einbernfting iat die General -VerBaramlnng ohne 
Rlickrieht auf die Anzahl der anwesenden Stimmbereclitigten und auf die 
Hdhe des von ihnen vertretenen Aetien-Capitales aneh in den in der letzten 
Alinea des §. 42 bestimmten Ansnabrosfilllen besehlnssfühig. 

Die Verhandlungen bei dieser neu einberufenen General- Versammlung 
dnd jedoch auf das Programm der vertagten Versammlung beschränkt. 

§. 39. 

Den Vorsitz bei der (icneral-Vei saiuuiliin^ führt der Vorsitz i n de des 
Verwa!tuii,L'"sr;itl)f'S oder des3«'ii Stellvertreter, Bei gli-ichzcitiirtT Alnvcsen- 
lieit dieser Beiden wird der Vorsitz vom Verwaltungsrathe einem anderen 
Mitglie'le rlofiBclhen übertrafen. 

l)er Vorsitzende ernennt den Seliriltliihrer, ebenso aus der Mitte der 
Stimmberechtigten die Serutatoren; er bestimmt die Reihenfolfre der zu 
verhandelnden Gegenstände» eröffnet, leitet und schiiesst die Verbandlungen. 

§• 40. 

Die General- Versammlung fasst ihre Beschlttsse, die im letzten Absätze 
des §. 42 bezeichneten Fülle ausgenommen, mit absoluter Stimmenmehrheit. 
Bei Stimmengleichheit wird jene Meinung zum Beschlüsse erhoben, welcher 
der Vorsitzende beigetreten ist. 

Wenn bei Wahlen im ersten Wahlgange keine absolute Stimmenmehr- 
heit erzielt wird, so findet die engere Wahl zwischen jenen Oandidaten statt, 
reiche die meisten Stimmen erhalten haben, und es wird in diesem Falle 
die doppelte Aniabl der zu Wählenden in die engere Wahl gebracht. 

Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet das Loos. 

§. 41. 

In der General-Versammlun-r wird nur über die in der Einberufung 
bezeichneten Gegenstände verhandelt. 

Anträge, welche dem Verwaltun^'srathe von wenitrstens zehn Actionären, 
die ihr Stimmrecht durch Deponirun^r von zusammen wenipstens taus^end 
Aotien nachweisen, längsten^? acht Ta^re vor der Einberuftinsr der (Jeneral- 
Versamralung angemeldet werden, sind in die KunilinMchuuL'^ aufzunehmen. 

Auch in der General-Versammlunfr steht jedem Stimmberechtigten das 
Recht zu, selbststÄndige Anträge zu stellen,- doch darf über dieselben nicht 
sofort in dieser General-Versammlung entschieden, sondern nur, wenn ein 
solcher Antrag noch von wenigstens zehn Stirombereohtigten , welche 
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zusaniiiini wciiij^steiis ein laiiseiKl Actieii vtM'tretcii . uiilerstützt wird, — 
bestimmt werden, ob und wann der^^cllto in Vorliandlnnf; zu nehmen ist. 

Iiiese BeseliränkuufJ lindet i<oinc AnN\' ntlnn^ auf den Antrag aui 
Berufung einer ausHerordentiichcu General-Veräammlung (ü. G. B.« Art. 238). 

§. 42. 

Ot'r lieHclilüssfaftsuiig der General- Versamuiluag sind tolgoudc Gegeii- 

Htände vi»rlM liallt'n : 

aj I>ie Walil 1er Mitglieder des VerwaltungHrathes und des Revision»- 

ausseluHX'-^ ; 

b) die Festficl/.un;: des Wertlies der Anwesenlieitsmarken l"Ur die Theil- 
nähme an den Sitzunircii des Verwaltun^^srathes (§. 28 

c> die ( ieue|)mijrun<r dt-r .iallre^^re(■huunff und der Gewinnvei theilun^' ; 

d> die (ieltendmaehunv' der d<^m Verwaltungsrathe gegen die Gesellschaft 
ohlit'penden Verantwortliehkeit ; 

c/ die Vermehrun<r des (Jesellschafts- und Unternehmungsfondes durch 
Erhöhung de» Actien-Capitah's oder durch Aufnahme von Anlehen; 

f) die Verpachfnng des Eisenbahnbetriebes; 

g) die Veräusserung aller oder einzelner der QeselUchaft gehörigen Bahn- 
linien ; 

h) die VereinigQDg mit anderen Eisenbahn- Geseüscbaiten; 
%) der Bau neuer Linien; 

k) Abänderungen der Statuten ; 

/ die Auflösung der Gesellschaft vor Ablauf ihrer statutenraässigen Dauer. 
Zu den unter < g), k)^ ij, k) und // aufgeführten BeBcblUssen ist die 
Genehmigung der Staatsverwaltung erforderlich. Zn den anter /i, (ji, hi und 
// angeführten Beschlüssen ist die Vertretung von einem Zehntel des Aotien« 
Capitales und eine Mehrheit von zwei Dritteln der in der Generml-Versnmm- 
long vertretenen Stimmen erforderlioh. 

t>. 43. 

Ueber die Verbandlangen der General- Versammlung wird ein Protokoll 
gellihrt, welebes von dem Voraitzenden, dem SohriftfUhrer und zwei doreb 
die Oeneml-Tersammlang aus ihrer Mitte gew&hlten Btimmbereehtigteii 
anterzeiebnet wird. 

Der Drechrift des ProtokoUea wird daa Verzeiobnias der anwesenden 
Stimmberechtigten mit Angabe der von jedem vertretenen Stimmsahl nebst 
den Vollmachten beigefügt. 

Die im Protokolle der Qeneral-Versammlong verzeichneten Besehlllsie, 
mit welchen Handlangen oder Unterlassangen der Verwaltangs-Organe g«t- 
geheissen oder gerechtfertigt erklMrt werden, haben den letzteren als 
Absolatoriam an dienen. 
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Die BesoblOtse der G^Deral-Venaoinilang sind für die einxelnen Aotio- 
nlre unbedingt yerbindlich. 

V. Abschnitt. 

Revisions- Aussohuss. 
§. 44. 

Der zur Prüluii^ der ( M'!^ells(^hal'ls-R(.'o}iiiiin;;en bostimrate Revisions- 
Aus3cliu>^8 besteht aus droi Mit^Miedorii und zwei Kr.satzmäiinern, welche 
alljährli'-h von der ordentlichen General- Verr^ammlun^r aus den der Ver- 
waltung nicht angehörenden Stimmberechtigten gewühlt werden. 

Üie Ersatzmänner treten nur im Falle der Verhinderung der Mitglieder 
des Revisious-Au.sseluiases und zwar nach der Reihenlolge der »Stiaimea, 
welche sie erhalten haben, in Funktion. 

Bei gleicher Stiuauieiuahl eutttcheidet darüber daa Loos. 

§. 45. 

Der ReTifllons-Ausschuaa bat die Bichtigkeit der abgeschloesenen 
Jahresrechnungen ZU prüfen ; er ist zu diesem Behüte berechtigt, von den 
Büchern und der gansen Gebahrung der GeftelUchaft fiinsioht zn nehmen and 
Yon den RechnungRiegern die nöthigen Aufklärungen abzuverlangen. 

Er bat seinen Betund der General-Versammlang vorzulegen. 

Die JabresreebnangB-AltschlUf^se und Bilanzen sind iiim Hingsten» vier- 
zehn Tage Tor der zur Beschlassfassang darUber bestimmten General- Ver- 
aammlnng mitzntheilen. 

VL Abschnitt 

Bilanz, Gewiunvertheiiuug, Tilgung des Anlage - Capitais. 

§. 46. 

Die Rechnungen der Gesellschaft werden alljährlich am 31. December 
abgeschlossen und mit der Bilanz und dem Gutachten des Revisiona-Aus- 
schosses der General-Versammlung vorgelegt. 

Daf» erste (Jeschäftsjahr umfasst die Zeit von der Couatiiuiruug der 
Gesellschaft bis zum 31. December 1871. 

Das nach Bestreitung aller Betriebs- und Erhaltungs-Auslagcn. der 
eventuellen Kosten der Beschaftung des zur Ziusenzalilung und Capitals- 
Tilgung erforderlichen »Silbergeldes, der Verluste und Abschreibungen vor- 
handene Erträgniss wird verwendet: 
aj Vor Allem zur Zahlung der Zinsen und der Tilganggquote für die 

Prioritäts- Obligationen ; 
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bj zur liestr^'itiiii'r vdii niiilpt'ict'nti^jrcii Zinsen des Af'tion('a)»itals, sowie 
der {seinerzeit zur Actieutilguog in dein betreffenden Jalire edorderlichen 
Summen. 

Erjribt sich ein Uebersehugs über das vom Staate garautirte Rein- 
ertriigui^^8, so wird die Hälfte desselben zunächst zur Kückzahlung der etwa 
vom Staate in Folge der gewährten Garantie geleisteten Vorschüsse im Sinne 
des §.18 der Allerhöchsten Concessions-Urkunde verwendet. 

Insolange jedoch im Sinne des Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Mära 
187'). K. (;. Bl. Nr. ,58, von der Staatsverwaltung behufs der Bedeckung 
der l;< triebskostenabgänge geleistete Vctrschüsse anshaften, hat die vor- 
stehende Bestimmung — wornach nur die Hälfte des die garantirte .lahres- 
snmnie ttberschreitenden Reinertrages zur Zurückzahlung der Gkirantie- 
VorscIillBBe sammt Zinsen an die Staatsverwaltung abzuführen ist — nicht 
Anwendung zn finden, nnd ist der gesammte Ueberscbuss über das Tom 
Staate garantirte Reinertitgniss snr Tilgung der behnfe der Bedeckung der 
Betriebskostenab^nge erhaltenen Vorsohlisse Torzugsweise, und zwar ins- 
besondere mit dem Vorrange vor der Rtickzahinng der GaranUescLulden zu 
verwenden. 

Von dem nach Leistung oben genannter Rttckzahlungen an die hohe 
Staatsverwaltung verbleibenden Reste werden wenigstens 10 Peroent dem 
Reservefonde, welcher auch zur Erneuerung des Hetriebsmateriales oder zu 
Reconstruotionen verwendet werden kann, zugewiesen. 

Der hiemach verbleibende Ueberschnss wird als Snperdividende oder 
in der sonst von der General- Versammlung beschlossenen Weise vertheilt. 

Wenn der Reservefond mehr als 10 Peroent des Actien-Capitals beträgi, 
kann die weitere Vermehrung von der General- Versammlung sistirt werden. 

§. 47. 

Die Zahlung der Zinsen der Actien erfolgt halbjährig am 1. Jänner 
nnd 1. Juli, jene der Prioritäts- Obligationen halbjährig am 1. März und 
1, September. 

Superdividenden werden am 1. Juli ausbezahlt. 

Zinsen nnd Dividenden, welche binnen drei Jahren nach ihrer Fällig- 
keit nicht behoben werden, sind zu dunsten der Gesellschaft verfallen. 

§ 48. 

Die Tilgung des Actien-CitpitalB erfolgt innerhalb der Conoessiontdaner 
nach dem der Staatsverwaltung zur Genehmigung vorzulegenden Tilgnngs^ 
plane. 

Der Tilgung der Actien hat Jene der Prioritäts-Obligationen voran- 
zugehen. 
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Die Reihenfolge der zu tilgenden Prioritäts-Obligationen und Aekien 
wird dnreh Veriosnng bettimmt. 

Die VerloanDgen werden in Wien in Gegenwart eines k. k. Not«» vor- 
genommen. 

Die Nnmmern der gezogenen PrioritXts-Obligationen und Aetien werden 
in Gemissheit des §. 6 knndgemaeht. 

Die getilgten Aetien werden gegen Gennssseheine nmgetauseht, deren 
Besitzer keinen Anepmeh anf die im §. 46 unter hj erwähnten Aetienzinseni 
im Uebrigen aber gleiche Bechte mit den Aetienbesitzem haben. 

Insbesondere werden bei Beurtheilung der BesehlnssfiUiigkeit der 
General-Versammlung und bei der Bemessung des in derselben rertretenen 
Gspitales (§. 37) die Genusssoheine den Aotien gleicbgeacbtet. 

Das Formular der ebenfalls anf Inhaber lautenden Genusssoheine wird 
«emerzeit Tom Verwaltungsrathe mit Genehmigung der hohen Staatsverwal- 
tung festgestellt. 

VIL Abschnitt. 
Streitigkeiten, Staatsaufsicht, Auflösung. 

§. 49. 

Streitigkeiten ans dem Gesellscbafts-yerhilltnisse werden von dem 
Sehiedsgerichte der Wiener Handelskammer ohne weitere Berufung aus- 
getragen. 

§. 50. 

Das der hohen Staatsverwaltung vorbehaltene Aufsiohtsreeht wird von 
deiselben »ach den Bestimmungen der allgemeinen Gesetze und insbesondere 
in GemSssheit des §. 20 der Allerhöchsten Ooncessionsnrkunde gettbt 

Mit RQcksioht auf die hiermit verbundene GesehSftslast wird von der 
Gesellschaft eine Jährliche PauschalvergQtnng an den Staatsschatz geleistet, 
deren Höhe von der Staatsverwaltung bestimmt wird. 

§.61. 

Die Gesellschaft ver])fli<'htet sich, <ii<' um eine Dionstes^toUn siel» 
bewerbenden und dazu geeigneten Militärs vor anderen Bewerbern zu berück- 
sichtigen. 

Vorzugsweise aber wird .sie die nu> Anl.iss von Verandcrunj^en im 
^ erwaltungsorganisnius disponibel wenlt iidtm Stantf^beamten, — insoferne 
sie den Erfordernissen iler liir die k. k. priv. Vorarlbcrf;er Bahn aufzustellen- 
den Dienstordnung entsprechen — bei Bewerbungen um eine Dienstesstelle 
möglichst berücksichtigen. 
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§. 52. 

Im Falle der Anflösnng der GeBelleohaft (§. 6) wird die Art der Liqui- 
dation TOD der General- Versammliiiig mit Genebmigong der hohen Staats- 
verwaltung in Gemäseheit der Bestimmungen des Handelsgesetzes und der 
AUerlidohf^ten Conoessions-Urkunde festgestellt. 

^r. 18.267. 

Vorstehende Statuten, welche an die Steile der unterm 9. Juli 1871, 
Z. 7886 bestitigten Statuten treteut werden auf Grund Allerhöchster 
£nnllehtignng genehmigt. 

Wien, am 24. December 1875. 

Der k. k. Minister des liiuern: 
(L. 8.) iasser m. p. 



2m Anmerkung zum Gesetze \om 20. Mai 1809^ R. G. Bl. ^r, 91, 

betreffend die ZugestandnisBe und Bedingungen fQr eine LocomotiTeisenbalui Ton 
Bludens über FeMkirch und Brepenz an die österreichisch-bayerische Urense bei 
Loiblacb mit Zweigbalinen. Bd. 11, Abth. 2, Seite l'ilö. 

Zu Artikel II, Punet 8. 

Mit Artikel III des GeBotzes vom 28. Miirz 1S75 (vgl. unten 5). mit 
welchem die Kegicniiiir ermächtigt wurde , der Actiengesellschnft der 
k. k. privilcgirten Vorarlhcrger Balm bcliufs Hedeckung der JJetriebskosten- 
Abgän;.'^»' N'drscliiisse zu gewähren, wurden die Ii«'stimmungen bezüglich der 
Rück/ahlniig der Gjiranticvorschüpse dahin geändert, daf»s zur Tilgung der 
behufs l{ed( ckiing der Betriebskostenabgänge geleisteten Vorschii.«»se die 
ganzen ErtragsUberschüssc vorzugsweii;e. und zwar insbesondere mit dem 
Vorränge vor der Kückzahluug der Garantieschuldeu zu verwenden sind. 



3. Anmerkungen zur Concessionsurhnnde Tom 17. August 1869^ 

K. G. Bl. Nr. I(i9, 

fUr die Eificnbahn von WikIchz ül.cr Frldkir« h und iJrejjonz an die österreichiacb- 
bayeriecbe Grenze bei Loiblacb mit Zweigbahnen. Bd. II, Abth. 2, Saite 1918. 

Zu §. 8. 

Mit dem llandelpuiinisterial Erlasse vom 19. Februar 1873. Z. .')10U, 
wurde dem Verwaltungsruihe gestattet, die Einliihrung der IV. Wageu- 
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elasse im Personenverkebre bis auf Weiteres zu sistiren , dieses Zugeständ« 
nisB jedoch an die Bedingung geknüpft, dassHansirern, Handwerksburschen, 
Dienstboten, Tagldhnerny Fabriksarbeitern etc., die sich ab solche legiti- 
iniren, die Fahrt in der III. Olasse gegen Lösung von Fahrlcarten IV. Classe 
gestattet werde. Mit dem weiteren Handetsministerial -Erlasse vom 15. Sep- 
tember 1874, Z. 29963, wurde der Gesellschaft die Bewilligung ertheilt, die 
Hsximaltarife fttr den Personenverkehr bis auf Weiteres auf 36 kr. in der I., 
27 kr. in der II. und auf 18 kr. in der III. Wagenclasse au erhöhen. Diese 
erhöhten Fahrpreise wurden am 1. Jänner 1875 in Wirksamkeit gesetzt und 
später mit dem Gesetze vom 28. März 1875, Artikel II (vergl. unten 5) 
bestätigt, wonach auch der Verkehr mit Wagen IV. Gasse eingeRtellt bleibt. 

Zu §. 18. 

X)\o Bestiramuiifr bezüglich der Kückzalilun^^ der ( Jariintieschulden 
wurdf durch Artikel III des Gesetzes vom 28. März 187ö mctdilicirt. Ver- 
gleiche die Anmerkung' zum Gesetze vom 20. Mai 1869 oben sab 2 und das 
das oitirte Gesetz sub 5. 



i. £rlMS des sehweizeriseheu Bundesrathes vom 7. October ib7i, 

«n den Verwaltangsrath der k. k. priv. Vorarlberger Bahn, betreffend die Erhöhung der 
Personentarife auf den schweizeriichen Thcilstrecken der Vorarlberger Bahn. 

Hern, den 7. October 1874. 

Der sch w( i zeriacbe Buudesrath an den V <• rwaltuugärath der 
k. k. pr ivilegirten Vorarlbergcr liahn in Wien. 

Hochgeehrte Herren I 
Wir haben dem tou Ihnen mit Eingabe vom 20. M. gestellten 
Ansnehen willfahrend, duroh Sehlussnahme vom heutigen Tage die Be- 
willigung dasu ertheilty dass die Haxiroaltarifsätae im gewöhnlichen Per- 
Bonenverkehre mit 36 kr. in erster, 27 kr. in sweiter und 18 kr. in dritter 
Classe fBr die Meile vom 1. Jänner 1875 an auch auf den sohweizerisehen 
Teilstrecken der Vorarlberger Bahn bezogen werden. 

Indem wir Sie hiervon zu benachrichtigen uns beeilen und die Ein- 
Udung damit verbinden, die neuen Taxen sofort im schweizerischen Bundes- 
blatt, Howif in Ihren Publicationsorganen bekannt zu machen, erneuem wir 
Ihnen znjrleicli die Versiclieriiiifr unserer vollkommenen Hochachtung, 
hu Namen des schweizerischen Buudesrathns •* 

für <l«'n Bundespräsidenten: 
J. M. Kflnsel m. p. 

D*r Kanzler der Eidsrenct^^^enschalt: 
SchicSft in. p. 
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5. üesctz vom 2b, März lH7o, K. G. Bl. Mr. 58 aud 0. fil. Kr. iH, 

wegen GewXhrang von StaatsToi sciuissen behufs Bedeckung ddr Betriebskoetenabging« 

der Yorarlberger Bahn« 

Hit Zustimmung beider Häuser des Beichsrathes finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 

Artikel 1. 

Die Regierung wird ermScbtigt, der Actiengesellscbaft der k. k. priri- 
legirten Vorarlberger Bahn behuCs Bedeckung der Betriebskoetenabgänge 
Vorschüsse in Noten zu gewähren. Diese Vorschüsse dürfen jedoch im Gänsen 
in keinem Falte den Betrag von 911.000 fl. in Noten übersteigen. 

Artikel II. 

Der Maximaltaril lür den Personeuverkelir der Vorarlbergor Bahn wird 
für die F'erson und Meile bei der 1. Classo mit 3ß kr., hei der Ii. Ciassemit 
27 kr.. dor III. ('las.se mit 18 kr. festgesetzt; der Verkehr mit Wagen 
iV. Classc Idt ibt eingestellt. 

Die Tilgung der Aotien hat insolange zu unterbleiben, ah "^i^li ein 
Betriebsah^ving ergibt: der dadurch ersparte Betrag ist in die Betriebs- 
rechnung als Einnahme einzustellen. 

Artikel III. 

Bücksichtlich der Erfolglassung, Verzinsung uud'BUckzahlung der im 
Artikel 1 erwMhnten Vorschüsse haben die im Artikel II des Gesetzes vom 
20. Mai 1869 (B. 6. Bl. Nr. 91) iür die Garantierorschüsse der Vorarl- 
berger Bahn getrolTenen Bestimmungen sinugemäB» mit der Modification 
Anwendung zu finden, dass zur Tilgung der im Einjran;^e dieses Artikels 
bezeichneten Vorsriiiisso die franzen ErtragsüberschÜHse voizujrs weise, und 
zwar insbesondere mit dt in Vuirauge vor der Kückzabiun^' der Garaulie- 
scliuldcn zu verwoiiden sind. 

Insolange daher im Sinne des Artikels I <\q^ jregenwärtiireii (if.seizes 
Von der Staatsverwaltung geh'i.stete Vorschüsse ausliMlten. hat die BeAtiiu- 
niung des ArtikeU II. Punkt 3 des (djjgen Gesetzes — wonach nur die ilalftc 
des die garantirte .Iniiressumme iiherschreitenden lieiiiertiages zur Ziiriick- 
zahiuntr eines vom Staate geleist<'teii Vorschusses sammt Ziuseu au die 
Staatsverwaltung abzuiühreu ist — nicht Anweuduug zu üudeii. 

Artikel IV. 

Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes, welches mit dem Tage seiner Kund- 
machung in Wirksamkeit tritt , sind der Handelsminister und der Finanz- 
minister bealiftragt. 

Wien, am 28. MSrz 1875. 

Franz Joseph m. p. 

Aiersperg m. p. iMhans m. p. Pretis m. p. 
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Naehdem die im Artikel II dieBes Oesetzea enthaltenen Tarifbefttim- 
muigen in Folge der Handelsminieterial-ErläsBe vom 19. Februar 1873, 
Z. 5100, und 16. September 1874, Z. 29962, bereite in Wirksamkeit geeietst 
wtreo und die durch Artikel III bedingte AbSndernng, beziehungsweise 
£rgSiizung des §. 46 der Gesellsehafls-Statttten vom Verwaltnngsratfae sofort 
eingeleitet wurde, weitere die dureh Artikel II, Alinea 2 nothwendig gewor- 
dene Abänderung des Amortisationsplanes fQr die Aotien erst dann erfolgen 
kiiui, wenn die Amortisation der Aotien wieder aufgenommen wird, wurde 
Ton den Ministem des Handels und der Finansen nioht für nothwendig 
erkannt , auf Grund dieses Gesetzes mit der Actiengesellschaft der Vorarl- 
berger Bahn eine weitere Vereinbarung einzugehen und wurde der Verwal- 
tongsrath hieven mit dem Handelsministerial -Erlasse vom 13. Juni 1875» 
Z. 15471, in Kenntniss gesetzt. 
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Botzen-Meraner Eisenbahn. 

(Vgl. £rg.-B4. 1, Seite 627). 

1« Klliidmacliii)i&: <le> HaiidcIsTiiiiiisteriutns vom 14. Juli 1874^ 
K. 0. öl. Nr. lo; und C. Bl, Jir. 82, 

womt die Ceneeuion tod H. Seplember 1672 (R. (i. Bl. Nr. 14.1) für eine Loeonetiv-EiBeibiki 

von BoUen naeh Merui fflr erloschen erkliri wird. 

Die^ kraft der OonoessionsorkuDde roin 14. September 1874 (R. G. Bl. 
Nr. 143} dem Carl Freiherm von Schwnrz, Johann Putzer-Keibegg 
und Eduard von Weiuhart ertheilte Concession zum Bau und Betrieb einer 
Locomotiv-Eisenbahn von Bötzen naeh Meran ist nicht zur AiiJ^nilirung pe- 
lanjrt. und wunlo zufolge Allerhöclistcv EntsrhlieHSung vom 22. .luiii 1874 
im Sinne des 17 difser (.'oneesHi(»nsurknnde. wej^en Ni<hterriilluni: (i<"r 
dariu deu Concessiunären aulerlegten Verptlichtungen, als eriuschen erkläri. 

In Vertretung den HandelministerB: 

Der Arkerbauinin ister: 
C'UMfCkj m. p. 



2. Oesets yom 11. Hl&rz 1876, R. G. Bl. Nr. 38 und C. Bl. Nr. 40^ 

beirtUt^nddie bedinguogeo undZugestäüdoissf lür dit* Sicherstelluogeiner Loealbahn vonßoun 

nach .Mfran. 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reiohsratbes finde Ich anzuordnen« 
wie folgt: 

Artikel I. 

Die HcL'ieruiifr winl orniächtijrt. Im ! Krtlicilun}; der Conce^^sion zum 
Baue und iU'tri« !»«' »inor .-in die SUdbalin ansclilifs^enden Localbahn Vi'U 
B<»zf'n na' h Meran zum Zwecke der Dur<*lifiihrunfr des Baues verzin<»liciiP 
Bauvurncbütise bis zum Betrage von einer Million (1,000.000) Gulden üsterr. 



Digitized by Google 



liutzen-MeitVitei' Bahn. 



469 



Wührong in Noten snzusiobern und unter den nachfolgenden Bedingungen 
zn leisten. 

Artikel II. 

Die Ausfolgaug der nach Artikel I /it Icjfiteiiden Banvorachttsse bat nach 
Mass«rabe der von den Conceftsioiiiiron. iteziehungsweise von deren Rechts- 
naelifolger geleisteten Arbeiten und Materialbeistellnngen anf <irundlage der 
beizubringenden gehörig belegten Nachweisungen gegen nngeetimpelte Em- 
pfangsbestStigung zu geschehen. 

Die Höhe der Vorechnesraten ist derart festsnsetzen, dasa dieselben den 
Betrag der Hälfte der jeweilig verausgabten Gesammtbaukostensnmme nicht 
llberechreiten. 

Artikellll. 

Die in oKi^rt r Wt'ir;c i rfoljrtt'n Srnatsvorsciiüsso haben aU ein den Con- 
cessionäron von dt'rStatsvfM waltuii;? <;('leistctes Darlehen zu {polten, für wclelies 
der Letztt'icn bis zur crfolf^'tcii pänzlirlion Rü^-kzablunf; nut'allo von den Con- 
cessiniiäivii zum Zweck" der Herstellung; der Balm erworbenen (iriindstücke 
un'l darauf errichteten Bauten, sowie auf alle zum irbMehon Zwecke beipe- 
Bchaflfen Materialien das Pfnndreeht mit d' m Vorranj^e vor allen aus was 
immer für einem Titel entsprinf^euden Fordenin;;en vorbehalten wird. 

Solnild für die im Artikel I bezeichnete Eisenitahn eine biielierliclie Kin- 
laje errielitet wird, kann das der iStaatsverwaltung vorbelialtene Pfandreclit 
auf die einen Bestandtheil d<M- Eiulag:e bildenden Sachen beschränkt werden, 
(g. 5 des Gesetzes Tom 19. Mai 1874. ß. G. Bi. 70.) 

Ai t i kel IV. 

Der den Concessionären ertheilte Staatsvorschuss ist vom Beginne des 
zweiten Betriebsjahres an mit jiihrlich fünf Percont zu verzinsen. 

Zur Erfüllung dieser VerzinsungspHicht soll jedoch in der Zeit vom Be 
g:iiiue des zweiten bis zum Ablaufe des zehnten Betriebsjahres in keinem 
Kalle mehr als die Hälfte der etwa erzielten jährlichen BetriebsttberscliUsse 
Ton der Staatsverwaltung in Anspruch genommen werden. 

Sollte vom Bep'inne des zweiten Betriehsjahres an die Hälfte des in einem 
Jahre erzielten Betriebsüberschusses die zur fiinfpercentigen Verzinsung des 
Staatsvorschussee erforderliche Summe Ubersteigen, so ist der bezügliche Mehr- 
betrag vorerst zur Tilgung der noch rückständieen fUnfpereentigen Zinsen, so- 
daDu aber snr Tilgung der Capitalsscbuld zu verwenden, welch' letztere 
ttberdiess, wenn sie nach Ablauf des dreissigsten Betriebsjahres noch ganz 
oder zum Theile aufrecht bestehen sollte, von diesem Zeitpnnote angefangen 
jederzeit kttndbar ist. 

Als erstes Betriebsjahr hat in dem Falle, als die Eröffnung des Betriebes 
in der ersten Jahreshälfte erfolgt, das Jahr der Betriebseröffhung, falls die- 
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selbe jetlofh in der zweiten .TalireHliälfte erfol;jrt. der Zeitr:imn \ uiii T;i^e der 
Betriebsei'üffuutig bi6 zum Schlüsse daa uäcltsti'olgeudeu Jahres zu gelleu. 

Artikel V. 

Bei lOrtlieilun^ iler Concession liir «lio in Artikel l bezeichnete Eisen- 
bahn k iiueu ferner die uacht'olgeudeu tiuanzielien BegUustiguagen gewährt 
werden : 

a, Di<' P^eheiung von der Einkommensteuer und der Entriehtunp: der rnu- 
pon-StatnpelfrebUhren. How ie von jeder Steuer, welche etwa dureli küiif- 
ti;_'-e (lesetze ein^refUhrt werden sollte, während der Bauzeit umi (hirch 
zwanzig Jahre vom Tage der Eröffnung des Betriebes auf der ganzea 
Balm ; 

bj die Befreiung von den Stämpehi und GebiUiren für alle Verträge, Ein- 
gaben und sonstijren Urkunden zum Zwecke der Capitalsbeschaffun?, -io 
wie Baues und der InstruiruDg der Bahn bis zum Zeitpuncte der 
Betriebseröffnung ; 

Cj die Befreiung von den Stämpcln und Gebühren für die erste Aufgabe 
derActieii nnd I*rioritätfiobligationen.mit Eiuschluss der Interimsscheine, 
sowie der bei der Grundeinlösnng auflaufenden UebertragungsgebUhr* 

Artiitel VI. 

Zur Wahrung der speciellen Interessen, welche der Staatsverwaltung 
aus den geleisteten Bauvorsehii."<Ren erwachsen, ist derselben das Recht vor- 
zubehalten, die wirkliche und zweckmässige Verwendung aller zur Herstel- 
lung und Inbetriebsetzung der im Artikel I genannten Bahn beschafften Geld- 
mittel durch zu diesem Zwecke aufzustellende Staatsorgane auf jede ihr 
geeignet erscheinende Weise unmittelbar za Überwachen. 

Die Kosten dieser speciellen Bauaufsicht sind von den ConcessionäreO} 
beziehangsweise von deren Rechtsnachfolger in dem vom Handelsministeriom 
festzusetzenden Betrage zu vergüten. 

Artikel Vil. 

Diese Bahn ist als eine normalspurige Secnndärbahn mit einer Unter- 
bankronenbreite von höchstens vier Metern herzustellen, nnd das Maximal- 
gewicht der Schienen wird im Falle der Verwendang von Eisenschienen anf 
38 Kilogramm per Meter festgesetzt. 

Auf dieser Bahn haben dieZttge mit einer Geschwindigkeit von höchstens 
zwanzig Kilometern per Zeitstunde zn verkehren, nnd es wird die BegieruDg 
ermXchtigly nicht nur beim Baue alle thnnlichen Erleiehternngen zu gewihren, 
sondern auch in Bezug auf den Betrieb von allen in der Eisenbahn- Betriebs- 
ordnung vom 16. November 1851 (R. G. Bl. Nr. 1 ex 1852) nnd den ein- 
schlägigen Nachtragsbestimmungen vorgeschriebenen Sicherheitsvorkeh- 
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rangen insoweit Umgang zu nehmen« als diese mit Rücksicht auf die ermässi^e 
Geschwindigkeit zulässig erssheint. 

Artikel VIll. 

Die im Artikel I bezeichnete Eisenbahn mu8s binnen längstens drei 
Jahren, vom Tage der GoncesBionsertheihing an gerechnet, vollendet und 
dem öffentlichen Verkehre Übergeben werden. 

Artikel IX. 

Für ilieErfUllung der iibernomnienen Verpflichtungen haben die Conces- 
!«ionäre der Staatsverwaltung in der von ihr zu bestimmdeneu Art und Weise 
eatspreebende Sicherheit zu leisten. 

Die aus diesem Anlasse hervorgehenden Acte und Urkunden gemessen 
die Gebttbreo- und Stämpelfreiheit. 

Artikel X. 

Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem Tage seiner Knndmaohung in 

Wirksamkeit. 

Mit dem Vollzuge desselben werden der Handelsminister und der Finanz- 
minister beauftragt. 

Wien, am 11. März 1876. 
Franz Joseph m. p. 

Aicrsperg m. p. CkluMeckj m. p. Prelis m. p. 
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K. L priv. niederösterieichisclie Süd-West-Balmen, 

Die B&hnlinien der bestandenen Actienge»elUchaft der k.k.priT. niederösterrcichiielttB 
Sfld-Wesi-Bfthnaa sind auf Orand des Gesetses Tom 6. Juli 1878 in dM Elgenthnm d«s 
Staates flbergeganiKeii und werden von diesem nunmehr unter der Beaeichung .K. k. 

nicder8sterreichi8che Staaisbahnen" in eigener Regie betrieben. Die bexQf- 
liohen Dooumente gelangen im nächsten Ergänsungsbande dieser Sammlung vm 

Abdrucke. 

!• 8tatateu 
der k. k. priv, BiederfistorKichiseheii SAd-WesUBthnen, 

I. Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen. 

Artikel 1. 

Auf Grandlage der a. h. ConcessionBorkonde vom 3. November 1874« 
B. G. BL Nr. 10 ex 1876 nnd des Gesetses vom 12. USrz 1876, R. G. Bl. 
Nr. 68 erriehten die Herren: Victor Graf Wimpffen im Vereine mit 
Adolph Horst) Leopold Hntterstrasser, Alexander Cnrti «nd 
Angnst Kdstlin unter den hier folgenden Bestimmungen eine Aetien- 
gesellsehaft und Übertragen an dieselbe die auf Grund dieser a. h. Ooncei- 
sion und der Cebereinkommen mit der Staatsverwaltung vom 31. Jlnasr 
1876, R. G. Bl. Nr. 11 und vom 9. Hai 1876, R. G. Bl. Nr. 69 erworbenes 
Reohte und Übernommenen Verbindlichkeiten. 

Bweek der Ctoaellaeluiflt. 

Artikel 2. 

Der Zweck der Gesellschaft ist der Bau und Betrieb der durch die 
oben nXher bezeichnete a. h. Concession bewilligten Locomotiv- Eisen- 
bahnen: Von Loobersdorf nach St. Pölten mit Zweigbahn nach Schrambaoh. 
eventuell Freyland, von Leobersdorf nach Gutenstein und von Pöohlan 
nach Gaming. 
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Sita «ad Firma der GeseUachaft. 

Artikel 3. 

Die Gesellsehaft bat ihren Sitz in Wien. Die Firma lautet: «K. k. prir. 
niederdflterreiohiBobe Slld-Weat-Bahnen** und wird in das Handels* 
register des k. k. Handelsgerichtes in Wien eingetragen. Die Firma wird in 
der Art gezeichnet, dass den vorgedrnokten oder von wem immer gesehrie* 
bcnen Worten: „K. k. priv. niederösterreichische Söd-West- 
Bahnen'* zwei Mitglieder de« Verwaltungsiathes, oder ein Mitglied des- 
selben und ein mit der Procurafiihriing betrauter Gesellschaftsbearater, 
letzterer jedoch mit einem die Procura uiideuteuden Zusätze, ilire Namen 
eigenhändig beii>etzeu. 

(^■■tUalniiiS and D»Mr der ClcaeliMii«ft> 

Artikel 4. 

Naeh definitiver Geuelimigun;; der Statuten seitens der hohen Staats- 
verwaltung und erfolgter Zeichnung des gesammten Actien-Gapitales erklärt 
rieh die Geaellschatt für conatituirt. 

Sie tritt mit dem Tage der Eiiitrajrnng in das Handelsregister des k. k. 
HandelBgericbtes Wien in Wirk.samkeit und endet mit dem Erlöschen der 
Eiaenbahnooncession oder duroh freiwillige Auflösung. (Art. 47.) 

Artikel 5. 

Die Kundmachungen der Qesellseliaft erfolgen rechts wirksam durch 
dreimalige Einschaltniig in der amtlieheu „Wiener Zeitung-*. Ausserdem 
kian der Verwaltungsrnth diese Kundmachungen auch durch andere von 
ihm EU bestimmende Zeitungen verlautbaren. 

IL Abschnitt. 

ABlageeapital* 

Artikel 6. 

Das Anlagecapital wird auf 11,232.000 fl. iisterr. Währ, in Silber fest- 
gesetzt. Ei* besteht aus a,610.0U0 tl. iu Actien und 7.622.ÜUÜ 11. iu Priori- 
tits-Obligationen. 

Die Aetien lauten auf 200 H. in Silber und ;inf den Inhaber. 

Die Ausgabe der Prioritäti^-Obilgatioueu darf nur mit Genehmigung der 
hohen ätaatsverwaltung erfolgen. 

Artikel 7. 

Die Aetien werden nach dem beigeftigten Formulare A ausgefertigt, 
Bdt fortlaufenden Hummern versehen, ans einem Juxtabuobe ausgeschnitten 
nd mit der Finna der Qesellsohaft untenseichnet 
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Sie werden mit DiTidenden-ConpoDB anf die Dauer von 10 Jahren naek 
dem Formulare B TerBebeni nach deren Ablauf weitere CouponsbOgen gegen 
Vorweisung des nach dem Formulare C ausgefertigten Talon ausgefolgt 
werden. 

Die Genehmigung des Formulares der Prioritäts-Obligatlonen wird bei 
Begebung derselben der Staatsverwaltung vorbehalten. 

Artikel 8. 

Die Einsahlungen anf die nicht Von der Staatsverwaltung zu ttbemeh> 
menden (Art. 10) Aetien werden, soweit dieselben nicht bereits von den 
Coneessionären ausgeschrieben und eingefordert wurden, vom Verwaltungs- 
rathe der Gesellschaft in der von ihm su bestimmenden Zeit und Art, jedoch 
mit Beachtung der einschlägigen Bestimmungen des allg. Handelsgesetz- 
bnches Artikel 320, 221 und 222 ausgeschrieben und eingefordert. 

Diese Einsahlungen können nicht blos in Barem, sondern je nach 
Hassgabe der diessfäUigen Kundmachungen der Ooncessionüre, beziehungs- 
weise des YerwaltimgRrathes und mit Zustimmung der hohen Staatsverwal- 
tung auch in anderen Wertfaen oder Leistungen geschehen. 

Ueber die auf die Actien geleisteten Theiizahluiigen werden anf 
Namen lautende InterinisBclieine nach dera Formulare D ausfrestellt, dieselben 
werden nach geschehener Volleinzahlung des Actieucapiials gegen Actien 
unigetaust-lit. 

Artikel 9. 

Actienzeichner, welche nach erfolgter ordnungsmlUsiger Aufforderung 
(Art. 8) die Einzahlung unterlassen, werden des Anrechtes aus der Zeich- 
nung ihrer Actien und der geleisteten Theilzahlungen zu Gunsten der Gesell- 
schaft verlustig. 

Jeder Zeichner von Actien ist jedoch für die Einzahlung (Art. 8» 
Alinea 2) von 40 Pereent des Nominalbetrages der gezeichneten Aetien 
nach den Bestimmungen des Artikel 222, Abs. 2, H. G. B. unbedingt ver- 
pflichtet, insofern nicht durch Vertrüge mit jenen Aetienseiohneni, welche 
die Einsahinngen nicht in Barem leisten, deren Verpflichtung zur Einzah- 
lung eines höheren Betrages festgesetzt ist. 

Betliellis«ng EtwiaklaMc Seite «ev StMitoverwattuc» 

Artikel 10. 

Die Staatsverwaltung hat si.-li auf (irund des Gesetzes vom IG. Mai 
1874, R. O. Iii. Nr. G4, nach Mass^Mhe der Bestimmungen des mit de" 
Coneessionären geschlossenen Ucberciiikomniens ddo. 31. JUuner 1876, 
R. G. Bl. Xr. 11, behufs sofortigen Beginne-^ und der Durehlührung des 
Baues der im Artikel 2 genannten Eisenbahnlinien verpdichtet, unverzins- 
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liehe BanrorschUsse in der Höhe von 2,500.000 ü, ö. W. in Banknoten an 
die ( once^igionäre zu leisten und für die hieraas entstehende Forderung 
Actien der Gesellschaft smn vollen Nennwerthe als Zahlung anzunehmen. 
Für die von der Staatsverwaltung so {releisteten Barvorschttsse ist derselben 
avf alle Barnten der Eisenbahn-Linien Leobersdorf St. Pölten mit der Ab- 
sweignng nach Schrambach, beziehungsweise Freiland, Pöchlarn-Gaming 
und Leobendorf-Gatenstein, sowie auf alle zum Zwecke des Baues beige- 
g43]ialflen Materialien das Pfandrecht mit dem Vorrechte ror allen ans was 
immer für einem Titel entspringenden Forderungen für so lange eingeiSumt 
worden, als nicht die erfolgte Bescbaffhng der gesammten snm Ausbaue 
dieser Bahnen erforderlichen Geldmittel nachgewiesen sein wird. 

m. Abschnitt. 

Iiettang mm4k ¥«rw«ltaiig dMp ClMellMhftft* 

Artikel 11. 

Die Gesellschaft besorgt ihre Angelegenheiten: 

1. (luroli den Verwaltungsrath j 

2. die Direction ; 

3. den Revisions-Aussciiuss ; 

4. die Generalversammlung. 

1. Der Verwaltnngsraih« 

Artikel 12. 

Der Verwaltungsrath besteht aus mindestens sieben und höchstens 
fBnfsehn Mitgliedern. 

Die Mitglieder des Verwaltnngsrathes werden für die erste GesehSlis- 
Periode, das ist fOr die Zeit von der erfolgten Constitdrung der Gesellschaft 
bis zur ersten ordentlichen General- Versammlung von der constitnirenden und 
in der Folge von der ordentlichen General-Versammlnng aus den Actionären 
gewählt. 

Ans dem nach Abiauf der ersten Geschäftsperiode zur Gänze neu zu 
▼ihlenden Verwaltungsrathe scheiden jährlich 3 Mitglieder aus. Bis die 
Rftihe zum Austritte nach der Fnnctionsdauer sich gebildet hat. entscheidet 
Äber den Austritt das Los. Die Austretenden sind wieder wählbar. 

So lange die h. Staatsverwaltung durch geleistete Vorschüsse oder 
durch den Besitz von Actien oder Prioritäten bei dem l uternehmen 
unmittelbar betheiligt ist, steht derselben, abgesehen von dem ihr, bezie- 
hungsweise ihren Vertretern, gemäss Artikel 30 dieser Statuten zustehenden 
Stimmrechte, das Recht zur Erneunung von vier Mitgliedern des Verwal- 
tUDgsrathes zu. 

8S 
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Sonach hat während (Ueser Zeit die (icneral- Versammiang nur die übrige 
Zahl der Verwaltungsratlismitglieder zu wäbleu. 

Wenn ein Mitglied des Verwaltiingsrathes vor Ablauf seiner Aratsdauer 
auBBcheidet, oder aber das Recht der Staatsverwaltung auf Bestellung von 
Verwaltnngsrathsmitgliedem aufhören sollte, so kann der Verwaltungsrath 
die erledigten StHllen provisorisch bis zur nächsten Generalversaramlunp 
beaetsen, welche di« definitive Ersatzwahl n. z. für die noch ttbrige Amt»- 
daner der Ausgeschiedenen vominimt. 

Artikel 13. 

Der VerwaltungBrath ist der Vorstand der GeseUsohaft im Sinne dee 
H. G. B.. ihm liegt die Vertit tiini; derselben in Bezng auf die Geschäftg- 
filhrang obf er entscheidet iu allen Fällen, welehe nicht ausdrücklicher 
Zustimmung der General-Versammlung bedürfen. 

Der Verwaltungsrath organisirt den Dienst innerhalb der Gesellschaft 
naoh ICassgabe der von der Staatsverwaltung zu genehmigenden Gesohkits* 
und Dienstinstructionen, ernennt, suspendirt und entlässt den Direotor, sowie 
die Übrigen Beamten der Gesellschaft und normirt deren Bezüge. 

Sämmtliche Verwaltongsrathsmitglieder sind für ihre Getchüftaftthrung 
im Sinne der bestehenden Gesetze verantwortlich. 

Artikel 14. 

Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muss bei seinem Amtaantritte 
25 Stock Actien der Gesellschaft nebst den nicht IKUigen Coupons und 
Talons bei der Gesellsohaftaeasse hinterlegen, welche wfthrend seiner Fune- 
tionsdauer von ihm weder beUstef noch veräuesert werden dürfen. (Art. 20.) 

Diese Bestimmung findet jedoch auf die von der Staatsverwaltung 
ernannten Mitglieder des Verwaltungsrathes keine Anwendung. 

Artikel 16. 

Der Verwaltungsrath wühlt aus seiner Mitte jährlich einen Vorsitzenden 
und dessen Stellvertreter. 

Bei gleichzeitiger Abwesenheit dieser Beiden wird der Vorsitz vom 
Verwaltungsrathe einem anderen Mitgliede übertragen. 

Artikel 16. 

Der Verwaltungsrath versammelt sich über Einla<iuug des Vorsitzenden 
oder seines Stellvertreters so oft, als es das Interesse der (Tcsellschafl 
erfordert. Auch auf Verlangen von 3 Mitgliedern ist der Verwaltungsrath 
vom Vorsitzenden znsammenzuberufen. 

Der Verwaluingsrath i^t beschliisstahig. sobald sämmtliche Mitglieder 
desselben unter Angabe der voraussichtiich zur Verhandlung gelaugendeu 
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Oegen^täud*' rechtzeitig eingeladen wurden und bei der sonach ordnungs- 
n)ä>sig eiuberutenen Sitsang mit Einschluss des Vorftitzenden mindestens die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 

BeBchlttsse werden mit absoluter Stimmenmebrheit der Anwesenden 
ge£u8t, wobei der Vorsiteende mitzustimmen bat. 

Im Falle der Stimmengleiehheit wird jene Meinung zum Besohlnsse 
erhoben, welcher der Vorsitzende beigestimmt hat. 

Den von der Staatsrerwaltong ernannten Mitgliedern des Verwaltungs- 
lathes (Art. 12) steht in Oemässheit des Art. V des Oesetzes vom 12. März 
1876, B. G. Bl. Nr. 68, das Reeht zn, solche Verfügungen des Verwaltnngs- 
rathes zn sistiren, welche ihnen gegen die ans der Betheilignng des Staats- 
schatzes herroigehenden finanziellen Interessen zn yerstossen scheinen. 

Jede Tom Verwaltnngarathe vorzunehmende Wahl erfolgt mittelst 
Stimmzettel. Wird im ersten Wahlgange die absolute Stimmenmehrheit 
nicht erzielt, so erfolgt die engere Wahl zwisohen den Mitgliedern, welche 
die meisten Stimmen erhielten. In die engere Wahl wird die doppelte 
Anzahl der noch zn wählenden Mitglieder gebracht. Erhalten zwei In die 
engere Wahl gebrachte Mitglieder eine gleiche Stimmenzahl, so entscheidet 
das Los. 

Artikel 17. 

Aus dem Verwaltungsrathe ist ein jj^xecutiv-Oonüt^ zu bestellen, 
welches der Direction des Unternehmens stets zur Seite zu stehen hat, und 
ohne dessen Zustimmung letztere keine wichtip:ercn Einrichtungen oder 
AVrfügungen treffen, namentlich keine Vertragsabschlüsse vornelimen darf. 
In diesem Executiv-Gomit^ muss die Staatsverwaltung durch ein von ihr 
bestimmtes Mitglied des Verwaltungsrathes vertreten sein. Die Zusammen- 
setzung und der Wirkungskreis des Bzecutiv-Comit^s wird durch die von 
dem Verwaltnngsrathe im Einvernehmen mit der Regierung zu erlassenden 
Instructionen (Art. 13) genau geregelt. 

Der Verwaltungsrath ist femer berechtigt, unbeschadet der Bestim. 
mungen des Art 231, H. G. B., für bestimmte Geschäfte und für eine 
bestimmte Zeit die Ausäbnag seiner Befugnisse an einzelne oder mehrere 
seiner Mitglieder widerruflich zu fibertragen. 

Ebenso kann der Verwaltung^rath, unbeschadet der Bestimmungen des 
Art. 231 des H. G. B., Beamte der Gesellschaft mit der Besorgung einzelner 
Geschäfte oder Geschäftszweige mittelst Vollmacht betrauen. 

Artikel 18. 

üeber die Berathuugeu und Beschlüsse des Verwaltungsrathcs sind 
jedesmal Protokolle aufzunehmen, woiclio von dem Vorsitzenden oder dessen 
Stellvertreter und dem SchriftlUiirer gefertigt werden. 

52» 
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In dieseo Protokollen sind die Anwesenden namentlich anznftthren und 
die sSnuntlichen gestellten AntrSge nnd gefassten Besehlttsse anfzooebmen. 

Auf Verlangen eines jeden Mitgliedes ist dessen von dem gefasttea 
Besohlnsse abweiehende Meinung zn Protokoll zu nehmen. 

Artikel 19. 

Die Mitglieder tles Verwaltuiifrsratlies erhuUen tür ihre Mühewaltang 
AnwoHenheitsmarken, deren Werth liir die erste Geschäfts-Periode (Art. 41 
von der constitiiirendeii Ueiieral- Versammlung und liir die Folge von der 
ordentlichen General - Versammlung testgesetzt wird. Ausserdem werden 
ihnen Reisekosten und andere durch ihre Function veranlasste Auslagen 
nach Massgabe der diesfalls aufzustellenden Normalien ersetzt. 

Die eve\ituelle Entlohnung einzelner Mitglieder tiir die ihnen vom Ver- 
waltungsrathe im iSinne des Art. 17 übertragenen besonderen Geschäfte 
wird von der ordentlichen General- Versammlung festgesetzt. 

Artikel 20. 

Jene, welehe in Conenra verfallen sind, nnd naeh Aufhebung desselben 
ihre GUnbiger nieht snr GSnze beMedigt haben, femer Jene, welehe wegen 
eines Verbreohens oder wegen eines ans Gewinnsuoht begangenen Ver- 
gehens oder einer solchen üebertretnng in Untersnohnng gezogen and 
nicht schuldlos gesprochen worden sind, können ni^t Mitglieder des Ver- 
waltnngsrathes sein. 

iiso können auch Beamte der Gesellschaft nicht Mitglieder des 
Verwaltungsrathes werden. 

Personen, welche als Bauunternehmer oder Lieferanten in einem 
unmittelbaren Vertragsverhältnisse zu der Gesellschaft stehen, können nur 
mit besonderer Genehmigung der Staatsverwaltung als Mitglieder des Ver- 
waltungsrathes fungiren. 

Der Eintritt eines der oberwähnten Verhältnisse sowie auch die 
Belastung oder Veräusserung der von den Mitgliedern des Verwaltungsrathes 
nach Art. 14 zu hinterlegenden Actien der GeBellschaft hat den unmittel- 
baren Verlust der Stelle zur Folge. 

8. Hl« Oire^UoB. 

Artikel Sl. 

Der Director ist das Vollzugsorgan der Gesellschaft und hat als solches 
die vom Verwaltunjrsrathe gefassten Beschlüsse auszuführen. 

Bei der Sitzung des Verwaltungsrathes bat der Director eine berathende 
Stimme» 
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Artikel 22. 

Dem YerwaltiiDgsrathe sind alle Beamten nnd Diener mit Einschluss 
des Direotors untergeordnet. Der Direotor steht an der Spitse des Beamten* 
kSrpers und hat die Anträge auf Emennnng, Suspension und Entlassung, 
sowie die Antrilge rttcksiehttich der Bezüge, Zulagen und Bemunerationen 
der ihm unterstehenden Beamten und Diener dem Verwaltungsrathe zur 
Besehlnssfaasnng und Genehmigung vorzulegen. 

Der Wlrknngslcreis der Direction und das Verhältniss zu dem Verviral- 
tnngsrathe nnd zu dem aus dem Verwaltungsrath zu bestellenden ExeoutiT- 
ComitA (Art 17) wird dureh die vom Verwaltungsrathe im Einvernehmen 
mit der Staatsverwaltung zu erlassenden Instructionen (Art. 13) nSher 

8* Beviaiona-AMacknMi. 

Artikel 23. 

Der Revisions-Ansschuss bestellt ans drei Mit<:^liederu und zwei Er-^:itz- 
mäiinfru, welche für die erste (iescljättsperioile (Art. 41 von d^r ct»n- 
fitituirenden (jeneral-Vcr.>ainmlun;: und in der Fol^e jährlicii von der ordent- 
lichen General- Vcrsanmiluiig aus den weder dem Verwaltungsratlie noch der 
Beamteuschaft der (iesellschaft aufrehörenden Actionären gewählt werden. 

Die Ersatzmänner treten nur im Fülle der Verhinderung der Mitglieder 
des Revisions-Ausschusses und zwar nach der Reihentolge der Stimmen, 
welche sie erhalten haben, in Function. Bei gleicher Stimmeuzabl ent- 
scheidet das Los. 

Artikel 24. 

Der Revisions-Ansschuss hat das Recht, sich jederzeit Hher den Stand 
. des Gesellschafts-Vermögens und Uber die Geschäftsgebarung der Gesell- 
schaft in geeigneter Weise, eventuell durch Einsicht der Bücher zu inlor- 
mircn und sich in allen Zweigen Ausweise vorlegen zu lassen, und ist ver- 
pflichtet, über Einladung des Verwaltungsrathes jährlich unter Einsichts- 
aabme der Bücher die vorgelegte Jahresrechnung zu prüfen und darüber an 
die General- Versammlung Bericht zu erstatten. 

Die Jahresreohnungs- Abschlüsse nnd Bilanzen sind dem Revisions- 
Ausschüsse Uhigstens 8 Wochen vor der zur Beschlussfassung darüber 
besthnmten General-Versammlung mitzntheilen. 

Artikel 25. 

Der Revissions - Ausschuss hat eine ausserordentliche General-Ver- 
sammlung einzuberufen, wenn dies im luteresse der Gesellschaft erfor- 
derlich ist. 



Digitized by Google 



480 



K. k. PiiT. niederVsterreiolÜBelie 



4. €SeBer»l-TeMMiiiiiliuiK- 

Artikel 26. 

Die BtatotenmSBsig gebildete General-Vereammlung vertritt die Getammt- 
heit der ActionHre. Dieselbe ist entweder eine ordentliche oder MMer- 
ordentliche und wird von dem Verwaltungsrathe oder vom Revisious-Aus- 
achusse einberufen. 

Die Eiuherufun^ der constituirenden General-Versammlung erfolgt durch 
die Conceööionäre. (^Art. 29.j 

Artikel 27. 

Die ordentliohe General-Versaminliuig hat in der ersten Hälfte eine» 
Jahres stattzufinden. 

Die erste ordentliche General-Versammlung findet naoh Abschlnss der 
Bilanz fOr die erste Gesohiftsperiode (Art 41) statt. 

Artikel 28. 

Die Einberufung einer ausserordentlichen General-Versammluug hat 
ausser den im Art. 237 des Handelsgeaetzbucbes und Art. 25 dieser 
Statuten bestimmten Fällen zu erfolgen: 

a) wenn dies von dem Verwaltungsrathe beschlossen wird ; 
h) wenn dies ein ActionUr oder eine Anzahl von Actionären, deren 
Actien zusammen mindestens den zehnten Theil des Actiencapital& 
daratellon. in einer von ihnen nnterzeicbneten £ingabe unter An- 
gäbe des Zweckes und der Gründe verlangen; 
c) wenn in einer General-Versammlung zur Berathung und Beschluss- 
fassnng über Gegenstände ihres Wirkungskreises die Einberufimg 
einer a. o. General-Versammlung besohlossen wird. 
In dem sub h) erwähnten Falle hat die Einberufung der Geneml-Ver- 
sammlung spätestens einen Monat nach Ueberreichung des diesfälUgen An- 
trages zu erfolgen. 

Artikel 29. 

Die Einberufung der onlent liehen sowie der ausserordentlichen 
Oeiiernl-Versauinilmifrt'n liat durcli dreimalige Veröffentlichung in jeneu 
Blattern zu geschehen, durch welche die Kundmacliuugeu der üesellschall 
erfolgen. Art. 5. i 

Die Kundmacliiing i^t wenigstens 30 Tage vor dem zur Abhaltung der 
General- V\*rsamnilung bestimmten Tage zu veranlassen und sind in dieser 
Kundnia^-liung die zur Empfangnahme der zu hinterlegenden A<'tien (Art. 30) 
legitiniirten Firmen, sowie die (JegcnstUuüe der Verhandlung ihrem weseul- 
lichen Inh.ilte nneh liekannt zu geben. 

Die Eiiitit'nifunir der oonstitnirend' n ( .eneral Versaninihing erfolgt im 
Einvernehmen mit der Staatsverwaltung durch brieüiche J^inladung der 
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simmtUoheii Actienzeichner^ welche deoselben 8 Tage vor der Abhaltuog 
der General- Versammlung zugestellt sein mass, und in welche gleichfalls 
die Gegenstände der Verhandlung ihrem wesentlichen Inhalte nach bekannt 
zu geben sind. 

Artikel 30. 

An den Verhandlungen und BeschlSssen der General- Versammlung kann 
nur jener ActionMr theihiehmen, welcher mindestens 20 Actien sammt den 
dasu gehörigen nicht filUigen Coupons nnd Talons wenigstens 3 Tage rot 
der General- Versammlung an einem von dem Verwaltongsrathe bestimmten 
Orte hinterlegt hat. Je 20 Actien gew&hren eine Stimme. 

Ein Actionir kann jedoch im eigenen und im Vollmachtsnamen 
(Art 33) nicht mehr als 20 Stimmen in sich vereinigen. 

Vorstehende Beschränkung hat aof das Stimmrecht der Staatsverwal- 
tung keine Anwendung. Das Stimmrechl, welches der Staatsverwaltung im 
mindesten mit 20 Stimmen zusteht, unterliegt in Ansehung des staatlichen 
Actienbesitzes keiner anderen Besehrinkung, als dass die Staatsverwaltung 
nie mehr Stimmen in sich vereinigen wird, als die Gesammtzahl der Übrigen 
jeweilig in der General-Versammlung vertretenen Stimmen beträgt. 

Sollte in einer General- Versammlung ausser der Vertretun<: der Staats- 
verwaltung kein anderer Aotionär erscheinen, so findet letztere Beschrän- 
knng keine Anwendung. 

Artikel 31. 

Die Actionäre, welche ihr Stiminre«'ht auf dio im vorigen Artikel 
b< zeif^linete Weise nachgewiesen haben, erhalten Le^itiniationskarten mit 
Augahe der Anzahl der ihnen grebülirenden Stimmen au>»,2:eroljrt. 

Die deponirten Actien bleiben bis nach stattgefundener General- Ver- 
sammlung deponirt. 

Auel» diese Ileatimmungen finden auf die Staat Fivt rwaltung, in An- 
sehung des derselben zustehenden Stimmrechtes keine Auwendung. 

Artikel 32. 

Acht Tage vor der ordentlichen General- Versa iiunlung ist die Bilanz 
sammt dem Rechnungsabschlu^t8e nnd dem Rechenschaftsberichte im Gesell* 
sebaftslocale zur Einsieht der Actionäre aufzulegen. 

Artikel 33. 

Ein Aetionär kann sein Stimmrecht sowohl persönlich als auch durch 
Bevollmächtigung eines andern stimmberechtigten Actionäre austtben. 
(Art 30.) Frauen werden durch Bevollmächtigte» Pflegebefohlene und juri- 
itische Personen durch ihre gesetzlichen, beziehungsweise statutarischen 
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Repräsentanten Tertreten, auoli wenn diese Vertreter nicht selbst Actionüre 
sind. 

Die Art und Weise der AuBÜbung des der Staatsverwaltung zustehen- 
den Stimmrechtes {^Art. 30) bleibt vollkommen dem freien Ermessen der- 
selben überlassen. 

Artikel 34. 

Den Vorsitz in der General- Veraammlnng ftthrt der Vorsitzende dee Ver- 
waltongarathes oder dessen StellTertreter, in Verhinderung Beider ein Ton 
dem VerwaltnngBrathe erwähltes Mitglied desselben« 

Der Vorsitsende bat die Ordnung der an behandelnden Gegenstände 
zu bestimnien, die Verhandlung zu leiten und die Abstimmung zu veran- 
lassen. 

Er beruft drei Sorutatoren aus den Aetionäreo. 

Der Vorsitsende ernennt aneh einen oder mehrere dehriftiUhrer. 

Artikel 35. 

Die General- Versammlung ist beschlnssfähig, wenn Uber deren erste 
Einberufung mindestens 10 stimmbereohtigte Mitglieder anwesend sind, 
welohe wenigstens den zehnten Theil des Aotiencapitales (Art. 6) Tertreten; 
sonst wird eine neuerliobe General-Versammlung einberufen. 

In diesem Falle braueht die öffentliehe Kundmaehung nur zehn Tage 
vor der General-Versammlung zu erfolgen. 

Die Besehlussfähigkeit der neuerlich einberufenen General- Versamm- 
lung Ist duroh keine bestimmte Anzahl anwesender Actionäre und Ter- 
tretener Stimmen bedingt 

In einer solchen General-Versammlung dflrfen Jedoch nur Uber jene 
Gegenstände Beschltisse gefiust werden, welohe bereits in der Tagesord- 
nung der ersten General- Versammlung enthalten waren. 

Artikel 36. 

Die General-Versammlung beschliesst mit absoluter Stimmenmehrheit; 
im Falle der Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende. 

Ueber die im Artikel 89 lit e, ff, h und k angeftthrten Gegenstände» 
sowie über die Bedeckung ausserordentlicher Verluste aus dem Reserve- 
fonde (Art 44) beschliesst die General-Versammlung mit einer Stimmen- 
mehrheit von zwei Dritttheilen der mindestens den vierten Theil des einge- 
zahlten Actienfondes vertretenden Stimmen. 

Artikel 37. 
Alle Wahlen geschehen mittelst Stimmzettel. 

Wird im ersten Wahlgange die absolute Stimmenmehrheit nicht 
erreicht, so erfolgt die engere Wahl zwischen den Mitgliedera, welche 
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vorher die meisten Stimmen erhielten. In die engere Wahl wird die doppelte 
Anzahl der noch zu wählenden Mitglieder gebracht. 

Erhalten zwei in die engere Wahl gebrachte Mitglieder eiae gleiche 
Stimmenzahly ao entscheidet das Los. 

Arrikol 38. 

In der General-Versaininluii;^'- wird nur Uber jene Gegenstände ver- 
handelt, welche in der Einberiifungsknndinachiing bezeichnet sind. Solche 
Auträge über zum W^irkungskreiHe der Oreiieral- Versammlung gehörige 
(iegeiistiinde, weiche vmi iiiiiidt-stens zehn Actionäreii, die ihr Stimmrecht 
durch Deponirung v*>n zusammen mindestens 500 Vctien gemäss Art. 30 
und 31 nachgewiesen halx'n. vor der Kundmacliung der Tagesordnung für 
die nächste General- Versammlung l»ei dem Verwaltuiigsrathe oder der 
Oireotiou angemeldet werden, sind iu die Tagesordnung dieser General- 
Versammlung aufzunehmen. 

In der General-Versammlung selbst dürfen dergleichen Anträge einge- 
bracht werden, wenn sie von wenigstens 10 stimmberechtigten Actionären 
unterstutzt werden. £b darf jedoch nicht sofort darüber entschieden, sondern 
nur bestimmt werden, in welcher künftigen GeneraUVersamiiilong solche 
Antriige in Verhandlung zu nehmen sind. Ueber den Antrag auf Berufung 
einer ausserordentlichen General- Versammlung kann jedoch sofort Beschlnss 
gefssst werden. 

Artikel 89. 

Der Wirkungskreis der Generai-Versammlung ist folgender: 
tt) Sie nimmt den Bericht des Verwaltnngsrathes Uber die Terwaltong und 

den Stand der Gesellschaftsangelegenheiten, sowie die Jahresbilanz 

entgegen, besoliliesst Über die gestellten Antdige und entscheidet flber 

die Gewinnvertheilung; 
h) sie nimmt den Bericht des Revisions-Ausschusses über die Gebarung 

mit dem Gesellschaftsvermögeu und über die Gesellschaftsrechnungen 

entgegen, beschliesst über die diesfalls gestellten Anträge und das dem 

Verwaltungsrathc zu ertlieilendc Absolutorium; 

c) sie wählt die Mitglieder des Verwaltungsruthes ^^Art. 12; und des 
Revisions- Ausschusses (Art. 23 i; 

d) sie ist berechtigt, besondere (Jomites zur Untersuchung und Prüfung 
der Lage der Gesellschaft oder auch bestimmter Vorgänge und Verhält- 
nisse, namentlich falls sie die Reehnungen oder die Bilanz nicht 
sogleich genehmigt, einen Itesonderen lirvisionsausseliuss zur Ueber- 
prüfung derselben und Berichterstattung an eine folgende General- Ver- 
sammlung zu wählen; • 

ej sie besehliesst über die Aufnahme von Aulehen, insofern dieselben 
eine Erhöhung des Anlage- oder L nteruehmungsfondes bezwecken; 
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f) Uber die Erriehtniifr von Zwei^rhnhiioii nuf Kosten der Gesellschaft; 

q) über die Verparlitnng d«^s Eisenbnhni)etri»'ltes und 

hj über die Vpiilusserunjr der Eisenb.-ibii im (iaiizen oder in Theileii; 

iJ sie ist bertM-htifrt, über die Geltondniacbuujr der gesetzliclien Verant- 
wortli<dikeit der Mitglieder de:^ Verwaltungsratlies und Uber die zu 
diesem Beliiile einzuleitenden Sebritte lieseblüsse zu fassen und ZOT 
Aui^t iiliruiig derselben besondere lie\ olliniichtigle zu wiiblen; 

1c) sie bescbliesst über Antrüge aut Al»iinilerimg der Statuten, auf die Ver- 
einigung mit andereu Ei'seubabngeseüächalteu und auf die Audösung 
der Gesellsehalt: 

Ij sie ist berechtigt, die Einberufung ausserurdentlieher (Jeneral-Versamra- 
lungen zur lierathung und BescUlussfassung über Ucgenstäude ihres 
Wirkungskreises zu beschliessen. 

Besohlüsse über die in den Absätzen ^ , g}, kj und kj augeführten 
Gegenstände bedttrfen der staatlichen Genehmigung. 

Artikel 40. 

lieber die Verhandlung der OeneraUVersammlang wird ein Protokoll 
geführt. 

In dasselbe sind sftmmtüche gestellte Antrilge und die gefassten 
Besehlttsse anfzonehmen. Es wird von dem VorsitKenden, dem SohriftfUhrer 
und zwei durch die General- Versammlung gewählten Aotionären unter- 
zeichnet. 

Der Urschrift des Protokolls wird das Verzeichnlss der anwesenden, 
stimmberechtigten Mitglieder mit Angabe der von jedem vertretenen Stimm- 
zahl nebst den VoUmaebten beigefügt. Die im Protokolle der General-Ver- 
sammlung verzeichneten Beschlüsse, mit welchen Handlungen oder Unter- 
lassungen der Verwaltungsorgane gntgelieissen oder filr gerechtfertigt 
erklärt werden, haben den letzteren als Absolutoriunj zu dieütn. 

Die statutenmässig ;:efassten Beseldüsse der Geucral-Versararalung sind 
für die einzelnen Actionäre unbedingt verbindlich. 

IV* Abschnitt. 

BllMB. OewiKMTertlieilaBg« ReaerreraBd« 

Artikel 41. 

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft beginnt am 1. Jänner und sohtietat 
am dl. December jeden Jahres. Ausnahmsweise nmfasst die erste Getehäfta- 
periode den Zeitraum von der Constitaimng der Gesellschaft bis zum Bude 
des darauf folgenden Jahres. 
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Artikel 42. 

Am Schlüsse oiuo^ jeden Geseliäftsjalircs wercUn die Rechnungen 
abgeschlossen und <lii' IJiian/. .uiffrestellt. Von dem sich ergebenden Gewinne 
wt^rden vorer>t in Altzu«: ^.'t liracht : 
üj die ErliMltnufTs-, Betriebs- und Verwaliuii^'skostcn ; 
b) die Keträi:(' zur Dccknn::- der von der General- Versammlunfr besclilos- 

s;eneii Abschreibun^^en am fundus instructus und dem Oberbau, danu 
cj die Zinsen und die Til^ningsquote Hir die Prioritiits-Obligationen. 

r»er verbleibende Rest l)ildet den Reingewinn der Gesellschaft. Dieser 
Rein;;ewinn wird nach Abzug des eventuell zur Aetien-Tilgun^: bestimmten 
Betrages nnd der nach Art. 44 dem Reserveloude zugewiesenen Beträge 
unter die ActioMäre nach Massgabe der diesbezüglichen Beschlüsse der 
GeneralTersammluiig vertheilt. 

Artikel 43. 

Der den ActienXren zukommende Antheil am Reingewinne wird 
spätestens den der betreffenden GeneraUVersammlung nachfolgenden 1. Jnli 
ausbezahlt. 

< Jeder Gewinnantheil, welcher nicht binnen 3 Jahren nach dem Tage, 
an welchem er zahlbar war, erhoben wird, verfällt zu Gunsten des gemäss 
des folgenden Art. 44 zu gründenden Reservefondes. 

Artikel 44. 

IMe Gesellseh-ift grUndet einen Keservefond. 

Der Roservefoud wird dadurch gebildet, d.'i>^ demselben von dem jahr- 
lichen Reingewinne, nach Absehlag des eventuell zur Aetientilgung verwen» 
deten Betrages (Art. 42. c Schlusssatz) 5*' ^, zugewendet wer<len. 

Ferner werden demselben die nach Ablauf von 3 Jahren nach dem 
Ta^e der Fälligkeit nicht behobenen Actii'u-Divideuden (Art. 43) sowie alle 
vie immer gearteten und nicht in den unten erwähnten bes(tnderen Reserve- 
fond einzubeziehen<len Frsparungen zugewendet. Diese ZuHüsse des Reserve- 
fondes haben jedoch insolange aufzuhören als dieser Reservefond die Höhe 
von des Nominalbetrages der ausgegebenen Actien erreicht. 

Der General-Versaramlnng steht das Recht zu, die Deckung ausser- 
gewöhnlicher Sciiäden nnd Verluste aus diesem Reaervefond zu beschliessen. 

Für den Fall als von dem Kanfschillinge. welchen die Staatsverwaltung 
in Gemässheit des Uebereinkommens vom 9. Mai 1876, R. G. Bl. Z. 69. für 
die nach eben diesem Uebereinkommen zu übernehmenden Prioritäts-Obliga- 
tionen bezahlen wird, nach gänzlicher Vollendung und Inbetriebsetzung der 
simmtlichen in Art. 2 genannten Linien des Unternehmens noch ein Betrag 
▼erittgbar bleiben sollte, ist dieser in einen besonderen Reservefond mit der 
Bestimmung zu hinterlegen, dass ans demselben nur in der Folge etwa 
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nöthig werdende Ei-gäuzuigeiif Erweiterung:en oder Neuanschalfungeu 
bestritten werden dürfen. Dieser Fond darf, insolaoge der Staatsschatz 
durch den Besitz von Actien oder Prioritäten an dem Unteruebmen betheiiigt 
ist, ohne vorläufig eiogebolte Genebmigung der Regierung in keiner Weise 
in Ansprooh genommen werden. 

V. Abschnitt 

Tilgung der Actien nnd PrlorlUktea. 

Artikel 46. 

Die Til^un^' der PrioiitUts-Obligationeii und Actien der Gesellschaft 
hat innerhalb der Dauer der ertlieilten Concession zu » rfolf^en. 

Die Tilfrunir <ler Oblif^ationen liat Jener der Actien vorzugehen, die 
TilfTunfr der letzteren erfolgt in einem zum Aetiencapitale und dem jähr- 
lichen lieinf^ewinn in riehtij^em Verhältnisse stehenden Betrap\ 

Die lli'die dieses Betra^^e-^ Iteschliesst die <>eneral-Versammlnn?. Der 
TilgunjJTsplan. soudhl der Prioritäts-Oblijrationen als auch der Actien, unter- 
liegt der (tenehmi;.Min^ der holicn Staatsverwnltunir. 

Die zu til^'enden Prioritäts-Obli^atiom ii und Aetien werden durch das 
Los bestimmt und die so bestimmten Nummern »»tatutengemäss kundgemacht. 

Artikel 46. 

Den Besitzern der verloaten Actien wird am 1. Juli des «nf die Kund- 
maohnng folgenden Jahres am Sitze der Gesellschaft in Wien der Xennwerth 
der Actien nebtt den etwa noch nnerhobenen und noch nicht Tcrfallenen 
(Art. 48) zugehörigen Dividendenbeträ^en in Barem au^&^ezablt und diese 
Actien gegen besondere auf den Inhaber lautende, mit Coupons rerf«ehene 
Genosbscheiae nragewechselt. Das Formular der üenussscheiuc wird ueiuer- 
seit der h. Staatsverwaltun;? zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Der Inhaber des Genuss^eheines li.it das lieolit auf den Bezug jent's 
Gewinnsttheilea. welcher na<'h Abzug eines unter die übrigen Aetioniire zu 
vertiieilenden tunfproeentigen (iewinnes noch zur Vertheilung gelangt. 

Auf diesen 5" „ übersteigenden Gewinn des jeweilig noch nngetilgtfn 
Actienrjipitales haben alsd die Besitzer vun Genussscheineu mit den Actio- 
nären gleichen Ansprueh. 

Im Uebrigen stellen dem Inhaber eines jeden Genussscheines innerhalb 
der Gesellschaft gleiche Rechte wie den Actionäreu zu. 
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VI. Abschnitt. 
Artikel 47. 

Eiuo nothweudige Auflösung der Gesellschaft erfolg-t gemäss den 
Bestimmungen der Concessionsurkunde ddo. 3. November 1874, R. G* Bl. 
Nr. 10 ex 1875, eine freiwillige ttber Beschlass der GeneraUVersammliing. 
lo allen Fällen wird die Auflösung naoh den Grandsäteen und Bestimmiiiigeo 
de» a. Handelsgesetzeg durchgeführt. 

Vn. AbBohnitt. 

BeBlehniiKM 4ier Gesellschaft aar SI»atsYerw»llaag. 

Artikel 48. 
Aufaiohtsreeht der Staatsverwaltung. 

Die Staatsverwaltung wird das ihr zustelientle Autsichtsrecht naoh dt^n 
jeweilig gütigen Gesetzen und Verordnungen nach der ConcessiouH-Urkunde, 
ddo. Wien 3. November 1874, R. G. Bl. Nr. 10 ex 1875, dem Gcsotzo 
vom 12. März 1876, R. G. Bl. Nr. 61» und nach dorn zwischen derselben 
und den Concessionärcn abgeschlossenen Tebereinkomnien vom 9. Mai 
1876, R. G. Bl. Nr. 69, ausüben, und hat sich die Uesellschaft den bezüg- 
iiohen Verpflichtuugeu zu uuterwerfeo. 

Artikel 49. 

Beriioksichtigting geeigneter Militärpersonen bei Besetzung 

der Dienatesstellen. 

Die Gesellsehaft ist hinsiehtUcb der Anstellung gedienter Unteroflideie 
de« Heeres, der Kriegsmarine und der Landwehr den im §. 88 des Wehr- 
gsietse« Tom 5. Deoember 1868 (R. G. Bl. Nr. 151) und in dem Gesetoe 
▼om 19. April 1872 (R. G. Bl. Nr. 60) enthaltenen Bestimmungen unter 
weifen. 



2. 10.778. 

Tortteheiide Statuten werden auf Omnd AllerhSdieter EnnKehtigaiig geaehmigt. 
Wien, 6. September 1876. 

Der k. k. Minister des Innern: 

(L. S.) Utser m. p. 
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2. Gesetz vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. (U mu\ V. Bl. Nr. 63, 

bctn'llVnd (lif ßeilini^ungt-n und Zuifeständnisse für die Sicherstellunii dtT Kisentjahnlinien vwn 
Leobersdort' nach St. Pölten mit der Zweigbahn von Scheibmühi nach Schrambacb, erenloell 
Frfiland, von l^eobersdorf nach Cuttnstein und von PSehlarn Dteh Gamini^. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichsrathes tiude Ich anza- 
ordneDy wie iolgt: 

Artikel 1. 

Die Regierung wird ermXchtigtf bei Ertheilung der Goncession ximi 
Bau und Betrieb tob Looomotiv- Eisenbahnlinien 
aj TOD Leobcrsdorf über Altenmarkt, Hainfeld und Wilhelmsburg nach 
St. Pölten mit der FiUgelbahn vou ScbeibmUhl nach Schrambach, even- 
tuell Freiland,- 
bj von Lcobci sdorf nach Gutonstciii ; 

cj von Pöolil.irn nach Gamiiig zum Zwecke des sotortigen Beginnes und 
der Durchiuliriuig den Baues innorlialh der im Artikel IX tlieses 
Gesetzes angegebtnien VoUendnngslVisten unverzinsliche Bauvorsrhiigse 
in der Höhe von zwei Millionen 500.000 (liihlcn österr. W-iliriing 
Bauknoten zu leisten und für die hieraus entstehende Forderung als 
Zahlung Actien der für die genannten Linien zu bildenden Aktiengesell- 
schaft zum vollen Nennwerthe anzunehmen. Hiese Betheiiiguug des 
Staatsschatzes ist an die Bedingung geknü])}t. dass 

1. die Zeichnung des restlichen Actienc:\{)itals zum Paricourse 
oder wenigstens einem demselben nahelcommeudeu (jour$e naoh- 
gewiesen werde und dass 

2. von Seite der Concessionäre sowohl die Verfassung des Detail- 
projectes, als auch alle sonstigen Vorbereitunjien derart beschleunigt 
werden, um länirstens binnen drei Monaten, vom Tage der Concession^- 
ertheiluiig gerechnet, auf der Strecke Leobersdori'-St. Pölten den Bau 
in Angriff nehmen zu können. 

Die Ansfolgung der hienach zu leistenden Bauvorschüsse hat nach 
Massgabe der von den Concessionären. beziehungsweise der zu bilden- 
den Aotiengesellschaft jeweilig geleisteten Arbeiten und Materislbei- 
stellungen auf Grundlage der beizubringenden, gehörig belegten Naoh- 
weistingen allmonatlich gegen ungestempelte Empfangsbestätigiuig la 
geschehen. 

Artikel 2. 

Der Staatsverwaltung ist für die ihr in GemUssheit des Artikel 1 geloi' 
steten Bauvorsehnsse auf alle Bauten der Concessionäre. beziehungsweise 
der Gesellschalt, sowie aul alle zum Zwecke des Baues beigeschaflTten Mate- 
rialien das erste und ausschliessliche Pfandrecht mit dem Vorrechte vor 
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aUen ans was immer für einem Titel entspring^enden Forderungen, insolange 
als nicht die erfolgte BesohafTung der zum Ausbaue erforderlichen Geldmittel 
nachgewiesen sein wird, Torzubehalten. 

Artikels. 

Bei Ertheilnng der Ooncession illr die oberwXhnten Linien können 
IlberdiesB noch folgende finanzielle Begünstigungen gewSbrt werden: 

aj Die Befreiung von der Einkommensteuer und der Entrichtung der 
Goupon-StempelgebOhren, sowie yon Jeder Steuer, welche etwa duroh 
künftige Gesetze eingefllhrt werden sollte, wlthrend der Bauzeit und 
durch zwanzig Jahre, vom Tage der Erdfihung des Betriebes auf den 
betreffenden Linien ; 

h) die Befreiung yon den Stempeln und Gebtthren fllr alle VertrSge, Ein- 
gaben und sonstigen Urkunden zum Zwecke der Capitalsbeschafltang, 
sowie des Baues und der Instruiruu^ der Bahn bis zum Zeitpunete der 
Betriebseröffnung ; 

c) die Befreiung von den Stempeln und Gebühren für die erste Ausgabe 

der Actien und Prioritätsobligationen, mit Binschlass der Interims, 
scheiue, sowie der bei der Grundeinlösuug auflaufenden Uebertragungs- 
gebUhr. 

Artikel 4. 

Zur Wahrung der speciolleu Interessen, welche der Staatsverwaltung 
ans den geleisteten Bauvorsohttssen erwachsen, igt derselben das fiecht Tor- 
mbehalten, die wirkliche und zweckmässige Verwendung niler zur Herstel- 
lung und Inhctriohi^otzung der im Artikel 1 genannten Bahnen beschaflften 
Geldmittel durch zu diesem Zwecke aufzustellende Staatsorgane auf jede ihr 
geeignet erscheinende Weise unmittelbar zu ftberwaohen. 

Der Regierung i»t ferner das Recht vorzubehalten, die tou den Oon- 
oMsionären zum Zwecke der Bau-Aui^icht, dann der Berechnung, Liquid!- 
rnog und Anweisung der BauTerdienst-Oertifioate aufzustellenden Organe in 
ihrer Diensteseigensehaft zu bestätigen und die für dieselben anzuwenden- 
den Dienstinstmotionen, Dienstvertrige und Disoiplinanrorschriften zu 
genehmigen. 

Die Kosten dieser speoiellen Bau-Aufsicht sind von den Concessi 
oidbren, beziehungsweise der zu bildenden Gesellsehaft, in dem vom Handels- 
nmisterium festzusetzenden Betrage zu vergliten. 

Artikel 5. 

Die Modalitäten der Geklbcscliatl'ung, insbesondere die Höhe des Emis- 
tionscourses, ebenso wie die Modalitäten der Bauvergebung, welch letztere, 
sowie die Vergebung aller Lieferungen, im Offertwege zu erfolgen hat, sind 
der Genehmigung der Regierung zu unterziehen. 
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Artikel 6. 

Auf (Ion liahnlinion Leobersdorf-Gutenstein, Pöchlarn-(iaminjr. sowie 
auf df-r FlUgflbahn ScheibmUhl-Schrambach, eventuell Freiland, sollen die 
ZUgc nur njit einer Maximalgeschwindiirkcit von 12 Kilometern per Siumle 
verkehrt'ii un»l wird die Kt-gionin^r enii;icliti|:t, niclit nur beim Bau alle tlnin- 
liehen Erleiehteruiiircn zu gewähren, sondern auch in Beziehung auf <\cn 
Betrieb von allt ii in der Verordnung vom IG. November 1851 (R. G. Bl- 
Nr. 1 ex 1H52) und den diessfalligen Nachtragsbestimmiingen vonreschrie- 
benen Sicherheitsvorkehrungen in>;o\veit Umgang zu nehmen, al8 dies< mit 
RUckRieht auf die ermässigte Maximalgeschwindigkeit nach dem Ermeäseo 
des Uandeiäiuiuistenumä zulässig erscheiut. 

Die Bestimmung, wonnch .luf den Bahnlinien Lenber?dorf-Quten8tein, Pöchlarn- 
Gaming, sowie auf der Flüfjelbnhn Scheihniühl-Scbramliach, evputuell Frevlaiid. ili? 
Züge nur mit einer Maxiniulgescliwindipkeit von 12 Kilometer per Stunde v. rk' liren 
dürfen, wurde mit dem Gesetze vom 5. Juli 1»78, R. G. Bl. ö8, ttuaser Kraft ge*etz . 

Artikel 7. 

Die Concessioiiäre sind ferner zu verpflichten, nacli Herstellung der tob 
Raab nach der niederösterreichisch-ungarischen Grenze bei Ebeniiirt projee* 
tirten Linie eine directe Eisenbalinverbindnng von Leobersdorf naeh EbeD> 
Airt herzustellen. 

Artikel 8. 

Die Concessioniire sind ferner zu verptliehten, eine Eisenbahnverbiu- 
dung von St. Pölten nach Traismauer, auf welche die Bestimmungen der i 
Artikel 3 und 6 Anwendung finden können, dann herzustellen, wenn eine ' 
vom llandelsminiBterium als entsprechend anerkannte Betbeiliguog der Inte* 
ressenten durch Actienzeichnung nachgewiesen wird. 

Für diesen Fall wird die Regierung ermächtigt, unter den im Artikel 1 
festgesetzten Modalitäten unverzinsliche BauvorBcbttsse bis zum Betrage von 
800.000 üulden zu erfheilcn. 

Die Regierung ist ferner ermächtigt, bei entsprechender Betheiligung 
der Interessen durch Actienzeichnung die Conoessionäre zu verpfliohten, die 
weitere Eisenbahnverbindung von Traismauer nach Mautern, auf welche 
ebenfalls die Bestimmungen der Artikel 3 und 6 Anwendung finden ki5nnen, 
herzustellen und für diesen Fall unter den im Artikel 1 festgesetzten Modt- 
lititen unverzinsliche Bauvorsobttsse bis zum Betrage von 200.000 d. iv 
ertheilen. 

Artikel 9. 

Dit' Vollcndungstermine sind derart festzusetzen, dasg die Linie 
Leobersdort-St. Pölten und der Flügel Öcheibmühl-Schrambaoh, eventuell 
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Freiland, MngBtens bmoen drei Jahreo, die Linie Leobendorf-GnteDstein 
ud die Linie P9elilani-Gaffling längstens binnen yier Jahren, rom Tage der 
Concesnonsertheilnng gereelinet, im Ban vollendet und dem 9ffentliehen 
Verkehre Übergeben werden. 

Artikel 10. 

Bei Fertatellang der sonstigen Coneessionsbestinininngen ist auf die 
Aiordnnng des Gesetses vom 1. Jnni 1868 (B. G. Bl. Nr. 56) in Betreif der 
Bedingungen nnd Zugestindnisse für die Üntemehmnng des unter dem 
Namen „Oesterreiehisobe Nordwestbahn«* eoneessionirten Looomotiv-Eisen- 
bthnnetses thnnliohst Rtteksicht zu nehmen; was jedoeh die Personentarife 
aalaagt, so haben die coneessionsmässigen Tarife der SUdbahn Anwendung 
so finden. 

Artikel 11. 

Mit der Diirehfiilirun^ dieses Gesetzes sind der Uaudelsminister und 
der Finanzminister beauftragt. 

Budapest, 16. Mai 1874. 

Franz Jos^h p. 
Aacrsperg m. p. ianhais m. p. Pretis m. p. 



8. Protokoll^ 

atifj^enommen im k. k. Handelsministcriura am 3. und 4. August 1874 

i&iÄ&slicJi der Feststellung der Couccssions-Bedingnisse lür die Eiseobahnlime Leobersdori. 
St. FNtea alt 4er Zweigbahn isch Sehrsnsibsclii eTentuell Fieilsad, Leobersdorf-Gutinsteln 

und PUchlara-GiniiBg« 

A u w e s e n de : 

Seetions-Chef Ritter von Pnsswald^ als Vorsitzender; 
Hofrath Ritter von Pischof; 
Sectionsrath Po Ilanets: 

Ministerialsecretfir Ritter von Wittek, als Referent; 
bspeetor Jeitteles; 

Georg Low, Centraldireeter der böhmisohen Nordbahn und der Tuman- 

Kralnp-Prager Bahn; 
Victor Graf Wimpffen, k. k. Conretten-Capitin in der Armee; 
Adolph Horsty Guts- und Eisenwerksbesitzer; 
Leopold Hutterstrasser, k. k. priv. QrosshXndler; 
August Kdstlin, Ingenieur; 

PnrtokoUfBhrar: Freiherr von Strobnch, Hinisterial-Vlee-Seoretllr. 

88 
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Annahme der licßtimmungen ilcs Concessionii-Entwurfeä und 

Uebereinkommens. 

Die Entwttrfe der ConeessionB-ürkande für dieläsenbahnUiiieD Leobera- 
dorf-St Pölten mit der Zweigbahn nach Sehrammbach, eventaell Freiland. 
Leobersdorf-Ontenatein und Pöchlam-Gaming, aowie des Uebereinkommens» 
betreffend die von der Staatayerwaltung im Sinne des Oesetses Tom 16. ICai 
1874 (R. G. Bl. Nr. 64) zum Behnfe der Ansflihmng dieser Bahnen an den 
Concessionär sn leistenden Barrorschlisse werden vorgelesen. 

Bei Vorlesung des Absatzes I des Letzteren spricht der Concessions- 
werber, Herr Horst, die Ansicht ans, dass znr Vermeidung der EventuaKtit. 
dass etwa der ganze Staatsvorschuss für die Linie Leobersdorf-St. Pölten 
verausgabt werde und dann etwa die beiden anderen Linien aus Hangel an 
Geldmitteln unausgebant bleiben, sohin zur Sicherstellung des rechtseitigen 
Ausbaues aller Linien, der Beginn des Dividenden-Bezuges für die dem 
Staate als Aequivalent der Vorschttsse tlbergebenen Actien erst nach Voll- 
endung sämmtlicher drei Linien einzutreten hätte. 

Nachdem die Zustimmung des Finanzministeriums zu diesem Antrage 
nicht in Aussicht genommen werden kann, schlügt derselbe vor, dass bei 
Eintritt eines Dividendenbezuges vor Vollendung aller Linien die dem Staate 
für seine Actien gebfihrende Dividende in Priorititten der Unternehmung 
geleistet werde, um das hiedurch ersparte bare Geld dem Baue der nocb 
unvollendeten Linien widmen zu können. Nachdem auch dieser Vorschlag 
unter Hinweis darauf, dass dies der Leistung von staatliehen Vorschüssen 
gegen Refundirung in PrioritSten gleichkäme, wozu die Regierang nicht 
ermächtigt sei, abgelehnt wurde, spriolit Herr Horst den Wunsch aus. dass 
der Bau der Linie Föchlarn-Gaming gleichzeitig mit jenem der Linie 
Leobersdorf-St. Pölten geführt werde. 

Anf die Einwendunjr, dass es möglicherweise opportun erfjcheinen 
küuute, die Ilaiiptlinie Leol)er8dorf-St. Pölten auszubauen, bevor die Arbeiten 
auf den anderen Linien in Angrifl' genoinni^ n worden, um dann, geatützt auf 
den einen in Betrieb gesetzten Theil des Unternehmens die Geldmittel tÜr 
den übrigen Tlieil leichter zu bescliatTen, bemerkt Herr Horst, dass für 
diesen Fall nieht der ganze, dem Baue der in Rede stehenden Bahnen 
gewidmete Staatsvorschuss Betrag für die Linie Leobersdorf-St. Pölten ver- 
wendet, sondern ein bestimmter Theil für die beiden Secundärbahneii 
reservirt bleiben möge; ferner macht derselbe darauf aufmerksam, dass sicli 
die Interessenten für die Actien-l ebernahme gegen Leistung von Barbeträger 
in der Voraussetzung: verptliehtet haben, dass diese Beträge nur zur Anlag«' 
jener Linien verv.- iHlet wcrdm, wclehe im unmittelbaren Interesse des 
Actienzeichuers liegt. Kr wünscht daher, dass die vou den Interesseateu 
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«ingegangenen Geldmittel, von welohen ein Th^ binnen Kurzem iUlUg 
▼erden wird, Je nneh ihrer Bestimmnng fttr die eine oder die andere Linie 
separirt Yerwahrt, verreohnet nnd nnr im erwähnten Sinne verwendet werde. 

Die Vertreter des Handelsministerinme erklären hierauf, dasa die 
Bildung derartiger, dem Baue der einseinen Linien gewidmeter, aus den 
fieitriigen der Interessenten gebildeter speeieller Fonds dnndi die Gon- 
eessionire oder die Verwaltung der künftigen Qesellsohaft keinem Anstände 
ODlerliegen wird, dass ferner, nachdem der StaatsToraehuss von 21/, MilUo- 
Den für alle drei Linien ^ewäiirt ist, im Falle als aus Opportunitätsgrttnden 
nicht alle diese Linien zuf^leich zur AusfUlirimg kommen sollten, ein eut- 
8pret liender Theil des StnatsvorschusaeH (etwa 500.000 fl.) für den Bau 
der Ei^'Mibahueu Püchlaru-Cjaraiug und Leobersdorf- Gutenstein reservirt 
bleiben soll. 

Hiernacli wird die Aufnalinie eijier im .Sinne des Vorstehend eu lautenden 
Beßtimmunp: in das UebereinkoiniiHMi besclilossen. 

Die Herren Conct'ssionswerbcr erklären sich schlie-^slicb einverstanden 
und bereit, die Cnncessiun unter den in den angeschlossenen Entwürlen 
der Concessions-Urkuude und des Uebereinkonjnicns enlbalteneu Bcdini^un- 
geu zu übernehmen, beziehungsweise das üebcreiukommen abzuschliesseu. 

Classification der ausznflthrenden Bahnen. 

Die Anlage dieser Eisenbahnlinien wird demnächst nach den vom 
Handelsministerium speciell für dieselben festzustellenden Baubc<liiiu'nisseu 
ertoliren und verpflichten sich die Concessiouswerber. sich den Aiiordniin^?en 
der Letzteren zu unterwerten. Es werden sohin <lie Linie Li'obcrsdorf- 
St. i'ölteii und, soweit es sich um die Anhifre des Unterbaues handelt, die 
Abzweiiriing nach .Schrammbach, eventuell Freiland nach den Bestimmungen 
der vom Handelsministerium auf^j:est(^Uten, demnächst zu verlautb.irenden 
Grundzüge für den Bau von Locomotivbahnen als Eisenbahn zweiten Ranges, 
die Linien Leobersdorf-Gutenstein und Pöchlarn-Gaming aber, sowie der 
Ausrüstung und Betriebeinrichtung nach, die oben genannte Abzweigung als 
iSiisenbahnen dritten Ranges zur Ausführung zu bringen sein. 

Ansnahmsweise Erleichterungen lürBau und Au srUstung der 
Linie Leobersdorf - St. Pölten uud der Abzweigung nach 

Frei lau d. 

Bei der Linie Leobersdorf-St. Pölten werden jedoch im Allgemeinen 
sowohl als insbesondere bezüglich der Herstellung der Hochbauten, der 
Quantität des rollenden Materiales und der Art der BahnausrUstung für die 
erste Anlage und die erste Zeit des Betriebes unter das für Bahnen zw eiten 
Ranges in Anssicht genommene Mass gehende Erleiehtemngen vom Handels* 
miniaterinm gestattet werden. 
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Da auf dem Flilgel naoh Scfarammbacli, eventuell Freiland^ lo lange 
derselbe nicht weiter fortgesetzt wird, der Betrieb wie anf einer Eshn dritten 
Rniiges gefilbrt werden wird^ werden bei dessen Herstellung und Ansillstan; 
speciell auch alle jene weiteren firleiehtemngen eingeranmt werden, die 
ohne dessen künftige YerrollstXndigang zu einer Bahn zweiten Banges 
wesentlich zu erschweren, mit Büeksieht auf die geringe Fahrgeschwindig- 
keit der Züge (12 Kilometer per Stunde) snlSssig erscheinen. 

Die Venrollständigiing der Linie Leobersdorf-St. Pölten mit der Zweig- 
bahn nach Freiland zur Eisenbahn zweiten Ranges wird jedoch zu erfolgen 
haben, sobald die Staatsverwaltung dieselbe mit Rücksicht anf die Zunahme 
des Verkehres für nothwendig erachten und die Aufforderung hiezu an die 
Concessionäre gerichtet haben wird. 

Sehleppbahn zum Artillerie-Laboratorium. 

Die roncessionswerher verpflichtoii si<'h. über Verlan*ren der Staats- 
verwaltini^r fine Matprial-Sphlc})i)l»alin v(in eiiu'm geci/int'teii Piiirtf der 
Linie Lenbor«ilort-(iiitrnstein mic\i dem Artillerie-HaniUlaUoratoriuni -auf 
der Jlaiik - iiii- list Wiener Neustadt uuter den diesfalls näher zu verein- 
barenden Bodiiiiriin^'en h<'rzu.stellen. 

Die ( oiicessionswerber werden die techniselien Vorarbeiten hiefiir 
baldigst durchführen und deren Ergcbuiss dem Haudeläministerium vorlegen. 

Verpflichtung zur eyentuellen Verpachtung der auszuführen- 

d e II B ah n e n. 

Von der Forderung der Vertreter des Handelsministeriums, dass die 
Concessionswerber die Verpflichtun;? übernehmen mögen, Uber Verlangen 
der Regierung' den Betrieb auf jeder der oherwähnten drei Linien einer 
anderen Bahuanternelimnng unter den eintretenden Falls mit der Regiernng 
zu vereinbarenden näheren Bedingungen pachtweise zu Überlassen, wird 
mit Rücksicht darauf Umgang genommen, dass die Regierung vermOge ihres 
grossen Actienbesitzes und der ihr vorbehaltenen Einflussnahme anf die 
künftige Bahnver^altung immer in der Lage sein wird, im Falle öffentliche 
Interessen dies erheischen sollten, die Bahnnntemehmung zur Verpachtang 
ihrer Linien zu Teranlassen. 

Bemessung der Höhe des Anlage Capital es. 

Die eflTectiven Kosten der Anlage sämmtlicher Linien wurden im Maxi- 
mum mit 10*5 Millionen Gulden veranschlagt. Zur Beschaffung dieser 
effeetiven Summe mttssten bei Einhaltung des nach dem abzuschliessenden 
Uebereinkommen snlXssigen Verhältnisses zwisehen der Ansaht der Aetien 
und jener der Prioritäten von % des Gesammt-Oapitales im Brsteren, gegen 
'/^ in Letzteren ausgegeben werden. 2*5 Millionen in Aetien zum Pari-Couiae 
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(Staatsaiitheil , "J-ö Millioneu Actien zum Course von 95 Pcicent und 
7-Ö Millionen in Prioritäts-Obligationen zum Course vou 75 Pircent ^^bei 
welchem Course die lutercalarziusen mit ö Perceot iu Abschlag gebracht 
sind). 

Nachdem jedoch der EfFeetivbetrag von 10-5 Millionen niclit als eine 
definitiv festgesetzte Pauschal -Summe anzusehen ist, vielmehr berücksichtigt 
Verden mui^s, dass bei der Ausführung, Ausrüstung und Inbetriebsetzung 
der in Rede stehenden Linien bedeutend weitor gehende Erleichterungen 
Verden znr Anwendung kommen, als solche beim ursprünglichen Projecte 
und KoBtenvoranschlage in Aussicht genommen waren, der Ausgabe der 
Titres, sohin der Feststellung des Nominal-Anlage-Capitals aber nur die 
Ihatsächlich beim Baue verausgabten Beträge zur Basis dienen sollen^ 
femer dass die Fristen für die Vollendung der Bahnen d<'rart lang beinossen 
Bind, dass nicht schon jetzt das ganze benöthigto Bau-Capital aufgebracht 
werden mnss und die Beschaffung eines Theiles derselben, falls dies sich in 
der Zukunft, in welcher erst die weitere Terrollständigung der Anlagen and 
der AnsrÜstang der Bahnen naoh Massgabe des Erfordernisses stattfinden 
wird, als erforderlich beransstellen sollte, einer späteren Zeit Torbebalten 
bleiben kann, wird es gentigen, wenn die erste Emission des Actiencapitals 
mit 4*2 Millionen Calden festgestellt wird. 

IKe Beschaffang dieses Capitales kann gegenw&rtig als gesichert ange- 
sehen werden, indem hievon 2*5 Millionen aaf die für den Staatsvorscbass 
zu reiandirenden Actien and 1*7 zum Course von 95 Percent auf die in Folge 
der eingegangenen Subscriptionen and Offerten von den Interessenten, Bau- 
vatemehmem, Lieferanten n. s. w. zn ttbernebmenden Actien entfallen. 

Auf Qrnnd der oben angegebenen Daten bezilglich des Verhältnisses 
zwischen der Zahl der Actien und jener der Prioritäten, dann dos Emissions- 
Coorses kann bei Annahme des Actieneapitales von 4*2 Millionen Oalden 
das Prioritäten- Capital mit 6*3 Millionen Gnlden nominal festgesetzt werden 
and wird dieses Oesammt-Nominal-Capital von 10-5 Millionen einen effectiven 
Betrag von 8,840.000 Gulden ergeben, mit welchem fttr die erste Anlage 
das Anskommen gefunden werden dürfte. 

Die Herren Conceasionswerber eilclären sich ttbrigens bereit, fttr die 
weitere Placirung von Actien innerhalb der ihnen nahestehenden Kreise und 
jener der Interessenten Sorge zu tragen und ist auch eine weitere Ueber- 
nahme von Actien seitens der Letztären mit Grund zu erwarten. 

Caations-Erlag. 

Auf die diesfällige Anfrage der Vertreter des Handelsministeriums 
erklären sich die Herren Concessionswerber bereit, auf Verlangen der 
R^erung eine entsprechende Caution zur Sieherstellung der von ihnen 
hiermit eingegangenen Verptlichtuugen zu erlegen, unter der Voraussetzung 
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jedoch, dasB der Cautionsbetrag im Falle des in den Artikeln III nnd VU 
des üebereinkommenR vorgesehenen Rilcktrittes der Coneessionswerber vom 
Uebereinkoromen nicht als verfallen erklärt werde. 

L. littentrMser m. p. A. iiitlln m. p., 

Ingenieur. 

Adolph |#rtt m. p. Victor Oraf Wiapffei m. p. 

Carl Ritter v. Pisswali m. p., 

k. k. Sectionsohef. 

M. f isehtf m. p., Pellaneti m. p., 

k. k. Hofrath. k. k. SecHonsrath. 

Dr. Heinrich lütter v. Wlttek m. p., 
k. k. Ministcrialeecretar. 

Dr. Franz Freiherr von Str«baeh ni. p., 

Minieieriai-Vice-Secretär, als Schriftführer. 



4. Protokoll^ 

aufgenommen im k. k. Handelsministerium am 8. Oetober 1674, 

bchul's KrL'.iniunK iks l'rotokolk'S vom '.). und. 4. \u|j:ust 1^7), bflri-IFend (Iii- Conrt'ssi'tns- 
Bedinguisse IQr die EisenbahnllDie Leobersdorf-Si. I'üUcd mit d«>r Zweigbahn nach Schrammbach» 
emtadl FKilind, Uobendorf-Gntenstein und PöchUrn-Ganing. 

Gegenwärtig: Die Gefertigten. 

I. In Ergänsnng des Protokolles vom 3. nnd 4. Angnat 1874 wird die 
Concessionsdaner anf 90 Jahre Tom Tage der Betriebsei^ffnang anf den ua 
§. 1, lit, a nnd o des GoneeBsionsentworfes angegebenen Linien von Leoben- 
dorf nach St Pdlten von Leobersdorf naoh Gntenstein und von PSehUm 
nach Gaming feetgeietst 

II. Die Herren Coneessionäre verpfliehten «oh, die Kosten der Trt- 
cimng nnd der Yerfasenng des Detailprojectes, soweit sie aus Staattnnttebi 
bestritten wurde, mit dem vom HandeUministerium aufgestellten Betrage zn 
vergüten. 

Dieser Rückersatz der Kosten der Tracirung und Projectsverfassung^ 
tlir ilie Strecke St. Pülten-Lenbersdorf soll jedoch nicht sogleich aus den 
von der Staatsverwaitinif; zu leistenden IJaiivor^cliüssen, sondern erst in 
jenem Zoitpunct«- erfolgen, wenn die ( ieMliesohaflung für den Ausbau 
und die Inbetriebsetzung der genannten Baliiilinien {^esjehert sein wirti. 

III. Die Hidie der im letzten Absätze des Protokolls vorn 3. and 
4. August 1874 stipuiirteu C'aution, welche von den Herren Oonoessiooären 
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iber Yerlangen der Staatsyerwaltung unter der im gedachten ProtoeoUe 
angegeben VoTaagsetznng, dasa nXmlioh der Cantionsbetrag im Falle des in 
den Artikeln III und VII des Uebereinkommens Torgeeehenen Rücktrittes 
der Concessionswerber nicht als verfallen erklürt werde, an erlegen wäre, 
whd mit dem Betrage von fünfzigtansend Onlden dsterreichiseher Währung 
▼ereinbart, wobei den Herren Ooncessionftren die Zusicherung ertheilt wird, 
dass der Cautionserlag nicht unter allen Umständen und sofort, sondern 
eTentuell erst in Jenem Zeitpunote gefordert werden solle, wenn wider Ver- 
ffluthen die Gebarung der Herren Concessionäre oder sonst irgend welche 
ipecielle Ursachen denselben wänsohenswerth erscheinen lassen sollten« 

Geschlossen uud j^^etertigt. 

L. ■■Uerstrasser m. p. Carl Ritter von Puswald m. p., 

k. k. Seotionschef. 

listlln m. p. 

L. Wrba m. p., 

Adolph lersi m. p. ^ Mini«teri»l-Secre«r, als ProtokoUführer. 

Wimpfen m. p. 



5. Protokoll^ 

«ofgenommen im k. k. Handelsministerium am 3. November 1874, 

in Angelegenheit des C&utions-Erl&ges anlisslich der Concessionirung der projectirten Lose* 
motlT-Eiseabalin von Ltobersdorf aaeli SU Pölten mit Abiweigongen. 

Gegenwärtig: Die Gefertigten. 

üeber hohen Auftrag Seiner Excellenz des Herrn llandolsministers 
richtete der unterzeicliiiete Regierungsvertreter an dio Herren Concessions- 
werbor der projoetirten Locomotiv-Eisenbahn von Leobcrsdorf nacl: St. Pölten 
mit Abzweigungen die Einladung, eine rechtsverbindliche Erklärung abzu- 
geben, mit welcher die genannten Herren Concessionswerber sich verpflichten : 

1. den Rest des erlorderlichen nicht durch die begebenen Actien 
bedeckten Anlagocapitals der genannten Bahnlinien in i*rioritiits-Obligalionen 
zu beschaffen, deren Emissiouscours der Genehmigung der Regierung zu 
unterziehen sein wird ; 

2. zur Sicherstellung der Ertüllung der sab I Ui)(>rnonimcnen Verbind- 
lichkeit eine Caution im Betrage von HOO.UUU Gulden üsterr. Währ, in 
Barem oder in börsenraässigen Effecten zum Tagescourse zu erlogen, welche 
bei Nichterfüllung obiger Verpflichtung von der Staatsverwaltung als . ver- 
fallen erklärt werden kann. 
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Der Regierungsvertrctor knüpft hieran die Aufforderung: an die Herren 
Concessionswerber, den Zeitpunct bekannt zu geben, bis zu welchem die- 
selben die Beschämung des IVioritäten-GapitaU durchzuführen bereit sind. 

Hierauf erlauben sich die gefertigten Conoeasionswerber naohstehende 
reobtsverbindliohe ErklUtiui? abzugeben: 

1. Die {gefertigten C<)uce9sionswerber verflicliten sich, den ßest des 
erforderiioben, nicht durch die begebenen Actien bedeckten Anlagecapitales 
der genannten Bahnlinien in Priorität^- Obligationen zu beschaffen, deren 
Eimissiottscours der Genehmigung der Regierang zu unterziehen sein wird; 

2. zur Sioberstellung der ErittUung der snb 1 übernommenen Verbind- 
lichkeit verpflichten sich die gefertigten Conceasionswerber eine- Gaution im 
Betrage von 300.000 Oalden österr. WKbr. in Barem oder in börsenmSssigen 
Wertbpapieren nt erlegen^ welche bei Kichterfttllung obiger Yerpflichtong 
von der Staatsverwaltung fttr verfallen erkl&rt werden kann. 

Selbstverständlich hat dieser Cantionsverfall nicht Platz zu greifen, 
wenn die in den Artikeln III und VU des zwischen dem hohen k. k. Handels- 
ministerium und Finanzministerium einerseits und den gefertigten Gon- 
cessionswerbem andererseits abgeschlossenen Uebereinkommen ddo. 8. und 
4. August 1874, und in dem Schlussabsatze der beim hohen k. k. Handels- 
ministerium mit den gefertigten Concessionswerbem aufgenommenen Proto- 
kolle vom 8. und 4. August 1874 vorhergesehenen Fülle des RficktritteB 
oder der RUcknahme von der Goneession eintreten. 

8. Betreflfend den Zeitpunct, bis zu welchem die Goncessionswerber 
die Beschaffung des Prioritäten-Gapitals durchzuführen bereit sind, beehren 
sicli die gefertigten Concessionswerber zu erklären, dass sie die Besehafftang 
des Prioritäten-Gapitals innerhall) des Zeitraumes von l'/j Jahren vom Tage 
der Concessions-Ertheilung an durclizulühreu bereit sind. 



Gonst. A. Cirti m. p. 



Goram me: 



Adolph If fst m. p. 



¥flttek ni. p., 

k. k. Mirüsterial-Secretär, alb Ueteieiit. 



L. lutterstrasser m. p. 



ikestlia m. p. 



Victor Wimpffen m. p. 

L. Wrba m. p., 

k. k. Mitii0aeriRl-Vic«-Seeraar, als ProtocollfOhrer. 
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6. €oueessiousurkuii<U' vom 3. November ISH, H. G. Bl* Nr. 10 ex 
1875 und C. Bl. Nr. 27, 2S und 29 ex 1875, 

für die LtteMMtfT^Eisenbahn tob Leoberadorf Dich St. PMta saoni NebenÜBieD. 

Wir Franz Joseph der Erste v<)n Gottes (Jnadeii Kaiser von Oei^terreich, 
Apostolischer Koni;; von Un;;arn , Kiini.:r von Böhmen, von Dalmatien, 
Kroatien, Slavonien, Galizien, Lodoinerien nnd lll}nen; Erzherzo«; von 
Oesterreich; Grosshei'zog von Krakan, Herzojr von Lothringen, Salzburg, 
Steyer, Kärnten, Krain. Bukowina, Ober- uud Nieder-Schlesien; GrossfUrat 
TOD Siebenbürgen; Markgraf von Mähren; geflirsteter Graf von Elabsbarg 
nnd Tiroi etc. etc. eto. 

Maohdem Victor Graf Wimptfen im Vereine mit Adolpli Horst, 
Leopold Untterstragser, Alexander Cnrti nnd Augnst Köetlin die 
Bitte am Ertheilnng der ConeeBslon znm Bau und Betrieb der Eisenbahnlinien 
TOD XjeoberidoTf nach St. Pölten mit der Zweigbahn naefi Schrambach, even- 
taell Freiland, von Leobersdorf naeh Gutensteiu und von PÖchlam nach 
Oamin;; gestellt haben, so finden Wir Uns bewogen, in Erwägunjr der 
Gemeinnützigkeit des Unternehmens den genannten Bittstellern diese Con- 
cession auf Grund des Eiscnliahn-CoueessinnsgesetzeH vom 14. September 
1854 iR. G. Bl. Xr. 238 imd des Gesetzes vom 16. Mai 1074 (Ii. G. Bl. 
Nr. 64; wie lolgt, zu ertheilen: 

§• 1- 

Wir verleiben den Cuncessionären das Recht zum Bau und Betrieb der 
Locomotiv-Eisenbahnlinien : 
a) Von Leobersdorf Uber Altenmarkt-Hainfeld und Wilhelmsburg nach 

St. Pölten mit der Zweigbahn von Scheibmtthl nach Schrambaob, 

eventnell Freitand; 
h) von Leobersdorf nach Gntenstein; 
c) von Pöchlam nach Gaming. 

Die Zweigbahn von Scheibmiihl nach Schrarabach ist unter den in der 
gegenwärtigen Concessionsurkunde filr diese Zweigbahn vorgeschriebenen 
Bedinguygen Uber Verlangcu der Ötaataverwaltuug bis Freiland zu ver- 
längern. 

Die ConcesHionäre a\\u\ überdies!? verpHiehtet, Uber Verlangen der 
8taats\ erwaltung und unter den <lit'>-l:ills von derselben seinerzeit fest- 
zustellenden Bedingungen die naeh-^tehend weitercu Lueomotiv-Eisenbahu- 
Uoien herzustellen und in Betrieb zu setzen. 

1. Eine directe Eisenbahnverbindung v.iu Leobersdorf n.u li Ebenfurt, 
jedoch uicht frUher als bis der Bau einer von Raab nach der niederöster- 
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reichisoh-nngarischen Grenze bei Ebenfiirt projectirten Eisenbahn zur Aii- 
ftthrnng gelangt sein wird. 

2. Eine Eisenbahnverbindung von St. Pölten nach Traismaner. 

3. Eine Eisenbahnyerbindang von Traismaner nach Mantem. 

Die unter b) nnd c) angefQhrten Bahnlinien Leobersdorf-Gatensteiii 
und Pöchlarn-Gaming sind in Ansehung des Baues und Betriebes il» 
Secundärbahneu derart zur Ausführung zu bringen, dass auf denselben die 
Züge nur mit einer Maximalgeschwindigkeit von zw51f Kilometern per 
Stunde verkehren. 

Die gleiche Bestimmung wird eventuell in Ansehung der unter 2 und S 
genannten Bahnverbindungen St. Pölten-Traismauer und Traismaner-Mauten 
zur Anwendung gelangen. 

Dessgleioben ist die unter a) genannte Zweigbahn von Soheibmttbt nadi 
Schrambaoh, eventuell Freiland, in Betreff der AasrUstung und Betnebi- 
flihmng insolange als SecnndMrbahn zu behandeln, als nicht die Ver* 
vollständiguiig der Anlage und die Einrichtung eines mit grösserer Fahr- 
geschwindigkeit zu vollziehenden Betriebes von der Staatsverwaltnngr 
welcher diess seinerzeit freisteht, mit RHoksioht auf eine künftige Fortsetzung 
der obigen Zweigbahn angeordnet wird. 

§. 2. 

Die Ausführung des Baues und der Betriebseinrichtungen der im 
§. 1 bezeichneten Bahnen hat nach Massgabe der vom Handelsministerium 
zu genehmigenden Detail-Bauprojecte und der von demselben festzustellendes 
Baubedingnisse, dann der dem Handelsministerium zur Genehmigung vor- 
zulegenden Bau- und Lieferungsverträge stattzufinden. 

Sowohl den auszuarbeitenden Detaiiplänen, als auch den Bau- and 
Lieferungsverträf^en, haben die Bestimrannfron der vom Handolsministerium 
auiztistellonden Bedingnissljefte. bezicliiinjrswoise der diesstall^^ genehmigten 
GnindzUjre für den Bau nnd die Ausiiistung zur Urundlage zu dienen, bei 
deren Fest st o Illing- und Aiiwcnduufr iibritrens auf die thunlirliste Herab- 
minticriin;^^ der Baukosten Bfilirlit ircimmineii werden und insbesondere in 
Auseimnu des Baues der Liiiitn LtoUersdort*- (Jutenstein und Pöehlam- 
Gaininj:, auf w» Irhon die Maxiinaljjcscliwiiidiirkeit tler Ziipro zwölf Kilometer 
per .Stunde nicht iihersteigon darf, die (Tcwalininir aller in Folfre dieser 
geringen Falirgeselnvindi,L''keit zulässigen Erleieliteruuf^en eintreten soll. 

Die teoliniselicii Entwürfe für den Bau un l die Au>riistun;_' der liahn 
siuil dein HandeUmini^^terinni reclitzeitiir vf»rzulegen und die au^ diesem 
Anlasse, sowie überhaupt ergehenden Anordnungen der staatlichen Aufsichts- 
behörden L'cnaucstenK zu befolgen. 

Dessgleioben liaben die f 'oncessioniire b im Bnu auch allen vom llandeiä- 
minidterium aus öifeutlicheu RUcicsichten nachträglich zu stellenden Aufor. 
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derunireu Folge zu leisten nnil sioh naoh <iea bestehenden allgemeinen Ban- 
vnd PoliseivorsehrifteD sn benehmen. 

Für Aendernng in den Baoprojeeten bleibt die Genehmigung der Staats- 
Terwahnng Torbehalten, insoferne solche naeh Hassgabe des Resultates der 
Traee-ReTision und der nach Vorsohrift des §. 6 des Eisenbahn-Coneessions- 
gesetses Torzunebmenden politischen Begehung im Interesse des Öffentlichen 
Verkehres und zur Sicherstellnng des Bestandes der Bahn, dann zur 
Erfüllung der gesetzlichen Bestimmungen sioh als erforderlich darstellen 
werden. 

Sollte sieh bei der Bauausführung aus bauökonomischen oder Betriebs 
rlicksiehten eine Abänderung der Bahntrace oder der DetailplSne als noth- 
wendlgoderwttnsohenswerth darstellen, wodurch jedoch die im §. 1 bestimmte 
Bshnriehtnng nicht verftndert wird, und gegenüber der genehmigten Traoe 
fan Allgemeinen eine wesentliche Verschlechterung der Niveau- und der 
Bfehtnngaverlilltnisse nicht stattfinden darf, so mnts zu einer solchen Ab- 
lademng die Oenehmigung der StaatsverwaHnng eingeholt werden. 

Die ?^t.iatsverw:iltung ii^t hcrofliti^t. den ConcfssionUren oder ilirem 
Reclilsnaclitolger »lif HorstcUiiiij; des riiterbaiios lür das zweite Ocloisc auf 
der Linie Lcobersdoit-Sr. Pölten und der Abz\vei;,'iing nacli Sclirambacli, 
eventuell Freiland, üowie dessen Lcirun;,' anf jenen Streckf n, wo sie es für 
notliwendi;; findet, in dem Falle aul'zutrafren, wenn iler jührliclie Uobertrag 
wälirend zweier aufeinander tolgendcr Jahre die Öummc von 16Ü.U00 fl. 
in Silber per Meile überschreitet. 

Die Concessionäre sind vcrpHichtet, wegen Mitbenutzung von lialinhi'tfen 
oder Bonstigen Theilen bestehender oder concessionirter Hahnen im Bereiche 
der Anschlnsspnncte der im §. 1 bezeichneten Eisenbahnlinien, sowie wegen 
Einrichtung des Betriebsdienstes beim Uebergangs- und Weohselverkehrc 
mit den betheiligten £iseubahnverwaltungen ein Abkommen zu treffen und 
dasselbe der Staatsverwaltung zur Genehmigung vorzulegen. 

Sollte eine Vereinbarung Uber die gemeinschaftliche Benützung eines 
Bahnhofes nicht zu Stande kommen, so sind die Ooncessionire zwar 
berechtigt, einen eigenen Bahnhof zu errichten; sie haben jedoch die Yer- 
piliehtung, ein Ansehlussgeleise an die fremde Bahn herzustellen und 
wenigstens für den Personenverkehr einen gemeinschafllichen Bahnhofdienst 
eusnriehten. 

Bezüglich der Bedingungen eines solchen Anschlusses und eines 
gemeinschaftlichen liahnhofdienste^ liir den Personenverkehr unterwerfen 
sich die Coneessionäre dem Ausspruche des Handelsministeriums, falls eine 
Einigung hierüber mit der Ansclihissbahu nicht erzielt werden sollte. 

Der Staatsverwaltung bleibt das Keeht vorbehalten, in Ermaufrliing 
eines Einverständnisses die Bedingungen für die gegenseitige Wageubenützung 
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der inländischen Kachbarbahnen und für die £iumäodang von Bergwerks* 
und Industriobahnen zu bostimmen. 

Die Concegsionäre sind jedoch verpflichtet, die EinmüiKlimg von Ver- 
bindungsbahnen, welche von den an den coucessi(uürtea Bahnlinien gelegenea 
ludustrie-Unternehmangen zam Behufe der Beförderung ihrer Erzeugnisse 
zur Bahn angelegt werden sollen, mit dem AnscblttBse «n die betreffendei 
Bahnhöfe auf die dem Bahnbetriebe mindest lästige Art gegen Vergütiiiig 
der erwachsenden Kosten za gestatten. 

§. 3. 

Die Concessionifre sind verpflichtet, den Bau der Eisenbahn von 
Leobersdorf nach St. Pölten binnen xwei Monaten, vom heutigen Tage an 
gerechnet zu beginnen und diese Linie mit der Zweigbahn nach Schrambach, 
eventnell Freiiand, binnen drei Jahren, die Linien Leobersdorf-Gntensteio 
und Pdchlarn-Gaming aber binnen vier Jahren, vom gleichen Zeitpunkte an 
gerechnet zu vollenden, die fertigen Bahnen dem öfl'entlichen Verkehre zii 
übergeben und während der ganzen Concessionsdauer im unnnterbro<;benen 
Betriebe zu erhalten. 

Die Goncessionäre habeu für die Ermiliing dieser und der sonstigen 
concessionsmXssigen Verpflichtungen Uber Verlangen der Staatsverwaltung 
durch den Erlag einer Caution im Betrage von 50.000 Gulden öster. W2hr. 
Sicherheit zn leisten. 

Auf Qrund der Allerhöchsten Entscbliessung vom 17. Mai 1876 wurde die bexQg- 
Hob der IiumgriffnAhme des Baues festigesetste Frist vom k. k. Handelsministerium in 
BinTeraebmen mit dem k. k, Finanministerium mittels Erlatses vom 8. Juni 1875 
Z. 15336 bis zum 20. Juli 1875 erstreckt. 

Di«» Eröffrmng des neti iches t'rfolptc nuf den Strecken L e o Ij e r s <1 <> r f - G u t eii- 
9 tein und Leoberäd o rt-Ka u m I) erg am 1. September IH77, auf der Strecke K a\im- 
bcrg-St Pölten am 3. October 1877, auf der Strecke Pöchlarn - Kien berg-Ga- 
ming am 22. Oetober 1877 und auf der Strecke Scheibm0hl>8ehrambaeh «n 
1. Juni 1878. 

§. 4. 

Den Ooncessionären wird zur Ausführung der coneessionirlen Eisen- 
balin das Recht der Expropriation nach den Bestimmungen der einsehii- 
gigen gesetzlichen VorFcliriften ertheilt. 

Das gleiche Recht soll den Concessionären auch bezüglich jener zn ein* 
zeluen indnstriellon Etahlisscmpiits etwa herzurttrllenden FlUgelbahnen 
zugestanden werdiMi. deren Kiriclttiing von der Stnatsverwalluug, als in» 
öffentlichen Interesse gelegen, erkannt werden sollte. 

Die Concessiuniire sind verpiliehtet, die gruiidbiicherliche AbschreibuDj? 
der tür den Bahnban erworbenen Grundparzellen, beziehungsweise di** 
Durchtulirunj; der iiacli MuHsgabe des (Jesetzes vom 10. Mai 1874 > it. (»• 
Bl. Nr. lOi erforderlicheu Vorkehrungen behul6 der eiseubahnbUcherlicheu 
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Sicherstelhing der eineohlSgigen RechtSTerbXltniiise, insoweit es an ihnen 
liegt, tboniidist zn beschlennigeo, sowie dafilr Sorge sa tragen^ dass die 
der btteherliehen Rielitigetellang vorhergehende deÜnitive Vermessung der 
Orondstfleke nnd die Finalisining der Abreehnang mit aller Besohlennigung 
Tolixogen werde. 

§. 6. 

Die GoneessionSre haben sich bei dem Bau uud Betrieb der con- 
eetsionirten Bahnen nach dorn Inhalte der gegen wärt ifren ConccHsions- 
nrkunde, sowie nach den diessfalls bestehenden Gesetzen nnd Verordnungen 
i'namcntli» !! nacli dem Eisenbalin-r'nncessionsgcsetze vom 1 4. September 1874 
i'R. G. Bl. Nr. 238; und der Eisenbalin-Hetriebsordnung vom 16. November 
1851 R. G. BI. Nr. 1 ex 1852)], dann nach dcu etwa künftig zu erlassenden 
Gesetzen und Verordnungen Itenehmen. 

In Anseliuug des Betriebes der mit einer Maximalgeschwindigkeit von 
zwölf Kib*metern per Stunde zu bet^ahreiidcn Seeundarbaliiien von Leobers- 
dorf nai'li ( Jutenstein und von Pöehlarn nach Gaming, dann der Z\veigi>abn 
Scheibmiihl-Sclirnmbaeh, eventuell Freiland, wird jedoch im Sinne der durch 
Artikel VI des Gesetzes vom IT,. Mai 1874 R. G. BI. Nr. CA) gewährten 
Ermächt i;:un^r von den in der Kiseubahn-B^triebsordnung vorgeschriebenen 
Sicherheitsvorkehriinpcn insoweit Umgang genommen werden, als diess mit 
Räckflicht aut" die erraässigte Mnximalgesohwindi^rkeit nach dem Erme^j^en 
de? Handelsministeriums für zulässig erkannt werden wird, und werden 
die^^falls die vom Handelsministerium zu erlassenden besonderen Betriebs- 
vorschriften Anwendung finden. 

Tgl. die Anmerkung zu Art. 6 des Gesetzes vom 15 Mai 1874 unter 2. 

§. 6. 

Bezüglich der Leistungen für die Postanstalt kommen auf den con- 
eessionirten Bahnen folgende Bestimmungen zur Anwendung: 

1. Die Ooncessionäre haben die Post und die Postbediensteten nach 
Vorschrift des §. 68 der Eisenbahn-Betriebsordnung anentgeltiioh zu be- 
l«Mern. 

Ihe Postverwaltung ist berechtigt, alle falirplanmiissigen, für den 
Beifonentransport dienenden Zttge znr Beförderung der Post zu benutzen. 

Im Falle der Einführung von Eil- und Courierzttgen bleibt jedoch die 
Beförderung ron Fraehtpostsendnngen bei denselben aasgeschlossen. Die 
FeststeUoBg der Fahtpläne der zur PostbeflSrdemng benutzten Zttge hat mit 
Oenehndgang des Handelsministerinnis zu erfolgeni welchem auch jede 
beabsiebtigte Aenderong des Fahrplanes mindestene 14 Tage vor deren 
Aetivining mitzntbeilen ist. 
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2. Die Conocssionäro sind verpflichtet, für die Linie Leobersdorf- 
St. P('>Itoii die zar Beförderung der Post eiforderliohen gewöhnlichen und 
Ambiilance- Waggons auf ihre Rosten heniuteUen und in Stand sa halten, 
woso auch die Reinigung der Anssenseite und das Sohmieren der WagKoni 
gehört. 

Mit Ausnahme der Eil- und GonrieraUge haben die ConeessionSre bei 
jedem auf der Linie Leobersdorf-St. Pölten verkehrenden Zuge, fHr welchen 
es Ton der Postanstalt verlangt wird, naoh dem Ermessen der letiteren Tor- 
läufig Einen yierrädrigen Waggon, welcher naeh den Anforderungen der 
Postanstalt eingerichtet sein muss und, wenn sieh das Bedttrfhiss damaeli 
herausstellen sollte, einen achträdrigen Waggon oder zwei vierrildrige solche 
Wagen unentgeltlieh beizustellen und zu befördern. 

Ergibt sich nach dem Ermessen der Postanstalt die Nothwendigkeit} 
bei einem auf der Linie Leobersdorf-St Pölten verkehrenden Bahnsuge 
ausser dem oben beseichneten achträdrigen Waggon oder den erwähnten 
zwei vierrädrigen Waggons noch weitere Wagen oder Oberhaupt solche aaf 
einer der anderen concessionirten Linien zu Postzweoken beizustellen, BO 
wird den Goncessionären von der Postanstalt fUr jeden solchen beigestelltes 
vierrädrigen Wagen und für jede im Postdienste zurückgelegte Meile der 
Betrag von Einem Gulden österreichischer Währung vergütet. 

Bei allen auf den Linien Leobersdorf-Gutenstein, Pöchlarn-Oaming und 
Scheibmilhl-Freiland zum Behufe des Pereonentrausportes verkehrenden 
Zügen, sowie bei jenen Zügen der Linie LeoberKdorf-8t. Pölten, bei welchen 
die Postanstalt nicht einem eigenen Waggon in Anspruch nimmt, dem- 
nach insbesondere hei etwa einzufüineiiden Eil- und Couriorziigcu. ist ihr 
ein entsprecliciid (Miigerirlitotor, volUtämlifj ab^rPschlo^^.s('np^ und raindcsteus 
ein ('oupt'' uinfassoiidt'r riiril eint's ILisi iibaliii \va,ü:gon8 zum Trausporte der 
Post-^-ndniipron iiiicnf^reltlirli zur V<'rtÜguiig zu steliiMi. 

Insnienic iu doin erwiihnU'ii Kaumo einzelno priKscro Hrit^fpackete oder 
BriefaUckc nieiit untergebracht werden ki'mnen. Iiat ilic Eiseiil>ahnverwalliing 
lür deren anderweitige sichere l'nterhiiiiirnnL' im Zuije vorzu'^oriren. 

Die gewöijuliche Helenciitung der zum Postdieuste verwendeten Wairffons 
obliegt den Conei-ssifuiüren in ;:leielier Weise, wie bei den Personenwapen; 
die Kosten tlir di- ;iuss« ri^r widiniielie Belenehtnng der inneren Wagenräume 
und lür deren ilelieizung werden von der Postanstalt getragen. 

3. Die Postverwaltnn^' ist bereelitijrt. die Post bei allen Eiacubahnzügen 
durch ihre eigenen Orfrane beprieiten zu lassen. 

Die Betiudernng der zur Begleitung der Post erforderliehen Post- 
beamten, Condueteure und Diener, sowie der zur üeberwachung oder Er- 
lernung des Balmpostdienstes entsendeten Organe der Postanstalt, welch 
letztere sich mit Oriitieateu der vollbesetzten Postdirection zu legitimircD 
haben, erfolgt unentgeltlich. 
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Der PoBtrerwAltUDg ist ferner das Recht vorbehalten, bei allen Eisen- 
btlinzfigen, welche nicht durch ihre eigenen Organe begleitet werden, die 
Bdef]>ost der von den OonoessionHren aufzustellenden Bahnverwaltnng zur 
Beförderung durch die Organe der letzteren zu Uberweisen. 

4. Für die Ausübung des Postdienstes in den Stationen der Linie 
Leobersdorf-St Pölten ist ein geeignetes Zimmer mit einer Requisitenkammer 
in dem Gebäude der Eisenbahn unentgeltlich zu überlassen, und hinsichtlich 
der Befriedigung etwa eintretender weiterer Bedttrfhisse iiir diesen Zweck 
wird eine besondere Vereinbarung bezüglich der für weitera beizustellenden 
Baum in Form eines Hiethzinses zu leistenden Entschädigung zu treffen sein. 

Die innere Einrichtung, Reinigung, Beleuchtung und Beheizung dieser 
Blumlichkeiten obliegt der Postverwaltnng. 

5. In jenen Bahnh5fen der Linie Leobersdorf-St Pölten, in welchen 
keine Postämter aufgestellt sind, ferner in den Bahnhöfen der Linie Leobers. 
dorf-Gutenstein, Pdchlam-Qaming und Soheibmühl-Sohrambach haben die 
Coneessionlre auf Verlangen der Postrerwaltung die Uebergabe und Ueber- 
nahme der Postsendungen zwischen Bahnzttgen und den Organen der Post- 
SBStalt, sowie deren zeitweilige sichere Aufbewahrung bis zur Uebergabe 
an ein Postorgan durch hiezu berähigte ßahnbcdienstetc gegen eine von der 
Postvcrwaltung festzusetzende Entlohnung besorgen zu lassen. 

Dort, wo nach dem Ermessen der Postverwaltung der Postdienst es 
erheipcht. liaben die Concessioniire ihre Bediensteten der Postanstalt zur 
Mitwirkung bei dem Auf- und Al»lad< ii «h r Postsendungen ;jregen eine den 
diessfälllgen Leistung* !! » iitspreehende Entlohnung zur Vt'ifiignng zu stellen. 

Correspondenzen, welche in Beziehung anf die Vt rwaltiini; der Eisen- 
bahn zwischen der Direction oder dem Verwaltungsrathe der Kisenbahn und 
ihren untergeordneten Orgamn, oder von diesen unter einander getUhrt 
werden, dürfen auf den bezüijliehen Bahnstrecken durch die Bediensteten 
der Babnanstalt befördert werden. 

§• 7. 

Die Coneessionäre Ubernehmen die Verptlii htung, die lin- den Bahn- 
betrieb und die Signalisirung erforderiiclicn Telegraplienleitungcn auf eigene 
Kosten entweder na* Ii Anordnung oder durch Vermittlung der StaatS-Tele. 
graphenanstalt herzustellen, einzurichten und zu unterhalten. 

Die Staatsverwaltung behält sich das Recht vor, die littrichsleituug 
auch für die Staats- und Pri\ atcorrespnndeuzen verwenden zu lassen. 

Der Staatsverwaltung stellt es frei, die DrUlite des Staatstelcgraphcn 
an den Stutzpunkten der BahnbetritdfsltMtunü'" anzui)ringen oder selbständige 
Leitun^'en auf dem von den Concessionären eingelösten oder sonst für Bahu- 
zwr < ke benützten Grand und Boden ohne jede Vergütung oder Entscbädigang 
amalegen. 
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Zar Beaufsiobtigung und Inetandhaltnng soloher StaataUnien haben die 
Concessioniire durch das Bahnpenonale imeiitgeltUoh mitsawirkeiu Die 
ConcesBionXre sind ferner yerpfliohteti anf ihren Bahnstrecken die MaterialieB 
und Requisiten der Staatstelegraphen-Anstalt naeh den tStr MilitSrtranspoite 
giltigen Tariisfttzen an befSrdern und in ihren Bahnhöfen und Stationen 
unentgeltlich zu lagern und zu verwahren. 

In allen vorerwihnten Beziehungen sind die OoncessionXre gehalten, 
mit der Staatstelegraphen-Verwaltung rechtzeitig ein besonderes üeberela- 
kommen zu treffen. 

§. «. 

Die Höbe der Fahr- und Frachtpreise wird folgenden Begrenznogea 
unterworfen. 

Maximaltarif per österr. Meile, und zwar bei Reisenden die Person: 
Für die I. Classe 36 kr. ttsterr. WXhruug, 

» » II» « 27 0 n j» 
rt n III« n IS ^ n f, 

Bei den etwa in der Folge auf den Linien Leitbersdorl'-St, Polten ver- 
kehrenden Selinellziigen , welehe inindesteii^ aus Wagen I. und II. Classe 
bestehen müssen, dürfen diese Tarife um 20 IVicent erliolit werden, unter 
der Bedingung, dass die bei diesen Schnellzügen zu beobachtende Fahr- 
geschwindigkeit nicht geringer sei| als die durchschnittliche Fahr- 
geschwindigkeit bei den Schnellzügen anderer Österreichischer Eisenbahnen. 

Maximaltarif bezüglich der Waaren bei gewöhnlicher Geschwindigkeit 
per Zollcentoer und Meile: 

I. Classe 2 kr. ttsterr. WShrung, 
U. « 2-5 , « „ 

III. ^ 3 ri it n 

Ausnahmsweise haben bei vollen Wa;:cnladungen, bexiehnngsweih^e bei 
Aufgabe von mindestens 100 Zollcentiieni der naebstebenden Artikel, 
folgende ermässigte Frachtsätze per Zoilceutuer und Meile zu gelten: 

A. B. C. 

Getreide, Kartoffel, Brenn- und Schnittholz, Mlneralkohle, Coaks, 

HttlseniHlchte, Mahl- dann nicht Uber eine g^resster Torf, Erse^ 

producte, Salz und Wagenlänge hinaus- Eisenflossen, Mauersiegel, 

gefrischtes Eisen, reichendes Bau- und Bau- und Kalksteine, 

WerkhohE, Schotter, Sand und 
Dungmittel, 
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Als BxpeditionagebOhr werden fflr alle Gtlter zwei Kreuzer per Zoll- 
Zentner eingehoben y worin die Anf- nnd AbladegebQhr and allgemeine 
Assecaranz einbezogen ist. Wenn das Anf- und Abladen von der Partei 
besorgt wird, so wird die ExpeditionsgebUhr nur mit 1*5 Krenzer per Zoll- 
Zentner eingehoben. 

Rfick^iehtlich der Frachtpreise der übrigen Gegenstände, der Fest- 
setzung des Lagerzinses und der sonstigen Verkehrsbestimmungen ist sich 
derart zu benehmen, dass die diessfliiligen Preise und Bestimmungen anf 
keinen Fall höher und Iftstiger sein dürfen, als auf der Sttdbahn. 

Bei der Bemessung der Frachtpreise kann für Strecken mit einer 
Steigung von 1 : 60 und darüber die Berechnung mit der 1 y^fachen Länge 
der Strecke vorgenommen werden. 

Die Coneessionäre sind verpHiditot, im Fniciitonvprkehre riicksiclitlich 
der Nebcngel)iiiir»'ii, der Xoinriielatiir und Classitir.ition der Waaren. sowie 
<ler sonstigen Tranftporthestimnuinir'Mi. dann überhaupt bezUcrlieii der bei 
der Umrechnung' der Tarife nach dem jeweiligen gesetzlichen >[aRs- und 
Gewiehtssystemc durehzuführemb ii Abruuduugen sich den Am)rduuugeii des 
Haudelsministeriums zu unterwerten. 

Die KeL't liuijr der Faiir- und i'rachtpreiae innerhalb der vorstehend 
fiiirteii Grenzen steht den (Joncessioniin'n frei. 

Hiebei darf aber eine persbnli^'he Bevorzugung nicht stattfinden. Wenn 
daher einem Versender oder Frachtcnunternchnier unter gewissen Be- 
dingungen eine Herabsetzung der («Frachtpreise oder eine andere Begünstigung 
gewährt wird, so muss diese Herabsetzung oder Begüni^tignng allen Yer- 
seodem oder Frachtunternehmem, welche die nämlichen Bedingungen ein- 
gehen, zugestanden werden. 

Alle Specialtarife !*ind der öffentlichen Kundmaeliung zu unterziehen. 

Nach Abhiul von fUnf Betriebsjalnen hat die Regierung das Recht, eine 
«ntsprechende Herabsetzung obiger Tarifsätze und insbesondere der ormäs- 
agten Satze für Sendungen der obgenannten Artikel in vollen Wagen- 
ladungen oder Quantitäten zu mindestens lOOl&oUcentuer nach £invemehmung 
4er Goncessionäre oder ihrer Rechtsnachfolger eintreten zu lassen. 

Es bleibt übrigens die Regelung der Fahr- und Fracht-Tarifsbestim- 
Bungen der Gesetzgebung jederzeit vorbehalten; einer solchen Regelung 
Ilaben sich die Goncessionäre zu unterwerfen. 

In thoilweiser Abänilerung ofiicor Besiiinmting;en wiinlo mir «lein Erlasse dos 
k. k. Handelsminiaters vom 18. August 1877, Z. 23046 (kun<lgetnftcht im R. G. Bl. 
«««rNr. 74) auf Grund des Gesetzes vom Juli 1877 (R. G. Bl. Nr. 64), betreffend 
^ Maxfmalurife für die PeraonenbefSrderang auf den Eisenbahnen und in Folge Ver- 
«iaWimg mit der Gesellsehaft Folgendes festgesetzt: 

1. Als Maximaltarif fOr den Personentransport hat in Anwendung zu kommen, 
«lid zwar: 

34 
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per Person und Kilemeter 

Fär die I. CUste 4 8 kr. 

. .11. , H-4 „ 

. n in. „ 2-4 . 

Ssterr. WShrnng Silber. 

2. Bei Eilzüi^en dürfen dic6e Tariit^iitzc um 20 I'crcent erhöht werden, weiior 
dieselben niobt blon Weggons I. Claise fUbren, und wofern die durehsebnittliehe 
Oetebwindigkeit dieser Zdee finclasive der Aufenthalte in den Stetionen) auf jene» 

Strecken, wo keine Steigungen von 15 pro miU» und darüber vorkommen, mindestens 
37 Kilometer, auf d'ni Strecken mit f^teio-nn^pn von 15 pro mili« bis exclusi^e 2^ 
pro mille aber iniiidcf tene 24 Kiloincter per Z»'it8tiin<le beträgt. 

Auf Strecken mit noch stärkeren Steigungen wird die Qeschwihdtgkeit «1er 
Eikfige Tom k. k. Hendelsministerium bestimmt. 

8. Ffir gemischte Zflge sind obige Tarife tun 20 Pereent sa ermSssigen. Am* 
nahmen Licvon, die nur für Strecken, auf welchen lediglich gemischte Züge verkehren, 
zulässig sind, ftedürfej» der ausdrürklichen Genehniigutif: des k. k. Handebtninisteriums. 

4. Sollte fiioli das Kedürfniss nach weiter gehemlcri Ermässigunpen lierauj- 
etellen, und sollte in diesem Falle die Gesellschatt nicht in der Lage sein, ent6^>re- 
ehende Erleichterongen in der III. Wagenclasse aa gewSbreni so ist dieselbe gehslteo, 
Uber Aufforderung des lu k. Handelsministeriums auf den von demselben au beseieh- 
Ticnden Strecken eine lY. Classe (Stehwngen) mit dem Tarifsatse von 1*6 kr. Sstm. 
Währunc in Silber per Person tind Kilometer einzuführen. 

ö. Küek-ichtlich der T«rit"!»ät/.e für die mit dem Personentransporte im Zusam- 
menhange bleltendc Beförderung von Gepäck, Fahrzeugen und lebenden Thiercn, 80*ic 
hindehUidi simmtlieber Kebenbestimmungen für die Beförderung von Personen hat 
sieh die Gesellschaft den Anordnungen des k. k. Handelsministeriums au unterwerfen. 

Ffir jedes ganze Fahrbillet wird ein Frelgewieht Ton 2ft Kilogramm und fttr 
jedes halbe Pilb t ein Sf.lcbej; von 12 Kilogramm festgesetzt. 

C. Bei der Hcreehnung der Fabr[>reise und der Tarifsätze für die mit der Per- 
sonenbeförd' rung im Zusammenhange stehenden Sachcntranspunc kann für Strecken 
mit Steig ungsverhSltnlssen von 15 pro mitta und darilber die lV|fache Länge der 
fraglichen starken Steigungen und Oefalle au Grunde gelegt werden., 

7. Die Gesellschaft ist -rerpfliohtet, alle neuenTarife im PersonenTorkehre, sowie 
jede Aufhebung oder Abänderung der schon bestehenden Tarife mindestens 14 Tage 
vor dem Inslebentreten der be/ügliehen Tarifmasi^nahmon nach den Anordnungen des 
k. k. Uandcltministeriums öffentlich kund zu machen. 

8. Die Bestimmungen für die Beförderung von Militärpersonen werden durch 
Torstehende Festsetsungen nicht berOhrt. 

AnlMsslich der DnrehfQhrung obiger neuen Tarifbestimmungen, sowie tum 
Behofe des Anschlusses an den einheitlichen Reformtarif der dsterreichisohen Eisen- 
bahnen überhaupt, gestattete das k. k. Handelsministerium aum Zwecke der Aufirtellung 

des ersten Tarife?: 

1. Das», insolange auf den Linien dieser Babminternclimung nur gemischte 
Zflge verkehren, bis auf weitere Anordnung die Ermässigung der Fahrpreise bei 
gemischten Zfigen unterbleiben kann. 

2. Dass bis auf Weiteres nicht nur bei Bemessung der Fahrpreise, sondern aoeh 

der Frachtpreise die Berechnung nach der 1 VsfacLcn Länge rückeichtlicb jener Strecken 
eintreten darf, aiif welchen i«irh Steigungen von 15 ;»r,- mt'tle und darüber befinden. 

Bei Militäriransporten darf dagegt^n « ine solche 1 '^fachc Berechnung bis auf 
Weiteres im Sinne der Conceseionsurkund. vom ö. November 1874 (K. G. Bi. Nr. 10 
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ex 1875, §. 8) nur rücksichtlich der MiUtiitgtfter, nnd xwar fflr 8t6igiuig«ii Ton 1:60 

pro mdlle) und darüber stAttfinden. 

3. Dass bis auf Weiteres Brenn- und Schnittholz in Sendunpt^n untiT Iii.O(»U, 
jedoch von oder über 5000 Kilogramm nach Clause A und Düngmittel (künstliche) 
Baeh ClMie B tariflrt werden. 

4. Dass «UM der niedrigsten eoneeetionsmiseigen Manipolationagehttlir von 
S kr. per 100 Kiloj^ramm Torliafig jene des Reformterifes mit 3*5 kr. per 100 KUo- 
giamm Anwendung finde. 

5. Dass die Einführung de-« im Südbahntarife enthaltenen Wagenladuugstarifes 
üb Kohlen als Eilgut unterbleiben und 

€. die GlnfBhrang der Sepnntzugstarifirung dem Beformtarife gemSss 
«folgen kann* 

Hiergegen verpflichtotf^ sich die Gesellschnft: 

a) Alle neuen Tarife und TariTiuiderungen vor der Kundmaehongsiir Qenehmigung 
Torzulee'Mi ; 

b) die Gciichuulgung aller ertheilten Taritbegünstigungen im Persunun- und Güter» 
verkehre naoh Massgabe der Erllsse des k. k. Ilandelsministerinma vom 10. Hai 
1876, Z. U6S0 (Centralblatt Nr. 67 es 1876) und vom 6. November 1875, 

Z. 34177 (Centralblatt Nr. 128 ex 1875), endlieh der k. k. Generalinspeetion der 
österreichisehen EisenKalmen vom 11. Juni 1877, Z. 6563/IiI (Gentralbiatt 
Nr. 71 cx I877j einzuholen; 

cj auf einer und derselben Verkehrslinie, in derst'lben Verkuhrsrichtung und unter 
den gleichen Bedingungen die Gesammttransportskosten fVr eine niher gelegene 
Station nieht hölior su bemessen, als fflr eine entferntere; 

i) Freikarteni welche nicht nur für einzelne Fahrten Giltigkeit haben, bis auf 
Weiteres nur mit Genehmigunp de.> k. k. Hiindelsministeriiims auszufolgen und 
tich auch rücksichtlich jener Freikarten, welche für einzelne Fahrten zuge. 
standen werden, der Ueberwachung desselben zu unterwerfen. 

Die Freilcarten mSssen auf einen bestimmten Namen oder auf eine 
bestimmte Diensteskategorie lauten. 

9) üeber Verlangen des k. k. Uandelaministerium» den Agiozuschlag für Massen- 
artikel, namentlich für Getreide« Kohle und die Güter der Classe O au 
ermässigen ; 

J) über Verlangen des k. k. Uandelsministeriums die Abrundung des Gewichtes 
bei Wagenladungsgtttem von 10 au 10 Kilogramm eintreten an lassen. 

§. 9. 

Die ^Eiihebendeii Fftbr- und Frachtpreise dttrfen in inländischer 
SilbermilnEe bemessen werden, jedoch so, dass die mit Berttcksiehtigung des 
Oonrswerthes ent&Uende Gebühr anoh in der LandeswShning angenommen 
werden mnss. 

Die Znrtickfttbrang des Tarifes anf die Landeswährung hat nach den 
TOB dem HandeiBministeriam festzustellenden Modalitäten stattzufinden. 

§. 10. 

Die Militärtransporte müssen iiiu'li herabgesetzten Tarifpreisen besorgt 
werden, und zwar naoh dem in dieser Beziehung, sowie rUcksichtlicli der 
Begünstigungen reisender Militärs zwischen dem Reicbs-Kriegaministerium 
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und der Direction der Kaiger Ferdioands-Nordbahu uotemi 18. Juni 1868 
abgesclilofineneii Uebereinkommen, dessen Be^<timmangen einen integrirendeil 
Bestandtheil der Concessionsnrkunde zu bilden haben. 

Im Falle jedoeh mit allen oder der Melirzahl der Österreichischen 
Bahnen für MilitSrtransporte dem Staate günstigere Bestimmungen vereinbart 
würden, so sollen diese auch f&r die couoessionirten Bahnen Gettang 
erhalten. 

Mit 1. Jiimer 1878 trat auf den Sstarreiehitttheii Eitenbalmen ein neuer einheit- 
lieber MüitSrtarif in Wiikaemkelt. 

Diese Bestinimungon Huden auch auf die Laudwolir beider Keiclisliälfteu 
auf die LandesscliUtzen Tirols, und zwar nicht nur bei Uciseu auf Hechuung 
des Aerars, sondern auch bei dienstlichen Reiseu auf eigene Rechnung zu 
den WaffenUbungen und ControlRversamnilungcn, ferner auf das Militär- 
Wachcorps für die k. k. Civilgerichte Wiens, auf die k. k. Gendarmerie, 
sowie auf die militärisch organisirte Finanz- und Sicherheitawache An- 
wendung. 

Die Conressionäre verpflichten sich, dem von den österreichischen 
Eiseubahngesellschaften abgeschlossenen Uebereinkommen über die An- 
schaffung und Bcreithaltung von Ausrlistungsge genständen für Militär- 
transporte, die Leistung gegenseitiger Aushilfe mit Kahrbetriebsmitteln bei 
Durchführung gn")sserer Militärtransporte, ferner den organischen Bestim- 
mungen und der Dienstvorschrift für die Feldeisenbahn-Abtheilnngen, sowie 
dem mit I.Juni 1871 in Wirksamkeit getretenen Nacbtrag8*Uebereinkominen, 
bezüglich des Transportes der im liegenden Zustande auf Beohnung des 
Militär-Aerars zur Beförderung gelangenden Kranken und Verwundeten bei- 
zutreten. 

Dieselbe Verpflichtung des Beitrittes gilt aoch bezüglich des mit den 
Bahngesellsohaften zu Stande kommenden üebereinkommens wegen gegen- 
seitiger Aushilfe an Personale bei Durchführung grosser Hilitärtransporte 
und der Vorschrift für den Militärtransport auf Eisenbahnen. 

Diese Verpflichtungen obliegen den Concessionären bezüglich der 
Linien Leobersdorf-Gntenstein und Pöehlam-Gaming, dann der Zweigbahn 
Scheibmühl-Schrambach, eventuell Freiland, nur insoweit, als deren ErfWlung 
nach Massgabe des secnndären Charakters dieser Linien und demzafolge 
gewährten Erleichterungen in Bezug auf Anlage, Ausrüstung und Betriebs- 
system durchführbar erscheint. 

Die Coiieessionäro unterwerfen sich hinsichtlich der Anstellung gedientor 
Unterofficiere des Heeres, der Kriegsmarine und der L uidwchr den im ij. 38 
des Wehrgesetzes V(tin 5. Derember 18i)H (R. G. Bl. Nr. 151^ und in dem 
Gesetze vom 19. April 1872 (K. G. Iii. Nr. 6üj euthaiieuen liestimuiungeu. 
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§. 11. 

Staatsbeamte, AiiL^e-^ttUte und DieiuT, welch»' im Auftra're der die 
Anfsicht über die Verwaltung'- und den lietrieb dt r luseubahnen lühren- 
den Behörde oder zur Wahrung der Interessen des Staaleri in F(d^e dieser 
Coui'esöion od«*r aus ( lefiillsrUcksichten die Eisenbalin benutzen und sich 
mit dem Auftrage dieser Ikdiiirden aa^weiseu, mttssen Bammt ihrem Heise- 
gepäeke aoentgeltUch befördert werden. 

§. 12. 

Schüblinge und Sträflinge, sowie deren EBCorte, letztere auch auf 
der Blickfahrty sind zur halben PersonenzngBgebiUir III. Classe zu befdrdem. 

Für derlei Transporte, welche in abgesonderten Coup6*s untergebracht 
werden müssen, sind mit den eompetenten Behörden bestimmte Tage und 
Züge zu vereinbaren. 

§. 13. 

Die Staatsverwaltung ist berechtigt, in Füllen ausserordentlicher 
Tbenerung der Lebensmittel in dem österreichischen Eaiserstaate die 
Frachtpreise für dieselben auf die HKlfte des Manmalpreises herabzumindern. 

§. u. 

Den Concessionären wird das lieeht eingeräumt, eine Aetiengesell- 
schaft zu bilden und zur Autljringung d<'r erfordcrlieiien GeUlmitt(d auf 
l'eberbringer oder auf Namen lautende Aeticn und Prioritätsobligationen 
auszugeben, welche auf den üslerreicliischcn iiürseu verhandelt und amtlich 
notirt werden dürfen. 

Die durch Prioritätsobligationen aufgebrachte Summe darf drei Fünftel 
des Anlagecapitales iiirdit Iib<'r3chreiten. 

Werden die Prioritätsobligationen in einer fremden Valuta ausgegeben, 
so muss der Betrag auch iu österreichischer Währung ersichtlich gemacht 
werden. 

Die Tilgung der Prioritätsobligatiouen hat der Tilgung der Actien 

vorauszugehon. 

Die zu bildende (lesellschaft tritt in alle Reehte und Verbindlichkeiten 
der Conces^ionäre ; die Geselischaftsstatuteu unterliegen der Genehmigung 
der Staatsverwaltung. 

§. 16. 

Die Concessionäre sind belügt. Agentien im In- und Auslande zu 
bestellen, sowie Transportmittel für Personen und Fraehten zu Wasser oder 
zu Laude unter Beobachtung der bestehenden Vorschriften einzurichten. 
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§. 16. 

Die StaatsTerwaltung ist berechtigt, sich die Ueberzeugang zu ver- 
sehaffen, äm der Hau der Bahn, sowie die Betriebseioriehtung in allen 
Theilen zwedcm&ssig und aoUd ausgeführt werde und anxnordnen, dass 
Gebrechen in dieser Beziehung hintangehalten und rficksiobtlich beseitigt 
werden. 

Die Staatsverwaltung ist auch berechtigt, durch ein tou ihr abgeord- 
netes Organ Einsicht in die Gebarung zu nehmen. 

Der von der StaatsTcrwaltung bestellte GommissXr hat auch das Recht, 
den Sitzungen des Verwaltungsrathes oder der sonst als GesellsohaftsYor- 
stand fnngirenden Vertretung, sowie den General- VersammluDgea, so oft er 
es für angemessen erachtet, beizuwohnen und alle etwa den Gesetzen oder 
den Glesellschaftsstatuten zuwiderlaufenden, beziehungsweise den 8ffent- 
liehen Interessen nachtheiligen Beschlüsse und VerfUguugen zu sistiren. 

Für die hier festgesetzte Ueberwackung der Bahnuntemehmung haben 
die Goncessionäre mit Rücksicht auf die hiemit rerbundene Ge^chäftslast 
eine jährliche Pauschalvergütung an den Staatsschatz zu leisten, deren Höhe 
von der Staatsverwaltung bestimmt wird. 

§. 17. 

Die D.-iuer der ( '(irn'ps^iion rait dem im §. 9, lit. h ) dos Eisenbiihn-Con- 
cossions{z:espt7.ps n^!^^'■osJ)l•l>ell(Mlen Schutze ^'ejjeii die Errichuin;; neuer 
lialinen wird auf neunzig Jahre, vom Ta;:;-e der Eröffnung: de^ Betrit hes auf 
den im §. 1 (i). h) und c) anjrefiihrten Eisenbahnlinien gerechnet, festgesetzt 
und sie erlischt nach Abiauf dieser Frist. 
Vgl. die Anmerkung zu §. 3* 

Die Oonoession kann von der Staatsverwaltung als erloschen erklirt 
werden, wenn die im §. 3 festgesetzten Verpflichtungen bez&glioh der Inan- 
griflhahme und Vollendung des Baues, dann der Eröffnung und Auflreeht- 
haltung des Betriebes nicht eingehalten werden, sofeme eine etwaige 
TerminUbersehreitung nicht im Sinne des g. 11, lit b) des Eisenbahn-Con- 
cessionsgesetzes und namentlich durch politische oder finanzielle Krisen 
gerechtfertigt werden könnte. 

§. 18. 

Die Staatsverwaltung behSlt sich das Recht vor, nach Ablauf von 
dreissig Jahren, vom Tage der Betriebseröffhung auf sSmmtlichen oonces- 
«onirten Bahnen, jederzeit diese Bahnlinien gegen eine an den Conoessionir 
zu leistende Barentschttdigung einzulösen. 

Zur Bestimmung des EinlösungspreiseB werden die jShrlichen Rein- 
erträgnisse der Unternehmung während der, der wirkliehen Einlösung vor- 
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au'gegantrenen sieben Jahre beziffert, hievon die Reincrtiiignisse der 
UD^tinstigsteii zwei Jahre abgeschlagen und der durchscliaittliohe Reinertrag 
der übrigen fünf Jahre berechnet. 

Sollte sich je<iooh der so ermittelte darchs^hnittliche Reinertrag nicht 
wenigstens anf 5Vto Peroent in Silber des von der Staatsverwaltung geneh- 
migten Nominal-Anlagecapitaies beziffern, so wird dieser Minimalbctrag als 
dag der Bemessung des Einlösungspreises za Grande zn legende Reinerträg- 
niss festgesetzt. 

Der zwanzigfache Betrag des nach diesen Grandsätzen za bestimmen- 
•den Reinerträgnisses bildet den Binlösangspreis. 

Die Ziffer des Nominal-Anlageoapitales ist der Genehmigong der 
Staatsverwaltung zn nnterwerfen, nnd za demselben gehören: 
a) Die Kosten der Vorarbeiten nnd ProjeotsTerfisssnngf 
bj die Kosten des Baues nnd der ersten Betrieb^einriohtnng (d. i. bis zam 
Ende des ersten Betriebsjahres naoh eröffnetem Betriebe anf der ganzen 
eoneessionirten Bahn), sowie alle sonstigen Aaslagen, welohe ans 
Anlass der Herstellang nnd Inbetriebsetzung der eoneessionirten 
Bahnen, nasser dem im Pnnete nj bereits erwähnten Betrage noth- 
wendiger Weise bestritten werden mttssen; 
jc) die fBnf)^rcentigen Zinsen flir die während der Bauzeit bis zur Eröff- 
nung des Betriebes anf der ganzen eoneessionirten Bahn naeh Hassgabe 
des Portsohrittes des Baues und der Betriebseinriohtung eingezahlten 
Capitalsbeträge nach Abzug der erzielten Reinerträgnisse von den 
«twa früher dem Betriebe ttbergebenen einzelnen Bahnstrecken und 
der Zinsen, welehe aus den eingezahlten und nicht sofort verwendeten 
Geldern erzielt worden sind, jedoeh nur insoweit, als solche Zinsen 
thatiächlioh ausgezahlt wurden; 
4) die Kosten der Geldbeschaffnng, beziehungsweise der Betrag des mit 
Genehmigung der Staatsverwaltung zugestandenen durchschnittlichen 
Coursverlustes bei der Aufbringung des baren Gelderfordemisses bei 
Ausgabe der Actien nnd Prioritätaobligationen. 
Sollten naoh Ablauf des ersten Betriebsjahres noch weitere neue 
Bsuten ausgeführt oder die Betriebseinrichtungen vermehrt werden, so 
können die diessfälligen Kosten dem Anlagecapitale zugerechnet werden , 
venu die Staatsverwaltung zu den beabsichtigten neuen Bauten oder zur 
Vennehrung der Betriebseinrichtungon ihre Zustimmung ertheilt hat und die 
Kosten gehörig nachgewiesen werden. 

§. 19. 

Die Concesaioniire sind iiherdie-is verptliclitct, joiie der im 1 unter 
6i, C) genannten Bahnen nach Vollendung derseUien in dem Falle, als 
die Staatsverwaltung es für uothwendig oder zweckmässig erachten sollte. 
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Uber deren Verlangen an eine andere Bahnunternehmuug*^ gegen eine vod 
derselben zu leistende Entschädigung^ abzutreten. 

Die Art und Höhe dieser Entschädigung wird zunächst der Verein- 
baning beider Theile überlassen. 

Sollte jedoch eine solch<3 Vereinbaruu;^ nicht zu Stiunle kommen, dann 
ist als Entschädigung; ein Harcapitalsbetra^r zu leiteten, dcs-^en Hohe nach 
den oben im §. 18 l'ür die Einlitsun;^; der Bahn durch die Staatsverwaltung 
festgesetzten Grundsätzen zu bestimmen sein wird. 

Kur ist in dem Falb-, wenn die einzulösenden Linien noch nicht 
sieben, wobl aber fiinl Jahre im Betriebe stehen sollten, der durchschnitt- 
liche Reinertrag der |:iinstigsten drei Jahre — und w* im die Bahn U"- h 
nicht tTinl Jahre im Betriebe stehen sollte — der Reinertrag des giiustigöten 
Jahres der Benu ssim;,^ des Einlösungspreises zu Uruude zu legen. 

Sollte die Abiri'tiinj; vor Ablauf des ersten Betricbr^jahrcs ^:efor<lert 
werden, so ist, wie überhaupt in allen Fällen, der Eiulösun^^-^preis ni^ lit 
unter Jenem Minimalbetrage festzusetzen, wtdeiicn die Staatsverwaltung 
nach §. IH für die Einlusuug der Bahn zu zahlen haben würde. 

§. 20. 

Für die im §. 1 dieser Conce8sion«.urkunde unter a), b) und c) 
genannten EiseubahnUuien werden folgende finanzieUe BegttnstigQngen 

gewährt : 

aj Die Befreiong von der Einkommensteuer nud der Entrichtung der 
Oonpon -Stempelgebuhren, sowie von jeder Steuer, welche etwa durch 
künftige Gesetze eingeführt werden sollte, während der Bauzeit und 
durch zwanzig Jahre, vom Tage der Eröflnung des Betriebes auf der 
betreffenden Linie; 

b) die Befreinng von den Stempeln und Gebühren fllr alle Verträge, Ein- 
gaben und sonstigen Urkunden zum Zwecke der OapitalsbeschaAing) 
sowie des Baues und der Instrnirung der Bahnen bis snm Zeitpuncte- 
der Betriebserüffbung; 

c) die Befreiung von den Stempeln und Gebühren für die erste Ausgabe 
der Aotien und der Priorititsobligationen, mit Einsohluss der Interims- 
seheine, sowie der bei der GrnndeinlÖsung auflaufenden Uebertragnngi« 
gebühr. 

§ 21. 

Bei dem Erlöschen der Com ession und mit dem Tage des Erlöschent 
tritt der Staat ohne Entgelt in das lastenfreie Eigenthum und in den Gennas 



*) Der bei der Kundmachnng im BeiehtgeaetsbUtt nnteriaufene DradUehler 
„Banunternehmung" wurde nachtrXgiich berichtigt. (B. 6. El. 1876, 8. 262.) 
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der ooiieessionirteu Bahnen, nanientlicli des Grundes und Hodens, der Erd- 
und Kiinstarbeiten, des ganzen Unter- und Oberbaues der Bahn und des 
sämintli« heu unbewegli chen Zufrehi»rs, als: Bahnhole, Auf- uml Ablade- 
plätze aller zum Bahnbetrielie erlorderliolien GclKiude an den Abluhrts- und 
Ankonftsplätzen, Wacli- und AufsichtshäuÄcrn saniint allen Eiuricbtuugcu au 
stehenden Maschinen imd allen unbe\vej,'lichen Sachen. 

Wai^ die l)e\ve^lielien Sachen, als Loconiotive. Wagen, bewegliche 
Maschinen, Werkzeu^'e und andere Einrichtun^^en und Materialien, insdweit 
^^ie zur Fortsetzung'- des Betriebes erforderlich und hiczu geeignet sind, 
betrifft, so hat von diesen ( Jegenstiinden eine solche Quantität und bezüglich 
Werthsumme unentgeltlich an den vStaat überzugehen, welche der iu dem 
Änlagecapitale enthaltenen ersten Betriebseinrichtung entspricht. 

Durch die erfolgte Einlitsung der Bahn und vom Tage dieser Einlösung 
tritt der Staat gegen Ausbezahlung des im §. 18 festgesetzten Einlosungs- 
preises ohne weiteres Entgelt in das Eigenthum und in den Genuss der 
gegenwärtig coucessionirten Linien mit allen früher erwähnten dazu 
gehörigen, sowohl beweglichen als auch unbeweglichen Sachen. 

Sowohl beim Erl^'s lien dieser Conoession, als auch bei der Einlösung 
der Bahnen, behalten die Ooucessionäre das Eigenthum des aus dem eigenen 
Erträgnisse der Unternehmung gebildeten Resenrefondes und der ausstehen- 
deu Activen, dann auch jener aus dem eigenen Vermögen errichteten und 
rücksichtlich erworbenen besonderen Anlagen und Gebäude, als: Coaks» 
und Kalköfen, Giessereien, Fabriken von Masebinen oder anderen Qeräthen, 
Speicher, Docks, Kohlen- und andere Depots, zu deren Erbauung oder 
firwerbnng dieselben von der Staatsverwaltnog mit dem ausdrücklichen Bei- 
Sitze ermXebtigt worden, dass aie kein Zngehör der Eisenbahn bilden. 

§. 22. 

Der Staatsvenraitang wird ferner das Recht vorbehalten, wenn nnge- 
sehtet voransgegangener Warnung wiederholte Verletznngen oder Nioht- 
befolgung der in der Conoesdonsurkande oder in den Gesetsen anlerlegten 
Verpflichtungen Torkommen sollten, die den Gesetzen entspreohenden Mass- 
legeln dagegen sn treffen und nach Umstünden noch vor Ablaaf der Con- 
eessionsdauer die Concession fttr erloschen zu erklären. 

§. 23. 

Indem Wir Jedermann emstlich verwarnen, den Bestimmungen dieser 
Concession entgegen zu handelo, und dem Conoessionttr das Recht ein- 
ilnmen, wegen des erweislichen Schadens vor Unseren Gerichten auf Ersatz 
nt dringen, ertheilen Wir s&mmtliohen Behi)rden, die es betrifft, den gemes- 
senen Befehl, über die Concession und alle darin enthaltenen Bestimniangen 
strenge und sorgfältig zu wachen. 
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Zu ürkund dessen erlassen Wir diesen Brief, besiegelt mit UnsereB 
grösseren Insiegel, in Unserer Reichshaupt- und Residenzstadt Wien am 
Dritten Tage des Monates November, im Jahre des Heils Eiotaosend Aobt- 
linndert Siebzig und Vier, Unserer Reiclie im Seehsnndzwanzigsten. 

Franz Joseph m, p. (L. S.) 

Aaersperg m. p. Bialiaas m. p. Prelis ra. p. 



7. üebereinkommen Tom 81. Jänner 1876^ R. 0. Bl. Nr. 11 ub4 

C. Bl. Nr. 30, 

-betreü'eod dm Leistung von Staatsvorschüssen zum Bau der LisenbaJin von Leobersdort nach 

SU PMten saniDt Nebtnllnlen. 

I. 

Die Staatsverwaltung verpflichtet sich, den Herren Conoessionftrcn der 
auf Grund des Gesetzes vom 16. Mai 1874 (R. G. BK Nr. 64) und der 
Allerhöchst genehmigten Conoessionsurkunde zu erbauenden Locomotif- 
Eisenbahn : 

a) von Leobersdorf Aber Altenmarlct, Hainfeld und Wilhelmsburg naoh 
St. Pölten mit der FiUgelbahn von Scheibmahl nach Schrambaeh, 
eventuell Freiland; 

b) von Leobersdorf nach Gntenstein; und 

ej von PÖchlam nach Oaming zum Zwecke sofortigen Beginnes und der 
Durchführung des Baues der genannten Eisenbahnlinien innerhalb der 
im Artikel III dieses Üebereinkommen^ angegebenen Termine nnver- 
?insliche H.nivorschiisse in tler Höhe von zusammen zwei Millionen 
fUnflmndert Tniisoiid (Julil..)i ^L'.äUO.OOO Ii. öst.Mr. W-iiininir in Bank- 
noten zu leisten und tUr «lie hieraus entstehende Foi derun.:.' al> Zahlnn;; 
Actien d«'r auf Grund der Allerhöchsten Concessionsurkunde zu bilden- 
den Actiengt'solUcliaft zum voUon Nennwerthe anzuntdinirii 
Nn<didcin dt r Sta:itsvorsoliu>s von 2-ö Milliontel Gulden ni'dit nur fiir 
die Liiiir LrtdMTsd<nt'-St. IMIttMi mit der Zweigbahn von Schrilnniiid un<'h 
Seliranihacli. evcntutdl Krrilaiid. sondern ati-di tÜr die Linien vnn PiKMilarn 
nach Gaminir und von Lcnlx rsdorf naeli Gulcnstein hestinimt i^t, anderseits 
die Eventualität in Uetraeht gezogen werden muss, dass der Bau tlor 
letzteroii zwei Linien später aiHjret'ilhrt würde, als jener der Linie 
St. lNdten-Le<d)oi<doif. wird liir diesen Fall ein ent spreehmtler Iheil des 
Staat'svnrschus^cs liir die Linien P<»ehlarn-Ganiing und Leobersdorf-üuteu- 
stein zu reservircu, beziehungsweise zu verwenden sein. 
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i Die BeAlndirang der erhaltenen VorechtUBe in Actien hat sofort naeh 
EnuMion der Letsteren, späteetena aber in jenem Zeitpnnete zn erfolgen, 
sa welehem eine der obengenannten Linien in Betrieb gesetzt wird. 

Vom 1. J&nner des anf die Brtfffnnng des Betriebes anf der Linie 
Leobersdorf-St. Pölten folgenden Jahres beginnt der Bezug der Dividende 
ftr Jenen Theil dieser Aetien, welober dem Betrage der bei Ausftthmng 
letzterer Linie geleisteten Barrorsehttase entsprieht, keinesfalls aber fttr 
mehr als die Hälfte der gesammten vom Staate zn ttbemehmenden Aetien 
im Nominalbetrage von 1,850.000 fl., fttr den Rest derselben beginnt der 
Diridendenbezng am 1. Jftnner des anf die Inbetriebsetzung der beiden 
Linien Leobersdorf-Qutenstein nnd Pöohlam-Q^aming folgenden Jahres. 

Vgl. bezüglich der EröiVnung der einzelnen Linien die Anmerkung zu §. 3 der 
\ Concessions-Urkttüde Tom 3. November 1874 Cunter6). 

t 

I u. 

Die jeweiliije Ausfol;,'un^ der von der Striatsverwaltun-r jrcraäss Art. I 
1 dieses üebereinkommotis zu leistciulen, vom k. k. Fiiian/.mini<<tcrlurn anzu- 

weisendon BauvorschUs^e wird nach MasÄfraho der von den Herren Conces- 
I sionären, In ziehnn^sweise von der zu l»ildendeu Actienj:<'«<ellschaft Jeweilig: 

geleisteten Arbeiten und MatiTial-BeistcIlunj^en auf Grun*]l.iLro der hierüber 

zwischen dem 1. nnd 10. eines jeden Monates dem i\. k. ll.iudeisniinistcriura 
^ zn überreichenden nnd geliöri;: zn ItejrriiMdeiiden, von dein staatlichen Bau- 
I Aiif-jioht!^or<rane zu bestätifrenden Leistuuf^s-Nachweisuii^'en allminiatlich 
j Laclihinein, und zwar jedesmal bezii^'lich iler im Vormonate Ix wirkten 
I Leistiintren im Wefre der k. k. Landeshaupteasse in Wim zu Händen der 
I hifzii ;:ohürifr zu lef^ntimirtMiden lleiiräsentanton der Herren Concessionäre, 
^ bezif'hunfr^weise der Gesellschaft gegen ungestempelte Empfangs- 

begtätigungeu geachebeu. 

' I>ie Drstimmungen diese« Artikels wurden doroh da« Uebereinkommen ▼om9. M$i 

1876 (TgL anter 11) «uMer Kraft gesetzt. 

III. 

i 

j Die Herren Coneessionäre verpflichten sieh dagegen: 

j 4^ die Begebung des Restes des Actiencapitales mit Rücksicht auf die 

I Bestimmung des Artikels I des Oesetzes vom 16. Mai 1874 II. Bl. 

Nr. 64) zu einem Course. welcher nicht •rerin^rer als 95 Teroent des 
I Nominalbetrages der Actien sein darf, nachzuweisen, beziehungsweise. 

• sofern wider Vermuthen ein Theil der von den Herren Concessionären 

im Betrage von 1,700.000 fl. nachgewiesenen Actienzeichnungen sich 
j nachträglich als nicht realisirbar erweisen sollte, für die anderweitige 

I Begebung jenes Theiles des Actiencapitales zum obigen Emissions- 

j eonrse in der Art Sorge zn tragen, dass fttr je 100 fl. des Nominal- 
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werthes dpr orüliri^'tcn Actien miiulestciis der eftectivc Betrag: voa 
95 H. dem Uiiternehmeu zugewendet, und dicss den staatliehen Äuf- 
giohtäorganen geliörigr nachgewiesen werde. Die Concessionäre über- 
nehmen diese Verpflichtung jedoch nur in dem Fsüle, wenn die voa 
ihnen vorgelegten, mit Baaanternehmeniy Iiieferanten, Gruudeigeu- 
thUmern, Interessenten n. s. w, abgeschlossenen Vorverträge von der 
Ke^riernng genehmigt und sohin abji^esehlosRen werden, oder wenn da.s 
Ergebni^R einer neuerlichen unter Binfluasuahme der Organe der Regie- 
rung abzuführenden Offertverhandlung die Uebeni.ilirne mindestei» - 
einer gleichen Anzahl von Actien, wie Hiie durch die (»liiii^en VorvertrÄge ^ 
zugesichert ist, sichergestellt Wenn diess nicht der Fall sein sollte, 
behalten sieh die Concessionäre das im Artikel Vll dieses Uebereio- 
kommens vorgesehene Recht des Rücktrittes unter den in eben diesem 
Artikel stipuUrten Bedingungen vor. Erst nach Erschöpfung der 
gesammten durch die Begebung der Actien aufgebrachten Mittel 
werden die veiteren zum Bahnbau noch erforderlichen Barbetrige Ober 
specielle Ermüchtigung der Staatsverwaltung dnreh Emission von Pri- 
oritäts-Obligationen, deren Nominalbetrag drei Fünftel des Gesanunt- 
Nominal-Anlagecapitales nicht Übersteigen darf, und deren Emissioni- ' 
cours der Genehmigung der Regierung vorbehalten ist, xu beschaffen 
sein; 

r 

Vorstehende Bestimmungen wurden durch das Uebereinkoiumen vom y. Mai 187$ ! 
(Tgl. unter 11; «u«Ber Kraft gesetat. * ^ 

b) sowohl die Verfassung der Detailprojecte, als auch alle sonstigen vor- 
bereitenden Vorkehrungen mit solcher Beschleunigung durchzunihreB, 
um längstens binnen zwei Monaten vom Tage der gleichzeitig mit der 
obigen Allerhöchsten Eutschliessung erfolgten Concessions-Ertheilnog 
zunächst auf der Linie Leobersdorf-St. Pölten den Bau in Angriff 
nehmen zu können und diese Bahnstrecke sammt dem Flügel Soheib- 
mtthl-Schrambacb, eventuell Freiland, längstens binnen drei Jahren« 
die Linien Leobersdorf-Gutenstein und Pöchlam-Gaming binnen vier 
Jahren vom Tage der Concessions-Ertheilung im Bau zu vollenden und 
dem öffentlichen Verkehre zu Übergeben ; 

Vgl. die Anmerkung zu §. 3 der Concessions-Urkunde vom 2. November IbU 
(unter 6j. 

e) behufs Begebung der Bauarbeiten und aller Lieferungen im Sinne des 
Gesetzes vom 16. Mai 1874 (R. G. Bl. Nr. 64 , den Offertwe«: einsn- 

halten und dessen Ergebnisse^ sowie dir Entwürfe säraoiilKher Bs«- 
und Lieferungsverträge, der zu{?ehörif;en Hedingnisshcfte und son>ti£re» 
Belege rechtzeitig dem Ii. k. Uandeisminibterium zur Geuehraiguab 
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vorzulegen nnd die Einleitung su treffen, dass mit den besfigllchen 
Bauarbeiten binnen aehft Ungstens vierzehn Tagen nach erhaltener 
Genehmigung auch factiseh begonnen werde ; 

il J (i.ntur zu sorgen und alle Bemühungen dahin zu ricliten, dass, soweit 
diesB an den Herren < Oncessioniiren liegt, die Constituirung der im 
Sinne der AUerhöchstfU ( '(.»ncessiousurkunde zu l>il(lenileu Actiengesoll- 
schaft im Einvenielinien mit der Staatsverwaltung binueu iängsteus 
sechs Monateu eriolgc. 

A !t" Oriiii l «Icr Allerhör'hstpn EntschliesRung vom 17 Mai 1875 wurde diese 
Frist TOiu k. k. Handelsministerium im Einvernehmen n)it dem k. k. Fiiianzministeiiuill 
mittela Erlasses vom 8. Juli lf575, Z. 15336 bis zum 20. Juli 1873 tM\-treckt. 

Die Con.^tituirung der ActieageseUschaft erfolgte erat in der General-Versamiuluiig 
am 19. October lb7(}. 

In die Statuten dieser Gesellschaft wird insbesondere die Bestim- 
mung anfzunehmen sein, dass der Staatsverwaltung, abgesehen von der 
ihr, beziehungsweise ihren Vertretern, naeh Hassgäbe des thatsXoh- 
liehen Aotienbesitzes statntenmKssig zustehenden Stimmrechte in den 
Oeneral-Versammlungen der ActionSre der künftigen Actiengesellschaft 
das Recht zur Ernennung von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes 
jederzeit vorbehalten werde; 

e) dafür Sorue zu tragen, bozit'hung^ weise eine einsdiKigige Bestimmung 
in dem Entwürfe der Statuten der zu bildenden Aetiengcscllscliaft auf- 
zunehmen, das>; die bei der Ausführung des Hahii))aues und Itei der 
C:ij)italsbeschatyung wie immer in Ersparung gebrachten Beträge dem 
Unternelimen zui^ewendet und in einer zu diesem Zwecke durch Zuwei- 
sung der für unvorliergeseliene Auslagen präliminirten Effectivsumme 
»u bildenden Beservefond hinterlegt werden. 

IHe BeBtimmangen sab <Q und e) worden durch das Uebereinkommen vom 9. Mai 
1876 (TgL unter 11) ausser Kraft gesetzt. 

IV. 

Der Staatsverwaltung wird für die von ihr in <iem;i>>lieiT des Art. 1 
geleisteten Bauvursehiisse auf alle Bauten der Eisenbahnlinien Lcobersdorf- 
St. Pölten mit der Abzweigung nach Schrambaeh, beziehungsweise Freiland, 
Pöchlarn-Gaming und Leobersdorf « lutenstein, sowie auf alle zum Zwecke 
des Baues beigeschalVten Materialien das erste und aus^ehliessliehe Pfand- 
recht mit dem Vorrechte vor allen aus was immer tVir einem Titel entsprin- 
genden Forderungen, iusolange als nicht die erfolgte BesrhalVung der 
ir^i^ammten zum Ausbaue dieser Bahnen erforderlichen Geldmittel naoh- 
i;ewie8en sein wird, eingeräumt. 
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V. 

Zur Walinuifr il<>r speciellen Interessen, welche der Staatsverwaltung 
aus iliescni Uebereiiikoinmcii t rwaclisen, räumen die Herren Concessionäre 
der StaatsverwaltuuL' das Recht ein, die wirkliche und zweckinässii,'e Ver- 
wendung der zur IL rstt'lliiiiir und lubetriebsetzunj: der im Artikel 1 
genannten Eisenbahnlinien beschafften Geldmittel durch zu diesem Zwecke 
aufzustellende Staatsorgane während des Baues und der Inbetriebsetzung 
der Bahn auf jede ihr geeignet erscheinende Weise zu Uberwachen. 

Die Kosten dieser speciellen Bau Aufsicht sind von den Herren Con- 
cessionären, beziebuuLTsweise der zu bildenden Gesellschat't in dem vom 
k. k. Handelsministerium festzusetzenden Betrage zu vergüten, welcher die 
in das Effectivcapital von 10 «/^ Millionen für dieseu Zweok eingereohneten 
60.000 fl. (Sechzigtausend i nicht Ubersteigen darf. 

Die Staatsverwaltaug behält sieh ausserdem das Recht vor, die von den 
Herren OonceBsionären snm Zwecke der Bau-Aufsicbt, der Berechnang, 
Liqaidimng und Anweieang der ßau-VerdieiiBtausweise aufzusteliendea 
Organe in ihrer Diensteigeuschaft zu bestätigen und die iUr dieselben anzn- 
wendenden Dienstes-InstraotioDen, Dienstesverträge nnd Disoiplinar-Vor- 
sobriften zu genebmigen. 

Die Bestlmmangen di«set Artikeb wurden duroh das Ueber«inkommeii vom 
9. Ifai 1876 (vgl. unter 11) auser Kraft gesetit. 

VI. 

Der für die zu bildende Gesellsebaft aufzastellende landesfllnUiobe 
CommissKr wird bis sa dem Zeitpuncte der erfolgten Refondirang der Baa- 
TorBohttsse in Aetien der zn bildenden OeselUcbaft bereebtigt sein, nicht 
nur solohe Yerwaltangsraihs-Bescblilsse, welohe mit der AllerbÖobsten Con- 
oeaaion, den genehmigten Statuten der Gesellschaft, sowie den allgemeinen 
gesetzlichen Nonnen and behördlichen Verfttgnngen nicht im Einklänge 
stehen, sondern anoh solche VerfOgungen der gesellschaftlichen Verwal- 
taug zn sistiren, welche ihm gegen die ans diesem Uebereinkommen speciell 
hervorgehenden finanziellen Interessen des Staates sa Terstossen seheinen ; 
jedoch bat derselbe dann sogleich die Entscheidang des k. k. Handelsmiai- 
steiinms einzahole% welche ohne Aafbehab erfolgen wikA und für die Gesell- 
sohaft bindend sein soll. 

Die Beetimmungcn dieses Artikels wurdeu durch d*s Ueberelnkoaunon vom 
9. ^ai 1876 (vgl. uut«r 11) ausser Kraft, geseut. 

VII. 

Die Staatsverwaltung soll an die übernommenen Verptiiehtnngen nicht 
gebunden und das gegenwärtige Uebereinkouiuien insoweit null und nichtig 
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»ein, wenn die Herreu Concessionäre oder ihre Hechtsnachfolger den ihrer- 
seits eingegangenen Verpflichtungen nicht piinotlich nachkommen, insbeson- 
dere wenn die im Artikel III festgesetzten Termine — insoweit diess an; 
den Herren Concessionären oder der za bildenden Qesellsobaft lieg^ 
nieht eingebalten werden. 

VgL die Anmerkangen tu Art. III, hj und d). 

In einem solchen Falle sind die Herren Oonoessionäre aar nngesäamte» 
Uebergabe aller aus den Staat8vorBchus.<tgeldern empfangenen, noch vorhan- 
denen Bmrschaft, sowie der auä den Staatsgoldern bereits bezahlten 
Lieferangen, Arbeiten, erworbenen Gründe etc. eto. an die Staataverwaltang 
Terpflichtet. 

Unter Aufrechthaltung dieser Verpflichtung behalten sich auch die- 
Herren Gonoessionäre das Recht des Rücktrittes von den in diesem lieber- 
einkommen enthaltenen Bestimmangen für den Fall vor, daas die Con- 
itiiairnng der zu bildenden Aotiengesellschaft binnen sechs Monaten, vom 
Tage der Ooncessions-Ertheilang gerechnet, dnrch poHtigehe oder finansielie- 
Kriten nnmttglich gemaoht werden sollte. 

Die Beatimmungen dieaes Artikels wurde dureh das Uebereinkommen vom 9. IfaL 
1876 (vgl. unter 11) ausser Kraft Qesetst. 

VIU. 

Das gegenwärtige Uebereinkommen wird in Einem nngestempeltea 
Exemplare ausgefertigt, welches in H&nden der Staatsverwaltung Terbleibt* 
— Eine amtlich vidimirte Abschrift desselben wird den Herren Conces- 
sioniren ansgefolgt. 

Wien, am 31. Jänner 1875. 

Für die Staatsverwaltung: Die ConoessionXre: 

Frctis m. p. iaikaii m. p. Wiapfei m. p. 

laüerstrasser m. p. 

(L. 8.) In Vollmacht: 

per Alezander A. Cirtl: 

Gonst A. Carti m« p. 

Adolph Icrst m. p» 

IkihtUm m. p. 
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8. Protokoll 

ober die an 19. und 20. Jänner 1876 in k. k. Ilaadelsministerittii in Betreff der BedingUDgen, 
«Bter welchen dem Eisenbahnban-Untemphnen Leobersdorf-SU Ptlten sammt Nebenltniei 
•cTentuell eine neuerliche ftnanxielle Untorslützung staatlicherseits mgewendct werden kinte, 

gef&hrte Verhandlungen. 

A u \v e s (i II d e : 

Herr k. k. Seotionsohef, Ritter von Pnsswald, als Vorsitzender. 
Herr k. k. Sectionsrath, Dr. Heinrieb Ritter von WIttek. 
Herr Inspector Richard Jeittelee. 

Herr Franz Ritter von Stookert» CentraMnspector der a. pr. Kaiser 
Ferdinands-Nordbabn. 

Die Herren Concessionäre des obgenannten Eisenbahnanternebmens: 

Victor Graf W i m p f f e n. 
Adolf Horst. 

Leopold Hutterstrasser. 
-Constantin A. Üarti. 
An^nist K<$8tlin. 

Ministcrinl-Vi<'osocretär Dr. Kiuil Hardt, nls RepricrungsCOiumissUr für die 
gt'iiaimtc ünt» rnel)iMung uiul als Protukolltülirer. 

Der Herr Vorsitzende leitet die Verhandlung mit der Eröffnung ein. 
da^^s nach dem Ergebnisse der zufolge des HandelsminiBteriaUErlasges vom 

4. December 1875, Z. 1823 H. M., gepflogenen Erhebungen sich das 
Oesanimtertorderniss flir die vollständige Herstellung und Inbetriebsetzung 
des liahnnetzes mit 9,309.000 fl. österr. Währung beziffere, wofilr als 

Bedeckunj; diiroit sichergeMellte rnt»Mbringnng von Actien ein Capital von 
nominal 3, 609. SOG fl. oder runti 3,610.000 fl. im Effect! vbet rage von 
3,592.800 Ii. angenommen werdon könne, wovon der Theilbotrag von 
2..")00.000 fl. durcli die Staatsverwaltung, der Rest von 1,092.800 fl. seitens 

der Interef^sonten auf^^ehi acht werde. 

Es pei dcniiiacli gegciiiilier dem ol)eii riiifregebonen Gesammterlorder* 
niKse iKx h ein iJetrag von .j, 7 16. 200 fi. zu bcscliaffen. 

Zur AutkUiruii^JT wird bemerkt, danx in dem oben mit 9.309.000 d. 
bezilVerten GcsammtfrfMrdcinisse ein lietrag von 140. UUU Ii. iiir nnvorher- 
ge-^ehene Au'^irabeii enthalten ist, und das«^ ferners bei Annahme dio-es 
Erlt»rderni:Jses von der seitens der Coneessionäre beaiitra^^-teii l'ntfrbriniriing 
von Aetien, durch Ver;rebung von Li<'terun;jrfü treiren theilwei-^r Annahme 
von Aetien an Zalilun«rsstatt aut Seite der Lieferanten, in jenen Fällen 
.abgesehen wurde, wo eine derartige Unterbringung von Aetien nur unter 
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80 nnganstigen Bedingungen ermöglicht würde, daB8 selbe rm der Staats-* 
TerwalttiDg nicht genehmigt werden könnte. 

Anlangend nnn die Beschaffung der nach Obigem noch erforderlichen 
Cleldmittel, so seien, insofeme diesfalls nach dem Uebereinkommen vom 
21. Jänner 1875, Z. 11, R. G. Bl., eine Begebung von Prioritäts-Obligationen 
in Aus!*ielit genommen, bezieliitngswoisp von den Conccs.sionären eine dies- 
beziiglicliL' Vcrpflichtiiiig ührninmincn worden w:ir, dieselben nngeaclitet 
ihrer hierauf verwendeten 15eiiiilliiiiigf ii thatsUchlieh nicht Inder Lage, einer 
solchen Verpflielitung nachzukommen , indem bei den gegenwärtigen Ver- 
hältni>*sen <lt si rieldmarktes eine Begehung von uii^:;irantirten l*rioritUt8- 
Olili^'.'itioiK II eines iiocli nieht vidlig consolidirten Unternehmens zu annehm- 
baren ileiliugungen nicht thuidieh ersciicine. 

In (lieser Erwägung sei die Ilegierung im Principe geneigt, dem Unter- 
nehmen eine neu<'rliehe finanzielle Unterstützung diucli die Slantsverwaltung 
zu erwirken, und zu diesfui llehufe eine Gesetzeisvorlage einzuhringen. 

Vorbehaltlich der iiher den Umfang sowie über die Art und Weis»' 
dieser in Aussicht gestellten J^taatshille zu tretlenden Vereinbarungen 
beziehungsweise zu fassf^nden Kntschliessungen , bei welciien auch ins- 
besondere mit' die Bedeckung eines, auch iindi Krniöglichung der Begebung 
eines ursiiriinglich in der Höhe von 6,8U0.UUÜ Ii. in Auasicht genomun-nen 
Priorität< ncaj)itab^s etwa noch erübrigenden Erforderniss-Restbetrages Bedaelit 
zu nehmen sein wird, eröffne er nun im Nachstehenden jene Bedingungen, 
welche die Regierung vom administrativen Standpuncte aus stellen müsse 
nnd von deren Annahme selbe die kundgegebene Genoigthe.it zur Gewährung 
ciuer neuerlichen Staatshilfe abhängig machen müsse. 

In dieser Hinsicht bemerke er, dass die Regierung im Grunde der 
bereits bethatigtc n und nun neuerdings zu erhöhenden namhaften Betheili- 
gUQg des Staatsschatzes an dem Unternehmen einerseits und im Hinblicke 
auf die ihr liierans obliegende grosse Verantwortlichkeit anderseits s» lhs(ver- 
Btändlich auch sich die nöthige Sichcrstellung und Ueberzeugung durch Aus- 
übung der entsprechenden Ingerenz dafür schaffen müsse, dass die Durch- 
fthrnng und Verwaltung des Unternehmens nach jeder Richtung hin mit 
nüghchster Wahrung des staatlichen Interesses und auf zweckdienliche, die 
Oestaltung und Förderung eines lebenskräftigen Unternehmens gewähr- 
leistenden Grnndlagen erfolge. 

Von diesem Gesicht^unote ausgehend stelle nun die Regierung fol- 
gende Bedingungen : 

1. Die im Art. 80 der Statuten der k. k. priv. niederösterr. Südwest- 
bahnen enthaltene Beschränkung, dass jeder Aotionär im eigenen und im 
VollmaohtsnameB nicht mehr als 20 Stimmen in sich Tereinigen könne, habe 
ittr die Stiuitsverwaltnng in Betreff des ihr zustehenden Stimmenrechtes zvl 
entfallen. 

36 
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Die hier erwähnten Statut« n. welche mit dem Erlasse des k. k. Minister« 

Innern vom 5. Ortohpr 1S75, Z. 1304*' f^^f^nt^limigt worden waren, gelaneton nie zur 
Aiiwoiidung. Die Constituirunj,' der Geselleciiaft erfolgte auf Grund der oben «ub 1 
abgedruckten geänderten Statuten. 

2. Das nuf Grund und in Goniässlieit des Art. III des Ueberein- 
kommens vom 31. Jänner 1875 der Staatsverwalton^ znf^tehendc und aueh 
im Art. 12 der oberwälinten Statuten aufgenommene Recht zur Ernennnvg 
von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes insolange die Staatsverwaltnng 
durch geleistete Vorschüsse oder durch den Besitz von Actlen bei dem Unter» 
nehmen unmittelbar betheiligt ist, welch' letstere Bestimmung sich selbst' 
TerttÜndUoh ebenmXssig auch auf die aus der neuerlichen Staatshilfe erwach- 
sende, etwa im Wege von staatliehen GarantieTOrsehflssen sich bethltigende 
Betheiligung erstreckt, wird dahin ausgedehnt, dass die StaatsverwaUang 
berechtigt sein soll, vier Mitglieder des Vorwaltangsrathes %u ernennen. 

3. Ij-^ Bei aus dem Verwaltungsrathe ein Executiv-Coniite zu bestellen^ 
welches der Direction zur Seite zu stehen habe und olino dessen Ztistimraung 
letztere keine wichtigeren Einrichtungen oder Verfügungen, insbesonJere 
keiue Vertragsabschlüsse treffen dürfe. 

In diesem Executiv-Comite müsse die Regierung durch ein von ihr 
bestimmtes Mitglied des Verwaltungsratlies vertreten sein. 

Der Wirkungskreis des Kxeentiv-Comit*^'« sei hestininit zu reir^Mii. und 
unterliege die bezügliche Scblussfassuug der Genehmigung der Kegierung' 

4. Die ftlr den snkttnftigen Betrieb aufzustellenden Oberbeamten unter- 
liegen der Oenehmignng der Regierung und muss auch schon vor der 
proTisorlsehen Ernennung der obgenannten Organe das BinTemehmen mit 
der Regierung gepflogen werden. 

Im Hinblicke auf die bcTorstehende erste (constitnirende) General- 
Versammlung erklXrt der Herr Vorsitzende sohin, dass es wUnsohenswertb 
wäre, die Anzahl der daselbst zu wählenden Verwaltungsrilthe sofort zu 
fixiren und stellt schliesslich die Anforderung, dass die Herren Conoessionäre 
bei dieser General-Versammlung bloss solche Mitglieder fttr den Verwaltungs- 
rath vorschlagen, bezüglich welcher vorher mit Seiner Excellenz dem 
Herrn Handelsminister das Einvernehmen Uber deren Zulassung gepflogen 
wurde. 

Die Herren OoncessionSre erklären hierüber, die ihnen eben vorge- 
schlagenen Bedingungen im Allgemeinen vollinhaltlich anzunehmen und 
stellen nur zu Tunct 1 das Ersuchen, dass die Staatsverwaltung bei Aus- 
übung ihres Stimmrechtes sich mit der Hälfte der sammtlichen Stimmen 
begnügen niijg*-. 

riürksiehtlieli di r i'ixiiiuig >iri Zahl ib r Vei waltungsräthe für die erste 
üeucral-Versammlung ersucheu sie um eine kurze Frist. 
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Die Herren BegiernnffSTertreter nehmen die BrkU&ningeii der Herren 
Conoeeeionäre £iir Eenntniss und geben mit Rüeksioht auf das zu Pnnet 1 
gestellte Ersnehen derselben ihrerseits die Erklärung ab, dass die Staatsver- 
waltong in den General-Versammlnngen ihr Stimmrecht nach Massgabe ihres 
jeweiligen Actienbesitzes jedoeh mit der Besohrttnknng ansahen werde, dass 
der IStaat als Actionär nie mehr Stimmen in sich vereinigen werde, als die 
Gesammtzahl der übrigen jeweiligen in der Oeneral-Tersammlnng vertretenen 
Stimmen beträgt. 

Sollte dagegen bei einer General- Versammlung ausser den Vertretern 
des Staats- Aerars kein anderer Actionär ersoheinen, so findet letzterwähnte 
Beschränkung keine Anwendung. 

Nachdem die Herren Ooncessionäre dieses Zugeständniss mit dem 
Ausdrucke des Dankes entgegengenommen haben, verpflichten sich die- 
selben schliesslich, die zufolge der obigen Bestimmungeu sowie auf Grund 
des wegen der Geldbeschaffiing zu treflbnden neuerlichen Uebereinkommens 
nothwendig werdende Statutenändeiung mit möglichster Beschleunigung 
und im Einvernehmen mit der Regierung durehzuftthren und wird sohin die 
Sitzung geschlossen. 

Vorgelesen und gelertigt. 

Fisswaid m. p. Wimpfen m. p. 

Dr. Heinrich Rittt r von Wittek m. p., Curti m. p. 

k. k. äectionsrath. 

Von Steekert m. p. äestlin m. p. 

R. Jeltteles m. p. lutterstrasser m. p. 

lardt m. p. A. Itrst m. p. 



9. Protokoll TODi 7. Febniftr 1876^ 

aufgenomiueii im k. k. ilanüeläminibtcrium, 

betreffend die BeschafTung der zuoi Ausbau und zur Inbetriebsetzung!; d«'r EiseiÜMÜm Leoben* 
dorf*St. Pölten SAmmt Nebealinien noch erfordcrlickn ütldmittel. 

Anwesende: 
Von Seite der k. k. Regierung: 

HeiT Seetionsehef, Bitter von Pnsswald, als Vorsitzender. 

Herr Sectionschef im k. k. Finanzministerium, Dr. Bitter von Bezecny. 

Herr Sectionsrath, Dr. Heinrich Bitter von Witte k. 

Herr Inspector, Bichard Jeitteles. 

35* 
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Die Herren ConoessiouMre des obgenannten Eisettbabn» 
nnternehmens: 

Victor Graf Winipffeu. 
Adolf Horst. 

Leopold 11 u ttP rstra SS er. 
Constantiii A. ( ' ii r t i. 
Aufrust K r» s 1 1 i n. 

AU Protokollführer: Ministerial-Vicesccrctär und Regierungs-CominissSr 
fUr die gemuinte Untemehmang, Dr. Emil Hardt. 

Der Herr Vorsitzemle eriiflFiiet die Verhandlung, indom er in Erinnerung 
brinpt. d;i>s in dein Protokolle vom 19. uud 20. Jänner 1876 jene }*uncte 
enthalten sind, welehe die Re<rienin£; unter der Voraussetzunjr einer dem 
Eisenbahnunternelimen Leoliersdorf-^^t. P«dten saninit Kelienlinien feiten«* 
der Staatsverwaltung neiu-rlicli zu gewährenden Hnanzicilen l'nterstützung 
vorhelialtli<'h der iihcr den Umfang sowie die Art und W(Mse einer solchen 
rnter>tUtzung zu In iTi nden Entsehliessungen vom administrativen Stand- 
jiuncte aus als llt diiigung der Zuwendung der neuerlielien staatlichen Hiifc- 
leistiui-' festu. -t< llt hat. und welche auch von den Herren Concessionären 
angenommr'u wuidrn sind. 

Im NaehhanL'C und in Er<r;inzuni,'- des (d)en liczogenen Pitttoknllar- 
Ueherrinkonnuens wird in BetrctT dieser neuerlichen rnterstiitzung des 
Untenii liinens dur« li die Staatsverwaltung und hezüglich der näheren 
Hc.iiiiuuii-t'n und Modalitäten dfrseUien mit dem Vorbehalte der Genehmi- 
gung ;Seiner Excelleu/. des Herrn llandeUministers Folgendes vereinbart: 

1. 

Die Staataverwaltung erklärt sich bereit, den Concessionären, beziehnngs- 
welse der au deren Stelle tretenden Actiengesellschaft die Aufnahme eines 
zu fiinf Percent in Silber yerzinslichen, innerhalb der Concessionsdauer nach 
einem von der PiCtrierung zu genehmigenden Tilgungspiane zu aroortisirenden 
Prioritätsanlehens im Ges.-imrat-Nominalbetr.qge von 7,622.000 tl. dsterr. Wäh- 
rung Silber durch käufliehe rebernahroe der sämmtlichen dieses Anlehen 
bildenden PrioritätB-Obligationen nnter nachstehenden Bedingungen zo 
ermöglichen. 

§. 2. 

l>ie im Puncic 1 vereinliarte rebernahme der <lort ii< zciriinett ii Priori- 
täts-Obligationen seitrns (b r Staatsverwaltun;; erfolgt, auf festi' Kechnnng 
zum < (Hirse von liinlnndsii lizi- Percent iTö*^ J derart, da-s fiir b' einm 
Nominalbt trag \<'n lluml» ri (tuMen österr. Währung Silber tb r bi-zeiehneten 
Obligationen ein lictrag von fünf und siebzig Guidcu österr. Währung in 
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Bank- Valuta, sohio für die sftmmtlichen zu ilbernebmenden Prioritäts- Obli- 
gationen ein Barbetrag Ton 5,716.500 Gulden österr. Währung in Bankvaluta 
entf3Ult. * 

Die BämmtUehen vom Staate käuflich zn tibernehmenjen Prioriläts- 
ObUgationen werden sofort nach deren Emission zu Händen des k. k, Finanz- 
ministerimns libeigeben. 

§3. 

Die Bezahlung des im Pimcte 2 vereiub.irten Kaufpreises für die von 
der Slaatsverwaltuiif? zu Uhernehmeuden Priurität8-Obligationeu geschieht 
unter eben denselben Modalitiitt'u, wie snUlic ira Artikel 11 des Uebereiu- 
kominens vom 31. Jänner 1875, Z. 11, R. G. Hl., bezlif,^licli der Aust'ul«j;:ung 
der nach eben diesem Uebcreinkomnu'n .seitens^ der Staatsv erwaltun;^ anzu- 
weisenden Bauvorschüsi^e iestf^estcllt aiudj Jt'doch wird seitens der Staats- 
verwaltung das Zugeständniss gemacht, dans die jeweili{j: zu lei.stenden 
Beträge inoiiatlicdi vorliincin auf Grund der von den Concessionäreu, 
beziehungsweise von der zu hildenden A- tiengesellsehaft, zwisclien dem 20. 
und dem letzten des vorhergeiienden Monates gehiirig zu begründenden und 
von den staatlieiien Bauaufäicütsorgaueu zu bestätigebdeu Bedarfävurau- 
schläge ausgefolgt werden. 

Es wird übrigens fosigesetzt, dass im Laufe des Jahres 1870 aus 
diesem Titel nur die nacii dem Stande des Baues der Bahnen unumgänglich 
nöthi;.en Gt ldmittel tliiSHig gema<'ht werden sollen, uud dass keinesfalls ein 
höherer Betrag als die Gesammtsumnie von 4,000.000 fl. Jtsterr. Währ, von 
Seite der Staatsverwaltung ausgezahlt werden wird, und haben dir ( ou- 
eessionäre auf diesen Umstand schon bei Aufstellung der Bedarfsvorauschläge 
Hücksicht zu nehmen. 

§. 4. 

Sollte in Folge der Dnrehnihrung von Ersparnissen nach gänzlicher 
Vollendung und Inbetriebsetznug der sämmtlichen Linien des Unternehmens 
von dem im Punete 2 enrSlhnten KaufschiUlnge noch ein Betrag verfügbar 
bleiben, so hat die Anafoignng des restlichen Bauschillings nur gegen dem 
zn geschehen, dass der diesfalls entfallende Betrag sofort in einen Reserve- 
fond hinterlegt wird. 

Die Verzinsung der mich Punet 1 von der Staatsverwaltung zu über- 
udimendeu Prioritätu-Obligatioueu beginnt mit dem 1. Juli 1877. 

§.6. 

Das für die zu bildende Actiengesellsehaft in Aussieht genommene 
Actiencapital per 4,200.000 rt. österr. Währ. Silber wird auf den Betrag 
von 3,610.000 fl. osterr. Währung Silber reducirt 
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Die Goneessionäre haften persöntieh und soUdarisoh daftlr, dass der 
nach Abzug des Staatebeitrages Ton 2,500.000 fl. Terbteibende Rest des 
anf 3,610.000 fl. rednoirten Aotiencapitales (Pnnct 6) im Nominalbeträge 
Ton 1,110.000 fl. thatsäehlich und zwar an einem im Sinne des Gesetsea 
vom 16. Hai 1874 (R. G. 61. Nr. 64) Ton der Regierung zu genehmigenden 
Conrse aufgebracht, beziehungsweise eingezahlt werde. 

üeberflies erklären die Conoessionäre ihr EinTerständniss, dass die 
Ton ihnen anlllsslieh der Concessionsertheilnnp zur Sicherstellung der dies- 
falls ttbemoramenen Verpflichtungen erlejrte Effectencaution im Betraare von 
50.000 fl. österr. Währung insbesondere aucli zur Sichcrstellung der voll- 
ständigen Einzahlung des oben erwiihnten Aotionpapitalabetrages per 
1,110.000 fl. ÖsttMT. Währung zu dienen habe, und tl.ilior bis zur bewirkten 
vollständigen Eiiiz.'ihliiiig eben dieses Aotiencapitales in Händen der Staats- 
verwaltung erliegen bleil)eu solle. Dagegen nimmt die Regierung keinen 
Anstand, nunmehr den ( "nncessionären die Rückstellung der von ihnen in 
Geraässbeit des Protokolles vom 3. Novemlter 1874 erlegten Effectencaution 
im Betrage von 300.000 Ü. in Aussicht zu stellen. 

§• 

Das für die nach Punet 1 von dci- Stantsveru nltnng zu übernehmenden 
Prioritäts-Obligationen ob der im Eiscnbalinbuclie des k. k. Landesgerichtes 
Wien für die Eisenbahnlinie Leobersdorf-St. Pölten mit der Abzweigung 
nach Schrambach, beziehungsweise Freyland, Pöchlnrn - Gaming and 
Leobersdorf-Guttenstein eröffneten eisenbahnbttoheriichen Einlage einsn* 
ver leibende Pfandrecht erhält die Rangordnung unmittelbar hinter dem fllr 
die StaatsTerwaltnng anf Grand des Artikels 4 des Uebereinkommens Tom 
81. Jänner 1875, Z. 11, R. O. BL, einTerleibten Pfandreohte aar Sieher- 
Btellnng der in Gemässheit des Artikels 1 dieses Uebereinkommens geleisteten 
VorschliBse, so zwar, dass die fitr die Prioritäts-Obligationen hafkende Sats- 
post naeh Lttsehnng des zaletzt erwähnten ärarisehen Pfandrechtes anf dem 
ersten Platae des Lastenstandes eingetragen sein wird. 

§. 9. 

Insoferne das Protokollar-Uebereinkomraen vom 19. und 20. Jänner 
187fi und das gegenwärtige Protokoll keine abweichenden Pestsetzungen 
entbiilt. bebalten die Bestimmungen des Tebereinkommens vom 31. Jänner 
1875. Z. 11, R. Bl., ihre volle Wirksamkeit, und sollen insbesondere die 
<laselhst im Hinblicke auf die zu leistenden Bauvorsehüsse zur W.ahrung der 
diesfalls ei wachseuilen speciellen Interessen der Staatsverwaltung vorbe- 
bchalteneu Reohte in Betreff der Ucberwaohung der wirklichen und zweck- 
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iDlssigeii VerwendoDg der seitens des Staatsschatzes dem Cnternehmen 
mgewendeten Geldmittel ebenmässig anch bezttgUoh der in GemXssheit des 
gegeowSrtigen Uebereinkommens dem Unternehmen sozuwendenden Geld- 
mittel zar Anwendung gelangen. 



Wepn und insofeine die Conccssionäre, bezieliungriweise die an deren 
Stelle trcteii'le \otienj!:esellscli;ifT, die ihnen naeli diesem Uebereinkonimen 
obliegenden ViMpHichtungen nieht ertÜllen sollten, so l»phält sieb die Staats- 
rerwaltung das» Keeht vor, die im i>. 2 zugesicherte Zahlunfr des noch aus- 
ständigen Kaufpreises für die übernommenen Prioritäts Obligationen zu 
Händen der Concessiouäre^ beziehungsweifie der an deren Stelle tretenden 
Actiengesellschaft einzustellen, und anstatt der obigen Barzahlung den Aus- 
bau der iu Rede stebendeu Linien auf Kosten und Gefahr der Ooncessionäre, 
beziehungsweise der an deren Stelle tretenden Actiengesellscbaft, für Rech> 
Aong der letzteren zn bewerkstelligen. 



Für die Regierung tritt das gegenwärtige Uebereinkommen nur in dem 
Falle in Kraft, wenn der ans diesem Anlasse erforderliche Gesetzentwurf 
•die Zastimmong des Reichsrathes erlangt. 



Schliesslich wird mit Rücksicht darauf, dass durch das vorliegende 
Uebereinkommen, sowie durch das l*rotokollar-r<'l)ereinki)minen vom lü. und 
20. Jänner ISK) die Bestimmungen des Uebereinkommens vom 31. .länner 
1875. Z. 11. U. G. Bl., theilweise abgeändert und ergänzt werden, die Aus- 
fertigung eines neuerliehen, die sätnmtlichen nunmehr in Geltung verbleibeu- 
-den He«=;timmungen enthalteutlen Uebereinkommens voibelialten. 

Sohin wurde das vor^t» hende, in iMuem ungestempelten Exemplare aus- 
gefertigte Protokoll, von welchem eine vidimiite Abschrift den Coucessionäreu 
ausgefolgt wird, geschlossen, verlesen uud allseits unterfertigt. 

Wien, am 7. Februar 1676, 

FQr die k. k. Regiemng: Die Concessionare: 



§. 10. 



§. 11. 



§. 12. 



f isswald m. p. 
leiecij m. p. 



Victor Graf WlmpffeB m. p. 

Adolf lerst m. p. 
Intter&trasser m. p. 
CirtI m. p. 
iistllB m. p. 



Dr. Heinrich Kitter von Wlttek m. p 



k. k. Öuctionsrath. 



R. Mtteles m. p., 
Dr. Emil lardt m. p., 
all ProtokoUftthr«r. 
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10. OesetK Tom 19. MSrz 1876, R. 0. B1. Nr. 68 nnd G. Bt. Nr. 64^ 

betrcUcnd die Bcschaliiinii dt r zuiu Ausbau unti zur Inln irii ltst tzuiii; tli r Eisenbahn Uoliers- 
dürt-^^t. l'ulii'U ädiiimt Ncbunlinien Doch erlurderüchiD üeldutiltd. 

Mit Znstimmnog beider HSnser des Rdchsrathes finde leb aDzuordnen, 
wie folgt: 

Artikel 1. 

Die StaatsverwaltuDg wird ermächtigt, zum Zweolce der Vollendon^ 
and Inbetriebsetzung der den Gegenstand des Gesetzes vom 16. Mai 1874 
(R. 6. Bl. Nr. 64) bildenden Eisenbahn von Leobersdorf nach St. POlten 
sammt Nebenlinien, sSmmtUche Obligationen eines von den ConeessionSren 
dieses Eisenbahnunternehmens, beziehungsweise von der an deren Stelle 
tretenden Actiengesellsohaft aufEunehmenden, zu fflnf Percent in Silber ver- 
zinslichen, innerhalb der Concessionsdauer nach einem von der Regierung 
zu genehmigenden Tilgungsplane zu amortisirenden Prioritätsanlehens im 
Gesammt-Nominatbetrage von Sieben Millionen sechshundert zwanzigzwei 
Tausend (7,622.000) Gulden österr. Währung Silber unter nachstehenden 
Bedingungen käuflich zu Übernehmen. 

Artikeln. 

Die r*'b('rn:ilinio (lieser Prioriliitsühli^jationoii scitoiit* der Staatsver- 
waltung ^'Cschieht derart, dass tiir je eine l'rioritätstdjligation von zwei- 
hundert '*JUU Gulden i>st< rr. Wäliruiif; SiPier ein Betrag von hunderiliulzig 
(150t (iiilden iisterr. WUlinuif; in Noten ^'e/ahlt wird. 

Der Kautscliilling ist den Cnneessioniircn, beziehun-jKweise der an deren 
Stelle tretenden Actien^resellselialt nach Mass des fortsehreitenden liaues in 
Form Von monatlichen Vorsehiissen auszufolgen. In gleielier Weise sind die 
nach Artikel i des Gesetzes vom Iß. Mai 1874 ( R. G. 131. Nr. 64) zu leisten- 
den BauvorschUsse kUuftig allmonatlich vorliineiu zn geben. 

Artikel Iii. 

Die sSmmtliehen oberwähnten PrioritXtsobligationen sind sofort nach 
deren Emission an die Staatsverwaltung zu Ubergeben. Die Verzinsung der- 
selben hat mit dem 1. Juli 1877 zu beginnen. Sollte in Folge der Doreh- 
ftthrung von Ersparnissen nach ginzlioher Vollendung und Inbetriebsetzung 
der sämmtlichen Linien des Unternehmens von dem obgenannten Kauf- 
sehiUinge noch ein Betrag verfügbar bleiben, so hat die Ansfolgung des 
restlichen KaufschilUngs nur gegen dem zu geschehen, dass der dieafalt» 
entfallende Betrag zur Bildung eines Reservefondes verwendet wird. 
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Artikel lY. 

Das tUr die nach Artikel 1 von der Staatsverwaltun«^' zu übeinehmeudeu 
?riorität><>bli{;atirMU'n ob den Eisenbahuliiiion Leoberstlorf-St. Pölteu mit 
der Abzu eii,-iing nach Si-liranibach, bezi<'lnin^>\vi i>(' Freyland, Püclilarn- 
baiiiing und L^.'obersddrt-Gntenstein bUolicrlicli einzuverleibende Pfandrecht 
hat die liangorduuii;^'^ unmittelbar hinter dt ni tiir die Staatsverwaltnnpr auf 
Grund des Artikels IV des Uebereinkoiniiieii> vom 31. Jänner 187.') Ii. G. Bl. 
Nr. 11; einverleibten Piandrechtc zur Sieiit rstcllunp: der in (lemiissheit tlea 
iltikelä 1 dieses Uebereiukommeuö geleisteten Vorschüsse zn erhalten. 

Artikel V. 

Das für die zu bildende Actiengesellscbaft statntenmSssig in Aussicht 
genommene Actienoapital per 4,200.000 A. Österr. Währung Silber ist auf 

Betrag yon 3,610.000 fl. Ssterr. Währung Silber zn reduciron. 

Das Stimmrecht, welches der Regierung im Mindesten mit 20 Stimmen 
ZBsteht, unterliegt in Ansehung des staatlichen Actienbesitzes in der General- 
versammlung der zn bildenden Actiengesellscbaft keiner anderen Beschrän- 
kiiDg, als dass die Staatsverwaltung nie mehr Stimmen in sich Terelnigen 
wird, als die Gessnmitzahl der ttbrigeu jeweilig in der General-Versammlung 
vertretenen Stimmen beträgt. 

Die Regierung hat überdies für die Daner, während welcher der Staats- 
lehatz durch den Besitz von Aotien oder Prioritäten bei dem Unternehmen 
betheiligt ist, mindestens drei Mitglieder in den Vorstand (Verwaltungsrath) 
der Gesellschaft zu ernennen. Dieselben sind berechtigt, solche Verflig^ungen 
des Vorstandes z« sistircn, welche ihnen gegen die aus der Betheiliguug des 
StMtsBchatzes herrorgehenden finanziellen Interessen des Staates zu Ver- 
stössen scheinen. 

Artikel VI. 

Mit dem Vollziifje dieses Gesetzes, welrhes mit dem Ta?:e seiner Kund- 
machun^r in Wirksamkeit tritt, sind der llandelbiiiinister und der Finanz- 
minister beauftragt. 

Wien, am 12. März 1876. 

Franz Joseph m. p. 

Auersperg m. p. CliUnieckj m. p. Prelis m. p. 
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11. Vebereinkommen yom 9. Mal 1876, B. 0. fil. Nr. 69, 

betretli-Qd dii' Ucldbischatlung zum Ausbau und zur iDbi-thebsetzuDg der Eisenbaho Ltobcrs- 
4orf-St. PSlteii Staat HebeBÜftlcDf sowie die Iheilweise Abindcrnng und Erglnioog des 
UebfremkoomeBS tob 31. Jinner 1875 (R. G. Bl. Nr. tl). 

Zwischen den k. k. Ministerien des Handels und der Finanzen in Ver- 
tretun^r des k. k. Aerara einerseits und den Herren Victor Graf Wimpffen, 
Adolph Horst, Leopold Hutterstrasser, Alexander Curti und Augast 
K östl in als Concessionärcn der Eisenbahn LcoV>oi*8dorf-St. Pölten saiumt 
Nebenlinien anderseits, ist auf Grund des Gesetzes vom 12. März 1876 
(R. G. Bl. Nr. 68) in Folj;e Allerhöchster Entschliessunp: vom 12. März 1876 
das naohflteheDde Ueberemkommen vereinbart und abgeäohloesen worden: 

§. 1. 

Die k. k. Staateverwaltong ttberDimmt käuflich BämmtUche ObligationeD 
•einet von den ConcessionSren des Eisenbahnuntemehmens LeoberBdorf* 
8t Pölten sammt Nebenlinien, besiehunfrsweise von der an deren Stelle 
tretenden Actiengesellschaft aofzunehmendeni zu fünf Peroent vom 1. JiU 
1877 an verzinslichen, innerhalb der Goncessionsdaner nach einem von der 
Begiemng zn genehmigenden Tilgungsplane zu amortisirenden Prloritlts- 
anlehens im Nominalbetrage von Sieben Millionen sechshundert zwanzig- 
zwei Tausend (7,622.000) Gulden österr. Währung Silber unter nachstehen- 
den Bedingungen. 

§. 2. 

Die im §. 1 vereinbarte Uebernahme der «lort liezeiehneten Priorität s- 
•obligationen seitens der Staatsverwaltung geschieht derart, dass für je eine 
Prioritätsobligation von zweihundert Gulden (200 fl.) österr. Wührang 
Silber ein Betrag von HundertfUnfzig (160) Gulden österr. Währung in 
Bankvaluta, sohin ffir die sämmtliehen zu übemehmenden Priorltätsobli 
gationen ein Barbetrag von 5,716.500 Gnlden österr. Währung Bankvalnta 
-entfällt. 

Die sämmtliehen oberwähnten Prioritätsobligationen werden sofort 
nach deren unverweiU, spätestens Jedoch bis 1. Juli 1876 durchzuitthrendes 
Emission zu Händen des k. k. Finanzministeriums ttbergeben. 

Die Ausfolgung des Kaufpreises fttr diese Prioritätsobligationes 
geschieht nach vollständiger ErschÖpfting der anf Orund des Gesetses von 
16. Mai 1874 (R. G. Bl.Nr. 64), beziehungsweise nach dem UebereinkoDinea 
vom 81. Jänner 1875 (R. G. Bl. Nr. 11) seitens der Staatsverwaltung so 
leistenden Staatsvorschttsse per 2,500.000 fl. österr. Währung durch dtf 
k. k. Finanzministerium successive nach Hassgabe der von den Herreo 
<!oncessionären, beziehungsweise von der zu bildenden Actiengesellschaft« 
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jeweilig geleisteten Arbeiten and HaterialbeiBtellangeny tof Gnindlage der 
diesfiüls zwiBchen dem 20. and letzten eines jeden Honata dem k. k. Han- 
delsmioisterinm fllr den niehsten Monat zu überreichenden und geh9fig za 
begründenden, von den staatlieben Bau-Anfsiebtsoi^nen sn bestätigenden 
fiedarftvoransehlMge zn Händen der hiezu gehörig legitimirtenReprüsentanten 
der Herren ConoessionMre, beziehungsweise der Gesellsehaft, gegen unge- 
itenpelte Empfangsbestitigangen. 

Gleiehzeitig mit den Bedarfsvoransehlägen für den künftigen Monat 
haben die Herren ConcessionXre auch über die thatsXohliehe Verwendung 
der für Reehnnng des Vormonates ans der Staatscasse erfolgten Beträge zu 
den in dem Bedarfsvoranschlage des Vormonates bezeiehneten Zweoken die 
gehörig zu belegenden fand Ton den staatlichen Bsn-Anfsiehtsurganen zn 
beatitigendf n Naehweisnngen vorznlegen. 

In gleicher Weise werden auch die auf Grand des Artikels I des 
Gesetzes vom 16. Mai 1874 (R. 6. Bl. Nr. 64} , beziehungsweise nach 
Artikel I des Cebereinkommens vom 31. Jänner 1875 (R. G. Bl. Nr. 11) 
?0D der Staatsverwaltung zn leintendcn Banvorschüsse vom Tage der Giltig- 
keit dieses Uebereinkomineii^ allmonatlich vorhinein ausgefolgt. 

Es wird übrigens festgesetzt, dass im Laufe des Jahres ISTfi aus dem 
Titel des Kaufschillings für die zu übpruelimenden PriHritiitsobligatiouon nur 
iic' nach dem Stande des Baues der Hahnen niiuingitnf^lich ni>thi;ren Geld- 
mittel fliissi«: geniadit werden sollen, so zwar, dass keinesfalls ein höherer 
Betrag als die Gesammtsumme von 4,000.000 iVier Millionen! Gulden 
osf^rr. Währung von Seite der Staatsverwaltung ausgezahlt werden wird, 
und haben die Herren Concessioiiärc auf diesen Umstand schon bei Auf- 
stellung der Bedarfsvoranschläge Rücksicht zu nehmen. 

Sollte in Folge der Durchiiilirung von Ersparnissen nach •;än/licher 
Vollendung und Inbetriebsetzung der sämmtlichen Linien des rnternehmens 
von dem obgenannten Kaufschillinjrc nin h ein Betrag verfiifrhar Ideiben, 
fc« hat die Ausfolgung des restlichen Kaufschillin<rs nur gegen dem zu 
geschehen, dass der diesfalls entfallende Betrag sdort in einen besonderen 
Rf>er\'efond hinterlegt wird, welcher ohne vurläuH^' eingeholte Genehmi- 
guDg der Eegieruug iu keiner Weise in Anspruch genommen werden darf. 

§. 3. 

Das tÜr die zu bildende Actiengesellschaft in Aussieht genommene 
Actiencapital per 4,200.000 ll. üsterr. Währung Silljer wird auf den Betrag 
von drei Millionen sechshundert zehntausend Gulden i 3,010.000 tl.) osterr. 
Wähniiit; in Silber reducirt und haften die Herren Concession-ire personlich 
and s(di<larisch dafür, dass der nach Abzug des Staatsbeitrages von 
500.000 fl. verbleibende Rest dieses reducirten Aetiencapitales im Nominal- 
betrsge von Einer Million einhundert zehntausend Gulden (1,110.000 fl.) 
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Osterr. W81iran|^ tfaateXchlich, und swar zu einem im Sinne des GesetiM 
vom 16. Mai 1674 (R. G. Bl. Nr. 64) Ton der Regierong va genehmigenden 
Conree anfgebracht, beaehnngeweise eingezahlt werde. 

Ueberdies erIclXren die Herren OoncesaionXre ihr EinTerstindniflSy diu 
die von Ihnen anlleslieh der Goncesalonsertheilnng znr Sioheratellmig der . 
diesfalls Übernommenen Yerbindliehkeiten erlegte Effeeteneantion im Betrage 
von Fttnfzigtansend (50.000) Gulden österr. Währung insbesondere aneh 
znr Sicherstellnng der vollständigen Einzahlung des oberwShnten Actiea» 
eapitats per 1,110.000 fl. österr. Währung zu dienen habe, und daher b» : 
zur bewirkten vollständigen Einzahlung eben dieses Actieneapitales in Hsndes 
der Staatsverwaltung erliegen bleiben solle. 

• 

Das für die nach §. 1 von der Staatsverwaltung zu flbemehmeBdei 
Prioritätsobllgstionen, ob der im Eiaenbahnbuohe des k. k. Landesgeriehtes 
Wien, für die Eisenbahnlinien Leobersdorf-8t. Pölten mit der Abzweiguag 
nach Sohrambach, beziehungsweise Freyland, Pdchlarn- Gaming und Leobers- 
dorf • Gutenstein eröffneten eisenbahnbQoherlichen Einlage einzuverleibende i 
Pfandrecht erhält die Rangsordnung unmittelbar hinter dem fllr die Staats- j 
Verwaltung auf Grund des Artikels iV des Uebereinkommens vom 31. Jänner 
1875 (R. G. Bl. Nr. 11) einverleibten Pfandreohte zur Siehersteliung der in 
Gemässheit des Artikels I dieses Uebereinkommens geleisteten VorsohttMe» 
so zwar, dass die fllr die Prioritätsobligationen haftende Satzpost nadi 
Löschung des zuletzt erwähnten ärarisohen Pfandrechtes auf dem ersten 
putze des Lastenstandes eingetragen sein wird. 

§. 5. 

Die Herren Concessiouäre verpflichten sich, dafür zu f^orgen und alle 
Bemühungen dahin zu richten^ dass, insoweit dies an ihnen liegt, die Con* 
stituirung der im Sinne der Allerhöchsten Concessionsurkunde vom 3. No- ; 
vember 1874 (R. G. Bl. Nr. 10 vom Jahre 1875) und auf Grundlage der un i 
gegenwärtigen Uebereinkommen enthaltenen Bestimmungen, beziehungsweise j 
der mit denselben in Einklang zu setzenden Statuten zu bildenden Actien- ! 
gesellschafl, im Einvernehmen mit der Staatsverwaltung binnen vier Wochen 
vom Tage der Unterfertigung des gegenwärtigen Uebereinkommens erfolge« 

Die Conatituirang der Gesellecliaft erfolgt am 19. October 1876. | 

Im Hinblicke auf die in Aussicht genommene Constituirun": werden 
iiishesondere folgende Bestimmunpreu vereinbart, welche in die Statuten dff 
Actieugeseilschaft aui'zunehuieu gind : 
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a) Das Stimmreeht, welches der Regienmg im MindesteD mit 20 Stimmen 
znsteht, unterliec^ in Ansehung des staatlichen Aetienbeaitzes in dei- 
Oeneral- Versammlung der so bildenden Actiengesellaohaft keiner anderen 
Besehrttnknng, als 'dass die Staatsrerwaltnng nie mehr Stimmen in sich 
vereinigen wird, als die Gesammtzahl der Übrigen jeweilig in der 
Oeneral-Versammlnng vertretenen Stimmen betrügt. 

Sollte dagegen bei einer Oeneral-Versammlnng ausser der Ver- 
tretung des Staatsärars kein anderer Actionär ersoheinenf so findet 
letzterwähnte Besohrilnkung keine Anwendnng. 

l) Die Regierung hat för die Dauer, während welcher der Staatsschatz 
durch den BesSts von Actien oder Prioritäten bei dem Unternehmen 
betheiligt ist, das Recht, vier Hitglieder in den Vorstand (Verwaltungs- 
nrth) der Gesellschaft zu ernennen. 

Dieselben sind bereehtigt, solche Verfügungen des Vorstandes zu 
sistiren, welche ihnen gegen die aus der Betheiligung des Staatsschatzes 
hervorgehenden finanziellen Interessen des Staates zu Verstössen 
scheinen. 

c) Ans dem Verwaltungsrathe ist ein Exeontiv-Comitö zu bestellen, welches 
der Direction des Unternehmens zur Seite zu stehen hat, und ohne 
dessen Zustimmung letztere keine wichtigeren Einrichtungen oder Ver- 
ftignngeii treffen, insbesondere keine VertragsabschlUsae vomehmen 
darf. — Tn diesem Executiv-Comit6 muBs die Regierung durch ein von 
ihr bestimmto-i Mitglied des Verwaltung^^ratlles vortreten sein. 

Die Zusammensetzung, ebenso wie der Wirkungskreis des Exe- 
cutiv-Coniite's ist bestimmt zu regeln, und unterliegt die bezügliche 
Schlussfassung der Oent lnniguiig der liegierung. 

dj Die bei der Ausführung des H.ihnliaues und bei der BesehiifTung', 
beziehungsweise Ergänzung des Anlagee;i))itnls, wie immer in Ersparung 
gebrachten IJeträge .«;ind dem UnterneliiiK ii zuzuwenden, und in einem 
zu diesem Zwecke durch Zuweisung der für unvorhergesehene Auslagen 
präliminirtün Efi'ectivsumme zu bildenden Keserveiond zu hinterlegen. 

§6. 

Die Herren Conccssiouäre verpflichten sich weiters, für den bei der 
constituirenden General- Versammlung zu wählenden ersten Verwaltungsrath 
))los solche Mitglieder vorzuschlagen, bezüglich welcher vorher mit dem 
k. k. Handelsministerium das £inTemehmen über deren Zulassung gepflogen 
wurde. 

§. 7. 

Znr Wahrung der speeiell. n Interessen, welche der Staatsverwaltung 
SQ8 diesem Ueberelukommeu erwachsen, steht der Staatsverwaltung das 
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Recht zu, die wirkliche und zweckmässige Verwendung der zur Herstellanj 
und Inbetriebsetzung der im <. 1 genannten EisenbahoUiiieD beschafileD 
Geldmittel durch zu diesem Zwecke aufgestellte Staatsorgane während des 
Baues and der Inbetriebsetznng der Bahn auf jede ihr geeignet ersoheiaende 
Weise zn ttberwaohen. 

Die Kosten dieser speoielien Ueberwachang sind von den Herren Gob- 
cessionären, beziehungsweise der zu bildenden GeseUaebaft, in dem vom 
k. k. HandelsministeriiiiD festsQSetsenden Betrage su vergüten, welcher die 
Summe von seebzigtansend (60.000) Gulden dsterr. Währung nieht fiber- 
scbreiten darf. 

Der Staatsverwaltung steht ausserdem das Recht zu, die von des 
Herren ConcessionXren, beziehungsweise der zu bildenden Oeselischaft, zod 
Zweeke der Bauaufsieht, der Berechnung, Liquidirung und Anweisung der 
Bauverdienstausweise aufkustellenden Organe in ihrer Diensteigenschaft n 
besttttigen, und die für dieselben anzuwendenden DiensteainstruotioneD. 
Dienstesvertrilge und Disciplinaryorschriften zu genehmigen. 

In gleicher Weise unterliegen auch die fUr den znkttnftigen Betrieb 
aufzustellenden Oberbeamten und die diesbezOglichen DienstesinstruetioDen 
und Vertrige der Genehmigung der Regierung, und mnss auch schon vor der 
provisorischen Ernennung der eben genannten Organe das EinTemehmen 
mit der Regierung gepflogen werden. * 

Die Herren Ooncessionüre sind femers verpflichtet, die Oberieitung 
der administrativen Agenden der Gesellsehaft durch ein entspreehend 
geschultes, von der Regierung zu bestitigendes Organ besorgen zu lassen. 

§.8. 

Der für das in diesem T'rbereinkonimen genannte Eisenbahn untrr- 
nehraen aufgestellte Regierun^'B'^t'iinnis^iilr ist für die Dauer, walireiid wrloher 
der Staatsseliatz durch den Hcsitz vnn Actien tulcr Prioritäten hei dem rnter- 
nehnien betheiligt ist. hereehtigt, nicht bios solche Beschlüsse der llerr> n t on 
cessionäre. bcziehiingr weise des Verwaltuugsrathcs der /u bildenden ciesell- 
schaft, weleiie mit der Allerhöchsten Coneession, den genehmigten Statuiou, 
sowie den allgemeinen gesetzlichen formen und behürdliehen Verfügungen 
nicht im Einklänge stehen, sondern aueh solche Verfügungen der gesellschatt- 
lichen Verwaltung zu sistiien, wt lehe ihm gegen die ans diesem Ueherein- 
kommen spceiell hervorgehenden tinanziellen Interessen des Staates zu Ver- 
stössen scheinen; jedoch hat derselbe dann sogleich die Entscheidung des 
k. k. liandelsniinisteriums einzuholen, welobe ohne Aufschub erfolgen wird 
und Ittr die GeaelUchalt bindend sein solL 

Wenn nnd insofeme die Herren Goncessionüie, beziehungsweise die an 
deren Stelle tretende Aotiengesellschaft, die ihnen nach diesem Ueberein- 
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kommen oldiogeiuleii V» rj»flit')itun;:cn nicht erfüllen sollten, so bohält sich 
die Staatsverwaltung: ilas iUclit vor, die in dieBein Uebereinkommeii zuge- 
sichert*^ Zalilunj; des noch ausständicren Knufpreisos für die übernommenen 
Prioritälsobli^rationen zu Händen der Herren (?oncessionäre, beziehungsweise 
(l'T an deren Stelle trt^tend<'n Actiengesellschaft, einzustellen und anstatt der 
obiiren Darzahlunp den Ausbau der in Rede stehenden Linien auf Kostei» 
und Gefahr der Hrrrin Concessionäre, beziehungsweise dfr an den n Stelle 
tretenden Actiengesellsehaft, für R' clinung: der L(n/teren zu bewerkstelligen. 

In einem Reichen Falle sind die Herren Coneessionäre, beziehungsweise 
ilie an deren Stelle tretende Actiengesellsehalt, zur ungesäumten Ueberirabe 
all* r noch vorhandenen Barschaft, sowie der bereits bezahlten, lÜr Rfchiiung 
des Luternehnäens angeschalTtt-n Lieferungen, geleisteten Arbeitcu, Bauten, 
erworbenen Gründe w. s. w. an die Staatsverwaltung verpflichtet. 

Der Staatsverwaltun«: soll es übrisrens in einem solchen Falle freistehen, 
das Eigenthum an den ihr Ubergebenen Bestandtheilen des Bahnbaues, sowie 
überhauptan den sämmtlichen concessionirten Bahnlinien unter der Bedingung 
zu erwerben, dasa die Concessionäre, beziehungsweise die an deren Stelle 
tretende Actiengeseilschaft und deren Theiluebmer, für ihre dem Unternehmen 
zugewendeten Leistangen nach Massgabe d«8 nachweisbaren Barwerihes^ 
derselben vollständig entschädigt werden. 

§. 10. 

Die in den Artikeln II, Hl ay, d/ und eK V, Vi und VH des Ueber- 
einknmmens vom 31. Jänner 1875 (R. G. Bl. Nr. 11) enthaltenen Bestim- 
mongen treten mit dem heutigen Tage ausser Kraft. 

§. 11. 

Das gegenwärtige Ucbereiiikommen wird in zwei ungestempelten Exem- 
plaren ausgefertigt, von wcdclif^n eines in Händen der Staatsverwaltung 
Terbleibty das zweite aber den Herren Concessionären ausgefolgt wird. 

Wien, am 9. Hai 1876. 

Ftir die k. k. Staatsrerwaltung: 

Der k. k. Handelsminister: 
Chliaecky m. p. 

Der k. k. Finanzminister: 
Prelis m. p. 

(L. 8.) 



Die Concessionäre : 
(L. 8.) Winpffei m. p. 

(L. S.) Hntterstrasser ni. p. 
(L. S.) Adolph Itrst m. p. 
(L. 8.) Const. A. Cirtt m. p.. 

(L. S.) August köstlii m. p. 
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Eisenbahn Ton Wien über Badkersburg 



Eisdübalin von Wien über Radkersburg an die steierische kränze. 

1. Gesetz Tom 17. Hai 1873, B. 0. BL Nr. 85 und CBl. Nr. 65, 

belrefli'DÜ du' BrdinuniiLien und ZuLM'Siandnissi' für ilit* iSichtTsti-llung i'incr Lisi-nbahü von 
WicD übiT lüdkersburg an die steierische Gräaze mit Abzweigungen. 

Mit Ziistimraan^ beider Häuser des Keichsrathes finde Ich anzuordnen, 
irie folgt: 

Artikel I. 

Die Regierang vird ermächtigt, die Ausilihmng einer LocomotiT- 
Eisenhahn 

a) von Wien Üher Fitten, Friedberg und Hartberg dnrcb das Safentbil 
Uber Fttrstenfeld nach Fehriug zum Anschlüsse an die ungarische 
Westbahn, mit einer Abzweigung von einem geeigneten Punote nach 
Oratz zur Einmflndnng in die Oratz-Kdflacher Bahn; 
h) von Fehring ttber Badkersburg an die steierische Gränze zum Anschlüsse 
an das ungarisch-kroatische Babnnetz 
durch Goncessionsertheilung nach den Bestimmungen dieses Gesetzes sicher- 
zustellen. 

Artikel II. 

Dpin Coiices.*iion;ir ist die V( i ptiichtuiig aufzuerlegen, aul* Verlaugeu 
der Uejrifnin^'- Zwoijrlialinon. un<l zwar: 

a) von ciiifin süillicli von Wirii.r-N<iista<1t <;ele^jenen Punkte der im 
Artikel I. snb o bezeichneten Bahn zur Verbindung derselben mit 

Wiener-Neustadt; 

b) von liadkershurjr westwärts in der Richtung gegen Marburg zum An- 
schlüsse an die Südbahn 

zu erbauen und in Betrieb zu setzen. 

Artikel III. 

Für die im Artikel I und II bezeichneten Eisenbahnen können naeb- 
stehende Begünstigungen gewährt werden : 
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a) Die Befreiung Ton den Stämpeln und Gebühren für aUe Yertrige, Ein- 
gaben und sonstige Urkunden mm Zwecke der Oeldbeschaffangy so- 
wie des Baues und der Instniimng der Bahnen bis zum Zeitpunkte 
der Betriebserdffhnng; 

h) die Befreiung von den Stilmpeln und Gebühren fttr die erste Ausgabe 
der Aotien und Prioritätsobligationen, mit Einsohluss der Interims- 
seheine, sowie Ton der bei der Grundeinlösnng auflaufenden Ueber- 
tragungsgebllhr; 

e) die Befreiung von der Einkommensteuer und der Entriehtnng der 
Conpon8*8tämpelgebtthren, sowie Ton jeder Steuer, welche etwa durch 
kOnftige Gesetze eingeföhrt werden sollte, auf die Dauer von fünfund- 
zwanzig Jahren, vom Tage der Ooncessionsertheilung an gerechnet. 

Artikel IV. 

Die im Artikel I, sub a) bezeichnete Eisenbahnstrecke nebst Abzwei- 
gung muss binnen drei Jahren, Tom Tage der Baubewilligung an gerechnet, 
in Bau ToUendet und dem Sflentliohen Verkehre übergeben werden. 

Bei Feststellung der Baufrist durch die Regierung flir die im Artikel I, 
tttb h) bezeichnete Eisenbahastrecke ist naeh Möglichkeit darauf Bedacht zu 
Bshmen, dass diese Bahn gleichzeitig mit der anschliessenden ungarisoh- 
kroatischen Eisenbahn dem Betriebe Ubergeben werde. 

Artikel V. 

Beziij^licli der sonstijyren Concessionftbedinj<un}ren ist auf die Auonliiiiu- 
gen des GoHOtzcs vom 1. Juni l^<68 (i. 1^1. Nr. 56 u betredViid die üster- 
reichische Jsordwestliahn. tlinnliclist Iiiicksicht zu ik hinoii und ist für die 
8iohor<ff'llnng der Verpfliclitun^cn der Coiicessionäre von Seite der Staatü- 
Tcrwaituug die entsprechende Vorsorge zu treffen. 

Artikel VI. 

Behufs Feststellung des Ausclilusspunktes der im Artikel I, sffh h) 
bezeichneten Eisenbahn ist eine Vereiubaraug mit der königlich ungarischen 
Hegierang anzustreben. 

Artikel VII. 

Mit der Durchnilirunf; dieses Gesetzes sind der Haudelsuiinister und 
der Fiuanzminister beaultra^^t. 

Wien, am 17. Mai 1873. 

Franz Joseph m. p. 

Aiers perg m. p. lanhais m. p. f retis m. p. 
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Ungarische Wfsfbalio 



üngarisolie Testbahn. (Stuhlweissenburg-Raab-ftiaz.) 

Vgl. Bd. II. Abth. 2, Seite 1249 und Erg. Bd. 1, Seite 471. 

1. Statuten 

der Actien^esellschaft der unnarischt-n WcstUhn iStuhhvcisst'nUri^-lv.iab-Graz), modificirt ia 
Folge des (ungarischen) (iesetzartikels XXXVU vom Jahre 1875. 

L Abschnitt 

Die Aetiengesellschaft« 

Gruudlage, Firma. 

Anf Grund des von Seiner k. und k. ApoBtoKsohen Mnjestät eano- 
tionirten V. Qesetstrtikels vom Jahre 1869 und des durch den Qiter- 
reiehisehenRdchsraih ^schnffenen Oesetses Nr. 84 rom 20. Mai 1869, all 
anch der beiden bezüglichen ConeessionBarkunden, wurde von den Coneee- 
sionXren der ungarischen Westbahn eine Actiengesellsehaft anter dem 
Titel «Ungarische Westbahn«" gebildet. 

§• 2. 
Zweck. 

Der Zweck dieser Gesellschaft umfasst: 

1. Den Bau und Betrieb der eoncessionirten LocomotiTeisenbahnea, 
n&mlich : 

Für eino von StiihhvrisMonHur^j^ Uber Veszprem . Klein-Zell. Silrvdr. 
St II. im andrer. K<>rinon(l. 8t.-(jotthärd, Feldbaoh und Qleisdorf bia 
nach Graz zu führende Hauptbahn ; 

hj Für eine tou Klein-Zell Uber P&pa nach Raab zu fahrende Zweigbahs, 

2. Unter den allgemein gesetzlich ▼orgeschriebenen Bedingungen die 
Erwerbung und InbetriebBetzung solcher Eisen- und Kohlenwerke und 
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sonstiger Industrie-EtablisBeroento, deren Besitz dem geseUseUafUioben 
Unternehmen förderliob ist. 

3. Die Beistellnng von Verkehrsmitteln fUr Personen und Frachten su 
Wiaser und zu Lande, anter Beobaohtnng der gesetzliohen Bestimmnogei. 

§. 3. 

Berechtigung. 

Zu tlie.-iem Behufe Ulicrtru^o.ii die Concessionäre der ungarischen Weat- 
balin ihre auf Grund der oberwähnton ( 'oncos aionsurkunden erworbenen 
Rechte auf die zu bildoudc Actien?rcselUnli aft, auf welch' Letzt<M*e joiloch 
gh'iciizoitig auch alle die Oonoessionäre belastenden Verpdichtuagea über- 
gingen. 

§. 4. 
Sitz. 

Der Sitz der Gesellschaft \^{ Budapest mit Agenturen nach dem Bedürf- 
nisse im in- und Auslände. (§. 6S,) 

§. 5. 

Beginn und Dauer. 

Die Gesellschaft trat nach ert'ol^^ter Geuehmij^ung üircr Statiiteu in 
"Wirk^^amkeit, sobald ihre Firma samnit den Statuten bei dem k. Wechsel- 
gerichte in Budapest protokollirt worden ist. 

Ihre Dauer endet mit dem 'I^a^re des Erlöschens der Conoessionsurkun- 
^en, ferner, wenn die ihr f.'ehörigen Eisenbaliiicn entweder vom Staate ein- 
gol(jst oder von ihr seihst vei äussert werden, vorausgesetzt, dass nieht der 
Fnr;bestand der GeselUchatt für ihre übrigen im §. 2 sub 2 und 3 bezeich- 
neten Zwecke beschlossen wurde. 

§. 6. 

Kundmachungen der Gesel Ischaft. 

Alle dfrentliehen Kundmachungen der Gesellsehaft erfolgen dnroh die 
imtUehe Budapester und Wiener Zeitung und ausserdem auoh in jenen 
fillttem, welche das Direotorium etwa noch bestimmen wird, und zwar in 
der Regel durch dreimalige Einsehaltung. 

Jede Ten dem Directorium zu besohliessende Veränderung in der Wahl 
4er obigen beiden BlStter ist kundzumachen. 

Die Ton den erfolgten Kundmaehungen an laufenden Fristen beginnen 
mit dem Tage, der auf den Tag der dritten Bin^cbaltung folgt, wenn in der 
Kundmachung selbst nicht anderweitig verftigt wird. 

86* 
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UngArisehe-Westbahn 



II. Abschnitt 
Dm Aiil«gee»pitel« 

§• 7. 
Höhe. 

Das Anlageotpital zar Herstellong und Instnürang der eonoesBioniiteii 
Bahnstrecken (§. 2) wurde mit Yorbehalt der späteren Richtigstellang vor- 
läufig nominel auf 36,000.000 fl. österr. Währ, in Silber festgesetzt» nnd 
besteht 

a) ans dem Actienoapitale von 16,000.000 fl. österr. Währ, in Silber und 
h) ans dem Nominalbetrage eines Prioritätsanlehens ron 21,000.000 fl. 
österr. Währ, in Silber, weich* letzterer Betrag anf Grand der im 
§. 10 erwähnten Riehtigstelinng anf 20,786.600 fl. österr. Währ, in 
Silber redneirt wurde. 

§. 8. 
A ctiencapital. 

Das Actiencapital von 15.UU0.0uu H. österr. Währ, in Silber besteht 
aus 75.0uO Stück auf den l'ebt'rbrinj^er laiitomlen uiitheilbar«'ii Actien v. n 
je 200 H. osteiT. Währ, in Silber, gleich 233 «/j A« »üddeutBclie Wäbruug 
oder 133 V, Thaler der Tbaler- Währung. 

§. 9. 

Aufnahme des Prioritätsanlehens. Prioritäts-Partialobli- 

gationen. 

Das im §. 7 lit. h feBtgesetzte Prioritätsanlehen von 21,000.000 fl. in 
Silber wurde mittelst Emission von 105.000 StUck mit 5«/o in Silber jährlich 

verzinslichen, untheilb.iren, auf den reberbriujrer ans^estellten nnd je anf 

200 ti. österr. Wahr, in Silber, -lei. h 233'/, tb -süddeutsche Währ, oder 
133 V ., Tlialer rlor 'riialcr-Währun- lautenden l'ridritätöobligationen auf- 
gebracht und bildet ein Passivum der Gesellschaft. 

§. 10. 

Definitive Festsetzung der Summe des Anlagecapitals. 

Nach defmitivor Hestimmunjj der Meiienlängfc der ß^esellsehaftlichea 
Balinlinien wurde mit der l\edu<'irunp: der provii^orischen Summe de-* AnbifTC« 
oapitaN. die L'lficlit.ilU provisoriseli auf 10.5.000 Stücke anpenoinmene 
Aiizalil der i'riorilätüobligatiouen aut 103.933 Stück reducirt. Die» 
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geschah auf Grand des endgiltig genehmigten Prioritätentilgnng^planeB 
4iireh Annulliraiig der entopreohenden Stückzahl. 

§. 11. 

StämpeU und geblihreofreie Ausgabe der Aetien undPriori- 

täts obligatio neu. 

Die Ausf^abe der Actien und Frioritätsobliprationen 7, 8, 9) mit 

Einpchluas der Interimsschciiie, Coupons und Talons findet stäinpel- und 
gebührenfrei statt. Die Actien und Prioritätsoblij^ationen können auf allen 
in- and aasläodtsohen Börsen gehandelt und ämtlioh notirt werden. 

§. 12. 

Zablnngder Zinsen des Anlageeapitals. 

Die Zahlung; der Zinsen des Anlagecapit.nls (ij. 7) erfolgt halbjährig 
und zwar insofcrne das eigene Keinerträgniss nicht ausreicht, auf Grund von 
Vorschüssen der k. k. ijaterr. und k. nng. Staatsverwaltungen (§. 20), für 
die Actien am 1. Jänner und 1. Juli, jene für die Prioritäten am 1. April 
und 1. October nachhinein an der gesellscdiaftlichen Haupteassa und auch 
an jenen Orten, welche das Directorium bestimmen und kundmachen wird. 

§. 13. 

Tilgung des Anlageeapitals. 

Die Tilgnng des Anlagecapitales erfolgt innerhall) der Concessions- 
dauer durcli snccfssive Einl<»sung der emittirten Prioritütsobligationen und 
Actien nach dem von der Staatsverwaltung genebmiirten Tilgungsplane 
<lerart, dass die Til^ning der Prl«uitiit,saiil< ihe dt-r Tilgung des Actien- 
capitals, daher die Einlösung der rrioritätäubligationeu jener der Actien 
Toransugeben hat. 

§. 14. 
Verlosung. 

Die Reihenfolge der einzulösenden Prioritäts-Partialobligationen und 
Aetien wird dureh Verlosung bestimmt, welche unter behördlicher Auftioht 
am Sitae der Oesellaehaft ÖtTentlieh Toraunehnien ist. 

Die Nummern der gezogenen PriorHKtsobligationen und Aetien mUssen 
kindgemaeht werden. Die gezogenen Prioritätsobligationen und Aetien 
werden sechs Monate nach dem Ziehnngstage gegen Uebergabe derselben 
lammt Coupon und Talon zum vollen Nennwerthe in Silber eingelöst; mit 
dem Einlösungstermine hört ihre Verzinsung auf. 
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§. 15. 

Yerjäbrnng der Zinsen. 

Zinsen von rrit-ritätsobligationen und Actien, welche binnen liiiif 
Jahren vom Tag:e ihrer Fälligkeit nicht behoben werden, verl'alleu zu 
Gunsten der Gesellßchaft. 

§. 16. 
Geuttssscheine. 

Fttr die eingelösten Actien werden auf den Inhaber lautende Gennts- 
seheine ausgefolgt, deren Besitzer wohl keinen Anspraoh anf die im §. 12 
erwihnten 5^/^ Actienzinten, im Uebrigen jedoch gleiche Rechte mit den 
Aetienbesltzem haben. 

Das Foimnlare dieser Oennsssoheine wird seinerzeit vom DireetoTiv» 
festgesetzt und der Staatsyerwaltung zur Genehmigung vorgelegt werden. 

§. 17. 

Sicherstellun pr dcB Prioritätsanlehens und der Zinsen des- 
selben. Prioritäts-Uauptobligation. 

Znr Sicherstellnng des Prioritätsanlehens sammt Zinsen hat die- 
Gesellschaft: 

aj über den -.Miizon Capftalbetra'r und die Zinsen desselben zu CJunsteu 
der Inhaber ihrer eniiltirten Prioritäts-Partialobligationen eine durch 
die Til^unj,' dieser Letzteren in prleieher Hohe successive ausser 
Geltung und Wirksamkeit tretende Prioritats-Hauptobligation aus- 
zustellen; 

h) in dieser Hauptoblif^'ation den Bahnkörper der nnfrarisehen VVestbahn 
gammt dem vollständigen fundus instruotus bis zur Hidie des Schuld- 
betrages sammt Zinsen zu TerpfUndeu, sodann auf Grund dieser Hypo- 
thekbestelluDg 

e) im Königreiche Ungarn das unbedingte Pfandrecht anf den erwihnten 
Bahnkörper und dessen nnbewegliehes Zngehör im Sinne des L G.-A* 
Tom Jahre 1868 und im Kaiserthnme Oesterreich im Sinne des 
Gesetzes Tom 19. Mal 1874, XXiU. Stttek Nr. 70, so Gunsten dsr 
Inhaber der Prioriflltsobligationen gmndbttoherlieh primo loeo ehi' 
verleiben za lassen 

d) die Original-Priorifäts-Hanptobligation als eine den simmtUcbe» 
Inhabern der Prioritftts-Partialobligationen gemeinschaftUehe Urknnde 
bei der vngarisohen Staatsyerwaltnng zn hinterlegen. 
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§. 18. 

Form der Prioritäts-Haiiptobligation. 

Die im 17 erwähnte l*riorität8-Hauptobligatioii im Betrage von 
21,000.000, resp. 20,786.600 Ü. osterr. Wüiir. iSilber (§. 7), ist nach dem 
Formulare ^4 ausgefertigt, mit dem Trockenstcmpel der Geaellscliaft ver- 
gehen und durch alle Mitglieder des Verwaltuujrsrathes unterfertigt worden. 

Die Ausfertigung und grundbüclierliche Einverleibung derselben iindet 
•ttmpel- und gebührenfrei statt. 

§. 19. 

Löschung des Pfandrechtes. 

Die Geselbohaft ist berechtigt» das zur Sieherstellnng ihres Prioiitäts- 
inlehens aammt Zinsen auf ihren Bahnkörper und dessen Zugehör laut §. 17 
eingerilumte Pfandrecht auf Grund der von ihr eingelösten Prioritäts-Partial. 
Obligationen 13, 14) im Nominalbetrage derselben, ohne besondere 
LQsehungsbewilligung, lediglich gegen Vorlage der eingelösten Partialobli- 
gtüonen von Zeit zu Zeit theilweise oder im Ganaen auf einmal grund- 
bttcherlioh lösehen zu lassen. 

§. 20. 

Staatagarantie. 

Zur weiteren Sieherstellnng des Anlagecapitals. beziehungsweise zur 
Sieherstellnng der von den Prioritätsobligationen und Aotien zu entrichten- 
den Zinsen und der zur Einlösung der verlosten Prioritätsobligationen und 
.Actit n nothwendigen Amortisationsquote,' garantirt die k. ung. Regierung 
t&Tdie auf ungarisebero Gebiete in Mazimallänge zu bauenden 40*5 Meilen 
der ungarischen Westbahn ein jährliches Reinertritgniss Ton 86.400 fl. 
Österr. Währ. Silber per Meile und die erforderiiche Tilgungsqnote, und die 
k. k. Österreiehische Regierung für den auf steierischem Gebiete liegenden 
Theil der ungarischen Westbahn ein jährliches b^J^gw Reinerträgniss in 
Silber von dem Nominalcapitale von 72S.000 fl. österr. Währ, per Meile 
und die erforderliche TUgungsquote derart, dass, wenn das Reinerträgniss 
euer oder der andern Strecke per Meile den hiefllr garantirten Betrag nicht 
eneiehen sollte, die betreffSende Regierung den Abgang zu ergänzen ver- 
piBchtet ist 

Die Ton beiden Staaten auf Grund der ttbemommenen Garantien zu 
sshlenden Beträge sind als mit jährlich 47« verzinsliche Vorsohttsse zu 
behandeln. 

Wenn das Reinerträgniss der Bahn die hiefllr garantirte jährliche 
Summe Obersteigt, so ist die Hälfte des bezüglichen Ueberschosses zur Til- 
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gun;:; der VorsoliUsse und deren Zinsen bis zur gänzlichen Tilgung der- 
selben soglfieli an iVw Rt\irienin;: abzuführen. 

Die An!<j):leiehuu}]r der vertaMenen Zinsen ih'9, Vorsehu-^sos nuis-» der 
Riiekzahlun^ des Letzh'ren vorangehen, hie Forderungen der )»eiden Regie- 
Hingen hinsielitlieh s^olcher Vor^^ehiiase und Zinsen, welch»' !»is zum 
Erloschen der (^meession nnj^h nicht zurückgezahlt wurden, werden aus 
dem erübrigenden Vermögen der Unternehmung zu belriedigen sein. 

§. 21. 

Gesonderte RechnnngsfUhrung. 

Mit Rtteksicht auf die abgesonderten Garantieleistungen der dster- 
reiehiseben nnd ungarisohen Regierung (§. 20) ist die Betriebsreebnang der 
steierischen und angarischen Bahnstrecke abgesondert zu führen, und bezüg- 
lich der Tbeilung der gemeinsamen Ausgaben unterwirft sich die Gesell- 
schaft jeder wie immer gearteten, von Seite der beiden Regierungen zu ver- 
einbarenden Modalität, insolerne hiedurch der I mtang und die Geltung der 
für beide Bahnstrecken vorgewährten Ertragsgarantie nicht alterirt wird. 

Die Tlieilung geschieht Jedocli nur mit Beziehung auf da? zwischen 
den beiilen Ke;_nerungen bestehende Vcrhältniss, während den Aerionären 
gegenüber und rücksiehtlich aller sonstigen ^■erhältnisse die Betriebs- und 
Garanlieergebnisse ungetheilt als Ertrag einer einzigen Unternehmung 
behandelt werden, (»hne l'ntersehied ob derselbe auä dem steierischen oder 
aus dem ungarischen Theile der Buhn resuUirte. 

§. 22. 

Beginn der staatlichen Zinsengarantle. 

Die staatliche Zinsen'garantie begann fttr jede einselne im §. 3, unter 
aj, h) erwähnte Strecke der concessionirten Bahnen abgesondert mit jenem 
Tage, an welchem die betreffende Strecke mit Bewilligung jener Regierang, 
in deren Bereich dieselbe fällt, dem Verkehre übergeben wurde. 

Bis zur Uebergabe der ganzen concessionirten Bahnlinie an den 51liSDt- 
lichen Verkehr wurde die Höhe der Garantiesumme für jede einzelne Theii- 
strecke im Verhiltniss zur Heilenzahl derselben gerechnet. Die staatüehe 
Ckirantie der Tilgungsquote begann aber erst nach £rttfltanng des Betriebes 
auf der ganzen concessionirten Bahn. 

§. S3. 

Vermehrung des Anlagecapiiales. 

Für den Fall einer Erweiterung der gesellsohafdichen Untemehmnng 
im Sinne des §. 2, wird der Gesellsehaft die Erhöhung des Anlageeapitalea 
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durch Ausgabe neuer Actien und PrioritUtsobligationen über Bcschlnss 
derGeneral-Veraammlong (§. 39 Bub 2) und mit GeuelimigUDg der Staatsver- 
waltan^ vorbehalten. Die Prioritätsobligationcn können jedoch auch in 
diesem Falle nur bis zur Hohe einer solchen Summe aasgegeben werden, 
deren Verzinsung höchstens ^/^ des nach dem erhöhten Anlagecapital etwa 
»I girantirenden ReineinkommenB in Ansprach nimmt 

Form der Actien und Prioritätsobligationeu. 

Die Aetien wurden naeb dem Formulare die Prioriti&ts-Partialobli- 
gatiouen nach dem Formulare C ausgefertigt, aus einem bei der Oeseil- 
Mhaft aufzubewahrenden Juxtabnch geschnitten, mit fortlaufenden Kum- 
mem, dem Troekenstempel der Qesellschaft und mit der Unterschrift 
dfli gesellsehalUicben Cassiers und zweier Hitglieder des Verwaltungsrathes 
Tenehen. 

§. 25. 
Coupons, Talon. 

Jeder Aetie untl jeder Prioritiit^^ohligatiou wird ein Coupousbogen, 
welcher 30 Stück Coupons entliUlt und « in T;ilon heiiregeben. 

Her Coupon fnr Actien ist nach dem Foimiilnre />, für Prioritätacbli- 
gationen nach dem Formulare £ und der Talon nach dem Formulare /'^aus- 
gefertigt worden. 

§. 26. 
Einzahlungen. 

Im Kalle der Vermehrung des Anlagecapitales werden die auf dasselbe 
2U leistenden Einzahlungen von dem Directorium festgesetzt, und es muss 
jede Einzaiiliing, sowie der Zahlungstermin weuigslens einen Monat früher 
öffentlich kund^^emacht werden. 

Die geleisteten Einzahlungen werden, solange die Emission der Actien 
nicht erfolgen kann, durch einen interimsfichein bestätigt, welcher nach 
geleisteter letzter Einzahlung gegen die wirkliche Actie umgewechselt 
werden wird. Bis dahin vertreten Interimsscheine, auf welchen die Leistung 
^ler verfallenen Einzahlungen bestätigt ist, die Stelle der Actien. 

Der Actienzeicliuer iiaftet mit öO«/« des Nominal werthes der gezeich- 
neten Actien. 

§. 27. 

Folgen der nicht rechtzeitig geleisteten Einzahlungen. 

Wenn die auigesohriebenen Einzahlungen zur festgesetzten Zeit nieht 
geleistet worden sind, ist die Oesenschaft berechtigt, die Interimsscheine^ 
v^he mit der Einzahlung im Rückstände sind, zu verlussem. 
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Zu diesem Zwecke werden die Nummern dieser Interimsscheine nntw 
gleichseitiger Angabe der Folgen der Verzögerung Teröffentlieht. 

Binnen drdssig Tagen, von dieser Kundmaohnng an gereehnet, steht 
es den sUnmigen AotionSren noeh frei, die rUckstilndige Einzahlung ss 
leisten, allein sie haben ausser den laufenden 5V^gen Zinsen noeh 6^/^ 
Verzugszinsen zu entrichten. 

Nach Ablauf dieser 80 Tage wird die GesellschafI noch eine Auffor- 
derung zur Leistung der rllokstSndigen Einzahlung unter Festsetzung dnei 
letzten Tennines von Tier Wochen erlassen, und wenn dieser Termin glMch- 
falls fruchtlos Terstrichen ist, so hat die Gesellschaft das Beoht, diese 
Interimsscheine zu Gunsten der Gesellschaft als yerfaUen zu erklären und 
durch neue Interimsscheine, welche dieselben Nummern wie die annnUirten 
Interimsscheine erhalten, zu ersetzen. 

Werden Actien Mangels Einzahlung annullirt, so bleibt der Actien- 
Zeichner dennoch mit 50^/« des Nominalwerthes der gezeichneten Aetien 
haftpflichtig. 

Mangelhafte Xnterimssobeine. 

Interimsscheine, auf welchen die .ordnungsmässige Bestätigung aller 
fälligen Rateneinzahlungen nicht ausgefertigt worden ist, sind nicht Gegen- 
stand eines gesetzlichen Verkehres. 

§. 29. 
Amortisirung. 

In Verlust gerathene, entwendete oder zerstörte Interimssoheine, Actien, 
Prioritätsobligationen, Coupons oder Talons mttsaen, um an deren Stelle 
neue entsprechende Urkunden zu erhalten, in der durch die Gesetze Tor- 

geschriebenen Art fUr amortisirt erklärt werden. 

m. Abschnitt. 

AeSt^ntoe. 

§. 30. 

Antheil derActionäre an dem gesellschaftliohenUnternehmen* 

Jede Actio gibt ihrem Inhaber das Recht, auf den Terhältnissmässigea 
Antheil an dem Gesammtrermögen der Geselbchaft und an dem ErtiigDiiae 
des gesellschaftlichen Unternehmens, jedoch auf kein Miteigenthum an ein- 
zelnen Vermögensbestandtheilen. Der Inhaber einer Actio ist daher nicht 

berechtigt, eine SHoherstellung oder Ausscheidung seiner Ansprttehe Ton der 
Gesellschaft zu begehren, und es kann in Folge dessen wegen der Schuld 
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eines AetionXrs gegen das Venningen der Gesellsobaft keine Sequestration 
itottfinden. 

§. 31. 

Gemeinsame Rechte anf eineAotie oder Prloritäts-Partial- 

obiigation. 

Die Gesellschaft eiktuiit für jede Actie oder Prioritiits-Partialobliga- 
tion nur cineu Inhaber an, mehrere Theilnehmer einer Actie oder PrioritUts- 
obligation müssen daher ihre gemeinsamen Rechte durch einen gemein- 
ecbaftlichen Vertreter wahrnehmen lassen. 

§. 32. 

Haftnng der Actionäre. 

Die Aotionäre sind nur bis znm Nominalbetrag ihres Actiencapital» der 
GeBellschailt gegenüber haftungspflichtig; dritten Personen gegenüber haftet 
die Geflellscbaft für alle ihre Verbindlichkeiten mit ihrem ganzen Vermögen. 

§. 83. 

Deponirnng der Actien und Prioritätsobligationen. 

Die Aetien and PrioritStsobligationen, sowie die Interimsseheine 
lc9nnen gegen Entricbtong der hieflir von der Ctesellsohaft bestimmten 
Gebühr bei der OassA der Gtosellschait hinterlegt und dagegen auf den 
Namen des Erlegers lautende Brlagssoheine erhoben werden. Die Ausfiah- 
laog der Zinsen und Dividenden findet dann gegen Vorweisung des Depo- 
aiteDBcheines statt. 

§.34. 

Wirksamkeit dieser Statuten. 
Diese Statuten sind fttr die Actienbesitzer unbedingt bindend. 

IV. Abschnitt. 

OviMlMtioB ^ev GenellMluift« 

§. 35. 

Die Organisation der Gesellschaft bildet: 

AJ die Generalversammlung, 
Bj das Directoriam, 
' C/ der Aufsichtsratb. 
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A. 

Die Caeneral-VerMiiiinilang der Aettonftre. 

§. 36. 

Ort, Einberufung, Wirkungskreis. 

Alle Oeneral-Versarooilangen werden in Budapest abgehalten. Die £in- 
berafung derselben erfolgt unter Mittheilung der Gegenstände der Yerbaad- 
lung (Tagesordnung) durch das Direetorinm, eventuell dureh den Aufsiehts- 
rath oder dureh das oompetente Gericht mittelst zweimaliger Öffentlicher 
Bekanntmachung, deren erste spätestens vier Wochen vor dem Yersamm- 
lungstage in den Öffentlichen Blättern erscheinen muss. (§. 6.j 

Die statutenmässig gebildete General-Versammlung beschliesst inner- 
halb der Grrenzen der allgemeinen Verordnungen und der Statuten über alle 
Ctegenstände, deren Entscheidung ihr ausschliesslich vorbehalten ist, oder 
welche ihr vom Directorinm, eventuell dem Aulsichterath oder von dem com- 
Petenten Gerichte vor^^elegt werden, und wird in der General-Versammlung 
nur über jene Gegenstände verhandelt, welche iu der Einberuluugskund- 
machung bezeicluiet .sind. 

Die von der General-Versammlung gefassteu Beschlüsse sind für jeden 
Actionär bindend. 

§.37. 

Ordentliche Gen eral- Versauimiungeu. 

Die ordentliche General- Versammlung findet spätestens im sweiten 
Salenderquartale eines Jeden Belriebsjahres statt. Die erste ordentliche 
General-Versammlung wurde statutenmässig in dem dem Ablauf der Bauzeit 
und der Eröffnung des Betriebes auf der ganzen concessionirten Bahnlinie 
(§. 2) zunächst folgenden Jahre abgehalten. 

§. 38. 

Begclmässige Gegenstände der Berutliuug uud Beschlass- 

l as 8 u 1) g. 

Regelmässige Gegenstände der Berathnng und Beschlussfassung der 
'Ordentlichen General- Versammlung sind: 

i. Berichte des Direetoriums und des Aufsiohtsrathes Uber die 
Gesohäftsgebarnngy respective Uber die Jahresrechnungen und die Bilanz; 
Prüfung der Rechnungen und Feststellung der Bilanz; demgemäss BeseUoss- 
iassnng, betreffend Ertheilung des Absolutoriums an das Direetorinm and 
4en Anfsiehtsrath. 
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3. Vertbeilung des Reinerträgnisses ,* FeststelluDg der auf die Actie» 
eotfaUendeii Dividende, des Werthes der PrXsensmarken für das Direc- 
forium, der Entloliiinng des AafsiehtsratheB nnd der eventaellen Tantieme^ 

8. Die Wahl und Enthebung des DIrectoriums und des Änfsiehts- 
nthes. 

4. Berathung nnd Erledigung der statutenmässig auf die Tagesordnung 
gesetzten anderweitigen Gegenstilnde. 

5. Erledigung der auf das Stimmreoht einzelner Aotionäre sich bezie- 
henden etwaigen Reolamationeu. 

§• 39. 

Besondere 6egen8tändederBerathunguadBe8cl)lu88fas8uug. 

Ausser den im §. 38 erwähnten, regelmissig in Jedem Jahre vorkom- 
menden Gegenständen bleibt insbesondere dem Besehlusse der General- Ver- 
sammlung Torbchalten: 

1. Die Ausdehnung des gesellschaftlichen Unternehmens über den im 
Pnokte 1 des §. 9 angegebenen Zweok hinaus. 

2. Die Vermehrung des Gesellschaftscapitales durch Herausgabe neuer 
Aetien oder Anfhahme ron Anlehen, worüber Schuldtitel der Gesellschaft 
ausfertigt werden. (Prioritäts-Anlehen.) 

3. Abänderung der Statuten und Zusätze zu denselben. 

4. Die Uebemahme des Betriebes einer anderen Bisenbahn oder die 
Üebertragang des Betriebes der eigenen Bahn an eine andere Gesellschaft 
oder an den Staat. 

5. Die Vereinigung, respeetive Anschluss der Gesellschaft an solche 
' Bahnen, welche mit dem fiahnnetze derselben in Verbindung sind oder sein 

▼erden, sowie im Allgemeinen der Abschluss solcher Cartellverträge, welche 
die Gesammtheit der Geschäftsfiilirung auf gemeinschaftliche Reohnung^ 
hetwecken. 

6. Die Auflösung der Gesellschaft vor Ablauf der im §. 5 bestimmten 
Daser. 

7. Der Verkauf oder die Verpachtnug der Bahn und der Fortbestand 
der Gesellschaft zur Erreichung ihrer im §. 2 sub 2 und 3 verzeichneten 
Zwecke nach etwa erfol«j:ter Einlösung der Bahn von Seite des Staates oder 
•tsttget'uiulenem Verkaufo derselben. 

H. Die Maasrepjeln zur Geltendmaehunf^ d<'r gesetzliclien Verantwort- 
lichkeit der ^'e>ellscli;il'llichen Orgaue. Zu ili»'>ein Zwecke Wahl vou Bevoll- 
mäolitigt' ii im Sinne des tj. 197 des Haudelsge-ictzes. 

Ü. Die Aufhebung' der Besehlim^e früherer (Jeiier.il-Versamrnlungeu. 

10. Die Einberufung' ausserordentlicher Geueral-V'eräauimluugen. 

Beschlüsse über vorerw;ihn!e Gi'Lr»'nstänile (1 — 10) können sowohl in 
ordentlichen als auch in ausserordentlichen (ieneral-Yersammluugen gefasst 
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werden, e^i muss jedoch der Go;;eii«t;ind der Heratliuuf? stets iu Gemiiäiheu 
des §. 3G in der Einbi rufiingskiiiidiuaciiuiig bezeichnet sein. 

Beschlüsse über die "«üb 1, 2, 3, 4. 5. 6. 7 erwähnten (jr'^^önstäade 
bediirl en zu ihrer Uiltigkeit der Genehmiguag der Staat^verwaltaag. 

§. 40. 

A uöserordentliclie ij eueral- Versammlungen. 

Eine aasserordentliche Oeneral-Veissmmliing wird einberafen: 
aj Uber Beschloss der General-Venaiiimlang (§. 89 gab 10); 
bj in allen Fällen, in welcben das Direetoriam die Abbaltaag einer ausser- 

ordentlichen General- Versammlang beschliesst; und 
ej über Beschloss des Anfisichtsrathes; 

dj über Antrag von Aeiionären, wenn ein eolcher Antrag unter Deponirang 
des zehnten Theiles der emittirten Aetien und unter Angabe der Grttnde 
und Berathnngsgegenstände dem Direetorinm gestellt wird. In dem 
vorstehenden (snb d) erwihnten Falle ist die General-Versammlnng 
binnen 8 Tagen, nachdem der bezügliche schriftliche Antrag den 
Directorium tibergeben worden ist, einzubemfen. 

eJ eyentnell über Entftcheidnng des eompetenten Gerichtes, insofeme das 
Direetorinm die im Panete dJ erwähnte Einbernfnng nnterliesse. 

§. 41. 

Drnokle^un«? der Reohnnngen nnd Berichte. 

(iesch iltshfi icht»*. SchlussrecJinunir Ml, Bilanz, Bericht des Auf^icht^- 
rathi.'S, sowie der Inhalt der zur Vcrhandlnng kDiniuenden Antrage sind in 
Druck zn le;,'en und können von jedem sich solchen legitimirenden 
Ai tiiiniir 8 Ta<::e vor der (ieneral- Versa umluag iio Bureau der GeselUchaÜ 
eutgegeugenoromen werden. 

§. 42. 

Antrage einzelner Actionäre. 

Anträge einzelner Actionäre, welche in der ordentlichen General-Ver- 
sammlung SU verhandeln sind, müssen spätestens bis Ende Februar dem 
Directorium schriftlich mitgetheilt werden, damit sie in der Einberofnagt- 
kondmachnng unter die Gegenstände der Verhandlung aufgenommen 
werden. 

In einer ausserordentlichen General-Versammlnng können Antrige ein- 
zelner Actionäre nur dann zur Verhandlung kommen, wenn dieselben 
schrifUieh dem Directorium zugekommen sind, und zwar: 
aJ in dem in §* 40 sub aJ erwähnten Falle drei Tage nach dem diesfkl- 

ligen Beschlüsse der General-Versammlung; 
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6/ in dorn in §. 40 siib b) c) und ej erwähnten Falle bevor dieEiDberulung 

beschlossen wird: 

c) in dem in 40 sub d) orwähnten I'allo vor schriftlicher Mittheiluu^ 
dos diesfiillijrcn Antrairo^ an das Dirortorium. 

In der Gcnpral-Vcrsnnimlunjr folbst Ivönncn dergrleichen Anträge nur 
dann eingebracht werden, wenn sie von weni?stpn>i 10 Actionären unter- 
BtUtzt werden, und selbst dann, den Antra«]^ auf Einberufung einer ausser- 
ordentlichen General- Versammlung ausgenommen, darf über dieselben nicht 
sofort verhandelt und entschieden werden, sondern sind derlei Anträge zn 
diesem Zwecke der näohaten General- Versammlang zu unterbreiten. 

§. 43. 

Stimmrecht der ActionSre. 

Je zehn riO) Actien borechti<r«Mi /u einer Stimme. Kein Actioniir kann 
indessen mehr als zweilmndeit (200^ Stimmen weder im eigenen, noch im 
iremden Namen repräsentiren. 

Deponirnng der Actien, 

Zar Theilnabme an der Oeneral-Vergammlang sind nur jene Actionäre 
bereohtigty welche ihre Actien sammt den nicht fälligen Conpons nnd dem 
Talon, beziehnngsweise ihre Interimaeoheine oder den in GemSssheit des 
33 behobenen Bmpfangssohein ttber deponirte Actien oder Interims- 
Mbeine oder aber ihre Gennsssoheine wenigstens acht Tage Tor dem Znsam- 
mentritte der Oeneral-Yersammlnng bei der Cassa der Gesellschaft oder an 
den vom Direetorimn bezeichneten Orten deponirt haben. 

Die Stelle der wirkliehen Deponirnng an den Torbezeichneten Orten 
vertreten nnr Kmtliche Besoheinignngen von Ssterreichisohen oder nnga- 
riachen Staats- oder Oommnnalbehörden Uber die bei ihnen erfolgte Depo- 
tition der oben bezeichneten Werthpapiere. 

Den Action&ren, welche in Gemüssheit der vorstehenden Bestimmnngen 
ihre Actien oder Interimsscheine beziehnngsweise den allflUigen Einlags- 
aebein oder die erwähnte ämtiiche Bestätigung rechtzeitig deponirt haben, 
werden Legitimationskarten zum Eintritte in die Versammlung erfolgt Auf 
diesen Karten ist die Anzahl der vertretenen Actien und der dem Depo- 
nenten gebührenden Stimmen zu verzeichnen. Die obbezeichneten Werth- 
papiere bleiben bis nach abgehaltener General-Tersammlnng deponirt, und 
verpflichtet sich schon Jeder Deponent dnrch die Hinterlegung, die depo- 
nhien Papiere nicht Mher zurückzunehmen« Die Deponirnng und Ausfol- 
gang erfolgt unter den von dem Directorium zu bestimmenden Modalitäten. 

Die LUten der stimmberechtigten Actionäre mit der Angabe ihrer 
Actien und Stimmzahl werden in Drück gelegt, den Actionären auf Ver- 
hingen verabfolgt und am Versammlungsorte aufgelegt. 
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§. 46. 

Austtbiingr des Stimmreohtes. 

Das Stimmrecht in der General- Versammlnn^ kaun vom Actionär per- 
süiilirh oder diircli Bevollmächtigung eine» stimmberechtigten Actionärs aus- 
geübt werden. 

In Hinsicht der Form der Vollmacht wird ertordert, d;i8s die Unter- 
schritt dt'8 V'ollinacht^'ebers entweder legalisirt oder von wenigstens zwei 
Zeugen vidimirt sein soll. 

Diese Vollmacht selbst ist spätestens eine Stunde vor dem Zusammen- 
tritte der (H'noral-Versammlung im Bureau der Gesellschaft vorzuweisen. 

Minderjährige sind durch ihren Vormund, ('uianden dur'-h ihren 
Curatur, Frauen durch rinrn fievollmäciiti;;ten, Handels;;esellschal'ten duri'h 
einen ihrer FirmatTihrrr. Gesellschaften. Oorporationen. Anstalten etc. etc. 
durch ihren zu diesfui Ende mit einer legalen Vollmacht versehenen Ver- 
treter /u vertreten» ohne dass diese Vertreter selbst Actiouäre zu seio 
braucbeu. 

§. 46. 
Vorsitz. 

In der General- Versammlung führt der Präsident des I )irectoriunis oder 
der Vieepräsiilent, und in Verhinderung beider ein vom Directorium 
erwähltes Mitglied des^elhen den Vorsitz. 

Der Vorsitzende bestimmt die Ordnung der zu verhandelnden Gegen- 
stände, leitet die Verhandlung und veranlasst die Abstimmung. 

Die Stimmen werden durch fünf von der Generalversammlung zu. wäh- 
lende Actionäre gesammelt. 

Der Vorsitzende ernennt einen oder auch mehrere Sohril'tfUhrer. 

§. 47. 
Abstimmung. 

Die AbstimmiiDg erfolgt entweder dnrcb Abgabe von Stimmzetteln oder 
auf eine andere von dem Vorsitzenden beantragte und von der Gteneral-Ver- 
sammlnng angenommene Weise. 

Wahlen. 

Die Wahlen geschehen daroh sehriftliehe Abstimmung mittelst Stinua- 
Zettel, welche den Actionären Obergeben werden und mit dem Trocken- 
Stempel oder dem Abdrucke der GesellschaitsBtampiglie versehen seia 
mtlssen. Diese während der Oeneral-yersammlung zu rertheilenden bbA 
abzugebenden Stimmzettel müssen bei sonstiger Ungiltigkeit die Zahl der 
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Vom Stiinmg:eber repräsentirteu Stimmen enthalten und von dem Stimmgeber 
unterzeichnet sein. 

§.49. 
Beuch Inssfas Billig. 

Die Beschlüsse der Geiioralvcrsammlung werden nur mit ab><oluter 
Stimraenmehrlieit gef.iast und stimmt der Vorsitzende mit. Bei ;j:leicher 
Stimmenzahl wird jene Meinung^zum Beschlüsse erhoben, wel her der Vor 
ritzende beiiretrcten ist. 

Besehlüsse über die im §. 39 suh t — 7 sowie im ij. 51 Winct rl) 
erwähnt'^n Gegenstände können nur mit einer M(>lirlieit von zwei üritt- 
theileu der Zahl der abgegebenen Stimmen geiasst werden. 

§. 60. 

G iltigkcit de r Wahlen. 

Bei einer Wahl werden nnr Diejenigen als gewählt betrachtet, welche 
nach AQ8weis der abgegebenen Stimmzettel die graute Anzahl der Stimmen 
und zugleich die absolnte Stimmenmehrheit erhalten haben. 

Wild bei einer Wahl in Folge der ersten Abstimmung die absolute 
SUmmenmehrheit nicht erreicht, so erfolgt die engere Wahl zwischen jenen- 
welche bei der ersten Abstimmnng die meisten Stimmen erhielten. 

In die engere Wahl wird die doppelte Anzahl der noch zn wählenden 
miglieder gebracht. 

Erhalten zwei in die engere Wahl gebrachte Mitglieder gleiche 
Stimmen, so entscheidet der grossere Actienbesitz des Einen oder des 
Anderen nnd bei gleichem Actienbesitze das Loos nach einer yom Vor- 
ritzenden zn treffenden Anordnung. 

§.61. 

Giltif^keit der Beschlflgse. 

Znr Fassung' eines i:iltifrcii Reschlnsses der Gein'ralversammhinp: müssen 
in derselben, mit Ausnahme der unten erwähnten Fälle, ausser den Mit- 
gliedern des Direetoriums wenigstens zwanzig Actionäre anwesend sein, 
welche durch ihren eigenen oder den von ihnen vertretenen fremden Actien- 
besitz mindestens den zwanzigsten Theii des eroittirten Actienoapitales 
lepriUeutiren. 

Um jedoch: 

aj Abändemngen oder Zusätze zu den Statuten, 

bj die Vermebrang des gesellschaftlichen Anlagecapitales dureh Uinaus- 

gabe neuer Actien oder dureli Aufnahme eines Prioritätsanlehens, 
ej die Veränssernng der Bahn oder einer Theilstrecke derselben, 

87 
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dj (lif EntliclnniLC der Mitgflieder des Directoriunis; und Aufsichtsralhea 
vor dein Ald.uii' (i( r Zeit, für wolehc solbo y'owälilt wurden, 

€j dio AuHüsuiij; der Gesellscliaft oder deren Fortbestand beschliessen zu 
kÖnneu, müssen ausser den Mitgliedern des Directoriiims wenigstens 
vierzig Actionäre anwrseud sein, welciie durch ihren eigenen oder den 
von ihnen vertretenen fremden Acticnbesitz mindestens den rünfleu 
Thcil des emittirten Actiencapitales repräseutireu. 

§. 52. 

Folgen der Beschlnssuofähigkeit 

Ist die Generalversammlung über ihre erste Einberufung nicht in 
Gemüssbeit der Bestimmung des §. 51 beschiussfUhig, m wird sie vertagt 
nnd findet binnen acht Tagen eine neue Einberuiuug derselben uaoh 
§. 36 statt. 

In diesem Falle ist jedoch die Kundmachung der ncueinberufeneu 
Generalversammlung nur einmal (»ffentlicli zu pnblieiren, und kann der Zeit- 
raum von der Finberutuug bis zur Abhaltung derselben auf lO Tage 
beschränkt werden. 

Die Deponirung der das Stimmrecht begründenden Actien-, Interims- 
un<l Erlagscheine und iimtlichen Bestätigungen hat nur drei Tage (§. 44) 
vor der (ienernlversammlnng zu erlolgen. 

Die Giltigkcit der von einer solchen zum zweiten Male einberufenen 
Versammlung gelassten Beschlüsse, ist an eine bestimmte Anzahl von Aetio- 
niiren und von Stimmen nicht gebunden, welcher Umataud in der £aube- 
rulungsknndmu' lniiig besonders zu erw-ilinen ist. 

Die Verhandlungen einer solc hen, zum zweiten Male einberufenen Ver- 
sammlung sind jedoch ausschliesslich auf jene (iegenstiinde beschränkt, 
welche in der Tagesorduuug der vertagten Generalversammlung enthalten 
waren. 

§. 53. 
Protoeoll. 

l'eber die Verhandlungen jeder Generalversammlung wird ein Protoeoll 
geführt, dem das Verzeichniss der anwesenden und der vertretenen stimm- 
berechtigten Actionäre, sowie das Scrutiniumsprotocoll über die vorge- 
noiiiiiienen Wahlen, unter genauer Angabc sämmtlicher Gewählten und mit 
Erwähnung der auf sie entfallenen Stimmen beigefügt wird. 

Das Hauptprotocoll wird von dem Vorsitzenden, den Scrutatorcn und 
dem Schriftführer, das Scrutiniumsprotocoll aber nur von den Scrutatoren 
unterzeichnet. In das Hauptprotocoll sind die säramtlich gestellten Anträge, 
die gefassten Besohlttsse nnd die Resnltate der Verhandlung aufzunehmen. 
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Dm ProtoooU mit seinen Beilagen liat vollkommene nnd gesetzliche 
BevMsknift ffir den Inhalt der Ton der Oeneralveraammlnng gefassten 
fieiehlisse. 

Das Generalyersammlangsprotoooll ist dem k. nng. Ministerium fUr 
^Hfeatliehe Arheiten nnd Commnnioationen zn nnterbreiten. 



Das Directorinm. 
§. 54. 

Die. Gescliäl'tc der Gcsollrtcliaft leitet ein Direotoriiun. welches auri 
höcliBteiis 13 Mitgliedern bestehen kann, von wolf^lifn 8 Mitfrlieder Inländer 
und 5 Mitirlieder am Sitze di'r (lesollschai't wohnhaft sein müssen. 

Bei einer <ferinpreron Mittrliedt r/.ahl als 13, hat ein entsprechend mög- 
liche B ahthmetisches VerLäUnis» p latzzugreif eu. 

§. 55. 

Wahl und Wahlfähigkeit. 

Die Miti^liedrr des Direetorinins werden durch die Oencralversamm- 
luiii: aiinünl Jalue fjewählt. Insolanjre, als die Gesellschalt auf Grund der 
^taatsjjarantie, Vorschüsse in Anspruch nimmt, haben die betreftenden 
Regierungen das Kecht, in die obeuangeführte Zahl der Mitglieder des 
Direetoriums je ein Mitglied zu ernennen. 

Die Generalversammlung kann die durch sie gewählten Mitglieder 
des Direetorinms — initAnfrechtbaitung eventueller Schadeuersatzansprttche 
— wann immer entheben. 

Die ausgetretenen Mitglieder können wieder gewählt werden. 

Alle Jene, welche ihre Zahlungen, ohne ihre Gläubiger vollkommen 
befriedigt zn haben, eingestellt haben, welche w>gen einest Verbrechens, 
w^n eines ans Gewinnsucht begangenen oder die Sittlichkeit verletzenden 
Vergebens rechtskräftig vernrtheilt wurden, sind unbedingt von der Wahl 
ta Mitgliedern des Directoriums ausgeschlossen. 

Tritt ein soleher Aussehliessnngsgrund während der Functionsdaner 
«in, so hat er den unmittelbaren Verlust der Mitgliedstelle zur Folge. 

Dieselbe Folge tritt ein, wenn ein Mitglied des Direetorinms durch 
drei Monate von den Sitzungen des Directoriums abwesend ist, ohne dass 
^ne Abwesenheit gereebtfertigt und vom Directorium als legal erkannt 
wird, 

§• 56. 
Brsatzwahl. 

Jedes Mitglied des Directoriums ist von seiner Walil schriitlii'h zu ver- 
ständigen, und es steht ihm frei, die Wahl anzunehmen oder abzulehnen, 

»7* 
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worüber c-^ sich binnea 14 Tagen von der erhaltenen Verständigung ii» 
einer an das Directorium gericiiteten Zuschrift stt erklären hat, widrigen» 
«Dgenommon wird, dass es die Walil ablehne. 

Wird die Wahl in Folge Eintntt von Verhältnlflseii abgelehnt, welche 
nach §. 55 den Verlust der Mitgliedstelle bedingen nnd worin hiednreh oder 
dureh den Tod oder die Resignation eines Mitgliedes im Direetorinni e». 
oder mebrer Stellen Taeant, so kann das DIreetorinm die erledigten Steilen 
ans der Reihe jener Actionäre, welche naoh Aasweis des Somtininmsproto- 
eolles (§. 53) bei der letzten Wahl annäehst die meisten Stimmen erhalte» 
haben, provisorisch besetaen. Die definitive Wahl wird der nächsten Cteneral- 
Tcrsammlung vorbehalten. 

Die neuen Mitglieder werden nur auf die Fanotionsdauer ihrer Vor^ 
^nger gewählt. 

§. 57. 
Caution. 

Jedes Mitglied des Directorinmsi welches die auf ihn gefallene Wahl 
angenommen hat, musa vor seinem Amtsantritte fttnfzig Actieu des gesell- 
schafilichen Unternehmens nebst den nicht fälligen Coupons bei der Gesell- 
sehaftscas^a als Cantion fttr die Erfüllung seiner während der Functions- 
dauer gegenüber der Gesellschaft bestehenden Verpflichtungen erlegen. 

Diese Actien bleiben während seiner Funetionsdauer und nach deren 
Ablauf bis zur Genehmigung der auf das letzte Jahr seiner Funetionsdauer 
bezüglichen Rechnungen unveräusserlich. 

Die Beittiminnngen Uber Funetionsdauer und Aetiendeponirung finden 
anf die von der Regierung ernannten Mitglieder des Directuriums keine 
Anwendung. 

§. 68. 

Wirkungskreis des Direotoriums. 

Das Directorium ist der Vertreter der Gesellschaft und hat als solcher 
die Protoeollirting ihrer Statuten und Firma an erwirken. 

Das Directorium vertritt die Gesellschaft nach Aussen und ist unter 

der gesetzlich nnd in diesen Statuten begründeten Verantwortlichkeit zn 
allen Verfügungen in Geschäftsangclegenhciten berechtigt, welche nicht der 
Generalversammlung vorbehalten sind. 

Dns Directorium wählt den Chef des Directionsbureaus, respective der 
Uctricbsleitung und dessen Vertreter aus oder auiiäerhalb ihrer eigenen 
Mitte und schliesst mit ihnen Verträge. 

Drill Direeloriuni ist inslx'soudere die Erneimuiig, Suspension und Ent- 
lassiiii;;^ siiimiitliclier Hedienstetcn der Gesellschalt, die Festsetzung ihrer 
Bezüge, die liewilliguug von Keniuneratiuncu, sowie die Organisirung de» 
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Difnstfs 1111(1 die Feststellung der verschiedenen Dienstcsiustructionen und 
Keglement?^ vorhcluilton. 

Die Behandlung der hinlVnden Geschäfte, sowie üherhaupt ilen inneren 
Verwaltungrsdienst normirt ein besonderes Rejflemeiit (Ge-^ehiittordiiunfr . 

Das Directorium kann durcii eine Specialvollmacht für liestiinmte 
<je8chäfte und fUr eine bestimmte Zeit widerriitlieh die Ausübung seiner 
fiefbgoisse an einzelne oder mehrere seiner Mitglieder Übertragen. 

§. 59. 

FirmafUhrnng. 

Die Firma der GeBellsehaft wird entweder 
a) TOD swei Mitgliedern dee DirectoriumBy oder 

ij TOn einem Mitgliede dee Direetoriams und dem vom Direotoriam hiezn 
Bpeeiell ermSohtIgten Beamten per Proenra nnd swar derart gefithrt» 
dase die Kamen der bereohtigten Firmaftthrer unter die mit Stampiglie 
gedmekte oder von wem immer geseliriebene Firma (§. 1) gesetzt 
werden. 

Daicli die Firma wird die Glesellsehaft dritten Personen gegenttber, 
•ohne Kttcksicht auf die im inneren Verwaltnngsorganismns aufgestellten 
•etwaigen Beschrinknngen, Yerpflichtet. 

§. 60. 
Präsidium. 

Das Direetorium wählt ans seiner Mitte einen Präsidenten und einen 
Ticepräsidenten auf die Dauer eines Jahres. Bei gleichzeitiger Abwesenheit 
•der beiden erwähnten Functionäre wird der Vorsitz interimistisch einem 
anderen Mitgliede Ubertragen. 

§. 61. 
Sitzungen. 

Das Direetoiinm versammelt sich am Sitze der Gesellschaft (§. 4) über 
■Einladung des Torsitzenden oder des damit beauftragten Beamten, oder auf 
Terlangen von drei Mitgliedern, so oft es die Geschäfte erfordern, 
mindestens aber einmal in jedem Monate an einem in Voraus zu bestimmen- 
den Tage, wozn eine besondere Berufung nicht erforderlich ist. 

Die Art der Znsammenberufung bestimmt das Directorium in seiner 
«raten Sitzung. 

§. 62. 

Beschlussf&higkeit. 

Zur Fassung eines giltigen Beschlusses des Direotoriums ist erforder- 
Heb, dass alle in Budapest anwesenden und nicht zeitweilig von den Func- 
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tionen dispensirien Mitglieder von der Abhaltung der Siisuug auf die vnm 
dem Direetorinm festzusetzende Weise verständigt werden and wenigsten» 
ittnf IGtglieder, mit Einsoblnss des Vorsitzenden anwesend sind. 

§. 63. 
Beselilussfassnng. 

Die ßeschlU<;se werden mit absoluter StirameDtnekrheit gefasst un^ 
stimmt der Vorsitzende mit. 

Im Falle der Stimmengleichbeit wird jene Meinung znm Besohlms» 
erhoben, welcher der Vorsitzende beigetreten ist. 

§. 64. 

Vertretung. 

Aiiwesendr« Mitglieder des Dircctoriums können ihre Stimmen entwedor 
srliiiftlicli abgeben oder sich mittelst schril'tliclier Volhiiaehten durcb 
anwesende Mit^Mieder des Directoriunis vertreten lassen. Mehr als eine Voll- 
macht darl kein Mitglied Übernehmen. 

§. 65. 

ProtocoU. 

üebcr die Berathungen und Besohlfisse des Directoriums und der Sub- 
comite''« sind Protocolle aufzunehmen, weiche von dem Vorsitzenden and 
dem ScIiriittUhrer unterzeichnet werden. 

In dioKcn ProtocoUen sind die Anwesenden namentlich anzuftthren, 
die sUmnitlichen gestellten Anträge und gefassten BesolüUsse aafsanehmen.. 

Auf Verlangen eines Mitgliedes des Directoriams ist dessen, von den 
gefassten Besehlnsse abweiehende Meinung zu ProtoeoU zu nehmen. 

Die Protocolle des Directoriams sind darch den Ministerialcommiaslr 
zu vidimiren und dem k. nag. Ministerium für öffentliche Arbeiten und Com* 
mnnioalion vorzulegen. 

§. 66. 

Wahlen. 

Alle von dem Direetorinm ausgehenden Wahlen erfolgen mittelst 
Stimmsettel. 

§. 67, 

Entlohnung des Directoriams. 

Die Mitfrlieder des Directoriiuns erlmlten für jede Sitzuntj. an der sie 
theilnehmcn, rriisen/niarken, deren Werth, wenn die Gcscllsehalt die Staafs- 
garantie nicht in Anspruch nimmt, die GeneralversammluDg immer auf 
5 Jahre festsetzt. 
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An^Herdcm erhalten nicht am Domicil wohnende Mitglieder — fttr jede 
anlasslicii einer Sitzwig gemachte Reise — ein Reisepanscbale. 

Die Gesainintsnmme der PrUsenzmarken und der Reisepanschalien wird 
iosolange — als die Garantie in Anspraoh genommen wird — auf nur 7000 fl. 
zn Lasten der Betriebsrechnung festgesetzt, über deren Vertheilang unter 
deo Mitgliedern das Directorium selbst verfUgt. 

Den Mitgliedern des Directoriams gebtthrt eine Tantieme (§. 72 e) 
weBD — nachdem die jährlichen Zinaen und Amortiaationsqnoten des 
Aalageeapitales und slmmtlioher Anleben gedeckt sind — sieh ein Rein- 
crtriignissfibersehnsB ergibt 

Diese Tantieme wird Ton der Generalversammlnng mit Rttcksicht auf 
dis Ertriigniss Jihrlioh festgestellt, darf jedoch in die Betriebsreohnvng 
nicht eingestellt werden nnd nicht mehr betragen als 5% der Dividende. 
(§. 72.) 

§. 68. 

Agenturen. 

Die Gesch&fte der Agenturen (§. 4) werden auf Grund der von dem 
Directorinm erlassenen Reglements nnd Instmetionen besorgt. 

C. 
§. 09. 
Attfsichtsrath. 

Zar Oontrolle der Oesohüftsleitang sowie snr PrUfong der Anträge, 
betreffend die JahresreehnnDgen und die Bilanz, gleichwie betreilbnd Ver- 
theilung des Gewinnes, wird ein ans höchstens 5 Mitgliedern bestehender 
Atfeiohtsrath gewählt 

Die Wahl geschieht auf die Dauer von 3 Jahren ans der Reihe der 
Actionäre nnd in derselben Weise wie dies zur Wahl der Mitglieder des 
Directoriums vorgeschrieben ist. (§. 50.) 

Die im ij. 5o fUr die Mitfclieder des Directoriums aiifrefUhrten Aus- 
sehliessiingsgrUnde finden aucli auf die Mitglieder des Aufsiohtsrathes An- 
wendung. 

§.70. 

Wirkungskreis des Aufsiohtsrathes. 

Dem Aufsichtsrathe steht es frei, die Bücher, Schriften und Cassen 
der Gesellschaft wann immer zu prütVn, iiiul sich von dem Gange der gesell- 
schaftlichen Angelegenheiten Kenntniss zu vermchafTeu. 

üeber die Prllfung der Anträge, hrtietTcnd die Jahresrechuungen und 
Bilanz und betreffend Vertheilung des Gewinnes, hat der Aufsichtsrath an 
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die GeneralversammliiQg aohriftUoh Bericht sa erstatten, ohne welehen die 
GeneralTersammlnng tiher die Vertheilnng des Oewinnes nicht beschliessen 
kann. 

Wenn der AnfolchtBrath wXhrend seiner Function gegen das Gesets 
oder die Statuten Terstossende Verfttgungeii oder die Interessen der Gesell- 
schaft schädigende Versäumnisse wahrnimmt, so ist derselbe Terpfliehtet, 
die Generalversammlung einsubernfen und derselben Bericht zu erstatten. 

Ausser den Obigen kann der Aufsichtsrath mit keinen Agenden betraut 

4 

werden. 

§. 71. 

Entlohnung des Aufsiohtsrathes. 

Die Entlohnung der Mitglieder des Anfsichtsrathes stellt die Genend- 
Versammlung auf die Dauer der Wahlzeit fest. 

Insolange jedoch als auf Grund des Garantieverhältnisses Staatsvor- 
schflsse in Anspruch genommen werden, wird die Entlohnung des Aufsichls- 
rathes zu Lasten der Betriebsrechnung mit je 600 A. per Jahr fllr jedes 
Hitglied desselben fixirt. 

V. Abschnitt 

BIluB. TerSketlMig «es BelmerMgiiteaMi» Tligmis €mm JisUice« 

MipliAlea. 

§. 72. 

Bilanz und Yertheilung des lleinertrügnisses. 

Die Rechnungen der Gesellschaft werden jährlich am 81. Deoember 
abgeschlossen und mit der vom Directorium aufgestellten und vom Anlriehts- 
rath geprüften Bilanz, sammt dem 8 Tage vor der Geaeralversaamluug der 
Gesetzesverftignng zufolge publicirten Berichte des Anfsichtsrathes, der 
Generalversammlung vorgelegt 

Die von der Generalversammlung genehmigte Bilanz ist dttn com- 
potenten Gerichte mverzUgllch vorzulegen. 

Das nach Bestreitung aller Betriebs- und Erhaltungsauslagen^ der 
Zinsen und Amortisationsquoten der zu Lasten der Betriebsrechnung geneh- 
migten Anleihen, der eventuellen Kosten der Beschaffnng des zur Zinsen- 
znhlung und Capitalstilgung erforderlichen Silbeigcldes, des Coursverlustes 
für die an auswürtigen Plätzen in fremder Valuta bezahlten Zinsen und 
Aniortisationsquoton, der Auj'lagen für die Notirunji:^ der Actien uud Priori- 
täten au den Börsen, nach Abreehnting der etwa erlittenen Verluste und der 
nothwendigen Inventurabschreibuugeu vorhandene Erträgnisa wird folgcn- 
demiassen verwendet: 



Digitized by Google 



(Stttblweissenbttrg-Raftb-Graz). 



563 



c) Tor Allem mr S^hlung der fUnf Proeent Zinsen und der Tilgangsqnote 

Ar die Prioritäta-Obligntionen, sodann 
b) nur Bezahlung der fttnf Proeent Zinsen des AcÜencapitales und der 

seiner Zeit sor Amortisation des Aetieneapitalee in dem betreffenden 

Jabre erforderliehen Qaote. 
Ergibt sieh naeh Beriehtigung der Yorerwihnten Zinsen nnd Til- 

gnngHquoten ein Uebenohnss über das Tom Staate garantirte Reiner- 

trilgnisSy so wird 

cj im Sinne dos §. 20 die Hftlfte diesefr UeberschuBseB zuiiäcli^t zur RUck- 
zalilung der etwa vom Staate in Folge der gewährten Garantie gelei- 
steten Voi-schÜBse verwendet. 

Von der zweiten II:iUt<' des aUfülligen üeberschus«es werden insoweit 
als diese in Folf^e Küfkzahlunfr von Staatsvorschüuaen auf nougeneli- 
iiii^^te Anleihen zur Vertü^niii^'" bleibt, 

d mindestens 10 Percent fiiit in zu bildenden Keservetond, und zwar so 
lauge zu^^ewendet, l)is derselbe 10 Perceut des Aotiencapitales beträgt. 
Von dem Verbloibenden wird 

ej ein von der (ieneralversaramlung zu bestimmender Theil als Tantieme 
dem Directorium zugewiesen werden, welches Uber die Vertheilung 
unter seine Mitglieder entscheidet, und der sonaoh sich ergebende 
Ueberschuss 

fj als Superdividende an die ActionHre nacli dem Verhältniss der Actien- 
xahl vertheilt und vom nSohsten 1. Juli ab ansbeaahlt. 

§. 78. 

VerjÄhrnng der Superdividenden. 

Snperdiyidenden, welche binnen fUnf Jaliren nach ihrer Fälligkeit nieht 
behoben werden^ sind su Gunsten der Gesellschaft verfallen. 

VL Absclmitt. 

StreUIgMtom. «toAtaMMebt. Aamaug, 

§. 74. 
Gerieht. 

Streiti{;keiten, welche aus dem (Tesellsehaftsvfrliältuis.se zwischeu 
Actionären der Gesellschaft und der L<;tzteren, bezieliuu;::sweise dem Direc- 
torium. zwischen Actionären unter einander, zwischen dem Aut'siclitsrathe 
und dem Direotorium entstehen, werden durch das competente Gericht eut- 
acUieden. 
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§.75. 

A uläichtsreclit der Staigitsverwaltung. 

Da9 den hohen Stoatsverwaltangen suitehende Anfnehtsreeht wird des- 
selben nach den Bestimmnngen der allgemeinen Gesetze nnd insbesondere 
in GemSssheit der Ooneessionsnrknnde ansdrilekUeh Torbehalten. 

Die Eegierong wird namentlich das Recht haben, durch ihr beordnetei 
Organ die Q«schllftsfllhning prüfen au lassen. 

Dem Ton ihr entsendeten CommissMr steht das Recht au, an den 
'Sitzungen des Dircctoriums oder an den Generalversammlungen nach seinem 
Gntdflnken Theil zu nehmen, die in Hinsicht auf das Staats- oder dii 
Öffentliehe Interesse etwa naehtheiügen Besehlttsse zn suspendiren und hie- 
ven dem Ministerium wegen weiterer Amtshandlung Berieht zn erstatten. 

Die Regierung wird Vorsor^^e treffen, dftsg die Beaufsichtigung der 
Gcschäftäführung in ölconomischer Rücksicht auf eine solche Weise }:eübt 
werde, daas bei dor Vorlage der Jahresrechnungen in der Regel nur die 
Bezifferungen der Ueberprüfung bedürfen. 

Mit KiickHicht auf die mit der Ausübung des obigen Beaufsichtigungs- 
rechtes dor Uegieruug verbundenen Kosten, sowie zum Ersätze derjenigen 
Kosteu und Lasten, welche sowohl während der Bauzeit, als nach der gänz- 
lichen oder tlieihveisen ErutTiuiug der concessionirlen Bahn dem Staate 
zufallon, werden die ConoessionUre. resp. deren Reclitsuachlolger zu Gunsten 
des Aorars jährlich ein festgesetztes Pauschale zalilen. 

Die Hi)he dieser Summe bestimmt die Staatsverwaltung. Die nach der 
Erütliiung des Verkehres zu zahlenden Pausclialsnmmen, dürfen mit Rück- 
sicht auf die eriiffnctf Baiin oder Strecke verhältnissmässig in die Bctricbs- 
rechnangcn eingestellt werden. Im Uebrigen belasten sie das Baucapital. 

§. 76. 
Auflösung. 

Im Falle der AuH(»snng der Gesellschaft wird die Art der liiquidation 
von der Generalversammlung, vorbehaltlich der Genehmigung der Staats- 
Terwaltuugen festgestellt. 
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Prioxitäts-Hauptotligation 

der üngarisehen Westbahn 
über 21,000.000, 

schreibe: zwanzig eine Million fl. ö. W. in Silber. 

Die Actipiiprescllschaft der rngarisolien Westbahn beiirkundot mittelst 
dieser Prioritätshaaptoblig-itiou: Das3 sie auf (irniiul der AUerhöohstea 
Concessionen Tom 14. Juli 1869 und 2. Februar 1870 (V. uugarischcr 
Gesetzartikcl vom Jahre 1869 und Nr. 84, österreiohisohed Geaetz. 
rm 20. Mai 1869) zur voUatüDdigen Aufbrin^ng des zum Auh^ 
baae der ooncessionirten Locomotiveisenbahn von Stuljlweissenburg- 
über Veszpr^m, Kiein-Zell, Steinamanf^er, St. Gotthardt, Feldbach und 
Gleiadorf bis nach Graz, und einer FlUgelbahn von Klein -Zell nach Raab 
erforderlichen Anlagecapitales von 86,000.000 ö. W. in Silber 105.000 
Stück Prioritäts-Partialobligationen einzeln fär 200 fl. ö. W. in Silber, 
gleich 2337, fl. ettddentscher Währung, oder 183V, Thaler der Thaler- 
Wlhmng insgesammt Uber den Nominalbetrag von 21.000.000 fl. 9. W. in 
Silber auf den Ueberbiinger lautend, naoh dem beigehefteten, und einen 
integrirenden Bestandtheil dieser Urkunde bildenden Formulare auAgegeben 
imd dagegen von den Inhabern ihrer emitttrten Partialobligationen inage- 
lammt den Betrag von 21,000.000 fl. 9. W. in Silber als PrioritStaanleben 
thattfehlich aufgenommen hat. 

DemgemSus erklärt die üngariaehe Weatbahn allen Inhabern ihrer emit- 
tirten Prioritäts- Partialobligationen inageaammt den Capitalbetrag von 
21,000.000 fl. In Silber, jedem Einzelnen derselben aber Jenen Theilbetrag- 
der Geaammtanmme, welche dem Nominalwerthe seiner bezügUohen FHori- 
tita-Partialobligationen ziffermäaaig entapricht, aammt 6 Peroent Zinaen in 
Silber liquid aohuldig, und nachMaaagabe ihrer dem beigehefteten Formulare 
eutaprechend emittirten Partialobligationen vorzugsweise zu verzinsen und 
n tilgen verpflichtet zu aein. 

Zur Slcheratellung dieser Verzinsung und Zurückzahlung des obigen 
Anlehens von 21,000.000 fl. 9. W. in Silber, verpfändet die Ungarische 
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Wcstbalm den luliaboni ihrer omittirton Prioritäts - Purtialobligatiniien 
mittelst diestM- L'rkiiiule ihren gesaiumtcii Bahnkörper saiiimt der gauzt'u 
lustruiruug desselben bis zur Üölie ihres obigen Schuldbetrages sammt 
Zinsen, und willigt nieht nur darein, dass auf Grund dieser Urkunde das 
unbedingte Pfaudrecht auf ihren Bahnkörper und dessen niet- und nagelfeste 
Bestandtheile sammt Zugehör im Königreiche Ungarn in dem im Sinne des 
ersten Gcsetzartikels vom Jahre 1868 eröffneten Centralgrundbuckc, und im 
Eaiserthum Oesterreich, sobald ein v.n erlassendes (resetz dieses ermöglicht, 
«imultan zu Gunsten der Inhaber ihrer Prioritäts- Partialobligationen in 
«rster Hypothek cntsprecUend den obencitirten Gesetzen grundbUcherlich 
•einverleibt werde, sondern verpflichtet sich aach, diese Einverleibung ta 
•erwirken. 

Die Geltung und Wirksamkeit dieser Prioritäts-Hanptobligation und 
des auf Gruud hypothekarisch erworbenen Pfandrechtes erlischt durch die 
«nccessive Tilgung der emittirten Prioritäts-Partialobligationen in dem 
Momente und Masse, in welohem diese Prioritäts-Partialobligationen thai- 
«iichltch zurückgezahlt worden sind; und die Ungarische Westbalin ist am 
diesem Omude nach §.19 ihrer Statuten berechtigt, das aur Sioherstellnng 
ihres obigen Prioritiltsanlehens sammt Zinsen auf ihren Bahnkttrper und 
2ngeh9r gmndbttcherUch einverleibte Pfandrecht auf Grund ihrer getilgten 
Prioritilts-Partialobligationen, in der H9he des Nominalbetrages derselben 
4»hne besondere Ldsohungsbewilligung von Zeit au Zeit theilweise oder auf 
•einmal löschen tu lassen. 

ürfcnnd dessen ist diese Prioritits-Hauptobligation, welche alle emit- 
lirten Prioritäts-Partialobligationen der Ungarischen Westbahn in neh 
«chliesst und nrnfasst, von allen Mitgliedern des gesellschaftlichen Verwal* 
tnngsrathes nnd der gleichzeitig gegenwirtigen Zeugen eigenhändig unter- 
echrieben, mit dem Trockenstempel der Oeselischaft versehen und im Origi- 
nale als gemeinschaftliche Urkunde aller Inhaber der emittirten Prioritits* 
Partialobligationen der Ungarischen Westbahn nach vorheriger Einver- 
leibung bei dem königlich-ungarischen Finansministerium in Pest -Ofen 
hinterlegt worden. 

Pest Ofen am , . . 1870 

(Trookanatempel) SKmmtliche lütgUeder des YerwaltangtrathM. 

(Zwei Zeng«n.) 
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2. Aimierkmigeii zur Coucesiuoiis-iTkaiMle vom U. Juli 1869 

Ar die HBgiriscbcB Uoien. 
(Bd. II, Abth. 8, Seite 1S66.) 

Zu den §§. 8 und 30. 

Die Eröffnung der Strecke Yeasprim- Klein -Zell erfolgte am 

2. Octobcr 1872. 

Dir Kr<itTtninL:.-<laton be/ii;,'! ii li il< r iüiiisren Ungarischen Strecken d^r Ungar» 
Westbalid sind im £rg.-Bd. I, Öeite 471 enthalten. 

Zu §. 38. 

Mit dem Erlasse des kgl. iiiigar. ('oniiminications-Minist(M"iiiin8 vom 
17. Soptember 1873, Z. 13280 wiird<- auf (Irund der amtlichen Collaudi- 
ruiig der Hahn die Länge der llaiipthaliii Stull hveiss(Mibur>^-Landes,iriiiiize 
mit .■}t»05r)7 Meilen, die Länge der Flii;;elbahn Raab-Klein-Zell mit 
9'21'.»8 MoiW n, dalicr die Gesammtlänji^e des nii^^arisclien Netzes der (h scU- 
schatt mit 10-1765 Meilen ('30l'7763 Km.) mit dem Hemerken l'est«resetzt, 
dass. falls in Folfre Ausbaues des Kaalier Hahnliofes die eben testfresetzte 
Länge der Flü<jrelbahn Raab-Klein-Zell eine Aenderung erleiden würde, dem 
entsprechend auch die Gesammtläugc der Bahn eine Aenderuog erfahren nüisste, 
Bei deu Jahres-Abreclinungen wird das garantirte Reinerträgnies inclusive 
der Tilgungsquote mit fl. 1,480.766 50 kr. ö. W. Silber per Jahr ange- 
nommen. Auf Grund der Gesetzartikel XL! vom .Tahre 1875 und XI vom 
Jaiire 1876 wurde der Gesellschaft zum Zwecke der Materialbeschaffung und 

von Investitionen eine ErhÖliang des garnntirten AnlageoapitaU bewilligt. 
(Vgl. die einschlägigen Documente unter 4 bis 7). 



3. Anmerkungen zur Goiicessioiis-rrkiiiide Tom 2, Februar 1870 

E. G. Bl. Nr. 25, 

für die steierm&rkisehe Strecke der Unguisehen Weftlbdiii, 
(Bd. n, Abth. 8, Seite 1S74). 

Zu Artikel 1. 

Mit dem HaiKleUiiiinisterial-Erla'se vom 14. Februar 1874. Z. 2088 
wurde ilcni Verwaltungsrathe der rn;rari-;*'lien Westbahn die priiuipielle 
Genelimi;j:ung /tir Ilrrsfelluiifr einer Scliienenvorbimlung zwischen den Hahn- 
liöfen der L'ngarischen Westbahu und der Graz-Küdacher Eisenbahn in Graz 
ertheilt. 

Zu den Artikeln 3 nnd 23. 

Die ErSflnang dea Betriebes auf der steiennürkiechen Strecke von 6 raz 
Ins an die ungarische Oränse bei Jen nersdorf erfolgte am 1. Hai 1873. 
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Za Artikel 10. 

Mit 1. Jänner 1878 ist aof Grund eines gemeinsamen Uebereinkommens 
3uf sKmmtUchen dsterreicbiselien und ungarisofaen Eisenbahnen ein neuer 
«inbeitlioher Militärterif im Wirksamkeit getreten. 

Zu den Artikeln 15 bis 19. 

Hit dem Handelsministerial-firlasse vom 8. Februar 1874, Z. 533 wurde 
<die zur Bemessung des garantirten Reinertrages zur Basis dienemle Länge 
der steiermärlüsehen Strecke der üngarisohen Westbabn mit 8*981 Heilen 
(68.134 Heter) festgestellt. Die steiermirkisGhe Streeke beträgt hiemacli 
18*37 Pereent der Gesammtlänge von 49.1575 Meilen dieser Bahn. Die 
Darehführung einiger auf die steiermärkische Strecke bezüglichen Qarautie* 
Bestimmungen wurde seither mit dem ProtokoUar-Uebereinkommen vom 
30. October 1877 (H. M. ZZ. 2220 und 4371 ex 1878) geregelt. Laut 
Artikel 1 dieses Protokolles wurde der garautirte Kcinerinig der steier- 
märkischen Strecke einschliesslieh der Til«;ungsquote mit 331.008 fl. 55 kr. 
^. W. Silber lost^^estellt. und laut Artikel 2 der zufolge Ilaniielsiiiiiiisteri.Ml- 
Erlasses vom 13. Novt niber 1874. Z. 25.512 gebildete Heserv'efond zur Aus- 
weehslung von Schienen im Betrage von 17.000 fl. mit Inbegriff der znge- 
■wacliscnen Zinsen im Gesammtbetrage von 19.441 Ü. 40 kr. mit EuJe 
1876 der Betriebsrechnuug einverleibt. 



4. XXI. Gesetz-Artikel Tom Jahre 1875 

fiber die erenttelle Avagleichmig der aas den Banc der Eisenbahiiei gegen dei Stut aiige> 
strengten EntMhftdigangsfurdt-rungL'n, lis auch Qber die Ii* i dm die Slaats-Garanlie geniei* 

senden Bahnen oothwendigen neuen Investitionen. 

(Sanctionirt «len 23. Mai 1875. Knndgemacbt in beiden Hinsero des BeteLf- 
Uges den 24.'Mai 1876.) 

Des lünitteritim wird beTollnlchtit^, dnss es sich besttglich der aus 
dem Bane der Kaschao-Oderbcrger, ungarischen Nordwest-, lÜBkolcx- 
Diösgyörer^ Miskolcz-Banr^vaer und der Qömürcr Eisenbahnen gegen den 
Staat angestrengten EntschHdigungsforderungen mit den gewesenen Bau- 
unteruehmern, respective mit den Conoessionären oder deren Rechtsnach- 
folgern in Verhan»llungen einlasse, wenn sich die Forderungen als begründet 
erweisen und als solche die Ausgleichung im Interesse des Staates bean- 
spi üi Iii II würden, und falls diese Ausgleichung ohne Uefälirdung des öffent- 
lichen Kredites oder des öffentlichen Interesses nieht bis zum künftigen 
Keiclistagc aiirgehol)en wcnlcn könnte, oder irgend eine der obschwehenden 
1- ragen auf (irund einer besonderen Vorlage der Regierung nicht die Erle- 
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digun}; durch t1io (Tesetzj^cbung »erhalten könne, dass sie rechtskräftige Ver- 
gleiche schliessen und selbe vollführen könne. 

§. 2. 

Das Ministerium wird ferner bovollmächtijrt, ilass es die Aufnahme der 
oöthigen Capitalien bei den die Staats - Garantie factiseh in Anspruch 
nehmenden Eisenbahn geselUchaften für die in Bttcki^u ht auf das Erträ^niss 
ihrer Bahnen uoTeimeidlioh gewordenen neuen Investitionen, unter Ausdeh> 
««Dg der Staatogarantie auf diese Capitalieo» anter folgenden Bedingnngeft 
gestatten könne: 

a) dass über diese Capitalien, respective Uber die nach denselben etwa 
auszuzahlenden Garantie- VorBohUsee eine besondere Beohnong ge> 

führt werde; 

b) dass nach diesen Vorschüssen abweichend von den in der betreffenden 
Concesstonsarknnde ansbedangenen Zinsen 6% Jahresrinsen gezahlt 
werden; 

e) dass derart diese Vorschüsse sammt Zinsen längsten» bis zu dem Zeit- 
puncte zarUckgezahlt werden, in welchem der Staat im Sinne der Con- 
eessionsnrknnde in den Besitz der Bisenbabnen tritt, und aack bis 
dahin ein über die garanturten Einkommen etwa za erreichender Oe- 
schXfts-üeberscbnss weder ganz, noch theilweise zu einem anderen 
Zwecke, als znr Amortisation der zur Vornahme der InrestitioAen be- 
willigten Capitalien verwendet werde; 

Mit §. 5 deu XI. Gesetz-Artikels vom Jahre 1876 (vgl. unter Gj, wurde die 
Bettimmung dieses Pantites dahin abgeSndort, dass der Ober die garantirten 
Binkonimen erreichbare BetrlobsQlierschusB su keinem anderen Zwecke als der 
BQckzahtang tier der Eisen bnhn auf Grund dieses Geaetses ausgefolgten Garantie- 

Vrtrsclu'iBsc Terwendet werden kann. 

d/ dass die zn verscliaffenden Capitalien vor allem Andern zur Tilgung 
der zQ Zwecken neuer Investitionen verwendeten scliwebenden 
Anleihen, und zwischen diesen auch in erster Linie der dem Staate 
gegenüber bestehenden Schulden, ferner aber znr Anselm flun«^ der 
durch die Repriernng fallweif^e als nothig zu erkennenden Verkehrs- 
mittel, znr Bildung eines lietriebs-Reservefondes und etwaigen son- 
stigen Investitionen verwendet werden; sohliesslich 

ej das» bei den dnroh die Begierung zu bestimmenden Ansehafflingen nnd 
sonstigen Investitionen auf die vaterländischen Indnetrie-Untemeh- 
nebmangen gehörige BÜeksiebt genommen werde. 

§. 8. 

Der Jabresbetrag der im Sinne des §. 2 unter dem Titel der bei den 
betreifeDden Bahnen gemliss dem Bedarfe gradatim zn bewilligenden Inve- 
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stitionen verliehciieu besonderen Garantie kann nicht TOü.uOü 11. ö. W. in 
Gold überstellten. 

Die Repiormigr wird bevollmäclitigt, dnss sie nach dm beliuls Geldver- 
schaffung zu eniittircnden Titres die Stämpci- und GebiUirenfreiheit und 
nach den Coupons derselben die fc^teuerfreihcit eventuell bewilligen könne. 

§. 4. 

Das Miiiistfriimi wird /.um Zwecke der Inarticuiirung der im Sinne des 
gcgenwörtigen Gesetzes cndgiltig vorgenommenen Ausgleiche und der be- 
sonderen (Jarantien dem nächsten Reichstage einen Gesetzentwurf vorigen, 
über den Stand der nicht beendeten Angelegenheiten aber einen motiviften 
Beriebt erstatten. 

§. ö. 

Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes wird das Uesammt-Ministerioin 
betraut. 



5. Conferenz-Protokoll^ 

aofgcnoBBcn im kSnigl. oDiariMsheB Minutcriiin fQr dffeBUiohe Arbeiten und ConaiaueitiQB 

an 8. BBd 9. Min 1676. 

Gegenwärtig: 

Einerseits die ^referti^rtcti Vertreter des k. nng. Gomumnicnfinns. und 
Finanzministeriums und der k. ung. General-Inspection für Ki-^onhabiien 
und ScliitVlahrt, anderseits die gleichfalls gefertigten Vertreter der inte- 
rcssirten Bahn-Gesellschaften. 

G egenstand. 

Die end^iltij^e Textirung des sii-b auf die I )et:ülmotialitäten des aal 
Grund des (Jesetzartikels XLl vom Jahre 1875 zu gewalirenden luvesti- 
tions Anlebens beziiglieben, und am 1. März 1. J, unter dem Vorsitze Sr. 
Excellenz des Herrn Ministers tür öffentliche Arbeiten und Gommunieadon 
verlesenen und zur Vertheilung gelangten Protokolls- Entwurfes. 

1. Die gefertigten Vertreter der gegenwärtig gewesenen Bahu-Gesell- 
sctiaftcn sind nur für jenen FlUl geneigt, in die Verhandln n j- über den Proto- 
kfdIs-Entwurf einzugchen, wenn die Absicht obwaltet, dass das concession»- 
mässige Keclit dor Verfügung über die Betriebsttberscbttsse nur im Interesse 
der zu erfolgenden Rückerstattungen der auf das gegenwärtige Invcstitions- 
Anleben bezüglichen GarautiovorschUsse eingeschränkt werden soll, und 
wenn der §. 5 drr in Verhandlung begriffenen Gesetsvorlage dem ent- 
sprechend modificirt wird. Demzufolge wnrde ansgesprooben, dass der ing- 



Digitized by Google 



(Stuhl weiflsenburg-Raab'Gras). 



571 



liehe Protnkolls-Entwurt" erst nach erfolgter SanetioniruiijJC <ler {^ennnnten 
Ge>«etzvorlage untorlVrtiirt worden soll, iinfl dass Ihre Exeellenzen dio 
H* rreri Minister bereits ersucht wurden, die gewünschte Moditicatiou zu ver- 
aalasseu. 

Dm hier erwähnte Oeaets sowie das Protokoll folgen unter 6 und 7. 

2. Bezüglich des Absatses I nnd VIII des Protokolls-Entwnrfes wurde 
nngesprocheu, dass die Aendeningen, welobe gegenüber der, in dem bei 
der k. nng. General-Inspeetion am 12. bis 31. Angost t. J. angenommenen 
Protokolle festgestelltien Betrage theils in Besng anf die bisherigen Inye- 
stitionen, theils in Bezug der zu Gunsten des hohen Aerars zu leistenden 
Restitutionen mittlerweile veranlasst wurden, den interessiiien Bahnen 
innerhalb einiger Tage bekannt jregeben werden sollen. 

3. Nach diesem wurde der Protokolls- Entwurf in seiner sub •/.*) ange- 
logenen nnd mit farbiger Tinte reetificirten Textiruug, jedoch unter Vorbe- 
halt der Genehmigung 8r. Bxeellenz festgestellt. Bezüglich des Absatzes VI 
vird femer zur Sprache gebracht, dass, nachdem bei der gegenwärtigen 
Textirung der Fall leicht eintreten kann, dass das Anlehen der einen oder 
anderen Bahn ror dem Ablaufe der stlpnlirten 50 Jahre getilgt wird, die ent- 
sprechendere Textirung des letzten Punktes dem hohen Ministerinm ttber- 
lassen wurde. Dem Uinisterinm werden auch jene eventuellen Hodificationen 
anheimgestellt, welche bezüglich der ung. Ostbahn gegenüber den im Ab- 
sätze XIV bezeichneten Austragungen als nUthig erscheinen werden. 

4. Bezüglich des Absatzes V unterbreitet der Vertreter der Sieben- 
bürger Bahn das Ansuchen, dass die mit Ablanf von 50 Jahren zu erfolgende 
Bestitntion der separaten Garantie - Vorschüsse nur bei Gewährung einer 
weiteren Separat- Garantie gefordert werden soll. Das Ansuchen wird ad 
referendnm aufgenommen. 

5. Ad Absatz VI bchufa Textirung der dort angeführten Formniarien 
werden die Vertreter der I. Sifbenbilrger-, Nordost- und AUoIder Bahn 
gewählt. Naclidem die Vertreter der Nordost- und Kaschau-Oderberger 
Bahn bezüglieh dieses Absatzes die Keiheiifolire der gerichtliehen Vormer- 
kniii; zur Spraeiie brachten, wurden dieselben dahin beschicdon. da^s diese 
Frajre l»ei Gelegeniieit der Textirung der Uuupt- und l'artial -iSchuld- 
Urkunden zu entsciieiden sei. 

6. Ad Absatz VIII. Bei dieser Veranlussunj!: wurde auch die Ang:e- 
legenheit der in den Rechnungen bis Ende 1874 reichenden Abstriche von 
Nicht ■ Investition en zur Sprach«' gebracht. DiessbezUglicli erklärt der 
Vorsitzende, dass unter seinem Vorsitze ein separates Comite in dieser Ange- 
legeuheit arbeitet, und bcreita soweit vorgcschritteu ist, dass desseu diess- 

Die definitive Ausfertigung dieses Frotokolles erfolgte am 27. April 1616 nnd 
ist dasselbe hier unter 7 abgedruckt. 

38 
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liizü^'lirhc Bcscliliisi^o bis Ende dieses Monats w.-ihrsGlieialich bekannt 
gegebeu werden kiimien. 

7. Ad Absatz IX. Von Seite der FUnfkirclHMi Barcser Bahn wird er- 
wäbnt, dass das stipulirte Materiahapital nur lür die Zeit des mit der 
FünlTcirchcn-Mühiicser Bahn heKtelienden Jk'triebs-Vcrtra^es ausreichen wird. 

Diese Anjrclegenheit wird mit der Enuntiation erledigt, dass es jetzt 
nicht an der Zeit sei, sicli Icünftiger Vorkommnisse wegen in die Fesi- 
stellnng gr()8serer Summen einzulassen. 

Nachdem die Verhandlung somit beendet war, wurde sie durch den 
Vorsitzenden mit dem Bemerken geachlossfn. di-^s die Vertreter der imte- 
ressiiien Bahnen behufs Ünterfertigung der liiermit festgestellteu Texliiiing 
nach erfolgter Sanctionirung der bereits in legislativer Behandlung stehenden 
Gesetzesvorlage einzeln einberufen werden. 

Das Datum wie oben. 

Von Seite des k. ung. Commnnioations-Ministeriums^ Alexander tlMry P*» 

als Vorsitzender, Eugeu Siabi in. p. als Uefercut. 

Von Seite des k. nng. Finanz-Ministeriums, BeretvAs m. p. 

Von Seite der k. ung. General lnspeetion für Eisenbahn und Schiffiahrt, 

Franz SbJHd m. p.. Oberrechiiuugsratlu 

Von Seite der Ersten Siebenbiirger Bahn, (iabriel YArady m. p., Directions- 
mitgliedy Carl Freud m. p., Qeueraldireotor. 

Von Seite der Ffinlkiroben-Barcser Bahn, Friedrich lärkinyl m. p., Msi- 

dent des Directorinms. 

Von Seite der Kasrhau-Od« rl»er,iror Balm, Peter Basbach m. p., Directions- 

mitglied, Malstrc m. p., Qeneraldirector. 

Von Seite der Alföld-Finmaner Bahn, Franz Pilstky m. p^ Wall m. p. 

Von Seite der Ostbahn, Bottlik m. p. 
Von Seite der Nordostbahu Emerich jTiika m. p. 
Von Seite der Ersten ongar. galizisohen Eisenbahn Nagy m. p. 

Vou Seite der Uog. Westbahn, Carl von Vaekh m. p., Generaldireetor. 

Von Seite der Eperies-Lelnohower Bahn, Johann Steiger m. p., Direetions- 

mitgUed. 

Von Seite der Donau-Drau Bahn, Emerich Yerebelji m.p., Dircctionsmitglied. 

FUr die Richtigkeit der Abschrift, Stefan leieky m. p., Souschef der UilfS' 

Ämter. 
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6. XI. Oesetzartikel Toni Jabre 1876^ 

iKtrelTend die UebenuJime durch den Staat der, von Seile dir dii' Stutoganntie in Ansprach 
idioeBdeB EisenlMluigesellschanen aur Grund des §. 2 des (iesctxartikels XU von Jahre 

1875 zu emittirendcn Frioritätsobligationen. 

<(Suetiomrt am 1. April 1876; kundgemacht in beiden Häusern des Reichsr«thes am 

8. AprU 1876.) 

§• 1- 

Jene durch die EisenbalingeiieUscbaften) welche die Staatsg&rAntie 
thatsächlich in Anspruch nehmen, nnf Gmnd des §. 2 des Ocsetznrtikels XLI 

Tom Jahre 1875 zu emittirenden, mit ö^/« in Gold Terzinslicheu, binnen 
60 Jahren zu amortisirenden Piioritütsohli^^aliont'n übernimmt der Staat, 
Dod zwar zu ciiioiu solchen Course, dar dem Coiivse von 8*/.,'*/^ des mit 
Rücksicht auf »Up Anuntisation dieser ()idi?ationen und den abweichenden 
Zinstiiss auf Grund des Gesetzartikels XLIX vom Jahre 1875 auf^jenommeueu 
uugarjsclu n Renten entspricht. 

Diese Prioritätsobligationen kiiiineii jedoch höchstens nur bis zu einem 
Nominal-Capituls Betrag durch den Stant ül>ernommen werden, de.ss» ii Ver- 
ziiiäuug und Amortisation in der vom Staate zu Ijewilliircnden und jährlich 
686.425 (inhlen ö. W. in Gold nicht zu überschreitenden Special- Garantie 
ihre Deckuug ündet. 

§. 2. 

DemgeroSss werden znm Zwecke der Deckung der schon beschafften 
Materialien und der thatsächlich ausgeführten anderen Investitionen vorlSufig 
folgende Betrige In Qnlden '6, W. in Papier fiir die entsprechenden nnd 
tbemomiDenen Frioritätsobligationen aar VerAlgung der einzelnen CrCselU 



sehaften gestellt, nnd zwar: 

Der Ersten SiebenhUrger Bahn 2,820.172 fl. 80 kr. 

„ AlfölderBahn 776.451 „ 81 ^ 

« FOnfkirchen-Barcser Bahn 217.459 „ 24 „ 

, Ungarisohen Ostbahn 1,024.127 , 88 ^ 

, Kasehau-Oderberger Bahn 1,433.750 « 52 „ 

« Üngarisohe Nordostbahn 1,534.777 » 38 « 

^ Ungarische Westbahn 397.176 „ 53 „ 

•n Ersten ungarisch -galizischen Bahn 258.505 „ 87 „ 

Eperies-Tamower Bahn (ungarischer Thei!) . . 37.224 » 45 „ 

^ Bittass^k-DomboTAr-ZÄk&nyer Bahn 120.973 „ IS „ 



Zusammen . . 8,620.619 fl. 56 kr. 

Die Regierung wird ferner ermächtigt, jene Snmme, welche über die 
obigen 8,620.619 fl. 56 kr., entsprechend dem im Sinne des §. 1 festzu- 

88* 
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stelleuden Couree, zur Uebernahme der PrioritätBobligationeii noch verwendet 
werden kann, dem sich ergebenden Bedarfe gernftss zur Besohaffnng der 
femer nothwendigen YerkehrBmittel und zur Effeetuirnng weiterer nnaos- 
weioblioher Ingestionen der einzelnen EisenbahngeseUschaften in der m 
§. 1 umsohriebenen Weise zur Verfttgung zn stellen. 

Die im Sinne des §. 1 zn emittirenden Obligationen sind stftmpel- und 
steuerfrei. 

Der Staat Übernimmt die Garantie fUr die pttnktliohe Verzinsung und 
Amortisation dieser Obligationen ; hinsichtlich der Yeiünssernng derselben 
jedoch reservirt er sieh sein Verftlgungsrecht. 

§. 4. 

Hinsiohtlioh der EvidenzbaltuDg, -Verzinsung und Amortisation der den 
Eisenbahngeselisehaften im Sinne des §. 2 auszufolgenden Capitalien, sowie 
der nach den Prioritätsobligationen vom Staate etwa auszuzahlenden 
Garantie- Vorschüsse y femer bezOglicli der Verwendung der Oqtitalien 
bleiben die in den Punkten a) bis e) des §. 2 des Gesetzarttkels XLI vom 
Jahre 1875 enthaltenen Verfügungen unverilndert in Kraft. 

§. ö. 

Gleichzeitig wird Punkt e) des §. 2 des öfter citirten Gesetzartikels XLI 
Tom Jahre 1875 dahin abgeändert, dass der über die garantirten Einkommen 
erreichbare Betriebs^Ueberschuss^zu keinem anderen Zwecke als der Bilck- 
zahlung der den betreffenden Elsenbahnen auf Grund desselben Gesetzes» 
ausgefolgten Garantie-Vorschttsse verwendet werden kann. 

§. 6. 

Dieses Gesetz tritt unmittelbar nach dessen Promulgirong in Kraft und 
wird mit dessen Ausführung das Gesammt-Ministerium betraut. 



<. rrotokoll, 

«ulgi-nuiuiiH'n beim künigl. ungarischen CoiDmunications-Minisleriuoi am Zh April ib<6. 

Gegenwärtig: 
Die Gefertigten. 

Wepen Vollzieliung des 2. und 3. §, des XLI. Gesetzartikels vom 
Jahre 1875 und des XI. Gesetzartikels vom Jaiire 1876 über die zur Ertra«j8- 
flihifrkeit der ;;arantirten Bahnen unumgUnprlich notliwendigen Investitionen 
ßiud einerseits zwitsciicu den gefertijjteu Miiiisteru, anderseits zwischen den 



Digitized by Google 



(Stuhl weisscnbiirg-Kaab-Uraz). 



575 



Tertretern der gefertigten Eisenbahnen reBp. deren Yertretem besUglioh der 
letzteren mit Vorbehalt des noch fehlenden Beeehlnsses der Geueral-Ver- 
«UDmlimg nacbetehende VereinbaningeD zu Stande gekommen. 

Artikel I. 
Feststellung der lATestitions-Kosten. 
lins Gelderforderniss der iiaclibcnannten Bahnen für die bis jetzt bereits 
•durohgefUiurten Terscliiedenen Investitionen, dann für jene Material -Vorräthe» 
▼eiche sum Betriebe unumgänglich nothwendig Hind, werden mit Einreoh' 
reebnnng der für diese beiden Investitionen bis Ende 1875 aufgelaufenen 
Interealar-Zinsen in nachstehenden Summen — österr. Banknoten Wähmng 
— festgestellt. 

für Materialien '^I,*itt«oMm'* Zusammen 

^henbfirger Bahn 297.092fl. — kr. 2,b23.080fl.80kr. 2,820.1 72 fi. 80 kr. 

ÄlVSiA - Fiumaner 

Bahn .... 46G.950 , — „ 309.501 „ 81 „ 776.451 „ 81 „ 

Flinfkirchen - Bar- 
erer Bahn . . . 43.7:>7 „ — „ 173.7U2 „ 24 ^ 217. löO , 24 „ 

Tnc^ar. Ostbahn . 499.U27 „ — „ 525.100 « 55 „ 1,024.127 „ 83 ^ 

Kaschau - Oderber- 

per Bahn . . . 473.918 ^ — „ 959.832 „ 52 1.433.750 . 52 ^ 

l'ii-ar. Nnrdosth.ihn 469.449 — „ 1,065.328 . 38 „ 1.534.777 „ 38 „ 

Untrar. Wr stbahn . 214.313 n — „ 182.863 „ 53 „ 397.176 „ 53 „ 
Erste unprar.-gali- 

zischo Bnhn . . 121.588 , 84 „ 136.917 „ 03 « 258.505 , 87 „ 
Ki)crit's - Lciucho- 

wcr Balm . . . .<J0.925 — „ 6.299 45 „ 37.224 „ 45 „ 

Donau-Ürau-Bahn . 76.621 „ — « 44.352 , 13 „ 120.973 „ 13 ^ 

^mit zusammen der 

«bigen Bahnen . 2,698.641 fl.l8kr. 5,926.978 fl.44kr. 8,620.€19fl.56kr. 

Mit Rücksicht daranf, da«a in (Un oben angeführten Summen die Inter- 
etilar-Zinsen bloss bis Ende 1875 berechnet worden, dass ferner einzelne 
oben bereits berechnete Investitionen theils noch nicht vollendet oder 
eollandirt sind, dass schliesslich ein Theil der zur Basis genommenen 
Bummerischen Daten durch die Organe der Regierung meritorisch nicht 
tberprfift, sondern auf Omnd der unter Yerantwortlichkeit der betreifenden 
Oesellschaften gemachten Anmeldungen in die obige Feststdlung aufgenommen 
wurden, behalten sich sowohl die Regierung, als auch die betheiligten Eisen- 
bahn-Qesellschaften ausdrücklich das Recht vor,^die oben detaillirtangefBhrten 
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Pnmmen auf Grund der technischen rel)orprüfiing"pn und Uberhaupt den» 
£rgel)Tii^so der auf die Investitionen bezüglichen Schlassabrechnong ent- 
sprechend zu rectificiren. 

Artikel n. 

Pas Noiniiial-Anlehenscapital. 

Für dio im Artik<'l 1 niiproführteii. foriier dir auf Grund der obcitirtei» 
Gojsctzartikol durch die R(\u:i<"rnii,i; writcrliin vielleicht nocii zu iH'willi-rcnden 
InvestilioiH'ii sind die niithi^riMi (jcldsunimen durch die betheiligten einzelnen 
Bahnen mittelst einer Pridritüts-Anlt ilK' zu besc-liaflcji. Zu diPKcui Behüte 
werden die ^elerti<:ten Hnhnen auf 200 i\. ö. W. Goldwährung: lautende, mit 

in (iold zu \ (-r/.insi'ii(]<> und binnen 50 Jahren zu auiurtisirende 
Priorität>?-Anlehens-Obli<jat innen ausstellen. 

Die Anzahl der zu eniittirenden Öbli;iatinnen darf bei den sämmtlicheo 
g^efertitTten Bahnen nicht mehr als 62656 Stück im Nominal- Werthe von 
12,531.200 ti. betragen. 

Nachdem aber jener Nominal-Betraj:, welcher nach Verwerlhung dieser 
Obligationen ausser dem im Artikel I nüt 8,620.61 U ti. 56 kr. festf^estellteu 
Investitions-Erforderniswe noch einflieasen wird, nach der auRdrücklichen 
Bestimraur.g des Ge.setzartikels XI vom Jahre 1876, §. 2, und laut Vcr- 
füjrimL' des nachfolgenden Artik(dB XII nur im Verhältnisse des wirklichen 
Erfurderuissea verwendet werden kann, so wird, damit durch den ^rcsetzlicb 
vorgeschriebenen Vorgang die definitive Feststellung des in Rede stehenden 
Anlehens nicht verzijnrort werde, und endlich mit Rücksicht auf die 
Geltendmachung der im Schlusspunkte des Artikels I bestimmten Vorbehalte 
gemeinschaftlich vereinbart, dass mit Vorbehalt des Rechtes, die durch die 
stii.'itli« heSeparat-Garantie unbedeckten, daher überflüssigen Titres nobedingt 
VC rni eilten ZU können (vide den naclistchcnden Artikel VI), die fragliehen 
Obligationen vorläufig in einer das beatimnite Maximum Ubersteigenden Zahl 
aufzustellen sind, und zwar mit Rücksicht auf die speciellen Verhältnisse 
der einzelnen Eisenbahn-GeselUchaften folgendennassen ; 

Siebenbttrgcr Bahn 21.568 8tflck 4,318.600 fl. Nominal- Wertb 

Ain^ld Pinmaner Bahn .... 5.744 „ 1,148.800 » „ 
Pttnfkiroheii-Baroser Bahn . . 1.564 „ 312.800 „ » 

Ungar. Ostbahn 8.239 „ 1,647.800 „ „ 

Kaschnu-Oderberger Bahn . . 11.139 „ 2,227.800 , n 
Ungar. Nordostbahn . «... 12.148 , 2,429.600 « j, 

Ungar. Westbahn 2.857 „ 571.400 « 

Erste ungar.-galix. Bahn ... 2.188 „ 437.600 
Eperies-Leluehower Bahn . . . 268 n 53.600 ^ * 
Donau-Drau-Bahn 885 „ 177.000 „ 

Zu^auimen . . . 66.600 Stück 13,320.000 ä.Nomiual-Wertli. 
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Artikel III. 

Die staatlielie Separat-Garuitie and uiderweitige BegttBBtigingeii* 

Zorn BebQfe der Veninrang und der binnen 60 Jahren mit einer Quote 
▼000*477770 2» bewerkstelligenden Amortisation der im Sinne des Artikels II 
mszDstellenden und höchstens bis zum Nominal-Betrage per 12,581.200 11. 
IS emittirenden PrioritStBobligationen gewährt der Staat den gefertigten 
Eisenbahn-Gesellschaften einzeln eine Separat-Garantie, welche aber jährlich 
den Betrag ron 686.426 fl. in Gold nicht fiberschreilen darf und nach 
Ablauf der 60 Amortisations-Jahre erlischt. 

Ausserdem ttbemtmmt der Staat flir die pUnktliohe YerzinsuDg nnd 
Amortisation der oben bezifferten Prioritätsobligationen die Gewährleistung. 
& wird femer gestattet, dass diese Obligationen, sowie die durch die ein- 
zelnen gefertigten Gesellschaftrii über dvn dieselben betreffenden Anlehens- 
Antheil anszustellende und beim köiiigl. -un^rar. Finanz -Ministerium zu 
deponirenden Haupt-Ohlifrationeu vollkommen atcuer-, stämpel- und gebühren- 
frei ÄUsj: (.' fertigt werden kiWinen. 

8ehliesslirl) wird gestattet, dass im Sinne des gof^cnwärtigen prnto- 
kfdiaripf"li(»n Uebereinkommens dir die gel'erti;;ten cin/eliicn ( Icscilstdiafteu 
bela-tcmlen l'rioritiits-Tlieil-Anbdirn in das griindbiielH'i lif he Labtcnblatt 
der hcIrefTenden Bahn ebenfalls ;r( l)ülirentr< i einverleibt wt rdvn. 

Die oberwähnfe, den Betrag vi.n ()80.4 25 fl. niclit übf'isteijrendc 
Separat-Garantif» tritt im Verhältnisse der Uebernalime der entsprechenden 
Prioritätsobligationen durch den St.-iat und mit dem Zeitpunkte (vide 
Artikel IVj und in dem im nachstehenden Artikid XI l'estirf^setzten Zeitpunkte 
ins Leben, und wird der auf die einzelnen Gesellschaften entfallende definitive 
Separat Garantie-Betrag nach Erschöpfung des Investitious-Aulehens buch- 
halterisch festgestellt werden. 

Insbesondere wird die Alföld-Fiumancr Bahn behufs Verzinsung und 
Amortisation jener Titres, welche zur Deckung der Auslagen für die L fer- 
geleise Gombos-Erdöd, einer Bagger-Maschine und flir die leberschreitung 
des concessionsmässigen Werthes der Fahrbctrieltsuiiitel emittirt wurden — 
Uber den auf sie entfallenden Autheil der Maximal-Garantie per 686.425 ti. 
noch mit jährlichen 13.576 ti. ^ kr. Silber betheilt, w elche Separat-Garantie 
durch die im §. 3 des Gesetzartikels XLI vom Jahre 1875 bewilligten jähr- 
liehen 700.000 bedeckt wird und vom 1. Jänner 1876 au ins Leben tritt. 

Artilceliy. 

Die Uebernahnie der Anlehens-Obligationeu durch das Aerar. 

Der Staat ttbemimmt die im obigen Artilcel II bezeichneten PrioritSts- 
obügationeni und zwar höchstens bis znm Nominal-Betrage von 12, 58 1.200 fl. 
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ZU jenem Cnrge, welcher dem 80yz^/\y-GvLrf^e do.» im Gesetzartikel XLTX 
vom Jabre 1875 bewilligten 6"/„ ungarischen Renten-Anlehens entspricht. 

Nach diesem Grunilaatze wurtle tU r Uebernahms-Cours nach je 100 No- 
minal-Gold-Gulden mit ß9 Vio"/o Gnid. das Gold-Agio aber, nach welchem 
der Papier-Geldljcdaii Gold und vice versa die Bedeckung des Gold- 
Geldes auf P.ipier umzuroclincn ist. mit 10» o festgestellt. 

Die Uebcrnahme beziehungsweise l'ebergabe der Obligationen bis zur 
Hölie (los Nominal-Betragcs per 11.276.000 fl. des im Artikel 1 bereits 
bestimmten Invcstitions-Ertordcrnisses hat sofort bewerkstelligt zu werden, 
sobald diesellieii au^igefertigt sind. 

Hingegen werden wegen l^estiminung des Zeitpunktes der Ueberiiabme 
der noch eriibrigtt n Obligationen im Nominal-Wertlie von l.'Jöö.OOO fl. der 
Bewilligung weiterer Investitionen angemessen im Einverstiindniss mit der 
betrcftenden Gesellschaft von Fall zu Fall Vertiigmigen zu trelTen sein. 

Nach Abzug der im Artikel Vlll angeliihrten ärarischen Forderungen 
wird bei der kö:iigl. ungar. Central-Casse bei gleichzeitiger l'ebernahnie der 
Oldigationen der betreflenden Eisenbahn-Gesellscliaften gegen ungestäiupelte 
Quittung jene Summe in Banknoten ö. W. oder Staatsnoten ausbezahlt, 
welche bti dem obigen Course und Gold-Agio dem NonÜDal-Werthe der 
Obligationen entspricht. 

Die derartige Lebemahme der Obligationen sichert dem Staate selbst- 
verständlich das freie Vcrfügungs- und Eigenthums-Recht über dieselben zu, 
wesshalb der Staat ohne Anhörung der betheiligten QeaeUachaften die 
Obligationen, wann und wo immer und in jedem Masse ver&usseni oder 
anderweitig yerwerthen kann. 

Artikel V. 

Die Bedin&rnnjären der Separat-tiarantle. 

Die L'e!ertigten Eisenbalui-l J esellsehafteu sind gehalten, über die ans der 
l'ebernahine tler Obligationen durch den Staat eintliessenden Inve-ititions- 
Caplt ilien eine mit besonderen Belegen versehene Rechnung zu führen. 

Eine gleiche Separat-Rechnung ist Uber jene Vorschüsse zu führen, 
welche seitens des Aerars zur Verainsang nnd Amortisation dieser Obliga- 
tionen tiüssig gemacht werden. 

Diese ärarischen Vorschüsse sind mit jährlichen 6o/o zn berechnen 
und nach Ahlauf des vom 1. Jänner 1876 gerechneten fünfzigsten Jahres 
dem Staate sofort und unbedingt nebst den Zinscu zurückzuzahlen. 

Indessen stellt es dem Staate frei, schon nach Verlauf des dreissigsten 
Jahres ohne Rücksicht auf die Betriebseinnahmen die Rückzahlung dieser Vor- 
schüsse sammt Verzinsung zu fordern, wenn derselbe den betreffenden £i9en* 
bahn-Gesellsohaften eine weitere Separat-Oarantie fttr ein nur in diesem 
Zwecke bestimmte« Anlehen gewährt. 
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Die srefei-tif^tcn Eisenbahn-(!esellsrhafton ver])flioliten sich weiters noch 
TOP Ablauf des fiiiifzi^'steii resp. (lrriBsi<;ston Jahres ausseiiliesslicli zur 
Tilpiiif: der auf das Invcstitions-Anlehen bezüglichen Separat ( !ai aiitie-Vor- 
sciiüsse, hauptsächlich aber zur Deckung der Zinsen ausscliiiesslicli jene 
BetriebsüberschUsse zu verwenden, welche das concessionsniässig ^^arantirte 
Keiuerträ^niss ti berge breiten sollten, auAgenommen, wenn mit Zustimmung 
der Regierung dritte Personen noch vor den gegenwärtigen protokollarischen 
Abmaciiungen auf diese reberschiUse Hechte erworben hätten, wie z. Ii. bei 
der Ungar. Nordostbahn, bezüglich welcher in dem mit (Jesetzartikel XLV 
ex 187.'> inartiealirten Vertrag (§. 9) ein solclier Fall obschwebt 

Das etwa cnncessionsurkunden- resp. statutenmässig bedungene Recht 
der Artionäre auf die Vertheilung einer bestimmten Quote dieser Betrieba- 
liebersohiis.se als Superdivideode noch vor Rückzahlung der ärarischen Vor- 
flehflsse :iuf die Original-Garantie beanspruchen zu können, kanu aelbstver- 
•ttndiiob als ein ausserhalb des geselUobaftücken Verbandes stehenden Per- 
MMMo zakoninende-^ Recht nicht aln erworbenes Recht betrachtet werden. 

Artikel VI. 
Der Anleheiis-PlaB. 

i^e gefertigten Geaeüsehalten Terpfliehten sich, die Formnlare der 
Prioritits-Hanpt- nnd Theil-Obligationen, dea Amortieationa-PIancSy femer 
det in Sinne des ArtÜEels Y an Terfasaenden Separat-Oonto^s caninlattT 
mit gldeher Teztirnng zur Genehmigung unverzüglich vorzulegen. 

Die Formulare der Partial-ObUgationen wird da« königl. ungar. Finanz- 
Ministerium bestimmett und deren Drucklegung atff Kosten der Betriebs- 
reebnnng der betreffenden Gesellschalten dureh die kdnigl. ungar. Staats- 
dmdcerei besorgen lassen. 

In der Teztirnng der Obligationen ist deutlich auszudrtloken, daaa flir 
deren Verzinsung und Amortisation seitens der kdnigl. ungar. Regierung eine 
Separat-Garantie gewShrt worden Ist, dass femer der . ungarische Staat fOr 
die pünktliche Verzinsung nnd Amoitiaation die Geii^rleistang iiberaommen 
habe, dass diese ObUgationen vollkommene Steuer-, Stftmpel- und GebOhren- 
freiheit gemessen, und schliesslich, dass die ttber die fraglichen Partial- 
Anlehen lautenden Haupt-Obligationen bei der königl. ungar. Regierang 
deponirt sind, und dieselben auf dem Grundbuoh-Lastenblatte der betreffen- 
den Bahn, und zwar unmittelbar nach dem etwa vorher contrahirten Prio- 
>itit8-Anlelien gebtthrenfrei zu intabuUren sind. 

Bis zur etwaigen Uebernahme, beziehungsweise bis zur Erschöpfung 
dea Inveatitiona>AnUhena sind die im Sinne des Artikels IV vom Staate nicht 
20 llberoehmenden Obligationen unter Controle des Hiniatcrial-CommissSrs 
ZB verschlieesen, eventuell seineneit ebenfiiUs unter Oontrole des Ministerial- 
Counriasirt zu vernichten. 
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Die Conpons sind mit RQcksiebt auf die TOm 1. JSaner 1876 ni 
berechneude YenEinsang anssastellen, jene Coupons aber, welobe dem Zeit- 
punkte der Verwertbong angemessen, nielit znr Einlösung gelangen, eben- 
falls zu vemlobten. 

Die ÖO Amortisations-Jabre sind ebenfalls vom 1. JInner 1876 za 
reebnen ; solobe Obligations-Nnmmem« welebe auf noeb niebt Übernommenen 
oder auf niebt mebr übernebmbare Obligationen enthalten sind, im ersteren 
Falle vieder in das Oliicksrad zurttekzalegen, im letzteren Falle aber ein- 
faeh zu remieiiten, jedocb immer so, dass bei der betreffenden Ziehung die 
Stttekzahl der im Amortisations-Plane «mthalteaea und seitens der Regierung 
sobon verwertheten Obligationen gezogen werde. 

Artikel VU. 
Die FiOsslgmaehwig der Separat^arantle-TorsekSsse. 

Dor auf die Reitens der Re;ri* riing: übernommenen Obligationen in An- 
ßpnieh genommene Separat-Garantie Betrag wird am Tage vor der Coupon-, 
beziehungsweise der gezogenen Obligationen -Einlösung flüssig. 

Insolange und in dem Maasse, als der Staat die sidi in seinem Besitze 
betindenden Ublifiationon nicht veriiusscrt, wird die fällige (Jarantie-Summe 
mit gleichzeitiger Belastung der betrt fTcnden Gesellscliatten durch die «-in- 
fache Vernichtung der talligen Coupons und gezogenen Obligationen aus- 
bezahlt, d. i. das l'uctum dieser Vernichtung wird als Auszahlung 
betrachtet. 

Dio Vcniiclitung, sowie die Verlosung der Obligationen wird durch die 
königl. Ungar. Central-Casse oder durch ein anderes seitens der Kegierung 
zu bestimmendes Organ unter Beiziehung der gelcrtigten Bahnen v(dl/oi:eii 
werden. Die dieser Art vernichteten Obligationen und Coupons aber werileii 
— behufs entsprechender Verrechnung, resp. behufs Absehreibung der 
amortiäirteu Aulebeus-Autücile — den betrcffeuden GeselUcüafteu ausgefolgt 
werden. 

Für den Fall der theilweisen oder gänzlichen Vcräusserung der im 
Besitze des Aerars befindlichen Obligationen ist die Kegierung bereelitijit. 
zum Zwecke der Einlösung einseitig Zahlungsplätze zu bestimmen und Itei 
diesen die fällige Garantie-Summe ebne Intervention der Gesellscbal'ten lu 
Lasten derselben anzuweisen. 

Die Bahngeselläcbaften Ubernehmen ferner die unbedingte Verptliclitun^, 
das Uber den ursprllnglicb garantirten Betrag zu erzielende Reine rträguiss 
im Verbältnisse zn den Tälligen Coupons nnd Amortisations-Stimmen 
spätestens am Tage vor der Einlösung bei der königl. nngar. Ceotral-Staat»- 
«asse zu erlegen. 

We;ren pünktlicher Einhaltung dieser Verpflichtung unterwerfen sich 
die gefertigten Bahngesellscliaften ausser dem durch die Regierung frei xs 
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viUenden GerichtsverffthFen für den Fall einer Verspätnug einem Pönale 
TOD 2000 fl. für jeden verpäteten Tag. 

Artikel Viil. 
Die Rttcksahlinig«» as das Aerar. 

Die im Sinne der gegenwUrtigen protokoUariAchen Abmachungen za 
fiontrahirenden InveBtitioDS-Partial-Anlehen sind in erster Linie zur Kttck- 
nhlnng der direet oder indirect dnrch Benutzung der Betriebs-Einnabmeni 
Znrttekbebaltnng der dem Staate gebührenden Actien-Zinsen entstandenen 
itaatlichen Vorsehfisse, dann anderweitiger FordeniDgen und deren bis Ende 
1875 berechneten Zinsen zu verwenden. 

l)ies(' (lireotfii und indiiccten VorscLUsse wurden uebst Zinsen in den 
folgenden Summen fost^je stellt, u. zw.: 

Für die Siebenbürger Bahn .... 
Alfold-Fiumaner Bahn . . . 
Fttnfkirchen-Barcser Bahn . . 

Ungar. Ostbahn 

fiUlsohan-Oderberger Bahn . . 

Ungar. Nordostbahn .... 

Ungar. Westbahn 

Ersto Ungar, galiz. Bahn . . . 
Bperies-Leluchower Bahn . . 
Donau • Dran -Bahn 



n 

B 

n 
n 

9 

9 



ff 

n 
II 
ff 



ff 
ff 

ff 
n 



Znsammen 



1,211.915 fl. 
172.391 „ 
128.406 
486.596 
867.768 
811.175 
49.651 
18.594 
18.749 
87.677 



90 kr 
28 „ 
92 ^ 
85 n 

02 n 

42 , 
83 , 
16 , 
06 , 
85 ^ 



3,242.926 fl. 79 kr. 



In dioRon Summen sind mit Ausnahm*' der l'ngar. Westbalni all' jene 
kleineren Investitionen enthalten, welche seit der En'^flnnnjr der •;euanntei» 
Bahnen bi^ Kndo 1874 durch dieselhon ohne lio\villij;un,L; der Keiriernng- 
ans den IJt triehs Hinnahmen an;;eseIiatVt wurden. Die auf die obi^^cn Inve- 
stitionen entf.Ulenden Betriiire werdiMi seitens der Ke;;i('rung und der g:efer- 
tigten Bahnen als dernrti;^'e durchsehnittliehc Ersätze acceptirt, dur< li welehe 
die rücksichtlieh der bis Ende 1874 ausgestellten Betricbsrecliniin-cn seitens^ 
der kijnigl. ungar. Repennic: in dieser Beziehung bereits erhdbenen und 
etwa noch zu erhebenden Bemänglungen, resp. Streichungen in den Rech- 
nungen — die Ungar. Westbahn nicht mitinbegriffen — als vollkommen 
beglichen und aufgelassen zu betrachten sind. 

Inwieforne in diesen durchschnittlichon Ersatzsummen auch auf da» 
Jahr 1876 entfallende, ohne. Bewilligung gemachte Investitionen enthalten 
wären, so wird bei der Ueberprilfung der 1875it .Schlnssrcchnungen die 
derartig geschehene Ausgleichung derselben berücksichtigt werden. 
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Die Rückzahlung der (»Wen ausgcwitsenen ilraiischon Vorsrliü-se 
jrescliiolit rinrach diircli d'iv LoIkt^ ihc der vom 1. .liiniKT 1870 :ni vorzins- 
bart II (Jldi-ratioiK'ii zu dem angeiiouimeuL'U Cours*' und G uM-A'jio. br-ziidiuiigs- 
weisi' dadiiifli, dass l>ei Fliissigmachuu}; der im Artikel 1 augefiiiirteu Sumiuen 
<liese Vorschüsse in Abzu;,' gt^bracht werden. 

Auf «rh'iriie Art {rescliicht aueh die Riiekzahlunir jener Vorsclnisse und 
der laut nachstellendem Ai tiktdXI zu berechnenden Zinsen, welche zu Lasten 
des Investiti(»ns-Anlehens s« hon im Laufe dieses Jahres durch die Regierung 
ansl)ezMhlt wurden oder etwa noch vor Uebernahmo der Obligatioaeu aus- 
bezahlt werden. 

Artikel IX. 

■uilpnlatloiis-Capit«! mr Anseliainiiif tob Haterlalfeii. 

Die grefertifrton Gesellschaften sind verjdliclitet. die im Artikel 1 in der 
"Rubrik für Materialien aiifreführten Summen durch die aus dem Baufonde 
^rübriorteu disponiblen W«Mthe ergänzt als zur Material -AnsclialTung dienen- 
des Manipnlations-( 'apital zu verwalten. Diese Manipulations - Capitalien 
-werden mit Zurechnung der obigen Ergänzungen in folgenden Suuiinen fest- 
gestellt u. zw.: 



Fttr die Siebenbiliger Bahn .... 


466.505 fl. 




1) 


AlfSId-Fiamtner Balm . . 


466.950 ^ 




1» 


FOnfkirchen-BareBer Balm . 


43.757 « 


» 


IT 




739.600 , 


m 


1t 


Kasebao-Oderberger Bahn . 


493.938 n 


n 


1t 


Ungar. Nordoetbabn . . . 


672.378 , 


vt 


1t 


Ungar. Westbahn . . 


353.896 n 


n 


n 


üngar.-gaÜE. Bahn .... 


153.861 , 


n 


n 


Eperiea^Lelnchower Bahn . 


59.124 « 


1» 


f» 


Donan-Dran-Bahn .... 


187.047 « 






Zusammen . . 


3,574.541 fl. 



Diese Manipnlations-Capitalien sind innerhalb der OrXnzen der berech- 
tigten Betriebsansgaben stets zu ergänzen und unversehrt su erhalten. 

Naehdem den Banfond-Rest die naehstehenden Bahn - Qesellsehaften 
o. zw.: 

Die Ungar. Ostbahu 85.497 fl. 15 kr. 

, Kaschau-Oderberger Bahn . 20.005 « — « 
n Ungar. Weatbahn .... 13.661 « 35 , 

„ Eperies-Lelnchower Bahn . 5.936 „ 75 « 
, Donau-Drau-Bahn .... 4.917 ^ 86 , 

Zusammen . . 139.973 fl. 11 kr. 
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zu Retriebszwcckon vorwendetni . oline tiiit den vcrln'.iuohtrn Suminon 
die Betrlobsreclmun^ belastet zu hnVion. <o wii il ^pstnttot. dnss dif' jrenaiinten 
Babn-Gesellgohaften diese Beträfje in drei jäh ri.iren ^rlei< lien Raten in die 
Betriehs-Ansgaben aulnelimeu und derart ihrem Material-Fonde ersetzen 
küuoeu. 

Die oben anj^efUhrten Manipulations-Capitalien weiden einen inte- 
grirenden Theil der Bahn bilden und haben für den Fall, als die Kegierung^ 
ihr Uebcrnalim^«- resp. Einlösnngsreoht geltend machen sollte, unversehrt 
und ohne jode Änreohnung, und zwar die Material- Vorräthe nach dem 
Terbuohten Werthe, an den Staat zu Ubergehen. 

Die grefertigten Bahngesellschaften verpflichten sieh ferner, die zur 
Fortführung des Betriehes nothwendijren Materialien mit Hilfe der erwähnten 
Manipalatio}ic; Capitalien mit den möglichst ökonomischen AnschaffangB- 
Preisen in dieBetriebsreelmung aufzunehmen, den zu Material-Anachaffangen 
etwa nielit benöthi<rten Theil dieser Manipulations-CapitaUen zu Gnnsten 
der lietriebsrecbnung fruchtbringend anzulegen, anf Verlangen der Regierung^ 
ond naeh vorausgegangener Anhörung der betreffenden GegelUchaft ein 
gemeinschaftliches Material ADSchafTungs-Bureaii zu errichten, Bchliesslich 
fVr den Fall, als bei einer Besserung der BetriebsverhilUnisse ohne Ver- 
kfinnng der garantirten AnsprOohe der Actionäre eine billigere Besehafltang 
der Materialien auf eine einfache Art au erreichen würe, somit die fraglichen 
Manipnlations-Capitalien entbehrlich, resp. zu anderen Investitionen ver- 
wendbar irflrden, sich den diesfllUigen YerfUgnngen der Regierung zu unter- 
werfen. 

Es wird übrigens bemerkt: 

aj dass hei jenen Hahngesellsehaften. die l)islier iliren Mat»Tiall>ed;irf mit 
zum Theilc (»der ^ränzlich sehwebenden Anlelien deckten, die bis Ende 
1875 lautenden Iiitereahir-Zinst u dieser seliwebenden Anlehen unter die 
im Ai-tikel 1 angeführten vcrschieüeneu luvestitione u auf- 
genommen worden sind; 

b) dessgleichen sind unter die verschiedenen Investitionen als auch 
unter die im Artikel VUI angeführten ärarischen Ersätze die Zinsen der 
ans den Betriebseinnahmen gedeckten Materialauslagen aufgenonunent 
es wird Jedoch die etwaige Richtigstellung der letzteren ausdrücklich 
dem UeberprQfungsresultate der Betriebs -Schlnssrechnungeu vor- 
behalten; 

ej rttcksichtlich jener Bahngesellscliaften, die zum Behufe der Material- 
anschaffung grössere schwebende Schulden contrahirt haben, als welche 
durch das im gegenwärtigen Artikel bestimmte ICanipulations-Capital 
gedeckt werden könnten, wurde verfügt, dass behufs Verminderung 
des fragliehen Material- Contos die Zinsen des das Manipulations-Capltal 
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UberBcbrdtcnden Betrages J. 1876 ebenfalls nuter die nverscbiedenen 
InTestitionen** aufgenommen werden. 

Artikel X. 

Die Tilgung der schwebenden Schuldeu. 

Die gefertifrten Bahn-Gesellschaften verpflichten sieh und übernehmen 
die onbedingte Verantwortung dniiir, dass sie die im Artikel I an^rofuhrten 
Investitions Snmmen nach Abstattuiif? der dem Aernr irchUlirenden ErsUtze 
and ohne Beeinträchtigung der zur MaterialanscliafTung bentiuimten M:\ni- 
pulations-Capitalien in erster Linie znr pünktlichen und nnversUglichen 
Tilgung der aus den nachgewiesenen Investitionen, aber auch nur au» diesen 
«ntstehenden, durch die Regiemngsorgane noch meritorisch zu prüfenden 
schwebenden Sebalden, dann aber cur Vollendung der durob die Regierung 
•etwa sohon bewilligten Investitionen verwenden, die aber etwa Überbleibende 
Summe solange, bis dieselbe zu. bereits bewilligten oder noch zn bewilligen- 
den Investitionen nicht verwendet sein wird, za Gansten des Tnvestitions- 
Anlehens-Capitales frachtbringend aitlegen werden. 

Artikel XI. 
Der Beginn der Obligationen-Verzinsung« 

Die Verzinsung der den im Artikel 1 angeAlhrtea Investttions-Summen 
«ntsprechenden gesammten Obligationen, sowie die hiednrch entspringende 
Staatsgarantie beginnt mit 1. Jänner 1876. Bezüglich der Zinsen vom obigen 
Zeitpunkte bis zur Uebemahroe der Obligationen wird ferner bestimmt: 
aj dass die Zinsen der bis Ende 1875 aufgerechneten ärarischen Ersätze 

(vide Artikel VIII) vom 1. Jänner 1876 dem das Anlehen gewährenden 

Aerar gebtthren ; 

6J dass die den zu Lasten des Investitions-Anlehens vom 1. Jänner 1876 
ausgefolgten, oder etwa bis znr Uebemahme der Obligationen aaszu- 
folgenden ärarischen Vorschüssen entspreehendea Obligationen vom 
Tage der Ansfolgung der Vorschttsse ebenfalls zn Gunsten des Aerars 

verzinset werden, und schliesslich 
c/ dnss die Zinsen der übrigen (der im Artikel l .ingcflihrten Investitions- 

Suranie entsprccliciulcn) Obligationen bis zu deren Ueberuahiiic den 

betheiligten (iesellsciiHiteii banr .lusbezalilt werden. 

Va< werden somit die den betlirilij^'tcn Geaellsoliaften demnach ba.ir aus. 
zul»ezablrnden Zinsen der im Artikel X erwähnten schwebenden Scliulden 
zur Tilgung der vom 1. Jänner 187G laufenden Intercalar-Zinsen zu ver- 
M ciub-n. eventuell aber ebenfalls ein na<-h der Bestimmung des Ai'tikeis X zu 
iinubten der Investitionä-Anleiieu-Capitaie zu verwalten sein. 
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Bo'/iifjlioli des Beginnes und Modus der Verzinsung jener Obligationen, 
ilk über die im Artikel I angeliihrfen Investitions-Summen, aber inneriialb 
der Ciränzen des im Artikel II erwäbnten Maximal-Uetrages zu emiltiren 
sein werden, vird i)ei der Uebernabiuo re.<|)ective bei (Jelegenlieit der lie- 
willigung weiterer iuvestitioueu von Fall zu Fall ein Bescblusn gefasst 
Verden. 

Artikel XU. 

Fernere Inrestttionen. 

.lene Summen, welche von den im Artikel 1 angeführten bisherigen 
Investitions-f'apitalien uml deren Fructilicirung etwa noch (mit Einreclinnng 
<ler im Punkte c des Artikels II erwähnten Zinsen) überld«'ib»'n, ferner die 
im Sinne des Artikels II den gefertigten (Jesellschaften nocji zur Verfügung 
stellbaren, den Betrag von 960.466 11. 2 kr. in Papiergeld nicht übersteigenden 
'"^iimmen sind in erster Linie zur Deckung der mit dem gegenw-irtiuen An- 
Icliensgeschäfte verbundenen Auslagen, ferner zur Deckung der Heniiing- 
Inngeii. die etwa aus der Richtigstellung der im Artikel I angefübrten Au3- 
paben entsteh^^n kiWinten. schliesslich zu den durch die Regierung als drin- 
gend anerkannten unaufscbield);iren Investitionen namentlich zur Vermeh- 
nniL' der Fahrbetriebsmittcl und amlerer mit diesen in engster Verbindung 
stehenden Arbeiten liauptsäciilicü aber zur Befestigung der Oberbauten zu 
Terwcnden. 

Die Anzahl und Qualität der zu beschaffenden Fahrbetriebsmittel, ferner 
die Zulässigkeit der hieniit verbundenen anderen Investitionen wird die 
Regierung auf Grund der durch die betreflfenden Gesellschaften bereits vor- 
gelegten, theilweise noch vorzulegenden Separat-Eingaben bestimmen und 
behält sich zugleich das Geneiimigungsrecht der Lieferungs-, beziebungs» 
weise Rau-Bedingungen oder eventuell der abzaschliesseuden Verträge vor. 

Auf Grund dieser Daten wird die ZuweisuDg der noch weiters verfüg- 
baren, den Betrag von 960.466 fl. 2 kr. Papier nicht übersteigenden Inve- 
stttions-Siunmen an die einzelnen Gesel ischallen von dem Beschlüsse der 
Regierung abhängen. 

Artikel XIII. 
Die vaterländische Industrie. 

Bei der Realieimng der im vorgehenden Artikel verbandelten neuen 
Inyestitionen respeetive bei der Verwendung der in Artikel IX erwähnten 
Manipulations-Capltalien sind die einheimische Industrie, hauptsächlich aber 
die Fabriken der ärarischen Eisen-Industrie im Falle annehmbarer Bedin- 
gungrn zu bevorzugen und insbesondere Fahrbetriebemittel und andere 
grOesere Anecbafiungen bei ausländischen Industrial-Unteraehmongen nur 
mit Zustimmung des Ministeriums zu effectuiren. 
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Artikel XIV. 

Besondere Yerfiifnins^u riieksii'htlicb der iroinoinBameii Bahnen osd der 

iingrarischen Ostbalin. 

l^ezii-rlich der Knscli.m-0(lcrb('r^«'r. der Unprariachen WLsthalin wie der 
Ersten uiig.-^aliz. Balm lit liiilt sicli die Regierung' vor, die Bewilli^auij? der 
MaT\iiiulafioiir>-('npitalien für Materialien, respretive die hierauf hezii^liche 
zitlerinäRsi^,'e Feststellung und Rectilieiruug von den etwa mit der k. k. 
iisterreiehisclien Regierung zu Staude zu koinmeudeu Veruiubaruugen ab- 
hängig zu machen. 

Sellistver.-Jtändlirh wird jedoeli in diesem Falle der den übrigen liahnen 
zu gewährende jührlii-he Itcsondere (larantiehcirag auf 613'015 H.. der 
Noininalhetrag der von der Regierung zu übernehmenden Obligationen hin- 
gegen auf 11,191-öOÜ h. herabsinken. 

Mit dem Protokolle vom 2. Octohor ISTT wdnlt'ii lior t 'nparischen "NVcstJialm wit* 
der Irrsten iiiiguriscii-gnli/ischen Eihcnbabn die Muiiipulatiunt-Capitalicn lür <iie 
ungarischen Strecken bedingungsweUe bewilligt, nacbdem fOr die Sslenreiobiscken 
Strecken die ent«pre<*hende Vorsorge vorlaaiig fallweise im administrativea Wege in 
Auseifht utv^tfllt Wir den war. 

Rezügli< li der nngarisehen Ostbali n behält sieh die Regiernoß ebenfalls 
vor, mit Rücksicht auf die bevorsteliende finanzielle Ordnung dieser Bahn 
deren Tlieilnahme an den Investitions-Anlehen in snspenf^o zn belasseOt 
erentnell ^nslich fallen zu lassen. 

■ 

Nach Erschöpfung des Gegenstandes der beabsichtigten geraeinsamen 
Yereinbarnngen wnrde dieseR Aowohl fUr die Regierang als, auch fUr sSmmt- 
liciie nnterfertigte Eisenbahnen in je einem Original-Exemplare auagefer' 
tagte Protokoll geschlossen. 

Coloman Stell m. p. Thomas PMy m. p. 

kSn. VLiiff, Finansminister. k8n. ung. Hinister fSr dffentliche Arbeiten 

und Conimuiiication. 

Erste iSitbiiibürgcr Eisenbahn: Yärady m. p. Freiad m. p. 
Ungarische Nordostbahn : Gabriel Värady m. p., Carl VArady m. p. 
Ungarische Westbahn (StuhlweisBenburg-Raab-Graz): Kauti in.p.. Fackh m.p. 
Altöld-Fiumaner Eisenbahn, G rot^Rwardcin- Esseger Theil: falsskj m.p. 

Wahl ni. p. 

Königl. priv. Fünl1<irchen Barcaer Eisenbaliii: Harkilnyl m. p., lell m. p. 
Erste ungarisch-gali/ische Eisenbahn: Carl larkiayi m. p.. Silrmay m. p. 
K. k. priv. KaKchau-Odcrberger Eisenbahn: LeUch m. p., VäldfArj m. p. 
Battaszek-DombovÄr-^kanyer ( Donaa-Dran) Eisenbahn: Csery m. p. 

Vereb^ly m. p. 

Eperies-Tarndwer Eisenbahn, Ungarischer Theil: Graf Pijaesef ick m. p. 

Steiger m. p. 
Ungarische Ostbahn : hknj m. p., iettlik m. p. 
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Tiener Terbindungsbalm. 

(Vgl. Bd. II, Abth. 1, Seite 571.) 

L Anmerkmig nun I'ebereinkonimen Tom 2&. Jinner 1870, 

&. G. Bl. Nr. Zi, 

hMtai Ae BefingiiiigeB der Coiwessioi iud Betriebe der Wiener VerliiidiuigBbahi. 

(Bd< II, Abth. X, Seite 678.) 

Zu §. 3. 

Das k. k. Handelsministerium hat untrriu 16. Juni 1877, Z. 13267, 
die Einführung der Waarenclassifioation des am 1. Octoher 1876 auf den 
österreichischen Ei;^enbahnen einfjefiihrten Heformtarilcs auf der Wiener Ver- 
bindungsbahn genehraig:t und in Abäuderunj^ der im §. 3 des Uebpreinkom- 
mens vom 25. Jänner 1870 enthaltenen Maximaltarife vorbehaltlich einer 
im Sinne des §. 10, Punkt e) des Eisenbahn - Concessions-Gesetzes vom 
14. September 1854, R. G. Bl. Nr. 238, von drei zu drei Jahren vorzuneh- 
menden Revision folgende Maximalsätze per 100 Kilogramm ohne ünter- 
«ehied der Relation bewilligt: 

Eilgut 12 Kreuzer 

Ermfissigtes Eilgut 11 , 

Leer retour gehendes Geschirr ... 10 ^ 

Sperriges Gut 12 „ 

Kormalclasse I 10 „ 

II 7 , 

WagenladnngBolasse A 7 „ 

ff I» B ß « 

n 1 C..,,,.6 </i 

Specialtarif I für Getreide, Hülsen- 
früchte , Oelsaaten, Mahlprodnete nnd 

Mehl, Mal zund Salz 6 n 

Spedaltarif n flir Holz 6 

Ansnahmstarif IfQr mineraliseheKohlen, 
Briqnets nnd Coaks, Erze, Steine nnd 

Ziegel 6 

Das Consortium der Wiener Verbindungsbahn wurde hieven dnreh die 

h. k. Oeneral-InBpeotion der dsterr. Eisenbahnen mit Erlass yem 27. Jnni 

1877, Z. 8622 JH., in Kenntniss gesetzt. 
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K. L priv. Böhmische Westbahn, 

(Vgl. Bd. n, Abth. 1, Seite 579 und Bd. lU, Seite 447.) 

1. Statuten, j 

der k. k. priv. ßühmischen Westbahn. \ 

L Abschnitt 

Mm ActleBsesellMhaHI» 

§• 1. 

Name der Gesellschaft. 

Auf Graodlage des §.21 der AUerböchBten Conoeeäonsarkande ddo. 
8. September 1859, welche hier in authentischer Absehrift angeschlossen 
isty wird mit Allerhöchster Genehmig;nng eine Actiengesellschaft unter der 
in gesetsUcher Weise zu protokotlirenden Firma k. priv. Böhmische 
West bahn*' gebildet 

§. 2. 

Rechte und Verbindlichkeiten der Oesellschaft. 

Die in der Ooncessionsurkunde genannten Coneessionäre und Orttnder 
Übertragen der Gesellschaft ohne Ausnahme und ohne Vorbehalt alle Rechte, 
welche sie durch die erwähnte Urkunde und durch das Uebereinkommen 
vom 33. October 1860 erworben haben. In Folge dessen tritt die Gesell- 
schaft vom Zeitpunkte ihrer Oonstituirung als Rechtsnachfolger an die 
Stelle der Goncessionäre und der Gründer mit der Verpflichtung, allen aus 
der Ooncessionsurkunde und dem Uebereinkommen henrorgehenden Be- 
dingangen und Verbindlichkdten Genüge au leisten, ohne data hiedureh 
bezüglich der im 2 des Ueberelnkommens ausgedrückten Haftung der 
Concessionüre für die Verwendung des bedungenen Bauvorschnsaes eine | 
Aenderuug eintritt. i 

§. 3. i 

Zweck der Gesellschaft. 

Der Zweck der Opsellschaft ist : 
• a) Der Bau und Betrieb der durch die A. ii. ConcesBionsurkunde vom 
8. September 1859 concessiouirteu LocomotiveiseDbabn vou Prag über | 

I 

! 

i 
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Pilsen bis an die bayerische Grifcnse nebst Zweigbahn nach Radnitz 
und Wegiranow. 
6) Die Gonoesdonswerbnng, der Bau and Betrieb wettererer Bisen- 
bahnen. 

e) Die Bnrerbnng nnd der Betrieb von Bergwerken und Bergwerks-Eisea* 
bahnen, sowie die Erwerbung, der Bau und der Betrieb soloher 
Indnstrialwerke, welohe im Sinne des 19 der Oonoessionsarknnde 
allenfalls errichtet werden. 

Bei Ansltbuiig <ler eoneessionfimä^isigen Rechte hat die Gesellsehaft 
ausser den in den Gesetzen enthaltenen VerpHichtungen auch die in der 
OoDcessionsnrkunde vom 8. September 1859 und in dem zwischen der 
hohen Staatsverwaltung und den Concej^sioniiren al>ge8cliloä8eiicii ziilio- 
genden üebereinkomtnen vom 23. Octoher 18Gu samuit beigefügter lustruc- 
tiou aufgerührten Verbindlichkeiten überhaupt genau zu erfüllen. 

§•*• 

Sitz der GeselUcliaft. 

Der Sitz der GeselUcliaft ist zu Wien mit Agenturen nach dem Be- 
dürfuisse im In- und Auslande. Der unmittelbare Betrieb der Eisenbahn 
kann jedoch auch durch Abgeordnete des Verwaltungsrathes von Prag aus 
geleitet werden. 

§. ö. 

Dauer der Gesellschaft. 

Die Gesellschaft tritt mit dem Ta;;e der CouUituiruug in Wirksamkeit 
und endet mit dem Erlöschen der Concession. 

Sie löst sich aber auch schon früher auf, wenn die Bahn vom Staate 
eingeliist, oder von der Go^elUobaft veräussert wird. 

n. Abschnitt. 

Q«aellaeli«ftlicher UnternehmungHroBd. 

§. 6. 
Aetien. 

Der Gesellschaftsfond i<t auf 12 Millionen GuldtMi f(Mtgcsotzt, und 
vird durch 60.000 Stück Actieu, jede ä 200 Ü. österreichische Währung» 

gebiUlet. 

Behufs der Deckung ilcs zur Heratellun;^: und Inbetrieb^titzuna;' der 
llahn crfonleriichen Mehraufwand r;s dient der Gesell.s ''laft die zufdi^e diM 
mit dem hohen k. k. Finanzministerium unterm 23. Oi^toher i sBO getroffenen 
(Jebereinkommens bewilligte Uinausgabe von in Silber verzinslichen und 
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rttoksahlbaren Prioritftts-Obligmtioneii bis «im Betrage von 12 Hillionen 
Golden dsterr. WSbrong, welcbes PriorifStgaoIehen keinen Tbeil dei 
StrniTiK npital^:, sondern ein PawiTiim der Gesellsebaft bildet 

Sollte es Bich als notb wendig oder irUnschensweHh heransstelien, lo 
kann die GeneralTerssmmlnng der Gesellschaft mit Genehmigung der hoben 
Stsatsrerwaltnng das Actieneapital dnreh Hinaasgabe neaer Aetien ver- 
grÖBsem oder ein nenes Anlehen anfnebmen (§. 36 f)* 

§. 7. 

Beantheilung der Aetionftre. 

Jode Aclie gibt ihrem Besitzer i'Actionär) das Recht auf den verhält- 
niFfniäsfjigen Aiillieil an dorn Vf ririigm der Gcf^ellschalt und an den Erfrlis:- 
nipf^en der rnternel niungj jedof Ii k( in Mitcigenthum an den einzelnen Ver- 
mogensboBtandlheilrn der gescllsclinltlichen rnternehnuing, und find die 
Bepifzer von Aetien niclit l ereelitigt, eiue SicherstelluDg ihrer Ansprüche 
gegen die Geseligcbaft zu erwirken. 

§. 8. 

Haftung der Actionüre. 

Die Actionäre haften nnr bis znm Belaufe des Capitals der Aotien; 
darttber hinaus ist jede Anforderung nnzulüssig. 

Gegen dritte Personen haftet die Gesellechail für alle ihre Verbindlich- 
keiten mit ihrem gansen Vermögen, mit Einschloss des allenfalls gebildeten 
Besenrefondes. 

§.9. 

Untheil barkeit der Aotien. 

Die Aetien sind nntheilbar,* die Gesellsehaft erkennt ftir Jede Aotie nvr 
einen EigenthQmer an. 

Hehrere Theilnehmer an einer Actio mVssen daher ihre gemeinsamen 
Rechte dnreh eine Person wahrnehmen laesen 

§. 10. 

Unterwerfung nnter die Statuten. 

Mit dem Besitze einer Actie ist die Unterwerfung unter die Statuten 
der Gesellschaft verbunden. 

§. 11. 
Form der Aetien. 

Die Aetien werden nach dem angeschlossenen Formulare Lit. A uut 
fortlaufenden Nummern augefertigt, aus einem Juxta-liuche, welches bei der 
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Gesellschaft aufbewahrt bleibt, heraus^esohiiittcn . in t <1<mu tro -keiicii 
Stämpel der Gesollachaft verseilen, und mit der üiiterdchrift zw.ner Mit^^licder 
de8 Verwaltunp^sratiies f^ezcidniet. 

Jodt'r Ai tie wird oiii Ci»iii)')M.-^bnL'"ori für Zltiseii und Dividenden, auf den 
l'eberbriuger ^au porteur; lautend, nebst Talont», beigegeben. 

§. 12. 

Umschreibung der Aotie. 

Die Aotien werden auf den Ueberbringer Uatend ausgestellt, es steht 
jedoch jedem Besitzer Irei, gegen Vergütung der ron der Gesellsohaft fest- 
UMtsenden Qebühren seine Aotien auf bestimmte Namen umsehreiben zu 
Isssen. 

Das Eigenthum der ersteren wird dnroh blosse Uebergabe übertragen^ 
wihrend die Uebertragnng der auf bestimmte Namen lantenden Aetien 
mittelst einer den Actien beigefügten Cession, welohe auf die Aotie selbst 
gesohrieben werden kann, zn gesebehen hat 

Eine Haftung der Gesellsohaft für die Echtheit der Oesaion oder der 
sonstigen Uebertragungs-Urkunde findet nicht statt. 

§. 13. 

Deponirung der Actien. 

Jeder Acti'Miär kann neiiio Actien jrc^cn E:itrichtiing der liiefür von 
der (iest'llschaft bestim uteri <lel»!i!ir bei der Cassa der Gesellschaft liinter- 
legea und dagegen einen auf »einen Namen lautenden Erlagsdchein erheben. 

§. 14. 

Amortisirung der Aotien und Coupons. 

In Verlu-it ^'erathene Actien und Ci»Uj) jus inihsen von dein zustän- 
digen Gerichte amortisirt werden, um neuj Urkunden dagegen erhalten zu 
kdnneu. 

III. Abschnitt. 
Org»aia»tlo« «ler Geaellaeluifll* 

§. 15. 

Orgaue der GeselUchaft. 

Organe der Gesellsohaft sind: 
o) die Generalversammlung; 
h) der Verwaltungsratb: 
c) Der RoTisionsaussehuss. 
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IV. Abschnitt. 

Dl« €le«enl¥evMBiinlaMg. 

§. 16. 

Befähigung zur Th o il n ah m e an der G encral versammlang. 

Die Gesammtheit der AotioDäre wird dnrcli die GeneralversammliiDp 
rertreteD. Jeder stimmberechtigte Aetionlr ist befugt , an dereelben theil- 
snnehmen. 

Abveeende kStinen sich mittelst Vollmacht durch stimmberechtigte 
ActioDlre rertreten lassen. Die Form der Vollmacht wird vom Verwaltnsgs- 
ralhe bestimmt. Pflegebefohlene, Gemeinden, Gesellschaften und Corporationen 
werden durch ihre gesetslichen oder statntarisehen ReprS%entanten ver- 
treten, auch wenn diese nicht selbst Actionflre sind. 

Stimmrecht der AetionHre. 

Je 20 Acticn geben das Kecht aut Eine Stimme. 

§. 18. 

Ordentliche und ausserordentliche Generalversammlung. 

Die ordentliche (!eite)aIverR»mmlung tritt rrgelmSssig im Monat April 
oder Mai eines jeden Jalires in Wien zusammen. 

AuBBerordentliche GencralverFammlunfren könndi so oft stattfinden, 
als es der Verwaltungsrath für erforderlich erachtet, und f^ie ^ind auch dann 
einsnberufen, wenn 20 ActionSre, deren Actien den zehnten Theil des 
Aetiencapitals reprSsentiren, und von ihnen nach §. 20 deponirt werden, 
darauf beim Verwaltungsrathe antragen. Im letateren Falle hat die Ein- 
bemfung binnen llngstens 80 Tagen zu erfolgen. 

§. 19. 

Einberufung der Generalversammlu ng. 

Die Einberufung,' der (i( nn alvt rsnu niluna: f.M srliielit mittelst Kund- 
machung durch die im 37 aufpeiührten Zeitunfrshiättrr, w elche mindestens 
80 Tage vor dem zur AMialtuiig der Verpaniniluug anberaumfen Tage zu 
gCBcheheu, und die Gegenstände der Versammlung bekannt zu geben hat. 

§• 20. 

Legitimation zur Ausübung des Stimmrechtes. 

Die Actionttre müssen, nm der GeneralTersamm.luig beiwohnen n 
dürfen, wenigstens 14 Tage ror dem Zusammentritte derselben ihre Actien, 
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tnf deren Grand sie ihr Stimmreeht ansflben wollen, am Sitse der Gesell- 
lehaft, oder bei den Tom Verwaltangsrathe hiexn bestellten Agentoron 
hinterlegen, und erhalten eine Legitimationskarte, welche anf den Kamen 
lintety die Zahl der hinterlegten Aotien nnd die anf den Inhaber derselben 
«Btfallende Stimmensahl answeist nnd nur für die beseiohnete Person oder 
dir deren gehdrlg Bevolhiülebtlgten gilt. 

§. 21. 

Besehlnssflhigkeit der Generalyersammlnng. 

Dil' Geiieralvorsaininluii^^ ist bescliliissraliig , wenn über deren erste 
Einberufung weni^^steu.s 20 stimmberechtigte ActionUre anwesend sind, 
welche mindesteüB den 20. Theil des liiuausgegebeuen Actiencapitales 
vertreten . 

Cm eine Aenderun^r der Statuten, eine Veniielirung des gesellschaft- 
lichen Unternelimungsfondcs durch llinausgahe neuer Actien, die Aufnahme 
eioes Anlehens, die Veräusserung der Eisenbahn oder die Auliosung der 
Gesellschaft giltig besehliessen zu können, muss wenigstens der sechste 
Theil des Actieneapitals durch mindestens 30 Actionärc vertreten sein. 

Ist die Generalversammlung nicht beschlussfähig, so wird sie vertagt 
und unter Angabe des Grandes sogleich in Gemässheit des §. 19 neaer- 
dingä einberufen. 

Die Generalversammlung ist bei ihrer zweiten Znsammenkanft 
beschlussfähig, ohne an eine bestimmte Anzahl von Mitgliedern, oder an 
^en durch dieselben vertretenen bestimmten Theil des Aetiencapitals 
gebnnden zn sein. — Sie darf jedoeli in diesem Falle nnr Uber solche 
Oegenstiinde besehliessen, welche bereits zur Tagesordnung der vertagten 
Oeneralyersammlnng geh5rten. 

§. 22. 
Vorsitz. 

Den Yorsits bei der Generalversammlnng fOhrt der Vorstand des Ver- 
waltnngsrathes oder dessen StellTertreter. 

Er bestimmt die Reihenfolge der znyerbandelnden Gegenstände, ernennt 
den Sehriltflihrer nnd die Stimmenzühler, erSffhet nnd schliesst die Ver- 
handlnngen, veranlasst die Abstimmung nnd bestimmt die Art derselben. 

§.23. 

Erforderniss zu rSchhissfassung der Generalversammlung. 

Die Generalversammlung fasst ihre BesohlUsse mit absoluter Stimmen- 
mehrheit. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
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Die Aendernng der Statuten und die Veimdhmog des gesellschaft- 
liohen Untemehmnngsfoodes dnroh Hinaasgabe neuer Aotien, die Anfnahme 
Ton Anlehen, die Verilussening der Eisenbahn nnd die AuflSanng der Ge- 
eellaehaft kann nur durch eine Mehrheit von zwei Dritttheflen der Stimmei 
besehloBBen werden. 

§• 24. 

Gegenstände und Wirlcnng der Schlnssfassung. 

Die GeneralTersammlnng ist berechtigt , innerhalb der Orilnzen der 
Concession und der Statuten Uber alle Belange der Gesellschaft au beratben 
nnd zn besohliessen, und hat sich jeder ActionSr ihren innerhalb dieser 
Schranken gefassten ^esohlttssen zu fügen. 

§. 95. 

Einhaltung des Programmes. 

In der Generalrersammlung wird nur Uber jene Gegenstände yer- 
handelt, welche in dem bekannt gemachten Programm bezeichnet sind. In 
dieses sind auch jene Anträge aufzunehmen, welche von wenigsteos 
10 Actionäreuy deren Actienbesitz denselben mindestens 50 Stimmen 
gewährt, unter Deponirung dieser Actien wenigstens 14 Tage Tor Ein- 
berufung der Generalversammlung dem Verwaltungsrathe schriftlich Über- 
reicht worden sind. 

Jedem stimmberechtigten Actionär steht zwar das Recht zu, in der 
GeneralTcrsammlung selbstständige Anträge zu stellen , jedoch wird Uber 
dieselben nicht sofort berathen und entschieden, sondern es hat die Ver- 
sammlung, wenn ein solcher Autrag von 'wenigstens fünf stimmfähigen 
Actionären unterstützt wird, vorerst nur zu entscheiden, wann derselbe in 
Vcrhandluiif^ zu nehmen sei. Ausgenommen hievon ist der Autrag aul Ein- 
berufung einer ausserordeutlicheu Geueralversanimiung. 

§. 36. 

Vorbehaitene Gegenstände. 

Der Verhandlung und Schlussfassung der Generalversammlung smd 

folgende Gegenstände vorbehalten: 
a) die Wahl des Verwaltungsrathes; 
h) die Wahl der Rechnungsrevisoren ; 

c) die Genehmigung der Jahresreehnnngen ; 

d) die Yerwendung des Reingewinnes; 

e) die Ertheilung besonderer Vollmar>hten an den Verwaltuugsrath in 
FälleUi welche in den Statuten nicht vorgesehen sind; 
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f) die VenDebrung des Gesellschaftscapitals durch Uinausgabe vod 
Actien oder Aufnahme von Anlehen; 

g) die Errichtunj^ von Zweig- und Flü/^olbahnen; 

h) dip Auadehnung der Geschäfte der Gesellschaft über die im §. 2 fest- 
gesetzten Gränzen; 

i) die Verpachtung des KiseubuhnbetriebeSj 
Je) die Veriiusserung der lusenbahnj 

/) die Abänderung der Statuten; 

tn} die Autlüsung der Gesellschaft vor Ablauf der coucessiouirteu Dauer 
derselben.^ 

Zur Giltigkoit der Besclilüsse über ilie in den Absätzen f, 7. h, k, Ij 
und m aufgelülirten Gegenstünde ist die Genehmigung d»'r luilien Staats- 
verwaltung erforderlich. Es bleiben jedoch der Staatsverwaltung auch rück- 
sichtlieii der übrigen Beschlüsse der Geueralversammluug die concessions- 
miwigen liechte vorbehaiteu. 

§. 27. 

Protakoll Uber die VerhandlungeD bei der ^eneralver- 

sammlung. 

Ueber die Verhandlungen bei der Generalversannulung wird ein 
Protokoll geführt, und von dem Vorsitzenden , dann von wenigsten» zwei 
der anwesenden Actionäre und dem Schriftführer unterzeichnet. 

Der Urschrift des Protokolls wird das Verzeichniss der atimmberech- 
tigteo Mitglieder der Generalversammlung mit Angabe der von jedem ver- 
tretenen Actienanzahl nebst den Vollmachten beigefügt 

Die in dem Protokolle der GeneralverBammlong verzeichneten Be- 
schlüsse, mit welehen Handlungen oder UnteriasBungen der Verwaltunga- 
organe gutgebeiesen oder gerechtfertigt werden , haben den Letzteren als 
Aittolntorinm zn dienen. 

V. Abschnitt. 

YerwAltangaraAli* 

§. 28. 

Bestimmung des V^crwaltungsrathes. 

Der ans 12 Mitgliedern bestehende Yerwaltungsrath ist der Vorstand 
der Geselisehaft im Sinne des §. 227 H. O. B.; er vertritt dieselbe nach 
Anssen nnd ist mit der im Gesetze festgesetzten Verantwortlichkdt am allen 
VeiAgangen in Gesellsohaftsangelegenheiten berechtigt^ welche nioht der 
Generalversammlung vorbehalten sind. 

Dem Ycrwalttingsrathe ist insbesondere die fimennang der Beamten 
dfir Gesellschaft and die Genehmlgnng der Dienstvertrftge, Dienstes- 
isstraetionen nnd Reglements für die Ftthmng der Geschäfte vorbehalten. 
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§. 29. 

Ansschliessangi gründe. 

Beamte der Gteeellsehaft und alle, die an ihr in YertragSTerhUtusm 
stehen, alle, die in Concors verfallen sind oder sieh dem Yergleiehsver 
fahren unterworfen oder ihre Zahlungen eingestellt haben, ohne ihre Olia- 
biger befHedigt zu haben, alle, welche wegen eines Verbrechens oder wegen 
eineB ans Gewinnsucht hervorgegangenen oder die öffentliche Sittlichkeit 
verletzenden Vergehens, oder einer solchen Uebertretung in LlntersuchüDg^ 
gezogen und nicht schuUllos gesprochen worden siml, können nicht Mit- 
glieder des Verwaltungsrathes sein. Tritt ein solches Vorhiiltniss oder eine 
Verminderung des im §. 32 gedachten Actienbesitzes wahrend der Amts- 
dauer ein, so hat es unmittelbar den Verlust der Stelle zur Folge. 

§. 30. 

Wahl der Mitglieder des Verwaltnngsrathes. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes werden von der Gtoneralver- 
sammlnng anf drei Jahre gewühlt; ihre Wahl wird dnroh die Sffentliehes 
Blltter (§. 87) bekannt gemaoht 

§. 31. 

Brgftnzung desYerwaltungsrathes. 

Jed<'s Mitglied, das cino droi jäln ige Funotionsdauer zurückgelegt bat, 
hat auBzntrcten, ist aber wieder wähiliMr. 

Tritt ein Mitglied des Verwaltnn^'srathcs während seiiK r Amtsdauer 
aus, so ist in der iiäeliston General Versammlung lur den Rest seiner Amt8< 
daner ein Vertreter zu wählen. 

Mitglieder des Verwaltungsratiies, welche im Auslande domiciliren, 
können sich bei den Verhandlungen des Verwaltungsrathes durch ein Hit- 
glied desselben vertreten lassen. 

§. 32. 

Hinterlegung von Actien von Seite der Mitglieder des Ver- 
waltnngsrathes. 

Jedes Mitglied des Yerwaltangsrathes mnss binnen 8 Tagen nseh 
seiner Wahl fünfzig Aetien der k. k. priv. Böhmischen Westbahn in der 
Gesellschaftcassa deponiren, welche daselbst als Oantion fttr die ans seiner 
Function entspringenden Yerbindliehktiten gegen die GesellsohafI bis nr 
Erledigung der anf seine Fonctlonsperiode bezüglichen Rechnungen in Tw- 
wahrung bleiben, nnd welche während dieser Zeit von ihm weder behütet 
noch veräussert werden dürfen. 
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§. 33. 

Vorstand des Verwa Itnngrsrathe«. 

Der VerwnltunL'srath wählt aus seiner Mitte jährlich einen Vorstand 
and desson Stellvertreter. 

Jeder derselben ist immer wieder w ählbar. — Bei irleiciizoitiger Al)- 
wesfnheit Beider betraut der V<Mwaltuug8rath zeitweilig eines seiner Mit- 
glieder mit dem Amte eines Vorstandes. 

34. 

OeBC liXftsordoong des Verwaltnngsrathes. 

Der Verwaltangsrath versammelt sich am Sitae der OeseUsohaft auf 
Eialadimg des Vorstandes, so oft es das Interesae der Gesellschaft erfordert 
oder es von drei Mitgliedern des Verwaltangarathes beantragt wird ^ amn 
wenigsten aber einmal in Jedem Monate. 

Die Beaehlfisse werden dnroh absolute Stimmenmehrheit der persSnlich 
Sttwesenden Mitglieder gefasst, wobei jedem Mitgliede nur eine Stimme 
snkommt. Ausserdem kann ein Mitglied als Bevollmächtigter nur noch eine 
iweite Stimme führen. Bei Gleichheit der Stimmen gibt jene des Vor- 
sitzenden den Ausschlag. 

Zur giltigen Hesciijyssfassnng ist die ordiiungsmässigc Einladung 
sämmtlicher Mitglieib-r des Ver\valtunt,'st athcs und die Anwesenlieit von 
wenigstens der Hälfte derselben notbwendig. 

l'eber die Vcrbaiidlungen des Wm'w altungsratbes wird ein l*rotokoll 
auffrenouimen, welches von dem Vorsitzenden und wenigstens zwei Mit- 
gliedern zu unterzeiclinen ist. 

§. 35. 

F i r m a z e i c h n u n g. 

Die Firma der Gesellsehaft wird ooUeetiv entweder von zwei Mit- 
gliedern des Verwaltungsrathes oder von einem Mitgliede des Verwaltnngs- 
ratbes und von dem* seitens des Verwaltnngsratbes mit der Proenra wer- 
lehenen Oberbeamten gezeiehnet, welcher letztere jedoch mit dem Beisätze 
p. p. zu unterzeichnen hat. 

§. 36. 

Reeht zur Bevollmiohtignng. 

Der Verwaltniigsrafli kann unlieschadet der Bestimmungen der Artikel 
231 nnd 234 H. G. R. dureb eine SpeoialvoUmaeht Itir bestimmte Gegen- 
stände und für eine bri^timmte Zeit die Ausiiltung seiner Befugnisse an ein- 
zelne Mitglieder oder an Qesellschaft^beamtc Ubertragen. 
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§. 37. 

VeröffentlichuDgen. 

Alle Knndmaehangen in GeBeHscbaftoangelegenheiten sind in der 
Wiener und Prager amtlichen Zeitung zu TeröffentUchen. 

§. 38. 

Haftung der Mitglieder des Verwaltungsrathes. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes sind fttr ihre AmtsftthruDg hi 
Gemlssbeit des Handelsgesetzes verantwortlieh. 

§. 39. 

E ntlohnun g des Verwaltungsrathes. 

Der Verwaltun^.srath bezieht lur seine Mühewaltung die im §. 42 fest- 
gesetzte öu/o Tantieme. 

IV. Abschnitt. 

Der Re¥lato«iMaTCk«aa« 

§.40. 

Mitglieder des Revision sansschusses. 

Hohufs {1(M- l'riifuiiir und A<ljiistirun;:: der j,'osolls<'ii;irtliclicn KecliiiiiriL'-on 
für (las laulciidi:; Jalir, wählt (Vif jeweiligre ordentliche Gciieralvcrt^ainniluii? 
aus den stiniinberechtiijten AclionUrcn. mit Ausnahme der Mitglied -r de> 
Verwaltungsratl»e8 und der durch §. *J9 von der Wahl zu Verwaltuugä 
räthen rai.sgeschlosscnen I^ersonen, den aus drei Mitgliedern und drei 
£raatzmännerii bestehenden Revisionsausschuss. 

§. 41. 

Wirksamkeit des K e v i s i < » n s a u s 8 c h u s s e s. 

Der ReTisionsansschnsB hat die Richtigkeit der abgeschlossenen Jahres- 
rechnungen zu prüfen, ttber vorkommende Anstände und Bedenken von den 
Hechnungslegcrn im kürzesten Wege mündliche oder schritttiche Auf- 
klärungen und Erläuterungen abzuverlangen , und den Sohlussbefund der 
nächsten Generalversammlung vorzulegen. 

Vn. Abschnitt. 
Verwendaag der ErtrAgaisae« 

8.48. 

Vertheilung der Jahresertrignisse. 

Die Reehnungen der Oesellschaft werden aiyuhrlioh mit dem 31. De- 

cember abgeschlossen und sohin mit der Bilanz und mit dem Beftinde dj6t 

Revision^ausschusses der Generalversammlung vorgelegt. 
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Das oftoh BestreitoDg aller Betriebs- und Erhaltnngeanslagen , der 
erentiieneii Beschaffang der zw Zinsensahlnng ond Capitalstilgung erfor- 
dertfehen Talnta, der Verlnete nnd Abschreibnngen vorhandene Ertrignisa 
vird Terwendet: 

a) vor allem zur Zahlung der Zinsen und der Tilgungsquote für die 
l'rioritäts-Obli/iatioTi cn. 

h) zur Bostreitunj:; einor 5o/o'rP'i Dividende, sowie <ler seinerzeit zur 
Actientil^unf^ in dem betrefTonden Jahre erfordci liclien Summen. 

Ergribt sieh ein Ueberscliuss über das vom Staate garaiitirte Rein- 
erfrägniss, ?(> wird die Hälfte desselben vor allem zur Riii^kzahlunfr der 
etwa vom Staate geleisteten Vorschüsse im Sinne des mit der hohen 
Staatsverwaltung abgeschlossenen tebereiukommens vom 24. Juni 1869» 
§.13 verwendet. 

V'on der darnach verbleibenden Summe werden, nach Abschlag der 
nach §. 43 dem Reservelond zuzuweisenden Dotation, öo/^ dem Ver- 
waltungsrathe als Tantieme zugewiesen. Der sohin sich ergebende 
üebersehuss wir<l als Superdividende vertheilt oder sonst nach Mass- 
gäbe der Beschlüsse der GeneraWersammlang verwendet. 

§. 43. 
BeserTefond. 

Von demUebersebuBBedes jührlichen Reinertrages (§. 42) wird znnXohst 
ein Betrag von wenigstena 5*/o znrttokgelegt^ um ala Reaerrefond für nnvor- 
hergeBeheae Avalagen au dienen. 

Wenn der Reaerrefond den Betrag von 1,200.000 fl. erreicht, haben 
deaien Zoaehttaae ana den Erträgnisaflberecbfleaen anfsnhören; sie dnd aber 
wieder aufzanebmen, sobald der Beserrefond unter jenen Betrag benibainkt. 

§.44. 

Zahlung der Zinsen nnd Dividenden. 

Die Zahlung der Actienzinsen erfolgt halbjährig am 1. Jänner und 
1. Juli, jene der Dividende am 1. Juli eines jeden Jahres bei der gesell- 
schaftlichen Hanptcassa in Wien, oder bei den namhaft gemaobten Agentnren 
im In- und Auslande. Zinsen- nnd Dividendenbeträge, welche nicht inner- 
halb fünf Jahre nach der Zablangsseit erhoben werden, Bind der Geaellachaft 
verfallen. 

§. 46. 

Tilgung der A c t i e n und P r i o r i t ä t s - 0 b 1 i g a t i o n e n. 

Innerhalb der Dauer der ertheilten Allerhöchsten Goncession hat die 
TUgang der Prioritäts-Obligationen und der Aotien der Qesellacbaft zn 
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erfolgen, und zwar sind zunächst innerhalb der ersten 54 Jahre die Prioritäts- 
Obligationcn nach dem von der Staatsverwaltung bereits genehmigten Ver- 
loHuugsplane zu tilgen. Nach erfolgter Rückzaldung sämratlicher Prioiitiits- 
Obligationeu. d. i. vom Jahre 1917 an, hat die Tilgung der Actien lu 
beginnen; liiezu wird eine zu dem Aotiencapitale im richtigen Verliältuisse 
stehende Tilgungsquote hentimmt , und ein Tilgungsfond gebildet, welchem 
auch die Zinsen für den jeweilig bereits getilgten Theil der Actifii zuzu- 
fallen haben und aus welchen die fortschrciteude Tilgung zu bewerk- 
stelligen ist. 

Insolange die Tilgung der Prioritäts- Obligationen nicht vollendet i?t. 
bleibt die volle Gewähr de» Staales vtm 5 2 ,« Percent des Gesammteapitales 
von 24 Milliojien aufrecht. Vom Beginn der Tilgung der Actien, d. i. voui 
Jahre 1917 an, wird die Gewähr des Staates auf jenen Betrag beschränkt, 
welcher nach Massgabe des zu entwerfenden und der Genehmigung der 
Staatsverwaltung zu unterziehenden Tilgungsplanes zur Verzinsung und 
Tilgung der Actien erforderlich ist. 

§. 46. 

V e r 1 o s u n g. 

Die zu tilgenden Actien werden durch Verlosung bestirarat, die jährlich 
zu der Zeit und auf die Art, welche der Verwaltungsratli festsetzt, öffentlich 
in Wien stattfindet. 

Die Nnmmem der gezogenen Actien werden statutenmäaaig (§. 37) 
kundgemacht. 

Den Besitzern der verlosten Actien wird vom 1. .länner des auf die 
Kundmachung folgenden Jahres am Sitze der Gesellschaft zu Wien der 
Kennbetrag dieser Actien, nehst den noch unbehobenen 5percentigen Zinsen 
bis zu dem znr Einldsnng bestimmten Tage, und den bis dahin noch unbe- 
hobenen bereits festgestellten Dividenden in Barem ausgezahlt, nnd ihre 
ursprttnglicheii Actien sammt den dazu gehörigen noch nicht TerfalleneD 
Interessen- nnd DiTidenden-Oonpons nebst Talon werden gegen besondere 
anf den Ueberbringer lautende, mit Dividenden -Coupons nnd Talon Ter- 
seb'ene Oennssseheine umgewechselt, deren Formular seinerzeit von dem 
Verwaltangsrathe mit Genehmigung der Staatsverwaltung festgestellt 
werden wird. 

Den Besitzern dieser Genussscheine steht gegen die Gesellschaft kein 
weiterer Anspruch auf die zurttckgezahlten Actieneinlagen nnd auf deren 
öperoentige Verzinsung zu, doch haben sie im Uebrigen gleiche Bechte mit 
den Besitzern der nicht getilgten Aetien, daher auch die Gennsssohelne, inso- 
fern es sich nm die Bemessung des durch die Aotionäre vertretenen Oapitals 
und nm die Beurtheilung der Besehlussflhigkeit der GenenUversammUsg 
handelt (§§. 31 nnd 23), gleiche Wirkungen mit den Aotien haben. 
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Vm. Abschnitt 

&»treitigkeUen. 

§. 47. 

Schiedsgericht. 

Streitigkeiten aus dem Oesellschaftsverhältnisse werden vor dem 
Schieds^M-ri -lite der Wiener Handels- und Gewerbekammer ohne weitere 

Berufung ausgetragen. 

IX. Abschnitt. 

AaflÖBung der OeHellschaft* 
§. 48. 

. Fälle der Auflösung der OeseiUchaft. 

Die Auflösung der (iesellschalt findet entweder in Volfne der Beatim- 
mungen der Concessionsurkunde. l)oim Erl<ischen, oder bei der Einlösung 
der Coüces^ion, aussi rdem nber .uk Ii l>ei VerUnsserung der Eisenhalm 
in Folge eines statuieumässigen Besciilusses der Ueneralversammiung 
(§. 26) sUtt. 

§. 49. 

Liquidirung und Yertheilung des gesells cliaf tiicli cn Ver- 
mögens. 

In allen Fällen der AuflÖBnng der Gesellschaft ist deren Vermögen in 
der von der Generalversamralung festzusetzenden Art und Weise zu liqui- 
diren. und der nach Bezahlung der Schulden, Erfüllung aller Verpflichtungen 
und Rückzahlung der Einlagen auf die noch nicht getilgten Actien 
erübrigende Rest unter die Besitzer von Actieu und Genusssebeinen nach 
den Verhältnisse ihrer Beantbeilung gleicbmässig sn rertheilen. 

X. Abschnitt. 

Besiehangeo der Gesellsehaft aar Staats verwallung« 

§. 60. 

Anfsichtsreoht der Staatsverwaltung. 

Die Staatsverwaltung wird das ihr zustehende Aufsichtsrecht durch 
einen zu bestimmenden landesfiirstüchen Commissär ausüben lassen. 

Demselben bleibt es vorbehalten, in die Geschäftsgt Imrung der Gesell- 
schaft Einsicht zu nehmen. £r hat darauf zu sehen, dass die Gesellschaft die 
Oränzen ihrer Goncession nicht überschreite und die Bestimmungen der 
Statuten »owie die allgemeinen Vorschriften genau beobachte. 
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Nebstbei bleiben die in der Coiicessionsurkunde und in dem Ueberein- 
kommen in Betreff der Ueberwaclmnjs: der Gesell<?chaft petr^fTenen Anord- 
nnnfren in voller Kraft. Mit HüeUsicht auf die der Staatsverwaltung in Ans- 
übun^^ ihres Autsichtsreclites erwachsende Gcsciiäftslast wird von der Gp- 
sellschaft eine von der Stnati^verwaltung' zu bestimmende Fauschalsomme 
jährlich an den Staatsschatz entrichtet. 

^1- 

Berilcksichtigung geeigneter Militärpertonen bei Besetzung 

der Dienststellen. 

Die GeselUcKalb ist verpfliehtet, die sich nm eine Dienitstelle bei der- 
selben bewerbenden und dazu geeigneten Militlrpersonen naoh Massgabe 
des Gesetzes vom 19. April 1872, R. 6. EL Nr. 60, vorzageweise zu be- 
rttoksiebtigen. 

10704. 

Vorstehende Statuten, welch»* an die J^telle der untenn 21. December 
1860. Z. 37510-2943. bestäti-rten Stututen treten, werden auf Grund 
AUerliik'hster Ermäehti<!:nn*r genehmigt. 

Wieu, am 2. August 1873. 

Der k. k. Minister des Innern : 
(L. S.) Lasser m. p. 



8. Anmerkung inr Coneessionsnrknnde yom 8, SeptemlNsr 1969, 

H. M. Ydir. Bl. Nr. 79, 

für die EisenbAhn Ton Prag über Pilsen an die bayerische Grinse. 
(Bd. II, Abth. 1, Seite 681.^ 
Zu §. 14. 

Mit 1. Jänner 1878 ist anf Grand eines gemeinscbaftlioben Ueber- 
einkommens anf sXmmtlichen iSsterreichiscben nnd ongarisoben Eisenbahoen 
ein nener einbeitlieher Militärtarif in Wirksamkeit getreten. 

Zu §.18. 

Die Er9ffbnng des Betriebes auf den einseinen Strecken der BShmisohsn 
Westbabn erfolgte, nnd zwar: 

Sknrnian-bayeriBcbe Gränse am 15. October 1861, 
Prag-Skurnian am 15. Jnli 1862| 
Chnst-Radnits am 2. April 1868. 
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(TgL Bd. II, Abth. 1, Seite 623, Bd. lU, Seite 449 and £rg.-Bd. I, Seite 813.) 

1. Anmerkongen zur Goneessionsiirkimde Tom 15« Jiml 1866^ 

H. H. Ydg. B1. Nr. 46, 

ftr^ Eiseobahn von Kcichenbcr^ nach Pardubitz mit der i iügeibabn nach Schwidowiti, 

(Bd. II, Abtii. 1 . Seite 625). 

Za§. 7. 

MH dem Handelsminiaterial-Erlasse Tom 6. December 1874, Z. 88616» 
wurde gestattet, dass die damals wirksamen Personentaxeii aaeh Yom 
1. Jinner 1875 ab auf Weiteres sar Einhebung gelangen (vgl. den Zusatz 
zur 8. Anmerkung am Seblnsse des §. 7 im Bd. III, Seite 449 und den 
weiteren Zusatz im Er^r.-Bd. I, Seite 828). 

Die Tarifbestinunungen ffir Personen und für den mit der Personen- 
befSrdernng im Znsammenbange stebenden Saohentransport wurden seither 
auf Grand des Gesetzes vom 15. Juli 1877, R. G. Bl. N. 64, betreffend die 
Maximaltarife für die Personenbeförderang auf Eisenbahnen, mit dem Proto- 
eollar-Uebereinkoninien vom 27. September 1877 (Kundmachung im R. G.Bl. 
Nr. 90) geregelt. 

Zu §. 8. 

Mit 1. Jänner 1878 ist auf Grund eines gemeinsohaftlieben Ueber- 
einkommens auf sämmtlicben österreichischen und ungarischen Eisenbahnen 
«fai neuer einheitlicher Hilit&rtarif in Wirksamkeit getreten. 



2. Anmerkiiiis zmii Gesetze vom 19. Juli K. G. BI. Nr. 86, 

inBetrflT (IfrRtMliniiunm'n undZu^t staiidnissf für die Artienifesi llschall der Süd-Norddeutschfn 
VirbiDduDg2>bdhn mm Behuf« diT Fortsetzung ihn-r liauptlinic von Keichi-nberg über l-riedland 
Ms nr liUidesgrinxe bei Seideiberg, dann einer FlOgelbaha von Eisenbrod nach Tannwtld. 

(Bd. III, Seite 449.) 

Zu Artikel I. 

In Abäiuicriuif; ilicHes Artikels wunle mit dem Gesetze vom 4. Mai 1873 
(Tgl. unter 4; die Maximalsiiumie, bis zu welcher die Regierung ermüclitigt 

40 / 
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ist, die Garnntic eines jäinlielieii liiiilpt'irrntiiren Rcincrtr'agnisHOs von dem 
wirklicli auf^ewendotiMi und gehi)ri^^ nach^^cwiescueu Anla-rccapitale zuzu- 
sichern, auf den Betrag von nennundliinf/ig Ta^^4end acht Hundert (59.dO0) 
Gulden iu Silber durckgohnittlich per Meile erhöht. 



3. Aniuerkiiugeii zur Concessionsiirkuude vuiii 31. März 1872^ 

R. G. Bl. Nr. 62, 

f&rilitt Eisenbahn von Reich*>nbiTg über rrii-ilhind Iiis zur Landrsgränze bei Seidenbergi dui 

einer Flügülbahn von i^isenbrod nach l&nnwald. 

(£cg.-Bd. I, Seite 382.) 

Zu ij. 2. 

Auf Gmud des Gesetzes vom 4 Mai IHT"? iv^l. unter 4), wurde dem 
Verwaltungsrathe der Süd-Norddeutsciien Verbindunj^.^bahn mit dem Handels- 
ministeriai-Erlasse vom 9. Mai 1873, Z. 16167, die Erhöhung der? .ir.in- 
tirten Reinerträgnisses für die hier in Rede stehenden Linien auf den ßi uag 
von 59.800 fl. Silber per Meile mit dein Bemerken in Aussii ht gestellt. dasB 
hiedurch die 8ämmtUchen von der GesLllsohaft auf effe< tiv 282.000 Ü. be- 
Eifferten Mehrleistungen (insoweit auf dereit Vollzug bestanden wurdet ihre 
▼ollständige Bedeckung finden. Der Verwaltungsrath wurde gleiehzeitig auf- 
gefordert, die Durohfttbrung des Bahnbaues nunmehr^ da die finanziellen 
Sehwierigkeiteiiy an denen derselbe zn echeitem drohte, beseitigt sind, in 
GemKssheit der festgesetzten Modalitäten mit allen zn Gebote stehenden 
Mitteln zu beschleunigen und für dessen rechtzeitige Vollendung thatkriflig 
Vorsorge zu treffen (vgl. die Anmerkung zum Gesetze vom 4. Mai 1873 unter 4) 
Mit dem Erlasse des k. k. Finanz-Ministcrinms vom 27. November 1874, 
Z. 6614 F. M. (H. M. Z. 38482 ex 1874), wurde sodann einverständlich mit 
dem k. k. Handelsministerium dem Verwaltungsrathe auf Grundlage der vor- 
erwähnten Garantieerhöhung die Bewilligung znr Emission eines Ergänznngs- 
Prioritatsanlefiens von 1,488.600 fi. ö. W. crtheilt. 

Mit dem Erlasse vom 31. Juli 1873, Z. 23977, wurde vom k. k. Handels- 
ministerium im Einvernehmen mit dem k. k. Finanz-Ministerium der vom 
Verwaltungsrathe gestellte Antrag wegen Bedeckung der iHr die projcetirte 
Erweiterung der Geleise und Werkstättenanlage am Bahnhofe Reiehenberg 
erforderlichen Kosten per 576.001 fi. in der Weise genehmigt, dais 
400.000 fl. als schwebende Schuld aufgenommen werden, deren Zinsen dem 
Giesserei-Conto zur Last fallen und der Restbetrag per 175.001 fl. zu Lasten 
des Baueontos bestritten werden, jedooh unter der Voraussetzung, dass da- 
durch weder das bestehende Garantieverhältniss bezüglich der alten Linien 
der Süd Norddeutschen Verbindungsbahn in irgend einer Weise alterirt, noch 
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^er Banfond der Linien Reiclienberg- Seidenberg und Eisenbrod-Tannwald 

in Anapmeh gronommen wird. 

Mit dem Erhisse vom 4. Februar 1874, Z. 2363, hflt das k. k. Handela- 
ministerium im Einvernehmen mit dem k. k. Finaii/ministerium dem Ver- 
waltnngsratlie ül»er dessen Ein>clireiteii belinl's leichterer Austiilirun^i: der 
Süd-Norddentseli n VerbindungKbalin von Rfiehenbcrg ^egen Seidonberg in 
den Profilen 0 — 32 die ljewilli{j;:iing zur raclitiiiifj: des der Zittau-Reiclien- 
berjrer Eisenbahn^^c^cllscliaft f^ehorigen l'ntt rbaues zwischen 'len Profilen 5 
tmd 30 der Zittau- lieichcnberger Bahn unter lulgeud» u Bediugungen er- 
theilt: 

1. Die in Folj^e der NichtauHliilirunir des dritten selbst^tändigen Geleises 
in «1er Str^-cke vom IleieluMibf rsrer Bahnhofe i»is l'rofil 30 der Zittau Reirhen- 
ber<^t r Bahn in Ersparniss tr^-tende Summe von iilliriieh 19.(531 Ii. ist mit 
dem enttalb'nden Caj)itnUb(>tra^'-e von 392.680 tl. nom. in gesellsehal'lliclH'n 
Titres in den Mesci vciond zu hinturk-;^en und unter (legensperre des landcs- 
tiirstlichen ('omniissärs in (U'insellM'n bis zur Austiihnnifc des GehMses auf 
«igeneni Bod( n der Süd-Xorddeutschrn Vcrldndungshalin zu belassen. 

2. Sobald es im liiti-ressi- dor Vcrktdirsverliältnisse vom Ilandels- 
Ministcrium jrelordri t werden wird, ist das srlbstsläudige Geleise der Linie 
Ueicheiibei.u^-S<'id('nl)eri;- in AusfiihrunL' zu brin^ren. 

3. T)(M- PachtvertraLT ist vor dessen Activirung zur Einsicht vorzuh^gen. 
( Ucirlizcitig wurde bemerkt, dass der oben erwühnte Betrag von 

vJ9:^.680 tl. noin. bis zu scin<M- Verwendung zur AusiUbruug des dritten Ge- 
leis<-s v(»n der Staatsgaranfie ausgeschlossen bleibt. 

Mit dt in l'rot(d\o|lar-Ucb( n inkonunen vom 4. Frbruarl878, betreffend 
die Dnrchiiihrung der auf die k. k priv. Si d Nordecutsehe Verbindungs- 
bahn bezüglichen (Jarantiebestimmnugen etc., wurde der Gesellschalt das 
VeifUgung-srecht über die in dem sub 1 erwähnten Ke.servefond euilialtenen 
Titel im Nominalbeträge von 392.680 fl. wieder gegeben. 

Mit demselben i'rctokollar-Uebercinkommen vom 4. Februar 1878, wurde 
im Ar'u 2 die Liinge der Linien Reichenberg - Seidenberg und Eisenbrod- 
Tannwald defiuiiiv mit ö8. 050 Meter gleich 7*65232 Meilen und der garantirte 
Maximai- Reinertrag für diese Linien mit 457.608 fl. Silber festgesetzt. 

Zu §. 3. 

Die ErütTnung des Betriebes auf den Linien Reichenberg'Seidenberg 
vod Eiäenbrod-Tannwald fand am 1. Juli 1875 statt. 

Zu §. 4. 

Mit dem llandelsministerial- Erlasse vom 16. September 1873, Z. 28022, 
inirde dem Verwaltangsratlie die Bewilligung zur Voroahme technischer Vor- 

40* 
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arbeiten für die Verlängerung der Flttgelbabn von Tannwald aber Gablona 
nach Reichen berg ertheUt. 

Zu §. 9. 

Aul' Grund der Bestiniuiun^en dieses Pai nfrraphpg ist dem Vorwaltuugs- 
rath der Süd-Norddeutschen Verbinduii^zöbalin der Baueonsens für nach- 
bezeiehiu'te Fliigrelbalinen zu industriellen Ktabligsements ertheilt worden: 

1. Mit Erlass der k. k. Statthaltoroi für Höhmen vom 14. Augast J875, 
Z. 45113, über Ermäehtigung: des k. k. Haudelsniinisters vom 11. .luni 1875, 
Z. 1594 iiir eine Schleppbalm von Swarow (Linie £iBenbrod-Tannwald) 
zum Fabriks- Etablissement des Freilierrn von Liebig. 

2. Mit Erlasa des k. k. Handelsministers vom 20. November 1875| 
Z. 27.663, für eine Schleppbahn von der Station Eisenbrod cum benach- 
barten Freiherr von Liebig'schen FabrikB-Etablissement. 



4. Gesetz vom 4. Mai 1873, R. 0. Bl. Nr. 88 und €. Bl. Nr. 67, 

wodurch Artikel I des Gesetzes \(ini I!». Iiili IMl (Ii. ti. HI. Nr. 86), in Retrelf der Bcdintiunuen 
uud Zugi'Stäniinisüe tür die ijsenlidhnlinito iUichinberg-^ii'idvabiTg und Lisi'nhroü-TauDMald 

«bur^Siidert wird. 

Mit Zustimmung beider Hauser des Keichsrathes linde leh anzuordnen, 
wie folgt: 

Artikel I. 

In Ablnderang dea Artikels I des Gesetzes vom 19. Juli 1871 (R. G. 
Bl. Nr. 86) wird die Haximalsumme, bis zu welcher die Regierung ermächtigt 
ist, der Actiengesellscbaft der sUdnorddeutschen Verbindungsbahn zum Behufe 
der Fortsetzung ihrer Hauptlinie von Reichenberg fiber Friedland bis zur 
LandesgrSnze bei Seidenberg, dann zum Behufe der Herstellung einer Loeo- 
motiv-Flllgelbahn von Eisenbrod nach Tannwald vom Staate, mit Inbegriff 
der Tilgungsquote, die Garantie eines jährlichen flinfpercentigen Reinerträg- 
nisses von dem wirklich aufgewendeten und gehörig nachgewiesenen Anlagc- 
capitale zuzusichern, auf den Betrag von Neunnndf&nfEig Tausend Acht- 
hundert (59.800; Gulden in Silber durchschnittlich per Heile erh&ht. 

Artikel U. 

Der Haiidrlsminister und der Fiuauzmini.ster sind mit dem Vollzuge diesem 
Gesetzes bcanltrart. 

Wien, am 4. Mai lti73. 

Ftanz Joseph m. p. 

Aimperg in. p. Banhans m. p. YreiU m. p. 
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Mit doin Hantlolsministeriiil-Erliisse vom 0. M.ii Z. 161C7 ivl'1. di»^ An-, 

raerkimg zur C'^ncfSsinnsurkiiufle %'i>in 31 März 187'_'. Ali*<itz l zu §. ~ oben unti-r Ii), 
wurde der Vcrwaltun^^äruth der äüd-Norddeutäciien V^crbindung'äbahn in Aut^führung 
obigen Qesetses verpflichtet, im Falle der Zuwendung der dnreh das obige Gesets 
gewihrleistrten Erhöhung der Staatsgarantie den Ausbau und die Inbetriebsetaung der 
beiden Bahnlinien Iteiehenbeii;-Rci(<hs::r;iir/.e bei Seidenberg und Eisenbrod-Tannwald 
unter den sonjitiireti conrosfionsmässigen IJedin?uri<;en, nach Umstünden binnen einer 
zu i>räoi.siroiHien Erstrerkutis: der kraft des Sta tt-Vertrages vom Mai 1872. R. G. 
BL Nr. 116 (vgl. ErK.-Bd. I, Seite 231), mit 1. Juli 1^571 ablaufenden Baufriat zu be- 
«iricen und abgesehen von der nunmehr entfallenden Beseitigung der NiToaukreusungen 
mehrerer Strassen (nachdem die Terfassungsmissige Bewilligung des fOr die erwihnten 
Strasseniiberbrückungen mit 60.000 {[, beanspruchten Mehrer fordemisses nieht erwirict 
worden konnte) alle joiip Mehrleistungen pünktlich zu vollziehen, wolch'» dorn Ver- 
walnmsjÄratho in B<'zug auf die vVusfüiirunf: lier obigen Bahnlinien in» (i(Tentli''iifn 
Interesse auferlegt worden sind. — Der Verwaltungsrath legte in Folge dessen mit 
Eingabe vom 30. Mai 1873 (H. M. Z. 19452 ex 1853) die BauvertrSge Aber die Her- 
•telinng der beiden Linien dem k. k. Handelsministerium vor, womit der VoUendungs . 
termin um ein Jahr erst;, kt wurd<^ und erstattete am 9. Juli 1873 (H. M. Z. 2I2H2 ex 
1873) die AnzeipP, dass di-r Hau in 'b r Strecke Ueieht-nbcr^-Soiilenberp am 16. Juni 
1873 und in der Strecke Kisenbrod-Tannwjild am 23. Juni 1873 bugonaen habe. Die 
Eröffnung des Betriebes erfolgte auf beiden Linien am 1. Juli 1875. 
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K. k. priv. Oesterreichische l^o^dwestballIl. 

(Vgl. Bd. Ii, AbÜi. i, Seite 663 und 703, Bd. III, Seite 34ö und Erg.-Bd. 1, Seite 341.) 

1. Statuten 

der Actiengesi'llschan der k. k. pnv. östem-ichischin NurdwiSlbabn. 

L Abschnitt 

Gründung, Zweck nnd Daner der Oeseliftchaft. 

§. 1. 

Dift AotiengeFiellsoliaft der k. k. priv, Oesterr. Nordwesthahu ist auf 
Gniiul der a. Ii. Concessionsiirkiinde vom 8. September 186H, H. G. BL 
Nr. 143 von den ConcrssionUrfn : Hugo Fürsleu Thum und Taxis. Franz 
Altgrafen zu Salm-Reilicrsclieid , Louis Freiherm Haber von Linsberg 
Friedrich Srliwarz und der Actiengesellschaft der k. k. priv. Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn gegründet worden, und in alle Keclitc und Ver- 
bindlichkeiten der Concessionärc eingetreten. Die^ic Gesollschafty deren 
erste Steinten mit dem Erlasse des hohen k. k. Ministeriums des Innern \ont 
26. Jani 1870, Z. 8267, genehmigt worden sind, hat femer anch die Con- 
eesaion fttr mehrere weitere Eisenbahnlinien, welche mit der a. h. Con- 
cessionsnrknnde vom 25. Juni 1870 (R. G. Bl. Nr. 109) genehmigt wurden,, 
mit allen bezüglichen Rechten nnd Verbindlichkeiten erworben. 

In Folge dieser Erweitemng des Unternehmens sind von der General- 
versammlnng am 15. Mai 1871 die gegenwSrtigen geänderten Statuten 
angenommen worden, welche nach erwirkter staatlicher Geuehmignng fortan 
fttr die GeBellschaft zu gelten haben. 

§.2- 

Der Zweck dieser Gesellschaft ist: 
aj Der Bau und Betrieb der mit der a. h. Goncession vom 8. September 
1868 bewilligten nnd vom Staate garantirten Locomotiv-Eisenbabn, 
ausgehend von Wien fiber Znaim, Igtan, Dentsohbrod, Czaslan und 
Kolin nach Jnngbnozlan, mit Zweigbahnen von Zellerndorf an die 
Franz Josef- Bahn, von Dentschbrod nach Pardubitz, von Gross-Osek 
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(Wopek) iiapli 'rrauteiuui . von Wostromci scli nach Jitscliin. von Pcls- 
dorf narh Holirnelbe, von Trautenau nach Freiheit und endlich, für den 
Fall des Liedarfes, von einem Punkte der Jungbunziau-Kolincr Linie 
nach Bakow, zum Anschlüsse an die böhmische Nordbahn. 
Der Bau und Betrieb der auf Grund des Uesetzes vom 13. April 187U, 
R. (;. Bl. Nr. 56, mit der ». h. Coneession vom 25. .luoi 1870 iR. 0. Bl. 
Nr. lOi)) bewilligten Locomotiv-Eisenbabn von Nimbur;? an dieReiobs» 
{rränze bei Tetscben mit einer Abzweijrun'^ nach Prag, dann von der 
Reichpgränze bei Niederlipka nach Wildenschwert; dann von einem 
Punkte dieser letztern Linie nach Ohlumetz und flir den Fall dea 
Bedarfes eine kürzere Verbindung zwischen der Wosek ClihnniMzcr mit 
der Wosek-Nimbnrger Strecke; endlich von einem Punkte der Wilden» 
sehwerter Bahn an einen Punkt der Deutsohbrod-Pardubitzei* Linie. 
e) Die Conoessioneerwerbnng, der Bau und Betrieb weiterer AiischlusB- 
babnen. 

d) Die Enriehtung und der Betiieb von Tranaportemitteln fQr Personen 
nnd Frachten zu Wasser oder zn Land , welehe in Verbindung mit den 
von der Gesellschait betriebenen Eisenbahnen erriobtet werden. (§. 14 
der Concessionsnrknnden.) 

€} Die Erwerbung nnd der Betrieb von Kohlengruben, sowie die Erwerbung, 
der Bau und Betrieb soloher Industrialwerke, welche im Sinne der 
Ooneessionsnrkunden errichtet werden. (§. 24 der Concessionsnrkunde 
vom 8. September 1868» g. 22 jener vom 25. Juni 1870.) 

§. 3. 

Die Gesellschaft ftthrt die handelngeriohtlieh zu protocollirende Firma: 
IL. k. prif. Oesterreichische Nerdwe^itbfthn. 

§. 4. 

Die (iesellschaft hat ihren Sit/ in Wien und ist ber«'<-litii;t. Aj;entieu im 
In- und Auslande zu bestellen. 14 der Concessiousurkuaden.j 

§.6. 

Die KundmaeliuHfren der Gesellseliaft erfolgen durch die ämtliche 
Wiener und Prager Zeitung. 

§. 6. 

Die Constitnirung der Gesellschaft ist durch die mit Bescheid des 
Wiener k. k. Handelsgerichtes vom 26. Juni 1870 bewilligte Eintragung 
b das Handelsregister vollzogen worden. 

Die Gesellschaft endet mit dem Erloschen der Conoessionen , Idst sich 
•ehon früher auf, wenn die ihr gehörigen Bahnen vom Staate eingelöst oder 
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von der (ie>?ellFicli.'itt vcMüiissort werden , wenn nicht die Fortsetzung; iler 
Gesellschaft für ilire Ulnifrni t twa im Sinne des §. 2 iit. c, c?, e errichteten 
Unternehmungen beschlossen wird. 

n. Abschnitt 

Gesellschaft Ii eher Unternehmnngsfoiid (Anlagecapi tal). 

§.7. 

Der gesellschaftUche Unternehmungsfond (das Anlagecapftal) besteht: 
a) aus dem Actiencapital, 

d/aus den durch die Ausgabe von Prioritäts- Obligationen beachafftea 
Mitteln. 

Das zur Ausführung der im §. 2 lit. a enthaltenen Linien bestimmte 
Anlagecapital geniesst die Zinsengarantie des Staates nach Massgabe der 
A. h. Conoession vom 8. September 1868 und wird duroh Aotien und Priori- 
täts-Obligationen erster Emission gebildet. 

Das cur Ausfilhrung der im §. 2 lit. b angeführten Linien bestimmte 
Anlagecapital wird duroh Ausgabe von Actien und Prioritäts-Obligationen 
lit. B gebildet. 

§. 

Das Actiencapit.ll besteht aus 180.000 StUck Actien erster Emission 
(Staramactien) — ai.) Millionen Gulden und aus 120.000 Stück Actien 
Ut. if = 24 Millionen Gulden») 

In Oblipatifuien erster Emission wird ausserdem jener Capitalsbetrsg 
ausgegeben, welcher innerhalb der Gränzen der §§. 13 und 15 der Conces- 
sionsurkiinde vom 8. September 1868 zur Herstellung und Ausrüstung dieses 
concessionirten Balmnetzes erforderlich ist. 

Der Betrag des durch Prioritäts-Obligationen lit. ß zu beschaflenden 
Capitals wird durch Generalverssrnmlungs-Besehluss innerhalb der GrXaseo 
des §. 13 der Conoession vom 25. Juni 1870 bestimmt Für den Fall euier 
Erweiterung der gesellschaftlichen Unternehmung im Sinne des §. 2 lit 0 
wird die Erhöhung des Unternehmungsfondes durch Ausgabe von Actien 
Uber Beschluss der Generalversammlung mit Genehmigung der Staatsverwal- 
tung vorbehalten. 

§. 9.*) 

Die Stamniactien , ilic Actien lit. B, »Ii»' ( )l>li{j:ntjonen I. Emission und 
die Obligationen Iii. Ji laiitt n auf d«'i) Inhalier und werden in Beträgen von 
200 Gulden üsterr. Währ, in Silber ausgestellt. 

*) Wortlaut des §. 8 Alinea 1 und des §. 9 nnch den BescUliisäen der Qener«!- 
vertammlang vom 86. Juni 1874. 
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Die Obligationen Emission 1874 lauten auf den Inhaber nnd werden im 
Betrage von 600 Mark deatsoher Reiohswährimg , oder 300 Gulden österr. 
Währ. Silber ansgeBtellt. 

§. 10. 

Sänimtliche Aetien und Oblijrationeii erster Emission, welche dasAiilaj^e- 
capital der unterm 8. September 1868 concessionirten Linien bilden, sind 
Ton den Conecssionäreii /u dem von der Re.L'ierunfr genehmigten Ueber- 
oahmscoursc iilx rnommeii, und sodann weiter begelien worden. 

Die Ausgabe der Artim und Obligatiouen lit. B ertolgt in Gemä»^sheit 
der Beschlüsse der Geueralveräammluug. 

§. 11. 

Die Einzahlungen erfolgen in den von dem Yerwaltungsrathe ans- 
geschriebenen Raten und Terminen. 

§. 12. 

Nach EinzahluDg von wenigfttens 257o Nominalbetrages der Aetien 
können Interimssoheine anf Inhaber ausgestellt werden. 

§. 13. 

Wenn von einem Actienaeichner die Einzahlung einer fälligen Rate 
Bieht reehtaeitig geleistet ist, so ist derselbe anr Zahlung von lO^oVerzngs- 
»nsen verpfliohtet. 

Die Gesellsehaft ist überdies berechtigt, naeh Erfassung der im Arti- 
kel 321 des Handelsgesetaes vorgeschriebenen Aufforderungen, die BSumigen 
AetioDlre ihrer Gesellsehaftsreohte verlustig, die ansgegebenenlnterimsscheine 
fllr verfallen zu erklären, und an die Stelle der letzteren neue Interims- 
scheine anssugeben. 

§. 14. 

luterimsscheine, welche nicht die Bestätigung der erfolgten Einzahlung 
liier fälligen liateu euthaiteu, sind kein Gegenbtaud eines giltigen Verkehrs* 

§. 16. 

Die Aetien und Prioritätsobligationen sind untheilbar, die Gesellsohait 
erkennt siobgegenfiber für jede Actio und jede Prioritäts-Obligation nur einen 

Eigenthiimer an. 

Mehrere Theilhaber einer Actie oder Prioritäts-Obligation müssen daher 
9ire gemeiusameo Rechte durch Eine Person wahrnehmen lassen. 

§. 16. 

Die erste Ausgabe der Aetien und PrioritiUs*Obligationen mit Einschiusa 
der laterimsscheine findet stämpel- und gebttfarenirei statt. (§. 21 der Con- 
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ceBsiousurkuude vom 8. September ii<G8 und §.17 jener vom 25. Juoi 
187Ü.) 

§. 17. 

Die Aotien und Prioritätsobligationen, sowie deren Interimsscheine 
dürfen an den dsterreichisohen Börsen verhandelt nnd Öffentlich notirt werden. 
(§. 13 beider Concessionsnrknnden.) 

Deren Formnlare unterliegen der staatlichen Genehmigung. 

ni. Abschnitt. 
Verwaltungsrath. 
§. 18. 

Die Leitung: der Gesollgehaftp.inpplejrenheiten ist einem aus 24 Mit. 

gliedern (Verwaltunfrsriitlicn , von denen wrniirstens drei Vierllieilo öster- 
reichisclie Staatsbürger sein müssen, bestehenden VerwaUungsratlie über- 
tragen. 

Die Mitjjlieder des Verwaltungsiratlies werden von der Generaiver- 
sammlnn^ auf sechs Jahre ;,'e\vählt, 

Beamte der Gesell?i<'lialt . dann Personen, wehdie zu dir Letzteren iin 
unmittelbaren Vertra^>v<Mliältni.sse stt licn, und Alle, die in Concurs vcrf illt'-n 
sind, oder si.'li dem Ans.i;b'iehsv<'rtaliri'n uiitcrwnrli'n, oder ihre Zalduiigou 
einj;«'stel!t liaUcn. olmr ilne (Jläiiliiurr iK triiMÜ^t /u lialu-n; Alle, welche 
weisen «'iiie-i \%Ml>reclH'iis inlcr wegen «'ine^ au>^ imiHUi lit li<*rvor^ejraiige- 
uen . oder die idTentlielie Sittlichkeit verletzenden Vergehens oder einer 
solchen l ebertrctung in rntersu<'liiiiig gezogen und nicht schuldlos gespro- 
chen sind, f<i>niiPi! nicht Mitglieiicr des Verwallungsratlics sein. 

Der liiiitritt eines solehen Verhältnisses währeud der Aiutsdauer hat 
unmittelbar den Verlust der Stelle zur Folge. 

§• 19. 

Ausnahmsweise und unbeschadet der Bestimmung des Art. 227 des 
Handelsgesetxbuohes bilden bis zur ersten ordentliehen Generalveisanmlnng 
dieConcessionXre und im Kamen der ActiengeseUsobaft der k. k. privilegirten 
SOd-Norddeutschen Verbindungsbahn die Herren Johann LIebig & Comp.t 
vertreten durch deren Associi, Herrn Josef Ritter von Mallmann, den Ver- 
waltnngsrath. 

Die genannten Concessionire sind berechtigt, den Verwaltuugsrath 
nach Hassgabe der Entwicklung des Unternehmens durch neue Mitglieder bis 
auf die im §. 18 bestimmte Anzahl zu TcrstXrken und an Stelle austretender 
neue Mitglieder fQr die Zeit bis zur ersten ordentlichen GeneralTorsammluag 
zu berufen. 
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§. 20. 

Von dem in der ersten ordentlichen Üeneralversammlun«? ^cwälilteD 
Verwaltnngsratbe treten nacli Ablauf der ersten »eehs (lOBchärtsjabre jede» 
Jabr4 Mitglieder aus, welche in den ersten Jahren durch das Los, sodann 
dnreh den Ablauf der Functionsdauer bestimmt werden. 

Die AuHtretendon sind wieder wählbar. 

§. 21. 

Tritt ein Hitglied vor Ablauf der Fnnetionsdaner ans, so wird dessen 
Stelle durch den Verwaltnngsrath provisoriseh besetzt. Die definitive Ersatz- 
wthl erfolgt in der Generalversammlung. Der Gewählte tritt in einem 
solchen Falle besttglich der Functionsdauer an die Stelle seines Vorgängers^ 

§. 22. 

Jeder Verwaltuiigsratli mnsR vor dem Antritte seiner Functionen fünf- 

zi*: Actieii in der OesoiUohaitst assc deponircn, welche daselbst ala Cantion 
fiir die aus seiner Function eutsprin;ir'ndc'n Verbindlichkeiten gefren die 
Gesellsehaft bis zur I jlediirunj^ der aut seine Functiouöperiode bezüglichen 
iiediuungen in Ver\vai»rung bleiben. 

§. 28. 

Der V«'r\valluni:sr;it!i ist der Vorstand der Gesellschaft . er vertritt die- 
i^filte nach aussen, ist mit der im Gesetze ft st^rf'sctztt'U Verantwortliclikeit zu 
alifii Vcriii;: untreu in Gesellsi lialt<aii.irele;:i uljeiten bereciitigt, welche nicht 
der (iencralversaiiuiiluMir vorbclialten sind. 

Dero \'('r\valtun<rsrat]n' ist insbesdiidnc die Ernennung' der Jk'ainten 
dfrOesellsrh ifl und <lie (jeneliniijruufr der Dienstverträjre. Dieustiustructioneu 
und Ret;lenients tiir die Fiilirung' der (iescliät'te vorbeliallen. 

Die Finna wird ven zwei Mit'^^liedern des Verwaltunirsrallies oder von 
einem Mit^'iietle des Verwaltmi'jsratlies und von dem seitens des Verwaltunirs- 
ratlus mit der Procura verselieneu Generaidirector oder Oberbeamtea 
gezeichnet. 

§. 24. 

Der Verwaltungsrath wählt aus seiner Mitte jährlieh einen Vorsitzenden. 
VDd dessen Stellvertreter. 

Bei gleichseitiger Abwesenheit dieser Beiden wird der Vorsitz vom Ver« 
vtitQDgsrathe einem andern Mitgliede übertragen. 

§. 26. 

Der Verwaltnngsrath versammelt sich in Wien über Einladung des Vor- 
litcenden oder seines Stellvertreters oder auf Verlangen von 6 Mitglied em^ 
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so oft CS (Iii! Geschäfte erfonlcrii, iiiiiulestenf« aber einmal im Monate. Die 
Art und Weise, wie die Kioladungen zu ertoigea habeo, wird vom Yerwal- 
tuQgsrathe festgesetzt. 

§. 36. 

Zur BesohliiBsföhigkeit d«« Verwaltangsrathes ist die Einladung tller 
in Wien domicilirenden Mitglieder nnd die Anwesenheit von fiinf ^itgliedein 
mit Einscbluss des Vorsitzenden erforderlioh. 

§. 27. 

Wie Heseliliisse werden mit absoluter Stinimeumelnbeit gofasst. Bei 
gleichen Stimim n wird jene Meiuuug zum i^eschiusse erhoben, welcher der 
Vorsitzende beigetreten ist. 

§. 28. 

Jedes im Auslände wohnende Mitglied des Verwaltangsrathes ist 
berechtigt, sich durch ein anderes Mitglied desselben in Vollmacht ve^ 
treten an lassen. 

Kein Vorwaltungsrath darf jedoch mehr als eine fremde Stimme 
treten. 

§. 29. 

Ueber die Verhandlungen des Verwaltungsrathe«« werden ProtocoUe 
aafgenommen, die vom Vorsitzenden und zwei anderen Mit^rliedern zu unter» 
zeichnen sind, und deren Mitfertigung dem landeFfürstlichen Commissir Tor* 
behalten bleibt. 

§. 30. 

Die Mitirlieder des Verwaltungsratbes «'rlialteii fiir die Hesorjrung der 
Htatiiteiimii<si<;en Geschäfte ausser der im §.52 vorbehaltcneu Tantieme keine 
Entschädigung. 

§. 31. 

Der Vcrwaltnngsrath kann durch eine Specialvollroaeht ffir bestimmte 
Gegenstände und für eine bestimmte Zeit die Ausübung seiner Befugnisse an 
einzelne Mitglieder oder an Qesellschaftsbeamte tibertragen, und den letzte- 
ren Procura ertheilen. 

§. 32. 

Ftlr die Ausfllhrang der BesjchlUsse des Verwaltungsratbes nnd die 
specielle Führung der Geschäfte naoh Massgabe dieser Beseblttsse wird 
von dem Verwaltungsrathe eine General- Direction bestellt, an deren Spitse 
sich ein General-Direetor befindet, welcher dem Verwaltungsrathe verMt- 
wortiieh ist. 



Digitized by Google 



Nordwestbahn. 



615- 



Er wobot den Sitenngen des VerwaltuugsratheB mit beratbender 
Stimme bei. 

IV. Abschnitt 

General VC rsamuiiung. 
§. 83. 

Die Gesammtlieit der Actionäre wird durch die Generalversammlung' 
vertreten. Jeder stimrabereclitigte Actiouär kann au der Generalversamm- 
lung tlieilnehmeu. 

Abwesende können sich mittelst Vollniacht diirclj stiiniulaliif^e Actioiiiire 
vertreten lassen. Die Form der Vollmacht wird vom Verwaltungsrathe 
bestimmt. 

Pfle<;ebelohleii(', Gemeinden. rJesellschnften und Corporationen werden 
doroli ihre ^'esrtzlichen oder statutarischen liepräseutanten vertreten, auclk 
veoQ diese nicht selbst Actionäre sind. 

§. 34. 

Die Besitzer von Stammaotien and Jene von Aetien lit. B haben in der 
OeDeralverBamnilang gleiches Stimmrecht. 

Je zehn Aetien geben das Recht auf eine Stimme. 

§. 35. 

Die Generalversanindunir tritt ro^elmässij; in der ersten Hälfte eine» 
jeden Jahres in Wien zuBaiunien. Die erste ordentliche Generalversammlung- 
findet in der er.sten Hälfte des Jahres 1872 statt. 

Ansserordontliche Gencralvcrsaniuilungen Jtönneu so ot^ stattfinden, ala 
^Bder Vcrwaltangsrath notldg erachtet. 

Eine ansserordentlii he Generah ersamroliinsr muss einberufen werden, 
Venn ein oder mehrere Actionäre, deren Aetien mimle^tens den zehnten Theil 
'les binansgegcbenen Actieneapitals repräsentiren und von ihnen deponirt 
»erden, darauf unter Angabe des Zweckes antragen. 

In diesem falle moss die Einberufung der (ieneralversammlnng läng> 
tteus binnen yier Wochen nach Einbringung des Antrages erfolgen. 

§. 36. 

Die Einberufung der Generalversammlung: geschieiit mittelst einer 
KundiiwK lning durch die im i;. ö bestimmteu Zeitungen, welche iiiiu(le-;tens 
42 Taj^'c vor dem Versammlungstage zu erfolfrcn, und die zur Verhandlung 
bedtimiuteu Gegenstände bekaunt zu geben hat. 
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§. 37. 

Die A etionäre, welche der General Versammlung beiwohnen wollen, mÜBUii 
mindestens 30 Tage vor dem Zusammentritte derselben dieActien, anfGnnid 
welcher sie ihr Stimmrecht ausüben wollen« am Sitze der Gesellschaft oder 
an den vom Verwaltuni^rafhe bestimmten Krlagstellen deponiren. nnd erhal- 
ten Legitimationskarten, welche auf den Namen lauten, die Zahl der depo- 
nirten Actien und der darauf entfallenden Stimmen ausweisen, und nur für 
die bezeichnete Person oder deren gehörig legitimirten Bevollmächtigten 
gelten. 

§. 38. 

Der zum Vortrag in der Generalversammlung bestimmte QesehUU- 
bericht nebst dem Rechnungsabschlüsse und der Bilanz, sowie der Wortlait 
•der zur Verhandlung kommenden Anträge ist 8 Tage vor der Geueralm. 
aammlung am Sitze der Gesellschaft zur ISiusicht aufzulegen and jedem 
Actionär, der sein Stinmirecht nachgewiesen hat, ein Druckexemplar daroo 
zu erfolg 

Die Gencralversanimlunf; ist besciilusslaliig, wenn über deien erste Ein- 
benilun;; iiiindcsteiiM vierzi;; stinunberpcliti^rte Actionäro anwesend sind, 
"wcli'hc mindestens den zwanzigsten Tlicil iles Ii inausgegebenen Act'encapitaU 
vertreten. £ine Ausnahme stellt das letzto Alinea des §.44 fest. 

§. 40. 

Wenn entweder die zur Beschlus^tahigkeit einer Generalversammlung' 
«rforderlicho .Actien/alil nicht deponirt worden, oder wenn die Generalversamm- 
lung nicht besclilusslähijr ist, so wird sie vertagt und binnen 3 Tagen neoer» 
dings gemäss §. 36 t inbenilVn. wobei jedoch der Zeitraum zwischen der Ein- 
berufung untl Abhaltung der Versammlung auf 20 Tnge beschränkt und die 
neuerliche Deponirung 14 Tage vor dem Tage <ler Genera Iversammlimir 
g<^stattet ist. — Bei ihrer zweiten Einberufung ist die Genen Iversammling 
ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Actionäre und der vertretenen 
Actien auch in den im letzten Alinea des §. 44 bestimmten AusnahmsilUfo 
beschlussfiiliiu'. 

ihre Verhandlungen sind jedoch auf das Programm der vertagten Ver- 
sammlung besohriinkt. 

41. 

Den Vorsitz bei der ( Jnit ralvt rsainmlung führt der Vorsitzende des 
Verw.iltuugsrathes oder drsscii Stcllvcrtrcicr. 

Der Vorsitzende ernennt den Sciiritiliihrcr, ebenso aus der Mitte der 
Actionäre die 6crutatoreu. 
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§. 42. 

Die Generalyenami&lang fasst ihre BeschlÜBse nach absoluter Stimmen- 
■ehrlieit. Bei gleichgetbeilten Stimmen wird jene Meinung zum Besolilusse 
erlioben, weloher der Vorsitzende beigetreten ist 

Wenn bei Wahlen im ersten Walilgange keine absolute Stimmen« 
nehrheit erzielt wird, so findet die engere Wahl zwischen jenen Candidaten 
statt) welche die meisten Stimmen erhalten haben, und es wird in diesem 
Falle die doppelte Anzahl der zu Wählenden in die engere Wahl gebracht. 
Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

§. 43. 

In der Generalversammlung wird nur Uber die in der Einberufung 
bezeichneten Gegenstände verhandelt. 

Anträge, welche dem Yerwaltungsrathe von wenigstens zehn Actionäreni 
die ihr Stimmrecht durch Deponirung von zusammen wenigstens tausend 
Aetien nachweisen, vor der Einberufung der Generalversammlung angemeldet 
Verden, sind in die Kundmachung aufzunehmen. 

Auch in der Generalversammlung steht jedem stimmberechtigten Actionär 
das Recht zn, selbstständige Anträge zu stellen, doch darf Uber dieselben 
nirht sofort in dieser Generalversammlung entschieden > sondern nur wenn 
ein solcher Antrag noch von wenigstens zelm stimmberechtigten Actionären, 
velehe zusammen wenigstens eintausend Actien vertreten ^ untersttttzt wird, 
bestimmt werden, ob und wann derselbe in Verhandlung zu nehmen Ist. 

Diese Beschränkung liudet Iceine Anwendung auf den Antrag auf Bern- 
fnng einer ausserordcutlichen Geueralversammlung (U. G. B. Art. 238). 

§. 44. 

Der Sclilussfassung der Generalversammlung sind folgende Gegenstände 
vorzubehalten : 

aj Die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes und des BevistonsanB- 

SChui^ROS. 

hj Die Genelinüjrunjj; der Jaliresreelinunj; und der Gewinnstvertlirilun«?. 
cy Die üeltendinaclninp: iler dorn Verwaltuugsrathe gegen die Gesellsclial't 

obliegenden Vcrant\v(trtliclik('it. 
dj Die Vennehnm^ dc«^ ( Je^cllHcliart^ umt l ntt riicliiiunijrsfondcs durch 

Erhöhnnjr ilcs Actirucapitals oder dundi Aufnahme von Aulchen. 
e) Die Verj)achtnng des Eisenbalinhetriebcs. 
fj Die Veriiiisserung: der Eisenbahnen. 
g/ Die Verei iii;:iing mit anderen EisenbahugCäcllsciuiUen. 

Der Ban neuer Linien, 
»y Die Abiinilernng der Statut en. 

^> Die Autlusuug derGeselUchatt vor Ablauf ihrer statuteumässigen Dauer. 
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Zu den niitfr (h f. <i. //, i und /• autgofuhrten BeschlUsdeu ist die 
Genchmijjuni? der StaatsveiNvaltuug crfordorlich. 

Zu den unter e. /", q, k- aufgefillirten Be>ehlüssen ist ausserdem die \>r. 
tretung von eiuFUnftel des ActiencapitaU und eine Mehrheit von zweiDritteln 
«ler Generalversammlung erforderlich. 

§. 46. 

UrbiT die VerluuKlliiiig der Generalvrr.saininlung wird ein Protncoll 
geführt, welelies von dem Vorsitzenden, dem Sciiriftftihrer und zwei durch 
die ( leiieralversaimiiluiig irfwähltrii Aetinnäreii unterzeichnet wird, und des- 
sen Mitlertigung dfui landt sliirstlicheu Connnissär vorhelialten ist. 

Der Ursehrilt des Protocolls wird das Verzeiclniiss der anw^escnden 
Actionäre mit Angabe der von jedem vertretenen ätimmeuKahl nebst den 
Yolhnaeliten heigefügt. 

Die im Protncolle der Generalversamndung verzeichneten Beschlüsse, 
mit welchen Handlungen oder Unterlassungen der Verwaltungsorgaue gnt- 
geheisseu oder gerechtl'ertigt erklärt werden, haben den letzteren als Abso* 
lutorium zu dienen. 

Die Beschlüsse der Generalversammlung sind für die einzelnen Actionäre 
unbedingt verbindlich. 

V. Abschnitt. 
Revisions-AusBckuas. 
§. 46. 

Der zur Prilfting der Gesellsohaftsreehnungen bestimmte Bevisionsaui- 
sohuss besteht ans 3 Mitgliedern und drei Ersatzmännern, welche alljährlieh 
von der ordentlichen Generalversammluug aus den der Verwaltung nicht 

angehörenden, stimmberechtigten Aetionären gewühlt werden. 

Die Ersatzmänner treten nur im Falle der Verhinderung der Mitglieder 
desUevisionsaussehnsses und zwar nach der Reihenfolge der Stimmen, welche 
sie erhalten haben, in Fiiiielion. 

Bei gleicher Stinimenzalil entscheidet darüber das Los. 

§. 47. 

Der Revisionsausschnss hat die Richtigkeit der abgeschlosseneii Jahres- 
recbnungen zu prUfeu ; er ist zu diesem Behufe berechtigt, von den BOcheni 
and der ganzen Gebarung der Gesellschaft Einsicht zu nehmen, und von 
den Rechnungslegem die nöthigen Anfklftrungeo abzuverlangen. 

Er hat seinen Befund der Generalversammlung vorznlegen. 

Die JahresrechnungsabschlDsse und Bilanzen sind ihm llngstent 
14 Tage vor der zur Schlussfassung darilber bestimmten Geueralversaoin» 
laug mitzutheilen. 
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VL Abschnitt 

fiilauz, Gewinn vertheilungf Tilgung des An iagecapitals. 

§.48. 

Die Bau- niul lk'tri('))srrclinuiij: «los ■raraiitirten Baliniictzes (Concessfon 
viMii 8. 8eptt-ml>er 1868) und des Er^änzunjrsiH'tzes (OoncesBion vom 
20. Juni 1870; werden vollständig pretrennt ^'elührt. 

r)ie Rechnnii^''('n di'r (leHcIl^cliat'f werden alljälirl ieh am 31. DeceiiilK-r 
abgrescldossen und mit der Bilanz und «lern Gutacliten des lievisionsaus- 
ächu^st^s der Generalversammlung!: vorgelej^t. 

Dar* erste Oesehäftsjalir umfasst die Zeit von der Gonstitoirung der 
UeüelUoUal't bis zum 31. December 1871. 

§. 49. 

Für die Verwendung des ErtrtgeK de« gamtirtei lahiielies gelten 
folgende Onindsätze: 

Da-< naeh Bestreitung' aller Betriel»s- und Krlialtuii;x^ausla.L''eii, der even- 
tuellen Kosten der Heseliat^'unir des zur Zinsenzalilunji; und Capitalstilgung 
erforderlichen MetaHjireides , der Verluste und Absclircibuugen vorhaudene 
Erträgniss wird verweudet: 

ü) vor Allem znr Zahlung der Zinsen nnd derTilgnngsqoote fllr die Priori- 
tXteobUgatiooen dieses Netzes; 

h} zur Bestreitung von tVinfpcrcentigen Zinsen des Actieneapitals erster 
Kiiiission, sowie der seinerzeit zur Actieutiiguug in «lern betrefl'euden 
Jahre ert'orderlichen Summen. 

Ergibt sich ein reberschuss Uber das vom Staate «rarantirte Rein- 
(^rträgnisSy so wird die Hälfte desselben zunächst zur Rückzahlung der etwa 
vom Staate in Folge der gewährten Garantie ge leisteten YorsohUsse im Sinne 
des §. 18 der AUerhöclisten Ooncessionsorkunde verwendet. 

Yon dem Reste wei-den wenigstens lO«/« Reservefonde dieses 
Netzes zugewiesen. 

Wenn der Reservefond dieses Netzes mehr als 4 Millionen Onlden 
beträgt , kann die weitere Vermehrnng von der Generalversammlung sistirt 
werden. 

Der darnach verbleibende reberschuss ist für den Fall, als die Adien 
lit. /* uns dem Ertrage des ni' iit garantirten Nutzes ni<'lit die Dividende von 
fünf Procent in Silber vom Xcnnwerlhr ij. r)U lit. b) erhalten sidlteu. vor- 
erst zur Ergänzung dieser 6"^« Dividende der Actien lit. B zu verwenden. 

41 
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§. 50.*) 

Für die Verweiiduug des Ertrages des KrgäBiingsBeties gelten ioigLuJe 
Grundsätze: 

Pas nach Bestreitung; alltM' Betriebs- und Eiiialtung'i*auHlagen der t'vcQ- 
tuellen Kosten der BeschatVun^ des zur Zinsenzahlung und ( apitaUiiL'un? 
erforderlifheii Gold- und Silher^eldes, der Verluste uud Abschreibungen 
vorhanden«' Erträgniss wird verwendet: 
a) vor Allem zur Zahlung der Zinsen uud der Tilgungöquüte tür das 

Obli}:rationscapital dieses Netzes; 
bj zur Leistung einer Dividende der Aetien iit. B bis zum Betrage von 

fiinl" Procent in Sillu r vom Nennwerlhe <iie8er Actien j 
cj zur iilanmässigen i'ilgini.:! der Aetien lit. B. 

Ergibt sich hiernach »'in Uelierschuss, so werden wenigstens lU» „ 
selben dem Keservelonde des Erganzungsnetzes zugewieseu. Wenn der lieber- 
vefond des Ergänzungsnetzes mehr als 3 Millionen beträgt, so kauu dessen 
weitere Vennehrung von der Generalversammlung Mstirt werden. 

§. 51. 

Die Ueservefonde beider >i'etze werden abgtsondert \ errechnet und ver- 
waltet; der des garantirten Netzes wird mit Heservefond 1, jeuer desErgäU' 
zungsuetaes mit Jßeservefond II bezeiohnet. 

§. 52. 

V'on dem darnach i^j^. 1'.» und ÖU; verbleibenden weiteren reberschusse 
eines oder beider Netze gebührt dem Verwaltungsrathe eine 10« „ige Tau- 
tieme, und der dann erübrigende liest wini als Superdividende unter alle 
Actionäre nach ßeschluss der Generalversammlung gleichmässig vertheilt 
und am 1 Juli tür das ganze voraDgegangene Betriebajahr bezahlt. 

53. 

Während der Bauzeit geniessen die Aotien und ObUgationen lit. B eine 
5«/«ige VerzinBaDg in Silber, welche gem&SB §. 18 lit. h der GonceMioiii- 
Urkunde vom 25. Juni 1870 aus dem Bauoapital bestritten wird. 

§. 54. 

Die Zahlung der Zinsen derStammaotien erfolgt halbj&hrig am l.Jianer 
und 1. Juli, jene der Priorifätsobligationen erster Emission halbj&hrig am 
1. März und 1. September, jene der Prloritätsobligationen lit ^ am 1. lUi 
und 1. November. 



*) Wortlaut des $. 60 nach dem Beschlasse der Oeneralvereammlung Tom 86. Ji"! 

197». 
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Iii*' Zinsen der Actien lit. B wcr<len während der liau/.t'it liall)jahrig 
am 1. Jänner und 1. Juli ausbezahlt: nach Erottnuno^ des Er;4iinzung3netze8 
wird das ganzjährige den Actieu zufallende Erträgniss Dividende und 
Superdivide n de) am 1. Juli für das vorangegangene Betriebsjahr bezahlt. 

Zinsen und Divideaden, welche binnen 5 Jahren naeh ihrer Fälligkeit 
nicht behoben werden, sind zu Gansteu der Gesellacbat't verfallen. 

§. 65. 

Die Tilgong des ActiencapitaU erfolgt innerhalb der Ooneesaionsdaner 
naeh dem von der hohen Staateverwaltnng genehmigten Tilgangaplane. Der 
Tilgung der Aetien hat Jene der PiioritütsobUgationen voranzugehen. 

Die Reihenfolge der au tilgenden PrioritKtsobUgationen und Actien 
vJrd durch Verlosung bestimmt. 

Die Verlosnngen werden in Wien in Gegenwart eines k. k. Notars vor- 
genommen. 

Die Nummern der }:ezogenen Prioritätsobligationen und Actien werden 
in Qemftssheit des §. 5 kundgemacht. — Die getilgten Actien werden gegen 
GenuBSRcheine umgetauscht» deren Besitzer keinen Anspruch auf die im 
§. 49 lit. h und beziehungsweise §.50 lit. h erwähnten Actienzinsen, respee* 
tive Dividenden, im Uebrigen aber gleiche Rechte mit den Actieubesitzem 
haben. 

Insbesondere werden bei Beurtheilnng der Besehlassfähigkeit der 
Oeueralversammlung nnd bei der Bemessung des in derselben vertretenen 
Oapitals (§. 39) die Gencsssclieine den Actieu gleichgeachtet. 

Das Formular der jedenfalls auf Inhaber lautenden GenusBscheine wird 
seinerzeit vom Verwaltungsnithe mit Genehmigung der hohen Staat(iverwal- 
tung festgesetzt. 

Vn. Abschnitt. 

« 

Streitigkeiten, Staatsaufsicht, Auflösung. 

§. 56. 

Streitigkeiten aus dem Gesellschaftsverhältnisse werden von dem 
Schiedsgerichte der Wiener Handelskammer ohne weitere Berufung aus- 
getragen. 

§. 57. 

Das der hohen Staatsverwaltung vorbehaltene Aufsichtsrecht wird von 
^rselben nach den Bestimmungen der allgemeinen Gesetze und insbesondere 
in Oemässlieit des §. 30, beslebungs weise §.19 der Allerhöchsten Conces- 
sioBsnrkunden vom 8. September 1868 und vom 25. Juni 1870 geübt. 

41* 
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Mit RUeksicht auf «Ii«' liiomit verbuiuk iie Gtsdiäft^Iast \\'\vi\ von il« r 
Gosellscliaft eint' jUlirli'-lic l'au>eli;ilv(M-^Utunjj: an den ÖtaatüScliaU geleisteU 
deren Höhe von der Staatsverwaltung bestimmt wird. 

Die Ciesell>chart verpflichtet sieli, die uui »'ine l)it nstt'sst( lle sicii bewer- 
benden und dazu geeigneten Militärs vor anderen Bewerbern zu berück- 
Biclitigcn. 

Vorzugsweise aber wird sie die .ins AiUass von Veränderungen im Ver- 
waltungsorgÄnismus ilisjxuiibel werdenden Stiiatsbeamten — insolcrn si<' 
den Krt'ordernissen der lür die Oesterreichischc Ncirdwesthalin aufzuHtelleuden 
Dienstordnung entsprecben — bei Bewerbungen um eine Dienstessteile berflek> 
sichtigen. 

§. 59. 

Im Falle der AuflöBung der Gesellsehaft (;;'. 6) wird die Art der Liqui- 
dation von der Generalversammlunjr mit Genehmigunfr der hohen Staatsvcr* 

waliiin;-' in Gemässiieit der Bestimmungen des Handelsgesetzes und der Aller- 
hüclifeten ConceHsionsurkunden festgestellt. 



Nr. 11502. 

V(»rsteheH<le Statnlt-n, w<d('he an Stelle d^r nnterni 8. nereinbtT 
Z. IHBH'). Ixstätigtrn Statuten treten, werden auf Ciruud Allerböcbster 
Ermächtigung genehmigt. 

Wien, am 21. April lö76. 

Der k. k. Minister des Innern: 

(L. S.) LiiS'.er ni, p. 

Mit dfMii vnrrilirten Eilasso d**» k. k. Mini*teriTiins "l<-s Inn^rri \ S. I tiNdiib«'!' 
I.S74, Z. IhC^ö, wurde gegenüber den im III. Bande dirber ÖJioiuilung abgedruckten 
Statuten dio in der Oenerslvenammtung der AetionSre am 24. September 1874 
besehlouene Aendemng der §§. 8 und 9 bestKtigt. 



2. Aunierkuugeii zur CoiicessionsurkuiHl«* vom 8, September 

R. G. Hl. Nr. 14:{, 

für (lif Kisi-nkihn \»\\ Wien über Znaiiii u. s. w. n.ith luntliunilau luii /wcigbahüfB ftf. 

vVgl. Bd. II, Xhth. 1, .Seite G7»3. lid. III. ^jcite 453 und Krg.-Bd. I, Seit« 541.; 

Zu den §§. 3, 15, 21 und 22. 

Für den Betrieb wurde weiters eröffnet: 
Zellerudorf-Sigmnndsherberg-Horn am 1. Juli 1872. 
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« 

Die ErötTriim>rs<latcn bezüglich der (i'>rifron Strecken des garantirten Netzes der 
Oe^terreioliiäohen Nordwestbabn »iad im Bd. III, Seite 458 und im Erg^rBd. I, Seite 841 
■Abgedruckt. 

Zu §. 4. 

Auf Grnnil der ISedtimmting im Alinea 2 diosc? Paragraphes iviirde der 
Ce^ellschaft der Baaconsens fttr naobbezeiohuete Schleppbahneti eitheilt, 
und zwnr: 

1. Mit Erlass der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 23.December 1872, 
Z. 64318, über ErmUclitlgiing des k. k. HandelsminiHters vom 16. November 
187-2. Z. 23426-5142, Üir eine Srlilcppbahii von der Station liossit« zu 
den Dampf'säjrewerken des b ö b mis c h e n Waldi n d UBtri e-Vcreineg. 

2. Mit EriasM des k. k. Handelaministers vom 31. Juli 1873, Z. 20208» 
lUr eine Scbleppbahn von Korneubur^ zam Landangsplatze an der Donau 
bdm sogenannten Tnttendörfel. 

Diese Sohleppli.ihn hihlet einen Bestandtheil der Hauptbahn* 

3. Mit Erlass der k. k. Statthalterei für Höhmen vom 7. Februar 1H74, 
Z. 7190, Uber Ermächti«^ung des k, k. Hnndelsministeis vom 29. December 
1873, Z. 41275. für ein Zweiggeleisevon Podiebrad zum dortigen Kohlen- 
depot <b's .lobann Kerhardt. 

4. Mit Erla^8 der k. k. liezirksbauptmannschaft in Cliotebor vom 
2. März 1874, Z. 593, im Namen der k. k. Statthalterei für Böhmen über 
Emiächti^'ung des k. k. Uandelsministera vom 3. Febroar 1874, Z. 1271, fUr 
«in Geleise zur BrettRäge der Grilfin CUm-Gallas nftohst Zdiretz. 

6. Mit Erlass der k. k. Statthalterei fUr Böhmen vom 23. September 
1876, Z. 58609, «Iber ErmSehtigang des k. k. Handelminiaters vom 26. Angast 
1876, Z. 24386. für eine Schleppbahn von Podiebrad zur Glasfabrik des 
Aogost Gerhardt. 

6. Mit Erlass der k. k. SUtthalterei iUr Böhmen vom 8. Mai 1877, 
2. 86224, aber Erroichtigang des k. k. Handelsministere vom 4. Mai 1877, 
Z. 10517, fttr eine Schleppbahn von Slatinan zur Kunstdllnger-Fabrik des 
Arsten Auersperg. 

Ztt §. 8. 

Die Tarif be.stimmungen für Personen and für den mit der Personen- 
beförderung; im Zusammenhan;re stehenden Sachentransport worden seither 
«af Onind des Gesetzes vom 15. .luii 1877, II. G. Bl. Nr. 64. betreffend die 
Jlaximaltarife für die Personenlielorderuiiir auf Eisenl)abiieii, mit dem Proto- 
kollar Uebereiiikouiinen vom 27. September 187 7 (Kundmachimg iiu it G. Bl. 
^T. 91) geregelt. 

Zu i<. 1(1. 

Mit 1. Jänner 1878 ist auf Grund eines jj:emeinscliaftlichen Uel»erein- 
konimens n\ü sämnitlichen «isterrciebiscben und ungarischen Eisenbahnen ein 
neuer eiuheiilicher Militärtarif in Wirksamkeit ;;;etreteo. 
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3. Annierkuugeii zur ('(»iirossionsiirkiiiide vom 25. Jiiui 1870^ 

R. Bl. Nr. 109, 

für (Iii* EisPTibahn von Nimburu an die FU'ichsgränzt' bei Tetsihcn mit Abzwcinungen. 

(Bd. ü, Abth. 1, Seite 705. Bd. Iii, Seite 464 und £rg.-Bd. I, Seite 342.) 

Za den §§. 3 und 20. 

Für den Betrieb wurden eröffnet: 

Nimbnrg - Lyssa - Prag und KÖniggrätE - Chlumets am 
4. October 1873, 

Lyssa^Anssig und die Aussiger VerbindunfTRbalin am 1. JXnner 
1874, 

KöniggrlU-Liehtenan-Wichstadtl am U. JUnner 1874, 
Aassig-Tetsolieii -Mittelgrund und Wilden schwert-6ey er«- 
berg am 5. October 1874. 

Z u ^. 4. 

Auf Grund der Bestimmung im Alinea 2 dieses Paragraphes wurde der 
Gesellschaft der Oesterreiehiscben Nordvestbahn der Baueonsens fttr die 
nachbezeiehneten Sehleppbahnen ertbeilt, und awar: 

1. Mit Erlass der k. k. Statthalterei fitr Böhmen vom 27. November 1878, 
Z. 64679, Ober Ermichtigung des k. k. Handelsministers vom 25. October 
1878, Z. 30810, Air ein Schleppgeleise von Königgrätz zur dortigen 
Actien-Papierfabrik. 

2. Mit Erlass des k. k. Handelsministers vom 30. Miirz 1874, Z. 6016, 
fttr eine vom Profil 171 nächst A dler-Kogteletz der Linie Chlumotz- 
Geyersberg abzweigende Sehlep])bahn zur Zuckerfabrik in Doudleb. 

3. Mit Erlass der k. k. StattiiMiterei für Rolimen vom 12. Juni 1875, 
Z. 3173r., über Ermärlitifruii^^ des k. k. Handelsministcis vom LTi. Mai 1875» 
Z. 15393. liir eine SfliU p])halin von Lyssa zur bcuaclibarten liirstl. Kohan' 
seilen Zuckn t.ii»rik in Li toi. 

Die mit dem H;mdplsIlliIIi^teri«l-Er]aB8f Tom G. Juni 1H72, Z. 13015 — 3053 vpl. 
Erp.-P.ii.' I. Seile 3 12 liewillipi«- S( hlc]>](>i.iJiii von der Station Ly«s* Zur fiiretl, Bob»» 
'(«chen Zuckerfabrik gelangte nicht zur Ausiübrung. 

Zu 8. 

Die Tarifbestimmungen fttr Personen und fttr den mit der Personen, 
beförderung im Zusammenhange stehenden Sachentransport wurden seither 
auf Grund des Gesetzes vom 16. Juli 1877, R. G. Bl. Nr. 64, betreffend die 
Maximaltarife fttr die Personenbefttrdemng auf Eisenbahnen, mit dem Pro- 
tokollar-Uebereinkommen vom 27. September 1877 (Kundmachung im B. 
Q. Bl. Nr. 91) geregelt. 
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Za§. 10. 

Hit 1. JSBner 1878 ist auf Grund eine» gemeinschaftlit lien Ueberein- 
kommens auf »»mmtlichen ögterreichischen nnd nngariscben Eisenbahnen ein 
oeier einheitUeher Militftrtarif in Wirksamlteit getreten. 

Zn§. IS. 

Mit (lein Protokollar-UebereinlconiiBeB vom 4. Februar 1878 wurde die 
Thpilnnp der pcmeiiisanioii Einnahmen nnd Ausgaben zwischen dem garan- 
tirteii und dem Erpiiuzun^snetzc der OesterreicMsflhen Nordwestbahn, sowie 
zwischen dieser und der Süd-Norddeutachen Verbindungsbahn neu geregelt. 

Zu §. 15. 

lfitdemHandel8ministerial-Brla88evoni23. Mai 1872, Z. 11J24 2S79, 
wurde einTemehmlioh mit dem Ic. 1^. Finanzministerium behufs Begleichung 
der vom Verwaltnngsrathe der Oesterreiclüschen Nordwestbahn anerkannten 
Mehrforderungen des Bauunternehmers die Erhöhung der mit den ErlU^^en 
Tom 23. Mai, beziehungsweise vom 31. Mai 1869, ZZ. 7433 und 10826, und 
Tom 27. April 1870, Z. 3484, gelegentlich der Genehmigung der Bauverträge 
bewilligten Pauschal-Bausummen fÄr die garantirten Linien von 66,7üO.OOOfl. 
effcctiv filr die HanptUnien und von 2,500.000 fl. eflfectiv ftlr die Riesen - 
gebirpRflügel, zusammen von 59,200.000 fl. ö. W. eifectiv oder mit Rücksioht 
auf die mit den ErWssen vom 20. Juli 1868, Z. 561 - H. M., und vom 
21 September 1870, Z. 4125 bewilUgten Bmissionscurse von 76,677.000 fl. 
8. W. nominal um die runde Summe von 8,738.000 fl. ö. W. nominal und 
deren Einbeziehung in die staatliche Garantie zugestanden und zugleich 
anfreordnet. dass die vorläufig in Er.parung gebrachten Kosten fttr die damals 
nnterbliebene Fundirunp des Thava-Viaductes bei Znaim für ein zweites 
Gelei.f. nnd für die definitive Anlage des Objectes am Unken Donau-Ufer 
nS.hst der Donau Brücke in den Reservefond hinterlegt werden. Für etwaige 
fernere Enveiterunge«. und Vermehrungen der ursprttngüchen Bahnanlagen, 
StatioTmbanten und Fahrbetriebsmittel, für welche im Sinne der AUnca 6 des 
o c.e..o„^^-ärti-er Coneessionsurkunde eine weitere Erhöhung de« garan- 
tirten^ Anlape.apitales hh auf den im §. 16 festgesetzten Maximalbetrag 
bf^anspnir-ht werden s^olite, wurde ebeuBo wie für die Begebung der zur 
DeckunL' der CnpitalK-Erhöhunp erforderliclien Effecten die vorherige Ge- 
nehmigunir den Minit^teriuins vorbehalten. 

Die Anzei-e des V. i waltunesrathes. dass er den auf 35.000 fl. fest- 
pesetzten Ernparnissbetra^' aus der ein-eloisigen Fundirung des Thaya- 
Viaductes bei Znaim dem Reserve-Conto l -uifiesehrieben habe und dieser 
Reserrefond mit den dem Conto vom 1. .hiH 1872 ab. dem Eröflhungstage 
der Streclie Wien-Zoaim, gutgebrachten fünfpercentigen Zinsen in der Bilan:« 
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vom .'51. Der'emhcr 1872 mit 35><75 fl. uotiv errtoheine. wunle vom k. k. 
llainlclsniinisteriiiin mit dein Erlasse vom 15. Mai 1873, Z. 6629, geneh- 
migend zur K<Miiitniss jj^eiioininen. 

Seither Munlc mit dem Protnlcollar-rebcreinkommcn vom 4. Fclmiar 
1878, botrcffend die Durclilülining der aul' die k. k. priv. Oesterreiehisolie 
Nordwestbahn bezüj^lieheii (»arantiebestimrauiigeu etc. die Läiij^e de«; iraran- 
tirtou Bahnnetzes auf 626.653 Meter «gleich 82 60728 Meilen festfrc^jetzt. 
wonach das der Garantie za Grunde zu legende Anlagecapital die Höhe von 
81,368.170 fl. 80 kr. Nominale nicht Uberschreiten darf. Weiters wurde 
bestimmt, dass die für den Thaya-Viaduct geleistete Refundirung am 
31. December 1875 sammt bis dahin zugewachsenen Zinsen im Gesammt' 
betrage von 41 .529 fl. 80 kr. effectiv dem Bauoonto wieder gotzubringen ist. 
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K. L priv. Mälimclie Grränzbalin. 

(TgL Bd. II, Abth. 1, S«it6 759, Bd. HI, Seite 589 und £rg.-Bd. I, Seite 361 und 363.) 

1. Anmerkung zu den mit dem Erlasse des k. k. Ministers des 
Innern vom M), März 1S72, Z. 4719, 

geDchmigten tiesellscbafU-bututeu. 

(Erg.-Bd. I, Seite 363.) 

Zu §. 45. 

Die Vertheilung der genioinsrhaltlichon Einnahmen und Ausgaben 
zvisclien den Linien Sternl)e^^^-Lichtena^-Wicl^tadtl und Hohenstadt-Zoptau 
wurde mit den Handelsministerial-Kriässen vom 4. Fobruar 1875, Z. 1762, 
und vom 8. Februar 1876. Z. 3422. dann mit dem Protokolle vom 19. Februar 
1878 festgestellt. (Vgl. unter 3 die Anmerkung zu §. 15 der Conceasions- 
irkonde vom 11. September 1871 t Ur die Bahn von Steroberg an einen Punkt 
nSehst der österreiohisob'prenssischen Oränze.) 



2. Anmerkiiiigen zur Concessionsnrkunde Tom 6. Beeember 1869, 

B. G. Bl. Nr. 11. 
fflr die Eisenbahn von flohenstadt »leh Z9pUn (Bd. 11, Abth. 1, Seite 761). 

Zu Art. 3 und 18. 

Die Eisenbahn von Hohenstadt Uber Mäbrisch-Schönberg 
aacb ZÖptan wurde am 1. October 1871 eröffnet. 

Zu Art. 8. 

Mit Allerhöchster Entschlicasung vom 20. April 1876 wurde die (iesell- 
sehaft ermächtigt, die IV. Wagenclasse für den Personenverkehr bis auf 
Weitercfi aufzulassen (\gl. Kundmachung unter 3). 

Mit dem Protokollar-Lebereinkomnien ▼om 31. August 1877 (kund- 
gemacht im R. 6. Bl. Nr. 83) wurden die Tarifbestimniungen flir Personen 
und fttr den mit der Personenbeförderung im Zusammenbange stehenden 
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Saehentransport auf Grund des Gesetzes vom 16. Jul* 1877 (R. G. BU 
Kr. 64), betreffend die MaximaUarife für die Personenbefördemng auf Eisen* 
bahnen, geregelt. 

Zu Art. 10. 

Am 1. Jinner 1878 ist auf Grund eines gemeinaehaftUchen Ueberein- 
kommens auf sämmtlicben österreichischen und ungarischen Eisenbahnen 
ein neuer einheittieher MilitKrtarif in Wirksamkeit getreten. 



3. Anmerkuugeii zur Oonci'ssioiisurkniide vom 11. September 

fi. 0. fil. ^r. 115^ 

Ar die EisenlMbn von Slcmbeig über Miluiseh-Sehönberg und Gndieh an einen Paakt i» 
Dsenbabnlfaiie Wildenschwert-Slittelwalde nich&t der österreichisch^prenssisohen GriaM. 

(Vfpl. Erg.-Bd. I, Seite 808.) 

Zu den §§. 3, 13 und 22. 

Die firöifhttng des Betriebes erfolgte auf der Strecke Sternberg- 
Grulich am 15. Ootober 1878 und auf der Anscblassstreoke Grulich- 
Lichtenau-Wichstadtl am 14. Jänner 1874. 

Zn den §§. 8 und 10. 

Die Anmerkuiifren zu den Aitikoln 8 und lU der ConcessionBurkunde 
vom 6. Dpcember 1869, für die Eisenbahn von liotionstadt nach Zöptau 
fvg:!. ohpn unter 1; gelten auch für die Linie Sternberg-ürulich-Lichtenaii- 
Wichstadtl. 

Zu §. 13. 

Auf Grund dieses PÄr.>.L'r.'i|)ho>< liätte die St.mtsgarantie am 14. .länner 
1874. dem Tage der Betriebs-Eröffnunp der Anschlussstreoke Grulich- 
Lichtenau, ins Leben treten können,* da Jedoob die Baulierstellung damals 
noch eine nnvollständipo war, so wurde mit dem Handelsministerial-Erlasse 
vom 25. August 1874, Z. 2624 7, bestimmt, das« die Staatsgarantie erst mit 
1. .Inli 1874 einzutreten hal)e. Das garantirte EeinerträtrnisR betrug somit 
fUr das Jahr 1874 die Ilülfte des Maximalbetrages von 336.000 fl. Silber nnd 
für die folgenden Jahre den vollen Betrag. 

Zn §. 15. 

Zum Zwecke der Anfstellnnir der H» triebsrechnnng wurde die Ver- 
tbeilung der gemeinschaftlichen Einnalimen und Ausgaben zwischen den 
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Idoieo HoheoBtadt-ZQptBii und Sternberg-LichteDaii mit dem Handels- 
ministeriftl-ErUeBe vom 4. Februar 1875, Z. 1762, wie folgt, genehmigt: 

1. Die Kosten der Centialloituiijr nml der P( rsonal-AuHhigen für die 
pemeins.ime Station Miibrisch-Schöiibei jr. dann des Dainpflialtens in letzterer 
Station im Verhältnisse der Balinlän<re mit « 5 auf die Linie Hohenstadt« 
Zöptau und Ys auf die Linie Sternberg-Lichtenau. 

2. Die Kosten desVerschubdienstes in der gemeinRamen Station Mährisch, 
Schönberg mit «/i^ auf die Linie Uohenstadt-Zöptau und »/i« auf die Linie 
Steroberg-Lichtenau. 

3. Die Einnahmen für Wagenmiethe im VerbMltnias der Wagenzahl, d. i. 
?on 60 : 237, wonach yon diesen Einnahmen </« der Linie Hohenstadt-ZSptan 
ond der Linie Stemberg-Lichtenan snilelen. 

Mit dem weiteren Handelsministerial- Erlasse vom 8. Februar 1876, 
Z. 3422, wurde die Vertbeilung der KeparaturRkosten fHr die FahrbctriebB- 
mittel vom 1. Jänner 1876 an. im Verbältnisse der auf beiden Linien b«*för- 
derten Bnitto-Kilonieter-Tunnen und die Vertheilung der Baiinerlialtungs- und 
Bahnaufsicbtskosten der gemeinsamen Station Mähriscli-Sc-bönberg und der 
gemeinsamen Strecke M. Scbiinberg-Hl.nida auch für die vergangenen Jahre 
Dach einem detaillirteu Srbenja geneiimigt. 

In dem Protokolle vom 19. Februar 1878 (Il.M.Z. 11617) erscheint die 
Vertheilung der gemeinsebaftlichen Einnahmen und Ausgaben, letztere mit der 
Giltigkeit vom 1. Jänner 1877 ab, snm Theil auf neuen Grundlagen geregelt. 

Zu§. 18. 

Mit dorn Protokolle vom 19. Februar 1S7H wurde der Reservefoud für 
den 1. Juli 1875 mit 3H6.303 fl. 6:{ kr. und tiir Ende 1876 mit einem Aktiv- 
saldo von 290.025 fi. 79 kr. festL^estellt und zugleich bestimmt, dass die 
Fruetificationszinsen der Betricbsrechnung dergarantirten Linie gutzubriugen 
sind. 

Zu §. 25. 

Hit dem Protokolle Tom 19. Februar 1878 wurden die zn der ersten 
Betriebs-Einriclitung gehörigen MaterialTorr&ifae, als da sind: Oberban- 
materialien, Reservebestandtheile fBr Locomotiven und Wagen, Brenn-, 
Beleuchtungs-, Sobmier- und Putzmaterial, Werkstätten-Yorrilthe, Dmok» 
Sorten, Fahrkarten, Cassenbestände u. s. w., mit 90.000 il. beziffert. 
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4. Knndmaehniig des Handelsniiiilsterliinis Tom S6. April 1876, 

B. G. BI. Nr. 61, 

bctreilcnd di*' Autlassang drr IV. Wagcnclasse aul der Mährischen Gränzbahn. 

In Folge Allerhöchster Eutschlieseung vom 20. April 1876 wird, in 
theü weiser Abftndemng des §. 8 der Concessionsurkunde vom 11. September 
1871 (R. Q. Bl. Nr. 116) der Uotemehmung der k. k. priv. Mährischen 
"Oränzbabn gestattet, die IV. WagencU^ise fUr den Personenverkehr auf den 
derselben gehörigen Bahnlinien bis auf Weiteres aufzulassen. 

ChliMeeky m. p. 



6. Beriohtigung. Im §. 49, Alinea 2 der Oesellsehaftsstataten (Brg.* 
JSd. I, Seite 375) soll es statt 1. Hai richtig 1. MSrs heissen. 
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MahrisGh-SchlesisGhe Centraibahn. 

(Vgl. Bd. II, Abtb. 1, Seile 737 un<i Erg.-B i. 1, Seite 343.; 

1. Statnten 
der Mihrisch-Sehlesiaeheii Ceitralbahi. 

(Vgl. Erg.-Bd. I. Seite 843.) 

Titel I. 

Artikel 1. 

Auf (iiuiui (los i^. 1 3 <l»'r bt iiroschlosRpnon Allerhöchsten Concessions- 
urkundp ddo. 21. April 1870 wird von doii CoiiecssionÄrcn eine Aetien 
?e»etl8ohaft zur Aiisführang der in der AllerbÖchBten Conccssionsnrkunde 
beieicbneten Untomehnmng and zur Durchfdhning der statutenmässigen 
Geschälle anter der Firma: 

«HS hriRch-Schlesische Centralbahn'^ 

gegrflndet. 

ArtiktU 2. 

Alle in dieser ConeeBsionsurkunde entbalteiien Rechte und Verbind- 
lichkeiten werden von den ConcesBionären diener Actiengesellscbaft über- 
tragen and abgetreten. 

Artikel 8. 

Der Zwt'fk (Irr ( H scllx-lial't ist : 

1. Der Bau un«l Hctrirh der dunli die ConoeSöiousurkuude vom 
21. .\pril 1870 bezeichin ti ii Eisenbahnlinien. 

2. Der Bau und der Betrieb aller anderen EisenbalwH-n, welche in F<dge 
?on der (iesellschaft verf rairsniÜHuig oder durch Couco^hioucu erworben» 
gepachtet (»der ein;^ell»st werden. 

3. Jeder Fuhrdien«it und ji-dcs Spedition>;^escbäft zu Wasser und zu 
Lande, welche in VerbiiHlunjr mit den von der (iesells<'hat"t f;ej)achteteii 
oder ibr ei^rentliiiinlichen Eisenbahneu eingerichtet werden, unbeschadet 
bereit» ertheiiter Privilegien und Conoeasionen. 
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4. Die Benützuug und der Betrieb aller Grundstücke, Forste, Berg- 
und Metallwerke, Maschinen- und anderer Fabriken, welche geßrenwärti? 
oder künftig von der Oesellschaft unter was immer fdr einem Rechtstitel 
eigenthttmlich erworben oder zu indostrielLen Zwecken pachtweise über- 
nommen werden. 

Artikel 4. 

Die Firma der (Jcsrllschaft lautet: 

„Mäh ri«ch-.Schle 8 ische Central baliu- 

und wird unter Beobaohtong der gesetzlichen Vorschriften registrirt. 

Die FirmaseiohniiDg erfolgt, indem den mit Stampiglie vorgedruckten 
oder von wem immer TorgeBohriebenen Worten: „Mährisoh-Schlesische Cen- 
tralbahn** swei VerwaltangaiStbe oder ein Verwaltangsrath coUectiT mit 
einem Eor FrocnraHihmng bestellten GeeelUchaftsbearoten, Letzterer jedooli 
mit dem Zusätze: per proewr^f ihre Namen beisetzen. 

Artikel 5. 

Der Sitz drr (icsellsehaft Ut in Wien und ist sie bereehtifrt, unter 
Bcobaf htuug der gesetzlichen Vorschrilten, im In- und Auslände A^cntieu zu 
bestellen. 

Artikel 6. 

Die rresellschaft ist constituirt, nachdem ääramtliohe bereits emittirte 
45.000 stück Actien volleingezablt sind und die handelsgerichtliohe Proto- 

ktdliruuj: eitol^?t ist. 

Unbeschadet der für «Ue AuHü8uim von A<*tienfr<'sellschaftiMi geltenden 
Bestimmunj?en des U. G. B. endet die Oesellschalt mit dem Kili>sfhen der 
Concession; sie löst sich jedoch früher auf, wenn die Bahn vom iStaate ein- 
geloBt oder von der Gesellschaft veräussert wird. 

Artikel 7. 

Die Kundmachungen der Gesellschaft erfolgen durch die amtliche 
9 Wiener Zeitung**. 

Titel Ii. 
Ge»ellflicli»risfoiid. 

Artikel 8. 

Das (iesellschaftscapital wird vnrläutig auf aehtzrlm Millionen Guldeo 
Ö. W. in Silber (zwölf Millionen Thaler preussisch Couraut) festj;esetzt. 

Dasselbe wird gebildet durch tlic bereits emittirteu, voUeinficzahlten 
45.000 Stück auf üeberbringer lautenden Actien, jede zu 20U d. ö. W. iu 
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Silber oder 133 '/j Tlilr. preus^*. Courant und durch die weiters zu emittiren- 
deo 45.000 Stück auf Ueberbriager lautenden Aetien, jede zu 200 fl. 5. W. 
in Silber oder 133y, Thlr. preussisoh Courant. 

Dieses Gesellschaftgoapitel kann über Besohliue der Oeneralversamm- 
long mit staatlicher Genehmigung duroh Anagmbe neuer Aotien erhöht 
Verden. Im Falle einer Bolchen Capitalserhöhung haben die Actionäre das 
Vorrecht| die ausgegebenen Actien im Verhiltnisse ihres BesitieB an ilteren 
Actien an übernehmen. 

Die Modalitäten fnr die Geltendmachung dieses Vorrechtes werden von 
der Oeneralyersammlung bestimmt. 

Artikel 9. 

Die erste Einsahluug auf die im Artikel 8 erwähnten neu zn e mittlren- 
den 4d.000 Stück Actien ist mit 40o/o des Nominalbetrages per Actio sn 
leisten. Ceber diese Einzahlungen werden auf den üeberbringer lautende 
Interimsscheine (Form. 1) ausgef<>rtigt. 

Weitere Elnzalilungen schreibt der Verwaltungsrath aus, 

Artikel 10. 

Z<)jrorun^(Mi in ilen wi iti reu Kin/:ililiingt'ii wird d< r süuinigo Actio- 
när seiner Anreclitc aus der ActKMi/cii linuii;:^ und der {geleisteten Thcil- 
i'alilungen zu Gunsten <ler ( iesells<'hatt verluKtij;, und ist der Verwaltungs- 
rath erniä<diti»;t, die l)ezii;j:li<'lien Interims-^i'heine imrh Masspibe des 
Artikels 221 II. G. H. liir null und niclitiir zu erklären und hiefür neue 
Interimsscheine, beziehunj^sweise Actieu, auszugeben. 

Diese mit der versäumten Einzahlung verbundenen Itochtsfolgen haben 
bei allen Aetien^Emiasionen zu gelten. 

Artikel Ii. 

Nach voller Einzahlung des Nominalbetra<re8 der Aotien werden die 
Interimsscheine einj^elost und hiefür Actien Form. II) ausgefertigt. 

Actien und Interimsscheine sind mit Coupons (Form. III und IV) und 
mit der Firma der Gesellschaft yersehen. 

Artikel 12. 

Die Uniseh reihung einer Actio in mehrere Theilaotien oder mehrerer 
Aetien in Eine ist nicht zulässig. 

Artikel 13. 

Die Gesellschaft ist in (lemässheit des i;. 13 der Concessionsurkunde 
zur Ausgabe von Prioritäts-Obligationen berechtigt, deren Formular der 
Genehmiguig der Staatsverwaltung unterliegt. 
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Vorerst werden Prioritäts Obligationen bis zum Betrage von 
27,000.000 rt. ö. W. in Silber in der Art ausgegeben, dass der Gesanimt- 
betrag der ausgegebenen Obligationen den Gesamratbetrag des jeweilig ein- 
gezahlten Actiencapitales höchstens um die Hälfte übersteigen darf. 

Das Formular der zu dieser Emiasion gehörigen Obligationen ist deo 
gegenwärtigen Statuten beigefügt. 

Wenn nach erfolgter Erhöhung des Actiencapitales eine weitere Aus- 
gabe von Prioritäts-Obligationen stattfindet, ist das ebenerwähntc Verhält- 
nies ihres Betrages zum Betrage des eingezahlten Actiencapitales gleichfalls 
innezuhalten. Im Falle einer aolchen weiteren Ausgabe von Prioritäts-Obli- 
gattonen kommt den ActionKren das Vorzugsrecht znm Bezüge im. YerfaMlt- 
nisse ihres Aotienbesitzes zu, falls die Generalyersammlung hierUber nicbt 
anderweitig rerfttgt. 

Titel HL 
Verwaltnag der- CteaeH— haflt» 

A» Verwaltnngsrath. 

Artikel 14. 

Der Vorstand der Gesellschaft im Sinne der Artikel 227 — 241 ile^ 
Handelsgesetzbuches ist der Verwaltungsrath; dieser besteht aus sieben Mit« 
gliedern, von welchen mindestens vier ihren ständigen Wohnsitz in Wien, 
und sämmtliche Verwaltungsrätlie in der österreichisch -nngarischen Mon- 
archie haben mttssen. 

Artikel 15. 

Jetlcs Mit^rlied des Verwaltungsrathes hat bei sonstigem Hrliischfii deB 
Mandates 50 StU<k Actien rliiifriius^ehcine) nebst den nii-ht talligcn 
Coupons in die ( ic-^cllx liaftscassn zu liiiit«^rlegen. welche während seiner 
Fiin« ti«'iisil;iuf'r lind nach (Ichmi Aldnul bis zur Genehmigung der darauf 
bezüglichen iicehuungeu unveräusäerlich bleiben. 

Artikel 16. 

Die Verwaltungsräthe weiden von der Generalversammlung auf sech» 
Jahre ;:f\v;ililt. 

Im Falle des Ablebens oder Austritles eines Verwaltungsrathes 
Ablauf seiner Fuiietiousil.iuer wird dessen Stelle bis zu «ler durch die 
nächste ordentliche (ieneralversammlung zu \ ollzicheudeu detiuitiven Wahl 
provisorisch durch den Verwaltungsratli besetzt. 

Nach Alilanf des seelisten Geschäftsjalires und in den folgenden Jahr»'n 
scheiden von dem Verwaltuugsralbe je vier Mitglieder aus. Die l*er:>oncii 
werden durch das Los bestimmt, insolange, bis die Functions<lauer ah Norm 
auftritt. Die ausgeschiedenen Verwaltungsrätiie sind wieder wählbar. 
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Der erste Verwaltangsrath wird duroh die conBtitairende Generalver- 
aammlang gewählt. 

Artikel 18. 

Der Verwaltangsrath wählt ans seiner Mitte einen Presidenten nnd 
daen Yiee-PrSsidenten auf die Dauer eines Gesehftftsjahres. 

Die Gewählten sind naoh Ablauf eines Geschäffayahres wieder wählbar. 

Artikel 19. 

Zur BesoUnssföhigkeit des Verwaltnngsrathes ist die Anwesenheit von 
Biudestens irier Mitgliedern erforderlich. 

Die Besehlttsse des Verwaltungsrathes werden mit Stimmenmehrheit 
gitet, im Falle der Stimmenglelohheit entseheidet die Stimme des Vor- 
liiienden. 

Artikel 20. 

Üeber die Verhaadlnngen des Verwaltungsrathes werden Protokolle 
gef&hrt, weiehe vom Vorsitzenden und Sohriftfahrer zu fertigen sind. 

Artikel 21. 

r 

Wer Beamter der Gesellsehaft ist, mit ihr in einem Liefcrungs- oder 
^Lohnverhältnisse steht^ in Goneurs ▼erAllt oder zahlangsanflihig wird, wegen 
eines aus Gewinnsucht begangenen Verbrechens, oder wegen einer solchen 
üebertretnng schuldig gefunden wurde, wer dem Vorstande einer ooneur. 
riroiden Unternehmung angehört, kann nioht Hitglied des Verwaltungs- 
nthes sein. 

Der Eintritt eines solchen Verhältnisses hat den unmittelbaren Verlust 
der Stelle zur Folge. 

Artikel 22. 

Die Mitglieder des Vei wnltunir^rfitlios erhalten für ihre Theiloahme an 
den Sitzungen Präsenzmarken, deren \lö\i3 dio ordeutiiehe, riioksichtlich fttr 
das erste Geschäftsjahr constituirende GeneraWersammlnng bestimmt. 

Der Verwaltuogsrath ist ermächtigt, zur Besorgung gewisser Geschäfte 
«in leitendes Comitö zu bestellen, dessen eyentuelle Entlohnung durch die 
Oeneralversammlung bestimmt wird. 

B, GeneralverBammluug. 
Artikel 23. 

Die GeneralTersammlung repräsentirt die Gesammtheit der Aetionäre 
und dnd ihre statutenmässig gefassten Beschlüsse fttr alle Aetionäre 
bfaidend. 

48 
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Artikel 24. 

Der Besitz von je 20 Actien (Intorimssobeinen) gibt das Reobt Mf eise 
Stimnie in der GeneralTersaminlung. 

Zur Ausübung dieses Rechtes wird erfordert, dass die Actien (Interimi- 
Bcbeine) längstens 14 Tage vor dem Zusammentritte der statntenmSssig ein- 
berufenen GeneralTersamnünng in der Gesellschaftseassa oder an eioem 
anderen vom Verwaltnngsrathe liiezu bestimmten Orte hinterlegt werden. 

Artikel 25. 

Das Stimmrecht kann .jeder stimmberechtigte Besitzer von Actien per- 
sdnlich oder durch einen Bevolhnächtigteu. welcher Actionär der Gesell- 
schaft sein muse, austtben, insofern er nach seinen heimischen Gesetzen 
eigenberechtigt ist. Pflegebefohlene und juristische Personen fiben du 
Stimmrecht durch ihre gesetzlichen oder statatarisohen Vertreter, auch wenn 
diese nicht selbst Actionäre sind. 

Arti kcl 26. 

Jährlich hat eine ordentliche Generalversammlung ttattsufinden. Die 
erste ordentliche Generalversammlung findet im Jahre 1872 statt. 

Ausserordentliche Generalversammlungen werden vom Verwaltnngs- 
rathe einberufen, und zwar entweder nach seinem firmesseui oder äber 
BeschlusB einer Generalversammlung, oder endlich wenn dieselbe von einem 
oder mehreren Actionären, deren ActienbesitK den sechsten Theil des Gmnd» 
capitales repräsentirt, beantragt werden. 

Die Actionäre, welche die Einberufung einer ausserordentlichen Gene- 
ralversammlung verlangen, haben die zu ihrer Legitimation erforderliohe 
Actienzahl bei der G^selischaftseassa zu hinterlegen und gleichzeitig den 
Gegenstand schriftlieh anzugeben, welcher den Anlass zu diesem Verlangen 
bUdet. 

Artikel 27. 

Den Vorsitz in der Ocncralversammlung führt der Präsident oder der 
Vice-Präsident; im Falle ihrer Verhinderung ein vom Verwaltungsrathe zu 
bestimmendes Mitf]^lied desselben. 

Ffir die Verhandlungen werden von der Generalversammlung swet 
Verifioatoren, welche gleichzeitig Bcrutatoren sind, gewählt. 

Den Schriftführer ernennt der Vorsitzende. 

lieber die Beschlüsse wird ein Protokoll geflibrt, welches vom Vor- 
sitzenden, den zwei Verifioatoren und vom Schriftführer unterfertigt wird. 

Artikel 28. 

Die £inbernfhng einer Generalversammlung muss längstens 20 Tsgs 
vor dem Tage der Abhaltaug erfolgen. 
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Zur lU'sr',hliissf;iliiirkeit <l«^r ( i»'iior;ilv«'rs'iinmluii.:r ist erfonlorlii'h, dass 
inindt ^tt iis .l. r z\vnnzip:ste Theil der omittirtcii Actien durcli mindesteaa 
lU Actioniirc vorlretcii sei. 

Ist diese VtM-tretunj,' iiirlit naclige\viei?en, so tindot oino neue Kinbe- 
riitiini: d<'r (lenernlver.samii)liuij? statt, doch bramdit in diosom Falle die 
Kiimlinacliniii:' nur acht TaL'«- und die A«'tiendeponiruiig nur drei Tage vor 
^er anberauuiten ( Jeneralversamniiung zu crfolfron. 

Die Iiesclilus8f:i]iij;keit einer solclien neuerlich einberufenen Goneral- 
Tersammlung ist an eine beätimmte Anzahl von Stimmen oder Personen nioht 
gebunden. 

Artikel 29. 

Der Zweck der (loneralverrtamuiluug musH jederzeit bei der Berufaug 
bekannt treinaelit w«'rden. 

I't'ber (r('L'"eiiständf\ deren VirbaiidliiMc: nicht in dieser Weise ange- 
kündigt ist, können Beschlüsse nielit fietasst werden. — Ueber den Antrag 
auf berufuno^ einer aiisseiordontlielieii ( Jeneralversaniuilunir kann ohne vor- 
hergehende Ankündigung oder Verlautbarung beschlosBen werden. 
• 

Artikel 30. 

Der Besoblassfassang der Generalversammlang sind folgende (legen- 
atSnde vorbehalten: 

1. Die Wahl der Ifitglieder des Verwaltnngsrathea und des Revisions- 
ausschnsses. 

3. Die Feststellnog des Werthes der Anwesenheitsmarken fttr die 
Theilnahme an den Sitzungen des Verwaltungsrathes. 

3. Die Gtonehmignng der Jahresreehnang und der Gewinnstvertheilang. 

4. Die Vermehrung des Oeselischafts- und ünternehmniigfondes durch 
Erhöhung des Aotiencapitales oder durch Aufnahme ron Anlehen. 

5. Die Verpaehtnng des Eisenbahnbetriebes. 

6. Die VerXuBseruBg der Bisenbahn. 

7. Die AbXnderung der Statuten. 

8. Die Auflösung der Gesellschaft vor Ablauf der statutenmässigcn 
Dauer. 

Die in der Generalversaniinlnn*;: p:efassten Beschlüsse über die sub 4, 
6, 7 und 8 bezeiehneten Gegenstände bedürfen zu ihrer Auäführung die 
Genehmigung der .Staatsverwaltunir. 

Sämmtliche der Generalversaniinlnng vorbehaltenen IJeseliliisse werden 
nur mit absoluter Stinimeniiieliriieit getasst, bei .Stiniiuengleichheit eutsoheidet 
das Votum «les Vorsitzenden. 

Die Beschlussfassung über liie Veräusserung der Kisenbahn und Uber 
die Auflösung der GeselUchalt vor Ablauf der statutenmässigen Dauer 
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kann nur dann f»iltißr erfoljren. wenn in der Generalversanamlung wenipston« 
zwei Dritttheilc (\e^ cmittirteu Actiencapitales vertreten sind und hievon 
zwei JJritttheile dem Autrage zustimmen. 

Titel IV. 

RCTlsionsauHHehut»»». 
Artikel 31. 

Der zur Prüfung der GesellschaftsreehiiQiigen betteilte ReTMionMM« 

schuss besteht ans drei Mitgliedern und drei Ersatzmännern, welche alljlhr- 
licli von der ordentlichen Ueneralversammlung aus den der Verwaltung nicht 

angehörenden stiniinberechtigten ActionHren gewühlt werden. 

Die Ersatzmänner treten nur im Falle der Verhinderunf^ der Mitglieder 
des Revisionsan-sschusscM. und zwar nach der lieihenfolge der Stimmen^ 
welche sie erhalten hahcn, in Function. 

Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet darüber das Los. 

Artikel 32. 

* 

Der Revision^ausseluLss hat die Richti{z:keit der abgeschlossenen Jahre;?- 
rechnnngen zu prüfen, er ist zu dieseni Behufe ermächtigt, von den Büchern 
und der ganzen Gebarung der GesellHchaft Eimsicht zu nehmen und von den 
Rechnungslegem die nöthigen Aulklärungen abzuverlangen. 

Br hat seinen Befund der Generalveraamrolnng vorzulegen. 

Artikel 33. 

Die Reohnungen der ersten Qeschäftsperiode werden von dem in der 
ersten ordentlichen Generalversammlnng gewählten Reyisionsaasechnsse 
geprüft, weloher bis snr näehsten ordentlichen OenendTersamnilnng in Fnne- 
tion bleibt und gleichseitig den Bericht Uber die Rechnungen des Geschäfts- 
jahres, welches der ersten ordentlichen GeneralTersammlung folgt, bei der 
zweiten ordentlichen Oeneralversammlung ▼orsulegen und .deren Geneh* 
migung einsuholen h«t 

Titel V. 

€teS€k*ftsfttkraBS« Gcwinnstvertheilung mii Tilgang des Aalage* 

eapitales* 

Artikel 34. 

Die Rechnungen der Gesellschaft werden alljährlich Ende December 
abgeschlossen, ein allgemeines Inventar der Activen und Passiven der 
Gesellschaft aufgestellt und die Bilanz gezogen. 
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Die Seohnangen and die Bilanz sind dem ReyiBionsaassohosse recht- 
seitiir KenntniBS sn Ivringen und mit dessen Gutachten der Oeneralrer- 
sammtong Tonnlegen. 

Als QesohXft^iahr gilt in der Regel das Kalendeijahr, ausnahmsweise 
wird das erste <>esohIftsjahr bis som 81. Deeember 1871 gerechnet. 

Von dem Ertii^pisse werden vorerst sämmtliohe Betriebs- ond Erhal- 
tDBgskosten, die xnr Bestreitung der eventnellen Kosten der Besehaffung des 
zur Bezahlung der Zinsen und Prioritätsobligationen erforderlichen Silber- 
geldes nöth igen Auslagen, die allfUlligen Steuern und Gebühren Ar die Priori- 
taten und sämmtlk'he Steuern und (TfibUhren, welche die Bahn oder eln- 
zolnr Linieu dorsolhcii betn'ftV'ii. ferners die V»Tluste und Absclireihung-on 
•ibgeroclinet und von dem Koste dio Zalilunp: der Ziusen und Til}^uno:sqiiut('- 
tUr die Prioritätsobligatiouen und «eiuerzeit die Zahlung der Acticutilguugs 
quoten bestritten. 

Von dein soliin verbleibenden Reste kann 
a) einem zu bildenden OewinnreKervrfond. welciier 10 Porccnt des Actien- 

eapitales jiicbt übersteit^en darf, ein von der t ieneralversamnilun^'- zu 

bestiniiueudcr Betrag bis zu fi Percent dieses Restes zugewendet 

werden. 

Die Dotirung des Reservefondes kann über Besohluss der üeneral- 
veraammlung auch gänzlich unterbleiben. 
h) Weitere 10 Percent werden als Tantieme dem Verwaltungturatbe zuge- 
wiesen. 

t) Eventuell wird ein Beitrag sn einem all&lligen Pensionsfondc ausge- 
schieden. 

d) Der Rest wird als Dividende an die Actionäre vertheilt. Bis zur Eröff- 
nung des Betriebes auf den in der Ooneessiousurkunde bezeichneten 
Btreeken werden die fdr diese Strecke emittirten Actien mit 5 Pereent 
in Silber verzinst. 

Artikel 35. 

Die Zahlung der Diridende erfolgt am 1. Juli jeden Jahres. 
Dividenden, die binnen drei Jahren nach ihrer Fälligkeit nicht behoben 
werden, sind an Gunsten der Gesellsohaft verfallen. 

Artikel 36. 

Die Til2:uug des Acticncapitals erfoljrt innerhalb der Coneesflionsdauer 
nach dem Tilgungsplane. und zwar naeh der erfolgten Tilgung der Prioritäts- 
obli-alionon innerhalb der letzten 25 Jabro im Wege ganzjähriger Verlo- 
sungen in Silber. - Dieses gilt für die erste Emission, sowie für die folgen- 
des, uamer mit Rücksichtnahme auf den Zeitpunkt der betreffenden Emission. 
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Die VerloBangen werdeo in Wien öffentlich vorgenommen und sind di» 
Nmnmern der gesogeneD Aetien statutengemlss knndsamaohen. 

Die getilgten Aotien werden gegen Genasaeobeine nmgetnnsebt, deren 
Besitier, was die Dividende anbelangt, nnr auf den nacb Bestreitang einer 
6peroentigen Dividende für die niolit getilgten Aetien übrigen Theil de» 
GewinnttbersehntweB (Art. 34, lit. d) aaf diesen Tbeil aber gleichen An- 
sprneb mit den ActienbeBitzem haben, wShrend eie in allen anderen Bezie- 
hungen den Aotionären gleicligeatellt Bind. 

InBbesondere werden bei Benrtheilnng der BeBchluBfähigkeit der Gene- 
ralversammlung und bei der BeromRnng dea in denselben vertretenen Capi- 
tales, dann besUglioh des Stimmrechtes, die Gennssoh^ne den Aetien gleieh- 
gestellt. 

Das Formular der jedonfallft auf Inhaber lautenden Genussscheine wrird 
Beinerzeit vom Verwaltung^ratlie zur Genehmigung durch die Staatsverwal- 
tung vorgelegt. 

Die TiljrnnjLr der Prittritiitsobligatioin'n erster Emission ertolfrt vom 
Jahre 1875 an durcii die weiterlolgenden Gü Jahre im Wege ganzjähriger 
VerloHUug in Sillx-r. 

Bei >veitrren Eniissioni'n erfol^'t dio l ilfrunir iinrli M:issj:;abe der spe- 
ciellen Bestimmungen und Kundmachungen des Verwaitungeratheö. 

Titel VI. 

Mtmataaufaielit, A^chluaabeatiminang« 

Artikel 37. 

Das der Staatsverwaltung' zustt li' n«lo Aufsiclitsreclit wird von Ucrsflbctt 
uat'li den IJcstinniiun^en der all-remeini n (ic.^ctz«' geiiht. 

Mit Iliicksii lit auf dir damit verlnindcne ( Ifscliäftslast wird von der 
Gescllsciialt eint' jährliche Panschalsminnr an d»'n Staatssoliatz jL'rlcistet, 
deren lioiic von di r Staatsverwaltung in (iemässheit des §.16 der Couces- 
Biousurkunde bestimmt wird. 

Artikel 86. 

In» Falle der AufiosiniL-- ilcr ( !<'-('lls( halt wird die Art der Liquidation 
von der Generalversammlung in UemäsHheit der Bestimmungen des UandelB* 
geaetzbuches festgestellt. 

Artikel 39. 

Die oonatituirende Generalversammlung wird dnreh die Conoesaionire 
ohne ROokRieht auf die im §. 38 bestimmte Frist durch achriftliohe Einla- 
dung an sämmtliche Actienzeichner einberufen. 
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Artikel 40. 

Für nene Strecken der (Tef^ellsohaft werden während der Bauzeit die 
Zinsen der für diese neuen Strecken ansfrcfjohenon Actien und Prioritätsobli- 
gationen, ebenso die etwa hiefur entfallcndLMi Stenern, endlich der ant die 
neuen Linien aus^haftonde aliquote Theil der Entlohnung des Leiiungs- 
eomite, sowie eine entsprechende Renranerirung des Yerwaltungsratlies aas 
dem Banfonde bestritten. 



Z. 4888. 

Yorstehende Stataten, welche an die Stelle der unterm 83. November 1872, 
Z. 18116, beetStigrten Statuten treten, werden auf Orund AllerhSehster ErmSehtigung 
genehmigt. 

Wien am 88. HSrs 1874. 

Der k. k. Minister des Innern : 

(L. S.) Lasser m. p. 



2. Anmerkungen zur Concessionsurknnde vom 21. April 1870, 

R. (i. Kl. Nr. 77, 

fiir die Eisenbahn vonUliDützan die österreichisch-preussischeUndesgrinie nebst Fiügelbahnen. 

(Bd. n, Abth. 1, Seite 739.) 

Zu §. 1. 

Mit den Gesetzen vom 12. März 1876, U. G. Bl. Nr. 40, uml vom 

13. März 1876, R. G. Bl. Nr. 46 (visl unter ^Stnatsbahnon- Seite 128 und 
129 ), wurde die Reprierung ermächtigt, die l-isonbahn von Erbersdorf im An- 
schlüsse an die Mährisoh-Schlesische Centraibahn nach Würbcnthal, bezie- 
hangHweise von Kriegsdorf nach Römerstadt aut Staatskosten herzustellen. 

Bisher wnrde auf Grund der Allerhöchsten £ntschUes8un(r vom 

14. AujTUSt 1876 nur die letztere Bahn zur Ansnihrunf? «jebracht und am 

15. Oetober 1878 dem öflfentlichen Verkehre überjceben. Der Betrieb der- 
aelben wurde der Mährisoh-Schlesischen Centraibahn übertragen. 

Zu den §§. 3 und 17. 

Die Eröflbang des Betriebes auf den einzelnen Strecken erfolgte, and 
nrar: 

OlmQts- Jilgerndorf-Troppan und J&gerndorf- Henners- 
dorf am 1. Oetober 1872 fUr Frachten und am 15. Oetober 1872 fttr 
^cisonen. 
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JIgernd orf-Reiclisgränze, deren Betrieb die OberBchleeisebe Eisen* 
bahn ttbemommen hat, im Anschlüsse an die Strecke LeobschtttS' 
Relch-^grftnse der letzteren Bahn am 35. September 1873 fttr Frachten und 
am 1. HMrz 1874 filr Personen. 

Hennersdorf-Reichsgränae gleichzeitig mit der prenseiscben An- 
Bchlnssstreoke nach Ziegenhals am 1. December 1875 für Personen and 

Güter. 

Zu §. 4. 

Anf Omnd der Bestimmung in dem Alinea 2 dieses Paragiaphes wurde 
der Oesellschaft der Banconsens für naehbeseichnete Sohleppbabnen erthettt, 
und swar: 

1. Mit Erlass der k. k. Statthalterei fUr M&hren rom 19.November 1878» 
Z. 28765, Uber Ennlehtigung des k. k. Handelsministers vom 24. Oetober 

1872, Z. 21533, iUr eine Scbleppbabn von Gross- Wisternits cor dortigen 
Zuckerfabrik. 

2. Mit Erlass der k. k, Landesrcgiening fllr Schlesien vom 31. August 

1873. Z. 6^511. über Ermächtigung des k. k. Handelsrainisters vom 14. August 
187.5, Z. 22836, tür eine Schleppbahn von Skrochowitz zur dortigen 

Zuckerl abrik. 

3. Mit Erlass der k. k. Landesregierung fiir Schlesien vom 15. Juli 1875, 
Z. 5S9r,. über Ermächtigung des k. k. ilandclsministers vom 22. Juni 1875, 
Z. 1721U. fiir eine Schleppbalin von Kilora. Nr. 109-13 der Strecke Jägern- 
dorf-Troppau zur Wawrowitzer Zuckerfabrik. 

Zu §. S. 

Mit Allerhöchster EntschUessnng vom 19. Juni 1875 (TgL die Kund- 
machung unter 3; wurde der Gesellschaft gestattet, die IV. Wagenclasse bis 
anf Weiteres anfsnlassen. 

Seither wurden mit demProtokoUar-Cebereinkommen rom 26.NoTember 
1877 (kundgemacht im R. 6. Bl. Kr. 110) die Tteifbestimmnngen für 
Personen und den mit der Personenbefdrdemng im Znsammenhange stehen- 
den Saohentransport auf Omnd des Gesotses vom 15. Juli 1877, R. O. Bl. 
Nr. 64, betreflfend die Mazimaltarife fttr die Personenbefdrdemng anf den 
Eisenbahnen, geregelt. 

Z u §. 10. 

Mit 1. Jänner 1878 ist auf Grund eines gemeinschaftlichen Ueberein- 
koromens auf sUmmtlichen üsterreicbischen und ungarischen Eisenbahnen tfu 
neuer einheitlicher Militärtarif in Wirksamkeit getreten. 
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S. Knndmaehmig des Handelsministers Tom 88* Juni 1875, 
B. G. BK Nr. 93 und €. BL Nn 75, 

betieffenü die AanaMong der IV. Wagendaue auf der Miliruch-Schie«i8cheii Centralbahn. 

In Fol^e Allerh8cli8ter EntschUetsnng vom 19. Juni 1876 wird in Ab- 
iadeniDg des §. 8 der Conoesaionsnrininde vom 21. April 1870 (R. G. Bl. 
Kr. 77) der Unteniehmiing der HSbrisch-Sohlesisehen Gentraibahn gestattet, 
dass die IV. Wagenclas^^e auf den derselben gehörigen Bahnlinien bis anf 
Weiteres aufgelassen werde. 

Chiaiieclij lu. p. 
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Bsenbalui von Troppau an die mahiiacb-UDgarisclie Sraoze am 

Vlarapasse. 

1. eeseti Tom 3. Mai 1874, B. G. Bl. Nr. 64 und G. Bl. Nn 56, 

betreffeod die Bedingungen VDd Zugestlndnisse lür die Sichentellung einer Loeoiiotifeiaei* 
bahn von Troppan Qbcr Zauehtl und NenÜtschein an die nihrisoh-vngarische Grinie tm 

Vlarapisse« 

Mit Zustimiiinng beider Häuser des Reichsrathes finde leh aoznordnen, 
wie folgt: 

Artikel 1. 

Die Regierung wird ennHehtigt, die AnsftlliniDg einer LocomotiTeinen- 
bahn von Troppaa ttber Zaaelitl Und Nentitsehein an die m&brisoh-nnga- 
risehe Gränze in der Riohtnng gegen Trenteohin dnroh Coneeflsioneertheilnng 
unter den Bedingungen dieses Oesetz^s sicherzustellen. 

Die Concessionire sind zu vorpHichten, in dem Falle, als von Seite der 
k5niglich preussischen Regierung die Herstellung einer Eisenbahnlinie von 
Ratibor bis zur österreichisch preussisehen Gränze siohergestellt werden 
sollte, eine Eisenbahn von Troppaa bis zur Reiclisgränze zum Anschlüsse 
an das preussische Bahnnetz anszuftthren und gleichzeitig mit der Vollendung 
der fremdländischen Strecke dem Betriebe zu übergeben. 

Artikel IL 

Bei der Ertheihin^ oiner Coneession kann für diese Eisenbaiin vom 
Staate die Garantie ciiirs jälirliclieu lieiiierträfrnissea, mit Inbe^^ritV dor Til- 
j;ui)f;s(iuotc. in der Maximalsiimtni' von 51.800 H. i^Fünfzif:^ eintausend acht- 
liundert) östorr. W;ihrun;r in Silber durelisclinittlieb per Meile für die Dauer 
von zwanzig Jahren /ujj^Oi^icbert werden, so zwar, das», wenn das jährliche 
Reiiiertriip:ni88 den garantirten I^etrag nieht erreiclien sollte, das Fehlende, 
jedoch nur bis zum obigem Maximalbetrage, von der Staatsverwaltung zu 
ergänzen sein wird. 

Die (Jarantie des lieinerträgnisses ist auf (irund der nachznweisendeu 
wirkliclieu Bauauslagen, inclusive der Geldbeschaffnngskosteu und der luter- 
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eulaRiDsen, festzusetzen. Die von der J^Iährisch-SchlesiBchen Centralbahn 
tu( der Strecke Troppau-Zauelitl factiseh ausgeführten Baaten, dann 
beschafften und yorbandenen Materialien, können, insoweit beide ftlr die 
neae Bahn verwendbar erscheinen, jedoch nur nni den ihrem gegenwärtigen 
Zostande entsprechenden wahren Werth, welolier doroh Schätzung zu er- 
mitteln, vom Handelsministerium zu prüfen und dem Betrage nach zu geneh- 
migen ist, Übernommen und hieflir nur dieser Betrag bei den wirkliclien 
Bssauslagen in Rechnung gebracht werden. Die Garantie des Retnerträg- 
oisses sammt Tilgnogsquote von dem aufgewendeten Baucapitale hat mit 
den Tage der Eröffnung der Theilstrecke Troppau-Neutitsohe in im Verliält- 
iiiMe der Meilenzahl, bezüglich der weiteren Theilstrecke von Keutitschein 
an die mährisch-ungarische Gränze aber erst dann in Wirksamkeit zn treten, 
venu durch die Eröffnung der Fortsetzungsstrecke von der roUhrisch-unga- 
ri^ehen Gränze über Trentschin nach Tyrnau eine ununterbrochene Schienen- 
Tcrbindung zwischen Troppaii, Trentschin und Tyrnau hergestellt sein wird. 

Für die Linie von Troppan an die östcrreichiseh'preussische Keiclis» 
gränze ^egen Ratibor hat die Garantie in gleicher Weise erst in jenem Zeit- 
pankte einzutreten, sobald durch VoUendnng der fremdländischen Strecke 
eine ununterbroclieue Schienenverbindung zwisdicn Troppau und Ratibor 
iiergcstelit soiu wird. 

I>ii'ger Artikel wur'l«" liiin h d.is (Ji M tz v t n js. Marz 1S78 (vgl. unter 2; ausser 
Kratt gesetzt und durch eine analere l-'a9«>uii<j frsL'tzt. 

Artikel lU. 

In Aiisl iiliiiinjr d«'s Arfikt^ls II sind folfr^ndp Bestiiinniintr' n zu tn fTeii : 

1. Von dem frainntirti-ii jährlirlim lit iiirrtiii^rnisse ist (Ici i^Miif:*' Uetrag 
7nr Capitalstilflriiiijr zu vcrwcjulen, woIcIkt «liu cli die Staatsvorwaltiui.i:- na«' h 
vincm von ihr zu ^••«'uelimi'rcinliMi Ainoi tisati«»nsj)lMue, demziifoli^p, das emit- 
tirte Capital wahrend der iMuer der Concession zu tilgen ist, bestimmt 
werden wird. 

2. l)«'r von der Staatsverwaltung: nm Anlass der übernommenen (iarantie 
allenfalls zu zalilen<le Zuseliuss ist Uber vorausgegangene Prüfung der vor- 
zolegenden dooumentirten Jahresrecbnung drei Monate nach deren Ueber- 
reichang flüssig zu maelien. 

Das Aerar wird jedoch auch früher zur Einlösung der verfallenen 
Acfien- und Obligationencoupons, nach Massgabe des auf Grund dea Ertrags« 
präliminars richtiggesteUten Erfordernisses, Tbeilzahlungen unter Vor' 
behalt der auf Grundlage der Jahresrechnung zu pflegenden Abrechnung^ 
leisten, wenn der Concessionär sechs Wochen vor der Verfallszeit das be> 
sllgliche Ansuchen gestellt hat. 

Wenn nach endgiltiger Feststellung der Jahresrecbnung, welche spH- 
testens binnen drei Monaten nach Ablauf des Betriebsjahres vorzulegen seil» 
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wird, sich herauastellen sollte, daas die Vor^r^hüsse zu hoch beracsacn worden 
siod, 80 hat der Concessionär den erhaltenen Mehrbetrag mit ZureciiDung 
von sechs Perceot ZinRen sofort zn refundiren. Der Anspruch auf Leistung 
eines ZuschusRes von Seite des Staates muss aber längstens innerhalb eines 
Jahres, nach Ablauf des betreffenden Betriebsjahres, erhoben werden, widri- 
genfalls derselbe erloschen ist. 

3. Der Betrag, welchen die Staatsverwaltung in Folgo der übernom' 
uienen Garantie zahlt, ist lediglich ale ein mit vier Peroent jährlich verzins- 
licher Vorecbuss zu behandeln. 

So lange die f^lnzliehe Tilgung des geleisteten Vorschosses sanunt 
Zinsen lüeht erfolgt ist, kömmt in Jedem Jahre, in welchem der Beiaerfrag 
der Bahnstrecke die garantirte Jahressamme überschreitet, die Hälfte de) 
diesiUlUgen üebersohosaes an die Btaatsverwaltung zur Rttoksahlong abzii- 
führen. Von der erübrigenden anderen Hälfte ist ein von der Staatsver- 
waltung statutenmässig zu bestimmender Theil in den Reeervefond zn hinter- 
legen. 

Die Berichtigung der fälligen Zinsen hat der ReAindimng der Vor- 
sohttsse voranzugehen. Forderungen des Staates -an solchen VorschQasen 
oder Zinsen, weldie bis zur Zeit des £rl9schens der Concession oder der 
Einldsunj? der Bahn noch nicht bezahlt wurden, sind aus dem noch erttbH- 
genden Vermdgen der Unternehmung zu berichtigen. 

Artikel IV. 

FOr die im Artikel I angeftthrte Eisenbahn wird die Befreiung von der 
Einkommensteuer und der Bntrichtung der Goupons-Stämpelgebiihren, sowIa 
von jeder neuen Steuer, welche etwa durch künftige Gesetze eingeführt 
wird, während der Bauzeit und durch neun Jahre, vom Tage der Bctriebs- 
ordflfoung jeder einzelnen der im Artikel II bezeichneten Bahnstrecken an 
gerechnet, zugestanden, wobei die .inf jede Strecke entfallende Summe nach 
der Mcilenlänge zn berechnriii kiimmt. 

Es wird ferner ^'estattet, dass die erste Ausgabe der Aotion und Prin- 
ritätsobliirationen, mit Einschluss der luterira^scheine. stänipel- und gebüh- 
renfrei slatttinde. Dessgleichen wird die Befreiung von der bei den (inind- 
einU)snng«»n auflaufenden Uebertragr*gcbiilir zugestanden. Zur Entrichtung 
der Rtämpfd und Gobüiiren für alle Verträge, Eingaben und sonsti'reu 
Vrkunden /lun Zwecke der CapitaNbescliafTung. sowie des Baues und der 
Instruirung dor Balinstreekon. wird ciiio Frist bi6 zur Eröffnung des Betriebes 
der cinsehlä^Mi;en Bahnstrecken bewilli^^t. 

Die alUalligen Kosten der Notirung der Effecten auf in- und auslan- 
dischen Börsen, sowie die nach Ablauf der steuerfreien Jahre von der UnttT- 
nehmung zu leistenden .Steuern dürfen in die Betriebsreehnuii;: als Ausgabs- 
po8t eingestellt werden; bezüglich der Coupons-Stämpelgebüiiren ist dies 
nicht zulässig. 
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Für die Staatszaschtlsae ist von der ünternehmung keine Einkommen- 
Steuer su entriobten. 

Artikel V. 

Die Theilstrecke von Tnappw. bis Neatitschein mnss längstens binnen 
leehs Wochen in Angriff genommen nnd längstens bis Ende Deeember 1875 
vollendet und dem öffentlichen Verkehre ftbergeben werden. Der Bau der 
Strecke Nentitsehein bis snr nngarisohen Landesgrilnse hat erst dann so 
beginnen, wenn die Herstellung der Strecke von der mährisch-ungarischen 
Orinze über Trentschin nach Tyrnan vollständig sichergestellt ist. Dieselbe 
ist b diesem Falle 2«/, Jahre nach Beginn des Baues dem öffentlichen Ver- 
kehre so übergeben. 

Für die ErflÜlung dieser Verpflichtung hat der Goneessionär der Staats- 
▼erwaltung in der von ihr zu bestimmenden Art and Weise entsprechende 
Sicherheit sn leisten. Im Falle der NichterfBlInng der obigen VerpHichtung 
kann die Oantion als verfallen erklärt werden. 

Die aus diesem Anlasse hervorgeheodeu Acte nnd Urkunden geniessen 
die Gebühren- nnd Stämpelfreiheit. 

Iliosor Artikel wurdo durch das Oesetz vom 28. Märs 187ft (vgl. unter 2) aiUSer 
Wirksamkeit gesetzt und durch eine neue Fassung ersetzt. 

Artikel VL 

*Rttcksichtlich des Anschlusnes der im Artikel I erwähnten Zweigbahn 
TOn Troppau zum Anschlnsse an das preuwsische Eisenbahnnetz und rllck- 
«ichtlich des Betriebsdienstes in der gemeinschaftliohen Wechselstation bleibt 
die Festsetzung der diesfälligen Bestimmungen d*Mn Altscliliisse des Staats- 
vertrages mit der könifrlioh preussisehen Hegierung- vorbchallcn und sind 
die Concessionäre verpflichtet, sicli den B Stimmungen dieses Stuatsvertrages 
und den hieraus für sie erwachsenden Obliegenheiten zu unterwerfen. 

Artikel VII. 

Die Modalitäten der Geldbeschafrung, insbesondere die Höhe des Emis- 
sionseoorses, ebenso wie die Modalitäten der Bauvergebung, welcli' letztere, 
sowie die Vergebung aller Lieferungen, im Offertwege zu erfolgen hat, sind 
der Genehmigung der Regierung zu unterziehen. 

Alle Brücken, dann alle anderen Banobjecte und Kunstbauten sind aus 
Stein und £isen herzustellen. 

Artikel VIII. 

Die Dauer der Concession wird auf neunziir Jalire. vom Tage der 
Eröffnung des Betriebes, auf der ganzen im Artikel 1 angeführten Eisenbahn 
feitgesetit. 



Digitized by Google 



€48 



Eisenbahn von Troppaa an die 



Uei Fost.st»^lluug clor Honstigen C<'Hces8ionfil)pstiininiinj^en if^t auf dif» 
Anoidmmis dos (lo-^etzos vom 1. Juni 18H8 (K. C. Bl. Nr. 56< in BffretT 
•der Beilinjrnnf^en uu<l Ziifrestänilnisse für tlie Untorneliinuiiu: dos unter dem 
Namen „0<'sterroi<'!ii>i('lio Nordwostbahn" concessionirten Loeoraotiv-Eisen- 
bahauet/es tbunlich»t KUcksicht /u nehmen, wa» jedoch die PcrsonenUril« 
anlangt, so haben die ooncessionsmässigen Tarife der Sttdbahn Anwendung 
XU finden. 

Artikel IX. 

Der Handels« und der Finanzminister sind mit dem Yollziige dieses 
Oesetzes beauftragt 

Wien, am 3. Mai 1874. 

(L. s.) Franz Joseph m. p. 

Aiersperg m. p. ianhans m. p. Pretis m. p. 



2. Gesetz vom 28. März 1875^ iL G. Bl. Nr. 56 und C. Bl. Nr. 47, 

vodurcli bei Ergäninag des Gesetscs vom 3. 3lsi 1874 (R. G, Bl. Nr. 54), betreffend die Br- 
dingnngen vnd Zugeständnisse fflr die Sieherstellung einer Loconotir-Eiscnbilin tob Troppn 
an die mihrisoh-nngarische Grinse am Ylarapasse, die Artikel 11 und V dieses Geseties sbfr- 

indert werden. 

Hit ZustimmoDg beider Hftnser des Reichsrathes finde leb anznordneo, 
"wie folgt: 

§. 1- ' 

In Abänderung und Ergänzung des Gesetzes vom 3. Mai 1674 
<R. G. Bl. Nr. 54), betreffend die Bedingungen und Zugeständnisse fQr die 
Sicherstellnog einer LocomotiT-Eisenbahn von Troppau Uber S^uohtl uod 
NeutitDckein an die mährisch-ungarische Gränzo am Ylarapasse, werden die 
Artikel II und Y dieses Gesetzes ausser Krall gesetzt 

An ihre Stelle treten die naclifolgenden, den bisherigen Zahlen ent- 
«prechenden Artikel: 

Artikel Ii. 

Bei der Ertbeilung einer Ooncession kann für die Loeomotiv-Eisenbabn 

von Troppau einerBeits über Zauchtl und Neutitschein au die mährisch- 
ungarische GrSnze in der Richtung pej^en Trentschiu, anderseits bis fsr 
Reicbs«rriinze zum AnsclduHse au das prcussische Babnnetz in der Richtung 
gegen lialibor vom Staate die Garantie eines jUhrliclien Reinerträgnisses, nu* 
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Inbegriff der Tilgiingaquote in der Maximalsamme von 51.800 (fünfzig Ein- 
tausend acitthundert) Gulden ösierr. Währung in Silber darchschnittUoh per 
Meile fiir die Dauer der Concesaion eugeBichert werden, so zwar, dass, wenn 
das jährliche Keinerträgni^^s den garantirten Botrag nicht erreichen sollte, 
daa Fehlende, jedoch nur bis zu obigem Maximalbetrage, von der Staataver- 
waltnng zu ergänzen sein wird. 

Die Garantie des ReinerträgniRscs ist auf Grund der nachzuweisenden 
«irkliehen Ban-Aaslagen, inclusiTe der Geldbesohaffangskosten und der 
Interoalaninaeiiy featsosetsen. 

Die Begebung der Titres fttr dieae Strecke darf erst dann stattfinden, 
wenn die Yoranssetznngen des Beginttes des Baues derselben einge- 
treten sind. 

Die von der Hährisch-Soblesischen Oentralbahn auf der Strecke Trop- 
pan-Zauobtl factisoh ausgeführten Bauten, dann besohaflten und Torhandenen 
Materialien k5nnen, insoweit beide für die neue Bahn verwendbar erscheinen, 
jedoch nur um den ihrem gegenwärtigen Znstande entsprechenden wahren 
Werth, welcher durch Schätzung zu ermitteln, vom Handelsministerium zu 
prüfen und dem Betrage nach zn genehmigen ist, ttbemommen und kann 
hiefür nur dieser Betrag bei den wirklichen Bau-Auslagen in Rechnung 
gebracht werden. 

Die Garantie des Beinertrignisses sammt Tilgungsquote von dem auf- 
gewendeten Baucapitale hat mit dem Tage der Eröffnung der Theilstrecke 
Troppau-Kentitaohdn im Verhältnisse der Ueilenzahl, bezttglioh der weiteren 
Theilstrecke von Neutitnchein an die mährisch-ungarisohe Grilnze aber erst 
dann in Wirknamkeit zn treten, wenn durch die Eröffnung der Fortsetzungs- 
strecke von der mährisch-ungariRchen Gränze ttber Trcntschin nach Tyrnau 
eine ununterbrochene Schienenverbindung zwischen Troppau, IVentschin 
und Tvriiaii hcrffeHtellt sein wird. 

Für die Linie von Troppau nu die üstcrreichisch-preusRische Reichs- 
priinzp frejroii Hatibor hat die ( Jaraiitie in {rleicher Weise erst in jenem Zeit- 
punkte einzutreten, sobald durch Vollendung der freradländischen Strecke 
eine ununterbrochene Schieueuvcrbindung zwischen Troppau uud Katibor 
k«rgestellt »ein wird. 

Artikel V. 

Die Theilstrecke von Troppau bis Neutitschein niiiss biniuMi scclis 
Wochen, vom Tage der ( 'ouccssitiiiscrtiicilun^, in Angriff Lrcnonnuni und 
läng:stens binnen 2» ^ .Talircn, you\ f^Mcichen Tage an gerechnet, vollendet 
und dem öffentlichen Verkehre iihrr<,'cb('n werden. 

Der Bau der Strecke von Ncutitscheiu bis zur ungarisclieii Landcsgi iinze 
hat orst dann zn beg^innen, wenn die Herstellung der Strecke von der 
mährisch-ungarischen Gräuze über Treuti>chin nach Tornau vollständig 
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iriohergestellt ist. DieBelbe ist in dioBem Falle 2«/, Jahre naoh Beginn dei 
Banes dem öffentlichen Verkehre tu übergeben. 

Für die Erfüllung dieser Yeipflichtnngen hat der Conoessionir der 
Staatsverwaltung in der von ihr an bestimmenden Art nnd Weise est- 
spreehende Sioherheit an leisten. Im FaUe der NichteifÜUnng der obigen 
Verpflichtung kann die Caution als Terfallen erklirt werden. 

Die aus diesem Anlasse hervorgehenden Acten nnd Urkunden gedeeaen 
die Gebühren- und Stämpelfireiheit. 

Die Regierung wird für den Fall, dass das Zustandekommen der im 
Artikel II bezeichneten Bahuliuieu im Wege der Concessionsverleihung sich 
als nicht erreichbar erweisen sollte, ennäciitigt, vorerst den Bau der Strecke 
Troppau Nciititschein in Angriff zu nehmen. 

Zu diesem Zwecke wird der Regierung für das Jahr 1875 ein Credit 
von 3,000.000 Ü. österr. Währung bewilligt. 

Di« BeglenuiK h«t Ton dieser ErmXchtigimg keinen Qebnudi geoiMlit. 

§. 3. 

Mit dem Yollsuge des gegenwirtigen Gesetses, welches mit dem Tage 
seiner Rundmaehnng in Wirksamkeit tritt, sind der Handelsminlater und der 
Financminjster beauftragt 

Wien, am 28. Mär» 1875. 

Fraaiz Joseph m. p. 
Aiersf erg m. p. CUametsky m. p. fttlh m. p. 
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K. X. -ptbr. galMsche Carl Ludwig-Bahn. 

(YgU Bd. II, Abth. 2, Seite 771 und £rg.-Bd. 1, Seite 6^3), 

1. InmerlniBgeH mir Cloneesslonsttrliiinde yom 8. MAn 

IL 1. Tig» Bl. Nr. ti, tieriebiingsireise zur ConeessioiMiirkiiiidie 

Tom 7. April 1858^ 
lli^ EilCBbahnrMi Kraktnnach Lfnberg flinnt Flflg«lbahieB iiaeh Wielieika und Nietoltalte. 

(Bd. II, Abth. 2, Seit.' 773 und 783.) 

Zu §. 11 (bezw. §. 14). 

Mit dem Protokollar-üebereiDkoiDmen ▼om 6. December 1876 (vgl. 
unter B) worden die OarantieverbSltDisAe der k. k. priv. gBlüisohen Oarl 
Lidwig-Bahn und die yertheilang der gemeinsamen Ansgaben zwiseben den 
beiden Bahnnetcen der Gesellsebaft geregelt. 

Za §. 16 (besw. 16). 

Mit 1. Jinner 1878 iat «nf Gmnd eines gemeinsehaftliehen Ueberein. 
kommens anf simmtlichen österreiehisohen nnd nngarisohen Eisenbahnen ein 
Beaer einheitlicher Hilitiirtarir in Wirksamkeit getreten. 



S. Anmerkungen zur Coucessionsnrknnde vom 15. Mai 1867^ 

R. G. IJl. Nr. SS, 

fu; die ForUetiang der gAiizischen Carl l.udwiir.liahn nach Brody und über Tarnopol an die 

nissisrhc (iränzf. 

(Bd. II, Abth. 2, Seite 793.) 

Zu den §§. 4 und 22. 

Die AnsehlnsBstrecke von Brody an die rossisehe Grilnze gegen 
Rtdsiewilow wurde am 27. August 1873 dem öffentlichen Verkehre Über- 
geben. 

Zu §. 12. 

Der im zweiten Absätze dieses Paragrnphes vorgefiohene Fall ist ein- 
getreten, indem anf Gmnd eines gemeinschaftlichen UebereinkommeuB am 

43 
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1. Jännor 1878 auf sämmliielicn östfrrcichischen und ungarißchen Eisen* 
bahnen ein neuer einheitlicher Militärtarif in Wirksamkeit getreten ist. 

Zu §. 17. 

NarlMicm die letzte 0'.'^8216 Meilen lan^e Strecke Brotly t iriinzc erst 
am '2 7. Aiij^iist 1873 zur Eröffnung gelangte, so stellte sich die der (iarantie- 
bemessuii?: zu (iruiide zu legende Betriebslänge des neuen Netzes bis zum 
27. August. 1873 mit 30-94584 Meilen und von da ab mit 31-828 Meilen 
und ira Durchschnitte für das .Inhr 1873 mit 31-25278 Meilen. Mit dem 
Finanzministei-ial Erlasse vom 3. März 1877. Z. 705 — F. M. (H. M. Z 7581 
ex 1877) wurde demgemäss einvernelimlieh mit dem k. k. Handclsministerinm 
das garantirte Rcinerträjrniss de« neuen Netzes t1ir das Jahr 1873 mit 
1,662.639 fl. und fiir die weiteren Jahre mit 1,591.400 ti. Ö. W. in Silber 
anerkannt. Die Regelung dess (iarantjevei hältnisses beid'^r Kahnnotze der 
Geseliflohaft erfolgte mit dem Protokolle vom 6.December 1876 (vgl. unter 3> 



a. ProtokoU^ 

aufgenommen im k. k. Handelsministerium am 5. December 1876. 

Gegenwärtig: 

Von Seite der k. k. Regierung: 
Ans dem k. k. Handelsministerium: 

Herr Seetionschef und Generaldireetor des österreichischen fäsenbahn- 
Wesens, Wilhelm Ton Nftrdllig, 

Herr Seetionschef Carl ätter von Pisswald, 
Herr Seetionsrath Joseph fellaneti. 

Aus dem k. k. Finanzministerium: 
Herr Seetionsrath Johann Bayer. 

Ans der k. k. Generalinspection der österreichischen 
Eisenbahnen: 

Herr Kegierungsrath und Generalinspector Eugen liruer. 

Von Seite der k. k. privilegirten galisisohen Carl Ludwig- 
Bahn: 

Der Herr YiceprSsident des Verwaltnngsrathes, Regiernngsratb Josef 
Stmaer Ritter von Tranfcis. 

Herr Generaldireetor Dr. Eduard Soehor Ritter von Friedrichtthil. 

Der landesfHrstUche CommissSr bei der k. k. priTilegirten galisisehes 
Carl Lududg-Bahn, Kegierungsrath Rudolph Freiherr Toniilieaaa, als Schrift* 
flihrer. 
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Gegenstand 

der Verhandluog ist die DarohfÜhraiig der aaf die Linien der k. k. privi- 
legirten galizbehen Carl Ludwig • Balm bezüglichen Garantiebestini- 
uangen. 

Auf Urnnd und im Verfolge des Finanzministerlal-Erlasses vom 13. Sep- 
tember 1873, Z. 3936, des Handelsininisterial-Erlas^^es vom 30. April 1874, 
Z. 7, und des IIandel-?rninisterial-Erla-?;<e.-< vom 17. Juni 1876, Z. 12982, 
▼erden iintor Vorbelialt der Gcnehraiguiig Ihrer E\<'e.Il6nzen des llerra 
k. k. Fliiaiizininisters und des Herrn k. k. Uandesiuiaisters nachstehende 
Vereinbarungen getroffen. 

Artikel 1. 
Sleinertra^sg^aranlie des alten ."VctxPN. 

Üas auf Orund des §. 11 der Conce.ssionsurkunde vom 3. März 1857 
und des §. 14 der ('onc<'ssionsurkunde vom 7. April 1858 in die Staata- 
garantit-' einzubeziehende Anlageeapital «1er „alten" Linien der k. k. priv. 
galizischen Carl Ludwinr-Balm beziffert sich am 31. Deceml)er 1875 auf 
fl. ti>. 050.800-76 iisterr. Währ. Noten und somit das zu 5-27, garantirte 
Ueinertrii^riüss auf 2,217.841-64 tl. iisterr. Währ. Noten. 

Diese Zittern wer>len sich nach Massgabe der seit 1. Jänner 1876 fUr 
den Mleczkabaeh-Uebergan^; und fllr die Vollendung der ErweiterangS- 
bauten am Bahnhofe Tarnow verausgabten oder noch III Teransgabeaden 
und gebührend nachzuweisenden Bankosten noch ferner erbOlien. 

Artikel 2. 
Beiaerlragagarantie 4ee neueM IVetaee. 

Die Länge der in der Conoesslonsarknnde vom 15. Mai 1867 ent« 
iMltenen „nenen** Linien wird 

anf 241.445 Meter gleieh 31.828 Meilen nnd der fllr dieselbe laut §. 17 
sa 50.000 fl. österr. WSbr. in Silber per Meile an garantirende Reinertrag 
auf 1,591.400 fl. öster. Währ. Silber festgesetzt. 

Artikel 3. 

Fertheiluaip der ^emefnadiaflliehen K«sleii« 

Für die Vertlieilunji: der Kosten unter das alte nnd das neue Netz haben 
für (lif lietriebsreflmungen vom 1. Jänner 1876 an, nachstehende Be- 
stiminiuiiren zu .^reiten: 

In den Einiialim» ii \ver<ien die cingehobciien Tarife liir jene (jUtfr, 
'Welche bei ihrer Bcliirdrrung beide Netze berühren, in jenem Verhältnisse 
verrechnet, in welchom der durchlaufene We^^ der Güter auf den neuen 
Bahnstrecken zum durchlaufenen Wege auf den alten Strecken steht. Die de 
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\<epe\ erstreckt sieb jedorb nicbt auf die ManipalationsgebUbr, welche bälftig^ 
zu tbeileu ist. 

Um <iie höchst compUcirte und kostspielige factiaebe AusseheidiiDg dieser llani- 

pulationsgebüliren /it verraeiden, wurde vom k. k. Handelsministerium mit Kriass Tom 
28. April 1S77. Z. S0S8. lilipr Antrup dos Verwaltunfjxraflies nehniipt . dasp xum 
Hcliufo ilf! 'l'lieilutig der Mani|iuIati<in^<;Rhiilir «ler von einem fjuto auf jr'icrii Netze 
»urnckj^ti Igten factischen Wegelänge bei'lerpeits sielicn Kilometer zugeschlapen und 
auf dieser Grundlage, ohne weitere besondere Berficksicbtigung der BlanlpnUtfom- 
Gebfihr, der aus dem Gesaicmtfrachteatze auf jedes Keta entfallende Antheil ermittelt, 
beziehmipsweipe liiemacli die A ntlieils-TabcIle aufgestellt werde. wurde enni(t»lt, 
dass die durf lifohnittlicli'' M.iniiMilatinnsnehniiT der l^nrfhsrhnitts-Trsin-^porteehflbr 
für rund 14 Kilomettr <;lei< i koninit. Vom k. k. Hniideisiniiiir^terium wurfl*^ hit-l r<us- 
drücklich bemerkt, dass C6 keinem Anstände unterliegen wird, diesen auf tirunü der 
Betriebs-Ergebnfsse des Jahres 1875 berechneten beiderseitigen Uingenzasehlag Ton 
je sieben Kilometer so lange beizubehalten, als sieh nicht einer der beiden Cora- 
paci^centen in Folge geänderter Terkehrsverhältnisse bewogen findet, eine Revisioa 
dessbalb zu veranlassen. 

Die gemeinBaoien Aupgaben beider Bahnnetze werden, wie folgt, ver- 
theilt werden: 

aj Die Direetiona- und Verwaltnngsauslagen im Verbllltiiigge der auf 
beiden Netzen vrn eigenen und fremden Wagen zurückgelegten Aohs- 
kilometer. 

bj Die Dotirong der Pensions-, ProTimons- und Unterstfltzungseasaen im 
. Yerhältniase der auf beiden Netzen auagezahlten Gebalto und Löhne. 

ej Die Kosten des Fahrdienstes im Verhültniase der anf beiden Netzen 
zurückgelegten Aobskilometer. 

dj Die Kosten der Zugförderung im Verhältnisse der auf beiden Netzen 
zurückgelegten Zugskilometer, ohne dass für das Brennmaterial der 
neuen Linien eine Regiefracht auf der alten Terreelinet wird. 

eJ Die Reparatur- und Ersatzauslagen fttr Fahrbetriebsmittel nach Abzu^ 
der dem speeiellen Fahrpark-Erneuemngsfond entnommenen .Suminen, 
im Verhältnisse der auf beiden Netzen /urückgeleg^ten Anzahl von Zu^rs- 
kilometer hezii^iich der Loromotiven. und von Acliskilometer bezüglich 
der Wagen, wobei jedoch bis inclusive 1878 von der nach vorfttehendera 
ScliiUssel aiil das neue Net/. «MitlalhMidrn Quote ein Abzug von 10"^^ 
zu Lasfen des alten Netzes zu niaelien ist. 

f) Die an andere J{ahiivei waltungen gezahlte oder von ihnen empfangene 
externe Locomotiv- und VVageumicthe nach demselben SchlUssel wie die 
Reparaturskostcn (/ ). 

Ausserdem ha( unter beiden Netzen nneh «len> Schiüsiiscl der auf 
demselben von eigenen und fremden Wagen zurückgelegten Achskilo- 
meter auf Grund der resjx'ctiven Zins- und Til;riingS(juoten. welche 
dem auf Anscl aftung des Wagenparks beiderseits verwendeten Capital 
entspreciienj eine interne Miethabrecbnung stattzufinden. Die betreöeu- 
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•den Annuitäten werden unter Vorbehalt künftig etwa eintretender 
Fahrparkvermebrnngen fiir das Jahr 1876 folgendermassen bemessen: 

Altes Netz. 

99 Personenwagen, 1794 Last- und sonstige Wagen mit Bueb- 

Werth von zusammen 3,998.983 fl. 85 lar. 

Hieven 5«2«/t 204.804 »66» 

Neues Netz. 

U93 Peroonenwagen, 1547 Last- und sonstige Wagen mit Bneb- 

wertb von zusammen 8,988.649 C 07 lur. 

Hieven 6-2o/^ . 207.409 , 75 « 

Eine interne MiethabrechnuDj; für die Locomotiven h:it nicht 

stattzufindf^n. 

:g) Die An8lag:en des Bahnliofes Lcmber«! nach Abzuj^ der von den An- 
«schlnssbahnen (Lcmberf^-Czcrnowit/- und Albrechts-Baiin | f^eleisteteii 
RUckver^'Utungeii. im Vt'i liiiltiiiss J« r aul' dem m iioii und au! d<^m alten 
Netz erzielten kilometrischen 'l'raiisport-Bruttoeinnaliinen. jedoeh mit 
der Eiiisehräukunj;. daas in keinem Jahre der auf das neue Netz ent- 
lalleudo Antheil weniger als 20"^ betragen solle. 

Ärtilcel 4. 
IVIoitatliche Burhiin^en. 

Am Schlnsse eines jedeu der eisten eilt Mniiate eines Ii 'trieb-^jahrea 
liat die Vertheilnnir der premeinschattlichen Ko-^teu provisoriscii nach den 
tlir da> Vorjahr erniitteUen Schlüsseln zu ertol;;en. 

Am Jaliresscldnsse jedoch sind die dem (}e;;enstandsjahr<' <'nt«prechen- 
deii Theilung^ssciilU^^Hel zu ermitteln und derart in AnwenJunjr zu bringen, 
^!^s die in den Vormonaten etwa atat^ebabten Differenzen mit Jabresschiuss 
ausgeglichen werden. 



Hiemit wurde das Protokoll gesoblossen, verlesen und allseitig ge- 
ferHgt. 

Eine beglaubigte Abschrift desselben wird der k. k. priv. galizisehen 
€krl Lndwig-Bahn ausgefolgt. 

K. k. priv. galizisohe Oarl Lndwig-Bahn. 

W. RMling ni. p., 

FiBSwald m. p., Stommer m. p., 

Jsh. Bayer ro. p.. Secher m. p. 

Pdlaaeti m. p., 
£. löracr m. p., 

Rudoljdi Freiherr von LilieBao m. p., 
k. k. Kegierungsrath, als ScbriftiÜbrer. 
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Z. 36619 ex 1876. 



Genehmigt: 



Der k. k. Finan/minister: 
Prelis m. p. 



Der k. k. Handclsminister: 



ChlHiiecky m. p. 



In dem Erlasso vom 22. Decerabcr 1876, Z. 36.819, mit >^elchem der 
Verwaltiingsrath der k. k. priv. galiziselien Carl Ludwig-Baho von der 
Genehmigung des vorRtehenden ProtokoUeK in Kcnntnisfi gefetzt wurde^ 
erklärte sich der Herr Uandelsminister — nach mit dem Herrn Finanzminister 
gepflogenem Einvernelimen — damit einverstanden, dass Torbehaltlick 
näherer Feststelliing im Yerhandlungswege eine Snspendimng der Tor- 
Btehenden Vereinbarungen, in dem mit der Eingabe vom 6. December 1876| 
Z. 9062| erbetenen Umfange fttr den Fall eines Krieges und au6«erordentlieher 
politiBeher Ereignisse, wodurch der Befrieb auf einzelnen Strecken unter- 
brochen wQrde, eintrete. — Der Vervaltungsrath gab nSmIioh mit der 
erwXhnten Eingabe die Erklürnng ab, dass er bei Ertheilung der Vollmacht 
zur Unterzeichnung des ProtokoUes von der gana bestimmten Vorauasetsung 
ausgehe, dass die in Bede stehenden Vereinbarungen, denen zufolge tm 
Zwecke der Feststellung der vom Staate jeweilig zu leistenden Garantie- 
quoten der Vergleich der Leistungen der Linie Krakau-Lemberg einerseits 
mit den Linien Lemberg-Brody-Podwoloczyska anderseits als Massstab der 
auf jede der Linien anzurechnenden Ausgaben und Einnahmen dienen soll 
(eonf. Artikel 2 und 3), lediglich Im Falle und nur wihrend normaler Ver- 
kehrsabwicklung Anwendung finden können; dass dagegen an Stelle einer 
nach bestimmten Sehlllsseln aufzustellenden Bepartition, die jede der beiden 
Linien betrelFenden Einnahmen und Ausgaben, sowie etwaige Schäden an 
was immer für Zugehör derselben effectiv in Anrechnung bracht werden, 
wofern ausserordentliche Ereignisse die Uelrichsverhältnisse der Linien der 
k. k. priv. gaiizischtn Carl Ludwig-IJahu nachhaltig störend beeinflustien. 
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£. L priv. Iiembeig<42eraowitz4a88y-£i8enb£rfm-&e8eU8QhafL 

(Vgl. Bd. n, Abth. 8, Seite 883 und Erp .-Bd. I, Seite 395.) 

1. Statute«*) 
der fc. k. piif. Unbcrg-Cwniowits-JaBsy-EiseiilMJiii-fieBvIlBehaft. 
(Vgl. Bd. Abth. 2, Seite 866.) 

I. Abschnitt 

Himie« Slts» Zweck Dftner der GeselleehafU. 

N n m t' u 11 (1 Sitz der ( r c s o 1 1 s c h a f t. 
Dir (Tf'fjsollscliaft fuhrt «Icii Namen: „k. k. priv. Lemb(M-};-Cz»'nuiwitz- 
Jaö«y-Eisonbahn-(J('<»'ll^cliaft'^ nncl hat ihr»'n Sitz in Wien. — Die Firma 
der GcHeilBchutt ist beim k. k. Handeisgericlite ia Wien protokollirt. 

Zweck der G e h e 1 1 sc h a f t. 

Zweck der GeBolIschaft ist: 

aj Der Betrieb der Eisenbalin Ton Lembei^ UberCzcrnowite nachSuczawa. 

hj Der Betrieb der Eisenbahn von Suczawa D&oh Roman nnd der Zweig- 
bahnen naob JasBy und Botuscliani. 

e) Der Ban nnd Betrieb anderer Eisenbahnen, welche der Gesellscbaft 
später eoncessionirt werden, namentlich jener, rücksichtlich deren die 
Concesaionsnrknnden der Gesellschaft eine Yerpflichtong auferlegen 
oder ein YonEngsrecht einräumen. 

d) Die Erwerbnng anderer Eisenbahnen tnm Zwecke des Ansbaues oder 
des Betriebes, sowie dieUebemahme des Betriebes anderer bestehenden 
Eisenbahnen. 



*} Die hier abgedmekten Statoten sind in Folge der Tom k. k. Ministerium des 
Innern onter dem 16. Aafrast 1878, Z. 11197, genehmigten Statatisn-Aenderung, deren 

Abdruck dem nächsten Ergänzungsbande vorbehalten bleil'en muss, ausser Kraft 
getreten. Die.-e in «Icr Gcii- r.il- Verpainmlung 'b'r Actionüre am 29. April 1878 
^»cblotGene Aenderung betritft die §§. 4 und 40 der Statuten. 



Digitized by Google 



658 



Lembcrg'Czernowits- 



ej Dio Aiisluhniiic: f<olcli«'r Arbeiten und rnternelimunjren , zu denen die 
Gesellsfiintt durch «lio roncesttioiien ermächtigt ist, oder weiche il»r 
später iibertr.'ifjen werden. 

JfJ üebrili;iupt der Hetriel) von Tran^portauHfaltcn /.u Wa>*ser und zu 
Land«', sowie von Hütten- und Montanwerken, Fabriken und anderen 
Etablissements, welolie in Verl)indun^'' mit den der ( iestdls< halt ;?eliöri- 
gen oder dureh sie ^'epaeliteten Ei:^eiibahnen mit Genehmigung der 
Regierung des Laudes, woselbst der Gescbältsbetrieb stattfijiden soll, 
errichtet werden. 

§. 8. 

Dauer der OeselUehaft. 

Die Dauer der (Tesellse)ialt ist 1)is zum Ablaut' der durch die Couces- 
sionen bcAtimmten Termine festgesetzt. 

n. Abschnitt. 

GesellseliaiKseftpitol « AnlchiMi. Rvvhte und Pflicltten der 

Aetionttre. 

Act ien. 

Das (^esellsehaftscapital bestellt aus 22..500.OU0 fl., d. i. zweiundzwan 
zig Millionen l'Unflmnderttausend Gulden österr. Währung Silber iu Aciieo, 
und zwar: 

a) in Aetien 1. Emission im Betrage von 12,500.('üü Ii., d. i. zwölt Millio- 
nen tiinthunderttauReud Gulden Österr. Währ. Silber, bestehend in 
62.500 Aotien, jede zu 200 d. österr. Währ. Silber; diese Acticn tra- 
fen die nrRprüngliche Firma der GeseUschait „k. k. priv. Lenbe^- 
Czernovvitz- Eisenba Im -Gesellschaft*' ; 

b) inActien II. Emission imBetrage von 1<M»00.0U0 <!., d.i. zehn Millionen 
Gulden österr. Währ. Silber, bestehend in 60.000 Actien, jede zn 
200 fl. österr. Währ. .Silber. Der Verwaltungsrath ist jedoch bereoh« 
tigt, das GeseÜHchaftAcapital durch Bmission von 7500 Stück Actien, 
jede zu 200 fl. österr. Währ. Silber, um 1,500.000 fl., d.i. eine Millioo 
fttnfhanderttaiisend aalden österr. Währ. Silber auf 84,000.000 iL, 
d. i. viernndsiraDBig Hillionea Gnldeo österr. Währ. Silber, m 
erhöhen. 

§. 5. 

Prioritfttsanlehen. 

1. ZurComplctirung des Anlageeapitals tiir die gesellschaftlicheu üoler- 
nehmungen wurden folgende Anlehen enntr ihirt: 

a) I'riorität« Obli^rationen I.Emission im Betrage von 1 2.000. OÜO H.. d. i- 
zwölt Millionen Gulden österr. Währung Silber- dieselben tragen die 
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nreprttiigUche Firma „k. k.priv. Lemberg- GzeroowitE'EiieBbabn-Qesell- 

bj Frioritäts Obligationen II. Emission im Betrage von 12,000.000 Sl^ 
d. i. zwölf Millionon Gulden östeiT. Währung Silber; dieselben tragen 
die nrspriingliohe Firma „k. k. priv. Lemberg-Czemowitz-Eiaenbabn- 

GesellBcbaft«'. 

cj Prioritäts-Obligationen III. Emission im Betrage von 15,600.01)0 fl., 
d. L fttnfsehn Millionen seohehunderttansend Gnlden dsterr. Wftlirung 
Silber. 

dj Prioritits-Obligationen IV. Emission im Betrage von 6.400.000 fl., d. i. 
fünf Millionen vierhonderttansend Golden österr. Wälinng Silber. 

i;. 6. 

Beohte der Actionäre. 

* 

Jede Aotie gibt das Recht anf den verhäKniRsmXssigen Antheil an dem 
Vermögen der Gesellsoliaft und an den Erträgnissen der Unternehmung. So 
lange die Gesellschaft besteht, kann der Actionär nnr den reinen Gewinn 
iBspreehen^ der nach den Statuten znr Vertheilung unter die Actionäre 
bestimmt ist Auch unterwirft sich jeder Actionär den Bestimmungen dieser 
Statuten. 

§. 7. 

Ii :i l't u n g der Z c i c Ii n e r. 
Die Einzahlung von 25 PiMcent auf eine Actie gibt das Recbt, aber 
»Qch die \ erpüichtung, welche einem Ueseilschaltömitgliede zusteht und 
obliegt. 

D o ersten Zficliner hatten dt r ( Jcsellschaft st Ihst im Falle «1er l'eber- 
traguiiL' ifirtr en\ (»rbeiien Keehte und Ftlichten auf Andere lür die Ein/alduiig 
der 25 l'ercent ihrer Aetienl>etheiligung; sobald dag«'gen diese 25pHr<'eutige 
Einzahlung g< leistet ist. habi n die urtipriinglichen Zeichner für di<' weiteren 
£inzaldunp:en auf die vou iliucQ an andei*e Besitzer abgetretenen Actieu 
nicht mehr zu haften. 

Die geleistete Einzahlung dieser 25«/ wird durch einen luterimsRchein 
»üf Ueberbrinfrer oder auf Namen nach Verlangen des Actionärs bestätigt, 
Welcher nach geleisteter letzter Einzahlung gegen die wirkliche Aetie umge- 
wechselt wird. Bis dahin vertreten die Interinisscheine. auf welchen die 
iieistuug aller verfallenen Einsahlungen bestätigt ist, die Stelle der Actien. 

Form der Actien. 
Die Actien, beziehun;LC8wcise Interimsseheine, welche die Firmazeioh- 
»niig der Gesellschaft i>. 38) trajren, werden aus einem .luxtabuche heraus- 
geschnitten und mit dem Stämpel der Gesellschaft verBehen. 
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Jeder Actie wird eine Anzahl Coupons zur Behebung der Dividenden 
beigegreben. Die Interimsfcheine sind ohno Coupons, und wird jedesmal die 
geleistete Dividendenzahlung auf dem Interimgsoheine selbst ersiohüiok 
gemaolit werden. 

§.9. 

Umschreibung der A r t i e n. 

Die Acticn und Coupons lauten auf Ueberbringer. Die GeseUschaft 
erkennt den üoberbringer als den EigenthUmcr der Actie an. 

Die ActiouäiM' k(»nnen jedo<*h gegen Bezahlung der testireNetat« 
Gebühr fiir Duplicate die Umschreibung der Aetien auf bestinmite Namen 
statt auf Üoberbringer und umgekehrt verlangen. 

Der Verwaltungsrnth kann Uber Verlangen die Bewilligung Bur Hinter- 
legung der Actien und Obligationen in die (M seltschaftseassen und zur Ans* 
sahlung der Dividenden und Zinsen gegen Vorweisung desDepositenseheinei 
ertheilen. 

§. 10. 

l n t h e i 1 b a r k e i t der Acticn. 

Die Gesellschaft erkennt fiir jede Actie nur Einen fiigenthQmer an. 
Die Interimsseheine, sowie die Artlen sind untheilbar. 

§. 11. 

Einsahlung der Actien. 

Jede Einzahlung mit Ausnahme der ersten muss wenigstens einen Monat 
▼or dem jedesmal zu bestimmenden spätesten Zahlungstermine Öffentlieh 
angekündigt und in London durch die .Times« , in Wien und Lemberg 
dureh die officiellen Zeitungen verdffentlioht werden. 

Die Kinzablungen werden bei jenen Cassen im In- und Auslande tu 
jenen Terminen und unter jenen Formalitäten geleistet, welche der Ver- 
waltnngsrath bestimmen wird. 

Jeder ActionUr kann mit Zustimmung des Verwaltungf*rathes den vollen 
Actienbetrag ciiizalilen und au Stelle der Interimsscheine die Ausfolguug 
der Actien verlangen. 

§. 12. 

Rflckstlndige Einzahlungen. 

Sollten die Einzahlungen in den festgesetzten Terminen nicht geleistet 
werden, so sind die säumigen Actionärc ihrer Anrechte aus der Zeichnung 
der Aetien und den geleisteten Tlicilzahlungen verlustig und die (fesellschaft 
kann die Interinipsebeine. bei welclien Einzahlungen itn Rikkstande sind, »U 
verfallen erklären und zu Gunsten der Gesellscliart verkaufen. 
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Zu diesem Ende werden die Nuraraern der betreflenden Interimsscheine 
in den im §.11 bezeicliueten .Tonrnalen unter gleiclizeitiger Angabe der 
Folgen der Yerzögeniiig dreimal veröffentlicht. 

DreiHsij^ Tage nach der letzton VcröfTcntlichung können die Actionärey 
welche im Rückstände sind, noch die Einzahlung leisten^ haben aber anaser 
den laofenden ffinfpereentigen Zinsen noch secbsperoentige Verzngssinsen zo 
TcrgHten. 

Nach Ablauf dieser Frist sind die Interirosscheine zu Qansten der 
Gesellschaft Terfallen. 

§. 13. 

Verfallene InterimsBcheine. 

I>ie derart verlallciion interlmssclieine werden durch neuo Scheine, 
welche dioselben Numniorn wie die annullirt<'n Interimssclieinc tragen, ersetzt 
und diese lUr Ivechnun^ der GesellRchatt verwendet. 

14. 

Ungiltige Interimsscheine, 

Interinisscheino. nnf ilit ni(liinn;r>iiiässipo l^estätifrung aller ver- 

fallenen Kinzalilun«:*'!! iii(;ht ausgefertigt worden ist, sind kein Gegenstand 
einee giltigen Verkehres. 

§. 15. 
Amortisirnng. 

in Verlust gerathene, entwendete oder zerstörte Interimssoheine, Actien 
oder Coupons müssen auf gesetzlichem Wege aroortisirt werden. 

in. Abschnitt. 

OrgftntMittoM der Geaellaeliaft« 

§. 16. 
Gliederung. 

Die Angelegenheiten der Gepellaohnft werden besorgt: 

A. Durch die Gencrnlvcrsanmilung der Actionäre. 

B. iHircl» den Vcrwal(ullg^^ratll. 

^. Riickt^ichtiicli der runiUiii^rlu-n Linien im Lando und gCL'cniiher dor 
n]rnänig<dien Regierung durch das Görnitz dirigeant, welches in Rumänien 
seinen Wohnsitz bat. 
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A. ficieralf enawiluf itt ActUiire. 

§. 17. 

Wirkung^ikreifl der 0 c neral versamm 1 u iig. 

Dit* st:U iilrimiiissiir iiri'bildctc (ioiu rnl\ fisamnilun;; hcschliosst iimerlialh 
clor (iriin/cii di r ,illj::.Mn -iiipn (Io«ietz»' und der Statutr-ti iiiter .lUr Gejren- 
ständc, (leren Entseli' iiluii;: ihr au^schliei^slich vorbehalten ist) oder welcbe 
ihr durch den Vcrwaltuugsrath vorfrele^^t werden. 

Jeder Actionär unterwirft sich den von derOeueralTeraammloBg gefaas- 
ten BesclilUasen. 

§. 18. 

BesehluBB der GeneralyerBammliing. 

Dem BesehloBse der GeneraWersammlung sind folgende Gegenstände 
ansschliesslich Torbchalten: 

aj Die Wahl der Mit<;lieder des Verwaltungsratbes oder die Uestätigaog 

der interimi=^tiscli ernannten Mit^rlicder. 
b) Die Genehini^xiiiig o lrr Zuriiokweisun^r «ler JalireHrechuuugen. 
cj Die Verweinlnn;; des jälirlieheii l\t in( iträi^iiisses. 

äj Die Bestiinniun^r iiWer die Betrielj>überiiuliiue, Erwerbung oder Ein- 

liohin^' von ( oncessioiien neuer Linien. 
ej Die Aliiinderunfren oder Zusätze zu den Statuten. iu-bes'>ndor»' die Ver- 

nieluunf^ des (iesell-elinft^fondes dureh die Ilinau-^^alie neu- r Actien, 

8ov\-ie die Auinahnie von Auiehen in Abänderun^r der 4 utid 5 

d. St. 

fj Die Auflitsun^ der (JeselNeliaft vttr Ablauf der üuucessionsdauer. 
ffj Die Vertiijnm;: ül»er den lieservelnnd. 
hj Die Wahl eines Kevisiunsauäschiiäses. 

§. 19. 

Reviflio n s au sttchnss. 

Der Revisionsaur^schuss bestellt aus drei nicht be-;oldefen Actionären 
und zwei Ersatzmännern , wehdie von «ler ( Jenerjilversaninilun^ in jedem 
Jahre gewählt werden. Die Ersatzmänner treten nur im Falle der Verhin- 
derun<: oder des Auääciieidens der Mitglieder dcb UeviBiousauäschusäes in 
Function. 

Der Kevisionsaussf-hnss prüft die .lahresrcehnuni^eu und die Hilanz der 
GeöelUchatt und erstattet iiierüber der Generalversammlung Bericht. 

§. 20. 

E i n b e r u f u n der G e n e r a l v e r 8 a ni m l u n <r. 
Die GcneralversammhiiiL' der Aetionäre tritt in Wien zusammen uinl 
zwar als ordentliche Generalversammlung einmal in jedem Jahre; aasserdeu 
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all aii8serordentiieh(^GeneralyerHamni1un^ so olt, aIr eine ordentliche GeneraU 
versammlnng dien beRcliliesst, oder der Vcrwaüunpsratli es im Interesse der 
Oesellscliaft erforderlich erkennt, oder endlich in dem Falle, als eineAnsahl 
AetioDMre, welche den sehnten Theil des Aotiencapitales reprSsentirf, es in 
einer von ihr unterfertigten Eingabe an den Verwaltnng»rath unter Angabe 
des Zweckes und der Grttnde verlangt. 

21. 

Kundmachung der Generalversammlung. 

Die Einberufung einer ordentlichen oder ausserordentlichen Generalver- 
ttnnlung wird dureh die Zeitungen (§. 11) wenigstens 14 Tage vor dem 
ZnsamaMotritte kundgemficht 

§. 22. 

Tagesordnung der Generalversammlung. 

Die in der Generalversammlung xn verhandelnden Gegenst&nde müssen 
in der Kundmachung ausdrücklich benannt werden, und die Generalversamm- 
lung kann nur Über die in der Kundmachung beseichnetenGegensUlnde giltig 
entscheiden; hievon ist jedoch der Beschluss über den in einer Generalver- 
sammlnng gestellten Antrag auf Berufung einer ausserordentlichen (General- 
vtrsammlung ausgenommen. 

§. 23. 

Erlagstermin bei Actien. 

Die Interimsscheine oder Actien müssen spütestens acht Tage vor dem 
Zvtanimentritte der Generalversammlung mit den nicht fÜUigen Coupons bei 
jenen Caasen, welche der Verwaltungsrath hiezu bestimmt, erlegt werden. 

§. 24. 

Vertretung der Actien. 

Die Actionäre, welche stimmen wollen, müssen entweder persönlich 
encheinen. oder sieh dureh einen Mudcren stiramliihi^'en Aeti<Miär vertreten 
lassen. Der BevollmUchti^rtc muss seine Vollmacht in der vom Verwaltuugs- 
raihc vorf?eschriel)enen Form vorweisen. 

Ptle-clir fohlt ne und juristische Personen wenlen dureh ihre gesetzlichen 
oder statutarischen Verdcter. Kranen durch Hevolimächtigte vertreten, ohne 
d«ss diese selbst Actionäre zu sein brauchen. 

§. 26. 

Stimmrecht der Actionäre. 

Der Erlag von 20 luterimsscheioen oder Actien gibt das iiecht auf 
eine Stimme. 
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Ein Actionär kann im eiprenen NamtMi sowie als Bevollmiichtiirter so 
viele Stimmon in sich vereinigen, als die Anzahl der von ihm odrr stMnen 
Vollmachtgebern hinterlegten Interimsscheine oder Actien durch 2U theilbiur 
ist; er soll aber nicht mehr als 60 Stimmen im Ganzen ausüben können. 

4$. 2G. 

Besohiusafähigkeit der Gene ralversammlung. 

Besohl nssiassungen sind nur dann gütig, wenn wenigstens zehn Aetio- 
nftre oder BevollmXehtigte gegenwärtig sind, welche roindesteni« 5000 Aetiea 
Yopritoentiren. 

Um ttber die Gegenstände sab g. 18 d und e zu entseheiden, ist die 
Anwesenheit von minde^ens zwanzig Aetionären oder Bevollmächtigten, 
welche wenigstons 10.000 Actien repräsentiren, erforderlich.. 

§. 27. 
Beschlnssfassnng. 

Die Beschlüsse in den Generalversammlungen werden mit absoluter 

Stinmieiimelirlieit j^efasst . mit An^nallme der §. 18 sub d und e angeführten 
degenstände, bezüglich weldier zur giltigfii Bosclihnslassung eine StimmeD- 
mehrheit von zwei Dritteln der vertretenen .Stimmen erforderlich ist. 

§. 28. 

W a h 1 e n. 

Die Wahlen geschehen mittelst .Stimmzettel. Wird bei einer Wahl die 
«bsoliite Stimmenmelirheit nicht erlangt, so erfolgt die engere Wahl zwischen 
Jenen Personen, wi'lche die meisten .Stimmen erhielten, und es wird in (V\e 
engere Wahl die doppelte Anzahl d<-y noch zu wählenden Personen gebracht 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

§. 29. 

Besch lussunfähigkeit. 

Sollten die im §. 26 festgesetzten Bedingungen flir die Giltigkeit eines 
Beschlusses nicht erfUUt sein , so muss eine neue GeneraWersammlung ein- 
berufen werden, welche giltige Beschlüsse fassen wird, ohne Etteksicht auf 
die Zahl der anwesenden Actionäre, respeetive ßcTollmächtigten uod das 
vertretene Actiencapital; es kann jedoch nur Uber solche Gegenstände ein 
Beschlu88 gefasst werden, welche in der Kundmachung der nicht zu Stande 
gekommenen oder nicht beschlussfahig gewesenen Generalversammlung ange- 
führt waren. 

Die zweite Binbei uliuit; wird in der im ^. 21 vorgezficlinct'^n Welse 
mit dem heisatze verülTentlicht, dass diese Generalversammlung ohue liiick- 
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siebt auf die Anzahl licr anwosenien Actionäre und das vertreteno Aotien« 
oapital reclitavcrbindliche BeschlÜBse fassen wird. 

Der Zeitraum zwischen der Eiabernfung und der Versammlung kann 
fßr diesen Fall auf acht Tage beschränkt werden und müssen in diesem 
Falle die Actien oder Interimsscheine spätestens fünf Tage rot dem Zusam- 
uentritte dieser neuen Oeneralyersammlong erlegt sein. 

§. 30. 

Anfltf snng der GeselUehaft. 

Um tiber die Fraj^e der Autlosunf? der Gesellscliaft (ij, 18/) zu ent- 
scheiden, ist eine Uencralversammlung von wenigstens 20 stimm fähigen 
Actionären oder Bevollmächtigten erfonlerlich, welche wenigstens zwanzig. 
Uiuseud Actien repräsentiren, und muss die Entscheidung mit drei Vier- 
tiieilen der vertretenen Stimmen geiasst werden. 

§. 31. 

Vorsitz und Scrutinium. 

Den Vorsitz in der Generabersammlnng itUirt der PrXsident oder Yice- 
prisident des Yerwaltungsrathes, oder in deren Yerhindernng das vom Ver- 
wsltongsrathe iiiesn bestimmte Ifitglied. 

Fflr die Functionen der Scmtatoren werden von. dem Yorsitsenden swei 
AotionSre ernannt. 

§. 32. 

Protokoll der Generalversa romlnng. 

üeber die Verhandlungen der Generalversammlung wird ein Protokoll 
aufgenommen, welches durch den Vorsitzenden i die Scrutatoren und der 
Schriftführer unterzeichnet wird. 

Der Gencralversammlungs-Berichtund die gefassten Beschiiisse werden 
gedruckt und veröffentlicht 

B. Yerwtltingsralk. 

§. 33. 

Organisation des Yerwaltungsrathes. 

Der Verwaltuiigsrath besteht aus mindestens 12 oder hociisteus 
16 Mitgliedern, von denen je eines von der k. k. osterreicliischcn und fürst- 
lich riimUnischeu Regierung ernannt wird. Von den übrigen Mitgliedern 
inÖBsen wcnigstt-ns 1 in Wien ihren ordentlichen Wohnsitz haben; 2 Mit- 
glieder können in England, 3 in Rumänien domiciliren. 
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§. 34. 

Erneuerung des VerwaltungsratheB. 

Von den duroh die OeneralTenuimnilung gewählten Mitgliedern des 
VerwaltnngBrathes treten in jedem Jabre drei Mitglieder nach einem dnreb 

das Los festgesetzten Turnus ans. 

Jedes austretende Mitg-lied kann wieder {i^ewählt werden. 

Jodes gewählte Mitpliod des Verwaltunpsrathes niuss Eig:enthUraer von 
50 Aetieu süin, welche Oir die Dauer seiiuT Functionen unveräusscriicli und 
in die Gesellschal tscassa mit den nicbtt'äiligen Coupons zu hinterlegen giud. 

§. 85. 

Vollmaehten des Verwaltungsrathes. 

Der Verwaltungsrath ist mit der obersten Leitung aller Geschäfte der 
Gesellschaft betraut. 

Er vertritt die GescUschatt als Vorstand im Sinne des Handelsgesetz- 
buclic^; und insbesondere auch mit allen jenen Befugnissen, zu wolclion 
n.ach (lein Gesetze eine besondere Vollmacht erfordorlich ist. Er entscheidet 
Überhaupt in allen Fragen, welche nicht ausdrücklich der GeneralTersamm- 
Inng vorbehalten «'Ind. 

Der Vervvaltung>rath kann unlicscliadet der Bestimmungen der Artikel 
231 und 234 H. G. B. durch eine Specialvollraacht fUr bestimmte Gegen- 
stände und litr eine bestimmte Zeit die AusUbung seiner Befugnisse 
an einzelne Mitglieder desselben oder an Beamte der Gesellschaft über* 
tragen. 

§. 86. 
Oomites. 

Jene Mitglieder des Verwaltungsrathes, welche in England ihren 8ils 
haben , bilden ein Görnitz iu London für die finanziellen Fragen y mit der 
ICrmächligunp:, einen Secretär zn bestellen. 

Die in Galizien wohnenden Mitglieder bilden ein Comite da"« sich mit 
der IocmIcu Ueherwachung des Betriebes auf den Üsteneichischcn J;inien zu 
befassen hat. jedoch Entselu idungen nur innerhalb des vom VerwaltungS- 
rathe festgesetzten Rcfilenn iits treffen kann. 

In jpnen Fällen, wo dieses Comite sich mit dem Betriebsleiter nicht 
v<'rsl:indi^'^»'ii würde, kann dieser Ictzf^^re in der Ausfülirung drinirender 
Mas^regeln nicht anf^'chaiten werden ; derselbe ist jedoch vcrpfliclitct. hier- 
über nnverzü;:li<'h den» Vcrwnltuiigsi atlie detaillirtcn Bericht zu erdtatteo» 
welcher v(in einem Mit^rliedc des Comitcs mitziiterti^ren ist. 

Für die Verwaltung der rnniänischen Bahnlinien wird ein eigeueä 
Comite dirigcant aus der Mitte des Verwaltungsrathes bestellt. (§. 46.) 
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§. 37. 

Vertretung der Mitglieder. 

Die Mitglieder des Verwattnngsrathes kunnen sich in ilirer Abwesen- 
lieit dueh ein anderes Mitglied vertreten lassen, oder ihr Yotnm sohriftllch 
ib^eben; in FftUen jedoch, wo es sieh um Fragen handelt, welche das 
Gomit6, dem sie angeh&ren, selbst dem Verwaltungsrathe voMchlXgt, können 
die Mitglieder nnr persönlich stimmen. 

§. 38. 

Firmaseichnung. 

Znr Firmasoichnnng ist die Unterschrift sweier in Oesterreich domici- 
Uienden Mitglieder des Yerwaltungsrathes oder eines dieser Mitglieder nnd 
einer vom VerwaltaRgsratbe hiezn bestimmten Person , deren B(*stelliing im 
Handelarepflter protokolUrt wird, erforderlich, welche Unterschriften der 

GeselUrliaftsfirma beigefügt worden. 

Die Urkunden in Betreff der Umschreibnng von der Gesellschaft 

gpliörio:en Renten und Wei tlipapieren, die Urkunden über Erwerb, Verkauf 
oder Tauseh unhewegliclien Ei^,'i'ntlinms der Gesellschaft, Rowie alle 
sonstip^en die Gesellschaft bindenden Acte miisscii, um für die Gesellschaft 
rechtsverbindlich zu sein, die Firraazeichnung enthalten. 

89« 

Austritt und E r U ii z u u g des V e r w a 1 1 u n g s r a t ii e s. 

Ein Mitglied des Verwaltungsrathes, welches durch sechs Monate von 
den Sitsungen des Verwaltungsrathes oder durch drei Monate von den 
Sitsungen des Comit^s, dem es angehört, abwesend ist, ohne dass seine 
Abwesenheit vom Verwaltungsrathe als gereclitfertigt erkannt wird ; jedes 
Mitglied, welches in Concnrs verfallen ist, oder seine Zalilunpren ein^'estellt 
bat, ohne seine GlSnbiger vollkommen befriedigt zu haben; jedes Mitglied, 
welches wegen Verbrechens oder eines Vergehens aus Gew innsucht rechts- 
kriftlg verartheilt worden ist, wird als ans dem Verwaltungsrathe ausge- 
treten betrachtet In einem solchen Falle, sowie wenn eine Stelle durch 
freiwilligen Austritt oder durch Ableben im Verwaltungsrathe erledigt wird, 
ksan der Verwaltungsrath cur Wiederbesetznng seiner Stelle unter den 
Bedingnngen des §. 34 schreiten und die Protokollimng der Firmaceichnung 
beim Handelsgerichte veranlassen. 

Die so gewihlten Mitglieder haben gleiche Rechte mit den übrigen, 
ihre Wahl ist Jedoch der nichsten ordentlichen Generalversammlung cur 
Genehmigung vorzulegen. 

Die Fun stionsdauer jedes derart gewählten neuen Mitgliedes bleibt auf 
<lie Zeit der Functionsdauer seines Vorgängers bescbritnkt. 

44 
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§. 40. 

Präsidium und Executiv- Comiti. 

J)pr Verwaltiuiirsrath frneimt unmittelbar nach der ordentlichen 
Opnoralvorsammliiiic^ jodos .Inhr aus seiner Milte einen Präsidenten und 
einoii ViiT-Priisideiitcn. sow ie ein iiüa drei Mitj^liedern l)cstehendes Kxecutiv- 
Coniito. Der Wirkungskreis dieses Exeentiv - Coinites wird durch eio 
besonderes vom Verwaltungsratlie zu crlasseniies Regjlement bestimmt. 

Sowolil der Präsident und der Vice- Präsident, wie aucli die Mitglieder 
desExecutiv-Comites sind nach Ablauf ihrer Functionsdauer wieder wählbar. 

Vertretung des Präsidenten. 

Im Falle der Abwesenheit des Präsidenten führt der Yioe - Pritsideu^ 
den Vorsits im Verwaltungsnithe. Bei gleichzeitiger Abwesenheit des 
Piäsidenten und des Yice-Präsidenten betraut der Verwaltnngsrath eine* 
seiner Mitglieder mit dem Vorsitze. 

§. 42. 
Sitzungen. 

Der Verwaltung: -üath versammelt sieh über Einladung des Präsidenten 
oder Viee-Präsidenteii oder iii»er liesehiuss des Executiv-Comit^s , 8o oft es 
das Int(>resse der Gedellschalt erheischt, jedeutalls aber wenigstens einmal 
im Monate. 

Die Mitglieder des Comites versammeln sieh nacii Ertorderniss. Die 
SitznngS'Protokolle derselben sind doiu Verwaitungsrathe vorzulegen und 
unterliegen seiner l'rülung. 

Die Beschlüsse des Verwailungsrathes werden durch absolute Stimmen- 
mehrbeit mit HUcksicht auf die gegenwärtigen oder vertretenen abwesenden 
Mitglieder, sowie mit Rücksicht der etwa sehriftliob abgegebenen Voten 
gefas>t. 

Bei (ileichheit der Stimmen ^'ibt jene des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Zur Beschlussfähigkeit der Verwaltnngsraths-Sitzungen ist die An- 
wesenheit von mindestens fUnf, zur Giltigkeit eines Besehlnsses die Zustim- 
mung von drei Mitgliedern erforderlich. 

§. 43. 

Einladung und Protokoll. 

Die in Oesterrei. ji atlsiissigen Mitglieder des Verwaltuiigsratlies werdSB 
für alle Sitzungen mitte lst Eiiiiladnngsselireiben l)crufen, in denen wo möglich 
die vorkommeuden Gegenstände angedeutet sind. 
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Die Sitsnngs-Protokolle mttssen za ihrer Giltigkeit durch den Vor- 
«iteenden, ein Mitglied des Verwaltnngarathes und den Schrit'ttÜhrer unter- 
fertigt werden, und wird eine Copie derselben dem Comit6 in London und 
insoweit dieselben Angelegenheiten der rumänischen Linien betreffen, auch 
<deui Comit^ dirigeant eingesendet werden. 

§• -A^. 
Gntlohaung. 

Die Entlohnung des VerwaUangsrathes soll 10«/« (sehn Peroent) von 
den das garantirte ReinertrXgniss für alle conoessionirten Linien Uber- 
steigenden nnd der Oesellsehaft znr Verfügung bleibenden Mehreinnahmen 
<§§. 51, 52) betragen. 

Die j&hrliohe- Vergütung eines Mitgliedes des Verwaltnngsrathes mit 
Anssohlnss der Mitglieder des Görnitz dirigeant für die rumXnischen Linien» 
deren Bezüge im §. 48 festgesetzt sind, soll jedoeh niemals weniger als 
^500 fl. Ar einen VerwaUnngsratli , 3000 tl. für den Vioe-Prisidenten nnd 
3500 fl. für den Pritoidenten betragen. 

Die Mitglieder des fixeentiv.Oomitis erhalten ausserdem eine ixe 
Jährliche Entlohnung von je 1500 fl. 

Die Anwesenheitsmarkcu für die Sitzungen des Verwaltungsrathes 
irerdeu mit 20 fl., jene für die Sitzungen der Comites mit 10 fl. berechnet. 

^. 45. 

Verantwortlichkeit. 

Die Mitf^lieder des Vcrwaltun^srathes sin l iiii ilire in dieser Kigen- 
«chaft vorgenommenen Handlungen nach Massgabe des Gesetzes ver- 
juiiwortlich. 

0. Cenlt« dirigeant flr die ramAaisehen Liilea. 

§. 46. 
Vollmachten. 

Das Görnitz dirigeant, welches die nöthigen Volimaohten zur besonderen 
Verwaltung der nimftnisohen Linien der Gesellschaft in seiner Hand yer- 
einigt, ist eine Delegation des Vcrwaltungsrathes, weiche die Gesellsehaft 
bezüglieh der in Bumünien gelegenen Bahnlinien im Lande und gegenüber 
der Regierung vertritt. 

Das Comit6 dirigeant leitet die Verwaltung der rumänischen Linien 
unter Oberanfsieht des Verwaltungsrathes, von welchem es seine Instrnotion 
erhält. 

44» 
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§. 47. 

Organisation. 

DtB Comit^ dirigeant besteht ans wenigstens drei nnd höchstens fitof 
Hitgliedern des Verwaltnngsrsthes, von denen mindestens drei in RtinilnieD 
wohnen müssen. Die beiden anderen Mitglieder werden vom YerwaltoDg«- 
rathe jihrlioh nach der ordentlichen GeneralTersammlnng ans seiner Vitts 
gewSblt. 

Das Comiti dirigeant bestellt ans seiner Mitte jährlich naeh der 
ordentHchen GeneralTersammlnng der Actionire einen Präsidenten und 
einen Yice>Präsidenten und bestimmt seine eigene Geschäft sordDung. 

Entlohnung. 

Die Entlolinnng der Mitglieder des Comit6 dirigeant wird wie folgt 
festgesetzt: lür den Präsidenten und Vier PräBidenten ein Jahresbezug von 
je 12.000 Fraiifs. für ein Mitglied des Comit^s je 10.000 F'ranps. 

I^ie Anwcsciihoitsinarken für die Sitzungen des Coniites werden mit 
25 Francs berechnet. 

IV. Abschnitt 
Keehaingslegug, leiaerträgnlss, lesfmftnd, Aaertiafttlei. 

§.49. 

intercaiarziusen. 

Die durch die Einzahlungen einfliessenden Gelder dienen ausser ibier 
Verwendung für den Bau» die Betriebseinrichtnng, Administrations- ond 
anderen Auslagen sueh sur Deckung der Interessen während des Baues, 
welehe nach Massgabe der geleisteten Einzahlungen stets in halbjährig ver- 
fallenen Raten gesahlt werden. 

§. 50. 

Betriebsrechnungeo und Jahresbilans. 

Die Betriebsrechnungen werden ftlr die Österreichischen und rumäni- 
schen Linien getrennt geführtund am 31. Decrml erjeden Jahres abgeschlossen. 
Dieselben sind nebst der geseliscbaftliehen Jahresbilanz der Prüfung und 
Genehmigung der Generalversammlung vorzulegen, nachdem sie zuvor von 
dem ReTisionsansschnsse geprttft und als ricütig anerkannt wurden. (§. 19.) 
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§. 51. 
Reinerträgniss. 

Das Einkommen der GeselUcliaft wird gebildet: 

nj ans dem Ertrilgnime der gesellsohaftlichen Bahnlinien, wie nch solches 
ans den Betriebsreohnangen ergibt; 

b) aus den eventuell von Seiten der Staatsverwaltangen auf Ornnd der 
Reinertrags-Garantie zu leistenden ZnsehllsBen ; 

e) ans den Erträgnissen der anderweitigen Unternehmungen der Gesell- 
schaft und allfHlligen sonstigen Einkünften. 

Von diesem Einkommen sind vor Allem die Zinsen und die Tilgnngs- 
iiuote für die ausgegebenen Priorttäts-Obligationen, sowie die Yersinsnng 
fSf allf&llige schwebende Schulden, femer die Verluste und Absohreibungeo 
aid alle nicht in die Betriebsreohnung gehürigco sonstigen Auslagen der 
OesellschafI in Absng zu bringen. 

Der hiemaoh verbleibende Betrag bildet das Reinerträgniss der 
Oesellaehaft, welches zur Vertheiinng als Dividende and zur Tilgung des 
Actienoapitales dient, solern dasselbe nicht zur oonßesJiionsinässig'Mi Ililck- 
ssblong der etwa für die eine oder ander»' Strecke von d-^in Ijctreffenden 
Staate aus Anlass der iihernommencn Ertr;i;js;i:;irantie geleisteten Zuscliii^ise 
oder zur Abtragung anderweitii^er cniKjes.sionsniii-^i'j^er Verplliclitungen an 
die betrertcude Staatsverwaliuu^' 52j, oder eudlici» zur Dotirung des 
ReaervefondeH verwendet wer len muss. 

l elier die Verwendung dieses» Reinerträgnisses zur Kinlösung der am 
1. Mai und 1. November eines jedeu Jahres fälligen Aetieuooupuus ent- 
scheidet die Generalversanualung. 

4?. 52. 

Concessionamässige Verptlioii taugen. 

Uebersteigt das Reinerträgniss der Österreichischen Linien die von der 
k. k. Regierung garantirte Jnhressumme, so ist dieser Ueberschnss zur Rttok* 
sahlnng der geleisteten VorsohUsse sammt Zinsen bis zur g&nzlichen Tilgung 
derselben nach den diesflUligen Bestimmungen der Concessionsurkunden an 
die k. k. Staatsverwaltung abzuflihren. 

Nach ^nzlicher Rückzahlung der Garantieschuld an die k. k. Staats- 
verwaUnng werden von dem Ueberschusse 4 Percent in den Reservefond 
fUr die dsterrdebischen Linien (§. 53) hinterlegt. 

Uebersteigt das jührliche Reinertrigniss der rum&nisehen Linien die 
von der (tli^tlieh rumänischen Regierung gewährleistete Summe, so ist der 
Ueberschuss in erster Linie und vor allem Andern zur Rückzahlung der 
Vorschüsse zu verwunden, welolie die Regierung aus dem Titel der Ergän- 
zung der garantirte n Interessen geleistet hat. 
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Sobald der Staatsverwaltung die erwähnten Vorschüsse rückerßetzt 
sind, ist der sich ergebende Ueberfschuss zwischen der fürstlich ruraiinisch» u 
RegieninfT und dor Gescllsehnit nach dem Verhältnisse von einem Rech.atel 
für die Rej^ienniu: und von liinf Sechstel liir die ( iesrllsc liaft zu tlx ileii. 

Zur Dotiruns^ des Reservelbndes für die rumänii^clien Linien (§. 53; 
werden von den» lür die (jesellschaft verbleibenden Betrug 4 Percent ent- 
nommen. 

§. 53. 

Höhe des Reservefonds. 

Sobald der so gebildete Reservefond die 8nnime von swei Millionen 
Gniden für die öaterreicbisohen Linien nnd von einer Million Gniden fllr 
die mmUnischen Linien erreicbt haben wird, kann mit der Hinterlegung der 
4 Pereent (§. 62) innegehalten werden; dieaelbe wird aber aogleieh wieder 
aufgenommen, wenn der Reservefond unter diesen Betrag herabainkt. 

§. 64. 

T i l g u n g. 

Die Amortisation des GePcllficluTftseapitals beginnt bezfiglich der Actie» 
I. P^miHüion mit dem Jahre 1867, bei den Actien IL Emission mit dem Jahre 
1871, bei all fälligen weiteren Actien-Emissionen mit dem auf das Emmisaions- 
jahr folgenden Jalire. 

Die Tilgung der Prioritäts- Obligationen L Emission beginnt mit dem 
Jalire 1867, der Obligationen II. Emission im Jahre 1870, der Obligationen 
III. Emission im Jahre 1871, der Obligationen IV. Emission im Jahre 1873. 

Die Tilgung wird in der Art fortgesetst, dass slbnmtliche Aotien nnd 
Obligationen innerhalb der Dauer der Gesellsohaft (§. 8) getilgt sein müssen, 
zu welchem Ende jährlich eine bestimmte Summe und die Interessen des 
getilgten Capitales vem'endet werden. 

Der Tilgungsplan wird der k. k. Regierung sur Genehmigung vorge> 
legt,* doeh steht es der Gesellschaft irei, auch einen grosseren als den iuk 
Tilgongsplane enthalteneu Betrag jährlich aur Verlosung au bringen. 

§. 56. 

V^erlosnng und Publicatiou. 

Die zu tilgenden Aotien nnd Obligationen werden dureh das Loa 
bestimmt und wird der Zeitpunkt der Ziehung, sowie die dabei zu beobach- 
tenden Formalitäten durch den Verwaltungsrath bestimmt werden. 

Die Nummern der gezogenen Obligationen und Aotien werden dem 
$.11 gemäas kundgemacht werden. 
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§. 66. 

Genossscheine. 

Die Eigenthüiner der verlost*'ii Actii'ii erhalten ausser dem Nominal- 
capitale in iSilber einen Genussschein auf Ueberbrinjjrer. welcher mit Aus- 
nahme v(»n 5 l'ercent Interessen für das rUck^ezahlte Aetiencapital dem Be- 
sitzer die gleichen Hechte wie dem Besitzer von nichtge tilgten Actien 
sichert. 

§. 67. 

Zinsen nnd DiTldendenzahlnn'g. 

Die Zahlung der Interensen und Dividenden, die Einlösung; der zu 
tilgenden Actien und Oblip^ationen uud die Ausfolgung der Oenussscheine 
geschieiit bei denjenigen Caasen, welche vom Verwaltuugsrathe biezu 
bestimmt werden. 

§. 68. 

Verjährung der Coupons «iid des Capitals. 

Interessen der Obligationen, sowie Dividenden der Actien uud Genuas, 
scheine, welche im Verlaufe von 3 Jahren, d.is Capital tÜr die verlosten 
Obligationen und Actien, welches im Verlaufe von dreisisig Jahren nicht 
behoben wurde, verfallen, ebenso wie die Oenussscheiue , welclje innerhalb 
dieser Zeit nicht bezogen wurden, zu Gunsten der Gesellschaft. 

V. Abschnitt. 

Streitigkeiten. 

§. 69. 

Alle Streitigkeiten Ober Anwendung niid Auslegung der gegenwärtigen 
StatnteD und der daraus entspringenden Verpflichtungen fttr die Actien- 
beshzer sollen durch das Handelsgericht in Wien entschieden werden. 

Die Gesellschaft ist vollkommen frei und unabhängig in ihren Ent- 
scheidungen, in ihren Ocbarunfjen und in der speciellen Führung ihrer Ge- 
schäfte innerhalb der (iriinzen ihrer liereehtignng, welche durch d.is Gesetz, 
die Coneessionsurkundeu und die gegenwärtigen Statuten festgestellt sind. 

VL Abschnitt. 

StMtsMftileht« 

60. 

Die Gesellschaft unterliegt der Staatsaufsicht der k. k. iisterreichischen 
Begierong nach Uaasgabe der bestehenden Gesetze, sowie der Ueberwachnng- 
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durcli die k. k. Österreichisclie nud fQntlich ramXniaehe Regieniiig beEÜg- 
Hob der in den betreffenden Ländern gelegenen Bahnstrecken auf Grand der 
in den ConcessionBnrknnden enthaltenen Beetimmangen. 

2782. 

Yorstebende Statuten, welohe an Stelle der unterm 24. Oetober 1873, 
Nr. 17042, bestätigten Statuten treten, werden auf Grund Allerhöchster Er- 
mScbtigung genehmigt. 

Wien, am 6. Mai 1877. 

Der k. k. Minister des Innern: 
L. S. Lasserm. p. 



2, Auiiicr klingen zu den Concessioiisurkiiiideii vom 11. Jänner 1864, 
C, Bl. Nr. 0, für die Linie Lemberj^-Czernowitz, und vom 15. Mai 
18G7, K. 0. Bl. ^'r. 85^ für die Linie CzernowiU-Suczawa. 

(Bd. II, Abth. 2, Seite 833 und 843.) 

Zu §. 10 (Wz. §. 12). 

Mit 1. dünner 1878 ist auf (}ruii(l fines gemeinscliafilichcn Teberein- 
kommenB auf sämmtlichcn österrei^ hischon und ungarisoben Eisenbahnen eia 
neuer einbeitlioher Militärtarif in Wirksamkeit getreten. 

Zu §. 18 (bes. §. 19). 
Zum Zwecke der Aufstellung der Oarantiereehnnng wurden zufolge 

f].las8os des k. k. Fiiiaiiziiiiiiisit iiuins vom 27. Ai)ril 1870, Z. 1293-F. M., 
die ^einpiiisaiiicii all^'^oinciiicii Diroctions und Verwaltuugsauslagen seit 
1. Jännor 1;*!71 auf ilie drei Linien Leniher. Cz( riiowiiz , Czernowit/ ^^u- 
czawa lind dit> rurnäiii><clicn Linien im Y^erhältni^se der auf jeder derselbeD 
erzielten Brutto Einnahmen r«'j»artirt. 

Mit dem Hainl< lRministorial-KrIas8e vom 27. Juni 1^<73, Z. 12983, wurde 
sodann im Ein\ fnn-liinfii mit di-in k. k. Finanzniinistenum die V.rtln'ilung 
»ItT iri-mcinsainen Ansla;:cn der öst('rr< ic;ii>clien Linien auf die Dauer von 
drei .lalircn v(»m I.Jänner IsT.'J aiiircfaiiL^cn in der Weise ^'ontlnni^'^t. da-s 
1. die allj-enieiiu'ii Verwaltting^aiisla^Tn, mit .Vnsseliluss der Couponj^-Eiii- 
lösnii«;:, dann die Kosten der Falirbetricbsmittel Erhaltun;; und Reparatur 
nach der Anzahl der auf jeder Linie von eif;euen und fremden Wagen zurück- 
gelegten Achsmeilen und 2. der gesell sehaftlicbe Pensionsfondsbeitrag im 
VerhältniBse der reinen Gehaita-Etats beider Linien (mit Ausschluss der 
Nebenbezttge) auf die zwei Strecken Lemberg- CsemowitK nnd Csernowia* 
Suczawa Tertheilt werden. 
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Mit dem Handelsministerial-Erlasse vom 10. Juli 1877, Z. 37341, wurde 
die ft'rnere Beibehaltung^ des vorcrwUhnten Kcpartitioii'^modus genehmigt und 
der Gleichförmigkeit wegen angeordnet, dass in Hinkunlt, vorbehaltlich der 
theilweise direct zur Buchung gelangenden Betrüge, ein analoger Vorgang 
auch bezüglich der externen Wagenmiethe der nicht direct die einzelnen 
Linien betreffenden verschiedenen Eionabmen (Licitationserlöf^e u. dgl.), der 
Ausgaben für Tarife , Kundmachungen und FahrMUets, fUr Erhaltung der 
Zig9au8rlistung8gegcD8tändei Beleacbtong, Beheisung, Reinigung der Kaser- 
nei eingehalten werde. 



3. Erla88 des k. k. Haiidelsiuinisters Tom 7. October 1^72, 

Nr. 2701^5-5864, C. Bl. Nr. H2, 

U hä Tcnriltoiigsrath der k. k. priv. Lemberg-Cztmowitz-Jassy-Eisenbahn, bi tn ffend die 
Stqucatntien der dsterreichUehen Linie Lenberg-CserBowiti-Saeuwa dieser Bahn. 

Aof Grund des §.12 des Eisenbalineonoeesionsgesetzes vom 14. Sep- 
tember 1854, R. 0. Bl. Nr. 238, nnd der §§. 4 und 27, respeetlTO 6 und 26 
der Coneessionsorknnden vom 11. Jftnner 1864, R. 6. Bl. Nr. 6, und 15. Mai 
1867, R. G. Bl. Nr. 85, ordne leb biemit die Sequestration der dstcrreiohiseben 
I^ie Lemberg-Czeniowitz-Snosawa der k. k. priv. Lemberg Czernowitz- 
Jasgy-Eisenbahn auf Gefahr und Kosten der Betriebsunteriiehmung an, be- 
Welle demgemUss den k. k. Hegierungsrath Carl Barvchar zum Sequester und 
In dessen Verhinderung den k. k. inspector Perl zum Sequester-Stellvertreter 
Itir diese beiden Balinen. 

Derselbe hat am 8. October 1H72 sein Amt anzutreten, und ist von 
diesem TajL^e an die GciiHralversaMiiiiliinj^^, der Verwaitiin^'^si atli und der 
Generaldirertor der ihnen durch die Gesellschalts.statuten vom 1.}. ()ctol)er 
iiix'rtragenen Functionen, insoweit sie sich auf die Verwaltung' der 
lialinlinic* Lemberg-Gzernowit/ und Czornowitz iSuczaw a hczieiien, < uilii.ltcu. 
Sämmtliehe Beamte und iJediciistt te <ler seciuesu i rten Bahu treteu vom Tage 
des Amtsantrittes des Sequesti rs unter dessen AintsL'cwalt. 

Dieses ErkenntnisHi wird in Wien, Lember;,^ und Gzernowitz durch die 
f'tticirllen Zeitungen, in London durrli die „Times- und -Daily news'' ver- 
öfientlicbt und auch in Kumäuien entsprechend kundgemacht werden. 

B *' g r Ii n d u n g : 

Nach §.12 des Eisenbahnconces-ion^gesetzes vom 11. September 1854, 
K. Bl. Nr, 238. kann die Sequestration einer cont essionirten Eisenhahn 
auf (ielahr und Kosten der Bctrii-hsunternehniun^' angeoi dnet werden, wenn 
die Eisenl>alinunternehmun;x ung<\'iclitot wiederholter Ermahnung die .\n"rd- 
nungeu der vorgcsetztiii Behörde nicht befolgen oder wesentlichen Bestim- 
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mnngeD der ConcessionsurkuDde oder Eisenbahnbetriebsordnong zuwider 
bandeln sollte. 

Bei der Lemberg-Czeroowito-Jauy-Eiflonbabngesellsebaft treten alle 
drei Fülle ein und zwar: 

I. Seit dem Bestände der Leniberfr - Czernowitz- und Czeniowitz-Su- 
ezawa-r?;ilni wurde von den zur Ueborwaelinnp berufenen Orfianen \viederlu»lt 
wahrjrenoniinen . das» der Bnuzustaud und der Betrieb dieser Bahnen den 
Anforderunjren der Sicherheit tuid Kt^frelraässigkeit des Betriebes durcliaus 
nicht entspricht. T'as Ilundclsiniiiisierium sah sich hiedureh im Jahre 1870 
veranlasst, eine teehiiiB''li-aiiniiui8ti ativf Untersuchung dieser Balnieii an/u- 
ordncn. In Folire der vom 23. Februar bis 15. März 1S70 durch^retÜhrtt'U 
l'iitorsuclninp: wurde dem Verwaltunpsrathe mit dem Handelsministerial-Erlasse 
vom 8. Mai is70, Z. s02i* — 1639. unter Androhung der durch die Ei.s<>n- 
bahnbetriebsordnung und das Concessionsgesetz gebotenen gesetzlichen 
Mittel aufgetragen, die zahlreichen zum grossen Tlieile sehr erheblichen 
Mängel und Uebelslände im Haue und Betriebe, sowie in der Administration 
der Lemberg-Czernowitz- und Czernowitz-Snczawa-Bahn auf das Schleunigste 
zu beheben. Zugleich wurde die Vorlage der Instruction fUr die Verrechnung 
der Betriebseinnahmen und Ausgaben zwischen den österreichischen und den 
rumänischen Bahnlinien gefordert und die Nichtbefolgung der Uandelsmini- 
8terial-£rl8sse vom 11. November 1869, Z. 21583, vom 12. December 1869^ 
Z. 18262, und Tom 26. Deeember 1869, Z. 22760, gerügt, in welelien Her- 
stellungen zur Beseitigung ron Wassergefabren und Anderes mehr augeordnet, 
und in deren letiteren auf den §. 12 des £isenbahueoncessionsgesetses Tom 
14. September 1854 hingewiesen worden war. 

Die mit dem Erlasse Tom 8. Hai 1870, Z. 8022 — 1639, ertlieilten Auf- 
trige wurden nnterm 26. Juni 1870, Z. 11949—2502, erneuert. 

Wie wenig jedoch denselben entsprochen vorden ist, zeigt der Umstand» 
dass in rascher Folge, nämlich unterm 28. November 1870. Z. 23367, nnd 
unterm .'). December 1870, Z. 18712, aus Anlass vorgekommener Verkehra- 
uuterbrechungen und der hierüber gepflogen» n ämtlichen Erhebungen neuer- 
liche Weisungen rücksichtlich der Herbeiführung eines guten Bauzustandea 
der Bahn an die (iesellschaft hinausgegeben werden mussten. .Auch diesen 
Weisungen wurde, wie der Erfolg zeigte, niclit entsprochen. Es wurde viel- 
mehr mit der Eingabe vom 30. November 1870. Z. 11874. gegen den er!*teren 
dieser Erlasse in einer so unzulässigen Weise remonstrirt. dass eine Zurecht- 
weisung von Seite des Handelsministeriums unterm 9. December 1870> 
Z. 875 11. M.. nötliig wurde. 

Eine weitere Ausserachtlassung der behördlichen Anordnungen ergab 
sich anlässlich der vom Handelsministerium behufs Abstellung der Mängel in 
der Administration, inbesoudere bezUgUcb der Abgrenzung der Befugnisse 



Digitized by Google 



JaMy-Ei»enbahn. 



67T 



(lor Gonornidireotiou iu Wien und der lietiieböleitung iu Lemberg getroft'ene» 
Vprlii^'iingen. 

Kraft Erlasses vom 8. Mai 1870, Z. 8022— lfi^9, wurden nämlich auf 
(irmul ncuerliclier eingelieiuler diesbczüi^liclior Erhebui);::rn unterm 24. l>e- 
f-ember 1870. Z. 24100 — r>224, die in jener Beziebunfj: ein/.useblagendeii 
Wfsre nn;:''deut«'t. un<i die Voriafri' der Grnndziijre für die neue Dionstes- 
orj;.ini!>alion. fiowie der betrefTenden Instructionen nocl» vor deren Activirung 
verlaufet. Mit der tjesellsehaftlichen Einjj^abe von 5. Feltruar 1871, Z. 11 10. 
\*('lelie die Andeutun^ren des Handelsministeriums besprach, wurden w(dil 
Gnuidziijre lilr eine Reorganisirnn? der Verwnltung. keiuesweps aber dio 
zu deren Beurtlieilung nothwendi^ren Instmctionen vorgelebt, diese Letztere» 
auch in der uächstfolgcnden Zeit nicht nachgetragen. Die betreffende Ver- 
valtuiigsreform wurde rigeniDäebtig durchgeführt« ohne jedooh von den 
erbofFten Vorth eilen begleitet zu sein. 

Alsnon derHaudelsroiniBtorial-Erhiss vom 4.8eptemb6rl872y Z. 23832 — 
6224, die Abfassung einer neuen Ewcokentspreehenden GesebSftseintbeiliing' 
im Einvernehmen mit der Betriebsabtheilang der k, k. General - Inspection 
der Österreicbiseben Eisenbahnen und deren Vorlage binnen 14 Tagen aar 
Genehmigung verlangte, liat der Verwaltungsrat Ii laut Eingabe vom 25. Sep- 
tember 1872, Z. 9083, dieser Weisung nicht entsprochen und deren I^Unflige- 
J^osfiihrung an unzulässig«^ Bedingungen geknflpft. 

Die in demselben Erl.isse im Interesse des garautirenden Staatsschatzes 
Riigcordneto Restringiruiig speciell bezeichneter Ausgabsposten der lietritba- 
ic'cluiung hat der Verwaltungsrath abgeleimt. 

Die in Geniässheit des Erlasses vom 8. Mai 1870. Z. 8022— 1689, 
vorjrel» t:t( ii Instructionen fiir die Verrechnuiiir der iSetriebseinnalimcii und 
Au>;:al>cn mit lU/iehung auf die Contirung nach den ein/einen Linien der 
Lcmberg-Czernowitz-.lassy Eisenbahn gaben dem Handelsministerium Anlass, 
unttrui 29. December 1870, Z. 10493 — 218*1, mehrere auf eine möglichst 
scharfe I rennung der österreicbischon von der rumänischen Linie abzielende 
Modiiieatiouen zu verlangen. 

Den diesfalls gestellten Anforderungen wurde aber laut Eingabe des 
Verwaltungsrathes vom 14. März 1871, Z. 12482, keineswegs in der ver- 
Ungten Weise Reebnung getragen. 

Gin flagrantes Beispiel von Renitenz gegen die Anordnungen de» 
Handelsministerinms bildet die ungeachtet der bestimmtesten Weisung dea 
Ministeriums an den Vorwaltungsrath erfolgte Weigerung dos General- 
db«etors, die Einsichtnahme und Ausfolgung mehrerer ßehelfe, welche zur 
DuKhilShmng der mit Handelsministerial-Erlass vom 20. September 1872, 
Z. 7677 — 1825, angeordneten Collaudintng der Bahnlinie Lemberg-Czemo- 
vitz-Suczawa erforderlich sind, worunter namentlich die Bauverträge, 
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Baubedingnisse, Lieferiingsverträge and GrundeinlÖBnngsaoten, an die Organe 

-der Regierung zu bewerkstelligen. 

IL Durch die auf der Lemberg-Czemowitz Suczaw.i Bahn sohon in der 
«psten Zeit des Boti icbcs nothwcMidi^ {rewordt iion zahlreiclioii Keconsti uctionä- 
arbeiten aller Art, und durch dio hei verschiedenen Anlässen Soiton^ der 
Ret^ierungsorgane erfol<rten rntersuchun;:en des Rauzustandes, sowie durch 
<lie häufifjen Verlvehrsunterbreehungeu ist constatirt, dass den in tlen s<i<. 2 
und 1, respective 3 und 6 der Concessionsnrkunden vom 11. .läniier 1S64 
und 15. Mai 1867 entiialtenen Wi^senlliclien Bestimmunfren dieser Con< »'ssionen 
nicht entsprochen und dem Baue der Bahn uuvl der lOriialtnn^ derselben im 
hetriehsta!ii;:en Zustande nicht die pflichtsdiuldige <)l>sor;;e zu;jr<'\veiidet 
worden ist, was iihri;;ens aiicii schon ans den obigen, den Bau bemängelnden 
Erlässen hervori^eht, von welchen einifre, wie z. B. jener vom 28. No- 
vember 1S7U. Z. 23367. und j.-ner vom .">. Decemher 187ü, Z. 18712, auf 
tlie höchst nadilässige Bauiiihriing ausdrii' klich hinweisen. 

Einen entsprechenden Beie^ für den dennaligen ganz unbefriedigenden 
Bauzustand der Bahn bietet die Thatsache, dass der Eilzugsvei kehr auf den 
Linien Lemberg-OzcniowitZ'Suczawa insbesondere wegen mangelhaften Zu- 
standcs des Oberbanes (Ubergrosse Anzalil verfaulter Schwellen) umi theil- 
weise auch dea Unterbaues mit 3. Ootober 1872 aus öffeutUchea Sicberbeits- 
rUcksichteu eingestellt werden musste. 

lU. Aber auch wesentlichen B< stimmuugen der Eiaeubabubetri« hs- 
Ordnung vom 21. November 1851 (R. 0. Bl. Nr. 1 ex 1852) wurde mehrfach 
7.usvidergehandelt, wie dies die UaadeUmioisterinlerlässe vom 8. Mai 1870, 
Z. 8022 — 1639, 2. JuU, Z. 12981—2741, 26. November 1870, Z. 19078 
— 4047, und 4. September 1872, Z. 23832 — 5224, dann der General- 
inspectionserlaBS vom 27. Ifai 1872, Z. 4155, eonstatiren. 

So ist die Bahn, wie schon oben des Kftheren nachgewiesen wnrde, 
niebt im gnten fahrbaren Zustande erhalten (§. 3), und sind die Vorkeh- 
rangen znm Sohntze derselben gegen Schneeverwehnngen höchst mangelhaft 
(§. 17). 

Die Fahrbetriebsmittel sind in einem nicht entsprechenden Znstand« 
(§- 3j, was auch der gegenwärtig 31*7Vt betragende, also sehr hohe 
Reparatorstand der Maschinen (13 von 41 auf den österreichischen Linien), 
sowie der Umstand beweist, dass die gali7.i8clie Carl Ludwig-Bahn im Monate 
Mai d. J. 135, im Monate Juni d. J. 133, im Monate Juli d. J. 162 und im 
Monate Angnstd. J. 117 Wagen der Lemberg-Czemowitz-Jassy-Bahn we^en 
Heisslatifens vom Verkehre ausschloss, so zwar, dass die Zahl der betriebs- 
unfHhigen Wagen 43*/t des Wagenparkes erreieht. 

Auch die oben erwUhnte Einstellung des Eilzug sverkehres ist zum Theile 
durch die Überaus mangelhaften Zustiude des ZugiurdernogH- und Werk- 
stXttenwesens notliwendig geworden. 
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Eine Yerletzong der BeatimmungcMi der Eisenbahnbetriebsordnuiig in- 
volvirt ferner die Verwendung von nicht in der vorgesebriebenen Weise 
geprüften Maschinen (§. 21) ond die unTollständige DarohfUbroikg der 
Wagentarirnng (§. 23). 

Auch entf^preehen die Magazinslocalitäten tbeilweise Reibst nieht dem 
gewölmlicheo Bedarfe (§. 3), und ist flir die gehörige Verwf hrang der zur 
Beförderong UbemomnieDen Güter keine ausreichende Vorsorge getroffen 
(§. 12). Eb fehlt an dem in einem geordneten Betriebe nöthigen, gehörig 
qnalificirten Bahnpersonale, und ist dasselbe auch wiederholt mit den Dienst- 
instmetionen and Vorschriften mangelhaft ▼ersehen gefunden worden (§§. 3 
und 14).. 

Die Vorschriften der §§. 4 und 5 in Betreff der Fahrordnungen, Tarife 
und Aufnahmbedingnngen wurden nicht genau beobaclitet, und veratösst M% 
bereits oben erwähnte Niehtvorlage von Instructionen vor ihrer Aoiivirung 
ausdrtteklieh gegen §. 62 der Eisenbahnbctriebsorduung. Eine Verletzung 
des §. 64 derselben inToWirt die ungenaue und der wOnsehenswerthen Deut- 
lichkeit entbehrende Rechnungaitthrung. Die Prüfung der Betriebsreehnungen 
flIr das Jahr 1871 hat nicht bloss Abweichungen von dem mit den ErlSssen 
▼om 29. August 18G6, Z. 7052 — 585, und Yom 28. Deeember 1866^ 
Z. 19281 — 16Ö7, genehmigten Contirungaaohema für den Betrieb der öster- 
reichisehen Eisenbahnen, sondern auch auffhllende Mängel in der Contiraag 
eigeben. 

Die immer wiederkehrende Wiedereinstellung der aus den Betriebs- 
reehnungen gestrichenen Posten in die späteren Reohnunpron, ühordiea noch 
unter ganz unricliti;j:;eii Bezeiohnnngpn. ist ein weiterer Beweis sowohl einer 
incorrecton Rpchmingsführunf^ i§. G4), als der I^icbtbeHchtung bestimmter 
Anordnungen der vorgesetzton Uehürden. 

Die vorstehende Begründung ist zugleich Beweisgrund, dass eine Bes- 
seruntr der Verhältnisse von der gegenwärtigen Balmverwaltung nicht erwartet 
werden kann, zumal der Verwaltun£i:fn*atli, dem diese Vorgänge wohl bekannt 
Bein mussten, in seiner Eingabe vom 25. September 1872, Z. 9083, das 
bisherige Wirken der leitenden Organe ein riilinienswerthes und erspriess- 
liches nannte. Die Staatsverwaltung erl'üllt sonach nur ihre gesetzliche Pflicht» 
ind' m sie, von dem ihr gesetzlich zustehenden Mittel Gehrauch machend, die 
Sequestration der Eisenbahn auf Gefahr und Kosteu der Betriebsunter- 
nehmnng verhängt. 

Wien, am 7. October 1872. 

Der k. k. Handelsminister: 
iaahaus m. p. 
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4. Protokoll^ avfii^enoiiiiiieii im k. k. Handelsministeriuui 

am 10. JuU 1875. 

Um die Modalitäten der von «ior Staatsverwaltung; beaWsiehti^ien Anl- 
hebung der mittelst Erlasses des k. k. Ilandelsrainistt.'riunis vom 7. Ut tohm- 
1872. Z. 27025, angeordneten Sccjuestraticni der österreieiiischeji Linifn der 
k. k. priv. Lemberg-Czernowitz-.Iassy-Eiscnhalin^^eselUcljaft Icsi/u-lt lirii imd 
zugleicli die seliwehenden DitVerenzen zu beseitigen, wurde /.\visclu*n den 
untorzeiclineten Vertretei ii der k. k. Regierung nut Vorl)(di:ilt der Genelimijrung; 
Ihrer Kxcdlenzen der Herren Minister der Finanzen und der; Handels einer- 
seits, dann den gefertigten Mitgliedern des Verwaltungsratlies der k. k. ]»riv. 
Lcmberg-Czernowitz-Jassy-Kisenhaliiii^esellsclialt im Nanu n des Verwaltuug!*- 
rathes und mit Vorbehalt der Genehmigung durch eine einzuherulende ausser- 
t)rdeutliche Oeueralversaiamlung der Actiouüre aiiderseiU nachstehende 
Vereiabarang getroffen. 

Artikel 1. 

Die Gesellschaft erkennt die ( iesehältsluhruni: des j^equesters und ä'ie 
von ihm über Verwaltung und Betrieb der -iequestrirten Haliiilini' n bis Ende 
1874 gelegten Rechnungen als richtig an and eitlieilt demselben das 
Absolutorium. 

Artikel II. 

Die k. k. Regierung erklärt ihroraeits, dass sie in Folge der von dem 
Sequester ausgetUhrten Reconstructionen und Erweiterungsbauten und der 
von ihm bewirkten Neuanschatfungen die sequestrirlen Linien mit Ende 1S74 
in allen ihren Theilen. rüeksiehtlieh dos liaues, der A u-rii>ning und In- 
struirung der Halm uml des rollenden Materiales, überhaupt des gesnmraten 
Zugehöra, als in vtdlkomnien etuicessionsniässigeni Zustande betraihtet und 
demgemäss die von dem Sequester seit 1. .länner ls7.') liir derartige Baut-a 
und AnseliatTungen etwa noeh gemaeliten Auslagen in der Betriebsrechnuiig 
pi<» lS7r) nielit beanständen wird. Hiebei wird ansdrii kii» Ii benirrkt. tla?s 
die sogenannt« n Strapp'schen zwei Loconiol ven und r.s Seliotterwagen ah 
zu dem Fahrpark der österreichischen Linien j^ehorcud , zu betrachten siud. 

Artikel III. 

Die k. k. Regierung erkennt <lic ji^ukummensteuer mit Ausschluss do 
auf die Prioritätsobligationen 1. Emission entfalieudeii Autheiis als eise 
lietriebsauslage an. 

Mit Rücksicht auf diese Steuer und auf einige andere bisher in Schwebe 
gebliebenen Punkte hat die Gesellschaft fUr die am :U. December 1874 ab- 
geschlossene Betriebsperiüde nunmehr Anspruch auf einen weitereu Garantie* 
vorschuss, welcher sich nach Absng der der Unternehmnng für Anscbaffiiiig 
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TOB Betriebsmittelo und m ConponeinlSsnng gemachten aiuserordentiichen 
Darlehen «nfil. 252.513*08, in Worten: ZweihnndertfÜnfeigzweitsnaendfllnf- 
hindertdreisehn Gnlden acht Krenxer IKlber beziffert. 

Artikel IV. 

Die der Geseilsehal't itlr die Betriebsperiode bis Ende Deeember 1874 
geleisteten yierpercentigenOarantievorschttsse belaufen sich nach Begleichung 
der erw&hnten Darlehen am 1. Juli 1875 auf II. 10,570.997*58, in Worten: 
Zehn Millionen fUnfhundertsiebzigtausendneunhundertneunzigsieben Gulden 
68 Kreuzer. 

Die vierperoentigen Zinsen aus diesen Garantievoracbtlssen betragen 
am 1. Juli 1875 fl. 1,617.945*76, in Worten: Eine Hillion sechshundert- 
fiebzehntausendneonhundertrierzigfUnf Golden 76 Kreuzer. 

Artikel V. 

Nach Auszahlung des obenerwähnten RestTorsehnsses von fl. 252.518*08, 
welche spätestens 14 Tage nach erfolgter Ratification des gegenwärtigen 
Uebereinkommens durch- die Generalversammlung zu geschehen hat, werden 
demnach die auf Grund der Goneession zu leistenden vierpercentigen 
OaranticTorschttsse fUr die mit 31. Deeember 1874 abgelaufene Betrieba- 
periode im Ganzen fl. 10,823.510*66, in Worten: Zehn Millionen achthundert- 
twanzigilreitansendflinfhundertzehn Gulden 66 Kreuzer in Silber betragen. 

Die Gesellschaft erkennt diesen Betrag rttckhaltslos an und yerzichtet 
ausdrücklich, ohne irgend einen weiteren Vorbehalt auf jeden sonstigen 
Anspruch an das k. k. Staatsärar. Sie Übernimmt also insbesondere auf ihre 
eigenen Kosten alle fttr Reconstructions- und Erweiterungsbauten, fiir Ver- 
mehrung und Vervollständigung der Betriebseinricbtung, für Tracirungen 
oder auf Gesellsehaitsoonto bis Ende 1874 gemachten Auslagen. 

Artikel VI. 

Die Aufhebung der Sequestration wird mit Schlnss desjenigen Monats, 
in welcliem die Ratificationen des gegenwärtigen UebereinkommenR durch die 
Oeneralersammlung ertheilt sein wird, Uber Verfügung der k. k. Regierung 
erfolgen. 

Artikel VII. 

Etwaige Bemänglungen an den Rechnungen lies 8e(iuester8 für dio 
l'''riiiile vom 1. Jänner 1875 bis zum Tage der Aufhebung der Sequestration 
sind von dem V'erwaltungsrathe l;ini:steiis binnen drei Monaten von dem Tage 
d»'r Auiliebung an beim Handelsministerium einzubringen, widrigenfalls die 
besagten Recbnongeu als definitiv genehmigt anauselien sind. 
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Bis naob Ablauf der erwXbnteii drei Monate, beziehungsweise bis sw 
ESrtheilung des Absolutoriums, steht es dem Sequester jederzeit frei, in die 
seine GesehäftsfUbrung betreffenden Bücher und Rechnungsbelege Eiiisielit 
zu uebmeD. 

Artikel VUL 

Als in die Betriebsreobnnng pro 1875 einsusteUen werden sebon Jetit 
gegenseitig anerkannt : 

1. Ein Betrag von fl. 81d9<80 für anf die Sequestration bezügliche Ans- 
lagen ans den früheren Jahren; 

2. die aus den früheren Jahren etwa noch rückständigen Einkommen- 
steuerbeträge. 

Artikel iX. ; 

Die Gesellsebaft räumt der k. k. Regierung das Reeht ein, ein Mitglied i 

des Verwaltungsratbes zu ernennen , und ermächtigt ihren Verwaltungtrath, ' 

die diesfalls nSthigc Aenderung der Statuten mit der Begiemng darebzn* | 

Ulkren. | 

Artikel X. I 

Die Gesellsebaft erkennt die von dem Sequester abgeschlossenen Dienst- 
▼ertrige gleich allen übrigen Verträgen als für sich rechtsverbindlich so. 

Aus der in Art. I. dieses Protokolles ansgesprochenen Anerkennung der 
Rechnungslegung des Sequesters soll der Gesellschaft ein PrlQndiB in prin- 
oipieller Beziehung für die Zukunft nicht erwachsen. 

Ausgefertigt in zwei Parien. 

üirdllig m. p. Stera m. p. 

r 

f «sswald m. p. ffeiffer m. p. 

ir. lieddlhi m. p. Bitter m. p. ! 

i 

M Bayer m. p. 



6. Erlmdes k.k. HftndelsiniDisters Tom SO. JolilSTS, Nr.llOS-H.K. 

Uk den Verwaltongsrath (h r k. k. pr. I,i'mb*'r<;-Czi rnowitz- Jassy-Eisenbihngeselisch&ft, bctrefeni 
die Aufhebung der Sequcstralion der österreichischen Linien. 

Ich finde mich bestimmt^ die mit Erlass vom 7. October 1672, 
Z. 27025, angeordnete Sequestration der Österreichischen Linien der k. k. 
priv. Lemberg-Czernowitx-Jassy-Eisenbahn mit 31. Juli 1875 
auftuheben. 
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Der Kum Sequester besteUte k. k. Hofratb Cari Ritter von Barjohar 
ind der SeqoeBterstellTertreter, k. k. Oberinspector Ferdinaod Perl, werden 
ntt dem genannten Tage ihres diesfälligen Amtes enthoben, und *tritt mit 
diesem Tage die General- Versamrolnng und der Verwaltnngsrath hinsiehtUch 
der Yerwattang der Linien Lemberg-Czemowitz nnd Czemowits-Snesawa 
wieder in ihre statntenmftssigen Fnnetionen ein. 

0ie üebergabe respective Uebemahme des Betriebes nnd der Ver- 
waltiittg der seqnestrirten Linien hat mit Rttcksichtnahme anf die Bestim- 
mimgeB des im Handelsministerium aufgenommenen Protokolles vom 10. Juli 
1875 so gesebehen« nnd wird dieses Protokoll, naehdem dasselbe von der 
ssf den heutigen Tag einberufenen ausserordentlichen Generalversammlung 
der Aetionire angenommen wurde, nun auch von mir im £invemelimen mit 
dem k. k. Finansadnisteriom genehmigt 

Gegenwirtige Verordnung wird in Wien, Lemberg nnd Czernowitz 
doreh die amtlichen Zeitungen, dann in London durch die „Times^ und 
eDaily news" und in Rumänien kundgemacht. 

Den Vorwaltnii?r«»'«th fordero ioh zugleich anf, mir im Sinnf der 
getroffenen Abmnchiingen den oder die vom 1. August d. .1. an vernntwort- 
liehon Leiter der ein/einen Geschäftszweige binnen acht Tagen namhaft zu 
machen. 

Wien, am 30. JuU 1875. 

Der k. k. Handelsminister: 
Cklnmeekj m. p. 

6. ConcessioB tum Baue eines Zweiggeleises in Csernowits. 

Teher Ermächtigung do^s k. k. Handel«ministcrinm8 vom 22. September 
1876, Z. 26635, wurde dem Verwaltungsrathe der k. k. priv. Lemberg-Cser- 
BOvitz-Jassy-fiisenbahngegellschnft mit Erlasa der k. k. Landesregierung in 
Czernowitz vom 6. November 1876, Z. 10173, die Bewilligung zum Baue 
eines Zweiggeleises von derStation Czernowitz zn den in der Nähe dps Pruth- 
ünsses bei Czernowitz gelegenen Etablissements der PutiUa-Jasienower Uolz- 
Eiportgesellschaft ertheilt. 
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Eisenbahn von LemImTg bis zur Iiandesgrftnse bei Netf eba_ 

(Tömaszöw). 

1. GesetB Tom 24. Mai 1874, R. 0. Bl. Nr. 85 und C. Bl. Nr. 74, 

in ßntrell' der Bedinguugea und Zugeslamloisse für die AcUengeselischafl der Lemberg» 
CiernowiU-Jassy-EiMnbahn inm Behiife der FoHsetiang ihrer BalmliBieB von Lemberg bis iv 

Undeflgrliiii! bei Netfeba (Tomaniw). 

Mit Zustimmung beider lläuser den lieiclisrathes finde ich anzuordnen, 
wie folgt: 

Artikel 1. 

Die Regierung wird ermächtigt, der Actieagesellschaft der Lemberg- 
Czernowitz-Jassy-Bisenbahu zum Beliafe der Fortaetsnng ihrer Linien tob 
Lemberg bis zur Landesgränze bei Netfeba (Tomaszöw) fUr diese Fort« 
setznngsbahn vom Staate die Garantie eines jährlichen Reinerträgnisse« in 
der Hazimalenmme ^on 42.100 fl. Österr. WlUirung in Silber per Meile ftr 
die Dauer der Concession znsueiebeni, so zwar, dam, wenn das jlbrliehe 
Refnerträgtiiss den garantirten Betrag nicht erreichen sollte, das Fehlende, 
jedo'^h nur Ms zur obigen Maiimalsnmme, von der Staatsverwaltung za 
ergä< /.en sein wird. 

Die Garantie des KeinerträguiHses ist aul Grund der nachzuweiseoden 
wirklichen liauauslagen inclusive der Gelübeschaffungskosten und der inter- 
calarziiison l'cstzusetzcn. 

Die Garantie hat mit <i«^m Tn^ro der Erotlimug des Betriebes aul der 
ganzen Eisenbahnstrecke in Wirksamkeit zu treten. 

Artikel IL 

Dabei Mnd folgende Besiinimiuifren zu treffen: 

1. Die Eisenbahnstreeke von Ijemlierfr bis zur Landesgränze ist in 
Absiclit auf die Garantieleisluiig als ein intefrrirender Bestandtheil der 
Lemberg'-Czernowitz-Suezawa-Linie zu befrachten und das hier jrar.uitirte 
Reinertriifjniss jenem Reinertnifj^nis^e zuzurecinien . das für die beideu 
Strecken Lemberg- Czeruowitz und (Jzernowitz - Suczaw a bereite garaa- 
tirt ist. 
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Soirobl für diese beiden Strecken, als aaeli fOr die neue Strecke 
Ton Lemberg bis zar LandesgrUnze, demnach fttr alle anf biterreicbisohem 
Territorium gelegenen Strecken der Lemberg-Ozernowitz-Jassy-EisenbabB- 
lesellschaft, wird nach erfolgtem Eintritte der Wirksamkeit der Garantie 
fttr die neue Linie nur eine gemeinsame Betriebsreclinung zu führen sein. 

2. Von dem ganintirton j-ihrlichcn liciiicrtrü^^nisse ist ilcrjeuigc Betrag 
zur Capitalstiliiung zu vei wciuIlii. welch r diircli die .Staats\ iM waltung nach 
einem von ihr zu frcMichniii^ciitlen Amortisatimisplane , dein/.ufol;::»' das 
emittirto Capital während der Dauer der Ooncessiou zu tilgen ist, bestimmt 
werden wird. 

3. Der von der Staatsverwaltung aus Auslass der übernommenen 
Garantie sowohl fUr die neue Strecke, als auch lur die Strecken L?mberg- 
Czeriiowifz und Czernowitz Suczawa, alleufalis zu zahlende Zuschuss ist 
fiber Torau^p-e^angenc Prüfung der vorzulegenden doeumentirten Jahres- 
reehnang drei Monate nach deren Ueberreiohung flussig zn machen. 

Das Aerar wird jedoch auch früher znr ßinlSsung dar verfallenen 
Äotien- und Obligationenconpona, nach Hassgabo de^) auf Grund des Ertrags- 
priiliminars richtiggestellten Erfordernisses, Theilzahlnngen unter Vorbehalt 
der auf Grundlage der Jahresrechnnng zu pflegenden Abrechnung leisten, 
wenn die Gesellschaft sechs Wochen vor der Yerfallzeit das bezügliche 
AnHucheo geeilt haben wird. 

Wenn nach endgiltig'^r Feststellung der .Taiiresrechnun;^ . welche 
«pEtestens binnen drei Monaten nach Ablauf des Hetrit?bsjahres vorzulegen 
«ein wird, sicli lioi ausstellen S(dlte. dass die Vorschüsse zu ho'^h bem'^ssen 
worden sind, so hat die Gesellschaft d-ii erhaltenen M'^hrbetra;^ mit Za- 
rechnung von sechs Percent Zinsen sofort zu refuiidircn. Der Anspruch auf 
LeistuMj^ eines Zuschusses von Reite des Staate-? mu<s aber längsten^ inner- 
lialb eines Jahres nach Ablauf d( s betreflcndeu Betriebsjuhres erhoben wer- 
den, widrigcDlalls derselbe cil'^schen i-^t, 

4. Der Betrag, wrich 'ii die Staatsverwaltung in Folge der üljcrnom- 
meuen (Jarantie z;ililt. und welcher in ki inem Jahre <lcn (Jesainmtbi'lauf der 
für alle drei .Stm-kcn garaiitirten Ertragssu mnen überschreiten darf, ist 
lediglich als ein mit vier Percent jährlicli verzinslicher Vorsohusä zu 
behandeln. 

Wenn der Reinertrag des Bahnnetz ;s die garantirte Jahre-;s imme über- 
schreitet, ist der Uebersohuss sogleich zur Zurückzahlung des geleisteten 
Vorschusses sammt Zinsen an die Staatsverwaltung bis zur gänzlichen 
TUgaug abzuführen. 

Die Berichtigung der fälligen Zinsen hat der liefun lirung der Vor- 
schüsse voranzugehen. Forderungen des Staates an solchen Vorschüssen 
oder Zinsen, welche bis zur Zeit des Erlöschens der Goncession der Ein« 
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lösun^ der Bahn noch nicht bezahlt wurden, sind aus dem noch erübrigeu- 
geuden V^rniü^jen der Untcrneliinung zu berichtigten. 

5. Die Modalitäten der ( Jeldbe.scIi.iiTurii^, insbesondere die Festsetzun^r 
des Eini sionseourses. ebenso wie die Moilalitäten der BanvcrL'elnin^'-. welch" 
letztere, sowie die Ver^rebnn^ aller Lieferungen im OtTertwege zu erfolgen 
hatf sind der Genehniij^unf^ der Rej^icrung zu uiiterziehen. 

Zur Aufbringung der erforderlichen Geliltnittel dürfen Actien und 
Prioritätöobligationen ausgegeben werden, und zwar in einem solchen Ver- 
liältnisse. dass die Verzinsung der Prioritätsobligationen höchstens drei 
Fünftel des garantirten Keinertrages erfordert. 

Artikel IH. 

Für die im Artikel I angefahrte neue Eisenbahnlinie winl die Befreiung 
▼on der Einkommensteuer und der Entrielitung der Coupons-.Stämpel- 
gebühren. sowie von jeder neuen Steuer, welche etwa durch künltigo 
Gesetze eingeführt wird, während der Bauzeit und durch neun .lahre, vom 
Tage der Betriebserijflnung der neuen fjinie gerechnet, zugestanden. 

Die hier gewährte Bclreiung V(tn der Einkommensteuer kann in der 
Weise ausgeführt werden, dass die Entrichtung der Einkommensteuer für die 
Lemberg-Czernowilz .lassy-EiscnliahngescIlschaft nach M i^ssgabe de> Ver- 
hältnisses der Meilenlänge der bestehenden inländischen Linien zu der 
neuen Strecke stattliiidct. 

Die nlltalligen Kosten der Notirung dei' Effecten auf in- mul :in>län- 
dischen Börsen, sowie die nacli Ablauf von neun .lahren von der Unter- 
nehmung für die Strecke Leniberg-Netfcba zu leistenden Steuern dürfen in 
die Betriebsrechnung als Ausgabspost eingestellt werden, bezüglich der 
Goupons-Stämpelgebühren ist dies nicht zulässig. 

Für die bezüglich dieser Strecke geleisteten StaatszuschUsse ist von 
der Unternehmung keine fiinkommenstener zu bezahlen. 

Es wird ferner gestattet, dass die erste Ausgabe der Actien und 
Prioritätsobligationen mit Einschluss der Interimsscheine stämpel- und 
gcbfllirenfrei stattfinde. Dessgleichen wird die Befreiung von der bei den 
Grundeinlösungen auflaufenden Uebertragangsgebühr zugestanden. — Zur 
Beriehtigung der Stämpel und Gebühren illr alle VertrSge, Eingaben und 
sonstigen Urkunden anm Zwecke der Capitalsbeschaffong, sowie des Baues 
und der Instrairang der Bahnstrecken wird eine Frist bis aar Eröffnung des 
Betriebes auf der einsehligigen Eisenbahnstrecke bewilligt — Zugleloh 
wird gestattet, dass die Hälfte dieser Gebühren iu die erste BetriebsreohnnDg 
aufgenommen werde. 

Artikel IV. 

Rücksichtlich des Ansedilnsscs der im Artikel I genannten Eisenbalm 
an das russische Eisenbahnnetz bleibt der Abschluss eines Staatsvertrage& 
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sviacben den Regierongen OeBterreicbs und Russlands vorbelialleDy and ist 
die Gesellschaft Terpfliolitet, sich den Bestimmungen, dieses Staatsvertrages 
ni unterwerfen. 

Artikel V. 

Die in diesem Gesetze enthaltenen Begünstigungen sind tn die Bedin- 
gung g( knüpft, dass neben denselben Daobsteheqde Bestimmungen in die 
CoBcessionsiirkundo imfirenoramen werden: 

Die Ausführung des Baues und der Betriebseiuriclitungen der Bahn hat 
innerhalb der bei der Concessionirung festzustellenden Frist von längstens 
drei Jahren nach Massgabe des vom Handelsministerium genehmigten Detail- 
projects stattanfinden. 

Insbesondere ist sieh beim Baue nach den vom Handelsministerium zn 
stellenden Anfordernngen und nach den bestehenden allgemeinen Bau- und 
poliseiiichen Vorschriften au benehmen. 

Fllr Aendernngen im Bauprojeete bleibt die Genehmigung der Staats- 
Terwaltung Yorbehalten, insofern solehe naoh Massgabe des Resultates der 
technisohen Revision und der nach Vorschrift des §. 6 des Eisenbahn* 
Coneessionsgesetses vorzunehmenden politischen Begehung der Trace im 
Interesse des ötFentUohen Verkehres und aur Sicherstellung des Bestandes 
der Bahn, <lann zur Erfüllung der gesetzlichen Bestimmungen sich als erfor- 
derlich darstellen werden. 

Die projectirten Stationsbauten und die prältminirten Fahrbetriebsmittel 
k9nnen sucoessive nach Massgabe des thatsäehlicheti Verkehrsbedttrfnisses, 
worflber selbstverständlich die Staatsverwaltung zu entscheiden hat, her- 
gestellt und beziehungsweise angeschafft werden. 

Aua dem garantirten Baucapitale mnss ein Reservefond gebildet werden, 
ans welchem alle unvorhergesehenen Betriebsaaslagen, Reoonstructionen und 
Vervollständigungsarbeiten bestritten werden sollen. 

Zur Bildung dieses Fondes werden : 
aj ein Betrag von lO.ÜUU H. per Meile in Prioritat^obligationen ; 
bj die unlafäslieh der etwa y.u bewilligenden successivcu Herstellung der 

prnjectirteii Stationsbauten und der präliTuinirten Falirbetriebamitte^ 

llir die ernte Zeit nach der BetriehseriHTiiung in Ersparung komuieuden 

Betrüge ebenfalls in l'riniit.it-iobligariunen hinterlegt. 

In diesen Fond liabcn auch (in* statutenmässig festzustellenden Beträgo 
2U fliesHcn, welche nach Rliokzahlung der von der Staatsverwaltung 
geleisteten Vorschüsse aus dem die Verzinsung des Anlagecapitales Uber- 
*clireiteuden Reinerträge entncnmien werden können. 

Dieser Keservefond soll ahgoso'idert verwaltet und verrechnet werden; 
die sich aus demselben ergebenden Zinsen sind in die Betriebsreciinuag ein- 
zuBtellen. 
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Artikel VI. 

1. Sollto sicli hei der liau- AusfUlinui;;' ans haiii»konoiiiisrlien 
Betriebsrilck>iclit«'ii eine Abiiiidi riiiijr der IJalmtrace oder drr l N'tailfjläiie 
als nothwcndi*: oder w iinjjelieiiRwcrtli d;n s(tdlt'ii. wodurrh Jedocli <iie im 
Artikel I bestimmte Babiirichtnng iiiebt verändert \vird und L'epeiiiiber der 
genelimigteri Tiaee im Allp meiiien eine wesentliche Vcrschlechlerunir d« r 
Niveau- und der Tiiehtungsverhäitnis^e nicht statltiudeu darf, mu-^« zu 
einer solchen Abänderung die Qenelimigang der ßtaatsverwaltung eingeholt 
irerdeii. 

Der Unterbau der Bahn und die GrnndeinlÖsung hiefür kann anf die 
Anlage eine» Gelei8e8 beschränkt werden; dnr::egen sind alle grösseren 
Brücken und Viaducte fUr zwei Geleise zu fnndiren. 

Die Staatsverwaltung ist berechtigt, auf die Herstellung des Unterbaues 
für das zweite Geleise, sowie auf desRcn Legunp in i< nen Strecken der 
neuen Linie, wo Bie es (Ör nothwendig findet, in dem Fall:- zu dringen, wenn 
der jShrliehe Robertrag wShrend tweier aufeinander folgender Jahro die 
Summe von 140.000 fl. in Silber per Heile ttbersehreitet. 

3. Die Gesellsohaft ist verpflfobtet, wegen Mitbenfitsung von Bnhn- 
bdfen sebon bestehender oder concessionirter Bahnen an den Aosehliessiings- 
punkten ihrer Bahn, sowie wegen Einriohtuug des Betriebsdienstes beim 
UebergangsTerkehre mit den bethelligten Eisenbahnverwaltungen ein Ab- 
kommen zu treifen. 

Die Kosten für die hiezu auf fremden Bahnhöfen ei forderliehen Er* 
'« eitemngsbanten bat die Qesellsehaft zu tragen. 

Wenn wegen der MitbenfltzuDg eines fremden Bahnhofes ein üeberein- 
kommen zu Stande kommt, so darf die hiefur zn zahlende Rente in der 
Betriebsreohnung unter den Betriebsspesen yenrechnet werden, ebenso 
sind anch die Einnahmen der etwa pachtweise betriebenen rusRisohen An- 
scblussstrccke, sowie der hiefttr zu zahlende Paehtzins in die Betriebsrech* 
nnng einzustellen. Die betrelTenden Uebereinkommen sind der Genehmigung 
der StaatsTerwaltung zu unterziehen. 

Der Staatsverwaltung bleibt das Recht vorbehalten, in Epnanglnng 
eines EiuTerstMndnisses die Bedingung für die gegengeitige Wsgenbentitzung 
der iniindischen Kachbarbahoen und für die Einmündung von Bergweiks- 
und anderen Bahnen zu eigenem Gebrauche zu bestimmen. 

3. Die für die Streck«« Lemberp:-Czernowitz geltenden Pernonentarifo 
haben auch lür die neue Strecke zu {.elttn; w;i8 Jedoch die Finebiiarile an- 
langt, so ist dir Gesellschaft verpHiehtc t. vom Tape der ErötTnunj: des 
Betriebes der neuen Strecke an. siavolil fiir diese als au< h üii die Slreeken 
Lemberj-'-C'zernow itz Sncyawa die im Gese tze vom 1. Juni 1868 (R. 0. Bl. 
!Nr. 66) normirten l'ariie der ÜKterreichitüchen NordweBtbahn anzunehmen. 
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Sollten jedoch auf dor aiistnssendiii galizisrlien Carl Lndwit^-Balm 
billi<rere p>aolitpr<'i-'e platz^ieifeu. so ist die Gesellscliaft vfipllichtf t, auf 
'Ipn L'enannten Strecken die «rleichen hillifrercn Frachtpreise unter den 
ii'lirii Hcding-ungen und Modalitäten, unter wehdien die g^alizis<'lH' Carl 
Liulwi;^ . Üahu diese Järmässiguageu zugestehen sollte, gleichfalls zu 
idoptiren. 

Die Oesollflchaft ist verptiichtet, im Frachten verkehre rücksichtlich der 
Ncbengebühren, der Nomenklatur und ClaMAiücatioD der Waaren, Gewäb- 
mng:en von Frachtbegünstigungen für den inneren und äusseren Verkehr, 
sowie bezüglich der »onstigen TraHsportbestimmun^en hinsichtlich des 
Agioznschlages, sowie bezüglich der l'mrechnung der Tarife und Neben- 
^ebiihren mit Rücksicht auf die Einführung des luetrisehen Masses und 
Qewichtes sich den Anordnungen des Handelsmiuinteriams zu unterwerfen. 

Hie Gesellschaft ist auch verpflichtet, nach Ablauf der ersten zehn 
Betiiebsjahre auf der im Artikel I angetlihrten neuen Eisenbahnlinie sieb 
enier periodisohen, von fünf zu fünf Jahren wiederkehrenden Tarifrevision 
onbedingt zu unterwerfen. 

4. Die Militftrtransporte mttssen auf allen Österreiehiscben Linien der 
GeteÜBehaft nach herabgesetzten Tarifpreisen besorgt werden, und zwar 
nteh dem in dieser Beziehung, sowie hinsichtlich der Begünstigung reinen- 
der Militärs zwischen dem Reiohskriegsministerinm und der Direction der 
Kaiser Ferdinands-Nordbahn unter dem 18. Juni 1868 abgeschlossenen 
Veberrinkomroen, dessen Bestimmungen einen integrirenden Bestandtheil 
der Ooncessionsurkunde zu bilden haben. 

Im Falle jedoch mit allen oder der Mehrzahl der österreichischen 
Bshnen für MilitXrtransporte dem Staate günstigere Bestimmungen verein- 
bart würden, so sollen diese auch für die concessionirte Bahn Geltung 
erhalten. 

Diese Bestimmungen finden auch auf die Landwehr beider Reichshülften, 
das Militär-Polizeiwachcorps, daa Militärwachoorps für die k. k. Giyil- 
gcrichte in Wien, die k. k. Gendarmeiie und die militärisch organisirte 
Pfaianz- und Sicherheitswaohe Anwendung. Die Gesellschaft ist verpflichtet, 
die von den anderen dsterreichischen Bahnverwaitungen zugestandenen 
B^nstigungen für reisende Militärs auf ihren Babulinion in Anwendung zu 
bringen. 

Die Gesellschaft ist ferner vei i)lli('lit«'r. d«'ui von den österreichischen 
Eisenbahngesellschaften nhgeschlosseiit ii T'ebereinkonimen über die An- 
BchaffunL"- und Bereithaltun^r von AnKrlistini^s<re{:enst;iiiden für "Militliitrans- 
porte. die Leistung ?e;;( iiseili^'t r Aushilfe mit Falirhotrn bsinittelu b« i Durch- 
fBhmno' «rrösseier Miiifiirtnnisporte. ferner den or/^aiiischen Bestimmungen 
und flor Dionstvorsehritt lür die Feld» iscnhahii- AldhcilniiLM-n. sowie dein mit 
I.Juni 1871 in Wirksamkeit getretenen Narhtrugsübeieiukoinnien bezüglich 
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des 'I ran >itort('s <lf r im liegenden Zustande aul Reclinting^ des Militär-Aerar-; 
7.ur Helordernn^' jrelangenden Krank<n und Ver\vuud(!tfn lieizutretcn. IHe- 
Holbe Verptiielitung des Beitrittes gilt aneli beziiglieli des mit denBahnj;esell- 
sclialten zu Stande kommenden rebereinkonunens we^en fre;j^en8eitiger Aus- 
hilfe an PerHonale bei Durchliihninjr grosser Militartransporte. 

Die Gesellftchaft ist ferner verpHichtet, hinsiehtlich der Anstellung 
gedienter (Tnterofficiere des Heeres, der Kriegsmarine nnd der Landwehr 
den dienlalls im §. 38 des Wehrgesetzes vom Jahre 1668 und in dem znr 
AuE^fiiiirnng diesem Parngrnphes erschienenen Speoialgesetze vom 19. April 
1872 (Ii. G. Bl. Nr. 60) enthaltenen Bestimmangeu sich unbedingt zu unter- 
werfen. 

Ö. Die Coneession der Eisenbahn von Lemberg nach Netfeba endet mit 
dem Erlöschen der Ooncessiou fttr die Lemberg- Czernowitzer Eisenbahn- 
strecke. Mit dem Zeitpunkte, in welchem die Regierung zur Einlösung der 
letzterwähnten Eisenbahnstreoke berechtigt ist, steht derselben anch das 
Recht der ICinlösung der Eisenbahn Lemberg-Netiteba anter den gleichen 
Bedingungen zu. 

Die gleichen Fristen gelten auch fttr die bereits im Betriebe befiudliebe 
Strecke Gzernovits-Snozawa. 

Die Concession erlischt auch, wenn die conoessionsmSssig festgesetiten 
Termine für den Beginn, dann für die Vollendung des Baues und Eröffnung 
des Betriebens nicht eingehalten werden, und die Terminttberschreitnng 
nicht im Sinne des §. 11, 1, lit. b) des Eisenbahn-Concessionsgesetse» 
gerechtfertigt werden könnte. 

Artikel VIL 

Zur Sicherstellung der genauen Erfilllnng der gesetzlichen nnd cot- 
cesslonsmäRsigen Yerpfliehtangeu, insbesondere jener bezüglich der Bau- 
▼oUendungs rerniine, ist die Gesellschaft zum Erläge einer Gantion im 

Betrage von 250.000 Gulden zu verpflichten. 

Im Falle der Nichterfüllung der auf Grundlage dieses Gesetzes über- 

nonjmenen eoneesHionsmässi«ren Ver])riiehtun;.'en ist die Rc;;ierung berech- 
tigt, die erlejite Caution ganz oder theilweise für verfallen zu erklaren. 

Für alle Rechtsacte nnd Urkunden, welelie sich auf den l>la>^ obig:«^ 
Oautioii oder deren Hiiekstellun^ beziehen, wird die volle 8tärapel- üiul 
Gebühreutreilieit zugestanden. 

Artikel Vm. 

Mit der Durchfiihrung dieses Gesetzes werden der Handelsminister nnd 
der Finanzminister beauftragt. 

Wien, am 24. Mai 1874. 

(L. s.) Franz Joseph m. p. 

Auersperg m. p. Banhans m. p. Pretis m. p. 
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Eisenbahn von Czernowitz nacli Nowosielica. 
1. Oeseti Tom 24. Mai 1873, B. G. BL Nr. 98 und C. Bl. Nr. 69, 

betrefl'end die Zugeständnisse und Bedingungen für die Sicherstellung einer Locomotiv-Eisen- 
kiki von Csernowiti oder einem anderen geeigneten Ponkte der privilegirten Leinberg-Czerno. 
witt-Jassy-Eisenbihn an dw Reiehsgr&nie bei Nowosielica. 

Mit Zustimmung beider liauser des Reiohsratlies finde Ich auzuordneu, 
wie folgt: 

Artik«! i. 

Die B«giernns^ wird ermüchtigt, bei GoocessionuiiDi^ einer Locomotiy- 
Elflenbnbn von Czemowits oder einem geeigneten Punkte der privilegirten 
Lemberg-Csemowits-Jassy-Eisenbabn an die Beichsgränze naehst Nowo- 
lielica die naobstehenden Begünstigungen zu gewäliren: 
q) Die Befreiung von den Stümpelu und Gebttliren fttr aiie Verträge, Ein- 
gaben «nd sonstige Urkunden cum Zwecke der Gapitalsbescbaftang, 
sowie des Baues und der Instrairung der Bahn bis zum Zeitpunirte der 
Bctricbseröffnuug ; 

b) die Betreiun^ von den Stämpelii und (Gebühren für die erste Ausgabe 

der Actieu und l'iiuritiitsoblij^ationen, mit Einscliluss der Interims« 
scheine, sowie der bei der Grundeiulosung auflauieudeu Uebertragungs- 
gebühr; 

e) die Befreiung Non der Einkommensteuer, von d« r Knirichtung der 
Conpons-Stämpelf^ebilhren, sowie von jedf-r nenen Steuer, welche etwa 
durch künftige (Jesetze eingeführt werden sollte, auf die. Dauer von 
höchstens zwanzig Jahreu, vom Tage der Baubewilliguug an gerechnet. 

Artikel II. 

Die im Artikel i bezcichuoie Eisenhahn muss binnen längstens zwei 
Jahren, vom l äge der ( 'oneessioiisertheilung an gerechnet, im Bau vollendet 
und dem Öffentlichen Verkehre übergeben werden. 

Y\\x di<! ISicherstellun;: dieser Veiplliehtung durch die Concessiouäre 
hat die btaatsverwaltung eutsprechende Vorsorge zu treöeu. 
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Artikel lU. 

Rttcksiohtlieh des AnsohlusBes der im Artikel I erwXhnten Eisenbahnlinie 
an das rassische Eisenbahnnetz nnd rilcksichtlich des Betriebsdienstes in 
der gemeinsohaftlichen Weohselstation bleibt die Festsetsnng der diesf&lligen 
Bestimmangen dem Abschlnsse des BtaatsTertrages mit der kaiserlieh nun- 
sehen Regierang vorbehalten nnd sind die Coneessionäre Terpflichtet, sieh 
den Bestiominngen des StaatsTertrages and den daraus für sie erwaehsendea 
Obliegenheiten za unterwerfen. 

Artikel IV. 

RUcksichtlich der übrij^en CoiicoHsionshedinirungt^n ist auf die Anord- 
nungen des Gesetzes vom 1. Juni 1868 (R. G. Hl. Nr. 56 für die üster- 
reichische Nordwestbahn tliunliohst Bidaclit zu nelimeii,- liir die Personeu- 
tarit'e jedoch hahen die concessionsmäKrtigen BeHtimmungen der Lemberg- 
Czeruowitz-Jasby-Bahn zu gelten. 

Artikel V. 

Der Handelsminister und der Finanzminister sind mit der Darchiöhrung 
dieses Genetzes beauftragt 

Wien, am 24. Hai 1878. 

Franz Joseph m. p. 
Aiersperg m. p. iaahait m. p. Prttls m. p. 
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IL k. piiy. Kasohau-Oderbeiger Üisenbaha-Gesellscliaft. 

(Vgl. Bd. n, Abtb. 3, Seite 881, Bd. III, Seite 475 und Erg.-Bd. I, Seite 897.) 

h Statuten 
drr k. k. priv. Kasehau-Odfrbergfr EisrnbahD-GfSfllschaft« 

(Vgl. Bd. II, Abtli. 2, Seite 926.) 

§. 1. 

Firma nnd Sitz. 

Auf" (Irniul der ronces^iniisuikimd«' vom 26. Juni 186G. sowie iler 
Lthcrcinkoiiimcn vom 30 stt-n (IcsscUx^n MonaloH iin<l 22. .Itiiii IHiM hat 
sich unter der Firma: >fs. klr. siab. Kas§a-Oderbergi vasot-, deutsch : „K. It. 
priT. äasrhaa - Oderberger Eiseniinhn • Geselisehafl'^ eine AotiengeselU 
scbaft gebildet, dereu Silz Budapest ist. 

§. 2. 

Gegenfltand des Unternehmens. 

Cegenstand des Untenit hiiM'iis ist: 

a) der Bau und Botrieh eiuer vmi K.iscli.ni n.ic li Oderberg und von Abos 
nach Eperjea lUlirenden riO( <>motiv«d^;eabahn; 

b) die Erwerbung und der Betrieb von Eisenwerken und Kohlenfrruben, 
welche zur Forderung des gesellsebaftlicben Eisenbahnbetriebes geeig« 
net sind. 

§. 8. 
Dauer. 

Die Zeitdauer der (lesellschnll erstreckt sich \oin IH. März 1872 ange> 
fangen auf 90 Jaiire. Sic löst sicli jedoch auch früher anf, wenn die ihr 
Eigenfhuni bildenden Eisenbahnen vom Staate eingelöst oder durch die 
Gesellschaft veräuasert werdeu und wenn zugleich der Fortbestand der 
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OesellschAft zu ihren übrigen im §. 2, Funkt bj bezeichneten Zwecken nioht 
beschlossen werden sollte. 

§• 

Stsm.mcftpital. 
Das Stammcapital der Gesellschaft betrügt 19,412.600 fl. Silber. 

§. 5. 
Aetien. 

Die Anzahl der Aotien beträft 97.0«>3 Stück ^anzc Actien je einzeln 
im Nominalbetrage von 200 Gulden ö. W. Silber. Die Aetien lauten vom 
21. August 1868 auf den Inhaber, »ind untheilbar und voU eingezahlt. Ihr 
Text wird sub A) angeschlossen und bemerkt, finps jede einzelne Aotie sua 
dem bei der Gesellschaft aufbewahrten Juxtenbuclie aut^geschnitten wurde, 
mit fortlaufender Nummer, dem trockenen Pirmastänipel der Gesellschaft 
und mit der Unterschrift zweier Mitirlieder des damals thätig gewesenen 
VerwaltungsratheSy sowie auch mit der Unterschrift des Gassiers yersehen ist. 

Das Formular A) wurde hier nicht abgedruckt. 

§. 6. 

Aotieuco upous. 

Jeder einzelnen Actie wurden 30 Stück Coupons und ein Coupon-Tslon 
beigegeben. Der Text der Actiencoupons wird sab Bj, der Text des Talons 
8ub Cj angeschlossen. 

I)ie Formulare B) und C) wurden hier nicht abgedruckt. 

§• 7. 

Prior itäts an leben. Partialobligationen. 

Die Gesellschaft hat ein Prioritätsanlehen von 38,825.200 Golden 
i). W. oontrabirt» Uber welches sie 194.126 StUck Prioritäts-PartialobU- 
gationen emittirt hat, je einzeln im Nennwerthe von 200 Silber-Gulden 8. W* 
oder 500 Francs. Die Prioritäts-Partialobtigationen lauten vom 21. Aognst 
1868| sind untheilbar und ihr Text wird sub D) angeschlossen mit dem 
Bemericen, dass jede einzelne Prioritäts-Partialobligation aus dem bei der 
Gesellschaft aufbewahrten Juxtenbuche ausgesclmitten wurde, mit laufender 
Zahl, dem trockenen Firmastämpel der Gesellschaft versehen und von zwei 
Mitjjliedern des damals in Thätigkeit gewesenen Verwaltungsratbes, sowie 
vom Cassier unterschriebtn ist. 

Das Formulau DJ wurde hier nicUt abgedruckt. 
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§.8. 

ConpoDf der PrioritXtsobligationen. 

Jeder einzelnen Prioritäts-Partialobligation wurden 30 Stück Zinsen- 
eoopons und ein StUck Coupon-Talon ang^eschlos8(>n. Der Text des Zinsen* 
coopons liegt sub Mj, der des Oonpon-Talons sab Fj bei. 
Die FormuUre BJ und F) wurden hier nlelit abgedruokt. 

§. 9. 

Verzinsung der Prioritäts-Partialobligationen. 

Die PrioritKts-Partialobligationen werden jXhrlioh mit ö*/« in Silber 
reninst. Die Zinsen werden in halbjSlirigen Raten am 1. Jänner nnd 1. Juli 
Jeden Jahres naebhinein, und swar bei der Hanptcassa der Gtesellscbaft, nnd 
efentaell anoh an Jenen Stellen ansgezablt, welche die Direotion zu diesem 
Behnfe im In- und Auslände bezeichnen und kundgeben wird. 
^1 Jene Zinsen, welche, vom Tage der Fälligkeit an gereohnet| bin nen 6 
Jahren nicht behoben wurden, verfallen zu Gunsten der Gesellschaft 

§. 10. 

Amortisation d c r T i i o r i t ä t s-P artiaiobligationeu und der 

A et i en. 

Die Prioritäte^Aulelienschuldy »owie auch das Actieneapital werden 
smortisirt. 

Die Amortisation der Prioritätsanleihe erfolgt nach dem von der 
StaatBregierung genehmigten und diesen Statuten »ub G ' angeschlossenen 
AiDortisationsplane derart, dass die Amortisation derselben der Amortisation 
des Actiencapitales vorangeht. 

Das Formular OJ wurde hier nicht abgedruckt 

Der Amortisationsplan des Actiencapitales wird mit Genehmigung der 
Staatsverwaltung später festgestellt werden. 

Die Reihenfolge der zu tilgenden Prioritäts-Partialobligationen und 

Actien wird durch Verlosunp^ beatimmt, und erfol;jrt diese öffentlich am Sitze 
der Gesellscinilt uiitt r Intervention oines öflentlichen Notars. 

Di«' Numnirrn der ^'czo^^'uen Priuritäts-Partialubligationen und Actien 
tind öti'entlich kuudzuuiaciion. 

§. 11. 

G e n u s s 8 c Ii e i u e. 

Die getilgten Actien werden ;>'egen Genussscheine urn^'etauscht , deren 
Bcivitzer eine Betheiligung au.s dem staatlich {^arantirteu Einkommen wohl 
nicht beanspruchen können, im üebrigen jedoch gleiche Rechte mit den Actio- 
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nären haben. Das Formular der auf Inhaber lautenden Gennsssoheine wird 
seinerzeit mit Genehmigung der hohen Staatsverwaltung dnroh die Direolion 
festgestellt und kundgemacht werden. 

§. X2. 

Prioritäts-Hauptobligation. 

Zur Sicherstellung des Prioritäts-Anlehens und seiner Zinsen bat die 
Gesellschaft zu Gunsten der Besitzer der emittirten Priorjtäts-Partialobli- 
gationen ffbei den ganzen Ompitalsbetrag und dessen Zinsen eine PrioritltS' 
Hauptobli^ation ausgestellt, welche durch die Amortisation der PrioritäU- 

Partialobligationen bis zur Höbe des amortlsirten Betrages suecessire 
ausser Geltung und Wirksamkeit tritt. Die Prioritäta-Hauptobiigation ist 
vom 8. März 1875 ausgestellt und wird deren Text sub Hj mit dem Bemerkeu 
angcschlofiscn , dass die Prioritäts-Hauptobligation mit (icm trockenen 
Firmastämpel der Gesellschaft vorsohon iiiul durch sämnitliche Mitglieder 
des damals functionirendeu Vcrwalt uii_'^sratiie> uut'M'f*M-ti^'t ist. 

Aufgrund diesen- Prioritiits- llanptoblig.ition wird das Ptaihlrt-chi aiU' 
die Eisenbahnlinien und deren iniinubih^.? Zugebör bis zur Hoho des f^anzen 
Prioritätfi-Anlehensoaiiitalos und dessen Zinsen <rrun<1liiic)ierlieh einverleibt 
und die einverleibte Prioritäts-HaiiptoblijiratiDn als izt'niiMiiscliajtlielie Grund- 
urkunde der Inhal»er der Prioritäls Partialobligationen im Originale bei der 
königl. ungariäcbeu liegieruug liinterlegt. 

§. 13. 

Löschung des Pfandrechtes. 

Die Gesellschalt ist berechtigt, das zur Sicherstellung des l'rioritäts- 
anlehcns saranit Zinsrn auf die Eisenbalm'inien und deren Zubehör gruiid- 
biielierlich einverleibte Pfandrecht auf (irund der getilirten Prioritäts-Parti.il- 
(ddifratimicn bis zur H<die des Nominalltetrages derselben ohne besondere 
Li'»sehiin£^^i)cwillijrung von Zeit zu ZtMt theiiweise oder im Ganzen auf ein- 
mal grundbUcberlich löschen zu lassen. 

s 14 

Generalversammlung. 

Die GeneralversammiuiiLren sinil in l'ndapest abzuhalten. 

Die Directiou ist verplliehtet, in der ersten Hältte jeden Jahres ein^^ 
(icneralversammlung ein/ulMMiiren. welelicr die Bilanz des abgelaufeneu 
Jahres und der hierauf beziigliehe Goselüiftsberichl vttrzulegen sind. 

Die Directiou kann aber ausserdem eine Gencralversamiulung wauu 
immer einberufen, insofern sie es für uoth wendig befindet. 
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£in AGtionSr oder mehrere Actionire, wenn deren Actien den zehnten 
Thett des Stammeapitalee reprüeentiren, können gegen Deponirnng ihrer 
Actien^ wenn sie den Zweck und die Gründe angegeben, wann immer die 
EiDbemfiuig einer Oeneralyersammlnng bahren, welohem Begehren die 
Direetion innerhalb 8 Tagen za entsprechen hat. 

§. 15. 

Einberafung der Generalversammlung. 

Die GeneralTersammlong wird mittelst Knndmaohung durch die Direetion 
ebbemfen. Diene Knn<]machnng ist mindestens 30 Tage vor dem bestimmten 
Tage der Generalversammlang in den für die Veröflfentlichung der gesell- 
lehaftliclien Kundmachungen bestimmten Zeitungen (§. 50) zu ver^ffent- 
hchen, und sind in derselben die zur Verhandlung bestimmten Gegenstände 
tnzufilhren und die zur Deponirung der Actien bestimmten Stellen bekannt 
so geben. 

Der (jcneralversainiuluug vürbehaitenc A n^elegenhciteu. 

Der GeneraWersammlnng werden folgende Angelegenheiten vor- 

behalten : 

1. Die Wahl, Enthobung, resp. Abaetzang der Direetion und des Auf* 
idohtsrathes, und die Ertheilung des Absolntoriumfl. 

2. Die Ueberpriil'ung der Kechnun?en, die Feststellung der Bilanz und 
die Vertheilung des Gewinnes, wobei das conoessionsmässige Recht der 
BegieruBg bezüglich der Prüfung der Rechnungen nnbertthrt Terbleibt. 

3. Die Fusion mit einer anderen Gesellschaft. 

4. Die Abschliessong solcher GuiellTertrIge, welche die Führung 
rimmtlicher gesellsohaftliohen Gesehifte zu gemeinsamem Nutzen bezwecken. 

5. Die Verminderung oder Erhöhung des Stammc^itales. 

6. Die Anftoahme von Prioritfttsanlehen und die Emission hierauf 
besttglioher Obligationen. 

7. Die Uebemahme anderer Zweig- und Fortsetznngsbahnen. 

8. Die Veränsserung der Bahn oder Verpachtung ihres Betriebes. 

9. Die Abänderung der Statuten. 

10. Die Auflösung der Gesellschaft und die Bestellung der Liqui- 
datoren. 

Die Beschlttsse, welche sieh auf die in den Punkten 3, 4, 5^ 6, 7, 8, 9 
aogeftthrten Gegenstände beziehen, können erst nach Genehmig^iing der 
SUatsTcrwaltung aur^gefllhrt werden. 

i>. 17. 

Dip Direetion ist verpflichtet, dif durch den Aufsichtsruth fjeprilfte 
Jahresbiianzy den der Generalversammlung vorzulegenden Geschäftsbericht! 
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sowie den Text der zur Verhandlunier gelangenden Anträpre 8 Taß:e vor der 
Generalversammlung am .Sitze der Gesellschaft in deren GeBchäftslocalitäten 
aufzulegen und jeden Actionär, der aeio Stimmreoht bereits nacbgewiesei 
liat, in je einem Exemplar aussiifolgen. 

Stimmreeht der Aotionäre. 

In der GeneraWersammlnng sn erscheinen und das Stimmrecht anssn« 
üben sind nnr jene Actionftre berechtigt, welche mindestens 25 Stack mit 
den nicht fkliigen Coupons versehene Actien der Oesellscliafl deponirt haben. 

Solohe ActionSre kdnnen anoh andere stimmf3üiige Aotionire zv ihrer 
Vertretung beTollmScbtigen. Die Form der auszustellenden VoUmaeht wird 
durch die 0irection bestimmt. 

Unmündige, Gemeinden, GesellBchaften und Corp orationen werden durch 
ihre gesetzlichen oder statutarischen Vertreter, Frauen durch ihre Bevoll- 
mächtigten vertreten, und können die Letzteren auch Nichtaetionäre sein. 

§..19. 

Je 2r) Aetioii lierechtigen zu einer .Stimme , es kann jedoch Niemaiul 
mehr aU 20 ötimiuen weder im eigenen, noch im Namen eines Anderen 
abgeben. 

§. 20. 

Jene Actionftre, welche an der Generalversammlung theiUsnehmen 
respective ihr Stimmrecht auszuüben wünschen, mttssen ihre Actien aammt den 
nicht fMlligen Coupons mindestens 8 Tage vor der GeneralTersaramlnng bei 
der Haupteassa der Gesellschaft oder bei den von der IMrection bestimmten 
Stellen deponiren, erhalten hieflir Legitimationsitarten , welche auf Namen 
lauten, die Anzahl der deponirten Actien und der darauf entfallenden Stimmen 
ausweisen und nnr fDr die benannte Person oder deren gehörig legitlmirten 
Berollmächtigten giltig sind. Die deponirten Actien kdnnen erat nach 
Abhaltung der betreffendei» Generalversammlung znrllckgenommen werden. 

§. 21. 

Beschlussfähigkeit der Generalversammlung. 

Die Generalver?ammlung ist heschliissfähig, wenn in Folge der ersten 
Einberufung derselben mindestens 20 Aclionäre anwesend sind, welche 
wenigstens den /wanzigsten Theil des Stanimeapitales repräsentiren; zu 
Beaehlussfas>ungen über die im §. IG, Punkt 4, 5. fi, 7, 8, 9 und 10 nnge- 
lÜhrten (Jegenst-imle ist die Vertretung des fünften Theiles des Stamui- 
capitales (Iure)» wenigstens 10 Actioniire, sowie die Zustimmung vou minde- 
stens zwei Dritteln der Anwesenden erforderlich. 

^ 
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§. 22. 

Vertagte GeneralyersammluDg. 

Wenn die Generalversammlung naoh der erBtea Einbernfung nicht 

beschlussfähig: ist, wird dieselbe verta^2^t und innerhalb 8 Tagen naoh den 
Bestimmnnfiren dos 15 nenerdinji:» einberufen, in welchem Falle aber der 
Zeitraum zwischen der Eiiiberufnufj und Abhaltung der Generalversammlung 
aul 1."» l afje beschränkt werden kann. 

Die derart zum zweiten Male einberufene Generalversammlung: ist ohne 
all»* Rlli'ksicht auf die Anzahl ilei- anwesenden A'^'tionäre und der vertreteneu 
Aotien bezUirlieh iiller Jener Gei^enstiinde besehlussfähig, welehe in der auf 
ilie verta<;te Generaiversamniluu^ bezüglichen Kinberufungsicuudmachung 
aogeHihrt waren. 

§. 23. 

Präses der GeneralTersanimlmig. 

Die Verhandlongen der Generalversammlung leitet ein von der Direetion 
am ihrer Mitte bestimmtes Mitglied als Prilses der Generalversammlnng. 

Den Sehriftftthrer, eine ans drei Mitgliedern bestehende Scrutin-Com- 
ousKion ans der Mitte der Actionäre und zwei Mitglieder zur Authentication 
des Protokolles ernennt der Vorsitzende. 

Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfol're der zu verhandelnden Gegen- 
BtSnde, eröffnet, leitet und schllesst die Verhandlung. 

§. 24. 

Ve r h a n d 1 n n e n der G e n e r a I v c r s a ni ra 1 u n g. 

hl der (u neralversnintiiluiiLr kimnen nur die in der Einberufung bezeich- 
neten (iejrenstände verhandelt werden. 

Anträge, welche vor der Einberuiung der Generalversanimlunfi: von 
wenifTstens 5 Actionären unter Nachweisung ihrer Stimmberechtifi:ung durch 
Deponirung ihrer Aotien der Direetion vorgelegt wurden, sind in die Ein* 
bemfung aufzunehmen. 

Jeder zar Generalversammlnng erschienene Actionär ist berechtigt, in 
derGeneralversannnlun.ir einen selbstständigen Autrag zustellen; Uber diesen 
Antrag kann jedoch iu derselben (leneralversammlung ein Beschluss nicht 
gefasst werden, sondern wenn der Antrag mindestens noch durch 4 andere 
AetionSre unterstützt wird; ist darttber zu beschliessen , ob und wann der- 
selbe verhandelt werden soll. 

§. 25. 

Abstimmung. 

Die (ieneralversammluug beschllesst und wäiiit mit absoluter Stimmen- 
meluheit. 

46 
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Bei li('.selilu->st:issun;;on wird im Falle dt r »Stimmengleichheit jene Mei- 
nung zum 13e.schlua.se crlioljcn, wt-lehcr der V^ürsitzciidc beitritt. 

Die im §. 16, Punkt 3, 4. 5, G, 7, 8, 9 und 10 angeführten Vt-r- 
tügiiiijren könn» ii jedoch selbst im Falle des 22 nur mit einer Mehrheit 
von mindestens zwei Drittel der abgeriebenen Stimmen beschlossen werden. 

Wenn bei Wahlen gelegentlich der ersten Abstimmung eine absolute 
Stinimt nmtdirhcit nicht er/iclt wurde, ist zwischen jeiit'n ( 'amlidaten , welche 
soelicn die meisten Stimmen erhalten haben, sofort eine neue Wahl vorzu- 
nehmen, und zw<ar derart, dass in diesem Falle hörhstens die (b»pj).ite 
Anzahl der zu Wählenden einer engeren Wahl uuterworleu wird. Im Falle 
der Stimiueugleichheit entscheidet das Los. 

Protokoll der Generalversammliiiig. 

reber die Verhamilungen der (irneralverisammlung ist ein Protokoll zu 
liihren, welches der Vorsitzende, der Schriftführer uud die durch deu Vor- 
sitzenden bestimmten zwei Actionäre unterzeichnen. 

Dem Protokolle wird das Namenaverzeichniss der gegenwärtig gewe- 
senen Actionüre mit der Angabe der durch dieselben repräBentirten Stimmen* 
anzahl und den etwaigen Vollmachten angeschlossen. 

.Teno in das Proto« <dl der Generalversammlung aufgenommenen 
Besohlttsse, durch welche Handlungen oder Unterlassungen gesellsohartlicher 
Organe genehmigt oder als gerechtfertigt erklärt werden, dienen den Leu- 
teren als Absolutorium ; Uber die verzeiehneten W^ahlresulfate aber dienen 
den Erwählten die durch die Unterfertiger des Protokolles ausgesteUten 
Doonmente als Legitimation. 

Das Protokoll der Generalversanunlnng ist dem in derselben gegen- 
wärtig gewesenen Regierungscommissär mitznüheilen. 

§. 27. 

Direction. 

Die Direction der Gesellschaft leitet alle Geschäfte der Geseltscbsft 
und besehliesst in allen der Generalversammlung nicht Torbebaltenen Ange- 
legenheiten. 

§. 28. 

Die Direction der Gesellschaft besteht aus 10 Ifitgliedern, von welcbeu 
mindestens sieben ungaiische Staatsbürger sein müssen. 

Von den Mitgliedern der Direetion mfissen mindestens 6 beständig in 
Budapest wohnhaft sein. 
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§.29. 

Ooncarsaanten und Di^'enigen, welche wegen eines gemeinen Ver- 
brechens oder eines ans Ctewinnsaoht entsprnngenen, oder die öffent- 
liehe Sittlichkeit ach&digenden Vergebens oder Uebertretnng wegen rechts- 
krütig venirtheilt wurden, kennen Mitglieder der Direction nicht sein. 

Wenn ein derartiger Anssehliessnngsgmnd bei irgend einem Mitgliede 
der Direction wShrend dessen Amtsdaner eintritt, so hört der Betreffende 
mfort auf, Mifglied der Direction zu sein. Den Chef des Directionsamtes, 
respective der Betriebsleitung wählt die Direction ans ihrer eigenen Mitte 
oder ausserhalb derselben, und kann mit demselben auch einen Dienstver- 
trag abschliessen. Die flbrigen Beamten der Gesellschaft können Mitglieder 
der Direction nicht sein« 

§. 30. 

Neun Mitglieder der Direction wer<i( ii durch die Generalversammlung 
gewählt, ein Mitglied aber ernennt die Regierung. 

Die Mitglietl(M- der Direction werden auf 3 Jabre gewühlt. Ausnahms- 
weise wird ein Drittel der ersten gewählten neun Mitglieder 4 Jahre, ein 
Drittel über ö Jalirc fungiren. 

Mit dem Ablauf der niiciisten 3 Jahre, ur^chher aber zu Ende jedes 
IVtlgenden .I:ilir('> treten drei Mitgb"eder der Direction aus, und wird die 
Direetion jährlich nur mit drei Mitgliedern ergänzt. Die Beihenfolge des 
Austrittes wird in den ersten zwei Füllen durch das Los, später aber durch 
den Ablauf der Functionsdauer bestimmt. Die auegetretenen Mitglieder 
können durch die Generalversammlung wieder gewählt werden. 

i<. 32. 

Obmann der Direction. 

Jedes einzelne von der Generalver^^ammlung gewählte Directionsmit- 
glied hat vor dem Beginne seiner Function 60 Aetien dieses Unternehmens 
in die geeellschaftlit he ('assa zu hinterlegen, welche dort so lange verwahrt 
werden^ bis die auf die Functionszeit des Deponenten Bezug habenden 
Beohnnngen endgiltig erledigt worden sind. 

Die Direction wählt aus ihrer Mitte jährlich einen Vorsitzenden , im 
Falle der Abwesenheit oder Verhinderung desselben aber substitnirt sie 
einen Obmann. 

§. 88. 

Sit zu 11 ,?en. 

Die Direction liält am Sitze der (iesellsflialt üImt Kiiiladuii.ir des Voi- 
aitzenden oder seines Steilvertreters, oder auf Verlangen dreier Direc- 

46* 
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tionsroitglieder so oft Sitzangen, als dies die Geschäfte der Qesellsobaft 
erheischen. 

§. S4. 

Zur Bosoliliis^tähipkoit der Directiun ist die (•rduuii^smässi^'t.' Einladung 
aller Mit^'Ucdcr. die N eistiiiidifrun? des von der Staatsverwaltung ernaiiiiteD 
RegierunfjsrcHiiinissars und oinschlieHsIich d<'s Vorsitzenden die AnwcHen- 
heit von niiiid( -;tens 3 Mitf^liedern erfonlerlioli. l>ie Art und Weise der 
Bewerkstelligung der Einladuugen bestimiut die Directioii. 

§. 35. 

( T e g e n s t ä II d e der 8 i t z u n g e u. 

Die DirectioD erledigt ihre GeRchäfte theils in den laut §. 34 einbe- 
rufenen Sitzungen, kann dieselben aber theilweise anch durch ihre delegirten 
Mitglieder oder ernannte Beamte besorgen lassen. 

i?. 36. 

Nur in den nach §. 34 einberufeneu Sitzungen können erledigt werden: 

a) die Feststellung des der Generalversammlang vorzulegenden BeriebtsS; 
der Bilanz nnd der Anträge jeder Art; 

b) die Ernennung der geBellschaftlichen Beamten, die Bestimmung ihrer 
Bezüge, sowie die Beftrdemng nnd Enthebung derselben; 

c) die Ermftchtignng nnd Protokollimng irgend eines ernannten Beamten 
zur Zeichnung der Firma der Gesellsohaft im Verein mit einem 
Direotionsmitgliede (§. 45); 

d) die Feststellung der die Pnnetion der Direetion regelnden Gesehifta* 
Ordnung, der auf die Betriebsleitung bezughabenden DienstintrnotioneB 
und Vorsehriften, und die Bestimmung oder Abänderung der Fahr- 
ordnung; 

e) die Bestimmung der Fahr- und Frachtpreise innerhalb der gesetzlichen 
GrSnzen, sowie die Angelegenheiten der Nachlässe von den Transport- 
gebühren (Refaotie); 

/) die Angelegenheiten des Pensionsfondea der Beamten und Bediensteten; 
g) der Abschlnss solcher Verträge und die Ausstellung solcher Urituiidea, 

welehe zum gewöhnlichen Betriebe des Eiseubahngesohäftes niebt 

gehören ; 

/<) der AhscIiluRS aller Verträge über Material-Lieferungen j 
t) alle Bau- und Investitions- Angelegenheiten. 

§.37. 

In Angelegenheiten, welehe im vorstehenden Paragraphen nicht angeführt 
sind, können einzelne Mitglieder derDirection nur insoferne Verfttgungeu tref- 
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fen, als j»ie (himit von der Directioiis>iitzung betraut wurdpii ; die BoAmtcii der 
(ifspllschait aber inf;oferne. nls sie hiezu durch die Directinn von Fall zu 
Fall angewiesen werden, oder aber durch ihre Dienst-Intructioueu und Vor- 
sehrilien auge wiesen sind. 

§• 38. 

In den Directionsitznnjren wotdon die Heschliisse mit absoluti r Stim- 
raeiimelirheit prefasst; im F'alle die Stimmen gleich gethoilt sind, wird jene 
Meinung zum Beschlüsse erhoben^ der sieh der Vorsitzende angeschlossen bat. 

§. ;30. 

lieber die Sitzungen der Directton werden Protokolle geführt, welche 
Tom Vorsitzenden, dem Scbriftfübrer und sämmtUchen anwesenden Mit- 
giiedeni zn nuterfertigen und dem gegenwärtig gewesenen Regierungs* 
commissär mitsntheilen sind. Von jedem Sitznngsprotokolle ist hiSohstens 
innerhalb 14 Tagen nach der betreffenden Sitzung eine Abschrifl jedem 
«inzelncD Mitgliede der Direotion auszufolgen. 

Die Entlohnung der Directton. 

Die zu Lasten der Betriebsreoimung fallende Entlohnung der Direetion 
bestimmt die GeneralTersammlnng unter Vorbehalt der Genehmigung der 
BegieruDg. Vorlllnfig wird für das folgende eine Jahr die Entlohnung der 
Direotion insgeAammt im Betrage von 7000 fl. festgestellt. Den Entlohnnngs- 
betrag vertheilt die Direetion Holb>;t nach ihrer Einsicht unter ihre eigenen 
Mitglieder im Verhältnisse zu den Leistungen derselben. 

§. 41. 

A u f 8 i e b t ftr a t h. 

Der Aufdchtsratb besteht aus 4 Mitgliedern ; wenn deren Anzahl im 
Juaofe des Jahres auf weniger als die gesetzliche Anzahl von Dreien herab- 
gemindert würde, ist eine aosserordentliche Generalversammlung einzu- 
berufen. 

§. 42. 

Die in den ersten zwei Punkten dr?; 20 ansrerubrten Anascblie^^sungs- 
Rründe sind auch auf die Mitii:lieder des AutVi'ditsratiu's anzuwenden. Beamte 
der Gesellschaft können keinesfalls Mitglieder des Aufsichtsrathes sein. 

§. 43. 

Di(> Mitglieder des Aufsichtf^ratbea werden auf 3 Jabre gewählt. Die 
Austretenden können wieder gewählt werden. Drei Mitglieder des Aufsichts- 
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TRthe^ werden duieh <lie Generalversammlung gewählt, ein Mitglied des- 
selben ernennt die Regierung. 

Die zu Lasten der Betriebsrcohniing fallende Entlohnung des Anfsiohts- 
rathes wird unter Vorbehalt der Genehmigung der Regierung durch die 
Generalversammlung bestimmt. Vorläufig wird für das folgende eine Jahr 
diese Entlohnunjr des Aufsiehtsrathes insgeBammt im lietrage von 2400 ti. 
festgesetzt. Der Entlolmuiigsbetrag wird durch den Aufsichtsrath nach seiner 
Einsicht unter seine eigenen Mitglieder im Verhältnisse zu ihren Leistungen 
vertheilt. 

§. 45. 

Firmaseiehnung. 

Die Firma der Gesellschaft zeichnet die Dircotion. Zur Giliifrkeit der 
Unterschrift ist unter dem vorgedrneklen nn,L^'lriscllen oder deutschen Firnia- 
stämpel die eigenhändlL'^e Namenslertiguug zweier Mitglieder der l>ir»'Ctiun 
oder eines Directionmitgliedes und des zu diesem Behufe besonder^ 
ermächtigten und protokolürteu (§. 36 c) Beamten der Gesellaohaft erfor- 
derlich. 

§. 46. 

Bilanz. Gewi n n v e r t h e i 1 u n pr. 

Die Reobnimgeii der Gesellschaft werden am 31. December jeden Jahres 
abgeschlossen, und mit der Bilans t.4d dem begutaotitenden Berichte des Auf- 
sichtoratbea der Generalversammlung vorgelegt. 

Dis nach Abzug der Betriebs- und firhaltttngsansUgen, der eventnellen 
Kosten für die Beschaffung des zur Zinsenzahlnng und inr Capitalsamorti- 
sation erforderlichen Silbergeldes, der Verlnste ond Abslige verbleibende- 
Erträgnisa ist foigendermassen zu Terwenden: 

a) vor Allem zur Zahlung der Zinsen und AmorÜsationsqnote der Prio- 

ritfttsobligationen ; 

h) zur Zahlung der dem Actiencapitale ans dem vom Staate garantiiten 
ErtrSgniBs gebührenden Dividende, sowie der anr Amortisation der 
Aetien seinerzeit erforderlichen jXhrliohen Beträge. 
Wenn sich nach all' diesem Ober das vom Staate garantirte Reiner- 
trigniss noch ein weiterer Ueberachnss ergibt, ao ist derselbe im Sinne der 
Coneessionsnrknnde vor Allem znm Ersätze der durch die Geaellsohaft vom 
Staate unter dem Titel des garantirten ErtrXgnisaes behobenen Yorachllaie 
zu verwenden. 

Von dem etwaigen üeberreste sind mindeatena 10 ^/^ insolange dem 
Reservefonde zuzuwenden, bis derselbe 10 des Stamme apitalea nieht 
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nbf^r>('hreitf't; eine weitere von der Geiieralversammlunf? zu bestimmende 
Tantieme wird der Direction zugewiesen, der .sohinnigc Rest aber als Supcr- 
dividende, oder auf eine andere durch die Generalversammlung zu beatim- 
mende Weise zwischen die Actionäre im Verhältnisse zur Anzahl ihrer Actien 
zur Vertbeilang gebracht und am nächstfolgenden 1. Juli ausbezahlt. 

§.47. 

Die dem Actiencapitale ans dem vom Staate parantirten Erträgnisse 

gebührende Dividende wird in li:ill>jälirigen iiaten zu <len in den Actieu- 
coupons bestimmten Terminen ausgezahlt. 

§. 48. 

Verjährung der Dividende und Superdividende. 
Jene Dividenden und Superdividenden, welche binnen 5 Jahren nach 
ihrer Fälligkeit nicht behoben wurden, Terfallen zn Qnnsten der Gesellschaft. 

§. 49. 
^taatsauf si e Ii t. 
Das Aufsichtsrecht der Regierung wird durch die Ooncessionsurkunde 
and die allgemeinen Gesetze bestimmt. 

§. 50. 

Modalitäten der Veröffentlichung der Gesellschul ts- 

B e ß e Ii 1 ü s s e. 

Die Kundma<"liuii^en der Gesellschaft werden mittelst dreinialijjcer Inse- 
rinm? in d< n Amtsblättern der köuigl. ungarischen und der k. k. österr. 
Regierung veröfi'eutlicht. 



H) 

Formular der PrioritHts-Hauptobligation lu 12 der Statuten. 

Prioritäts-Hauptobligation 

der k. k. priv. 

KasciiaH-Oderberger Kiseabahu 

über 38,825.200, schreibe dreisigacht Millionen achthundert zwanzig- 
fünftausend zweihundert Gulden ö. W. in Silber, 

oder 

97,063.000, schreibe neunzigsieben Millionen seohzigdreitauaeud Francs. 

Die k. k. priv. Kaschan-Oderber^'er Eisenbahn beurkundet mittelst 
dieser Prioritäts-Hauptubligatiou : dass sie auf Grund der Allerhöchsten 
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Conoegsion vom 2«i. .limi l^<t><i und dos Adiliiional l »'lM'rt'iiik«.muieiis vom 
22. Juni 1867, zur vollHtändig:en Aul briiif^uu^,'- des /um Aushau dor ihr 
coiicpssioiiirteii L<»e(>n»otiveis<'nl)ahn vim Katschau nach Odt'rbcrf^ mit eiuer 
Zweigbahn von Ahos na«th KpfM-jcs prCorderlichen Anlagccapitales vou 
58.237.HOO (iuldeii i). W. in Sill»er, 194.126 Stück Prioritäts Pnrtialubli- 
gati<»n('ii cinzi lii über 200 Gublcn i». W. in Silber (»der 500 Francs . insge- 
sanimt über den Nominalbetrafr von 38.82.'). 2UU <Julden ö, \V. in Silber oder 
97,063.000 Francs aut Uelierbrinjjer lautend, nacii dem beifTtdielteien und 
einen iiilcurirmdcn Bestandtlieil rli('>jer Frkundc bildenden Formulare ausg'e- 
gelMMi, und dagegen voji den Inhabern ihrer «Mnittirten Prioritäts Partial- 
obligationen insgesammt den Betrag von .38, 82;'). 200 Gulden ii. W. in Silber, 
oder 97,063.000 Francs als Prioritätsanlehcn thatsächlich aufgenomaien hat. 

Demgeninss erklärt die k. k. priv. Kascbaa-Oderbcrger Eisenbahn: 
allen ioii&berii ihrer emittirten Priorität^- Partialobli- 
gationen iiiögesammt den Capitalsb^ trag von 38,825.200 Gulden ö. W. in 
Silber, oder 97,063.000 Francs, — jedem Einzelnen derselben aber 
jenen Tlieilbetrag dieser Gepanuntsunime. welcher dem Nominalwerthe 
seiner bezüglichen Priorität8-Partialol)ligationen ziffermässig entspricht, 
sammt r>pereentigen ZiDHen in Silber liquid schuldig, und nach Massgabe 
ihrer, dem beigehefteten Formular entspreobend emittirten Priorität8*Partial- 
obligationen vorzugsweise zu Terzinsen und zn tilgen verpflichtet zu sein* 

Zur Sirberstellung dieser Verzinsung nnd Rückzahlung des obigen 
PrioritXtsanlehens von 88^825.200 Gulden Ö. W. in Silber, oder 97,063.000 
Francs verpflindet die k. k. priv. Kaachau-Oderberger Eisenbahn den 
Inhabern ihrer emittirten Prioritäts^Piirtialobligationen 
mittelst dieser Urkunde ihren Bahnkörper von Kaschan bis Oderberg und 
von Abos bis Eperjes sammt der ganzen Instruirnng desselben, bis znr Höhe 
ihres obigen Schuldbetrages sammt Zinsen, und willigt nicht nur darein, dass 
auf Orund dieser Urkunde das Pfandrecht auf ihren Bahnkdiper nnd dessen 
niet- nnd nagelfeste Bestandtheile sammt ZngehSr in den Qnuidbneksproto- 

kollen 

simultan zn Gunsten der Inhaber ihrer emittirten Prioritilt»-PartiaIobU> 
gationen in erster Priorität hjrpothekarisch grundbUeherlich efaiTerleibt 
werde, sondern ver])flichtet sich auch, diese Kinverleibiing zu erwirken. 

Die Geltung und Wirksamkeit dieser Prioritäts-tlauptobligation und 
des auf Orund derselben erworbenen hypothekarischen Pfandrechtes erlischt 
durch die succcssive Tilgung der emittirten Prioritäts-Partialobligationen 
in dem Momente und Masse, in welchem letztere thatsächlich riickgezahlt 
worden sind, und die k. k. priv. Kaschan-Oderberger Eisenbahn ist aus 
diesem Grund«' nach ij. 17 ihrer gen«'hmigten Statuten berechtigt, das zur 
Sicherstellung ihres obigen Prioritätsanlehens sammt Zinsen aut ihren 
Bahnkörper und dessen Zugehdr gnindbiicherlich einverleibte Pfandrecht, 
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aof Grund ilirer getilgten Priorität8-Fartialol>li;j:atir>iien in der Höhe des 
Nominalbetrages derselben, ohne besonderer Lösciiuui^sbowillifrung von Zeit 
ztt Zeit ttieilweise, oder auf einmal im Ganzen , grundbUclierlicli löschen zu 
hsBcn. 

ürkund dessen ist diese Prioritäts Hauptobligat ion. welche alle emit* 
tirten Prioritttts-Partialobligatioiien der k. k. priv. Kasokau Oderberger 
Eiseobalm in sich schliefist und umfasst, von allen Hitgliedern des gesell- 
aehaitiichen Vervaltungsrathes und den gleichzeitig gegenwärtigen Zeugen 
eigenbindig unterschrieben , und im Original als gemeinschaftliehe Urkunde 
iiier Inhaber emitiirter Priorit&ts-Partialobligatiouen der k.k. priv. Kaschau- 
Oderberger Eisenbahn naeh vorheriger Einverleibung bei dem künigl. 
sogar. Finanzministerium in Pest-Ofen hinterlegt worden. 

Diese Statuten wurden bei dem Bndapestcr königl. Handels- und 
Weehselgeriehte in das neue Register der Gesellsohaftsfirmen IL Band, 
6. Seite sammt den bezüglichen ungarisch : ^cs. kir. sxabad. Kassa-Oder- 
bergi ▼asnt'^y deutsch: „k. k. priv. Kaschau-Oderberger Eisenbahngesell- 
sehalt*' lautenden Firma Obertragen. 

Bndapest, am 33. Februar 1877. 

Das Uudapester kon. Handels- und Wccliselgrricht. 

Alexia« Utk, 

FriMidenU 

Wf. Wetsf K 

Notar. 

S. Anmerkiiiigeii inr Concesdons-lJrkiinde vom 26. Jani 1866, 

R. 6. Bl. Nr. 91, 

ftr Alt EisenbsHa rsa Kssehau nach Oderberg mit der Zweigbahn nach Cperies. 

(Vgl. Bd. II. Abth. 8, Seite 883U 

Zu §. 1. 

Mit Erlass de;* k. k. H;milt I>miniHtt'rs vom 9. Au^Mist l^^Tö, Z. ir)890 
▼wde der Gesellüchalt di<- Bt'\villi;;iuif; zum Bau und Betiiflie eines Zwei?:- 
jeleiges zu dem in der Nähe von Dom brau bcfindlielieu Kohleudepotplatze 
der fUräterzbischöllicheii Bergverwaltuug in Oiiau-Lask y ertheilt. 

Zu §. 13. 

Mit l. Jäuuer iHlH ist aiit Grund eines ^jemeinschaftliehen l ebereiu- 
kommens auf sämmtlichen r.-;terrei(diis< lien und ungarischen Eiseubahuea ein 
Qeuer einheitlicher Miiitärtarit in Kraft getreten. 
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Erste ungarisch-galMsolie Eisenbahn» 

(VgL Bd. II, Abth. 2, Seite 943, Bd. III, Seite 401 und Erg. Bd. I, Seite m.) 

1. Statnteii*) 

der AetiengtötilschAlt üii Lrsieu imgarisch-gAliitschen fiisenbahn. 
(\gh Bd. n. Abth. 9, Seite 985.) 

I. Abschnitt. 
Dte AeUe«cesell««luil1t. 

§.1. 

Gruiullajre uiul Firma. 

Die Concessionäre der Eisenbahn von MihAlyi Uber Hrunonna an die 
ungarisch- galizische Gräuze uiul von da nach PrzemySl bilden auf Grand 
der von der k. k. österreichischen und der k. ungarischen Repienmg ertheil- 
ten Concessionen vom 11. September 186'J. K. G. Bl. Nr. 180 und vom 
14. Juli eine Actiengesellschaft unter der Firma: «Erste nngarisob- 
galisische Eisenbahn.** 

§. 2. 
Zweck. 

Der Zweck diosrr < lf'."4''llsclialt umfasst: 
aj den Bau und Betrieh r-iiicr Lor(»moti\ eisenbahn im Ans<"hlus9e an die 
ungarische Nordo<;tbaiin bei Miii/ilyi bis Przemysl zum Anschlüsse fto 
die k. k. priv. Carl Ludwig-Bahn; 



*) Die hier abgedruckten Statuten sind in Folge des \um k. k. Ministerium 
Innern unter dem 7. September 1S78| Z. 1 1484 genehnxigtea Anhenget an deneelbea, enl- 
haltend die in der Generalversammlnng vom 14. Juni 1878 besehloBsene Aendenof 
der §§. 7, 9, 10, 12, 18, 14, 17, 18, 19, 20, 22 und 23, in diesen Paragraphen ausier 
Kraft getreten. Der Abdruck dieses Anhanges muss dem nächsten ErgSnaungsbende 
vorbehalten bleiben. 
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h) unter den allgemein gesetzlich vorgeschriebeaen Bedingungen die 
Erwerbniig und InbctriebseUiiDg solcher Eisen- und Kohlenwerke und 
sonstiger Industrie-EtablissemeiitBy deren Beute dem 'gesellschaftlichen 
L'uternehmen förderlich ist; 

c) die Beistellung von Verkehramltteln fttr Personen nnd Frachten zu 
Wasser und sn Lande unter Beobaehtnng der gesetslichen Vorsebriften. 

§.8. 
Bereohnang. 

Zu diesem Behufe Ubertragen die ConcessionHre der genannten Bahn 
ihre auf Grund der Concessionen erworbenen Rechte an die zu bildende 
Gesellsohaft, auf welche letztere auch ^'leiehzcitig alle den Concessionären 
hinsichtlich dieser Goncessionen obliegenden Verpfliehtongen übergehen. 

§.4. 
Sitz. 

Der Sitz der (Jesellsch.ift ist in Wien. In Pest-Ofen ist, sobald es die 
k. uDgarisclie Mef^ierun^' vcrian^'^t, eine Vertretung anfzuRtellen. 

Die Geseliscliatt ist auch berechtigt, nach Bedürtuisa im In- und Aus- 
lande Agentien zu errichten. 

§.6. 

Beginn und Dauer. 

Nach erfolgter Genehmigung ihrer Statuten tritt die Gesellschaft, sobald 
u) das gesammte im §. 7 lit n) bezeichnete Actiencapitnl gezeichnet und 

auf jede Actie die Einzahlung yon 40 Pereent des Nominalbetrages 

geleistet ist, nnd wenn 
b) die Firma sammt den Statuten beim k. k. Handelsgerichte in Wien pro> 

tokollirt worden ist, 
in Wirksamkeit nnd endet mit dem Tage des Erldschens der Conoession, 
I9st sioh jedooh schon frtther anf, wenn die ihr gehörigen Bahnen vom Staate 
eingelöst oder Ton ihr selbst TerSnssert werden, die Fortdauer der GeselU 
lehafl aber fttr den im §. 3 3> nnd e) dieser Statuten bezeichneten Zweck 
nicht beschlossen wird. 

§. 6. 

Kundmachungen der Oesellaohaft. 

Die öffentlichen Kundmachungen der Gesellschaft erfolfren reehtswirk- 
'am durch dreimalige Einschaltung in die ämtliche Wiener, Pest-Ofner und 
Lemberger Zeitung. 
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Die TOn den bffentliolien Kundmaclmnoreii .ui laufenden Fristen begin- 
nen, wenn in der Kundmaclinng Reibst nichts Anderes bestimmt wurde, mit 
dem der letzten Einschaltung folgenden Tage. Es steht dem Verwaltunga- 
rathe übrigens frei, die Kundroachnngen ausserdem auoh in anderen Blättern 
zn Teranla^aen. 

n. Abschnitt. 

Dm ABl»Ke«iipit»l. 

7. 

Höhe. 

Das Anlat^eoapital zur Herateilung und Instriiirung der eoueessionirten 
Bahnen wird nominell auf Gulden Einunddreissig Millionen Achthondert- 
neununddrciHBlgtaui^end sechshundert üaterreichisoher Währung in Silber 
festgesetzt und besteht: 
aj aus dem Actienstammcapitale von Gulden zwölf Millionen Achthundert- 

neununddreissigtausend seehsii ändert österreichiseher Währung in 

Silber und 

bj aus dem Betrage einer Priorität^ianleihe von Oulden neunzehn Millionen 
ÖBterreiohischer Währung in Silber. 

Durch den Anhang vom 7. September 1878 geändert. 

§. 8. 

Beschaffung des i^tammoapitales. 

Das Stammeapital von Gnlden 12 Millionen 839.600 österreiehisoher 
Währung in Silber wird mittelst Emission von 64.198 auf den Ueberbringer 
lautenden, untheilbaren, einzeln Uber 200 Gulden österreichischer Währung 
in Silber ausgestellten Aotien beschafft. 

§. 9. 

Aufnahme des Frioritätsanlchens. 

Das Prioritätsanlehen von Gulden 19 Millionen dsterreiehisoher Wih- 
rnng in Silber wird mittelst Emission von 96.000 mit 5 Peroent in Silber 
jährlich ▼erzinslicben, untheilbaren, auf den Ueberbringer laatenden und jß 
Uber 200 Gulden dsterreiehisoher Währung in Silber, gleich 288*/, Ouldei 
süddeutsober Währung oder I88V3 Thaler der Thaler- Währung ausgestellte! 
Prioritttflobligationen aufgebracht und bildet ein Passivum der OeseUichift. 

Durch den Anhang vom 7. September geändert. 
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Definitive Festsetsung der Summe des Anlageeapitalee. 

Nach der definitiven Beatimmang der Heilenlänge der gesellschaflichen 
Bahnen wird anoh die provieoriaehe Summe des Anlagecapitals, respective 
die provisorisch angenommene Anzahl der Priorititsobligationen definitiv 
richtiggestellt. Dies geschieht bei der seinerzeit erfolgenden Genehmigung 
lies Tilgungsplanea der Prioritäten durch die AnnulUrung der entsprechen^ 
den Stttckxahl. 

Zu diesem Ende wird eine hinreichende, durch die hohe Regierung zu 
bestimmende Anzahl von PrioritStBobllgationen unter steter, im Wege des 
«l ernennenden landesfUrstlichen Commissärs auszuübenden Controle der 
hohen Regierung bei der Gesellscliaft zuriickbehalten und aufbewahrt. 

Mit dem Hantlelf-ininisterinl Kriasse vom 27. Februar I87t3. Z. 377(33 wiirJc 
in Oemäsäheit der Bestimmung dieses Taragraphea die Anullirung von 206 Stück 
Priorititsobligationen im Nominalbetrage von 41.200 fi. bewilligt. 

Vorstehender §. wurde dureh den Anhang vom 7. September 187$ geändert. 

u. 

Stimpel- und gebtthrenfreie Ausgabe der Actien und Priori- 
titsobligationen. 

Die erste Emission der AcHen und PrioritStsobligationen mit Ein- 
schlnss der Interimsscheine , Coupons und Talons findet stämpel- und 

gebtthrenfrei statt. 

Die Actien und Prioritätsobligationen können auf allen in- uud aus- 
ländischen Börsen gehandelt uud ämtlich notirt werden. 

§. 12. 

Zahlung der Zinsen des Anl;ig:('(;apita!8. 

D'hj Zahlung der tUutperct iitiiren Ziiison dos AiilafrtcajiitaU (§. 7) 
erfolirt liallgiilirij; nacldiinein, uud zwar Im i den Actien am 1. .liiuner und 
I.Juli uud bei «len Prioritäten am 1. März und 1. September au der gesoll- 
schaftlichon Hauptcasso und an jenen <>rtcu des In- uud Auslandes, welche 
der Verwaltunp'srath bostimmen und kundmachen wird. 

Di* w ährend des Baues fällig werdenden Zinsen siud aus dem Baufoude 
zu berichtigen. 

Dareh den Anhang vom 7. September 1878 geändert. 

§. 13. 

Tilgung des Anlagecapitals. 

Die Tilgung des Anlagecapitals erfolgt innerhalb der Coneessionadauer 
durch änccessive Einlösung der emittirten Prioritätsobligationen und Actien 
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iiach einem von doii beiden IioIkmi Staats verwaltnngeu zu fj-enehmigenden 
Tilgunjj^splaue derait, dass die Tilgung der Prioiitätsauleihe der Tilgimg 
des Actiencapitals, daiier die Einlösung dei rrioritäUobligatioueu jener der 
Acticn voranzugehen hat. 

Durch den Anhang vom 7. S^tember 1878 geändert. 

§. 14. 
Verlosung. 

Die Beihenfolge der dnsiildseuden PrioritSItsobligatioiieii und Aetieo 
wird durch VerloBung bestimmt, welche unter behördlicher Aufsicht mm Sitie 
der Gesellsehaft öffentlich vorsunehmen ist 

Die Nummern der gezogenen Prioritätsobligationen und Actien mltaseB 
Icundgemacht werden. Die gezogenen Werthe sind sechs Monate nach dem 
Ziehnngstage zahlbar, und ihre Verzinsung hört vom Tage der Zahlbar- 
keit auf. 

Durch den Anhang vom 7. September 1878 geändert. 

§. 15. 

Verjährung der Zinsen. 

Die hinnen lünt Jahren vom Tage ihrer Fälligkeit nicht beiiobeueu 
Zinsen vcifalleii zu Gunsten der Gesellschaft. 

§. 16. 

CJenussscheine. 

Ftir die eingelösten A( tien werden ausser dem effeotiv eingezahlten 
Capital in Silber auf den Inhaber lautende Genussscheine nuB^efolgt, deren 
Besitzerwohl keinen Anspruch auf die im §. 12 erwähnten fiinfpercentiges 
Actienzinsen, im Uebrigen jedoch gleiche Rechte mit den Actienbesitsen 
haben. 

Bei Beartheilung der Beschlussfähigkeit der General - Versammlang 
(§. 50) und bei der Bemessung des in derselben vertretenen Oapitals werden 
die Genussscheine den Actien gleichgeachtet. 

Das Formulare dieser Genussscheine wird seinerzeit vom Verwaltmigs- 
rathe festgesetzt und der hohen Staatsverwaltung zur Genehmigung vor- 
gelegt werden. 

§. 17. 

Sicherstellung des Prioritätsanlehens und der Zinsen der- 
selben. Prioritäts-Hauptobligation. 

Zur SicherstcUung des Prioritätsanlehens sammt Zinsen hat die Gesell- 

Bchaft 



Digitized by Google 



f alixisohe Eisenbahn. 



713 



aj iiix r dm ^Miizeii C:ipit:ilsl)»'(r:i.u'^ inid die Zinseu desselben zu Gunsten 
der Iiiliaber ihrer emittirten rrimitiit^ Partialoblig:ationen eine durch 
Til^iUiij,' dieser letzteren in ;rleiidier Hühe sueeessive ausser Geltung 
und Wirksamkeit tretende PrioritUts-Hauptobli^ration auszustellen ; 

b) in dieser Hauptobligation den j^esellselinltlichen Bahnkörper saramt dem 
vollständigen Fundus instructus bis zurlltWie des Schuldbetrmrcs sammt 
Zinsen zu verpfiiiuleii. sodann auf Grund dieser Hypothekbest< llnng 

c) das anbedingte Pfandreolit auf den erwähnten Bakukörper und dessen 
Zugehör, und zwar auf den im Königreiche rngarii gelegenen Theil 
Bogleioh, auf den in Galizien gelegenen Theil aber, sobald ein zu erlas- 
sendes Gesetz dieses ermöglicht, zu Gunsten der Inhaber der Priori- 
tätsobligationen grandbttokerUch primo ioeo einverleiben zu lassen und 
endlich 

d) die einverleibte Prioritäts-Hauptobligation als eine den sämmtlichen 
Inhabern der Prioritäts- Partialobligationen gemeinsohaftliche Urkunde 
bei der hoben Staatsverwaltung zu hinterlegen. 

Durch den Anhang vom 7. September 1878 geSndert. 

§. 18. 

Form der Frioritäts-Hauptobligation. 

Die im §. 17 erwähnte Prioritäts- Hauptobligation ist nach dem Formn- 
Ure Beilage I auszufertigen, mit dem Trockenstämpel der Gesellschaft zu 
versehen und durch alle ^litglieder des Verwaltungsrathes zu unterfertigen. 

Durch den Anhang' \ mn 7. Si f.t«ii,l,<'r 1^7"^ pfändert. Das Formulare der Priori- 
tlU-Hauptubligation ist im Bd. II, Ahth. 2, S.-ite 1U08 nl>gedruckt. 

Löschung des Pfandrechtes. 

Die Gesellschaft ist berechtiget, das zur Sicherstelluug ihres Prioritäts- 
anlehens - inuiit Zinsen auf ihren Bahnklu ptM' und dessen ZugehÖr grund- 
biloheriich einverleibte Pfandrecht im Königreiche Ungarn auf Grund der 
von Ihr eingelösten Prioritäts-Pai-tialobligationen 13 und 14) im Nomi- 
nalbeträge derselben ohne besondere LÖschung-^bewilligung lediglich gegen 
Vorlage der eingelösten Partialobligationen, in den im Reicbsrathe vertre- 
tenen Königreichen und Ländern aber auf die gesetzlich erst festzustellende 
Art und Weise, von Zeit zu Zeit, theilweise oder im Ganzen grundbttoherlich 
l^hen zu lassen. 

Durch den Anhang vom 7. September 1878 geändert. 

§.20. 
Staatsgarantie. 
Die k. k. üsterreiehisehe und die k. ungarische Regierung leisten fllr 
das Erträguiss der Ersten uugarisch-galizischeu Eisenbahn die iu den Ai'ti- 
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kein 15 bis 18 der k. k. iistcncieliischen Und in den ijt^. 23 bis 26 der k. 
ungariselien Concessionsurkund«; bezeichneten (iaranlie, welche seitfU'« der 
k. k. österreichischen Hepierun^?^ niif Grund der AllerhiW-h«ten Entsrl.lieg- 
8iing vom 22. lJecemln r 1^71 auf die im Artikel 11 des Gesetzes vom 20. 
Mai 1869 bestimmte Maximalsumme erhöht wurde. 

Durch den Anhang Tom 7. Se|»tember 1878 geändert. 

t?. 21. 

Mit Rücksicht auf die abj^esoiiderten GarantieleiBtungen der österrcichi- 
sehen und nngarisoben Regi«'rung r§. 20) ist die Betricbsrecbnuiig der ?ali- 
zis^-hen und der ungarischen Bahnstrecke abgesondert za flibren, nnd bezttg- 
lieb der 1 heilang der gemeinsamen Ausgaben unterwirft »ich dieGeseUsebttt 
jeder wie immer gearteten, von Seite der beiden hoben Kegierungen zu 
vereinbarenden Modalität, innoferne biedarcb der Umfang und die Oeltmig 
der fttr beide Bahnstrecken im Ganzen vergewKhrten Brtragsgarantie nielit 
alterirt wird. 

Die Tbeilnng geschieht jedoob nnr mit Beziehung auf das Verhiltnist 
zu den beiden bohen Regierungen, wäbrend den Actionären gegenüber und 
rlicksicbtlich aller sonstigen Verbältnisse die Betriebs- und Qarantieergeb- 
nisse ungetheilt als Ertrag einer einzigen Untemebmung bebandelt werdeD, 
ohne Unterschied, ob derselbe aus dem galizischen oder ans dem ungarischen 
Theile der Bahn resultirte. 

§. 22. 

Vermehrung des Anlagecapitales. 

Fttr den Fall einer Erweiterung der gesellsehatftliohen Unternehman^' 
im Sinne des §. 2 der Statuten wird der Oesellschaft die Erhöhung dei 
Anlagecapitals durch Ausgabe neuer Actien und PrioritStsobligationen über 
BegchlusR der General-Versammlung und mit Genehmigung der Staatsver- 
waltung vorbehalten. Die l'rioritätsobligationen können jedoch auch in die- 
sem F:ille nur bis zur Ii »die einer sobditu Summe ausgegeben werden, deni! 
Verziri-un;: liöchstiMis difi Fünftheile des nar'h dem erliiditen Anlagecapital 
etwa zu g;irantiren<leii lit int inkonuneus in Anspruch nimmt. 

Durch den Anhang vom 7. September 1878 geändert. 

Form der Actieu und rrioritätsobligationen. 

Die Actieu sammt Coupons und Talon werden nach dem Formulsro 
Beilage II, die Prioritäts-Partialobligationen sammt Coupons nnd Talon nseb 
dem Formulare Beilage III ausgefertigt, aus einem bei der Gesellsohaft su^^- 
zttbewabrenden Juxtabuche geschnitten, mit fortlaufenden Nummern, de« 
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Troekenatämpel der Gesellsobaft und der UnterBehrift des Casders der 
GeaellBohalt und sweier Mitglieder des Verwakangsrathee versehen. 

Jeder Aotie nnd Jeder PrioritIttsobUgation wird ein Conponsbogen» 
weicher 30 anf den üeberbringer lautende Stttok Coupons enthtit, nnd ein 
Tiion beigegeben. 

Dureh dm Anhang toiu 7. September 1878 geändert. 

§. 24. 
Einzahlungen. 

Die auf das Stammcapital zu leistenden l^inzahlungeu werden von dem 
Verwaltunj^srathe festj^esetzt , und es niuss jede Einzahlunfr, sowie der 
Zahlungsterrain weuifjsteus einen Monat früher öffentlieli kundgemacht werden. 

Wenn über die geleisteten Theilzahlungen Interimsscheine ausgestellt 
werden, so unterliegt deren Formulare der Geuehmigaug der hohen Staats- 
yer^altungcn. 

§. 26. 

Folgen der niohi rechtzeitig geleisteten Einzahlungen. 

Wenn die ausgesehriebenen Einzahlungen zur festgesetzten Zeit nicht 
geleistet worden sind, ist die Gesellschaft berechtigt, die säumigen Actio- 
näre unter den Bedingungen des Artikels 221 a. H. G. B. ihrer Anrechte 
aus der Zeichnung der Actien und der geleisteten Theilzahlungen zu Gunsten 
der GeselUchaft verlustig zu erklären. 

§. 26. 

Amorti sir u n g. 

In Verlust geratbene, entwendete oder zerstörte Interimsscheine, Actien, 
PrioritätBobligationen, Coupons oder l'alons müssen, um an deren Stelle 
neue entsprechende Urkunden zu erhalten, von dem znstitndigen Gerichte in 
gcMtzlicher Weise fttr amortisirt erklärt werden. 

ni. Abschnitt. 

Acilonikre. 
§. 27. 

Astheil der Aetionftre an dem gesellschaftlichen Unter- 
nehmen. 

.bnle Actie gibt ihrem Inhaber das Recht auf den verliiiltnissraässigen 
Antheil an dem Gesaranitvcrini^gen der (4e>;ellschaft und an dem Krtriignissc 
des gesellschaftlichen Unternehmens, jedoch kein Miteigenthum an einzelneu 
Vermögensbeataudtheiien. 

47 
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§. 2d. 

G c m e i n öiiui e Rechte auf eine Actie oder Priori tats Obligation. 

Die Ckaellflchaft erkennt sich gegenttber flir Jede Actie oder PrioritiUs- 
Partialobligmtion nnr einen Eigentbttmer an; mehrere Theilnehmer einer 
Aotie oder PrioritXtflobligntion mttssen daher ihre gemeinsamen fieehte dnrefa 
einen gemeinschaftlichen Vertreter wahrnehmen lassen. 

§. 29. 

Haltung der Actiouäre. 

Kein AotionSr ist Aber den Kominalbetrag seiner Actien haftnngspflieli* 
tig; dritten Personen gegenttber haftet die Oesellsohaft für alle ihre Ver- 
bindlichkeiten mit ihrem gansen Vermögen. 

§. 80. 

Deponirung der Actien und Prioritätsobligatiouen. 

Die Aotien nnd Prioritätsobligationen, sowie die Interimssobeine können 
gegen Entrichtung der hiefttr von der Gesellschaft bestimmten OebOhr bei 
der Oassa der Gesellschaft hinteriegt nnd dagegen anf den Namen des Erle- 
gers Isntende Einlagsscheine erhoben werden. 

Die Anszahinng der Zinsen nnd Dividenden findet dann gegen Vorwei- 
sung des Depositenscheines statt. 

§. 31. 

Wirksamkeit der Statuten. 

Hit dem Besitze jeder Actie ist die unbedingte Unterwerfung unter die 
Bestimmungen vorliegender Statuten verbunden. 



IV. Abschnitt 

OvgMtofttion und VerwftUnac der CleselliielMfIt. 

§ 32. 

Verwaltungsorgane der Gesellschaft. 

\)'u' (icscllscluilt hi sorg-t ihre Anjrelt'i;eiilioiroii : 

A. (iurcli dir (ii io rul- Vcrsainralung der Actionäre; 

B. durcli den Vcrwaltiingssratli ; 
C duxcli den iicvisionsaussckuss. 
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A. Die General VertafflMlong der Aetienäre. 

§. 33. 

Ort, Einberufung, Wirkungskreis. 

Alle Qeneral-Versammlungen werden in Wien abgehalten. 

Die Binberafong derselben erfolgt unter Mittheilung der Gegenstände 
der Verhandlung durch den Verwattungsrath mittelst dreimaliger ÖffentUeher 
Bekanntmaohnng, deren er«te spätestens Tier Woehen vor dem Versamm- 

longstage in den öffentlichen Blättern erscheinen niuss (§. 6). 

Die statutenmässig gebildete General-Versammlung beschlieast inner- 
Wb der Gränzen der allgemeinen Verorduunjj^en und der Statuten über alle 
Gegenstände, deren Entsohoidunp: ihr ausschliesslicli vorbehalten ist, oder 
welche ihr vom Verwaltunirsrathe vorgelebt werden, und wird in der General- 
Versammlung nur über jene Gegenstande, verliandelt. welche in der Eiiibe- 
rafuDgakundmaohung bezeichnet sind. Jeder A''tiouär unterwirft sich den 
von der General- Versununluug gelanäten BeschlUsseu. 

§. 34. 

Ordentliche General - Versammlung. 

Die ordentliche General-Versammlung findet spätestens im zweiten 
Kslenderqnartale eines jeden Betriebsjahres statt 

Die erste ordentliche General-Versammlung wird in der ersten Hälfte 
des Jahres 1872 abgehalten werden. 

§. 85. 

Hegelwässige Gegeu.stäude der Berathuug und Beschluss* 

f a 8s u n <r. 

RegelmUssige Gegenstände der Berathuug und Beschlussfassung der 
crdentlichen General- Versammlung sind folgende: 

1. der Bericht des Verwaltungsrathes über die Gesohäftsgebarung und 
die Jahresreehnung (Bilanz); 

2. der Bericht des Rerisionsausschusses Uber die Prüfungen der Beoh- 
ningen des abgelaufenen Jahres; 

3. die Vertheilung der Reinerträgnisse des abgelaufenen Jahres, iusbe> 
«ondere Bestimmung der Dividende und Feststellung des Werthes der den 
Mitgliedern des Verwaltungsrathes ankommenden Präsenzmarken und der 
denselben zu gewährenden Tantieme; 

4. die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; 

5. die Wahl Ton drei Revisoren und drei Ersatzmännern zur Prüfung 
<ler Qesellaohaftsrechnungen des laufenden Jahres; 
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6. jene Aogelegenlieiten, welche der GeneralTenammlang ▼ob den» 
Verwaltnngsraibe, dem RevisioBMneeeliiiaee oder einselnen Actionlren sv 
Entscbeidiing vorgelegt werden; 

7. Entscheidiing etwaiger Reclamationeii Uber den Umfang and die 
Ansfibnng des StimnireehteB. 

§. 86. 

Besondere Gegcnetantle der Beratltung und der Beschiass- 

fassung. 

Anaaer den im §. 36 erwähnten regelnilttig in jedem Jahre m eriedi- 
genden Gegenstilnden sind folgende Angelegenheiten insbesondere dem 
Beselilnsseiler General-Verssmmlnng vorbehalten: 

1« die Ausdehnung des gesellsehaftliehen Untenehmens Uber des im 
§. 2 der Statuten angegebenen Zweck hinaus; 

2. die Vermehrung des Gesellsohaftscapitals durch die Hinaasgabe neuer 
Aotien und die Aufnahme von Anlehen, worüber Schuldtitel der GeBellschsft 
ausgefertiget werden (FrioritätfianleheD;,' 

3. Abändernnp: der Statuten und Zusätze zu denselben; 

4. die Uebeniahnie des Betriel)es einer andern Eisenbahn, oder die 
Uebertragung des Betriebes der eigenen Bahn an eine andere Geseilschatt 
oder an den Staat; 

5. die Vereinigung, ref^peetive Anschlus»^ der Gesellschaft an soh'lie 
Babneuy weiche mit dem Bahnnetze derselben in Verbindung sind oder sein 
werden; 

6. die Auflösung der Gesellschaft vor Ablauf der im §. 5 bestimmten 
Dauer; 

7. der Verkauf oder die Verpachtung der Bahn und die Fortsetsnog 
der Gesellschaft anr Erreichung ihrer in §. 2 sub b) und c) beseiohneten 
Zwecke nach etwa erfolgter BinlÖsung der Bahn von Seite des Staates oder 
stattgefundenem Verkaufe derselben; 

8. die Massregeln zur Geltendmachung der gesetzlichen Verantwortlieb- 
keit des Vorstandes oder einaelner Hitglieder desselben gegen die Gesell- 
schaft und die Wahl vom Bevollmächtigten zur AusfUhrnng der beschlossenen 
Hassregeln; 

9. die Anfhebunfr der Beschlüsse früherer Generalrersanimluugen; 

10. die EIuIm rutung einer ausserordentlichen General-Versammlung. 
Beschlüsse iil»er vorerwähnte Gejjenstände i l — lUi können sowohl in 

ordentliehen als aueli ausserordentlichen General- Versammlungen gefasst 
werden, es mnss jedoch der Ge^'^enstand der Beratliung: stets in Gemässheit 
des ^. 33 in der Einberufungskundmachung bezeichnet sein. 
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Beschlüsse über die sub 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7 erwähnten Gegenstände 
bedürfen xn ihrer Rechtskraft der Genehmigung der Staatsverwaltiuig. 

§. 37. 

Ausserordentliche Gener al-Yersamm lang« 

Eine ansserordentliohe General-Versaramlnng wird einberufen: 
aj &ber Beschlnss der General- Versammlnog (§. 36 sab 10) ; 
h) in allen FXllen, in welchen der Verwaltongsrath die Abhaltung einer 

ansserordentlichen General-Versammlang besohliesst, and 
€} Uber Antrag eines oder einer Anzahl Actionftre, wenn ein solcher 
Antrag anter Deponirang des zehnten Theiles der emlttirten Aetien 
in einer yon ihnen anterzeichneten Eingabe anter Angabe des Zweckes 
nnd der Gründe beim Yerwaltungsrathe gestellt wird. 

§. 38. 

Draoklegung der Rechnungen und Berichte. 

Gesehiftsberiehte, Sehlassreehnnngen, Bilanz, Gutachten d^r Revisoren, 
sowie der Inhalt der snr Yerhandlnng kommenden Anträge sind in Druck 
zu legen and können von jedem ActionXr acht Tage vor der General- Ver- 
sammlang im Bureau der Gesellschaft entgegengenommen werden. 

§. 39. 

Anträge einzelner AcUonäre mOssea, falls sie in der ordentlichen 
General- Veraammlong zur Verhandlung kommen sollen, spätestens bis Bade 
Februar dem Yerwaltungsrathe sohriftlieh mttgetheilt werden, damit sie In 
der BinbemAingaknndmaehung unter die Gegenstände der Verhandlung auf- 
genommen werden. 

In einer ausserordentlichen General -Versammlnng können Anträge 
«inselner Aettonäre nur dann zur Verhandlung kommen, wenn sie 
aJ in dem im §. 37 sub a) erwähnten Falle drei Tage nach dem diesflUli- 

gen Beschlüsse der General- Versammlung, 
hj in dem im §.37 sub 2»^ erwähnten Falle vor dem dieeefäUigen Beschlnsse 

des Yerwaltungsrathes, 
ej in dem im §. 37 sab e) erwähnten Falle vor der Htttheilung des dies- 

fälligen Antrages an den Verwaltongsrath 
schriftlich dem Yerwaltungsrathe zugekommen sind. 

In der General-Versammlung gelbst dürfen dergleichen Antrilge nur 
dsnn eingebracht werden, wenn sie von wenigstens zehn stimmberechtigten 
Actionären unterstützt werden. Es darf jedoch, den Antrag auf Berufung 
einer ausserordentlichen General-VerHamnilung ausgenommen, nicht sofort, 
sondern erst in jener ivüiiftigen Oencral-Vorsammlung darüber entschieden 
werden, in welcher der Autrag zur Erledigung vorgelegt werden wird. 
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§.40. 

Stimmrecht der Actiouäre. 
Je 25 Actien berechtigen zn einer Stimme. 

Kein ActionHr kann indessen mehr aU 50 Stimmen weder im eigenem 
noch im Vollmachtsnamen repräsentiren. 

Deponirnng der Actien. 

Zur Theiinahme an der General- Versammlung sind nur jene Actionäre- 
berechtigt, weiche ihre Actien sammt den nicht fälligen Coupons und den» 
Talon^ beziehungsweise ihre Interimgscheine oder den in Gemäseheit des- 
§. 30 behobenen Empfangsohein Uber deponirte Actien oder Interima- 
scheine, oder aber ilirc GeiniPsscheine (§. 16), wenigstens 8 Tage vor dem 
Zusammentritte der General- Versammhing bei der Cassa der (iesellsohaft 
oder an den vom Verwultniigsrathe bezeichneten Orten deponirt haben. 

Die Stelle der wirklichen Deponirnng an den vorbezeichneten Orten 
▼ertreten nur amtliche Bescheinigungen von österreichischen oder niigari» 
sehen Staats* oder Commnnalbehdrden Uber die bei ihnen erfolgte Depon* 
tion der Aotien (Interimssoheine). 

Den Actionibren, welche in Ckraässheit der vorstehenden Bestimmungen, 
ihre Actien oder Interimsscheine, bcEiehnngsweise den allfXlUgen Binlag* 
sohein oder die erwähnte amtliehe Bestütigung, oder aber ihre Oennsasoheine 
rechtzeitig deponirt haben, werden Legitimafionskarten nun Eintritte tn dio 
Versammlnng erfolgt. 

Anf diesen Karten ist die Anzahl der vertretenen Actien und der dem 
Deponenten gebührenden Stimmen zn verzeiohnen. Die deponirten Aotien, 
Interims-, Einlage- oder Oennssscheine oder amtliehen Beseheinigungen 
bleiben bis naeb abgehaltener General -Versammlnng deponirt, und ver- 
pflichtet sieh schon jeder Deponent durch die Hinterlegung die deponiiten 
Papiere nieht früher zurückzunehmen. Die Deponirung und Ausfolgung 
erfolgt unter den vom Verwaltungsrathe zu bestimmenden Hodalititen. 

Die Listen der stimmberechtigten Aetionftre mit der Angabe ihrer 
Actien- und Stimmenzahl werden in Druck gelegt, den AotionÜren auf Vor* 
langen verabfolgt und am Versammlungsorte aufgelegt. 

§. 42. 

Ausübung de8 Stimmrechtes. 

Das Stimmrecht in der General- Versammlung kann vom Actionir 
sowohl persönlich als durch Bevollmächtigung eines anderen stimmberech- 
tigten Actionirs ausgeübt werden. 
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Es darf jedoch ein Actioiiiir nicht mehr als eine solche Vollmacht über- 
nehmcD, und es kann ein Actionär, wenn er zugleich Bevollmächtigter eines 
anderen Actionärs ist, einschliesslich der Stimmen des Letzteren niemals 
mehr als 50 Stimmen haben. 

lu Hinsicht der Form der Vollmacht wird crl'ordert, dass die Unter- 
schritt des Vollmachtgebers entweder legaüsirt od^r von wenigstens zwei 
Zeogea vidimirt sein soll. 

Diese Vollmacht selbst ist spätestens zwei Tage vor dem Zusammen- 
tritte der General-Versammlung im Bureau der Gesellschaft auszuweinen. 

Minderjährige sind durch ihren Vormund, Curanden durch ihren Cura- 
tor, Frauen durch einen Bevollmächtigten, Handelsgesellschaften durch einen 
ihrer Firmaflihrer, Gesellschaften, Corporationen, Anstalten etc. etc. durch 
ihren zu diesem Ende mit einer legalen Vollmacht versehenen Vertreter zu 
vertreten, ohne dass diese Vertreter selbst Aetionäre zu sein branoben. 

§. 43. 

Vorsitz. 

In der General- Versammlang ftihrt der Präsident des Verwaltungs- 
ratfaes oder dessen Stellvertreter und in Verhinderung beider ein vom Ver 
waltoDgsratbe erwHhltes Mitglied des letzteren den Vorsitz. 

Der Vorsttzende bestimmt die Ordnung der zn verhandelnden Gegen- 
stinde, leitet die VerhaDdlnDg und veranlasst die Abstimmong. Die Stimmen 
werden dnreh fünf von der General- Versammlang zu wählende Aetionäre 
gesammelt Der Vorsitzeade ernennt anob einen oder mehrere Schriftftbrer. 

44. 

Abstimmung. 

Die Abstimmang erfolgt entweder durch Abgabe von Stimmzetteln oder 
auf eine andere von dem Vorsitzenden beantragte und von der General- 
Yersammhing angenommene Weise« 

§. 4ß. 

Wahlen. 

Alle Wahlen geschehen durch schrifkliehe Abstimmang mittelst Stimm. 
Settel, welche den Actionären beim Eintritte in die Versammlung Qbergeben- 
werden und mit dem Trockenstämpel oder dem Abdmeke der Gesellschafts- 
ilsmpiglie versehen sein müssen. 

Die abgegebenen Stimmsettel mässen bei sonstiger Ungiltigkmt die 
Zahl der vom Sthnmgeber repräsentirten Stimmen enthalten. 
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§. 46. 

BeschlnBsfassung. 

Die Besohlfifise der General-Venammlung werden mit absolater Stiiii- 
menmelirheit gefasst und Btimmt der Voraitaende mit. Bei glelolier Sttmmen- 
zabl wird jene Meinnog zum Beschlösse erhoben, weleher der ITorsitiende 

beigetreten ist. 

BeHchlüsse Uber die im §. 36 snb 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7 erwähnten Gegen- 
stände können nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Zahl der 

abgegebenen Stimmen gefasst werden. 

§.47. 

Giltip^keit der Wahlen. 

Bei einer Wahl werden nur <liejenif?eii als ^ewiililt betrachtet, welche 
nach Ausweis der :ih^'e;;cl)encn Stimmzettel die «^rösste Anzahl der Stimmen 
und zugleich (li<> ahsöluti' Stimmenmehrheit erhalten haben. 

Wird bei einer Wahl in Fol^e der ersten Abstimmung die absolute 
Stimmenmehrheit nicht erreicht, so erlnlf?t die enpere Wahl zwischen jeneOi 
welche bei der ersten Abstimmung die meisten Stimmen erhielten. 

In die engere Wahl wird die doppelte Anzahl der noch zu wählenden 
Mitglieder gebracht. 

Erhalten zwei in die engere Wahl pebraciitc Mitglieder gleiche Stim- 
men, so entscheidet der grössere Actienbesitz des Einen oder des Anderen, 
und bei gleichem Aetienbesitze das Los naob einer vom Vorsitaenden so 
treffenden Anordnung. 

§. 48. 

Beschlussfähigkeit. 

Znr Fassung eines giltigen Beseblnsaes der General - Versammlung 
müssen in derselben, mit Ausnahme der unten erwähnten Fälle, ausser den 
Mitgliedern des Yerwaltungsrathes wenigstens 20 Aotionäre anwesend sdn, 
welehe dnreh ihren eigenen oder den von ihnen vertretenen fremden Actien- 
besits mindestens den swanaigsten Theil des emittirten Aotienoapitales 
repritoentiren. 

Um jedoeh 

a) Abänderungen oder Zusätae zu den Statuten, 

h) die Vermehrung des gesellsehaftliohen Anlagecapitales durch Hinans- 

gabe neuer Aetien oder duroh Aulnahme eines Priorititsaniehena, 
e) die Veriinssernng der Bahn oder einer Theilstreoke derselben, 
d) die Auflösung der Oeselischalt oder deren Fortaetanng beaehUessoB u 

können, mUssen ausser den Mitgliedern des VerwaltungsraÜieB wenig- 
stens 40 Actionäre anwesend sein, welche durch ihren eigenen oder 
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den von ihnen vertretenen fremden Aetienbesitz mindestens den 
fünften Theil des emittirten Actiencapitales repräseutireu. 

§. 49. 

Folgen der Bescliiussunfäklgkeit. 

Ist die OeDenl-YersamiDlimg Aber ilire erste Einberufung nicht in 
GcBiMiieit der Bestimmang des §. 48 besehlnssfähig, »o wird sie rer- 
tsgt nnd findet binnen acht Tagen eine neoe Einberofiing derselben nach 
§. 88 statt. 

In diesem Falle braucht jedoch die nene, einmal zn erlassende dffent- 
Behe Knndmachnng nnr 10 Ta^^, die Deponirong der das Stimmreeht 
begriindenden Actien (Interimssoheine und amtlichen Bestätigungen) nnr 
drei Tage (§. 41) nnd die Ausweisung der BeTollmSohtigung (§. 42) nnr 
einen Tag vor der Oeneral-Versammlnng zu erfolgen. Die Giltigkeit der von 
daer solchen mm aweiten Male einberufenen Versammlung gefaseten 
Beseblilsse ist an eine bestimmte Anzahl Ton Actionären und von SÜmmen. 
sieht gebunden, welcher Umstand in der Einberuftmgskundmaehung besour 
ders zu erwihnen ist. 

Die Verhandlungen einer solchen, zum zweiten Male einberufenen Ver- 
simmlung, sind jedoch auf jene Gegenstände beschränkt, welche in der 
Tigesordnung der vertagten Versammlung enthalten waren. 

§. 50. 

Protokoll. 

l.'eber die Verhandlungen jeder General-Versamnihin;; wird ein Proto 
koll gefiihrt, dem das VerzeicliniKs der anwesenden und der vertretenen 
stimmbt'iochtigten Actionäre, Rowie das .SerutiniunisprotokoU über die vor- 
genonioienen Wahlen unter genauer Angabe sämmtlichcr Gewählten und mit 
Erw-ähnung d<»r auf sie entfallenen Stimmen beigefügt wird. 

Das Hauptprotocoll wird von dem Vorsitzenden, den Scrutatoren, dem 
Schriftführer und dem Ministerialcomniissär, das Actionärverzeiehuiss von 
dem Vorsitzenden, d^m Schriftführer und den Scrutatoren, das Somtiniams- 
protocoU aber nur von den Scrutatoren unterzeichnet. 

In das Hauptprotokoll sind sUmmtliche gestellte Anträge, die gefassten 
fiesohlfisse und die BesuJitate der Verhandlung aufzunehmen. 

B. Verwaltungsrath. 

§,51. 

Mit der Ftthrung der Gesellsehaftsangelegenheiten ist ein mit Ehi- 
Kchnnng des Präsidenten aus 17 Mitgliedern (Verwaltungsrathen) bestehen» 
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der Verwaltunprsrath betraut. Von diesen Mitgliedern müssen wenigstens 
9 Inländer und G in Wien wohnhaft sein. 



^. 52. 

Wahl and Wablffthigkeit. 

Die Mitglieder des Yerwaltnngsrathes, abgesehen von den sve! doreli 
die Regiemng zu ernennenden Mitgliedern^ werden dnrch die Oeneral-Ver* 
Sammlung regelmXssig anf fttnf Jahre gewählt. 

Ausnahmeweiee nnd nnbesehadet des Rechtes der General- Versammliuig, 
jederzeit eUie Neuwahl Torznnehmen, wird der erste Verwaltungsrath Us n 
der im Jahre 1872 stattfindenden ordentlichen General-Versammlung der 
ActionXre, abgesehen Ton den zwei von den beiden hohen Regiemngen m 
erwählenden Mitgliedern, aus folgenden Herren bestehen: 



Vrani litter laaslah. 
Um «raf Peteeki. 
Akdar M iadrissy. 
Man «rar WaMsteii. 
lerii Ten Kraioskl. 
Philipp TOD Harkan^i. 
Sifs^mssd Rittfr Ttn ittiewski. 
Aehilies Themaen. 



Sigei f en ReaUeUnskt. 
Wilhelm Maser. 
Jesepk iltter Tei Tjsskewski. 
■ermann fflesek. 

Carl Stammer. 

Leonard Ritter Ton TrnskeUwskl. 
kdaiBnd vta Siirmty. 



Insolaiiice die beiden Regierungen in Folge der übernommenen Zinsen- 
garantie bei (lern Unternehmen betheiligt erscheinen, hat jede derselben das 
Kecht, in den Verwaltungsrath ein Mitglied zu entsenden. 

Diese von den Regierun^ren zu ernennenden Mitglieder gemessen ganz 
gleiche Hechte wie <He übriiron Mitglieder des Verwaltangsrathes und sind 
in der obigen Anzalil mit inbegriffen. 

Beamte der Gesellschaft können nicht zn Verwaltangsrithen gewählt 
werden. 

Alle Jene, welche ihre Zahlungen, ohne ihre Gläubiger voUkommeB 
befriedigt zn haben, eingestellt haben, welche wegen eines Verbreohens, 
wegen eines ans Gewinnsucht begangenen oder die Sittlichkeit verletzenden 
Vergehens rechtskräftig vemrtheilt worden, sind unbedingt von der Wahl 
zn Verwaltungsräthen ansgeschlossen. 

Tritt ein solcher Ausschliessungsgrund während der Functionsdaaer 
ein, so hat er den unmittelbaren Verlust derVerwaltungtrathsstelle zur Folge. 

Dieselbe Folge tritt ein, wenn ein Mitglied des Verwaltungsnthis 
durch 6 Monate tou den Sitzungen des Verwaltungsrathes abwesend isl» 
ohne dass seine Abwesenheit gerechtfertigt wird. 



Digitized by Google 



galizibche £i(»enbalin. 



725 



§. 53. 
Ersatzwahl. 

Jedes Mitglied des VerwaltnngsratheB ist von seiner Wahl achriftlicli 
iB TeretSodigen und es steht ihm frei, die Wahl anzunehmen oder absn- 
lehnen, worfiber es sieh binnen 14 Tagen von der erhaltenen Verstllndigang 
in einer an den Yerwaltnngsrath geriohteten Znsohrift zu erklXren hat, 
widrigenfalls angenommen wird, dass es die Wahl ablehne. 

Im Falle der Ablehnung der Wahl, oder beim Eintritt eines nach §. 53 
den Verlust der Verwaltungsratlisstelle begründenden Verhältnisses, oder 
der duroh den Tod oder die Resignation eines Mitgliedes eintretenden 
Vieanz besetzt der Verwaltungsrath die erledigte Stelle proTisorisoh ans der 
Zahl der Aetionire. Die definitive Wahl wird der nächsten General- Ver- 
iMDnhmg vorbehalten. 

Die Amtsdauer der so gewählten neuen Mitglieder bleil^t auf die Zeit 
der Amtsdauer ihres Vorgängers beschritnkt. 

§. 64. 

Austritt und Wiederwahl. 

In der ersten ordentliehen General- Versammlung ist der gesummte Ver- 
valtnngsrath mit Ausnahme der von den beiden Regierungen ernannten 
nrd Mitglieder neu auf ittnf Jahre zu erwählen. Von diesem neugewählten 
Verwaltungsrathe und sohin von jedem kflnitigen Verwaltungsrathe treten 
mit Ausnahme der von den Regierungen ernannten jährlieh drei Mitglieder 
oaeh einem regelmässigen von der ersten General-Versammlung an begin- 
nenden Turnus ans, und zwar in den ersten vier Fällen des Austrittes im 
Wege der vom Verwaltungsrathe vor der ordentlichen Generat- Versammlung 
vonunebmenden Auslosung, später aber naoh ihrer Funotionsdauer. 

Die zum Austritte Bestimmten haben ihre Functionen bis zur Wieder- 
beietsung ihrer Stellen fortzuitthren, und kOnnen wieder gewählt werden. 

§. 65. 

Oaution. 

Jeder Verwaltungsrath, welcher die auf ihn gefallene Wahl angenom- 
men haty muss vor seinem Amtsantritte 50 Aotien des gesellschaftlichen 
Uatomehmens (beziehungsweise Interimssoheine) nebst den nicht fälligen 
Oonpons bei der Gesellschaftoeasse als Cantion fUr die ßrfUllttng der aus 
üebernahme seiner Function entspringenden Verpflichtunfr«^n erlegen. 

Diese Aotien (Interimssoheino) bleiben während aeiuer Funotionsdauer 
ud naoh deren Ablauf bis zur Genehmigung der auf das letzte Jahr seiner 
Funetiansdauer bezüglichen Reehnungen unveräusserlich. 
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Von Seite der Mitglieder des ersten \'orwaltungsratlies inusfi die Depo- 
iiirung der Actieu (luteriinsscheiue) binnen 14 Tagen nach ihrer Emission 
«rfolgen. 

Die Berttimmuiifren UV)er Fuiirtionsdauer und Aetiendeponinnig tiiiden 
auf die vrm der holien Staatsverwaltung ernannten zwei IVLitglieder des Ver- 
waltuugsratües keine Anwendung. 

§. 56. 

Wirkunfrskreis de« Verwaltungsrathes. 

Der VerwaltuiiijrJratli ist der Vorstand der Gesellsehaft und hat aU 
«olcher die ProtokoUiruiig ihrer Statuten und Firma zu erwirken. 

Er vertritt die GeseUseliaft naeli aussen und ist unter der jresetzlioh 
und in diesen Statuten beurüiideten Vfrantwortliehkeit zu allen VertÜjrunsren 
in Uescliäftsaii'^elef^enheitea berechtigt, welche nicht der General- Versamm- 
lung vorbehalten sind. 

Dem Verwaltuugsratlie ist insbcsunilere die Ernennung, Suspension 
und Entlassung der säninitlichen Bediensteten der Gesellschaft, die Fest- 
setzung ihrer Bezüge, die Bewilligung von Bemunerationen, sowie die Orga- 
nisirnng de» Dienstes und die Feststellung der Teracbiedenen Dienstes- 
instructioncn und Reglements vorbehalten. 

Bei Besetzung der Dienstesstellen ist der Verwaltuugsrath verpflichtet. 
4i6 sieh für eine Anstellung meldenden, in Disponibilität versetzten Staats- 
beamten und ausgedienten Uuterofficiere sowohl der legulären Amiee als 
anch der Landwehr, insofeme diese Personen die nöthige Dieiistesqualifica- 
tion besitzen, vorzugsweise zu berücksiclitigen, sowie die Gesellschaft ttber> 
haupt verpflichtet ist, bezüglich der Verleihung von Oienstesposten an 
UnterofSciere den Bestimmangen des für die snbFentionirlen Bahnen in 
Anssicht genommenen Gesetzes rUckhaltslos beizutreten. 

Ein besonderes Reglement (Oeschäftsordnong) wird die Behnndlnng der 
Imufenden GeschSfte, sowie ttberhanpt den inneren YerwnUungsdienst nur- 
niren. 

Der Verwaltnugsrnth kann durch eine SpeoialTollmacht fttr bestimmte 
•QesehXAe und fUr eine bestimmte Zeit widermflioh die Ausübung seiner 
Befugnisse an einzelne oder mehrere seiner Mitglieder Übertragen. 

§. 57. 
Firmaführnng. 

Die Firma der Geseltsehaft wiril entweder: 
€i) von zwei Mitgliedern des Yerwaltnngsrathes, 
h) von einem Verwaltungsrathe und den vom Verwaltungsrathe hiesa 

spedell ermXchtigten Beamten mit Procura 
und zwar derart geführt, dass die Namen der berechtigten Firmafllhrer 
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mter die mit Stampiglie gedniokte oder von wem immer geeehriebene Firma 
(§. 1) gesetzt werden. 

Dsrcb die Ilrma wird die Gesellaeliaft dritten Personen gegenttber 
ohne lUloluicht auf die im inneren Verwaltangsorganiimos anfgeeteUten 
etwaigen Besohifoknngen verpflichtet. 

§. 58. 
Prttflidinm. 

Der Verwaltungerath wXhli ans seiner Mitte einen Pittsidenten nnd 
«iaen Yicepräsidenten anf die Dauer eines Jahres. — Bei gleiehseitiger 
Ahwesenbeit der beiden erwilmten FunotionXre wird der Vordta Tom Ver* 
valtnngsrathe interimistisoh einem anderen Mitgliede Ubertragen. 

§. 59. 

Sitznn gen. 

Dpi- Vcrwaltungsrath versamnit-lt sich am Sitz<* d^r (if*><ellschaft 4) 
über Einladung seines Vorsitzenden oder des damit bcmift ragten Beamten, 
oder auf Verlangen von drei Mitglieilern, öo oll es die Geschälte erl'ordt rn. 
mindestens aber eiumal iu jedem Monate au einem im Voraus zu bestim- 
menden Tage. 

Die Art der Zusammenberufung bestimmt der Verwaltungsrath in seiner 
ersten Sitzung. 

g. 60. 

BesehlnssfXhigkeit. 

Zur FasBnng eine«? giltigen Beschlusses des Verwaltungsrathe-; ist 
«rforderlich, daas alle nif^ht zeitweilig vnn der Function dispensirten Mit 
glieder von der Abhaltung der Sitzung auf die von dem Verwaltungsrathe 
festzusetzende Weise verständigt wt rden, und wenigstens 6 (lÜnfj Mitglieder^ 
mit EinschluBS des Vorsitzenden; personlioh anwesend sind. 

§. 61. 

Besch lussfassu n g. 

Die Beschlüsse werden mit absoluter Stimmenmehrheit gofasst und 
Itiount der Vorsitzende mit. Im Falle der Stimraengleicliheit wird jene Hei* 
mmg zum BescMnsse erhoben, welcher der Vorsitzende beigetreten ist. 

8.62. 

Die nicht am Sitze der (jiesellschart dctmieiliienden, sowie Überhaupt die 
abwesenden Mitglieder des Verwaltungsrathes sind — mit Au>nalime des 
Präsidenten — berechtiget, die Erklärung über ihre Abstimmung schriltlich 
einzusenden oder ein in Wien anwesendes Mitglied des Verwaltungsrathes^ 
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mit A11K80I1I118S <ieB Präsidenten, mittelst ächiütiiclier Vollmacht zur Abgabe 
ihrer Stiinmen zu legfitirnin'ii. 

Es darf jedoch kein Mitglied des Verwaltungärathes mehr als ein solche 
Voliinacht Übernehmen. 

§. 63. 
Protokoll. 

lieber die Bcralhuii^en und Heselilüj^se des Ver\valtun(,'8r:itlies und der 
Subcomit^s sind Protokolle aufzuiichmeu, welche von dem Vorsitzenden und 
dem ScliriltlÜlirer uiitt^rzeiclinrt werden. 

In diesen Protokollen sind dii' Aiiwcseiidrn naincntlicli anzufüiiren, die 
aäninitliclien gestellten Anträge und gel'assten Besehlüsse aul'zunelunen. 
Aul" Verlangen eines Mitgliedes des Verwaltungsrathes ist dessen von dem 
gefassten Hesehln^se abweicliende Meinung zu Protocoll zu nehmen. 

Die Protokolle des Verwaltungsrathes sind durch den Miuisterialcom- 
missär zu vidiren. 

§. 64. 

"\V a Ii 1 e n. 

Alle von dem Verwaltungsratlte ausgehenden Wahlen erfolgen mittel&t 
Stimmsettel. 

65. 

Remuneration. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten fUr ihre Anwesenheit in 
den SitKungCB Präscnzmarkeu, deren We) th von der ordentlichen General» 
VerBammlung auf die Dauer von je 5 Jahren im Voraus bestimmt wird. 

Bis zur ersten ordentlichen General -Versammlung wird der Werth eioer 
solchen Präsenzmarke auf 10 fl. österreichischer Wälirung festgesetzt. 

Ausser diesen Präsenztnarken werden jenen nicht am Sitze der Gesell- 
schaft domicilirenden Mitgliedern des Verwaltnngsrathes, welche zu einer 
Sitzung nach Wien reisen, die diesAlUgen Reiseauslagen mit dem Pauschal- 
beträge Yon 60 fl. Österreichischer Währung für jede Reise vergütet. 

Während der Baozeit, das ist bis zur firdlfirang des Betriebes aaf der 
ganzen Länge der betreffenden Bahn, wird zur Deckung der Remnnerations- 
kosten des Verwaltungsrathes eine entsprechende Summe aus dem Bau- 
oapitale ausgeschieden. 

Nach Abiauf der Bauzeit hat die ordentliche General-Versammlung den 
Werth der Präsenzmarken, sowie der Reisekosten der Mitglieder des Ver- 
waltungsrathes und die denselben zu gewährende Tantieme an der Super- 
dividende (§. 72 e), mit Rttcksioht auf die Erträgnisse des gesellschaftliehen 
Unternehmens fUr je 5 Jahre zu bestimmen. 
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Die Tantieme des Verwaltnngsralhes darf aber anf keinen Fall in die 
Betriobsreclinangf eingestellt werden. 

Das Honorar der Mitglieder des Verwaltnngsrathes kann nicht mehr 
betragen als 10 Peroent der Snperdiridende. 

§. 66. 

Directionsausschnss. 

Nach Conetitnirung des Yerwaltungsrathes wühlt derselbe ans seiner 
Mitte jihrlioh einen aus drei lütgliedem bestehenden ständigen Direotions- 
ansBohnss, nnter dessen unmittelbarer Aufsicht die regelmissige Geschäfts- 
fthmng besorgt wird. 

Die Instruction fUr diesen Ansschuss wird vom Yerwaltungsrathe 
festgesetzt. 

§. 67. 
Bilanz. 

Am Schlüsse jedes Geschäftsjahres hat der Verwaltnngsrath ein Inren- 
tar der Activa und Passiva aufzustellen, und unter Berücksichtigung der 
gesetzlichen Vorschriften die Jahresbilanz zu ziehen. 

Die Jahresl»ilanz ist in den fUr die Kundmachungen der Gesellschaft 
gewühlten Blättern zu publiciren. 

§. 68. 
Agenturen. 

Die Geschäfte der Agenturen werden auf Gmnd der von dem Verwal- 
tongeratbe erlassenen Reglements und Instructionen besorgt 

C. Revisiontaustchust. 

6d. 

Zahl der Mitglieder. 

DerReTisionsansschuss zurPHifun^ der Gesellsohaftsrechnungen besteht 
aus drei Mitgliedern nnd drei Ersatzmännern, welche von der General- Ver- 
sammlung auf die Dauer eine."^ .lalires aus den der Verwaltung nicht ange- 
hörendeu, im Inlande ansässigen und stimmberechtigten Actionären gewählt 
werden. 

Jene Veiliältnisse, welche iia< Ii s?. 52 die Walil zu einem Mit^'liede des 
Verwaltun^'nrathes nieht j^^estatten. sdiliesseu auch von der Wahl zu einem 
Mitgliede de^ Kevisionsaussehusse?? aus. 

Die Ersatzmänner treten nur im Falle der V'erliinderuu'; der Mit;;lieder 
des Reviöionsaudschuöses, und zwar nach der ötimmenzahl, welche sie be» 
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der Wahl erhalten haben, in Ftmotion. Bei gleicher dtimmenzahl entocheidet 
das Los* 

§. 70. 

Priifnng der Reehnnngen. 

Der Revisionsausschnss hat die Richtigkeit der abgeschlossenen Jahres- 
recbiningen zu prUfeu und bierUber einen Bericht an die General- Versamm- 
lung zu erstatten. 

Er ist zu diesem Behufe bereciitig^t, von den Hiichern und der ganzen 
Gebarung; der Grsellschaft Einsieht zu nehmen und von den Rechnangs- 
legem die nötbigen Aulklärungen abzuverlangen. 

§. 71. 

Erster Revisiousansschuss. 

Der ReviaionsangschuBS für die erste Geschäftsperiode wird von dem 
Verwaltungsrathe in Gemäseheit des §. 69 gewählt, and ist die Wahl von 
der hohen Staateverwaltiuig lu beetätigeo. 

V. AbBOhnitt. 

BllMia« VerthMtaBff des RetaerMgntoaes. 

§. 72. 

Bilanz und Vertheilung des Reinertr&gnisses. 

Die Rechmingen der Cksellschafl werden jährlich am 81. Deeember 
ahgesohlossen und mit der Bilanz und dem Gutachten des ReTitioneans- 
sehuBses der General-YerBammlung vorgelegt 

Das nach Bestreitung aller Betriebs- und ^haltungsauslageo, nach 
Abrechnung der etwa erlittenen Verluste und der nothweodigen Abschrei- 
bungen Torhandene, in Silber EU berechnende Ertiügniss wird folgender- 
müssen verwendet : 
aj vor Allem zur Zahlung der fllnfproeentigen Zinsen und der Tilgangs- 

quote fUr die Prioritittsobligationen, sodann 
hj zur Bezahlung der Anfperoentigen Zinsen des Aotiencapitiles und der 
seinerzeit zur Amortisation des Actienoapitales in dem betreffBudea 
Jahre erforderlichen Quote. 

Ergibt sich ein Ueberschuss Uber das vom Staate garantirto Rein- 
erträgniss, so wird 

ej im Sinne des §. 20 die Hälfte dieses Ueberschusses zunächst znr Rfiok- 
Zahlung der etwa vom Staate in Folge der gewährten Garantie 

geleisteten Vorschüsse verwendet. 

Von der zweiten Hüllte des allfälligen Ueberschusses werden 
wenigstens 
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4) 10 Pereent einem sn bildenden Reservefonde, und twar so lange zuge- 
wendet, bis derselbe 10 Peroent des Aetienoapitales beträgt. 

Von dem Verbleibenden wird 
ein Yon der General- Versammlung zu bestimmender Tlieil als Tantieme 
dem Verwaltnngsrathe zugewiesen werden (welcher Uber die Verthei- 
hng nnter seine Mitglieder entscheidet) und der sonaoh sieh ergebende 
Uebersehuss 

J) als Snperdiridende an die Aetionäre nach dem Verhältnisse der Actieu- 
sahl yertheilt nnd vom nXehsten ersten Juli ab ausbezahlt. 

§.73. 

VerjEhrnng der Superdivid en den 

Snpprdividenden. wel. lio l)iiinf'ii fiint Jahren iiarli ilir er Fälligkeit nicht 
beijoben werden, sind zu tiunsten der Gesellschaft verfallen. 

VI Abschnitt. 

§. 74. 

Schiedsgerichte. 

Streitigkeiten, welche aus dem Gesellsohaftsverhftltnisse zwischen Actio- 
idben der Gesellschaft und der letzteren, beziehungsweise dem Verwaltuugs- 
mthe, zwischen AotionUren unter einander, zwischen dem Revisionsaus- 
Schüsse und dem Verwaltnngsrathe entstehen, werden durch das Schiedsgericht 
der Wiener Handelskammer mit Ausschluss jeder weiteren Berufung oder 
snderer Rechtsmittel cudgiltig entschieden. 

§. 76. 
Staatsaufsicht. 

D:i8 der li<tlieii 8taatsvt>r\valtuiifr '/ustoliende Aiil>i('litsrecht wird der- 
selben nach den l^estiinniuii<jfen der all{i:eint'in('ii <ie>otze und insbesondere 
in Gemässheit der Allerhöchsten Coucessiousurkuaden ausdrücklich vor- 
behalten. 

Die Regierujiir winl namentlich das Recht haben, durch ihr beorduetes 
Organ die GesehUttslührung prüfen zu lassen. 

Dem von ilir ausgesendeten Commissär steht das Recht zu, an den 
Sitzungen des Verwaltungsrathes oder an den General- Versammlungen nach 
seinem Gutdünken theilzunehmen , die in Hinsiebt auf das Staats- oder 
(öffentliche Interesse etwa nachtheiligen Beschlüsse zu suspendiren nnd 
liieyon dem Ministerium wegen weiterer Amtshandlung Bericht zu erstatten. 

48 
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Die Reg-ieruii^ wird Vorsorj^e treffen, dass die Beauinichtigung der 
(Te-^i'häl'tsführung in ökonomischer Iliihsicht auf eine solche Weise geübt 
w( rilc, dass bei der Vorlage der .In liresrechnungeu in der Regel uur die 
Bezifferungen der Ueberprilfung bedürfen. 

Mit Rücksicht auf die mit der Ausübung des obigen lieanfsichtigungs- 
rechtes der Regierung verbundenen Kosten, sowie zum Ersätze derjenigen 
Kosten, welche sowohl während der Bauzeit als nach der gänzlichen oder 
theilweisen Eröffnung der concessionirten Bahn dem Staate zufallen, wird 
die GeseUscaft zu Gunsten des Aerars jährlieh ein festgesetztes Pauschale 
Bahlen. 

Die Höhe dieser Summe bestimmt die Staatsverwaltung im Verhältnisse 
zu den bezüglichen Leistungen der übrigen österreichischen ßisenbabnen. 

§. 76. 
Auflösung. 

Im Falle der Auflösung der Gesellschaft wird die Art der LiquidstioD 
Yon der General- Versammlung yorbehaltlioh der Genehmigung der hohen 
Staatsyerwaltnng festgestellt. 



723. 

Vorstehende Statuten» welche an die Stelle der unterm 19. November 
1870, Zahl 14159, bestätigten Statuten treten, werden auf Grund Aller- 
höchster Ermächtigung genehmigt 

Wien, am 10. Februar 1873. 

Der k. k. Minister des Innern: 
Lasser m. p. 



2« Anmerkung zum VI. (ungarischen) Gesetz-Artikel vom Jahre 1869 
über den Bau und Beirieb der Enten VBgari8ch*giliii8chen Ueonotif-Eisenbiha. 

(Vgl. Bd. II, Abth. 2, Seite 948.) 
Zu §. 7. 

Mit dem XXIII. Gesetz-Artikel vom Jahre 1873, §. 3 (vgl. unter 6) 
wurde festgesetzt, dass die Staatsgarantie schon mit Eröffhung der Bahn 
▼on Legenyi-Mihilyi bis sum Tunnel in Kraft tritt. 

Mit dem XL. Gesetz-Artikel vom Jahre 1875 (vgl. unter 7) wurde 
die Regierung ermMohtigt, die in diesem Paragraphe festgestellte Staats- 
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gtnntie Tom 1. Jünner 1875 angefaDgen auf 60 Jahre und bezliglieh des 
gmcen ungarischen StreekentbeUes nm weitere 139.836 II. österr. WXhmng 
in Sflber, inol. der Amortisationsquote zu erhöben. 



3. Anmerkungen snr Gonee ssionsnrknnde yom 14. Jnli 1869 

iür die ungarische Stp'okt' >N'r LrsU'ii ungarisch-gali/ischen Kisenbahu. 
(Vgl. Bd. II, Af.ih. 2, iseite 962.) 

Zu §. 5. 

Mit dem XXIII. Qesets-Artikel Tom Jahre 1873 (vgl. unter 6) wurden 
mehrere Aendemngen in der teohnisohen Ansflihmng der Bahn angestanden. 

Zu §. 8. 

Die Erdffiinng des Betriebes auf der Strecke von Homonna bis aar 
prorisorischen Station vor dem OriUiztunnel erfolgte am 12. Juni 1873 
sad auf der Anschlnssstrecke dnrcfa den Tunnel bis zur galizisohen Ststion 
Lupkow am 31. Mai 1874. 

Zu den §§. 18 und 15. 

Mit dorn Erlasse des konigl. unirnrischen Connnunicati()ii>:minister8 
vnni r.. Octoher 1873, Z. 17.')ö2, wurde gestattet, d.iss, insolange eine 
Inanspruehnaiirae der Staatsgarantie seitens der Bahn in grosserem Umfange 
statttindot. die Verwendung der IV'. Wagenclasse auf der ungarischen Theil- 
strecke .auf Fälle von Arbeitertransporten einges(diränkt werde. — Mit dem 
weiteren Erlasse des königl. ungarisehen Communioationsministers vom 
4. Juli 1874, Z. 1U256, wurde gestattet, die IV. Wagenclasse im Loeal- 
verkelire bei einem tiiglich in jeder Richtung verkeiirenden gemisclitrn Zuge 
Sttf der ungarischen Strecke wieder einzuführen und iVn dieselbe den Fahr- 
preis Ton 12 kr. per Person und Meile mit Ausnahme für Fälle von Arbeiter- 
transporten probeweise in Anwendung zn bringen. 

Zu 17. 

Mit 1. Jänner 1878 ist auf Grund eines gemeinschaftlichen Ue))ereiu- 
ksmmens auf sämratlichen csterreichisclien und nngarisehen Eisenbahnen 
em neuer einheitlicher Militärtarif in lü-aft getreten. 

Zu §. 23. 

Aul Grund des XXIll. («esetz- Artikels v(uii .Inhre 1S73 vgl. unter 6) 
wurde der (Gesellschaft zugestanden, dass die Staatsgarautie für die Strecke 
^nb 2 schon mit Erijffnung der Bahn bis zum Gränztunnel, beziehungsweise 
zu der vor demselben zu errichtenden provisorischen Station beginne. 

48* 
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Mit dem Erlasse dos königl. ung^arisclion romraunieations-Ministers vom 
10. August 1874. Z. 1900, wurde die als Basis für die Stnatgo^anintie su 
iielnncndc Läiifie der ungarischen Strecke mit 15-823 Meilen festgesetzt. 

Auf Grund des XL. Gesetz- Artikels vom Jahre 1875 (vgl. unter 7> 
wurde die Staatflgarmntie rom 1. Jänner 1875 angefangen auf 60 Jahre und 
besflglich des ganzen ungarischen Streckentheiles um weitere 139.836 fl. 
österr. Währung in Silber inol. der Amortisationsquote erhöht. 

Auf Grand der weiteren Getets^Artikel XLI yom Jahre 1875 und X! 
▼cm Jahre 1876 wurde der Gesellsehaft zum Zwecke der Materialbeeehaffiing 
und fttr anderweitige Investitionen eine Erhöhung des garanfirten Anlage- 
oapitals bewilligt (vgl. die oitirten Gesetze, sowie das in Ausführung derselben 
abgeschlossene gemeinschaftliche Protokollar-Üebereinkommen vom 27. April 
1876 nnter «Ungarische Westbahn» 4, 5, 6 ond 7, Seite 568 bis 586). 

Mit dem im k. k. Handelsministerium am 7. December 1877 anf. 
genommenen gemeinschaftlichen Protokolle wurden zum Zwecke der Regelung 
der finanziellen YerUlltnisse der Glesellachaft, sowie bezüglich der Behandlung 
der Garantierechnungen weitere Vereinbarungen getroffen, welche die 
Genehmigung der beiderseitigen Regierungen erhielten. Der Abdruck des 
citirten ProtnkoUes muss mit Rficksicht anf dessen Datum dem nichsten 
Ergänzungsbande vorbehalten bleiben. 



4. Anmerkung zum Protokolle Tom S8. Angrast 1869 und mm 
HandeUministerial-Erlagse Tom 6. October 1870, Z. 18852 3996, 

bi-Ui'Ucnd die Führung der üelritbürichnungi-n und Theilnng der genieinsamen Aasgabcu. 

(Vgl. Bd. II, Abih. 2, 8«ite 971 und 984). 

Mit dem Erlasse des k. k. Handelsministers vom 22. October 1874, 
Z. 31794, wurden auf Grund des mit dem königlich-ungariscben Minister 
für Öffentliche Arbeiten und Communioationen gepflogenen Einyemehmeas 
besfiglich der im Protokolle vom 28. August 1869, betreffend die TheHuur 
der den österreichischen und den ungarischen Linien gemeinsamen Ans- 
gabs- und Einnahmsposten offen gelassenen Puncto nachstehende Bestim- 
mungen getroffen: 

Als Wechselstatiott im Verkehre von den österreichischen auf die 
ungarischen Linien und in umgekehrter Richtung wci-den die Stationea 
Zagörz und Mezö-Laboroz bestimmt, deren Kosten jedoch nicht als 
gemein<;am zu behandeln, sondern auf dein Betrieb.^couto der beziiirliohen 
Theilstrecken zu verrechnen sind. BezU};lirh der zwischen den ^-^enannten 
Stationen gelegenen 'l'heilstreeke sind die Kosten des Falir und Masohinen- 
dienste.s, sowie die Auslagen für die Werkstätte und die Keparaturskosteu 
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der Waf en als gemeingam zu behandeln and nach dem Verhältnisae der 
Zngnneilen auf die beiden Betriebsstrecken zu vertheileu. 

Nach demselben Verhältnisse der Zngsmeilen sind anoh die Einnahmen 
snd Aasgaben aas der Wagenmiethe aaf die beiden Linien sa repartiren. 

Bezüglich der Tbeilang aller Übrigen gemdnsamen Aaslagen haben 
die Bestimmungen des erwähnten Protokolles vom 28. Angast 1869 als 
Kchtsehnar za dienen. 

Mit dem weiteren Handelsministerial-Erlasse vom 26. Juni 1875, 
Z. 14835 worde dem Verwaltangsrathe der Ersten angarisch-galizisohen 
Eisenbahn aus Anlass der gegen obige Anordnungen erhobenen Bedenken 
bemerltt, dass mit obigem Erlasse die Anordnung des im Protoeolle vom 
38. August 1869, Z. 2 lit. c, vereinbarten Vertheilungsmodus, wonaeh 
besüglioh der gemeinsamen Beparatars-, Erhaltungs- und Ersatzauslagen 
Ar Fahrbetriebsmittel eine Vertheilung nach Zugsmeilen stattzufinden hat, 
keineswegs auf die Theilstreeke zwischen Zagörz und Mez9-Laboroz. 
beschränkt, sondern lediglich die Anwendbarkeit des gedaohten Vertheilungs- 
grondsatzes auch auf die als gemeinsam bezeichnete Theilstreeke ausge- 
q»roehen werden sollte. 

Gleichseitig wurde jedoch auf Grund des mit dem königlich-ungarischen 
Communications-Ministers gepflogenen Einvernehmens in sinngemässer Er- 
weiterung der den Gegenstand des Protokolles vom 28. August 1869 
bildenden Vereinbarungen auch die vom Verwaltungsrathe erbetene Aus- 
dehnung des bezeichneten Vertheilungsmodns nach Zugsmeilen auf die 
Kosten des «^esainmten Fahr- und Ziigförderungsdienstes bis auf Weiteres 
versuchsweise gestattet. 

Ilicrnit übereinstimmend sind die Tiieilun<;sscliUi8.seI in den ßetriebs- 
verträfren für die Diiiester-Staatsliahn und die Staatsbalin Taruow-Leluchöw 
(vg:l. Seit*' 86). dann für dif Parhtstrecke Uränzr Orlö (vgl. Seite 17 > mit der 
'iurcli die territoriale Lage bedingten Abweichung festji-estt llt, dass die 
Strecken Tarn6w-Lelncb6w-Orl6 iiin^iehtlich des Falir-. ZugtVnderungi^- und 
Werkstättendienstes und der Wagenmiethe eine ganz abgesonderte Gruppe 
bilden. 



Aiimerkluigen sur GoncessioBSiirkiinde toui 11. September 1869^ 

R. 0. BK Nr. m, 

fir die dsicrreichische Strecke der Ersten UDgariseh-gslitlseheB Eisenbahn« 
(▼gL Bd. IT. Abth. 2, Seite 973.) 

Zu Art. 3. 

Die Eröffnung des Betriebes auf der Verbindung^'^^trecke von der 
Station Lupkow durch den Gränztunnd bis zur provisorischen Station vor 
dem Tunnel in Ungarn fand am 31. Mai 1874 statt. 
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Zn Art. 4. 

Mit dem Erlasse der k. k. Statthalteici l'iir Oalizion vom Juli 1^<75. 
Z. 2fi031 wurdp der Bahnfrosellachaft über EnnU' litigiinj^ de?^ k. k. llaiiiieU- 
ministoiiiiins vom 5. März 1875, Z. 4039, du.' licwilliirun;! zum Hau und 
Betriebe einer S< lilrp|)l»a)in von der Station Olezanica zur benaclibarieu 
ScbueidemUhle der Firma Adolf K ruber ertbeilt. 

Zu Art. 8. 

Mit dem Handelaministerial-Erlasse vom 19. September 1873, Z. 31848, 
wurde auf Omnd der AllerbSchsten EntBefalieesimg vom 11. September 1873 
gestattet, dass insolange eine iDanspraehnabme der Staatsgarantie seitens 
der Baba in grösserem Umfange stattöndet^ die Verwendung der IV. Wagen- 
dasse in der galiaisoben Strecke dieser Babn auf Fälle von grösseren 
Arbeitertraosporten eingesobrftnkt werde. — Mit dem weiteren Handels- 
mininisterial-Erlasse vom 9. Juni 1874, Z. 17423, wurde auf Grund der 
AUerbdebsten Entscbliessung vom 28. Mai 1874 die Wiedereinfttbmng der 
IV. Wagenclasse im Localverltebre bei einem tSglicb in jeder Riebtung mit 
geringerer Oescbwindigkeit verkebrenden gemiscbten Zuge genebmigt und 
die Erböbung des Fahrpreises für diese WagendUsse von 9 auf 12 kr. pro 
Person und Meile mit Ausnabme der Fälle von Arbeitertransporten von 
mindestens 10 Mann, fttr welobe der bisberige Preis von 9 kr. pro Person 
beizubehalteu war, bewilligt. 

Mit dem Protoeoliar-Uebereinkommen vom 3. September 1878 (Kund- 
macbung im R. G. Bl. Nr. 119) wurden die Tarifbestimmungen fSr Personen 
und den mit der Personenbeförderung im Zusammenbauge stehenden Sachen- 
transport auf Grund des Gesetzes vom 15. Juli 1877, R. G. Bl. Nr. 64, 
betreffend die Maximaltarile tür die Peräoueubelorderung auf Eisenbahnen 
geregelt. 

Zu Art. 10. 

Mit 1. Jänner 1878 ist auf Orund eines J;emcin^chaltlieben Uebereiu- 
konimeuB auf sämmtlicben österreiebirieben nnd nnjrariscben Eisenbaliiien 
ein neuer einbeitliclier Militärtarif in Kruft getreten. 

Zu Art. 13. Alinea 2. 

In Folge der Allerböcbsten Entscbliessung vom 23. Mai 1878 wnide 
mit dem Handelsministerial-Erlasse vom 3. Juni 1878, Z. 14992. die im 
Artikel 13, Alinea 2 dieser Concessions-Urkunde enthaltene Besehränknng 
binsiohtlieb der Ausgabe von Prioritäts-Obligationeu der Actiengesellschsft 
der Ersten nugariscb-galiziscben Eisenbahn aufgehoben. 
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Za Art. 15. 

Auf Grand des Gesetoes Tom 5. Jnni 1875 (vgl. unter 8) wnrde der 
Oesellschaft ein besonderer StaatoTorsohoM im Betrage von 1,800.000 fl. 
^. W. bewilUgt 

Mit dem Handelsministerial-Erlasse vom 9. Augaet 1876, Z. 10386 
wnrde die Länge der österreicbisohen Strecke der Ersten nngarisch-galizi- 
sehen Bisenbahn, von der Mitte des Anfnahmsgebäudes in Przeiuysl bis snr 
Landesgränze im Tunnel bei Luplcow gemessen, nut 147*015 Kilometer 
gleich 19*380 Meilen anerkannt. 

Mit dem beim k. k. Handelsministerium am 7. December 1877 auf- 
genommenen ProtoeoUe (H. M. Z. 38199 ex 1877) wurden im Einvernelimen 
mit der k. k. Österreichischen und der königlich ungarisehen Regierung 
behufb Regelung der finanziellen Verhältnisse der GeBellschaft besondere 
Vereinbamnjcen getroffen und mit dem weiteren ProtoeoUe vom 10. December 
1877 (H. M. Z. 3770 ex 1878) in AnsfUhrung des Protocollcs vom 
7. December 1877 mehrere das Garantie-Rechnungswesen des österreiclii- 
sehen Theilcs der Ersten ungarisch -galizischcn Eisenbahn betreffende 
Fragen geregelt. 



6. XXiU. Gesetiartlkel Tom Jahre 1873, 

tbtr Ae Abänderung des toa dem Ausbau der Ersten ungarisch-gahzischen Eisenbahn 
hinddaden VI. GeseUsrtikcIs vosi Jahre 1869 und einiger Bestinniuigen der Bit denselben 

Inarticnlirten Coneessions-Urkunde. 

■(Sanetionirt am 6. Jniü 1878. Kandgemaeht im AbgeordnetenhauM am 6. Juni 1878, 

im Oberhanse am 9. Juni 1878). 

§. 1. 

Nachdem bei der an der LandesgrÜnze bei Hezd-Lab'»roz gelegenen 
Strecke der Ersten ungarisch-gatizisohen Eisenbahn der im §. 6 der durch den 
VL Gesetzartikel vom Jahre 1869 inartieulirten Concessionsurkunde fest- 
gesetzte kleinste Krümmungshalbmesser von 280 Meter wegen der Local> 
verbXltnisse nicht eingehalten werden kann, so wird gestattet, dass auf 
dieser Streeke du bis auf 200 Meter herabgemindeter Halbmesser In Anwen- 
dung gebracht werde. 

§• 2. 

Es wird femer zugelassen, dass dieEisenbahnslrecke zwischen Homonna 
und dem an der Landesgränze im Bau begriffenen Tunnel noch vor Beendi- 
^'uug de8 Ausbaues des erwähnten Tunnels dem allgemeinen Yetkehre über- 
geben werde unter folgenden Bedingungen : 



Digitized by Google 



738 



Ente ungarisch- 



d) dass neben dem an der Landesgräoze Im Bau begriffenen Tnnnel, bi» 
dahin als derselbe in Betrieb gesetzt wird, naoh dem dnreh die Kegle- 
rang festzusetzenden Plane eine proylsorische Station errichtet werde 

h) dass die erforderlichen Verittgungen getroffen werden, damit von dieser 
provisorlsehen Station bis sn der bis zum jenseitigen Ende des Tonnels 
an der Grilnze eröfftaeten gallzisehen Bahnstrecke die Reisenden nnd 
Waaren bis znr Zeit, wo der Tnnnel fertig sein wird, per Achse oder 
mittelst einer Rollbahn nm die fttr die onrrente Bahn festgesetzte Trans- 
portgebtthr ohne jeden Aufenthalt mit voller Sicherheit hinüber trans- 
portirt werden können. 

§.3. 

Von (k'in 'l a^-^c der S(»ge{irloteii Eröffnung: dieser Einscnbalnistrecke an, 
geniesst die in Betrieb i^tehende und v(»n Legenye -MihAlyi bis zum Tunnel 
reichende pranze Linie die im §. 7 dos VI. Gesetzartikels vom Jahre 1869 
festgesetzte Zinsengarantie von iU.nuO fl., wobei jedoch ausbedungen wird, 
dass für den Fall, als in dem Tunnel an der Oränze bis ersten November 1873 
die ordentliche CVtmniunic'a(i(»n nicht eröffnet wird, die von der im Sinne 
des §. 2 ortolgenden Erotinung der von Homonna bis zum Tunnel reichenden 
Strecke an bis zum l. November aus dem Titel der .Staatsgarantie ertheilten 
Vorschüsse (die iiacli der MiiuUyi - Homannaer Strecke bis zum Beiaule von 
30.000 tl. ertheilten (Jarantiebeträge ausgenommen) al«? solche Vorschuss- 
mehrbeträ.e werden betrachtet werden, welche im Sinne des J<. 25 der 
Concessionsurkunde sammt 6" « Zinsen dem Staatsschatze sofort zurück zu 
erstatten sind; vom 1. November an aber bis zur Eröffnung des Tunnels für 
die Homonnaer Gränzstrecke fernere Zinsengarantiebeträge uicbt ertheilt 
werden. 

Mit dem XL. Ctesetxartikel Tom Jshre 1875, |. 8 (vgl. unter 7) woide die GeeeU» 

echaft von den Rechtsfolgen befreit, bei welchen tie kier verpflichtet worden it^ den 
OrÄnztonnel bis cum 1. November 1873 Aussubaoen und su erSftien. 

Der Theilbetrag, welcher von der im Sinne des §. 6 der Gonoessions- 
nricande erlegten Cantionssnmme fttr die Homonnaer Grinsstreeke entfltth^ 
wird bis nm vollstXndigen Ansban der Bahn nicht ansgefolgt. 

Mit dem Vidlzu^re dieses Gesetzes wird der Minister für ÖfTeatUche 
Arbeiten und Commuuicacioneu, und der Finauzminister beauftragt 
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7. XL. Oesetzartikel Yom Jalu*e 1875 

iB Algdegenheit der Krhnhung der Staa(Sü;arantie der Ersten ung.irisi h-^alizischen EuenbaJm 
und der Modificirun^ des 3 des Gesetzartikels Will: I>i73. 

(Sanetionirt den 23. MjU 1876. Kundueiuacht !n Iteiden UMusem des Reichsrathes den 

24. M8i 167Ö.) 

§. 1. 

Die Regieruiiir wird iKn olIiniiclitifrt, da.ss sie die llir die Erste inigarisch- 
galizischft Loeotnotiveisenbalin im Geaetzartikel VI: 1S69, i>. 7 fest;r(;<!tol!te, 
Stiiatsgarautie hezliglifdi doK reinen Einkommens vom 1. Jänner 1875 an^^o- 
fangen auf 60 Jahre und bozUfrlich d*^» ganzen unjj:arischen Streckcntheilc« 
um samnit der Amortisatioiuiuote zu rechuende fernere 139.836 fl. ö. W. 
iu Silber unter der IJcdingnng erhübe: 
a/ dass dieGesellsc h.ilt lietretTades auf österrf icliischem Gebiete liegenden 

Streckentheils durch die österreichische Gesetzgebuug mit eiuer gleich- 

bewertheten Subvention betheiit werde; 

(Vgl. da« Qesets TOm 6. Juni 1876 unter 8.) 

h) daas die mit der Venohaffiing des «af die nngariBohen and österiviohi- 
sehen Strecken der Bahn entfallenden Grundbaacapitales betraut 
gewesenen Geldinatltnte den hiebei erreichten 3,500.000 fl. und den 
erentuell bei der Veraohainmg des hieuiit nachtrMglioh sichergestellten 
Capitaies an erreichenden ferneren Gewinn znr Deeknng der behn Baue 
der iiisenbahn erwachsenen Verloste verwenden ; 

cj dasB die GeseUschnft Yon allen, ans dem GesohSfte der Concession und 
des Banes der Bahn entstehenden Ansprttehen, welche sie gegen den 
Staat etwa anstrengen an kSonen glaubt, abstehe und den Staat yer- 
sichere, dass derartige AnsprUehe weder dureh den Bau- Hauptunter- 
nehmer, noch dnreh Andere angestrengt werden« 

2. 

Die in der mit dem Gesetzartikel VI vom Jahre 1869 inarticulirten 
ConcessiuDHurkunde, 28» drittes Alinea, hinsichtlich der Aetien und 
Prioritätsobligationen angesprochene Stämpel- und Gebührenfreiheit» wird 
auf die eiste Emission der auf Grund des gegenwärtigen Gesetses su emlt- 
tirenden Titres ausgedehnt. 

§. 8. 

Die Gesellschaft wird von den Rechtsfolgen befreit, bei welchen sie im 

Sinne des Gesetzartikels XXIII vom Jahre 1873, §. 3, verpflichtet wurde, 
den Gränztunnel bis zum 1. November desselben Jahres auszubauen und zu 
eröffnen. 
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§.4. 

Hit dem Vollzuge dieses Gesetzes werden der MiDister fUr öffentliche 
Arbeit und Communioatlon und der Finanzminister betraut. 



Naclulera die im §. 1 dieses Gesetzartikes sub a) gestellte Bciliugun^ 
der Betheilung des auf österreichischem Gebiete liegendeu 8treckentheile8 
durch eine gleich werthige Subvention mit dem österreichischem Gesetze rom 
5. Juui 1875 (ygl. unter 8) erfüllt und von Seite der Bahngesellsebaft die 
Nachweisung geliefert worden war, dass ibr ron der k. k. priv. Creditanstalt 
für Handel und Gewerbe im Sinne des obigen Gesetzartikels der Betrag von 
2,600.000 fl. gutgesobrieben worden sei und letzteres Creditinstitut mit 
Zuschrift vom 6. October 1875 der Babngesellschaft die Erklärung abgegeben 
hatte, dass «s auf jeden Gewinn aus der Begebung der auf Grund dieses 
ungarischen Gesetzartikels zu emittirenden Prioritäten verzichte, wurde ron 
der Bahngeselisehaft die Ausgabe von PrioritStsobligationen II. Emission 
im Betrage von 3.180.200 fl. ö. W. Silber veranstaltet, deren Verzinsung 
und Tilgung in der durch vorstehenden Gesetzarldkel gewährten Garantie- 
erhdhung und in einer dnreh die nicht vollständige Begebung des Actien- 
capitals verfügbar gebliebenen Quote des ursprünglich garantlrtenReinertrilg- 
nisaes ihre Bedeckung finden. Die fraglichen Actien (2598 Stttck) werden 
unter Ifitsperre des landesflirstlichen Commissärs unter Verschluss gehalten. 
Die Modalitäten dieser Prioritätenemission wurden mit dem Handelsministe- 
rial-Erlasse vom 3, Juni 1876, Z. 14992 Namens der 5sterreichischen 
Regierung als Territorialregierung der Gesellsdmft genehmigt. 



8. Gesetz vom 5. Juni 1875, K. G. Bl. Nr. 92 und t. Bl. Nr. 7.5, 

betraffend die Bewährung eines Vnrschuss.'s- in \^•,lnd(>run^ des (■"»•sfizes vom 20. Mai 1069 
(R. G. Bl. Nr. 63) für dii; Interoehutuag der Frzemy&l-Lupkow«r EiseDtMÜin. 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde ich anzuordnen, 
wie folgt : 

Artikel 1. 

Die Regierung wird ermächtigt, der Gesellschaft der Ersten ungarisch- 
galisischen Eisenbahn einen Vorachuss von Einer Hillion Achtmalhundert 
Tausend (1,800.000) Gulden in Noten österreichischer Währung für den 
Fall zu gewähren, als der gedachten Gesellschaft eine gleiche ünlerstOtsuag 
von der königlich • ungarischen Regierung zu Thefl wird, sei es durch 
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Gowähriing eines Barvorscliu^^scs von p^loiciier Hohe oder dureli Erhohunir 
der (iarantie tür den im Uebiete der Länder der ungarischen Krone gelegenen 
Tlicil der Ersten uugarisch-galizischen Eisenbahn nm den Betrag von jähr- 
lich Eininindert Dreissig Neun Tausend Ackthuntlert Dreisnig sechs (139.836) 
Gulden in Silber fiir die Dauer von sechzig Jahren. 

(VgL den XL. (unpfarischen) Go8et2artikel vom Jahre 1876 unter 7.) 

Von der ertbeilten firmächtigung kann ferner nur dann Gebrauch 
gemaeht werden, wenn von der k. k. privUegirten ÖBierreieliischen Credit- 
ttutaltfttr Handel und Gewerbe zur theilweisen Bedeckung des bei der 
ol^nannten Bahn entstandenen Anlagecapitalsabganges ein Beitrag von 
Zwei Millionen Fttnfmalhundert Tausend (2,500.000) Gulden österreichi- 
scher Währung an die Bahngesellschaft geleistet wird. 

Artikel IL 

Auf die Verzinsung und Rückzahlung des im Artikel I angeführten 
Toischusaes finden die Im Artikel 18 der Ooncessionsurkunde vom 11. Sep- 
tember 1869 (R. 0. Bl. Nr. 180) enthaltenen Vorschriften Anwendung. 

Artikel III. 

Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in 
Wirksamkeit 

Mit dem Vollzüge desselben werden der Hsndelsminister und der 
Finanzminister beauftragt. 
Ischl, am 5. Juni 1875. 

Franz Joseph m. p. 
Aienpeig m. p. Cbluneeky m. p. Pretls m. p. 



Nachdem die im Art. I gestellte Bedingung einer gleichzeitigen Er- 
höhung der Garantie für den im Gebiete der Länder der ungarischen Krone 
gelegenen Theil der Ersten ungarlsch-galizischen Eisenbahn durch den 
XL. Gesetzartikel vom Jahre 1875 (Tgl. unter 7) erfttlU und von Seite der 
Bahogesellschaft die Nachweisung geliefert worden war, dass ihr von der 
k. k. priv. österreichischen Creditanstalt für Handel und Gewerbe Im Sinne 
des Torstehenden Gesetzes der Betrag von 2,500.000 fl. gutgeschrieben 
worden sei, wurde vom k. k. Finanzministerium einverständlich mit dem 
k. k. Handelsministerium die Flüssigmachung des Staatsvorschusses von 
1,800.000 ri. '6. W. mit den Erlassen vom 13. October 1875, Z. 4858-F. M., 
und vom 16. October 1875. Z. 11>26 -F. AI. (H. M. Z. 33122 ex 1875; bei 
der Staatg-Centraleasse veraulasi<it. 



Digitized by Google 



742 



K. k. prW. Ershenog 



JL K. priv. Erzherzog Albrecht-Bahn. 

(YgL Bd. II, Abth. 2, Seite 1^21 und Erg.-Bd. I, Seite 52b.) 

1. Statuten der k. k. priT. Enhenog Albreeht-Baliii. 

Erg.-Bd. T, Seite 5Sft. 
Anhang. 

In Folge Beschlnsses der ausserordentliohen General-Vergammlung der 
ActionXre der k. k. priv. Erzherzog Albrecht-Bahn vom 5. April 1875 und 
mit Genehmigung des hohen k. k. Ministeriums des Innern vom 4. November 
1675, Z. 14190, sind die §§. 7, 8, 9, 11, 16, 17, 22, 24, 27 und 28 obiger 
Statuten theilweise abgeändert worden, und haben nunmehr zu lauten: 

§. 7. 

Das ursprttnglieh auf 10,119.800 11. österr. Währung Silber festgesetzte 
Actien-Gapital besteht dermalen in Folge Reduetion aus 7,119.800 fl. 5sterr. 
Währung, d. i. Sieben Millionen Einhundert Neunzehn Tausend Aohthundeit 
Qulden österr. Währung Silber, zertheilt in 85.599 d. i. Fttnf und Dreissig 
Tausend Fünfhundert Neunzig Neun, auf den Ueberbringer lautenden nntheO- 
baren, einzeln ttber 200 fl. österr. Währung in Silber, gleich 1837, Thaler, 
gleich 233 Vs Gulden süddeutscher Währung, ausgestellten Actien. 

§. 8. 

Behufs Aufbringung des zur Herstellung und Inbetriebseteung der ob- 
genannten Eisenbahn erforderlichen Mehraufirandes dient der Oeeellschaft: 

a) Die durch die a. h. Concessionsnrkande vom 22. October 1871, R. G. 
Bl. Nr. 135 vom Jahre 1871, §. 24. bewilligte Hinausgabe von 
Prioritäts-Obligationen I. Emission bis zur Maximalhöhe von 15,179.4000. 
österr. Wiihrung Silber Nominale. 

b) Die liinausgabe von Prioritäts-Oblijrationeii Ii. Emission im Betrage 
von K,()(>o.00() Mark deutscher Reichswährun?, gleich 4ou.(K)0 Pfund 
Sterling oder lO.oOO.OOU Francs oder 4,000.000 fl. österr. Währung 
in klingender MUnze. 
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Dir Priorität «Ml lauten auf den L'eberbriiiger und sind untheilbar. 
Die Formularieu der auszugebenden Prioritäta-Obligatiouen unterliegen 
der Genehmigung der Staatarerwaltung. 

§. 9. 

Für den Fall einer Erweiterung der gesellscbaftlichen Unternehuinn;; 
im Sinne des §. 2. Ht. b, c und d und für den Fall des Bedarfes wird die 
fiinansgabe neuer Actien und Obligationen Uber Beschlnss der General- Ver- 
sammlung mit Genehmigung der Staatsverwaltung vorbehalten. 

11- 

Die Zahlung der Zinsen- und Dividenden-Coupons der Actien erfolgt 
in österreichischer Währung in Silber halbjährig nachhinein, und zwar am 
1. Jänner und 1. Juli eines jeden Jahres an den Ueberbringer an der gesell- 
schaftlichen Hauptcas^o in Wien und an jenen Orten des In- und Auslandes^ 
welche der Verwaltungsrath bestimmen und kmidmachen wird. 

§. 16. 

Die k. k. priv. Erzherzog Ali)reclit Uahn geniesst die staatliche Garantie 
für das Keincrträgniss nach Massgabe der a. h. Goncessionsurkunde vom 
22. October 1871, R. G. Bl. Nr. 13'). und der innerhalb der Gränzen des 
Gesetzes vom 25. Mai 1871, R. G. Bl. Nr. 51, von der hohen k. k. StaaU-. 
Verwaltung bewilligten oder noch zu gewährenden Garantie-Erhöhung. 

§. 17. 

Die Actien samnit Coupons und Talon werden nach dem Foimulare 
Beilage I ausgefertigt, aus einem bei der Gesellschaft aufzubewahrenden 
Jnxtabuche geschnitten, mit fortlaufenden Nummern, dem Troekenstämpel 
der Gesellschaft und der Unterschrift zweier Mitglieder des Verwaltnngs- 
rathes versehen. 

§. 22. 

Die Gesellst lialt erkennt ftir jt'de Actie nur einen EigenthUmer an; 
mehrere Theilnelmier einer Actie niii.sst.n daher ihre gemeinsameu licehle 
durch einen gemeiuscliaftlicheu Vertreter wahrnehmen lassen. 

§. 24. 

Die Actien, sowie die Interinjsscheiue k!»nnen gegen Entrichtung der 
hieflir von der Gesellschait bestimmten Gebühr bei der Gasse der Gesellschau 
hinterlegt und dagegen auf den Nauieu des Erlegers lautende Erlagscheine 
erhoben werden. 

Die Auszahlung der Zinsen und Dividenden ündet dann gegen Vor- 
weisung des Depositenscheines statt. 
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§. 27. 

Alle Oeneral-Versammitingen werden am Sitze der GeBellsohaft ab* 
gehalten. 

Die Einberufung derselben erfolgt unter Mittheilnng des wesentüoben 
Inhaltes der Gegenstände der Verhandlung durch den Verwaltungsratfa mittelst 
zweimaliger öffentlicher Bekanntmachung, welche spätestens vier Wochen 
▼or dem Versammlungstage in den öffentlichen Blättern erscheinen mns8(§.$t. 

Im Falle Jedoch eine ausserordentliche QeneraUVersammlung im Sinne 
des §.31 der Statuten einberufen wird, genttgt die blos einmalige Kund> 
machung dieser Einberufung in der „Wiener Zeitung** und einer in Lemberg 
erscheinenden polnischen Zeitung — auch kann in diesen Fällen die ausser- 
ordentliche General-Versammlung schon am vierzehnten Tage nach dem 
Tage der Einschaltung dieser Kundmachung abgebalten werden, und sind 
zur Tbeilnahme an derselben alle Jene Actionäre berechtigt, welche ihre Actien, 
respective Interims-, Einlags- und Genuss-Scheine wenigstens acht Tage vor 
dem Zusammentreten der ausserordentlichen General- Versammlung an dem 
▼om Verwaltungsrathe bezeichneten Orte deponirt haben. 

Die statutenmässig gebildete General-Versammlung besohUesstinneihalb 
der Gränzen der allgemeinen Verordnungen und der Statuten Aber alle 
Gegenstände, deren Entscheidung ihr ausschliesslich vorbehalten ist, oder 
welche ihr vom Verwaltungsrathe vorgelegt werden, und es wird in der 
General-Versammlung nur über jene (ippenstäiide giltig verhandelt und 
entschieden, welche in der Einherufuugs-Kiiii<lina"hung bezeichnet sind. 

Die statutenmässig gefassten Üeschlüsse der General- Versammlung sind 
für alle Actionäre verbindlich. 

§.28. 

Die ordentliche General-Versammlung lindet stets innerhalb des ersten 
Semesters eines jeden iJeiriebsjahres !*t:itt. 

Die erste ordentliche General-Versammlung wird im ersten Semester 
1876 litutttinden. 

17 73Ö. 

Vorstehender Anhang zu den unterm 12. Februar 1872, Z. 1975, 
bestätigten Statuten der k. k. priv. Erzherzog Albrecht-Bahn wird auf Grund 

der Allerhöchsten Ermächtigung genehmigt. 

Wien, am 13. December 1875. 

Der k. k. Minister des Innern: 
Lasser m. p. 
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2. Aumerkungea zur Concessionsnrkuude vom 22« Oetober 

R. 0. Bl. Nr. 135, 

Ar fie EiirBbahn tob Lenberg über Stryi an dit- ualizisch-uDgarische Grinu Aiii.Be8kid, dann 

von Str)i nach SUnislau. 

£rg.-Bd. I, Seite 647. 
Zn 6. 

Die Erüffnung des Betriebe:» erlulgte aut deu einzelnen Strecken, und 

zwar: 

Lern b erg- Ötryi am 16. Oetober 1873 und 
Stryi-Stanislau am 1. Jänner 1874. 

Zu §. 7. 

Aut Grund der Bestimmung dir^sp^ Paragriiplios wurde der Actien- 
irespllsrhaft der k. k. priv. Erzherzog' Albreclit-Bahn mit Erlass des k. k. 
Handelsministers vom 25. April 1S76, Z. 8381, die Bewillij^ung zum Bau 
eines Zweiggeleises zu dem nächst der Station Do Ii na befindliehen Uolz- 
depdtplatze des Gutsbesitzers Ritter v. r«pper zu WeMiii ertheiit. 

Zu 11. 

Laut Kundmachung des Handelsministeriums vom 13. September 1875 
(Vgl. unter 3.) wurde in Folge Allerhüchster Entschliessung vom 5. Sep- 
tember 1875 bis auf Weiteres gestattet, den Fahrpreis der IV. Wagenclasse 
von neun auf zwttlf Kreuzer per Person und Meile zu erhöhen. 

Zu §. 15. 

Am 1. Jänner 1878 ist auf Grund eines gemeinsohattliclien Leberein, 
kommens auf e&mmtlicben österreichischen und ungarischen Eisenbahnen 
ein neuer einheitlicher Millt&rtarif in Wirksamkeit getreten. 

Zu §. 17. 

In Folge Allerhöchster Entschliessung vom 22. April 1875 wurde mit 
dem Erlasse des k. k. Hafldetsministers vom 23. Mai 1875, Z. 12823, im 
Einvernehmen mit dem k. k. Finanzminister zum Zwecke der Bedeckung 
der Kosten der fUr die Beskid-Linie gemachten Voreinleitungen und Fahr- 
parkbestellung die Erhöhung des auf die bereits im Betriebe befindlichen 
Strecken der Ersherzog Albrecht-Bahn entfallenden garantirten Reinertrag- 
nisses um den Betrag von rund 68.000 fl. unter der Bedingung bewilligt, 
dass diese Garantieerhöhung nach Massgabe der ihr zu Grunde liegenden 
Mehrleistungen und thatsXchlioh bestrittenen Vorauslagen, insoweit dieselben 
bereits nachgewiesen sind und dt^n im Betriebe stellenden Strecken zu Gute 
kommen, vom Tage der oben liezogenen Allerhöchsten Entschliessung an- 
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^'('laii-(Mi. sonst, nlior in jenem Zoitpiinkte einzutreten hat, wenn die facti>ehe 
lieBtreitung der erwähnten Vorauslagen und die Verwendung des Fahrparkeft 
der Beskid-Liuic auf den Betriehs>trecken naehp^eAviesen sein wird. 

Mit dem Erlasse des k. k. Finanzministeriums vom 29. März 1877, 
Z. 1359-F. M. (II. M. Z. 10227) wurde einvernehmlich mit dem k. k. 
Handelsministerium die Länge der beiden gebanten Strecken Lemher^-Stryi 

und Stryi-Stanislau mit 181-022 Kilometer 

jene der nicht gebauten Strecke ätryi-nngarische Gränze 

(Beskid) mit 78-992 , 

die üe^ammtlänge der coDcessioiiirten Bahn mit . . . 260*014 Kilometer 
und das garantirte ReinertritgnisB per Kilometer und Jahr mit 4922 fl. 81 kr. 
festgeetellt, wonach sieh das garantirte Reinerträgni»» für die eioselnen 
Betriebsjahre, wie folgt, berechnet: 

fttr das Jahr 1878 mit 76.456 fl. 19 kr. 
, , , 1874 „ 862.422 „ 19 „ 
n „ „ 1876 « 929.662 « 22 „ 
« « « 1876 „ 964.186 « 91 „ 
Die Eröffnungstage der einzelnen Strecken sind oben zn §. 6 angegeben. 

Zu §. 22. 

Laut Artikel I des Protokollar-Uebereinkommens vom 18. Mai 1878 
ttbemahm die Regierung auf Qrund des Gesetzes vom 14. Deoember 1877, 
R. 6. Bl. Nr. 112 unbeschadet der Bestimmung dieses Paragraphes die 
Deckung der nach Richtigstellung der Betriebsreohnungen sieh ergebenden 
Betriebskostenabgttnge der Erzherzog Älbrecht-Bahn. 

Zu §. 24. 

Mit dem Handelsministerial-Erlasse vom 23. Mal 1875, Z. 12823, mit 
welchem die Erhöhung des auf die bereits im Betriebe befindlichen Strecken 
der Erzherzog Albreeht-Bahn entfallenden garantirten Retnertrignisses um 
den Betrag von 68.000 fl. (vgl. die Anmerkung zu §. 17) und zu diesem 
Ende die Ausgabe von 4110 Stück der (ttr den Bau der Beskid-Linie 
reservirten PriorltSts-ObKgationen im Nominalbetrage von 1,288.000 it. 
österr. Währung bewilligt worden ist, wurde in Folge Allerhöchster £nt- 
Schliessung vom 22. April 1875 auch gestattet, dass zu obigem Zwecke die 
concessionsraässig festgesetzte Maxiinalgränze fUr die Ausgabe von Prioritäts. 
Obligationen überschritten werde. 

Zu den §§. 26, 82 und 88. 

Lant Kundmachung des k. k. Handelsministers vom 29. Juni 1878, 

R. 0. Bl. Nr. 89, wurden auf Grund der AUerhöclisten Entschliessung vom 
24. Juni 1878 die Bestimmungen dieser Paragraphe dahin abgeändert, dass 
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die daselbst iiormirto Üaiier der StenerbelVeiung, der Allerliochsten Con- 
cfssion und der Nichteinlüsbarkeit der Bahn vom 1. Jäuner 1875 an zu 
gelten bat. 

Zu den §. 30 und 31. 

Mit dem Protokolle vom 28. Ootober 1876 (vgl. unter 4) wnrden 
Bestimmongen Uber die in den Reserrefond zu hinterlegenden Betri^fe, sowie 
Über die von der Oesellsohaft fOr die Erfttllnng ihrer VerbindliohlEeiten zu 
leistende Sieherstellnng getroffen, erstere Jedoch mit dem Protokollar-Ueber. 
einkommen Tom 16. Hai 1878 (Z. 1048-H. M. ex 1878) einer neuerlichen 
Regelung unterzogen. 



3. Kundmachung des Handelsniiulsteriums vom 13. Septeniber 1875^ 
B. 0. B1. Nr. m und 0. B1. Nr. 109, 

bctreflend die Erhdhuog des Fahrpreises iür die IV. W&genclasse aul' der Erzherzog Aibrecht- 

Hahn. 

In Folge Allerhöchster Eiitschlieasung vom 5. September 1875 wird in 
theilwei»er Abänderung des §.11 der ConceBBionsurkunde vom 22. Oetober 
1871 K. G. Bl. Nr. 135) der Unternehmung der Erzherzog Albreoht-Babu 
bis auf Weiteres gestattet, den Fahrpreis der IV. Wagenoiasse von nenn anf 
zwölf Krenzer per Person und Meile za erhöben. 

Chlineekj m. p. 



4. FrotokoU, 

aufgenommen im k. k. I inanziiiinisterium am 2'>i, October 1876. 

GegenwXrtige: 

Herr k. k. Sectionschcf Dr. Ritter von Beiecny als Vorsitzender, 
Herr k. k. Seetionsrath im Handelsministerium Dr. liittcr von WiUek, 
Herr k. k. Seetionsrath im Finanzministerium Johann Bayer, 

In Vertretung der k. k. priv. Erzherzog Albrecht-Bahn die Verwaltangs- 
aiitglieder: 

Herr Yicepräsident Ritter von iegeihart, 
Herr Dr. Ritter von Itedel, 
Herr Ritter von laner, 

der gesollsehalttiche Seeretär Herr Dr. Illler. 

4« 
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Gegenstand 

der Verhundlttng ht die Feststeilling der Bedingungen^ unter welchen 
der Erzherzog Albreeht-Bahn die bei der k. k. Staatseentraloasse 
als Caation erliegenden 4200 Stttck Priorit&ts-ObUgationen I. Emission im 
Kominalbetrage von 1,260.000 fl. Silber, behnfs Vernichtung des nicht 
emittirten, den Nominalbetrag von 3,267.000 fl. umfassenden Restes der 
obigen Emission ausgefolgt werden könnten. 

Der Herr Vorsitzende eröffnet die Verhandlung, indem er bei Angabe 
des Gegenstandes in Erinnerung bringt, dass nach Hassgabe der über das 
einschlägige Ansuchen der OescUschaft im der k, k. Generalinspection 
der Österr. Eisenbahnen gepflogenen Ermittlungen die rttokst&ndigen 
Leistungen, iür welche die fragliche, in GemXssheitdesf. 31 der Allerhöchsten 
Goncessionsurknnde vom 22. October 1871, R. G. BL Nr. 136, zur Sicher- 
Stellung der concessionsmässigen Verpflichtungen bestellte Gaution, abgesehen 
▼on dem hiebei nicht weiter in Betracht zu ziehenden Ausbau der Eisenbahn- 
linie Stryi-Beskid und den bereits in der Beseitigung begrifi^enen Gollan- 
dirungsmängeln und GrundeinlÖsungsrttckstiinden derzeit noch zu haften hat, 
mit nachstehenden Werthbetrilgen beziffiert werden: 

1. An Nachtragsherstellungcn, fttr welche der Staat nicht durch Bflck* 
behalt eines Theiles der GarantievorschUsse bedeckt ist . . . 131.900 II* 

2. Specialfonds flir Herstellung von EisenbrUckcn (§. 4 

der Allerhöchsten Concessionsurkunde) 750.O0Ü , 

3. Reservefonds nach 30 der Allerhöchsten Conces- 
sionsurkunde 382.000 „ 

Zusammen . 1,263.900 Ii. 

Gbwohl nun bei dem Umstände, als die Gesellschaft in mehreren 
Richtungen den ihr nach dieser Urkunde obliegenden Verpflichtungen nicht 
nachgekommen ist, die Staatsverwaltung zweifellos bere<Ätigt wXre, ohne 
RQcksioht auf das Ansuchen des Verwaltnngsrathes die ihr zur Wahrsag 
ihrer Rechte geeignet erscheinenden Massregeln zu ergreifen, so werde doch 
Angesichts der bedrängten Lage der Gesellschaft von den bethoiligtaB 
k. k. Ministerien die Geneigtheit kundgegeben, durch Will&hrungen io 
Bezug auf das gestellte Ansuchen der Gesellschaft die Consolidirung der 
schwebenden Schulden durch die ehestens durchzaftihrende Begebung der 
in Gold verzinslichen Prioritäts-Obligationen II. Emission im Nennwerthe 
von 4,000.000 fl. zu erleichtem. 

Zu diesem Zwecke werden, nachdem die Vertreter der Erzhersog 
Albrecht-Bahn gegen die Aufstellung der Generalinspection vorbriEges, 
dass der ad 8 beziff^erte Reservefond concessionsmässig durch RUckbehaUoiig 
von Obligationen und Actien zu bilden gewesen wäre, deren effisctiver Werth 
den bezifferten Betrag von 382.000 fl. weitaus nicht erreichen wttrde i»d 
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etwa mit -JOo.ooo tl. anziuiplimen wäre, unter Vorbehalt der Goiieliniiguiifj 
Ihm ExPoIloiizt'H d»?r Herren Minister der Fiuauzeii und des Handels die 
uachsteheuden Vereinbarungen getroffen. 

I. 

In Bezug auf die Kisenbalinlioien Leuiberf^-Stryi und Stryi-Stanislau 
wt rdt n inshesoiiderc als rlickständipre Leistungen, welche derzeit noch den 
r}ru'enst;uid einer cautionsweisen Haltung der Bahngesellschaft zu bilden 
liaJ'cn. unbeschadet des Ergebnisses der im Zuge belindlichen Collaudirung, 
ilie nachstehenden Posten im effectiven Qesammtbetragc von rund 1.100.000 fl. 
cinvor-^täiidlich anerkannt; und zwar: 

A. Die Bildung eines Speciallondis für die Herj*tellung der eisernen 
Brücken 4 der A lierliücbsten Oonoessionsurkunde) im effectiven 
Betrage von 75U.UUÜ H. 

B. Die Bildung eines Reservefondes nach i?. 30 der Allerhüclistcu Conces- 
sionsurkunde mit dem Nominalbetrage von 382.000 fl. in Gesellschaft, 
liehen Effecten (3/3 Obligationen, Actien) oder im effectiven Betrage 
von 200.000 fl. 

C. Die folgenden seinerzeit Uber Vei langen der Staatsverwaltung auf 
Kosten des Baufondes auszuführenden, den Gesammtkostenbetrag von 
131.900 fl. umfassenden HersteUungen, insoweit die Gesellschaft niclit 
von der AusfUhrang einer oder der anderen dieser fierstellnngen 
enthoben wird. 

1. Umlegung der Magazinsgoleise nebst den Fiachtenmagazinen in den 
Btationen Morszyn and Erechowioe (H M. Z. 35860 ex 1874) im Kosten- 



betng« Yon 4.600 fl. 

2. Ümlegnng des Hagazinsgeleises io der Station Miudan 

(H. M. Z. 35860 ex 1874) 600 „ 

3. Versetsnng der Wasserkrahne in der Station Dolina 

(H. M. Z. 35860 ex 1874) 2.500 « 

4. Completining der Station Dolina im Sinne der An- 
forderungen des Reiehskriegsministerinms (H. IL Z. 35860 

ex 1874) 10.000 „ 

5. Beseitigung der Strassenkrensangen bei Profil 426 und 
657 der Strecke Lemberg-Stryi, dann im Profil 1/2, 14/15, 
637/8 and 1015/6 der Streeke Stryi Stanislan daroh provi- 

sorisobe Strassenflberbrttokangen (H. H. Z. 41191 ex 1873) . 63.000 r 

6. Herstellang des eoncessionsmttssigen MaximalgefllUes 
TOB 15 pro mille im Bednarower Einschnitt (H. H. Z. 36455 

und 37438 ex 1874) 1.000 „ 

7. Avswecbslung der Hoisttberlagen von 88 Rampen- 

mnllen der Strecke Stiyi-Stanislaa darch Steinplatten . . . 4.000 „ 
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}s. Vormthiunir der Ncbenfjcleise beider Linien auf das 
concessionsinäs-ii^^e Ausmass von l.'>»/o liahnläoge 1 
der Allerhöchsten Coucesslonsurkunde) 46.200 « 

Zmammen . 181.90011. 

II. 

Die StaatBTerwaltnng wird unter ansdrileklicher Anfreehthaltang des 
denelben nach g. 31 der Allerhöchsten Ooneesdonsnrknnde sastehendeB 
' Rechtes zur Siehentellung der ErllUinng aller eoneeMioneniftseigen Verbuid- 
liehkeitCD, jederzeit den Erlag einer den effectiren Werth von 1,000.000 d. 
repräsentirenden Caution zu fordern, und im Hinbliclc auf den Umstand, dass 
In Fol^e der rückständigen Leistungen eine Belastung der Betriebsreohnnng 
nicht stattfinden darf (§. 4 Abs. 9 und 49 der Allerhöchsten Concessions- 
urkunde), keinen Anstand nehmen, zu gestatten, dass die bei der k. k. Staats- 
centralcasse als Cnution erliegenden 4200 Stück Prioritäts-Obligationen 
I. Emission der Erzherzofr Albreclit-liahn im NominHlbetra^j^e von l,2G0.000fl. 
Silber, behufs der unter Intervention des landessfiirstliehen Ooinmissär« durch 
zuführenden Vernichtung des nicht emittirten, den iSominalbetra^' von 
3,2G7.UUU Ii. unifasseudeu Restes der obigen ICinission, an die Bahn- 
gesellschaft zu Händen ihrer gehörig bevollmächtigten Vertreter ausgefolgt 
werden. 

m. 

Der Verwaltungsrath der Erzherzog Albreclit-Bahngesellschaft ver- 
pflichtet Eich, mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln dahin zu witken. 
dass nach Vollzug der oberwähnten Reduction der Prioritätssehuld I. Emission 
und Uichtigstellung des Lastenstandes die Begebung der II. Prioritäts- 
anleihe im Nominalbetrage von 4^000.000 ti. österr. Währung in Gold unter 
den von der Staatsvcrwaltang zn genehmigenden Modalitäten, insbesondere 
bezüglich des EmissionscourseSi ehestens dorchgefUhrt werde. 

Desgleichen übernimmt der Verwaltungi^rath die Verpflichtung, den 
nach Berichtigung der schwebenden Schulden nnd nach Bestreitang der 
zar vollständigen Behebung der Collaudimngsmängel beider Linien erfor- 
derlichen Kosten erübrigenden Rest des Erlöses flür die mvsmgebenden 
PrioritXts-Obligationen II. Endssion zur Bildung eines Speolslfonds behifA 
Erimiungy beziehnngsweise Sioherstellung der im Pankte I bezeiebnetes 
Yerbindliehkeiten zn verwenden nnd zu diesem Zwecke anter Mitsperre des 
landesfUrstlichen Commissärs zn Torwahren, derart dass die bestimmnngt- 
mllssige Verwendung dieses Fondes, an welchem der Staatsverwaltiuig Uber 
Verlangen das Pfandrecht einzuriinmen ist, nur Ober Torlilaflge Geneh- 
mignng der Staatsverwaltnng stattfinden darf. 
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IV. 

Ausserdem widmet die Ershenog Albreoht-Bahn sn den im Punlcte I 
beieiehneten Zweeken Yon dem nach Bestreitnng des jährlieheii VeninsangB- 
md Tilgangserfordernisses der geseUschaftlioheii PirioritStsaiilehen L und 
IL Emission eiübrigenden Reste des garantirten Reinertrilgnisses den Jahres- 
betrag von 30.000 fl. derart, dass dieser Jahresbetrag, welcher fiber Ver- 
liDgen der Hegiemng einstweilen in den Beservefond zn hinterlegen ist, 
seinerseit snr Sicherstellang der anlehensweisen Aufnahme des nach Mass- 
ffsbe des Punktes III erttbrigenden Gelderfordernisses für die im Punkte I 
beseiehneten Zwecke zu dienen hat. 

Dabei soll es der StaatsTcrwaltung auch freistehen, einen diesem Jahres- 
betrsge entspreehenden Theil der Oarantievorsehflsse zurückzuhalten und 
Bich ihrem eigenen Ermessen auf Kosten und Gefahr der GeseUschailt zur 
Bedeckung des in Folge mangelhafter Erfüllung derConcessionsbestiraroungen 
erwaobsenden Geldbedarfes zu verwenden. 



Hiemit wurde, nachdem das weitere durch RQcksichten auf erhöhte 
Sicherheit und erhöhte Begebbarkeit der II. Priorititenemission begründete 
Ansuchen der Vertreter der Bahngesellschaft um Erwirkung der seinerzeit 
Ahr den Fall der Fusion in Aussicht gestellten Erhöhung des garantirten 
Reinerträgnisses um den Betrag von 42.000 fl., beziehungsweise richtig: 
39.000 fl. bis zur gesetzlichen Maxiraalziffer von den Vertretern der k. k. 
Regierung lediglich ztu Kenntni^s ^i;enoininen werden konnte, das Protokoll 
geschlossen, verlesen und allseitig; unterfertigt. 

Wieu, am 23. October 1Ö76. 



leiecny ra. p. 
Wittek m. p. 

k. k. Scctionsrath. 
Johann Bayer m. p., 
k. k. SectionArath. 



V. Regeaharl m. p. 
Dr. llndel m. p. 
V. Bauer m. p. 
Dr. Miller m. p., 

GeneraUeeratär. 

Z. 4285. F. M. 



H. M. Z. 84002. 

Wird genehmigt. 
Wien, am 1. November 1876. 

Der k. k. Handelsminister: Der k. k. Finanzminister; 

Chlameckj m. p. Pretls ni. p. 

Das F^Mtokollui-Ueberoiiikommen vom IS. Mni 1S7S. ('/.. 1M4S-I1. M.^ eutUüU 
>^t:itere Bestimmungen über die Durchführung duö vorstehenden ProtokuUes. 
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AuBscliL piiy. fiusclitäiirader Eisenbahn. 

(Vgl. Bd. Ii, Abth. 8, Seit« 101 1, Bd. m, Seite 488 und Eig.-Bd. I, Seite 401.) 

1. Statnten 

<lt'r a. pnv. Huschtrhrader Lisenbahn. 
(Vgl. Bd. II, Abth. 2, Seite 1068). 

I. Abschnitt. 

Bil«l«BS* Swe«k« 01ts« Firm», D»«er and BekMBtnMhnugeu 

der GeaellMhait* 

§. 1. 

Seine k. k. apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschlies- 
sung vom 21, December 1852 dem Fürmten Carl Egon zu F'ürsten- 
berg die vorläutigc Bewilligung zur Bildung einer Actieugeseüschaft und 
zu den Vorarbeiten liir die Fortsetzung der bestandeneu Pferdebahn iu der 
Richtung von Wejhybka nach dem Buschtchrader Kohlenreviere, sowie die 
Anlage einer Locomotivbahn in der Richtung von dem Buachtehrader 
Kohlenreviere nach Kralup mit EiDSobiusB der Zweigbahn nach den Kohlen- 
gmben, zu ertheilen geruht. 

In Folge dessen hat sich eine Actienge^^cllschaft gebildet» welcher das 
Privilegium vom 30. Jnli 1827 und die Allerhöchste Concession vom 
20. November 1855 übertragen und bis jetzt die AUerhdchsten Couces. 
denen vom 11. Jßlnner 1867 und 1. Juli 1868 verliehen worden sind» und 
welche an nachstehende in der General -Versammlung vom 19. Deeember 
1868 abgdtnderte Statnten und, soweit dieselben keine Bestimmungen ent- 
halten, an dieYorschriflen des II. Buches, Titel in, des allgemeinen Handels- 
Gesetzbuehes vom 17. December 1862 gebunden ist 

§. 2. 

Der Zweck der Gesellschaft ist der Betrieb der auf Grund der A. h. 
Concessionen vom 30. Juli 1827, vom 20. November 1857 und 11. Jänner 
1867 bereits hergestellten Eisenbahnen, sowie der Bau und Betrieb der 
durch die a. h. Concession vom 1. Jnli 1868 bewilligten böhmischen Nord- 
westbahu, demnach: 
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aj der Beuid) der Loooiuotiv-Kisenbalui von Prac: nach WejhyUka. von 
Wcjliyhka nacli Kralup; der Pfeide-Kisoubahn von Lana nacli Pinie 
und der Loconiotiv-Eisonljahn von Wc'liybka nach Priesen mit Ein- 
schlups der bestehenden Fliigclbalinen und der zu erbauenden Fliigel- 
balinen in das Kakouitzer Kohlenrevier und von HoBtiwitz nach 
Smichow; 

b) der Bau und Betrieb der von Priesen abzweigenden Eisenbahnen eines- 

theiU über Komotau nach Sachsen, anderntheiis Uber Carlsbad nach 

Efrer und Franzensbad; 
cj der Bau und Betrieb von Zweigbahnen au den Kohlen werken und 

anderen Etablissementsj 
d) der Bau und Betrieb jener Ei!«enl)ahueny fOr welche der Gesellschaft 

die Oonces^ion verliehen werden wird. 

§• ^• 

Der Sitz der Gesellschaft ist in Prag. 

§.4. 

Die protokollirte Firma der Gesellschaft ist: ^ Aasschliessend prif. ' 
Buschtelirader fiisenbuhn-*- Zu deren Zoiclmiing ist die Unterschrift von 
zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes erforderlich. 

§. ö. 

Die Gksellsohaft endet mit dem Ablaufe der in der A. h. Eisenbahn- 
concession vom 1. Juli 1868 festgesetsten Daner von 90 Jahren, wenn nieht 
die (jleneral- Versammlung die Anfldsung der Gesellsobaft in Gemlssbeit 
dieser Statuten früher besohliesst i 

§. t5. ! 

Die Gesellschaft verüffeiitlieht ihre Bekanntmachungen durch drei- | 

malige Einschaltung in die niticielle Prager- und Wiener-Zeitung. I 

Durch diese Einschaltung gelten die Bekanntmachungen als gehörig 

erlassen und begründen den Eintritt der nach diesen Statuten oder dem j 
Gesetze mit den Aufforderungen verbundenen Rechtswirkungen. 

Fristen werden von dem auf den Tag der ersten Einschaltung in die j 
A Prager-Zeitung«* nächstfolgenden Tage an berechnet. 

! 

n. Abschnitt j 

Oeaelliieliaftiicapital und Actien. 

§.7. i 

Das Gesellschaftscapital betriigt 24,275.000 fl. Ö. W., bestehend aas 
19.000 Stttek auf Kamen lautenden Aetien k 600 il. 0. M. oder 625 II.«. W. 
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J.Serie (lit. A) und aus Tl.öuü Stück aut Ucbeibringer lautenden Actien 
ä 200 fl. ü. W. 11. Serie (lit. B). 

§. 8. 

Die Einzahlung der Actieubeträge wird vom Verwaltnngsrathe der 
GeaeUscbaft dnreli öflTentliehe Ankündigung in den Zeitungen, deren sieh die 
GeBellsohaft zu ihren VerOffentliohnngen bedient (§. 6), eingefordert. 

Zwizohen der dritten Ankündigung und dem Einzahlnngttennine mosB 
ehie Frist Ton mindestens vier Wochen liegen. 

Die Einzahlung ist an die geselischaftliohe oder die vom Verwaltungs- 
rathe hiczu bestimmten Gassen zu leisten. Nach Einzahlung von 30 pCt. 
werden Interimsscheine, auf die Person des Zeichners lautend, ausfrestellt, 
welche nach erfolgter Voileiuzablung gegen liinausgabe von Actien einge- 
zogen werden. 

§. 9. 

Ist die Aufforderung zur Einzahlung ordnungsgemilsB ergangen und 
erfolgt In der festgesetzten Zeit die Zahlung nicht, so sind die säumigen 
Aetion&re nochmals zur nachträglichen Leistung derselben und zur Entrich- 
timg der mit jährlichen 6 pGt. zu berechnenden Verzugszinsen anter der 
Verwahrung aufzufordern, dass sie im Unterlassungsfälle ihrer Rechte aus 
der Zeichnung der Actien und ihrer geleisteten Theilzahlung zu Gunsten « 
der Gesellschaft fUr verlustig erklärt werden würden. 

§. 10, 

Die Actien jeder Serie sind nach den beigefügten Formularien unter 
fortlaufenden Kümmern ausgefertigt mit dem trockenen Stilmpel der 
Gesellschaft und den nach §. 4 erforderlichen Untei-schriften, sowie mit 
Talon und Dividenden-Coupons versehen. 

§. u. 

Die Actien sind untheilbar. 

Die Gesellschaft erkennt für jede Actio nur einen Eigenthümer an^ 
mehrere Theilnehmer an einer Actio müssen daher ihre gemeinsamen Rechte 
durch eine Person wahrnehmen lassen. 

§. 12. 

Jedem Eigenthümer einer auf den Namen lautenden Actio steht es frei, 
selbe auf den Ueberbringer lautend, und dem Eigenthümer einer auf den 
üeberbringer lautenden Actio, selbe auf bestimmte Namen gegen Vergütung 
der von der Gesellschaft festzusetzenden Gebühren umschreiben zn lassen. 
Das Eigoitiram dw auf bestimmte Namen lautenden Actien kann durch ein 
auf der Actie ersichtliches ladossement oder durch eine selbstständige 
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Urkunde übertragen werden. Zur Uebertraprung den EijrenthuiuK dor auf Jen 
Ueborbringer lauteudeu Actieu ist eine Beurkundung der Uebertragung nicht 
erlordcrliel). 

Zur Prüfung der Eclitlieit des Indesseinents oder der ^jonstigen Uebor- 
tragungs-Urkunde igt die Gesellschalt nicht verpflichtet und haftet daher 
nicht für dieselbe. 

§. 13. 

Jeder Actionär kann seine Aetien gegen Entrichtung der hiefiir von der 
Gesellsehaft bestimmten Gebühr bei der Cassa der Gesellscliaft liinterlegen 
und dagegen einen auf seineu JNameu lautenden £rlagschein erheben. 

§. 14. 

In Verlust geratliene Aetien und Coupons müssen bei dem competenteu 
Gericlite aniortisirt werden, um neue dagegen erlialten zu kiuinen. 

Bezüglich der Amortisirung gelten die für die Staatspapiere bestehenden 
Vorsohrilten. 

§. 16. 

Der BesitE einer Actie bedingt die Untenrerfnng unter die Statuten der 
Gesellsoliaft. 

§. 16. 

Die Actionäre haften blos bis zum Nominalbetrage ihrer Aetien. Gegen, 
über dritten Personen haftet die Gesellechaft für alle ihre Yerbiudlicbkeiten 
mit ihrem gansen Vermögen. 

§. 17. 

Die Besitzer der bislier eniittirten und kUuftigr etwa noeh zu emitti- 
rendcn Aetien 1. Serie (lit. .1) ä 5uO ti. C. M. oder 525 Ü. o. W. haben dt» 
ausseliliessliclie Recht aut dt ii viihältnissmässigen Antheil an dem hh- 
herigen und künftig zu erwerbenden Vermögen des im §.2, Absatz f/, bezeich- 
neten lit. A Untcrnehuiens. sowie an den ErträgnissiMi der das Netr. des 
lit. A Unternehmens umfassenden Loeomotiv-Eisciibahnlinien von l'rar 
Bul>na und Wejhylika, Luzna-Lischaii, Saaz nach Priesen nebst den Zwei^'- 
V)ahnen von Smichow nach llostiwitz, von Wejhybka über J)uliy na'di Kra- 
lup, von Dnby naeli Kladno, vnn Luzna naeli Rakonitz und der an ditscii 
Linien liegendtMi, zu den einzelnen Kohlenwerken und industriellen Eta- 
blissements führenden Flügelbahuen, sowie der Pferde-Eiseubahnstrecke voo 
Laua nach Pinie. 

§. 18. 

Die Besitzer der bisher enuttirteB und künftig etwa noeh zu emittinn- 
den Aetien U. Serie (lit. B) k 200 fl. 8. W. baben das anssehlieBBeiide 
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Beeht auf den verliältaigsiiilaaigen Antheil an dem ErtrMgnisse der das 
Nets des lit. B Unternehmens bildenden Eieenbahnstreeken Ton Priesen 
«jnestheils über Komotau an die böhmiseh-sXohsiselie Qränse, aaderntheils 
Uber Oarlsbad nach Eger nnd Franaensbad and der an diesen Linien 
gelegenen Zweigbahnen nnd zu Kohlenwerken nnd anderen indnstriellen 
Etablissements führenden Flttgelbahnen, sowie an dem Vermögen des lit. B 
Unternehmens. 

nL Abschnitt. 

OrgauiHatiou der ClesellaehAfV* 
§. 19. 

Die Qesellsehaft besorgt ihre Angelegenheiten: 
nj durch die General -Versammlnng; 
bj r, don VerwaltuDgsrath; 
€) ^ die Direetion ; 
d) n den Bevisions-Aasschuss. 

§. 20. 

Die ordnungsinnässi^ gebildete General -Versammlung vertritt die Ge- 
sammtheit der Actionäre. 

An derselben können nur jene Actionäre thcilnelimeii, welche wenig- 
stens 5 Stück volleingezahlte Actien 1. Serie ii 525 fl. ö. W. (lit. .1) oder 
wenigstens 20 Stück voUeingczahlte Actien II. Serie ä 2U0 fl. ü. W. (lit. B) 
besitzen. 

Zur Feststellung der Stimmberechtigung eines Actioniirs findet eine 
Zusammen Zählung der von ihm besesseneu Actien (lit. A und lit. U 
nicht statt. 

Die stimmfähigen Actionäre können bei der (lencral -Versammlung 
persönlich erscheinen oder auch durch solche Bevollmäclitigte vortreten 
werden, welche selbst stimmfähige Mitglieder der General -Versammlung 
sind. Von letzterer Bestimmung sind die gesetzlichen oder statutenmässigeu 
Vertreter von Minderjährigen, von Pflegebefohlenen, von Frauen, von 
Gemeinden, von protokoilirten und behördlich genehmigten Gcsellschafteu 
auagenommon. 

Die Form der Vollmacht wird vom Verwaitungsrathe bestimmt. 

§. 21. 

Die ordentliche General -Versammlung tritt einmal im Jahre, und zwar 
«pätestens im Monate Mai in Prag zusammen. 

Ausserordentliche General -Versammlungen können so oft stattlinden, 
als es der Verwaltnngsrath fttr erforderlich eraehtet, and sind auch dann 
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eiDznberafen, wenn ein Aetionilr oder eine Ansahl von ActionMren, deren 
Aotien den zehnten Tlieil des Aotien-Capitals reprSsentlren und von ihnen 
nach §.23 dcponirt werden, darauf beim Verwaitungsrathe unter Angibe 
des Zweckes und der Grttnde antragen. 

§. 22. 

Die Einberufang der General -Vergammlnng gesehieht 'vom Verwai- 
tungsrathe durch öffentliche Kundmachung (§. 6) und hat mindestens vier 
Wochen Tor dem zur Abhaltung der Versammlung anberaumten Tage so 
geschehen und die Gegenstände der Verhandlung bekannt zu geben. 

§. 23. 

Die Aetionäre mttssen, um der General «Versammlung beiwohnen ixt 
dflrfen, spätestens acht Tage vor dem Zusammentritte derselben ihre Aotien, 
auf deren Grund sie ihr Stimmieoht austtben wollen und im Falle sie die- 
selben b^ einer Behörde, Institute oder Sifentlichen Gesellschaft deponiii 

hätten, die ihren Besitz glaubwürdig nachweisenden Depositenscheine am 
Sitze der Gesellschaft oder bei den vom Verwaitungsrathe hiezu bestellten 
Agenturen hinterlegen und erhalten dagegen eine auf den Namen lautende 

Legitimationskarte, weiclie die Zahl der hinterlegten oder ausgewiesenen 
Actien und die darnach auf dieselben entfallende Stimmenzahl ausweist und 
für die gezeichnete Person oder iür deren gehörig Bevollmächtigteu gilt. 

§.24. 

Je fünf Actien ä 525 fl. ö. W. (lit. Ä), sowie auch je 20 Actien 
ä 2ÜU ti. ö. W. lit. Jj) geben das lieciit auf eine Stimme. 

Kein Aetioiiiir kann jedoch im eigenen Nauien und als Bcvollmichtigter 
mehr als 50 Stimmen in sich vereinigen. 

§. 25. 

Jedom als stimmberechtigt ausgewiesenen Actionär wird der Jahres- 
Reohnungs-Abschluss und die liilanz wenigstens aciit Tage, sowie ein Ver- 
zeicliniss der zur betret^euden General -Versammlung legitimirten Aetionäre | 
wenigstens vier Tage vor der ordentliclien General -Versammlung auf Ver- \ 
langen eingcliäiidigt. Der Jahrcs-Rechnnngs-Abschluss und die Bilanz 
werden übrigens wenigstens acht Tage vor der ordentlichen General -^ cr- 
sammlung zur Einsicht für sUmmtUcüe Aetionäre im Qeschäftalocale der 
Gesellschaft aufgelegt werden. 

§. 26. 

Die General- Versammlung ist besohlussfähig, wenn 20 Aetionäre 
anwesend sind, welche mindestens den zehnten Theil der voUeingesahlten 
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Actif'ii lit. .1 iiiul sobald die Acticn lit. Li ausgegeben sind, aucU den zehnten 
Theil der volicingpzalilten Acticn lit. B vertreten. 

Nur wenn es sieb um Aendcrung der Statuten oder Veräusserunpr der 
Balm oder Gleichstellung der Actien I. und II. Serie (lit. A und lit. B) oder 
Auflösung der Gesellschaft handelt (§. 31 k, d, //, /), ist im ersten Fallo dio 
Vertretung von einem FUnftheil, in den drei letzten Fällen von der Hälfte 
der im Umlaufe befindlichen Acticn jeder Serie erforderlich. Ist die General- 
Versammlung nicht beschlussfähig, so wird eine neuerliche Versammlung 
imter Angabe des Grundes und wörtlicher AnfUhmog der Bestimmung 
dieses ParagrapheS) jedoch unter Feststellung einer nur 14tägigen Frist, 
einberufen, in welcher ohne Klicksicht auf die Zahl der erschienenen Actio- 
näre und der vertretenen Aotien, Jedoch nur Uber solche Gegenstiinde 
Bescfaliisse gefasst werden kennen, welche bereits zur Tagesordnang der 
yertagten Versammlimg gehörten. 

§.27. 

Den Vorsitz bei der General -Versammlung ITihrt der Präsident des 

Verwaltungsrath es oder dessen Stellvertreter niid It^^i deren Verllinderung 
ein anderes von dem Verwaltungsrathe zu wUhh ades Mitirlied desselben. 
Der Vorsitzende Ijeaummt die Reihenfolge der zu verlmndelnden (Gegen- 
stände, ernennt den Schriftführer und die Stimniziiiiier, eröffnet und schliesst 
die Verhandlungen, veranlasst die Abstimmung und bestimmt die Art 
derselben. 

§. 28. 

Die Generai-Versammlnng fosat ihre Besohlttsae mit absoluter Stimmen- 
mehrheit. 

Bei Stimmengleichheit wird jene Meinung zum Beschlüsse erhoben^ 
welcher der Vorsitzende beigetreten ist. 

Alle Wahlen erfolgen mit Stimmzettel durch absolute Mehrheit. 

Kommt beim eisten Wahlgange eine absolate Majorität nicht sa 
Stande, so tritt die engere Wahl zwisohen den zwei, welche die Meisten, 
oder Denjenigen, weldhe die gleiohmeisten Stimmen erhalten haben, ein. 

Ed Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

§ 29. 

Die General -Versammlung ist berechtigt, innerhalb der (iriinzen der 
Concessionen und der Statuten Uber alle Belange der Gestdlschaft zu be- 
rathen uiul zu beschliessen, und hat sieh jeder Actiouär ihren innerhalb 
dieser Schranken gefassten Beschlüssen zu fUgen. 

§. 30. 

In der General -Versammlung darf nur über jene Gegenstände ver- 
handelt und beschluss gefasst werden, welche in dem bekannt gemachten 
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ProgramiDe bezeichnet sind. HieTon ist Jedoeh der in der General-Yersamm- 
lang gestellte nnd von wenigstens fünf stimmfXhigen Aetionftren unter- 
stntste Antrag anf Berufung einer aosserordentlichen General -Versaumlnng 
ansgenommen. 

Jedem stimmberechtigten Aetionftr steht zwar das Recht zn, Antrilge 
nber Gegenstände zu stellen, weiche in dem Programme nicht bezeichnet 
waren, ein solcher Antrag kann jedoch, wenn er von wenigstens fUnf stimm- 
fähigen Aetionftren nnterstfltzt wird, nor zur Terhandlang ohne Beschloss- 
fassnng gelangen. 

Darfiber, ob er in diese Verhandlung zu nehmen sei, hat vorerst die 
Versammlung zu entscheiden. 

4?- 31. 

Der Verhandlung und Schlussfassung der General* Versammlung sind 
folgende Gegenstände vorbehalten: 

aj die Wahl der Mitglieder des Verwaltnngsrathes nnd der Reohnnngs- 
revisoren; 

hj die Genehmigung der Jahres-Rechnnngen 

e) die Bestimmung der Höhe der fttr das abgelaofene Betrieb^Jahr za ver- 
theilenden Dividenden nnd der Qnoten für den Tilgongs-, Reserve-* 
Emenerungs- und Pensionsfond; 

dj die Ertheilnng besonderer Vollmachten an den Verwaltnngaradi in 
Fällen, welche in den Statuten nicht vorgesehen sind; 

ej die Vermehrung des Gesellschaftscapitals und Aufnahme von Anlehen; 

fj die Errichtung vou Zweig und Fiügelbahncn j 

gj die Verpachtung des Eisenbahnbetriebes; 

h) die Vcräusserunir der Eit*eiibahn ganz oder theilweisej 

■i) die vollständige Gleichstellung der Rechte und PHichten der Besitzer 
der Artien I. Serie (lit. A) und jener der II. Serie \[\\. Ii), sowie auch 
die Modalitäten der Durchführung derselben und somit die Vcreini^^uu^ 
der Eisenbahnstrecke Eger-Franzensbad, Carlsbad, Priesen, Komotau. 
sächsische G ranze mit den übrigen Eisenbahnlinien der Gesellschaft zu 
einem nngesondcrttMi Unternehmeu; 

kj die Abänderung der Statuten; 

IJ die Aullösung der GesellBchalt vor Ablaut der coucessionirten Dauer 
derselben. 

Zur Giltigkeit der Beschlttsse Uber die unter h, i, k, l bezeichneten 
Gegenstände ist eine getrennte Abstimmung der anwesenden stimmberech- 
tigten Besitser der Actien 1. Serie (lit. Ä) und der Bcsitoer II. Serie 
(lit. B) nnd die Znstimmnng von «/^ der vertretenen Stimmen in jeder 
Abtheilnng erforderlich. Zn den Beschlffssen über die nnter e,/, h, t, 
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h l bezoichaeteu Gegenstände ist die Genehmigung der Staatsverwaltung 
einzoholen. 

§32. 

Ueber die Yerhandlongen der General-YersaminluDg wird ein Protokoll 
gefiibrty welches too dem Torjdlzenden, zwei Mitgliedern der General- Ver- 
ttmmlung und dem Scbriftfttlirer cn unterzeichnen ist. 

Derürsohrift des Protokolles wird da« Verzeichniss der »thnmberech- 
tigten Mitglieder der General-Versainmlung mit Angabe der von Jedem ver- 
tretenen Aetienanzahl und der Vollmachten beigefügt. 

Die Abschriften und Auszüge der Protokolle sind von dem Vorsitzenden 
Osd einem Mitgliede des Verwaltungsratlies zu beglaubigen. 

Die in dem Protokolle der General -Vcrsanunlung verzeichneten Be- 
schlüsse, mit welchen Handlungen oder Unterlassuugen der Verwaltungs- 
organe gut geheissen oder gerechtfertigt werden, haben den Letzeren als 
Absolutoriura zu dienen. 

Der Abschluss der Jalire-^recliiiuiig, der ( Icschäftberii'ht und ein 
ProtokoUsauszug der General -Versammlung werden durch den Druck 
bekannt gemacht. 

IV. Abschnitt. 
§. 33. 

Die Oberleitung der Gesellschaft, sowie die Vertretung derselben in 
sUen Beziehongen, ist einem aus sehn Mitgliedern bestehenden V'erwaltungs- 
rsthe anvertmut, wovon wenigstens seohs Mitglieder österreichische Staats* 
sngehörige sein müssen. 

§. 34. 

Beständige Mitglieder des Verwaltungsratbes sind : 

q) der für die Seiner Majestät dem Kaiser Ferdinand gehörige Bnscht^- 
hrader Steinkohlengewerkschaft ernannte BeTollmächtigte ; 

h) Seine Durchlaucht Max Egon Fürst zu Fürstenberg und nach dessen 
Ableben sein jeweiliger Nai ht'olger im Besitze der fiirstliclicii Fidci- 
commiss-Herrschaften in liöhmen, insolange derselbe weuigätens 
lOU Actien 1. Serie (lit. A) behUlt. 

Letzterem steht es frei, aucli durch einen Bevollni;i<'htigteu zu fuugiren. 

Die übrigen Mitglieder des Verwaltungsratlies werden von der Gcncral- 
Versaiumlung aus den Aetionären gewählt. — Ihre Wahl wird dureh die im 
§. 6 bezeichneten öffentlichen Blätter kundgemacht. 
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Die Finictioiien, der in dor General -VeiNammliiii.i: vom 31. Mai 187^ 
in Folg:e der eiuprctretoneu Vermehrung der Verwaltung^s-Mitjrlieder neu 
gewählten zwei Mit<rlioder des Verwaltangsrathcs, dauern drei Jahre. 

Die bei den alljülu licli stattzuhndcnden Wahlen an Stelle der jährUcb 
austretenden zwei Mitglieder gewühlten Mitglieder des Verwaltiingsrathes 
werden auf eine vierjährige Functionsdaucr gewählt. 

Die Amtsdauer der auf Grund der früher bestandenen Statutenbestiin- 
raung für eine dreijährige Functionszcit gewählt gewesenen Verwaltungs- 
ratha-Mitglieder wird durch vorateheade Statutenbestimmung nicht geändert. 

§. 35. 

Beamte der Geseüsclialt, Per;*onon, welclie nicht dispositionsfähig sind. 
Alle, die in Concurs verfallen oder sieh dem Ausgleichverfahren untei-worfen 
oder ihre Zahlungen eingestellt und ihre Gläubiger nicht vollständig befrie- 
digt haben ; ferner Alle, welche wegen eines gemeinen Verbrechens oder 
eines ans Gewinnsucht hervorgegangenen Vergehens oder Uehertretiin? 
rechtskräftig yerurthcilt worden sind, Jcönnen nicht zu Mitgliedern des Ver- 
waltungsrathes gewählt werden und verlieren diese Mitgliedschaft, fall» 
während derselben eines jener Verhaltnisse eintritt. 

Davon abgesehen kann der Verwaltungsrath ein gewähltes Mitglied 
seiner Function provisorisch entheben, wenn dasselbe in ein mit seiner 
Stelle oollidirendes Verhältniss tritt, oder sich absichtlich einer wesentlichen 
Verletsang der Interessen der Gesellschaft schnldig macht. 

In diesem Falle hat der Verwaltnngsrath hierflber der nächsten General- 
versammlung Bericht sn erstatten, welche ttber die definitive Enthebmi? 
dieses Hitgliedes zn entscheiden hat. 

Znr Giltigkeit eines derartigen Beschlnsses des Verwallnngsrathes is^ 
erforderlich, dass in der betreffenden Sitzung mindestens sieben Mitglieder 
ohne den zn Enthebenden anwesend sind und mindestens zwei Drittheile 
der abgegebenen Stimmen sich dafOr ansgesprocben haben. 

§. 36. 

Von den gewählten acht Mitgliedern des Verwaltnngsrathes trett-n jähr- 
lich die zwei Aeltesten im Amte aus. — Jeder Austretende kann wieder 
gewählt werden. 

§. 37. 

Tritt ein Mitglied des Verwaltnngsrathes während seiner Amtsdauer 
aus, so ist in der nächsten Gteneralversammlnng für den Rest seiner Amts- 
daner ein Hitglied zn wählen. 

§. 38. 

Der Verwaltungsrath erwählt jährlich aus seiner Mitte einen PräsIdentW 
und einen Vice-Präsideuten. Jeder derselben ist wieder wählbar. 
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Bei gleichzeitiger Abwesenheit beider PHieidenten betraut der Verwal- 
tüDgsrath eineB seiner Mitglieder mit dem Amte des Vorsitzenden. 

§. 39. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten Ersatz fUr Reisekosten 
und für andere dnreh ihre Functionen Teranlassten Anslagen, sowie einen 
Antheil am jährlichen Reingewinne (§. 50). 

§.40. 

Der Vcrwaltnngsrath versammelt sich in Prag oder in einem an der 
Bahn gelegenen Orte anf Einladung des Präsidenten, so oft das Interesse der 
Gesellschaft es erfordert oder drei Verwaltangsräthe es beantragen, znm 
wenigstens einmal im Monat. 

Die Beschlösse werden dnrch absolute Stimmenmehrheit gefasst, bei 
Gleichheit der Stimmen gilt jene Meinung als Beschluss, welche der- 
Vorsitzende gestimmt hat. 

Kommen persönliche Angelegeuheiten eines Mitgliedes zur Verhandlung, 
so ist derselbe davon ausgesoblossen. 

Zur Oiltigkeit der Verltandlungen ist die Anwesenheit von mindestens 
der HXlfte der im §. 33 statntenm&88ig festgesetzten Verwaltungsiüthe 
erforderlich. 

§. 41. 

Eine Stellvertretung im Verwaltungsrathe ist, den Fall des §. 34 aus- 
genommen, nicht zulässig. 

§. 42. 

Ueber die Verhandlungen des Verwaltungsrathes wird ein Protokoll 
aufgenommen, welches der Vorsitzende und wenigstens zwei anwesende Mit- 
glieder unterfertigen; Abschriften oder Auszüge aus dem Protokolle mttssen^ 
um Beweiskraft zu haben, von dem Präsidenten oder dessen Stellvertreter 
und von einem Mitgliede des Verwaltungsrathes unterfertigt sein. 

§. 43. 

Der Verwaltungsratli ist der Vorstand ckr Gescllsclialt im Sinne der 
Art. 227 — 241 dos Handclsj^csctzbucliei?. Er repräsentirt sie nach Aussen 
und fasst im Nanu-n derselben bindende BeselilÜBse in allen An^ieb'ircnhciten, 
welche nicht der General -Versammlung ausdrücklich vorbeUalteu sind. 

§. 44. 

Der Verwaltungsrath bringt seine BesehlUsse durch seine eigenen Mit- 
glieder oder durch bestellte Beamte und Uilfspersonen in Ausführung. Er 
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ist berechtigt, die iliiii zugewiesoneii Geschäfte itinerhalb bestimmter 
Gränzen für einzelne Fälle durch besondere Vollmacht auf einzelne Mit> 
glieder des VerwaltungBrafckes oder der General-Direction zu übertragen. 
Alle Verlautbarungen an die Actionäre haben vom Verwaltangsrathe 
der im §. 6 vorgeschriebenen Weise anszogeben. 

V. Absclmitt 

General-Directioii* 

§. 45. 

Zur AusflUirini^' der Boschlüase des Verwaltnngsr.itlK s und zur 
speciollen Führung der GoschUfte ernennt der Verwaltungsrath eine (loneral- 
Dircction. Diesell)e ist auf die ihr von dem Verwaltungsratho zugewiesonen 
Befugnisse beschränkt uud au die von ihm zu empfaugenden Instructionen 
gebunden. 

VL Abschnitt. 

Beviatoaa-AaaMhaM« 

§. 46. 

Behufs Prüfung und Adjustirung der gesellschaftlichen Rechnungen 
und der Bilanz fllr das abgelaufene Jahr, wälilt die jeweilige ordentliche 
General -Versammlung aus den stimmberechtigten AotionäreU) mit Ausnahme 
<ler Mitglieder des Verwaltnngsrathes und der durch §. 35 von der Wahl 
zu Verwaltungsrüthen ausgeschlossenen Personen, den aus drei Mitgliedern 
und zwei Ersatzmännern bestehenden Revisions -Aussohuss. 

§. 47. 

Der Revisions-Aussohuss bat die Richtigkeit der abgeschlossenen Jahres- 
T^ehnangen und der Bilanz zu prüfen, über vorkommende Anstände md 
Bedenken von den Rechnnngslegem im kürzesten Wege mündliehe oder 
schrifUiehe Aufklärungen und Erläuterungen abzuverlangen, und denSchlvis- 
befund der nächsten General -Versammlung vorzulegen. 

Vn. Abschnitt. 
Erirägniaae. 

§. 48. 

Soliahl die Baurt'.'hnung für die Fortsetzungsstreoko bis Priesen mit 
deren Zweighalineji in das Kakonitzer Koldcnrevier und nach Smieiutw und 
ebenso die Baurechnung für die Bahnstrecke £ger, Franzensbad, Garisbad, 
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Priesen, säclisische Gränze abgeJ?chlo9sen ist, wird das Capital für jede der 
Bahnstrecken, d. i. sowohl für die FortrJetzun^r.-strccke über Saaz bis Priesen 
mit den Abzweijrungen in das K,ikoiiit/er KoliloiuM vier und nach Sniirhow, 
als aiioli fiir die Strecke Ef^cr, Kranze nsbad, Carlsbad, Priesen. sUclisisrlie 
Gränze definitiv festgestellt, nnd ebenso der von den PrioritUts-Obli<:ationeu 
für jede dieser zwei Bahustrecken uebst ihren Abzweigungen verwendete 
Betrag ermittelt. 

Zn Lasten des Bauconto wer<len i^'eselirieben : 
a) die Kosten für definitive Herstellnn«^ und Einrichtung der l?:ihii «trecke- 
mit InbegriflT aller Auslagen, welche ans Anlass der Errichtung und 
Inbetriebsetzung der Bahnstrecke uotinvendig bestritten werden 
mütisen, insbesondere die Beschaffung der den Verkelirdverliältnissen 
entsprechend erforderlichen F'ahrbetriebsmittel; 
h) die Kosten zur Aufbringung des erforderlichen Anlageoapitals; 

c) die Zinsen während der Bauzeit; 

d) im Verhältnisse der Länge der neu zu erbauenden Strecken die General- 
kosten und VorauBlageDy die sich nicht abgesondert verrecbuen lasBen. 

§. 49. 

Die Betriebsrechnangen werden für jede der beiden nach den Serien 
der ansgegebenen Aetien getheilten Bahnstrecken abgesondert geführt, 
und zwar: 

a) für die biBherigen Linien der Bnsehtehrader EisenbahO) d. i. der Loco- 
motivbahn von Prag nach \VejIiy1»ka nnd von da nacli Kralup. die 
sSmiDtlichen Zweigbahnen und die Pfcrdeljahn nach Pinie mit der 
aasznbauenden Fortsetzung über Saaz nach Priesen mit der Abzwei- 
gung iu das Rakonitzer Kohlenrevier und nach Smichow, und 

h) fiir die Bahnstrecke Eger, Franzensbad, Garlsbad, Priesen, Komotan, 
sächsische GrXnze. 

Die für eine dieser Bahnstrecken ausschliesslich gemachten Auslagen 
▼erden direct der Betriebsreehnung fttr dieselbe Strecke zur Last gelegt. 

Die gemeinsamen Auslagen beider Eisenbahnstrecken werden aber 
Dtchstehend vertheilt: 
a) die allgemeinen Verwaltangskosten (General-Directions- und Verwal- 
tnngs -Auslagen) im Verhältnisse der Länge beider Betriebsstrecken ; 
h) die Transports -Verwaltungskosten (Fahrdienst- und Zugfbrdemngs- 
kosten), sowie die Reparaiurskosten und Erhaltnngsauslagen ftir Fahr- 
betriebsmittel, welche ohne Rttcksicht darauf, für Rechnung welche» 
Fondes sie angesehaflft wurden, fUr alle Theile des Gesammtnnter- 
nehmens gemeinschaftlich benützt werden können, im Verhältnisse der 
auf beiden Bahnstrecken zurückgelegten Anzahl von Locomotiv' nnd 
Wagenachsmeilen ; 
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qJ die AuRlagen des Bahnhofes in Priesen im Verhttltnisse der ankom- 
menden nnd abgehenden ZU^e. 

§. 50. 

Der Reohnnngs-Absohlnss findet am 31. Deoember jeden Jahres statt. 
Der naeh Abzug der Betriebs- und Erhaltungskosten und der Erfordernisse 
der Anidhen der Gesellschaft bei jedem Unternehmen Qbrig bleibende 
Betrag bildet den Reingewinn desselben, welcher in nachstehender Weise 
Terwendet wird. 

§. 51. 

Zunächst wird von demselben die Til:-:un«^squote für den zur Amorti* 
sation der Actien der betreffenden Serien dienenden Fond bestritten. 

Die Tilgung der Actien erfolgrt nacii vfdlständigem Ausbaue beider 
Bahnstrecken innerhalb der Dauer der A. h. Concession nach einem von 
der General -Versammlung fe8tg:esetzten Amortisationsplane, bis dahin hat 
«8 bezüglich der Actien lit A bei dem bisherigen Amortisationsplane so 
verbleiben. 

Dem Tilgungsfonde wird zu diesem Ende eine zu dem Nominal- 
capitale der Actien in richtigen Verhältnissen stehende Tilgungsqnote, 
ausserdem der auf die bereits eingelösten Actien nach §. 54 entfallende 
Dividendenantheil, soweit er 5 «/^ per Actie nicht ttbersteigt, aas dem 
Gewinne Oberwiesen. 

§. 52. 

Die zu tilgL'udeu Actien worden durch Verlosunir bestimmt, die jähr- 
lich zu der Zeit und aui' die Art, welche der Verwaltuu^r-^ratli fo'^r^ctzt. 
öft'iMitlich stattfiuilcr. Di«' Nummern der ^'czcf^ciien Actien werden Statuten- 
mässi«; (§. 6) kuihljx« macht. Den IJcsitzeni der verlosten Actien wird am 
1. Juli des Verlüsun^sjahres das ein{re/ahlte Actiencapital nebst der ietzt- 
lällif^en und den etwa noch unbehobenen und nicht verjährten Dividenden 
gegen Abliel'eruug der Actien nebst Coupons und Talons im Baaren 
ausgezahlt. 

Der Betrag fehlender nach (Um l. Juli des Verlusuogajahres fiUliger 
Coupons wird an dem auszuzahlenden Capitaisbetrage gekürzt. 

Die verlosten Actien werden gegen besondere auf den Ueberljringer 
lautende, mit Coupons und Talons yersehene Genussscheine in der von 
der Staatsverwaltung genehmigten Form um;:ewecliselt. Den Besitzern dieser 
Oenusssobeine steht gegen die Gesellschaft kein weiterer Anspruch auf die 
zurückgezahlten Aetieueinlagen zu. 

Bezüglich des Gewinnes gebührt ihnen nur Jener Antheil an der Divi- 
dende, welche nach Auszahlung von 5% der Actieneinlage an die Besitzer 
der nicht getilgten Actien nach §. 54 noch zur Yerthellung gelangt. Im 



Digitized by Google 



Kiseubalin. 



767 



fibrigen geben die Gennssscheine gleiche Rechte, wie die Äctieo, an deren 
Stelle sie susgegeben worden sind. 

§. 53. 

Nach Abzug der Quote liir den Tilgungsfond werden yom Rein- 
gewinne in den ersten drei Betriebsjahren mindeBteiw 2o/of in den weiteren 
Jahren mindestens 4» ^ dem Reservefond angewiesen. 

Wenn der Reservefond den Betrag von 10 « o des eingezahlten Aetien- 
eapitals erreicht, kann die Zuriicklegung in denselben vei-mindert oder auch 
ganz unterlassen Avt^rden. Diosrllio hat wieder stattzufinden, sobald der 
Reservefond unter den obigen Betrag herabsinkt. 

§. 54. 

Von dem nach Abzug der dem Tilgungs- und Kescrveloude zugewiesenen 
Beträge verbleibenden Reingewinne jeder Unternehmung Bind zunächst 57o 
des Nominalbetrages der nicht verlosten Actien an die Actionäre der 
betreffenden Unternehmung zur Vertheilung zu bringen. 

Von dem noch erübrigenden Ueberschußse erhält der Verwaltungsrath 
IQo „ als l'anti6me, jedoch darf dieselbe fUr ein Mitglied nicht mehr als 
300Ü fi. betragen. Haben beide Unternehmungen ein 5 übersteigendes 
ReiuertrUgniss, 80 tragen sie hiezu nach Verhältniss dieser Uebersohuss- 
betrüge bei. 

Von dem hierauf verbleibenden Reingewinne knnn ein Theil auf Vor- 
sehlag des Verwaltnngsrathes dem Pensionsfonde und Ernenemngsfonde 
zugewiesen werden. 

Der noch verbleihende Rest des Beingewinnes jeder Unternehmung 
kommt als Superdividende unter angemessener Abrundung zur gleichmässigen 
Vertheilung an die Actionäre und Genussscheininhaber der betreffenden 
rnternehmung. Uebersteigt jedoch, nachdem sowohl die Bahnstrecke Prag* 
Priesen als auch die Bahnstrecke £ger-Franzensbad-Priesen-Komotau- 
sächsische Gränze dem Betriehe übergeben wnrden, nach einem Betriebs- 
jshre der als Superdividende zu vertheilende Rest des Reingewinnes einer 
Unternehmung 6*/« ihres Actieneapitals, so ist der diese 5% Übersteigende 
Mehrbetrag in zwei Hälften zu theilen und die eine Hälfte an die Actionäre 
und Genusssoheininhaber der lit. Ä und die andere Hälfte an die Actionäre 
und G^nussscheininhaber der lit. B Unternehmung unter angemessener 
Abrundung zu vertheilen. 

Der Verwaltungsrath ist ermächtigt, eine Abschlagszahlung auf das 
Erttiguiss des jeweiligen laufenden Betriebsjahres zu leisten. 

§. 55. 

Der Gewinnantheil der Actionäre und der Genussscheine - Inhaber 
wird gemäss deren Coupons gegen Ablieferung derselben am Sitze der 
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Gesellschaft oder au den von ihr zu bezeichnenden Ziihlungsorten aas- 
gezahlt. 

§. 56. 

Alle Zinsen und Dividenden, die nicht innerhalb 5 Jahren naeh der 
YerfallftBeit erhoben werden, yer&llen sn Ganeten der GeselUehaft. 

§. 67. 

Sollte wejreu iinvoihorgeschener Unglücksriille der Ertrajr einer der 
abgesondert zu berechncndeii Halmstreeken zur Berichti^unfr der ZinstMi 
und Amortisiruuf^squote für das auf diese Strecke verwendete Prioritäteu- 
Obli^atiduscapital nicht hiurriclicn. so ist der liest aus dem Ertrasrc der 
anderen Bahnstrecke vorschussweise zu berichtigen und dieser vom 
erstereu aus dem nächsten Erträgnisse nebst den landesüblichen Zinsen 
zu ersetzen. 

Vm. Abschnitt 

SchluHübestlmmungen. 
§. 58. 

Bei Auflösung der Gesellschaft beschliesflt die General -Versamrolong 
tlbcr die Art and Weise der Liquidirung des Gesellschaftsvermögens, wobei 
die Vertheilung des derselben verbleibenden Vermögens jeder abgesonderten 
Unternehmung dergestalt zu geschehen hat, dass den noch existirenden 
Actiouären der betreffenden Unternehmung in erster Reihe das eingezahlte 
Capital zurückgestellt und snihina tler Ueberrest unter sie und die Inhaber 
der Genussscheine je nach der Unternehmung, an welcher sie Theil habeu, 
gleich vertheilt wird. 

§. 59. 

Die Staatsverwaltang wird das ihr anstehende Avfsiehtsreeht durch 
einen sn bestellenden landesfUrstUehen CommissXr ansttben lassen; demselben 
bleibt es vorbehalten in die Gebarung der Gesellsehaft die Einriebt za 
nehmen. Er hat darauf zn sehen, dass die Gesellsehaft die Gränsen der Con- 
eeasion nicht ttbersohreite und die Bestimmungen der Statuten, sowie der 
allgemeinen Vorschriften beachte. 

Fttr die im Art. V, Pnnht Ii, des Gesetses vom 3. Juni 1868 und 
besiehnngsweise im §. 16 der Coneessionsnrkunde festgesetste besondere, 
sowie auch fttr die allgemeine Ueberwaohung der BahnuntemebmuDg durch 
die k. k. General-Inspection der österreichischen Eisenbahnen zahlt die 
Gesellschaft der Staatsverwaltung eine jährliche PauschalvergUtung in der 
vom k. k. Handelsministerium zu bestimmeudeu Höhe. 
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ir. 60. 

Diese Statuten ti( tcn mit Cu m Tnjre ihrer Eintraginip' in das Ilnndols- 
register in Wirksamkeit, und liabon die bisheri^'en mit Allerhöchster Ent- 
»ehliegsnng Tom 30. Juli 186i ^eoehmigten Statuten anaaer Krait zu treten. 

Nr. 10.185. 

Vorätehende Statuten, welche au Stelle der unterm 17. Xn\ . mlior 1869, 
14.386 bestfttifirten Statuten treten, werden auf Onind AUerhöehster 
Ermächtigung genehmigt. 

Wien, am 5. September 1876. 

Der k. k. MiiiiMer des Innern: 

(L. S.) Laster ro. p. 



3. iDDierkmig zur Coneessionsarkande Tom IL Jftnner 1867, 

B. 0. Bl. Nr. 16, 

% dif Ei8(>nbahD tob Prag nach Wejhybiva uq<I von KUdno nach Kralup, nit EinschliiM der 
FI&gelbabBeii dann für die Ungestaltunir der Pferdebahn von Wejhybka nach Pinie ete. 

(Vgl. Bd. II. Abth. 3, Seite 1024.) 

Zu§. 1. 

Vor Verwnitnnjrsrath der ausi^clil. ])riv. Biisehteiirnder Ki<<enbahn 
hat am 1. !:jieptcniber 1873 den lietrieb auf der Plerdcbahnfttreeke Lana- 
Thierpar to n - p i 11 ie eingestellt. Diese Verfiiirnntr wiird»» nachträjrlifli 
vom k. k. Handels. uinistcriura mit dem Erhisse vom '.<. .Miii/. 1874. Z. 5112, 
mittlem lieifu^^en freneUmigt, dass «lie Ii tisch tehradei l^i-eubah«_'esillp(haft 
mit Rücksicht auf das im §. 19 der Concessionsurkunde vom ll.Jänner 
1867, R. G. Bl. Nr. 16 (vgl. Bd. II, Abth. 2, Seite 1032) vorbebaltene 
üeimfallsrecht des Staates zur cventueHen Demolirun? der erwähnten Bahn- 
»treeke ohne ausdrückliche Genehmigung der Regierung nicht berechtigt ist. 

Zu den §§. 4. 7. 8 und 13. 

Mit dem aufdnind des (;e>.et/<'s vnui 'in. März IST») abiresehb)ssenen 
l ebereiiik(»riimeii '\ <^\. nnter 13} wurden be/.iiirli< li der I jiithissnahme des 
k. k. Ilaiidrlsmiiiisteriums im Falle der Einmüiidiiiiir neuer Haliueu in die 
Liiiieu der Husch telirader Eisenbahn, Innsiebtlich der Leistuiii^en der Halm- 
ire<»'ll- -hart tür Zwecke der Postanstalt und der St latstcde^^-aplieu- Verwaltun«::, 
daun inllezujr anf die BelVirdernii^r von Militiirtr;iii>|M>rf t u und di<' AuPtellnnL'" 
ans<redieuter UutiM'oHiciere ueue. tlieils eri::änzende . itii-ils aliäuderude 
Bfstimniunf^eu '-'"••liniVen, die Aiiweuduim' der ermii--^ii^ten larite und s(»nsfi- 
jren lir^üusli^ruu^ren liir Militärtrausporte auch auf di>' zu Zwecken der 
II« k. Staats -nerdezuchtaustaUeu eiu^eleiteteu Sendiuigeu und deren Beglei- 
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taDg festgesetzt inul Trjin.-portsijestimniuugtn tür Schübliu^je uud Sträriiuge 
sowie deren Escorte, aulgeHtelit. 

Zn den §§. 9 und 10. 

Die Bestiniiiiiiiim ii dieser lieidi'ii Parngraplu" wurden durch das Proto- 
koll vom 8. Jänner 1876 (vgl. unter 12) inoditicirt. 

Zu §. 18. 

Na<'li dem ölten eitirten reliereiiikoinmen tritt dit- Iii tiiirniss der Staats- 
verwaltuntr zur eventuellen entgeltliehen Einlösung sämmtlicher Linien der 
(jret>elUchatt mit Ende des Jahre» 1890 ein. 



3. Auiiierkuugeu zur Conccsslonsurkiiiide vom 1. Juli 1808^ 

R. G. Iii. Nr. 13S, 

für die Eisenbalm von Prau über Saaz und komolau bis Weiperl und nach £ger etc. 

(Vgl. Bd. II, Abth. S, Seite 1046.) 

Zu §. 1. 

Nai-iidem der dnreligehende Personen- und Gepacksv.-rkehr von den 
Stationen der J^tieckf Prag < Staatsb.ilniliof und Smichow] und Kralup bis 
Priesen nach Stationen der Streek»' Dentseh -Kralup i)is Eger und Franzens- 
had. dann uinjrekfdirt. aus Pelrielisriieksiehten beinahe ausschliesslich ül>ei 
Konintau •releitet werden luusste. W()l)ei jeduoh die (Jehühreu tur die Fahr- 
distanz \ia Tuselunitz bemessen wurden, eine annähernd befriedigende Aus- 
nutzung des einen. Per.>niien liilirenden Zuges durch den Localverkehr in dei 
Strecke Priesen ruschmit/-Kaaden-Brunnersdt»rf aber nicht stattfand, sc 
wurde die (Jesellsehaft mit dem Handelsministerial Hrlasse vom V). Juni 
1876, Z. 156U9, ermächtigt, den l'ersonenverkehr in der genannten Strecke, 
beziehungsweise von und nach der Station Tuscbmitz bis aul" Weiteres auf- 
znlassen (vgl. die Anmerkung zu §. 8). 

Zu den §§. 2, 17 und 18. 

Die Zweigbahn Lnzna>Rakonitz, welche seit 4. Februar 1871 für 
den Kohlenverkehr in Benützung stand, vurde am 5. März 1873 für den 
Personen- and GttterverkeUr eröflhet. Die Eröffhungsdaten bezüglich der 
brigen Strecken dieses Bahnnetzes sind im Erg.-Bd. I, Seite 401 enthalten. 

Zu den §§. 3, 6 und 7. 

Kit dem auf Grund des Gesetzes vom 20. IfXrz 1876 abgeschlossenen 
Uebereinkommen (vgl. unter 13) wurden bezfiglich der Einflussnahme des 
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k. k. Handelsministeriums im Falle der EinmUndunfr neuer Balmeii in die 
Linien der IJusclitelirader Eisenbahn, dann iiinsiehtlicli der LfMstungen der 
Bahngesellschatt für Zwecke der Postanstalt und der Staatatelegraphen-Ver- 
iraltung neue, theiU ergänzende, theils abändernde Bestimmungen getroffen. 

Zu §. P. 

Mit dem Handelsmini8terial-P>lasse vom 24. März 1875, Z. 7644. 
vinrde die Gesellschaft ermächtigt, vom 15. Mai 1875 angefangen bis zur 
Regelung der Fahrpreise nach dem Metermasse die Gebühren fiir den via 
Komotan sieh bewegenden Personen- und Gepäckaverkehr von den Stationen 
der Strecke Prag (Staatsbahnhot und Smichow) und Kraluj) bis Priesen nach 
Stationen der Strecke Deutsch- Kralup bis Eger und Franaensbad, dann 
umgekehrt nicht nach der Entfernung via Tnschmitz, sondern nach der 
factisoh benützten Fahrdistanz zu bemessen. Mit dem Ilandelsministerial- 
Erlfti^se vom 27. November 1877, Z. 35386, warde diese üimächtignug Mb 
auf Weiteres verlängert (vgl. die Anmerkung zu §. 1). 

Die einschlägigen Bestimmungen dieses Paragraphs wurden aaeh dnreh 
das Protokoll vom 8. Jänner 1876 (vgl. unter 13) modiflcirt. 

Mit dem auf Grand des Gesetzes yom 20. Wkn 1876 abgeschlossenen 
Ueberdnkummen (vgl. unter 13) wurden auch Tarifbestimmungen fOr die 
sa Zwecken der k. k. Staats- Pferdezuchtanstalten eingeleiteten Sendungen 
und deren Begleitung, dann fUr die Beförderung von Sohttblingen und 
Sträflingen, sowie deren Eseorte festgesetst. 

mt dem Protokollar-Üebereinkommen vom 10. November 1877 (kund- 
gemacht im R. O. Bl. sub Nr. 109) wurden die Tarifbestimmungen für Per- 
sonen und für den mit dor Personenbeförderung im Zusammenhange stehen- 
den Saohentransport auf Grund des Gesetses vom 15. Juli 1877, R. G. Bl. 
Nr. 64, betreffend die Mazimaltarife fttr die Personenbeförderung auf Eisen- 
lehnen, fHr sämmtliche Linien der Gesellschaft einheitlich geregelt. 

Zu §. 10. 

Mit dem auf Grund des Gesetzes vom 20. März 1876 abgeschlossenen 
Uebereinkommen (vgl. unter 13) wurden hinsichtlich der Leistungen der 
Babngesellsohaft in Bezug auf die Beförderung von Militärtransporten und 
die Anstellung ausgedienter ünterofficlere neue, theils ergänzende, theils 
aUlndernde Bestimmungen getroffen. 

Mit 1. Jänner 1878 ist auf Grund eines gemeinschaftlichen Ueberein- 
kommens auf sämmtliohen Österreichischen und ungarisohen Eisenbahnen 
ein einheitlicher Militärtarif in Kraft getreten. 

Zu §. 17. 

Da eine abt^esonderte Nacliwtü^un*:^ der bezüjrlich der steuerpflichtifxeii 
Strecke der liuächt6hrader Eiseubahii allein vurgefalleueu Einnahmen und 

5-2* 
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Ausgaben uiclst ni'»;:!ii'h i^^ liat das k. k. Finnuziniiiisiciiinu mit eiiiein an 
<lic k. k. Fiiianz-LainUsilirection in Pra^ ^i;ericlit« teii Erlasse vom 22. Juli 
187.'). Z. IL'UIG. ^^estattfl, dass das liirk'sichtlicii (li'Ser ^^trecke in die 
UesteuiTung zu zitdirmlc Kiid-cnnirntMi aii> dem ( n'-aiunilrcmerliafi*- ik-r \ (»d 
vier li«-tri(']>sstrecko lit. A jt wriii«^ im ilt^triel'c ii' standciion Linien nach 
Verliältniss <les HruttoertraLt s der steiierpHichti^'en Sti« ( ke zsim (iesamint- 
Hruttoertraire drr t:anzen Lit tiielisstrecke lit A. 'Tmittt-lt woido. In He/ug 
auf die Ermittlung' des i)rutt()('rtia;.''e8 der Hteueiptiii-liti;.'-«'n Strecke wird das 
von der Gesellsclialt (in ihn r Eiii^'abe an dii^ Stmeiadmini-tration in l*ra? 
vom 28. Juli 1873, Z. 22579) beantragte Verfahren genelimigt, wonach zu 
den nachweisbaren Einnahmen aus dem Personen- und Frachtenrerkehre 
/unäclist jener Theil der „diversen Einnahmen^, bezüglich dessen eine 
.Seheidung nacii der stenerpttichtipen unil der steuerfreien Strecke der 
Linie A möglich ist, nämlich die fttr Mietb- und Paehtzinse und an Tele- 
graphenpehühreu erzielten Einnalimen, insoweit sie fttr die steuerpflichtige 
Linie in Betracht Icommen, endlich von den übrigen ndirersen Einnahmen* 
jener Theil hinzugerechnet wird, welcher eich fUr die stenerpflichtige Strecke 
aus der Anwendung der bei den Einnahmen auA dem Personen- und 
Fraehtenverkehre beider Linien gefundenen Verhältni^exahl ergibt. (H. M. 
Z. 23352 ex 1875.) 

Zu 19. 

Nacli dem auf ( Jrund des Gesetzes vom 20. März 1876 •ibfi;esclil<w>(Mieii 
rebereinknmmen (v^I. unter 13) tritt die H( Inirniss ler St;int--\ ei waltim^'' 
Z!ir eventuell. Ml ent.LM ltiicIirn Einlüsuug sämmtiicher Linien der Gesellschalt 
mit Ende des Jahres 1896 ein. 



4. Anmerkung zum Hsiidelsministerial-Erlasse Tom 15. October 

180$9 Z. 14068-1914, 

betreilend die Conci'SsinnsbiMlinkrungi'n l'ürd.is nordwcst böhmische ßahnnetz. 

( V^l. IM. II. Abih. 2. Sf'ite 10 -:i.) 
Die <nh 1 ff-Jt.L'estr'lIten Pun<'t:iti'>ne!i dic'^es Erlas<«>s wurden durch 
die i3estimmungen des Protokolles vom 8. Jänner 1876 (vgl. unter 12} 
raodificirt. 



5. Fortsetzung des Verzeielinisses der genehmigten Sehleppbahneo. 

(Vgl. BU. III, Seite 483 unU Erg. Bd. I, Seite 401.) 
Auf Grund der §§. 3 und 4 der Goncessiousnrkunden vom 11. Jinner 
1867, R. 0. Bl. Nr. 16, und vom 1. Jali 1868, R. 6. Bl. ^r. 138, sowie des 
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PankteB 9 d«8 Erlasses des k. k. Handelsministerinms rom 15. October 1868, 
Z. 14068 1914 (vgl. Bd. Tlj Abth. 3, Seite 1024, 1045 nnd 1055) wurde 
der a. priv. Bnsoht^brader Eisenbabogesellsehaft weiters der Banconi^ens für 
nachbenannte FlOgelbabnen ertheilt: 

22. Vom k. k. Handelsminister mit Erlass vom 3. Jänner 1873 
Z. 35660-7632 ex 1872, fttr eine Scbleppbahn von der Station Zieditz 
zur Verladerampe der Zicditz-Hnbcrspirker-Geverkscliaft. 

23. Vom k. k. Handelsminister mit Erlass vom 27. Jänner 1873, 
TL 1353-V, fOr eine Sebleppbabn von der Station Elbogen-Neusattel 
ZQ den Ritter von Haidinger^schen Koblenwerken bei Kens attel. 

24. Vom k. k. Handelsroinister mit Erlass vom 31. Jänner 1873, 
2. 34549- 7420, für Verlade}releise näcbst Kaaden-BrnnnerBdorfzuden 
Kohlenförderschäehten der Brannkohlen-Oewerksohaft Saxonia. 

26. Von (Ut k. k. Stattlialterei für Böhmen mit Erlass vom 5. Februar 
1873, Z. 7221, Uber Ermächtigung des k. k. Handelsministt trs vom 4. De> 
^mber 1872, Z. 28787-6265, lUr eine Schleppbahn von Prof. Kr. 326/327 
der Strecke Falkenau-Neusattel zur FOrderantage der belgischen 
anonymen Kohlengewerkschaft bei Königs werth ond für die dadurch 
bedingte Anlage eines Haltepunktes innerhalb der Profile Nr. 325—329. 

26. Von der k. k. Statthnlteroi für Böhmen mit Erlass vom 3. März 1873, 
Z. 8770, Uber Ennächtig^ung des k. k Handelsministers vom 8. Februar 1873, 
Z. 1088, fiir eine aus der Sciileppbahn von Tuschmitz zum f^räflich Thuu'- 
«cbeii Joset-Oswald-Schaclite abzwcigeudo Kohlonbahn zum Hiimhold- 
Schacbte de« Carl Plcnin^icr und ConRorton bei den Anna-. N ot Ii b ur^ra-, 
Johanna- nn<l J ose t'i - M aa ^ c u in der (Jonioinde Petschitz. 

27. Vom k. k. ll.in.lrlsmiuistcr mit Erlass vom 31. März 187.*^, 
Z. .S21S1-6H99, für Sriil«'pp:relei?Jo von der Station Jiulnia zur Masehineu- 
labrik dos Nobak und rrit/c zum Depotplatze der liubna'er Wuggoniabrik 
und zur F.nbrik den F. J. Müller. 

I)iM- Bauptin-.>ri<j für ilifi- ilrci .Schl«'|i|>'>,ilin<*n. wel-he iiiflit zur Aii^liÜiiiiiii: 
i:elaugt<*n, wurde mit »lern li.iiiiieldministerial-EilasäC vom 30. A|>ril l>^70, Z. UIOl, lür 
•crlosehen erklSrt (vgl. Post 39). 

28. Voll dor k. k. Statthalt* r<-i für Bi-lmicn mit Frla-s vom 2. Mai l^TS, 
Z. 20604. über ICrmächtiL'iiuir > k. k. Handf-lsministcr.s vom 8. April l.'^73, 
Z. 600.5 V. tiir «'ino Schlcpphalm von Diiby zu den Scliäehtcn der k. k. 
priv. (i^tfrr. StaatslinliUL'i'^^clhcliali bei Tiiclinu, dann zu dcniu deren Nähe 
■anzuk';_'«'nilon Schäditen der Pra.L^cr-Ei'^cnindii'^tric (ic^ollschatt. 

20. Von der k. k. Stattlialteiei tiir H.iiiuKMi mit Erla-^^ vom 17. Au-rust 
1873. Z. 44S01, über Erm:i«'lili{:mi;r (]>'< k. k. HanilcUmiiiistir-; vom 
9 .\u.irnst 1>73, Z. 2-40;')^. für ein«' Sclilopphnlin von Cliodnn zum Tlioo- 
p Ii i 1 und F r i e d r i f Ii Sehachte de^ >Yiener Kohleuiudustrie- Vereines in der 
Gemeinde Münchhof. 
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30. Vdin k. k. IlaiidelBminister mit Krlass vom 20. Novemb'-r 1873, 
Z. .'{r)424, für ein Ladcfroleitie aus der Station ßakonitz zur Laderampe 
der dortigen Berglau Antienircsollschaft. 

ni. Vom k. k. liandrlMulnister mit Erl.-iss vom 13. März 1874. Z. 6074 
für eine Zwoighaiin zum Ii e I v e t i a Scliachte der Bergl);uigescll8Chaft Saxo- 
Buiiemiu liei M 11 sau, sowie iMr eine Gekiseverbindung zum Tbarand* 
scben Kohlen werke bei Tu Schmitz. 

32. Von der k. k. Stattiialterei für Bolimen mit Erlass vom 6. December 
1874, Z. 66382, über Ermächtigung des k. k. Ilandelsministers vom 
12. November 1874, Z. 3494'J, für ein Ladegeleise von Komotau zum 
benaclibarten II ugo-Sehachte des Wiener Kohlenindustrie-Vereines 

33. Von der k. k. Statthalterei für Böhmeu mit Erlas« vom 21. December 

1874, Z. 69418. über Ermächtigung des k. k. üandelsroinisters vom 
25. November 1874, Z. 37130, flir ein aus der Ritter von Haidintrer^oheft 
Kohlenschleppbahn nächst E 1 1 b o gen - Ne n satte 1 ausmündendes Veriade- 
geleise liir die Sehachtanlage des Wiener Kohlenindustrie- Vereine». 

34. Von der k. k. Stattbalterei liir Bl>limen mit Erla«8 vom 18. Jänner 

1875, Z. 3849, Uber Ermächtigung des k. k. IlandeUministers vom 27. No- 
▼ember 1874, Z. 37176, für ein drittes Ladegeleise, an der Graf Tliun'sehen 
Kohlenladestelle nächst Tuschraitz für den Humboid-Schaeht der 
Retoehitz-Nascbaner Brannkohlen-BergbangeseUschaft. 

86. Von der k. k. Stattbalterei fttr Böhmen mit Erlasa vom 7. Februar 
1875, Z. 7338, fiber ErmSchtigong des k. k, HandelBmbüstere vom 
28. Jänner 1875, Z. 46, ftir ein Verladegeleise nächst der Haltestelle Berg- 
haas snm neuen KoblenBcbaohte der Gmbenbesitccr GQldner und Reichelt 

36. Vom k. k. Handelsminister mit Erlasa vom 24. September 1875, 
Z. 28294, itir eine Schleppbahn, abzweigend aus den bestehenden Geleise- 
von ZieditsBur Jakob i-Zeehe, zn der Schachtanlage der ehemals Fiseher- 
sehen, der Bnschtihrader Bahn gehörigen Michaeli-Zeche. 

37. Von der k. k. Stattbalterei fUr Böhmen mit Erlass vom 28. Sep- 
tember 1875, Z. 53480, Uber Ermächtigung des k. k. HandelaministerB vom 
30. August 1875, Z. 26831, ittr eine Sehleppbalin von der nächst Buschts 
hrad befindlichen vereinigten Ladestelle des Antoni-, Wenzl- und Vitovka- 
Schachtes zum Ferdinand -Schachte Seiner k. und k. Apostolischen 
Majestät 

88> Vom k. k. Handelsministerium mit dem Erlasse vom 9. Kovember 
1875, Z. 88036, flir ein bei Profil Nr. 2018-2017 der Strecke Eger- 
Falkenan ausmündendes Zweiggeleise zur Laderampe der Engeiber t-Zeche 
in der Gemeinde Haselbach nächst Falkenau. 

39. Vom k. k.Handel8minUiter mit Erlass vom 4. Juli 1876, Z. 18288» 
für eine Schleppbahn von der Station Bnbna zur Fabrik des F. J Müller in 
Holeschowitz (vgl. Post 27). 
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40. Vou der k. k. StattlialtL-rci für Böhmen mit KiLiss vom 11. September 

1876, Z. 29008, Uber Ermächtigung des k. k. Uundelsiiünisters vom 
11. .August 1876, Z. 21957 fttr eine FlUgelbahn von der Stotiou Kdnigs- 
berg. Maria Kulm za der Alizariiifabrik in Königsberg. 

41. Von der k. k. Stattbalterei für BVhmen mit Erlass vom 27. Juni 

1877, Z. 36230, Uber ErmXehtignng des k. k. HaodelsministerB vom 7. Juni 
1877, Z. 20050, fttr eine vom Duby- Tnc haue r Bahnflttgel bei Kilom. 2*5 
nielttt der Geleiseanlage fUr das Kohlenwerk der Ssterr. Staatsbahn- 
SSiellsobaft am Tnehan abzweigende Sehleppbahn zn der nenen Ctohaoht- 
snlage der Prager Eisenindnstrie-Oesellschaft in der Gemeinde Winaritz* 



6. Anmerlniiig zar Concossionsnrkiinfle Tom 4. August 1871^ 

E. ii. Bl. Mr. 103 

f&r die Verbindnagsbaba tob KoboUq ntcb Brannersdorf, 

(Vgl. Erp. B. I, Seite 40a.) 
Zu Jj. 3. 

Die Verbindungsbahn von Komotau nach Brnnnersdorf ward«) 
am 1. März 1873 dem Sffentliohen Verkehre llbergeben. 



7. Anmerkung rar Coneessionsorknnde vom IS. NoTember 1872^ 

B. e. Bl. Nr. 1 ex 1873^ 

Ar die Eiseabihn tob Knm« an di« bfthmiscb^siehsische Grinie bei ReiUenhaiB. 

(Vgl. Erg. h. I, Seite 406.) 
Zu §. 4. 

Die Strecke Krima* Reitzenhain wurde im Anschlüsse an die 
eiehsisohe Strecke Reitzenhain -Marienberg.Fldha am 23. August 
1875 flir den Personen- und Güterverkehr eröifhet. 



8. Oesetz vom 9. Mai 1873, B. G. BL Nr. 81 und 0. Bl. Nr. 64, 

m Hi'ireü der B»*din|run|?en und Zuiiestandnissc eintr I,oeouioiiv-Kisenbahii a) von Kakoüiti 
über Jecbnitz an eineD I'unkt der privilegirten Filsen-PrieseDer Bahn, b) tob Falkeoaa an die 

bAhniseb-siehaiaehe Criase bei Crasliti. 

Mit Znstiminun;^' der beiden Häuser des Reichsrathes finde ich zu 
verordnen, wie folgt : 



Digitized by Google 



776 



Busohtehrader 



Artikel 1. 

Die Regierung wird ermächtigt, bei Ertheilnng der ConcessioD für eine 
LoeomotiT- Eisenbahn 

a) von Rflkonitz Uber Woratscheo, Jeehnitz an einen Pnnkt der Pilsen- 
Priesener Bahn nüobst Schelles; 

b) von Falkenau an die böhmiseh-sächsisehe Gränze bei Graslitz 

der Actiongesellschaft der prMlegirtcn Bu'^cl.tebrader Bahn die im §. 17 der 
Conoessionsarknnde vom 1. Juli 1868 (R. Q. Bl. Nr. 138) gewährten Stener 
und Geblihrenbefreinnpren unter den In den folgenden Artikeln angegebenes 
Bedingungen auch ttlr diese Linien zuzagestehen. 

Auf Grund dieses Oesetses wurde der Gesellschaft der n. priv. BosehtAradcr 
Eisenbahn über deren KrMifhen /tiüüchvt mir für die sub f>\ I < /( icJinet»' Lirio die Con- 
ce9"ijon erth<Mlt (vgl. <lic ('oiioe.-fii"n!iiirkiiiid<» iintor 9 , wiiiirtTHi <li<' Ki*;iH?jrunir der 
sub a) g> naniiteii Lini<- aiil unltcstimmte Zeil bis /.u einer ^üii^tigeron Uestaltung de& 
Geldmarktob verschoben wurde. 

Die Befreiung von der Einkomtnoiistouer soll diesen Linien jedoch nnr 
für dieselbe Zeit zukommen, als sellie nach Massfrabe der Concession vom 
1. Juli I8fi8 (;. Iii. Nr. \ (Im ül)ri-eii Linien der HuHohtr'hratl. r IJnhn 
zur Gänze oilor znr llällte nooli ilcrzi'it zn statten kommt, liorfrestalt. 
mit dem Krlitsdien der Eink(»inni«'n>t( U('il)clV Inn;; aiil dicst n übri;j;en, in (it-r 
o^>i^!:^'ll Concession-^urknjidc crwäliiitcii Linit n die liefrcinng auch für die 
neuen Linien zur Gänze oder zur Hälfte aufhört. 

Artikel U. 

Die Strock«' ll;ikoiiit/.-8( ii<dl« s mnsM binnen zwei einhalb Jahren vuin 
Ta?e (b'r C<»n('essi<tns('iihi ihiiijr an jrereelmet und die Strecke Falkmau 
Graslitz bi:< vwm ;5l. Oetnlicr lb74 im bau vollendet und dem ötl'eutlitiieu 
Verkehre iiber^'-eben werden. 

In dem luit dem Gosetzo vom 30. April 1874 genehnii}.'t«'ii rcbereinkuuime» vom 
8. Juni 1874 (vgl. unter 10 und 11) wurde die Vollendung der Strecke Felkenau- 
Graslits bis Ende Oetober 1875 in Aussicht genommen. Vit dem Art, III desOesetsee 
Noiii 20. MHrz 1876 (vgl. unter3l3) wurde dieser Termin wieder dahin geändert, da» 
die Theilstreckp von Fnlkf riati f>is 'Jraslifz längsti ns bis 1. Juni 1.S76 in Betrieh «I 
f*etzt,'ii, die Theilstreckc von Gra'^litz his zur Reich^gtäii/e aber bis 31. Decembcr 1876 
leriig zu >tellrn war, um <l<-iii ötT. ntliclien Vi rkrhr iiln'rgoben werden zu können. 

n<'zii,t:lieli de«? VoUendun^^Hterrnlnes liir die Strecke von Graslitz bis 
zur (iriiu/ (• soll <U'r mir d/ r k ■•ni'.'lieb säeii-si.srhen Keg-iorun^' abzu>fhlies>ende 
Staatsvertra;^ nia.saf:;ebend sein. Für die Sirherstelhinfr dieser Veri)tli(ditiingen 
dnreli die Hiiseliteliracb'r Eiseiihalinj^esclhsehatt hat die Staatsverw.iltiing 
eatspreeht'nde Vorsorge zu trcflfen. 

Artikel IlL 

Rttfiksiehtlish des Anschlnsses der im Artikel I erwHhnten Zweigbahn 

von Falkenau naeb Graslitz an das säehsisciie ICisenbahnnets und rQek> 
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siclitlirh di'ü lictriehsluiHtos in der frrmoinscliMt'tliclicn Wfcli-i'lstation 
<ir.islitz bleibt dio Fest^ctzniiL' <lcr *lip>f:illi.!;en liestiramnn.-'Mi tbm Ab- 
"•(dilnsse drs 8ta:itsvertrag"('S mit d» r ki'oiiirücli säclisisclien Ri'u'ioniiiL'' vor- 
behalten lui.l ist die Huschtelirader Ei>;('iibalin.uesell<ebMl"t veipilii htet. sii-li 
den Be^;tiiiiiniiiii:( n dieses Staats Vertrages und den hieraus lür sie erwachsenden 
Obliegenheiten zu unterwerfen. 

Artikel IV. 

Rilcksichtlich der 'lariliruiifr und der soii8ti}ren eMnee^>*ionsmii«sigen 
ßedin^Mingen sind die im Artikel I erwähnten Linien als integrirende 
liesfandtheile der bereits ooncessionirten Linien der Üuschtehrader Itlisen- 
bahngesell Schaft zu betrachten und zu behandein. 

Artikel V. 

Der Handels- und der Fiuaiizminister sind mit der Durchl'Uuriin^ dieses 
Gesetzes beauftragt. 

Wien, am 7. Mai 1873. 

Franz Joseph m. p. 

Aieri^perg m. p. Banbais in. p. PretU na. p. 



9. Concessionsnrknnde vom 80. Oetober 1873^ B. 0. B). Nr. 48 ex 

1874 und €. BL Nr. 61, ex 1874, 

für die I.ocoiDOtiv-£isenb«hn Falkenau-Graslits. 

Wir Franz Jeseph der Erste, von Gottes Gnaden Kaiser von Oesterreich 
Apostolischer K5nig von Ungarn, König von Böhmen, vonDalniatien, Croatien, 
Siavonien, Galizien, Lodonierien und Ulyrien; Erzherzog von Oesterreich; 
Grosaherzog von Krakau. Herzog von Lothringen, Salzburg, Steyer, KSm- 
then, Krain, Bukowina, Ober- und Niodcrschleaien; GrossfOrst von Sieben- 
bürgen; Markgnif von Mähren; gefUrsteter Graf von Habsburg und Tirol 
etc. etc. etc. 

Nachdem die ausschliesslich privilegirte Buf>cht<^hrader Eisenbabngesell- 
sehaft die Bitte um die Ertheitung der Concession zum Bau und Betrieb 
einer liOComotiT.liäsenbahn von Falkeoau an die böhmisch-sadisische Gränze 
bei Omsüts gestellt hat, so finden vir nns bewogen, in Erwägung der 
Gemeinnützigkeit dieses Unternehmens der genannten Eisenbahngesellsohait 
diese Concession auf Orundlajre des Eisenbahn- Concessionsgesetzes vom 14. 
September 18.5 . iR. G. Iii. Nr. 238) und des Gesetzes vom 7. Mai 1873 
R. G. Bl. Nr. 81), wie folgt, zu eriheileu: 
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§. 1. 

Wir verleihon der finscht^hrader Eisenbabng^sellBcbaft das Recht ram 
Bau und Betrieb einer LocomotiT-EiBenbahn von Falkenan an die bdhmifleh- 
eächsisehe GrMnxe bei Graslitz. 

§. 2. 

Die im §. 1 gonannto Eisf-nbalmlinie ist als integrirendor He«tandtheil 
der bereits noncessionirteu Linien dieser Eisenbahngesellscliaft zu betrachten 
nnd zn bebandeln, und es haben für dieselbe bezüglich der Tarifirung nnd 
aller sonstigen eonceflsionemSssigen Bedingungen die Beatimninngen der 
Concession vom 1. Juli 1868 (R. G. Bl. Nr.' 138) zur Anwendung zu 
kommen. 

' In ErgSnsuog und iheiiweiser Abänderung der auf Tarife Besug habenden Cofl- 
ceMionsbeBtlmmungen wurden mit dem Protokolle Tom 8. JSnner 1876, bedebangeweiie 

mit dem auf Chrund des Goso^cs v<>iu -_>(». M ir/ 1876 abgeseblossenen UebeneinkommM 
neue Bestimmungen getroffen (vgL unter 12 und 13). 

§. 3. 

Die Gegellsehafk ist verpfliolitet , jedenfalls sogleich die grösseren 
Brücken nnd Viaducte bis zum höchsten Wasserstande fttr zwei Geleise und 
die Tunnels im Unterbau zweigeleisig herzustellen. 

Laut des beim k. k. HandeUniinisterium am 10. Jänner 1878 wegen FeateteHong 
der ConeeMioasbedingniMe fBr die hier in Rede stehende Bahn aufgenommenen Proto- 
kolles (H. M. Z. 37448 ex 1873) verpflichtete sich die Oesellsoliaft, fiber jeweiliges Yei^ 

langen des k. und k. Reicliskriegsininisteriumg und unter den mit diesem zu verein- 
tarpndcn Rpdin<:iinpi ri (Iii- MilitärdefH' henients der im Frieden nuf^jestellten F'el lei^en- 
bahiiahiheiliingc-ii )>eim Baue der fraglichen Eisenbahnlinie oder bei liahnerlialtungs- 
bauten in Verwendung zu neb Dien. 

Mit dem Protokolle yom 12. Noyembei 1873 (H. M. Z. 42146 ex 1878} wufde da« 
Bedingnissheft fOr die Ausführung der Bahn in technischer Bestehung festgestellt 

§•* 

Die Gesellscliaft ist verpflicht»^t, die Strecke Falkonau-Grasliz bis zum 
31. Octobcr 1874 im Bau zu vollenden und dem öffentlichen Verkehre zu 
übergeben. 

Die Erüllnunitr der Strecke Falkenau-Graslitz erfolgte an den» durch 
i>t'setz vom 20. März 1S76 (vgl. iinJcr lestgesf tzten Termine, d. i. am 1. Juni 1876. 
Die TheiUtrecke von Graslitz bis zur Ueichsgrünze wurde noeh nicht auügelubrt, weil 
Uber den Ansehluss an der Reichsgränse ein Uebereinkommen mit der kgL sXehslsdicn 
Regierung noch nicht su Stande gekommen ist. 

Bezüglich des Volioiidun^stermincs lür (He Strecke von (iraslitz bis 
zur (kränze soll der mit der kiniierlich sächsischen Regierung abzuschlies- 
sende Staatsvertrag massgebend sein. 
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Für die Sioherstcllunp diesor und der übrigen roncessionsmässigeii 
Verptlichtungen hat die Buschtehrfider EisenbahngesoIUcliaft eine C'aution 
im Betrage von 25.000 Gulden im Baren oder in börsemässigen Effecten 
zu leisten. 

6. 

Kücksichtlich des AnscliUisges de:- im i<. 1 erwähnten Zweigbahn von 
Falkeiiau nach (iraslitz an da^ säciisische Ei-^enbahnnetz und rileksielitlich 
des Betriebsdienstes in der gemeinschaftliclicn Wt chselstatinn bleibt die 
Festsetzung der diessfalligen Hestimniniiuoii dem Abschlüsse des Staatsver- 
trages mit der koniglicli-sächsischcn Kt ^rifruiig vorbehnlten , und i^t die 
Gesellschaft verpflichtet, sich den Bfstiiuraungen di^-ses Staatsvertragea und 
den daraus fUr sie erwachsenden Obliegenheiten zu unterwerfen. 

§. 6. 

Die im §. 17 der Coneessionsurkunde vom 1. Juli 1668 (R. G. BL 
Nr. 138) gewährten Steuer- und Gebtthrenbefreiungen werden aueh fttr die 
im §. 1 erwähnte EiBenbahnlinie auegedehnt. 

Die Befreiung von der EinlLommenstener boI! dieser Eisenbahnlinie 
jedoch nur für dieselbe Zeit znlcommen, als selbe nach Massgabe der Ood- 
cession vom 1. Jnli 1868 (R. 6. 31. Nr. 188) den übrigen Linien der 
BnsohtShrader Bahn znr Gänze oder zur Hälfte noeh derzeit zu statten 
kommt, dergestalt, dass mit dem Erlösehen der EinkommensteaerbefreioDg 
auf diesen Übrigen in der obigen Conoesaionsorkonde erwähnten Linien die 
Befreiung aueh fär die im §. 1 genannte Eisenbahnlinie zur Gänze oder zur 
Bälfte anrhSrt. 

§. 7, 

Der Staatsverwaltung wird das Recht vorbehalten, wenn ungeachtet 
vorausgegangener Warnung wiederholte Verletzung oder Nichtbefolgnng der 
in der Coneessionsurkunde oder in den Gesetzen auferlegten Verpflichtungen 
vorkommen sollten, die den Gesetzen entspreclienden Massregeln dagegen 
zu treffen nnd nach Umständen noch vor Ablauf der Coneessionsdaner die 
Concession fttr erloschen zu erklären. 

Indem wir Jedermann ernstlich verwarnen, den Bestimmungen dieser 
Concession entgegen zu handeln, nnd der Gesellschaft das Recht einri&nmen, 
wegen des erweislichen Schadens vor unseren Gerichten auf Ersatz zn 
dringen, ertheilen wir säramtlichen Behörden, die es betrift't, den gemessenen^ 
Befehl, über die Concession und alle darin enthaltenen Bestimmungen strenge 
und sorgfältig zu wachen. 

Zu I'rkund dessen erlassen Wir diesen Brief, besiegelt mit unseren» 
grösseren Insiegel, in Unserer Hcichshaupt- und Residenzstadt Wien an» 
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Drei8flip:sten Ta^e <!»'> Monates Octohor. im Jahre «los Heils Eintau-end 
Achthundert Siebzig und Drei, Unserer Reiche im Fünfundzwanzigsten. 

(L. 8.) Franz Joseph m. p. 
Aoenperg m. p. BaBhA«« m. p. f feti« m. p. 



10. Gesetz vom 30. April lS7i, R. G. »1. Nr. 92 und C. £1. Nr. 

vegen sofortigen Ausbauvs der Lloie Falkenau-GrasUli der Bnseht^rader EiaenbahageicU- 

schaft. 

Mit Zustimmung beider Häuser des lieichsrathes finde Ich zu verordnen, 
wie folgt: 

Artikel 1. 

Die Regierung wird ermächtigt^ zum Zwecke des sofortigen Ausbaues 
der Eisenbahnlinie von Falkenan au die buhmisch-säobBlsche Grilnze bei 
Grafilitz das beiliegende Uebereinkommen mit der BusehtSlirader Eisenbahn- 
gesellschaft abzuschliesRen, jedoch nur gegen dem, dass die Gesellschaft fiir 
die Einhaltung des im Artikel I des Uebereinkommens festgesetzten Vollen- 
dnngstermines angemessene Sicherstelinng leistet. 

Da das definitiv ausgefertigte Uebereinkommen mit dem diesem Qeeetse «nge- 
fBgten EntWarfe w6rtlieh gleiehlatitend ist, so wurde der Abdmek des letsteren hier 
unterlassen. Das ausgefertigte Uebereinkommen folgt unter 11. 

Artikel II. 

Der Handelsniini^tor und der Fiuanzmintster sind mit dem Vollzage 
4lieses Gesetzes beaut tragt. 

Wien, am 30. April 1874. 

(L. S.; Franz Joseph m. p. 
Aiersperg m. p. Baibans m. p. f reth m. p. 



11. Uebereinkommen vom ^^j^^j 1874, K. G. Bl. Nr. 9d wi 

G. BL Nr. 77, 

iwischcn der k. k. Slaatsvprwaltnng und dem Verwaltnoftsratlie der ausachU prir. Basckte* 
hrader Eiseabalingeaellsohaft wegen Leistung eines Staatsvorsehussea nn Zwecke der Puck- 

fQhruQg des EiseabaliBprojectes FalkeDau-Graslits. 

rebereiiikommen , welches auf Grund des Gesetzes vom SO. Ap^^ 
1874 (R. G. Bl. Nr. 92) in Fol^. Allerhdch»ter Entsohliessnng vom 30. Aprü 
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1874 zwischen dem k. k. Finanz- und HandeUministerium, in Vortretung" 
'ies Aerars einerseits, nud dem Verwaltiingsratlie der uusclil. priv. Uuschtö» 
iirailer Elsenbahnj^esellscliaft nnderseits, zum Zwecke der sofortij^en Inan- 
^ri(Tii:ilime der Bauarbeiten a'ff der Linie von Falkenau nach Graslita an die 
i4lclisiach-buhmi8clie Gränze in fol^^ciider WeUe vereinbart wurde : 

I. 

Da* k. k. Fin;niziniiiist< riun) verptru htct sii-li , »Irr ausseid, priv. 
iJii'clitrhrader Ki^cnbaliiijxescilscli:! ff n <• t ]i i c n Ta 1 1 s ire<rfMi ciitsprc- 
*'heiide S i c Ii i* r t <• I hi ii g zum Zwockf des sut'ortiirtMi He.triuucs iiml ib-r 
Durclifilbruii^r des iiaues der Linie von l'alkt'uaii an dif böhmisch-säflii-clie 
«irüiize bei (Irasiitz wiilircud der Bauzeit, welcli»' nach <b'r Vereinbarung in 
'l'm I'rotukoiie vom 12. Noveml>er I,s73 bis Ende October 187") roi^lit, 
uiiver/iiisliebe Baiiv(M schiiirtse im Betraue von Lincr Millim) f iinliiund^'rt- 
tausend (iublen (»strrreichischer Währung in Banknoten vorzust rocken, und 
tür die hieraus entstehenden Forderungen als Zahlung' siämptl- und 
;;ebü)trenfrei neu zu eraittirende Actien lit B der genannten Gesellschaft 
znm vollen Nennwcrthe anzunehmen. 

Die Ketundirung der erhalteneu Vorschüsse in Aetien hat sofort nach 
Emission der letzteren, spätestens aber in jenem Zeitpunkte zu orfolgen» zu 
welchem die Linie Falkerau-Graslitz in Betrieb gesetzt sein wird. 

Die mittelst Actien refundirtcn Bauvorsehüsse werden vom Tage der 
ßetriebseriiffnini^' der Strecke Falkenau säcbiscbe Grftnze bis 31. Docember 

1875 von der Gesellschut't mit 5 Peroent Terzinst; vom 1. Ji&nner 1876 
beginnt der Bezug der auf diese Actien entfallenden Dividende. 

Auf Orand des Qesctzei« vom 20. Marx 1876 (vgl. unter 13) wurde die Gesell- 
«ebaft rerpfllehtet, die Bauarbeiten und die Instruirnng dieser Babn derart su 
heieUeunigen, das« die Theilstrecke von Falkenau bis Orasiits längstens bis 1. Juni 

1876 in Betrieb geäftzt werde, und dass auch die weitere Strecke bis zur Reichspränze 

'ärigstons lii.s 'M. r)cceinlier IS70 dorn öfTentliclieii Verkehr übergeben werden kann 
vgl. die Anmerkung zu §. 4 der Concessionsurkumle von» 30. October 1873 unter 9). 

II. 

Die jeweilige Äusfoignng der vom k. k. Finanzministerium gemüss 
Artikel I dieKea Vertrages zn gewährenden BarvorschUsse wird nach Mass- 
gabe der von der Gesellsohaft zwischen dem 20. und letzten eines jeden 
Monates dem k. k. Handelsministerium zn Überreichenden und gehdrig zu 
begründenden Bedarfsvoranschläge im Wege der k. k. Landesliauptcasse in 
Prag zu Händen der hiezu gehörig zn legitimirenden Repräsentanten der 
Oesellsehafl gegen stümpelfrcle Empfangsbestätigung in den dem vollen 
ßedarfe entsprechenden Raten geschehen. 
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m. 

Dagegen verpflichtet sich die GeBellschaft ihrerseits: 
n) alle VorbereitODgen za treifen, dass die politische Begehung der Linie 
Falkenao-Graslitz ohne Anfsehnb begonnen werden könne, die Detail- 
pläne dieser Linie längstens binnen zwei Monatea nach Beendigung der 
politischen Begehung vorzulegen, endlieh binnen einem weiteren Monate 
auch das Detailprojeot für die Theilstrecke von Oraslitz bis zur 
böhmisch-sächsischen Orttnze in Vorlage zu bringen ; 
h) im Falle, als der Ban ganz oder theilweise nicht in eigener Regie 
geführt, sondern an Bauunternehmer vergeben werden sollte, die Ent- 
würfe der diesfälligen Bau- und LieferungsvertrÜge und der zuge- 
hörigen Bedingnisshefte und sonstigen Belege rechtzeitig dem k. k. 
Handelsministerium zur Genehmigung vorzulegen und die Einleitung 
zu treffen^ dass mit den bezüglichen Bauarbeiten längstens binnen aeht 
Tagen nach erhaltener Genehmigung der vorgelegten Verträge aueh 
faotisch begonnen werde; 
ej dafttr zu sorgen und alle Bemähungen dahin zu richten, dass die am 
Anlass der im Artikel 1 stipuHrten Actienemission erforderlichen 
Abänderungen der Statuten der ausseht, priv. Buschtöhrader Gisen- 
balmgesellschaft längstens bis Ende Mni 1674 erfolge. 

IV. 

Der Staatsverwaltung wird fttr die von ihr in Gemässheit des Artikels 1 
gelei«iteten Bauvorschttsse auf alle Bauten der Linie Falkenau-Graslitz, sowie 
auf alle zum Zwecke des Baues beigeschafflton Materialien das erste und 
ausschliessliche Pfandrecht mit dem Vorrechte vor allen aus was immer (Br 
«inem Titel entspringenden Focderuugen insolange eingeräumt, bis von 
Seite der Gesellschaft die Aufbringung der zur Vollendung des Baues der 
Linie Falkenau-Graslitz erforderlichen Geldmittel nachgewiesen sein wird. 

V. 

Zur Wahrung der speciellen Interessen, welche der Staatsverwaltung 
ans der Leistung der in diesem Cebereinkommen vereinbarten BaavorsehQsie 
«rwachsen, räumt die Gesellschaft der k. k. Staatsverwaltung das Recht ein. 
die wirkliche und zweckmässige Verwendung der zur Herstellung und 
Inbetriebsetzung der Linie Falkenau-Graslitz von der Staatsverwaltung xa 
gewährenden Geldmittel durch zu diesem Zwecke aufzustellende Staatsorgane 
während des Bancf* und der Inbetrlebaetzun^r dei- liuliii auf die ihr jreeignet 
scheinende Weise und diucli Anwendung von zu obigem Zwecke sicher 
führenden Mitteln nnr.iittel'tar zu iiberwachon. 

Die Kosten dieser speziellen Bauautsieht sind von der Gesell?=chaft iu 
dem vom k. k. Haudelsministcrium festzui^etzenden Betrage zu vergüten. 
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VI. 

Der bei der Gesellschaft bestellte landest'Urstliclie Commissär wird bis 
za dem Zeitpunkte der erfolgten Keiundirung der Barvorschüsse iQ Aotien 
lit. B. bereclitijrt sein, nicht nur solche Verwaltungsrat hsbeschlUsse, welche 
mit der Allerhödisten Concession, den p^enehraigten Statuten der Gesell- 
Mthalt, sowie den allg:enieinen gesetzUcbeu Normen und behördlicheo Ver- 
fÜgnnp^en nicht im Einklänge stehen, sondern auch soiehe Verfügungen der 
?esell8chaftliohen Verwaltungen zu sistiren, welche ihm gegen die ans diesem 
Uebereinkommen speciell hervorgehenden finanziellen Interessen des Staates 
zu Verstössen seheinen ; jedoch hat derselbe dann sogleich die Bntsoheidnng 
des k. k. Handelministeriume einsnholen, welche ohne Aufschub erfolgen 
wird und für die Gesellschaft bindend sein soll. 

VII. 

Es wird ausdrücklich fest<^osctzt, dass die Leistung der hiemit von der 
Staatsverwaltung zugesicherten Zahlungen nicht früher zu beginnen hat, als 
bis durch die Voruahnie der politischen Begehung die Möglichkeit des 
sofortigen Beginnes der Bauarbeiten constatirt sein wird. 

Das ^('^'onwärtige Uebereinkommen soll null und uiohtip: sein, wenn die 
im Artikel III fest^r^ctzten Tennine — insoweit diess an der Gesellschaft 
li^ — nicht eingehalten werden »ollten. 

In einem solclien Falle ist die Gesellschaft zur ungesäumten baren 
Biickzahlung der bereit-s erhaltenen Vorschüsse sammt fiinfperoentigen 
Zinsen an das Aerar verpflichtet. Der ansschl. priv. Buschtöhrader Bisen - 
bahngesellschaft wird eine ämtlich vidimirte Abschrift dieses Ueberein- 
kommens, ?ome des Protokolles vom 12. November 1873 und der verein- 
barten allgemeinen Baubedingnisse erfolgt. 

Wien, am 8. Juni 1874. Prag, am 3. Juni 1874. 

Bankais m. p, Prelis m- p. A>»sscIi1. priv. Hiis< ht«'lir.i<lor FCiMMiliahn: 

Dr. J. Tragj m. p. fiastav Pili m. p. 



12. Protokoll, 

»ufgonommen im k. k. llandclsministtTium an» 8. länncr IhTfi, betreflVnd die Fahr- und Fracht- 
preise und besonderen Tnnsportbeslimmuniii n auf den Linien der susschl. priv. Buscht^hrtder 

Kiscnhahn. 

Gegenwärtige: 

Von Seite der k. k. Regierung: 
C. Ritter von f isswaM, k. k. Sectionschef, 
Dr. Heinrich von WIttek» k. k. Sectionsrath, 
Ludwig Wrba, k. k. Ministerialsecretär als Protokollführer. 
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Von Seite der aussolil. priv. H uscbtShrader Eisenbahn- 

geselUchai't: 

Gencraldircctor Rittor von ftress. 

In Ergünzun:; des rrotokollen vom 29. September 1875 und unter 
Aufhebung der in diesem Protokolle sub 4 bezüglich der Tarife und sonstigen 
Transportbestimmiingen getroffenen Vereinbarnngen werden zwischen den 
unterzeiclmeten Vt-rtretern der k. k. Regierung einerBeits und dem bevoll- 
nijic])ti«;ten Abgeordneten des Verwaltungsrathea der ausschl. priv. Basohte- 
hrador-l?jihn anderseits n.i -listi ht nil.' Bestimmungen getroffen. 

1. Die Busehfi'liratler Ei8«'iibahnjr<*si'lh<^^'liaft verpflichtet sidi, die 
Bestinimuiiir'Mi <o\vip dio EinheitB^ätzo des Keformtarifes (Gesetzentwurf, 
betreffend die Maximaltarife iiir den Personen- und Saobentransport auf den 
Eisenbalinen) auf ihren sämrotlichen Linien Uber Verlangen der Regiemog 
zur £inftthmng zn bringen. 

Eine Ausnahme findet statt: für Kohlen, Coalu und Briquet-Sendungen 
ans dem Kladno-BnschtShrader Kohlenreviere nach Kralup, Prag (Sandthor), 
Bubna und Prag (Smichow), für welche Sendungen sowohl im Local- als auch 
im AnschluBSverkehre zn den nach den Einheitssätzen des Reformtarlfes und 
nach den hier naeiifolgend in Kilometern ab Alt-Kladno angesetzten Entfer- 
nnngen berechneten Gebühren und der Manipnlationsgebtthr von 40 kr. 
per Tonne, folgende Zuschläge erhoben werden: 

Insolange das Verfrachtungsquantum an Kohle ans dem Kohlenreviere 
(§. 3 der Concessionsurkunde vom 11. JXnner 1867, R. G. Bl. Nr. 16) in 
f»inem Jahre weniger beträgt, als 750.000 Tonnen 

für Kralup 21 Kilom.) 33 kr. ü. W. 

, Sniidtiior (39 « ) 12 « „ n 

„ Bubna »42 „ ) 17 , , 

- Smichow (46 . ) 7,«« 

ö. W. B. X. i)f'r Tonne, 

sobald da.säelbe in einem Jahre 750.000 Tonnen (15,000.000 Z. Ctr.) 
erreicht, 

fttr Kralup (21 Kilom.) 25 kr. ö. W. 

„ Sandthor (39 « ; 2 , « n 

« Bubna (42 „ ) 6 „ „ t 

ö. W. B. N. per Tonne, 

sidiald oldires Verirai lituiigsijuantum in einem Jahre 900.000 r<tuneu 
i li^.OUU.UML) Z. ('tr.) erreicht, liir Kralup ^21 Kiloni.; . . . 17 kr. ö. W. 
B. N. ptT 'iVniiie; 

lunfro^'cn darf, wenn di» -< s Quantum in einem Jalire 7Ö0.UUU Tonnen 
(15 Miilioueu Ctr.j erreicht, fUr Trag (Smichow) nur mehr ein Uesammtsau 
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isclasire der ManipalationsgebUhr von 1.51 fl. ö. W. B. N. per Tonne; — 
Qod wenn dieses Qasntam in einem Jahre bis aof die Höhe von 900.000 
Tonnen (18 Millionen Ctr.) gestiegen sein sollte, nur mehr ein Oesammtsatz 
inelnsive der Manipnlationsgebtthr ftlr Prag (Sandthor) von 1.30 6^ für 
Bobna und Prag (Smichow) von 1.40 fl. ö. W. B. N. per Tonne berechnet 
werden. 

Das Auf- und Abladen der Sendungen haben die Versenderi respeotive 
Bmpfknger tu besorgen. 

2. Ohne alle Rücksicht auf die grossere oder kleinere Entfernung der 
einzelnen, in dem im §. 8 der Ooncessionsorkunde vom 11. Jänner 1867 
(B. G. Bl. Nr. 16), begränzten Kohlenreviere, jetzt schon befindlichen oder 
erst künftighin zu eröffnenden Kohlenwerke von dem Zuge der Hauptbahn, 
bat für die Verfraobtung der Kohlen aus diesen Werken bis nach Elralup 
oder nach Prag ein dnrchgehends gleicher Prachtpreis zu bestehen, mit 
Ausnahme der Kohle aus dem weiland Kaiser Ferdinand'sohen Wotwowitzer 
Kohlenwerke, fUr welche der Frachtpreis bis Kralup die Hälfte de>^jenigeu 
nicht übersteigen darf, welcher für die Kohle aus den Werken des BuschtS- 
hrader Kohlenreviers bis Kralup jeweilig bestehen wird. 

3. Durch vorstehende Bestimmungen werden die einschlägigen Anord- 
nungen der allerhöchsten Concessionsiirkunde vom 11. Jänner 1867, U. G. Bl. 
Nr. 16, §§. 9 und 10 und der allerhü; Intcn Conccssionsurkunde vom 1. Juli 

R. G. Iii. Nr. i;5s, §. H, sowie «He in dem Erlasse des k. k. llandels- 
ministeriiiins vom 1 .">. Outober ISOH, Z ilil 1 lO(')S; 1, (Eisonbalingesetz- 
sammlung, Bnm'. 11. 2. Seite lU.').'n sul) 1 festgestellten Punctationeu modi- 
ticirt und gleichzeitiir tVsti^esetzt. dass auf den Linien der Concessionsurkundo 
vom lI.JiiniHT l.st".?. welche nicht bereits unter die Bestimmungen der 
CnnceHsionsnrkunde vom 1. Juli l^Gs fallen, eine Herabminderung der hier 
norniirten Sätze auch in der Folge ohne Zustimmung der ausscUi. priv. 
Buschtehrader Eisenbahn nicht eintreten s<dl. 

Hierauf wurde das vorstehende Protokoll verlesen uud allseitig 
gefertigt. 

Wien, am 8. Jänner 1876. 

Carl Kitt. V. Pas!<iwald m. p., Für die ansschl. priv. Buschtehrader 
k. k. äeutioniichet'. Eiscubahu : 

Dr. Heinrich v. WiUek m. p., v. Kress m. p. 

k. k. Seefioosrath. 

Ludwig Wrba m. p-. 
k. k. MiniftterUUoretSr, ab ProtokoUfOhrer. 
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13. Gesetz vom 20. ükrz 1876, G. Bl. lür. 52 aiid C. Bl. Kr. 52, 

wegen VoUendimg und Inbetriebsetiiiiig der ÜBie Falkeuu-Graalita der Buehtölinder Eisei- 

bthngcstltecliaft. 

Mit ZastimmaD^ beider Häuser des Reichsrathee finde Ich anzvordneB^ 
wie folgt: 

Artikel I. 

Die RegiemDg wird ermSehtigt, der BnschtSlirader fäsenbahngeaell- 
Schaft zum Zwecke der Vollendung der Eieenbahnlinie von Falkenau an die 
bdbmisch-sXehsische Gränae bei Graslite ausser den auf Omnd des Gesetees 
vom 80. April 1874 (R. G. Bl. Nr. 92) geleisteten StaatSTorschttasen im 
Gesammtbetrage von Einer Uillion fttnfhanderttansend Gulden dsterr. WIhr* 
in Baaknoten noch weiiere unverzinsliche BarvorschOsae im Betrage tob 
Einer Million siebenhunderttausend (1.700.000) Gulden dsterr. Wfthr. in 
Banknoten vorzustreeken und fflr die aus dieser Yorsehussleistang ent> 
stehenden Forderungen Effecten der genannten GeseUschafti und zwar 
11.3331/, Stack Prioritittsobligationen zn 150 d. aeterr. Wihr, im Gesammt* 
betrage von Einer MilHon siebenlinnderttausend Gulden Ssterr. Wihr. 
(1)700.000 fl.) zum vollen Neiinwerthe als Zahlung anzunehmen. 

Die von der Staatsverwaltung zn tibernehmenden PrioritHfsobligationen 
i^ind mit Zinsencoupons vom 1. October 1877 an zu versehen. 

Artikel iL 

In Iiozu;r auf die AiistV(l^'iin<r dor iti Gemiisshoit des Artikels I dieses 
(Jesetzes zu gowahreudtn ßauvorädiüäso haben folgende bestimmuagett 
zu gelten : 

1. Zur Begloichniif^' dor schwebenden Scliuld, welche der a. p. Bufsriit«' 
hrader Ei^onhahn^'esellschalt durch die von ihr hcstrittenen. den bisheritrcii 
Staat;ivorscl)nss von l.')0ü.000 H. üijersteigcnden Auslagen für den Bau der 
Eiseubalinstrecke Falkenau-iJraslitz erw;ichscn sind, sind der genannteJi 
Gesells «haft V^r•^clliis^^e in jenem Betrage zu leisten, welcher narh Mis-^gabe 
der von d< r Ct si lUclialt beizubringenden Behelfe von der Ötaatöverwaltuug 
als geh''»rig naflii:e\viesen erkannt wird ; 

2. der sonaeli erübrigende Rest des Vorschnsslietrages von l,70U.nUUli 
ist successive tllr den Ausban und di<' Inlietriebsetzunir der Linie von Falken;»» 
au die Heieiisgränze derart zu verwenden, dass die einzelnen Theilzahlunpcu 
in der Regel je nach dem Bauerforderuisse des nächsten Monates flüssig 
fremacht werden. 

Artikel UI. 

Dagegen ist der a, p. Buschtchrader Eisen bahugescllschaft die Ver- 
püichtuug aufzuerlegen: 
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Die Bauarbeiten auf der Biseubalinstrecke von Falkenau an die Reiehs- 
j^ränxe und die Instniirung dieser Bahn derart zu besehleunigen, dass die 
Tlieilstrccke von Falkenau bis Graslitz längstens bis 1. Juni 1876, dieTheil- 
»trooke von Graslitz bi» zur Reich»grSnze aberbis 31. December 1876 dem 
Öffcntliclien Verkehre übergeben werden kann: 

Vgl. die Anmerkung zu §. 4 der Conceäsionsurkundo vom 30. October 1873 
iiiüer 9. 

Artikel IV. 

Der Staatsverwaltung ist für die von ihr in Gemässheit der Artikel I 
und II geleisteten BauTorsehttsse auf alle Bauten der Linie Falkenau- 
Gra-sIitz-ReicbBgränze, sowie auf alle zum Zwecke des Baues eingelösten 
Grundstocke und beigesobafften Materialien das ob der bezeichneten Bisen . 
bahnlinie ttber Verlangen der Staatsverwaltung bücherlich einzutragende 
Pfandrecht mit dem Range unmittelbar nach dem fUr die früheren staatlichen 
BauTorschOsse von 1,500.000 fl. bereits bestehenden Pfandrechte, jedoch 
mit dem Vorrechte vor allen aus was immer für einem Titel entspringenden 
sonstigen Forderungen bis zur Vollendung und Inbetriebsetzung der Linie 
Falkenau-Graslitz-ReichsgrXnze einzuräumen. 

Artikel V. 

Für das iu GemSssheit dieses Gesetzes zwischen der Staatsverwaltung 
imd der Buseht^hrader Eisenbahngesellschaft abzuschliessende Ueberein- 
kommen, die darauf bezüglichen Eingaben, Quittungen und sonstigen 
Urkunden und Ausfertigungen, insbesondere fttr die aus diesem Anlasse 
stattfindenden bücherlichen Eintragungen und Lüschungserklärungcn^ wird 
die StämpeK und Gebührenfreiheit zugestanden. 

Artikel VL 

Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes, welches mit dem Tage seiner Kund- 
machung in Wirksamkeit tritt, sind der Handelsminister und der Finanz- 
minister beauftragt 

Wien, am 20. MSrz 1B76. 

Franz Joseph m. p. 
Aiersperg m. p. CUamecky m. p. Prelis m. p. 



Auf Grund dfs v.irstcli('n<l' ri Gf.«nzi's wui-'lc in I'nlf^o All>'rh<iclistt'r Kiit-' lilie?- 
Hung vom 26. ApriL 1876 (U.M. Z. 12^l;i ex l«7<>; zwischen dem k. k. llandeU- 
ministeriam nnd dem k. k. Finansministertum in Vertrctutijr des k. k. Aerars einerseits 
and dem Verwaltungsrathe der ausseht, priv. Busclitehradcr Eisenbahn in Vertretung 
dieser GeseUsohaft zufolge Beschlusses der ausserordentlichen General- Versammlung 
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vom '>. (>t.tii>M'r 1871 und §. :5.'? i1«t .Statuten urHlen-rseit:^ \v.'^:o|l l.t^i'itunjr eines weiteren 
Staatsvürsehus?es ein Uebereinkoiuiuen <ldo. Trag am ü. April 1870 und Wien am 
"iL Mai 1876 abgeschiossen and in dasselbe auf Grund eines am 29. September 1876 üb 
k. k. Handelsministeriam aufgenommenen Protokolles (H. M. Z. 23116 ex 1875) in 
l"r<„'.iu/,un>; und tlieil weiser Abänderung der elnscliliiiri^n-n Bei<titDniunge.n der AUer- 
liöchhlen (yon(•e^sil•n^urkundeu vom 11. .länncr 1P(')7. II. <»'. 151. Nr. IH. und vonx 
ISluS. \l. (J. IM. Nr. l'>>'. und liezieliuntrsweise der auf dii'x- Lcf/tcrr iM /uirnehnu nileu 
siiiitenui Concesöionaurkuiiden vom 4. August lh7l, 11. G. Iii. Nr. vom 12. No- 

vember 1872, R. G. Bl. Nr. 1 vom Jahre 1873» und vom 30. Üetober 1873, R. G. BU 
Vr. 43 vom Jahre 1874, sub. Art VIII nachstehende Bestimmungen aufgenommen : 

1. Die a. t»riv. Bii^chtelir.'uler Kisenbalinge<(dls<-haft Ter|)flichtetsich, im Falle der 
Kinmü nduti^' neuer lialinen in ilire Linien bei dem .-Vbgangc de? zunäidist ;uizn- 
6trcb( iiden giiili< Ihmi 1 ebercinkomniens .^ich Iieziiglii li der I{e«iini;unj;en l'iir ilif >»' Lin- 
mündung, sow ie bezüglich der liielür zu lci.^tendon Entschädigung seitens der neuen liaiin- 
Unternehmung der Entscheidung des k. k. Handelsministerium» zu unterwerfen ; die» 
gilt auch fQr den Fall der Ausfahrung der pmjerttrten Eisenbahnverbindung der Stadt 
I'lb..(:fii mit der Station Klbogcn-Neusattl der I3u5r']it<-hrader Bahn, sowie insbesondere 
in ilem Talle der zu di<'~em Zwi'cke ^tattfindendl'n IJcniitzuji^'- und thrilweiren T'mp«- 
^t.•lltung di'r zun» Haidingi'r'.'i hen K«ilileiisi lia< litt- lülirendcn ächleppbabn und »n 
Ansehung tles lietriebes auf der gennnnten Eisenbahn Verbindung. 

2. An Stelle der Bestimmungen der AUerh6chsten Concessionsurkunde vom 
11. Jänner 1867, R. G. BL Kr. 16, §§. 7, 8 und 12 und der AllerhSehsten Coneeasions- 
uikunde vom l.Juli 186», R. <i. TU. Nr. I.iS i;, 7 und I»>, b.fr.fTend die Leistungen 
d» r Halmire-ellseliaft für Zwecke d<T I'M>t.in.*tHlt und der .Staal.stelegraphen-Verwaltuiie. 
in I'ozui: auf die Beförderung vi:)n Militartransiiorten. die ,\ ii>(<'llu:i'_" .tu-'jciliciiter 
Untcroffieiere ete. etc. treten, so weit in den vorerwälinten liezichungen nii Ut bereit? 
weitergehende Begfinstigungcn seitens der a. priv. Busehtihrader Eisenbahngesellsehaf! 
im Wege des Uebereinkoromens eingeräumt worden sind, fOr alle Bahnlinien, auf 
welche die bezogenen Concessionshcstimmungen Geltung haben, fortan die Be^tim« 
UiUngen der §§. 6, 7 und lo der Allerhöchsten C'Uicessioiisurkunde vom 10. November 
1872. Ii. G. Bl. Nr. 17«), für die iSalzburg-Tiroler Linie der k. k. priv. Kaiäeriu Elisabeth 
Buhn. 

Von den Bestimmungen des §. 6, Punct 2, allnea 4 der vorerwihnten Aller* 
höchsten Concessionsurkunde vom 10. November 1872, R. G. Bl. Kr. 170, betreffend 

die Beförderung der Postsendungen und der Po>tbcdien.steten mit Eil- und t 'nurierzSgeJi 
0 'II ]edo<-h nur in den Fällen dringendsten Bedarfes und in schonendster Weise Gebrauch 

geinaelit wrrden. 

Die ermäsaigten Tarife und dunstigen Begünstigungen für Militarlranäporle tiudeu 
auch auf die au Zwecken der k.k. Staats^Pferdeauehtsanstalten veranstalteten Sendungen 
und deren Begleitung Anwendung. 

Schüblinge und Striflinge und deren E.-'enrte, letztere auch auf der RSckftbtt, 
sind zur lialbcn I'ersonenzugsgcbühr III. <'l;i*->e zu Ix föribMn. 

Kür deib'i Transjxirte, webdic in abgcM'i.dertcn ('dUjic-s u nicrgobraclit werden 
mflsscn, bind mit den compctcntcn Behörden bestimmte Tage und Züge zu vereinl»areii. 

4. Die Befugniss der Staatsverwaltung cur eventuellen entgeltlichen EinlAiniür 
samrotllcher Linien der a. priv. Buschtehrader Bahn toll in theiiweiser Abänderung der 
AllerhöchPten C(»neession»urkunde vom 11. .I.-Inncr ISTm, §. 18 und der AUerhSchsfen 
Conrea^ionsurkunde vom 1. Juli IdGö, §. 19, für beide Netze mit £nde des Jahres lö90 
eintreten. 
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IL L priT. Aussig-Teplitzer Mseubaha-ädsellscliaft. 

(YgU Bd. n, Abth. 2, Seite 1073, Bd. III, Seite 485 und Erg.-Bd. I, Seite 409.) 

1. Statuten 
der k. k. priv. Avssig-Teplitier Eisenbahn-GeseUsehift. 

(Vgl. £rg.-Bd. I, Seite 409.) 

L AbBchnitt 

Bildnni^« IVamen« Silx, Zweck und Dauer der GcsellHehaft. 

§. 1. 

Auf Grundlage der A. b. Coneessionf«urkunde ddo. Wien den 2. August 
1856 haben 

lin( Sdniifi (Lirj-Aldringeo, Besitzer der FideioommiBsherrscbaft Teplitz; 

Bni Albert ff«stiti-RieMk, Besiteer der Herraohaften Tttrmite mit PrSdlitz; 

Wtraer Friedrieb Vreiberr fei Eiese-Stallbor^, Herrscbaftsbemtzer zu 
Woykan; 

€irl Fiedler, Cbef de» Grossbandlungshauses C. A. Fiedler & Söhne in Prag ; 
C. W. Aie, Kaufmann nnd fiiRenbahndirector in Magdeburg ; 
A. Leenhardl, Direotor der BächA.-böbm. Dampfschififahrts- Gesellschaft in 
Dresden; 

Imll leelier) Direotor der Bergban-Gesellsebaft Saxonia in Karbitz; 
ir. Frani Jesef Stradal» Advoeat und k. k. Notar in Teplitz ; 

als urBprUngliobe Gründer; ferner die in Folge Besohlusses vom 26. Juli 

1856 als Mitgriinder beigetretenen 
Friedrlfh fdekaaer tob Treeken, Chef des BanquierbauHos Moriz Zdekaner 

in Prag; 

Leopold Bitter von Liimel, Grosshändler in Prag; 

J. B. fidler Bledl, Grosshändler und Präsident der Handelskammer in 

Prag; 

Bie allgemeine deolsche Ireditanstali in Leipzig 
eine Actien- Gesellschaft erriohtet. 
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Die Recbtsverbältnidse dieser Actien-QeAellschaft werden, so weit aicbt 
im Naohstehenden gegentheilige BestimmiiDgen getroffen sind, oaeli den 
Vorseliriflen des 2. Baclies, Titel III des allgemeinen deutschen Handels- 
gesetzbuches beurtbeilt. 

Die Firma der Gesellschaft ist: 

„K. k. p r i V i I (' ^'i r t e A 11 s K i ^-Tf I» I i t z f r E i s e n ha Ii II • ( ; r^e 1 1 s chaft." 

Die ( Icsflhclüift tiilnt den k. k. A<llrr mit vor-tflu nder Tin^^'^'hrift. 

Die Firma wird von Ji' zwei Vei waltunirNrUlhen oder einem Verwal- 
tuiigsratli und einem LMreetionsinitglicde, und zwar von Letzterem mit dem 
JUeiäatze per procura gezeichnet. 

3. 

Der Sitz der GetjcUächatt iöt iu Teplitz. 

Der Zweck der (iesellsehaft int: 

a) Der Bau und Betrieb der durch die A. h. ConceBsionen ddo. 2.Au?UBt 
1)S56. 10. Mai ls(^r, und 21. Januar 1872 bewilligten fiiseababoeo 
zwischen Aussig und Komntau; 

b) der Hau und Betrieb von Zw«'i;rbahneii für Loeomotiv- oder Pferde- 
betrieb zu im Bereiche der Bahnen liegenden Kohlenwerken und 
anderen Etablissements; 

c) der Bau und Betrieb jener Elsenbahnen, für welche der Gesellschaft 
die A. h. Bewilligung verliehen werden wird; 

Vgl. den Nachtrag Yom 31. Jinner 1877. 

d) die Bidordeniuir von Personen und Gütern auf deu der Gesellschaft 
üherhissencu Halinoi. 

Die Gesellsrhaft liat daher aurh die Ver[)lli( litnK{r. die GencliinifrniiS 
der festzusetzenden Tarife uacb Vorsohrift des §. lü lit. c. des Eiscubaliü- 
Cuncessionsgcsetzes jedesmal zu erwirken. 

§. ^- 

Die Go^pllsebalf ♦ ndet mir driu Ablauf der erworbcueii A. h- 
Eisenl)alin-Confe->siunen, wenn iii< lil di»- ( ieneral Vcrsanimhina: die Auliösiuig^ 
der Gesellschait in Gemässheit dieser Statuten früher berichliosät. 

§. 6. 

Die Gesellschaft Teröffcntlicht ihre Bekanntmachungen in einer offi- 
eiellen Wiener und Prager, einer sächsischen und preussischen ZeituDgi eine 
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j«'(lt" iniii(le.-;ton-i dreimal. Dio Nnmcn diesor Zeitungen, sowie ein etwa ein- 
tretender Wocliscl worden bekannt p*nin«dit. 

Dureli die Einriicknnjr in den lieideu bozeielinetcn österrcicliisrlieu 
Zeitiiiiiroii fi-'lten die Hekanntmaclnnifren als geliürifr erla.sscn und he.irründen 
den Kinfrift der nai Ii Mas>gabe dieses Statutes mit den Anfforderungeu ver- 
bimdenen lie(dit>\virknn<]:en. 

Fristr'n werden von dem auf «ien Tair der ersten Kinriickung in die 
Prager Zeitung nHchstlolgeudeu Tage an bereclinet. 

n. Abschnitt 

Gesellscliaft«c«|>llal und Actien. 

Das Staromeapital ist auf 6,680.900 Gulden C. M. oder 7,014.000 fl. 
Oe. W., bestehend aus 33.400 Stück Actien k 200 fl. C. M. oder 210 fl. 
Oe. W. festgesetzt. 

Vgl. den Nachtrag vom 31. JSnner 1877. 

Das Qesellschaftscapital kann überdies auf Antrag des Verwaltnngs- 
rtthesy Uber Besohlnss der General-Versaminlang nach Massgabe der A. h. 
Ooneessionen, auch Uber den gegeuwUrtigett Betrag erhöbt werden. 

Die Uebemabme etwaiger späterer Actien-Emissionen zum Parieours 
bleibt den Besitzern der bereits emittirten Actien oder der an ihre Stelle 
getretenen Genusssoheine nach Hassgabe ihres Actienbesitzes vorbehalten. 

Bei der Bestimmung der Emission ist zugleich eine Verfallszeit fest- 
zusetzen, innerhalb welcher die Besitzer der frQher emittirten Actien — 
beziehentlich Genusssoheine — dieses Recht auszuüben haben. 

Aboiit^ '2 und J äind duruh den Nachtrag vom JL. JUniicr 1<^77 geändert. 

9. 

Die Aeti«'n lauten auf den Iniiaber. fjind unter fortlaufender Xuraraer 
ausgefertigt, mit dem trockenen Stämpel der ( le^dlscliaft und der Tnter- 
Rchrift der nacli dem i<. 2 zur Zei( linung der 1- irina bereclitigteu Personen, 
sowie mit Talon und Dividenden -Guupons verseilen. 

§. 10. 

Jeder Action&r ist nur für den Kominalwerth seiner Actio verantwort- 
lieh und kann mit Ausnahme der Verzugszinsen im §. 14 zu keiner weiteren 
Zahlung über den Betrag der Actio hinaus angehalten werden. Alle Actio- 
iiäre haben im Verhftltniss der Zahl ihrer Actien gleiche Rechte und gleiche 
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Anspiüche «nf das Gesammteigenthnm der Gesellschaft und das Eitrigniss 
derselben. 

§. 11. 

Die Actien sind untheilbar, die Gesellschaft erkennt füi jede Aotle nur 
Einen EigeuthUmer an, welcher sich durch den blossen Besits der Aetie 

legitimirt. Mehrere Repräsentanten einer Actie sind daher nicht befugt, ihre 
Kechte einzeln und ^retiennt auszuüben, sondern verpflichtet, dieselben 

/iisaiiuneii durch Eine Person wnhruehraen zu lassen. Die Erben eines Actio- 
iiärs köiiiRMi unter keinem Voi\v;iudc die Anlef^un;;; d« r Sieg^fl auf Güter, 
licldci- und Wcrthpapierc dor (Icsells. liuit nachsuchen, noch sich auf irj;i:uil 
eine Art in die Verwaltung oiniuischeu. 

§. 12. 

Die Einzalilun;:: der A^ ticiilM träue ist an die i^cscll.-ichaltiiche oder üie 
vom Yerwaltuugsrathe liiezu bet>timiuteu Caasen zu leiitcn. 

§. 13. 

Bei Emission neuer Actien kann die erste Einzahlung bis 30" jede 
spUtere Einzahlung darf nicht mehr als mit 20^^ des Nominalwerthes der 
Actien eingefordert werden. Zwischen jeder Einzahlung mnss eine mindestens 
vierwöohentliohe Frist liegen. 

§. 14. 

Die Aufforderungen zur Einzahlung sind mit Angabe der Zahlungsorte 
in den Blättern, deren sich die Gesellschaft zu ihren Veröffentlichungen bedient 
(s. §. 6), eine jede mindestens dreimal, bekannt zu machen. Zwischen der 
letzten Bekanntmachung und dem Einzahlung>termine muss eine Frist vob 
mindestens 4 Wochen liegen. Erfolgt die Einzahlung nicht bis zu dem 
bestimmten Termine » so sind die säumigen Actionäre nochmals zur nach- 
träglichen Leistung derselben und zur Entriohtung der mit 6% pro anno zu 
berechnenden Verzugszinsen unter der Verwahrung aufzufordern, dass sie im 
Unterlassungsfälle ihrer Rechte aus der Zeichnung der Aetien und ihrer 
geleisteten Theilzahlungen zu Gunsten der Gesellschaft ftir Terlustig werden 
erklärt werden. ^ 

Die Aufforderung ist ebenfalls dreimal in den §. 6 genannten Blättern 
und unter Bestimmung der im zweiten Absätze dieses Paragraphes gesetzten 
Frist zu veröffentlichen. 

§. 16. 

Der Zeichner einer Actie ist nur fQr die Einzahlung von 407t 
Nomlnalwertlies derselben haftend. 
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Bis zur Erfüllung: von 40*' wcrdt-u iUier die geleisteten Einzalilungeii 
Interims.seiieine, auf dit* Person des Zcicliners Inntond, für die weiteren Eiu- 
zalihinfren bis zur VoUzalilunfr Interinisseheino :iuf den lnli;\i)er lautend, aus- 
ireliiiiiditrt. Bei Leistung: der letzten Einzahliiiifr erlbl<::t die Ausliändigung 
Verwirklichen Actieinlocumente. Au Stelle verfnllcner Interimssclieiiie i 14) 
kann der Verwaltiin^^sr.ith iKMie nn>?fertip:en lassen und mit der Qnitttmc^ ii)»cr 
'ien auf die verfallenen Interim.sscheine bereits ireleistctea Betrag der Kill- 
zalilunj^en zum Besten der Gesellscliaft veräussern. 

Die Emission neuer Aetien vor erfolgter Volloiuzahlung der Actien 
früherer Emissionen ist unstatthaft. 

i?. 16. 

Den Actioniiren bleibt unbenommen, den vollen Betra^r der Actien auf 
einmal gegen Aushändigung der Aetiendocuinente oder interimistisch gegen 
Abstämpelung der Interimsscheine einzuzahlen. 

17. 

Die Direction kann die Bewilligung zur Hinterlegung und Aufbewahrung 
der Actien in die Gesellschaf tscasse ertheileu. 

§. 18. 

Der Besitz einer Actie bedingt die Unterwerfung unter die Statuten der 
(iesellachaft, 

§. 19. 

[n Verlast gerathene Actien und Coupons müssen bei dem conipetenten 
Gerichte aroortisirt werden, um neue Urkunden dagegen erhalten zn können.. 

HL Abschnitt. 

Tenraltiiii^srafth. 

§. 20. 

Die obere Leitung der Oesellschaft, sowie die Vertretung derselben in 
allen Beziehungen ist einem aus 2w51f Mitgliedern bestehenden Verwaltungs- 
rathe anvertraut, wovon wenigstens acht Mitglieder österreichische Staats» 
Angehörige sein müssen. Die General- Versammlung kann, wenn das Actien- 
capit«al durch die fortschreitende Amortisation om die Hälfte vermindert ist,, 
eine Besohrankung der Zahl der Vcrwaltungsräthe besohliessen. 

§. 21. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes werden von der Genenil*Ver- 
samroiang der AotionXre gewählt, ihre Functionen dauern sechs Jahre und 
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ilire Walil wird durch die im §. 6 bczeichnutcn üäoutlicheu Blätter bekaoQi 
gemacht. 

§. 22. 

Beamte der OeselUobaft vnd Personcu, welche uicht dispOBitionsfahig 
sind, oder ihre Zahlungen eingestellt haben, ohne nachträglich ihre Gläubiger 
Tollständig beMedigt zu haben, sowie Personeni welche wegen eines Ver- 
brechens oder wegen eines aus Gewinnsucht hervorgegangenen Vergehens 
oder Uebertretung rechtskräftig vernrtheilt worden sind, können nicht n 
Mitgliedern des Verwaltungsrathes erwählt werden, und verlieren diese Mit- 
gliedschaft, falls während derselben eines jener Verhältnisse eintritt Wird 
ein Mitglied des Verwaltangsrathea nach seiner Wahl Mitglied des Verwal- 
tungsrathes einer nndcm Eisenbahngeselisehaft, so hat die nächste ordent- 
liche General- Versammlung fOr seine Stelle eine Neuwahl vorzunehmen, bei 
welcher er jedoch wieder wählbar ist. Davon abgesehen, kann der Verwal 
tnngsrath ein gewühltes Mitglied seiner Function entheben, wenn dasselbe 
in ein mit seiner Stelle unverträgliches ContractverhXltniss tritt oder sidi 
absichtlich einer wesentlichen Verletzung der Interessen der Gesellschaft 
»cliuhli^ niaclit. 

In diesem Falle hat der Vcrwaltiing^rath p^leichzeitipr eine General-Ver- 

sauiiiiliiiii: eiiiziibcriircn. \velcln' über die delinitive Eiithel)Uiig dieses Mit- 
irliedes zu cntsclieiden hat. Zur (lilti;;keit eines derartijjren Hcsclilusses def^ 
Verwaltiin^'srathes isterfordi rlicli. ila>.s in der betrctlonden Sit/.unLrmindc>ten> 
drei Vi«'rtlifile der Mit.L'lieder. ohne den zu entludieniien. anwesend sind und 
min lestcns zwei Drittrl der a1i.ireir'd)en<'n Stimmen sieh dalür ausjj^espriHdien 
haben. Freiwillijxer Kiiekti itt ist doii VerwaitungsrUtijen nach vorherigcrdrei- 
niouatlicher Kündigung gestattet. 

§. 23. 

Die Erneuerung des Verwaltungsrathes erfolgt in der Weise, dass jedes 
zweite Jahr in der General-Versammlung 4 Mitglieder ausscheiden und durch 
Neuwahl der General-Versammlung ersetzt werden. 

Die Reihe des Ausscheidens wird durch das Dienstalter bestimmt. 

§. 24. 

Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muss mindestens 25 Actien eigen- 
thttmlich besitzen. Diese Actien werden bei der Gesellschaft hinterlegt und 
bleiben, so lange die Functionen des betreffenden Verwaltungsrathes dauern. 
nnObertragbar und unveräusserlich. 

§. 25. 

Der Verwaltungsrath erwählt jährlich unmittelbar nach jeder ordent- 
lichen General- Versammlung aus seiner Mitte den Präsidenten und Vice- 
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piiudenten. Jeder denselben ist wieder wählbar. Bei gleichzeitiger Abwesen- 
keit beider Präsidenten betraut der Verwaltnngsrath eines sdner Mitglieder 
mit dem Amte des Vorsitzenden. 

§. 26. 

Wird die Stelle eines Verwaltangsrathes in anssergewöbnlicher Weise 
erledigt, so wird dieselbe von dem Yerwaltnngsratbe selbst wieder besetzt. 

Das zur Ergänzung gewählte Mitglied selicidet an dem Termine aus, an 
welehem die Functionen seines Vorgängers anfgekdrt haben würden. 

27. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten Ersatz fttr Reisekosten 
nnd fUr andere durch ihre Functionen veranlasste Auslagen, sowie einen 
Anthcil am jährlichen Reingewinne. (§. 53.) 

§. 28. 

Der Vorwaltungsrath versammelt sich in Prag oder in einem an der Bahn 
gelegenen Orte, auf Einladung de/) Präsidenten, so oft das Interesse der 
OeseUscbaft es erfordert oder drei Verwaltungsrätke es beantragen, zum 
wenigsten aber einmal in drei Monaten. 

Die Beschlüsse werden durch absolute Stimmenmehrheit gefasst, bei 
Gleichheit der Stimmen gilt jene Meinung als Beschlnss, fttr welche der Vor- 
sitzende gestimmt hat. 

Kommen persönliche Angelegenheiten eines Mitgliedes zur Verhandlung, 
so ist dasselbe davon ausgeschlossen. 

Zur Giltigkeit der Verhandlungen ist die Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte der im §. 20 statntenmässig festgesetzton Verwaltungsrätlic 
erforderlich. 

Eine iSteUvertrctung im Verwaituiii^örathe idt nicht zuläAsig* 

§. 30. 

Ueber die Verhandlungen des Verwaltungsrathes wird ein Protokoll auf- 
genommen, welches der Vorsitzende und wenigstens zwei anwesende Mit- 
glieder unterfertigen; Abschriften oder Auszäge ans dem Protokolle mttssen. 
nm Beweiskraft zn haben, von dem Präsidenten oder dessen Stellvertreter 
und von einem Mitgliede des Verwaltungsrathes unterfertigt sein. 

§. Bl. 

Der Verwaltiin^rsrath Ist der Vertioi. r (Ut ( icsrlNihalt Art. 231, 232 
des Handeisgeüetzbuches;, er reprüsentirt äie nai-li aussen und iasst im Nauieit 
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derselben (»imlcnde I3eschlü><-^o in allen Angelegenheiten, welche uicht der 
General-Versammlung au.sdrückli< li vorbelialfen sind. 

Die Mitglieder des Verwaltun^^srather; sind fUr ihre Amtafiihrimg gleich 
jedem Andern Bevollmäclitigten verautwortUeh. 

§. 32. 

Der VerwaltungsratU ist bert'chtigt, die ihm zugewiesenen OeschSfte 
innerhalb bestimmter Gränzeu für einzelne Fälle durch bcsoudere YoiltDacht 
auf einzelne Mitglieder des Yerwaltuugarathes oder der Direction zu fiber- 
tragen. 

IV. Abschnitt 

Directiott. 

§. 33, 

ZarAnsfQhmng derBesohlttase desVerwaltungsratheB nndznrspeeielleii 
Führung der Gesohäfte ernennt der Verwaltungsrsth eine Direetion. Dieselbe 
ist anf die ihr von dem Verwaltungsrathe zugewiesenen Befugnisse beschrlnki 
und an die von ihm zu empfangenden Instructionen gebunden. 

V. Abschnitt. 
GeneraUVerMammluii^ der AcüoaSre. 

§. 34. 

Die or(lnnn;j:sniässiL- gebildete Oeneral-Versamuilung vertritt die 
Gesammtheit der Actiouäre. 

§. 35. 

An der General -Versammlung theil zu nehmen, ist joder Aetiotiär 
berechtigt, welcher wenigstens 10 Aetien besitzt. Vertretung ist nur duroh j 
andere, nach §. 38 stimmberechtigte Aetionäre zulässig. 

Die (ien oral- Versammlung fasst ihre BeseblUsse mit absoluter Stimmen- 
mebrUeit der Anwesenden. 

§. 36. 

Die Einberufung der General- Versammlung geschieht vom Verwaltungs- 
rathe jedesmal durch eine Kundmachung, welche wenigstens yier Wochen 1 
vor dem Zusammentritte auf die im §. 6 angeführte Weise TerÖffentücht wird. 

In diese Einberufung ist das Programm der General- Versammlung auf- 
zunehmen. 
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§. 37. 

Je 10 Actien geben das Recht aaf eine Stiinine. Kein Actionär kann 
jedoch mit Einreohnung der ihm Übertragenen Vertretungen mehr, als 
40 Stimmen in sich vereinigen. 

§. 88. 

Die Actionäre mflesen, nm ihr Stimmrecht in der General-Versammlung 
ansttben an können, ihre Actien wenigstens acht Tage vor dem Zusammen- 
tritte derselben am Sitae der Oesellsehaft oder bei den vom Verwaltnngsrathe 
in der Einladung zur General- Versammlung an bezeichnenden Orten nieder- 
legen. 

Sie erhalten sodann eine auf den Namen lautende Legitimationskarte^ 
welche die Zahl der hinterlegten Actien und der darnach auf dieselben ent- 
fallenden Stimmenzahl ausweist. 

§. 39. 

Die ordentliche General- Versammlung tritt einmal im Jahre und zwar 
spätestens im Monate Mai in Töplitz oder Prag zusammen. 

Ausserordentliche General- Versammlungen finden statt, so oft es der 
Verwaltungsrath fttr förderlich erachtet, oder 20 Actionäre, deren Actien 
zusammen ein Zehntel der im Umlaufe befindlichen Actien unter Deponirung 
ihrer Actien im Sinne des §. 38, darauf beim Verwaltungsrathe in einer 
von ihnen unterzeichneten Eingabe unter Angabe des Zweckes und der 
Gründe antragen. 

§. 40. 

Die Gencral-Versjimmliinp: i-^t in der Regel besehlussfähig, wenn die 
Actionäre den zehnten Theil der im rinlaufeliefindlichen Actien repräsentireu. 

Nur wenn es sich um eine der iu §. 44 sub 6, 7, 8, 9 bezeichneten 
Aii^,'elegenheiteii liaudelt, ist die Vertretung der Hälfte der, in Uralauf 
befindlichen vollgezahlten Actien und überdies die Zustimmung von zwei Drittel 
der, bei der General- Versammlung abgegebenen Stimmen nothwendig. 

§. 41. 

Kommt eine besehlussfllhige General- Versammlung nicht zu Stande, so 
ist eme neuerliche Versammlung unter Bezugnahme auf die BestimmungeD 
dieses Paragraph^;, jedoch unter Festsetzung einer nur viersehntägigen Frist, 
einsubemfony in welcher ohne Bttckaicht auf die Zahl der vertretenen Actien, 
jedoch nur fiber solche Ctogenstände BescUUsse gefasst werden können, welche 
bereits zur Tagesordnung der ersten Versammlung gehörten. 

Die §. 40 am Schlüsse getroffene Bestimmung Uber das Erfordemiss 
der Zweidrittel-Majorität gilt aucli für diese zweite General- Versammlung. 
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§. 42. 

Den Vorsitz bei der General- Versammlung fiihrt einer der Präsidenten 
des Verwaltungsrathes oder bei deren Verhinderung ein anderes von dem 
Verwaltuugsrathe zu wählendes Mitglieii desselben. 

§. 43. 

Alle Wahlen erfolgen mit Stimmzettel durch absolute Mehrheit , bei 
Btimmenglcicheit entscheidet die Stimme des VorBitsenden* Kommt beim 
ersten Wahlgange eine absolute Majorität nicht zn Stande, so tritt die engere 
Wahl zwischen den Zwei, welche die meisten, oder Denjenigen, welche die 
gleichmeisten Stimmen erhalten haben, ein; die Wahl der Reohnungsrevisoren 
durch Acclamation ist znllssig. 

§. 44. 

Der General-Versammlung werden der GesohSitsberioht und der 
Abschluss der Jahres-Rcchnungen, welche den stimmbereohtigtett Actloniien 

wenigstens 3 Tage vor der General -Versammlung an den Anmeldestellen 

(§. 38) zur Verfügung zu stellen sind, vorgetragen. 

Der Bcschluss der (Jeneral- Versammlung ist erforderlich: 

1. zur Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes und der Rech nungs - 

revisoren ; 

2. zur Genehmiiiuiig der Jahresrechnung; 

3. zur Fe.ststellun^r der jährlirhfMi Dividende und der Quoten fllr den 
Tilgungs-, Uescrvo-, Erneiicrimji:»- und Peni«ioiist"ond ; 

4. zur Vermehrung des Gcsellschaltscapitals und zur Aufnahme vou 
Anlehen ; 

ö. zum Ihui von Zweig- und Flügelbahneu, welche die Länge von 
l'/g Meilen überscliroiton ,* 

6. zur Ausdeiinung der (jicschäftc der Gesellschaft über die in 4 
bestiniuiton (Iriinzm. 

7. zur tlipilwoij^on oder ^ränzlichea Veräusseruiig der Eisenbahn ud«! 
Verpachtung' des KisonlKihnlx^triebt's ; 

8. zu Acndcruni^cn dieser Statuten ; 

9. zur Aulli>-un-- der (io?;fdl^^ch.•l^t vor Ablauf der PriviIo;j:iumsd:iuer. 
Zur (iiltiukcit ilcr lU-schliisse über dio unter 1, o, G. 7, s und 9 

iM zeioluiLten Gegeuütiiude ist die Genehmigung der Staatsverwaltung eio- 
zuholeu. 

§. 45. 

Die Statuten ni;i«si<ren Ref!fhlü?se der General- Versammlung sind (ttr 
alle Actioniire rechtsverbindlich. 
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§.46. 

Ueber die Verhandlnngen der General- Versammlang wird ein Protokoll 
tufgenommen, welches von dem VorsitsendeB, zwei von ihm zu bezeichnenden 
Hitgliedem der General-Vemammlnng und dem von ihm ernannte» Schrift- 
fiUirer zu unterzeiohnen ist. 

Dem Original-Protokolle ist das Verzdohniss der nach Aasweis der 
Legitimationskarten vertretenen Aetien beizulegen. 

Abschriften nnd Auszilge der Protokolle sind von dem Vorsitzenden, 
einem Hitgliede des Verwaltnngsrathes nnd dem Schrlftfllhrer zu begtaabigen. 

Der Abflchlnss der Jaliresrechnuug, der Geschäftsbericht nnd ein 
Protokollanszag der General- Versammlung werden ftr die Actionäre durch 
<lcn Druck bekanut gemacht. 

VI. Abschnitt. 
BevUiOBMaMchiifla« 

Behufs der Prüfung und Adjustirung der geselUohaftliclien Rechnungen 
für das abgelaufene Jahr wählt die jeweilige ordentliche Geoeral- Versammlung 
ans den stimmberechtigten Actionären, mit Ausnahme der Mitglieder des 
Verwaltnngsrathes und der durch §. 22 von der Wahl zn VerwaltunggrSthen 
ansgesohlossenen Personen, den aus 3 Mitgliedern und 2 Ersatzmännern 
bestehenden RevisionsausBchnss. 

Der ReWsionsausschuss hat die Richtigkeit der abgeschlossenen Jahres- 
rechnungen zu prüfen, Uber Torkommende Anstände und Bedenken von den 
Rechnungslegem im kürzesten Wege mündliche oder schriftliche Aufklärungen 
nnd Erläuterungen abzuverlangen und den Schlussbefund der nächsten General- 
Versammlung vorzulegen. 

Vn. AbsohniU. 

ErtrSgniM, 

§. 4y. 

Der Rechnungsabschlnsss findet am 31. December jeden Jahres statt. 

Der Dach Abzug der Betriebs- und Erbaltungskosten und der Erfordernisse 
der Anleihen der (iesellachaft übrigbleibende Betrag bildet den Gewinn des 
l'uteruehmeuä, welcher iu nachfolgender Weise verwendet wird. 
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§. 50. 

Zunächst wird von demselben dieTilgnogsquote fUrden zur AmortiMtion 
der Actieii dienenden Fonds bestritten. 

Die Tilgong der Actien erfolgt, Tom Jahre 1859 beginnend, innerhalb 
der Dauer der A. h. Concesaionen nach einem von der General-Versammlmig 
mit Genehmigung der Staatsverwaltung festgesetzten Amortisationsplane. 

Dem Tilgungsfonde wird an diesem Ende eine an dem Nominalcapitsle 
der Actien im riohttgcn VerhXltnisse stehende Tilgnngsquote, ausserdem der 
auf die bereits eingelösten Actien nach §. 53 entfallende Dividenden* Antheil, 
soweit er b\ per Actio nicht llbersteigt, ans dem Gewinne überwiesen. 

§. 51. 

Die zu tilgenden Actien werden durch Verlosung bestimmt, die jihr* 
lieh zu der Zeit nnd auf die Art, welche der Yerwaltangsrath festsetzt 
öffentlich stattfindet. Die Nnmmem der gezogenen Actien werden statuten- 
mSssig (§. 6) kundgemacht Den Besitzern der verlosten Actien wird am 
1. Juli des VerloBuiigsjahres das wirklich eingezahlte Aotienoapital nebst 
der letztfölligen und den etwa noch unbehobenen und nicht verjährten Divi- 
denden in Barem ausgezahlt und ihre ursprünglichen Actien sammt den 
dazu gehörigen noch nicht verfallenen Dividenden-Conpons nebst Talons 
werden gegen besondere auf den Uebcrbringcr lautende, mit Coupons nnd 
Talons versehene Genussscheine in der von der Staatsverwaltung genehmig- 
ten Form nmgewechselt. Den Besitzern dieser Gennssscheine steht gegen die 
Gesellschaft kein weiterer Anspruch auf die zurttckgczahlten Actieneinlagen 
zu. Bezüglich des Gewinnes gebührt ihnen nur ein Antheil an der Divideiuie, 
welche nach Auszahlung von 5% Actieneinlage an die Besitzer der 
nicht getilgten Actien nach §. 53 etwa noch zur Vertheiluug gelaugt. 

Von diesen Geuussschcinen werden je zwei Stück iu Bezug zur TbeU- 
nahmc an der General- Versammlung und bei Erlegung der in §. 24 für den 
Verwaltungsratli vorgeschriobcnoii Einlage einer Actio gleichgestellt. 

§.52. 

Nadi Abzng der Quote fttr den Tilgungsfond werden vom Reingewinne 
mindestens 4^' „ dem Reservefond zugewiesen. 

Wenn der Reserrefond den Betrag von 10% des eingezahlten Actien- 
capitals erreicht, kann die ZurUcklegnng in denselben vermindert oder audi 
ganz unterlassen werden. Dieselbe hat wicvler stattzufinden, sobald der 
Keservefond unter den obigen Betrag herabsinkt. 

§. 53. 

Von dem naeh Abzug der Quote für den Tilgungsfond und Keservefond 
erübrigenden Reingewinne kann ein Theil auf Vorschlag des Verwaltungs- 
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ntlies dem Penflionafoiide und dem Ernöaernngtfonde zugewiesen werden. 
Von dem nach Abzug der dem Tilgungs-, Reserve- nnd eventiiell Pensions- 
vnd Emenerangsfonde zugewiesenen Betri&ge Terbleibenden Reingewinne sind 
sonSebst 5% des Kominalbetrages der nicht verlosten Actien an die Aotien- 
Inhaber znr Vertbeilung zu bringen. 

Von dem noch erübrigenden Ueberschnsse erhält der Verwaltungsrath 
10" als Tantieme. Der noch verbleibende Rest des Reingewinnes kommt 
nnter angemessener Abrundung: nach dem von der General- Vcisaminhing 
difsfalls gefassten Beschlüsse zur gleichmässigeu Vcrtheiluug an die Actio- 
iiiire und Geuussscheiu-luhaber. 

Der Gewinnantheil der ActionUre und der Genusssohein-Inbaber wird 
am 1. Juli des auf den Rechnungsabschlnss folgenden Jahre« gegen AbUefe- 
mng des betreffenden Coupons am Sitze der Gesellschaft und an den von 
ihr zu bezeichnenden Zahlungsorten ausgezahlt. 

§. 66. 

Alle Zinsen und Dividenden, die nicht innerhalb fünf Jahren nach der 
Ver£sllzeit erhoben werden, verfallen zu Gunsten der Gesellschaft. 

SchlussbestixnmiulgeiL 

§. 56. 

Bei Auflüsuiijr der Gesellschaft beschliesst die Geiieral-Vei-i^ainiiilmif^ 
übi r die Art und Weise der Liquidirung do^; ( Jescll.scliaftsvermöj^'ens, wobei 
die Vertbeilung des derselben verbleibciulcu Verini»<2:ens dergestalt zu 
geschoben bat, dass den noch existirenden Actionärt ii in erster Reibe das 
eiugezalilto Capital zunickfrosfcllt und sodann der Teborrost an dicsclljen 
und an die Inhaber der früher ertbeilten Genussseheine gleich vertheilt wird. 

§. 57. 

Die Staatsverwaltung wird das ihr zustehende Aulsichtsrecbt durch 
einen zu besteilenden 1. f. Coininissär ausüben lassen; demselben bleibt es 
vorbehalten, in die Gebarung der ( lesellschal't Einsicht zu nehmen. 

Er hat darauf zu sehen, dass die Gesellschalt <lie (iriinzeu der l%>neession 
ni^^ht Uberschreite und die Bestimmungen der Statuten, sowie der allgemeinen 
Vorschriften beachte. 

§. 58. 

Die Gesellschaft ist verpflichtet» die sieb um eine Stelle bewerbenden 
nncl dazu geeigneten Militärs nach Massgabe der kais. Verordnung vom 
19. Deeember 1863 vor anderen Bewerbern zu berücksichtigen. 

54 
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Nr» 580S9. 

Vorstehende abgeänderte Statuten werden auf Grund der niit den Er- 
lässen des k. k. Ministeriums des Innern vom 28. Juli 1. J., Z. 10468, dim 
vom 2. October 1. J., Z. 12974, erhaltenen Eimächtigung bestätigt. 

K. k. Statthalterel. 

Pr*g, den 19. November 1876. 

Ffir den Sutthalter: 

L. S. 6riier m. p. 



Nachtrag. 

§. 4 sub. o) i8t hinznznfüp'n: „oder auch die Krwerbuuij uml der Betrieb 
BChon hef^tclionder EiHenlininH'n.'' 

tj. 7 »'ihält folgenden lit isatz: ^Das Staniiii(Mi>ital wird um ileu Bi-trtg 
von 4690 Actien a 210 fl. ö. W.. somit auf 7.99;».1»:)0 tl. Ii. \V. . rliöht.- 

An Stelle von Absatz 2 uml 3 des ij. S der Siatureii ti itt fol^entlo 
Bestiminunf;: ^Dio Bedinguri^-en, unter welclien i twai;.^* spätere Actien- 
Eniissioiicn ausgei^fben werdt^u solien, bestimmt in jedem eiuzeluen Falle 
die General- Versammlung." 



504 

Vorstehender Anhang En den Statuten der k. k. priv. Aussig-Teplitser 
Eisenbahn-Gesellschaft, welcher in der6eneral-Ver8ammlttngam29.December 
1876 beschlossen und vom landesfiirstlichen Commissär Uber hierortige 
Ermächtigung genehmigt worden ist, wird bestätigt 

Wien, am 81. JSnner 1877. 

Der k. k. Minister de» Innern: 

L. S. Usser m. p. 



2. Auiuerkung zur CoucessioiiMirknuü« vom 10. Mai 1866^ R. G. Bl< 

Nr. (>9, 

für die Bahn vun l'ephu nach kouotaiu 
(Vergl. Bd. U, Abth. 2, Seite 108 J.) 
Zu §. 15. 

In Folge Allerhöchster Entschliessung vom lö. October 1873 wurde 
die Gesellschaft mit dem Handelf^roinisterial-Erlasse vom 25. October 187S« 
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2. 35530 ennXohtrgt, Prioritätsobligationen in Silber bis zar doppelten H$he 
des statutenmässig mit 7,014.000 fl. 0. W. festgestellten Aetiencapitals aus- 
zugeben. 

Zu §. 16. 

Mit dem l-'i)i;ui/.iniiii^t( i-ial-Erla.Hse vom 25.Febriuir 1 87 2, Z.4741 — 391, 
an die k. k. Fiiiaiiz-LMiulesiUrection in Prag wurde frenehtnig:t, dass die Ent- 
richtiin j: der Eiukoinmensteuer für die alte Linie der Gesellscliaft i Aussig- 
Teplitz nach Mussi?abe des VerliUltniases der Meilenzahl dieser alten Linie 
zu der steuerfreien Strecke vom Ta*re der Betriebseröffauug der letzteren 
«rfolge (H. M. Z. 4632-^1081 ex 1872;. 



1 Anmerkniigea zur ConcesBionsorkiinde Tom S5. Juni 1870^ 

B. G. Bl. Nr. 98, 

für die bicl.ithal-linic 
(vergl. Bd. II, Abtb. 2, äeite 1239), beziehungsweise zam 

Handelsministerial-Erlasse yoid 21. Jftniier 1873, Z. 36—12. 

(Vgl. Kitr.-Bd. I. Seite 

Zu den 2 und 18. 

Die Balm von TUrmitz naoh Bilin wurde am 6. Jnni 1874 dem 
MentUehen Verkehre übergeben. 

Zu §. 10. 

Am 1. Jänner 1878 ist auf Gruntl eines ;j:eineinschaftlichen Veberein 
kommens auf sänuntli* lien i'stei reicliischen und un<^ari8cheu Eiseubahuen 
ein neuer einheitlicher Militärturif in Wirksamkeit getreten. 

Zu 15. 

, In Fol^re Allerliit('h>ter Ent<''hli» ssuii;; vom 15. Octoher 1873 wurde 
die ^upsij; Te})lir./.er Ei8enltahn;^eseils( halt mit dem Handehministerial- 
Erlapse vom 2.'>. Oetolier 1.^7."». 3-'>r)20 ciiniieiitigt, Prioritätsuhligationen 
in Silber bis zur do]>})(.lten Hohe ilt s siatutenmässig mit 7,014.000 fl. ö. W. 
leätge8tcUteu^cüenca^iUU^^|isz^^ , . 

• Iii t . ■ i I'..'.. : ; i! Ht^ 

4. Fortsetzung des Verzeichnisses genehmigten Zweigbaliueu. 

(VgL Bd. U, Abth. 2, Seite 1090, Bd. jSeite 485 und Erg.-Bd. I, Seite 423.) 

Auf Grundlage der Bestimmungen i des Artikels XII des Privilegiums 
vom 2. August 1856 und der Ooncessiousurkunden vom 10. Mai 1866^ 

54» 
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§. 10 nnd vom 25. Juui 1870, §§. 3 und 4 wurde der Qesellftcliaft weiten 
die Goneession für nachbennnnte Zweigbahnen ertheilt: 

45. Von der k. k. 8tntt}ialterei für Böhmen mit dem Erlasse tod 
18. Jftnner 1878, Z. S438 ttber fimOtohtigung des k. k. Handelsminisften 
▼om 21. December 1873, Z. 85381 ^ 7588 für eine Scbleppbahn Ton der 
Station Brttx znm Fördenohaebte der Dux-BrQx-Komotaaer Braunkohlen- 
bergbau- Aetiengesellschaft aof Parzelle Nr. 203a nächst Kopitz. 

46. Von der k. k. Statthalterei für Böhmen mit dem Erlasse Tom 
29. Jänner 1873, Z. 668 ttber Ermäehtignng des k. k. Handelsminister» 
vom 26. Deoember 1872, Z. 34.050 fUr die Verlängerung der Dm* 
Schwatzer Zweigbahnen bis zu den Fördersohächten bei Liskowitznnd 
Knttowenka. 

Diese Verlängerung Iii rorlSufi? unterblieben. 

47. Vom k. k. HantlolKniinistor mit liem Erlasse vom 31. Jänner 1873, 
Z. 3GM76 — 7779 ex 1872, lür eine aus dorn Vorladcgcleif^e zum Anrora- 
sehachtc nächst der Station Wurznii^s auszw»'i<,'emh', zu den Kohlenwerkeu 
und Zirpelliütten in der Gemeinde Trupscliitz führende Flüjrelhahn, even- 
tuell liir deren Verläiiirernnp zu den Feldwefr-Parzellen Nr. (»JVJ nnd 65G. 

48. Ydii der k. k. Statthalterei tVir Böhmen mit dcni Erlasse vom 
2. März 1S73, Z. 12374 über Ermächtiprunir des k. k. Ilandelsministers vom 
10. Feliiuar 1S73. Z. .'5422. für ein«' Sclilei»})l)ahn von der Statiou Aussig: 
zum dortigen 1 abriksetablissement der osterreichisclien GlasbUttengeäell- 
schaft. 

Die sub Nr. 41 fvgl. KrEr.-Bd. I, Seite 425) erwShnte SeUeppbahn s« diesen 

£tablis£^einent kam i>i<-lit zur Aii>t'i)hrung. 

49. Von der k. k. Statthalterei lUr Böhmen mit Erlass vom 6. lÜR 
1873, Z. 7610 über Ermäehtigang des k.k. Handelsministers vom IS.J&nner 
1873, Z. 34697—74.39 für eine aus der Schwätzer Kohienbahn abzwei- 
gende Schleppbaho zum Josephi-Qmbebfelde des G. Hartmann und Consor- 
ten bei Ladowitz. 

50. Von der k. k. Statthalterei fttr Böhmen mit Erlass vom 1Ö..1IIR 
1873, Z. 14366 ttber ErmSohtigong des k. k. Handelsministers rdm S.Februar 
1873, Z. 37475 — 8013 ex 1872, Ittr die Verlängerung' der von^Teplitz 
znm Wenzl-Sohachte der österreiehisehen Montan- Aetiengese]|schaft'ftiiren- 
den Sehleppbahn bis znm Ferdinand-Schachte dieser GesellsohafL 

51. Mit dem Erlasse des k. k. Handelsministeriums vom 31. MXrz 1873, 
Z. 7886 im Wege der k. k. Statthalterei In Prag fUr eine Verlingemng des 
Ladegeleises bei dem Franz Anton Schachte in Serbits tu der Anton 
von Padua-Zeche des Wenzl SchSber. 

52. Von der k. k. Statthalterei für Böhmen mit Erlass vom 4. April 1873, 
Z. 19u7y, über Ermächtiguug des k. k. iJandclüministers vom 12. März 1873, 
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Z. 5744 für ein Ladegeleise an der Schelenkener Zweigbahn fiir einen 
neaen Förderscbacht der Stcphani-Kohlcnwerke nächst Hoste wie. 

53. Von der k. k. Statthalterei ftlr Böhmen mit Erlass vom 19. April 
1873, Z. 20801, über Ermächtigang des k. k. Ilandelsininistcr.i vom 
U.Februar 1873, Z. 2605, für eine von der Dux-Sch wataer Kohlenbahn 
abzweigende Schleppbahn zu den fUrstl. Schönbarg-Waldenburg'soben Bleo- 
noien- und Otto-Braunkohlenfeldern bei Ladowitz. 

51. Von der k. k. Statthalterei fUr Bühnion rait Erlaas vom 17. Juni 
1873, Z. 32.956, über Ermlicbtigiiiigdea k. k. Handelsministers vom 26. Mai 

1873, Z. 1.5526 für eine aus der Ratsch itz • Prohner Kohlenbahn 
abzweigende Sohleppbahn sa den Kohlenwerken von Hesse nnd Gonsorten 
Hiebst Prohn. 

55. Von der k. k. Statthalterei für Böhmen mit Erlass vom 12. Juli 
1878, Z. 88429, Uber Ermäehtignng des k. k. Handelsministers vom 
24. Juni 1878, Z. 16547, fttr die VerlMngernng der ans der cnrrenten Bahn 
zwisehen Karbits und Hariasobein bei Prof. 102—103 ansmttndenden, 
ZD den Bohemia-Koblenwerken {ahrenden Scbleppbahn bis in die Station 
Karbitz. 

56. Von der k. k. Statthalterei für Bdhmen mit Erlass Tom 12. Angast 
1878, Z. 43796, über Ermäcbtigang des k. k. Handelsministers vom 11. Jnli 
1872, Z. 21083, (Ür ein ans der Arbesaner Sohleppbahn absweigcndes 
Oeleise von der Station Aussig znr dortigen Paraffin- nnd HineralQl- 
Fabrik. 

57. Von der k. k. Statthalterei für Böhmen mit Erlass vom 11. Novem- 
W 1878, Z. 57669, ttber ErmSchtigung des k. k. Handelsministers vom 
27. September 1878, Z. 27721, fttr eine Sohleppbahn zn den Concordia- 
und Krenzerfindnng 3 -Grubenfeldern nXchst Wesohen. 

58. Von der k. k. Statthalterei ftlr Bdhmen mit Erlass vom 10. Decem- 
ber 1873, Z. 61782, ttber Ermichtigung des k. k. Handelsministers vom 
29. Angust 1873, Z. 26789, fttr eine von der bestehenden Schleppbahn 
znm Bohemia - Schachte Nr. 1 bei Prof. 19 — 20 abzweigende Schlepp - 
bahn znm Kohlenschachte Kr. 2 der Gesellsehaft Bohemia bei Median. 

59. Von der k. k. Statthalterei für iiiUimen mit Erlass vom 15. März 

1874, Z. 14;593, über Enniiclitigung des k. k. Handelsministers vom 
14. Februar 1874, Z. 4433h ex 1873, für einen zu den Koldenscliächten 
bei Malt heuern von Andrews nnd Conaorten führende Abzweigung von 
<ler Schleppbahn zum Julius-Schaclite bei Brüx der Dux-Brüx-Komotauer 
Bergbaugeseilschaft. 

Dt«MS ZweiggeleiM wurde nicht ausgefOhrt (vgl. Post Nr. 68). • 

60. Von der k. k. Statthalterei fttr Böhmen mit Erlass Tom 20. Mllrz 
1874, Z. 16390, ttber Ermltohtigiing des k. k. Handelsministers vom 
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25. Februar 1874. Z. .3539, für eine von dem bestelioiulen Kohlenachael.te 
nacli Solle 1 1 enkeii (Dux-Hostiwit/.er Sclileppbahn) abzweiirende Sehlepi)- 
bahn zum W i 1 b e 1 ni - Scbaclite des ünxer Kohleuvereines nädist Lad o witz. 

61. Von der k. k. Stattbalterei für Böhmen mit Erlass vom *26. März 
1874. Z. 17431, Uber Ermächtigung^ des k. k. UnndclsministtTs vom 3. Mürz 
1874, Z. 5272, fiir eine aus der Serbitzer Zweigbahn zum tlirstl. Clary - 
sehen .1 oli an n e s - Scliaclite Xr. II führende S<'hlepi)bahn mit r'mvr Ab/wci- 
gimg zum Fl oria n - Scliachte des Franz Wenzel, eventuell blos mit einem 
Ladegeleise für diesen letzteren Sciiaelit. 

62. Von der k. k. Stattliaiterei für Böhmen mit Erlass vom 10. Apnl 

1874, Z. 21501, über ICrmäehtigung des k. k. llandelsministers vom 
18. März 187 l. Z. 6433, für ein Lade-eh ise von I'rof. 335 der curreuton 
Linie der Bielnthal Halm zu dem B i e l a - Schachte der bergwerksbesitzer 
Agnes Arlt und Victor Nobak bei Türmitz. 

63. Von dfr k. k. Stattbalterei für Böhmen mit Erla8.s vom 5. Mai 1S74, 
Z. 24461, über Ermächtigung des k. k. Handelsmini-^ters vom 2. April 1^71, 
Z. 7529, für die Verlängerung der Sehleppbahn zum Ba i 1 - Scluachte zaw 
Zwecke <ler Verladungen des Germania- Schachtes l)ei H e r b i t z. 

64. Von der k. k. Stattbalterei für Böhmen mit Erlass vom 23. Sep- 
tember 1874. Z. 5197 2, über Ermächtigung des k. k. Handelsministers 
vom 16. August 1874, Z. 20167, fiir ein Ladegeleise. Prof. 559 - 561 
zwischen Warzmes und Holtschitz-Seestadtl für den Förderschacht 
des Wiener Kohlenindustrie-Vereines in der Gemeinde Pähl et. 

65. Von der k. k. Stattbalterei für Böhmen mit Erlass vom 24. Novem- 
ber 1874, Z. 64081, über Ermächtigung des k. k. HandelBministers vom 
29. October 1874, Z. 30979, fiir eine Geleiseumlegnng, reapeotive Verlin- 
gernng für den B oh emia- Schacht Nr. I nächst Modlan. 

66. Von der k. k. Stattbalterei für Böhmen mit Erlass vom 19. Jänner 

1875, Z. 3862, Uber Ermächtigung des k. k. Handelsministers vom 7. Be- 
oember 1874, Z. 27083, für die Anlage eines für die projectirte Hundebaho 
zum Franoonia- Schachte bestimmten Ladegeleises an der Schleppbalu 
zum Ferdinand- Schachte bei Teplitz. 

«7. Ton der k. k. Stattbalterei Air Böhmen mit Erlass vom 4. Män 
1875, Z. 10931, Uber Ermächtigang des k. Ic Handelsministers vom 26. Jän- 
ner 1875, Z. 39938, fUr ein zwischen Holttchitz-Seestadtl nnd BrUi 
▼on der enrrenten Bahn bei Prof. 507/8, respeetive 504/5 abiweigendcs 
Ladegeleise fQr den Förderschaeht des VereiDigten Fixstern-Grobea- 
feldes der Bergbangesellschalt Haass et Comp, bei Triebschits. 

68. Von der k. k. Stattbalterei Ar Böhmen mit Erlass vom 12. Sep- 
tember 1875, Z. 50286, über Ermäobtignng des k. k. Handelsministers von 
12. Angnst 1875, Z. 25019, fUr eine bei Prof. 6 der Sehleppbahn zun 
Jnlln 8 -Schachte bei Kopitz abswi^gmide nnd zn dem KohlenfÖrderseliadite 
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der Dux-Brüx-Koniotauer IJramikolilcii Ik rirban-ActiengeselUchaft auf Par- 

ceile Nr. 3677 bei Brüx führende Sclileppbahn. 

Diese Schle^ipbahn HilU tücilweitie mit jener sub 69 concessionirten, jedoch niebt 
erbmten, sueammeii. 

69. Von der k. k. Statthalterei für Böhmen mit Erlass vom 2. Februar 

1876, Z. 7029y ttber ErmSehtigong des k. k. HandelsministeriDms Tom 
13. JXnner 1876, Z. 88440 ex 1875, fttr eine ans der Prohn er Zweighahn 
ansmttndenden Flttgelhahn znm König Albert- Sehachte Nr. n der Berg- 
baugesellsehaft Hesse & Comp, bei Prohn. 

70. Vom k. k. Handelsminister mit Erlass Tom 2. Jnni 1876, Z. 13891, 
für ein Ladegeleise zn dem Förderschachte An Stria der Finna Beer nnd 
Consorten bei Ladowitz. 

71. Von der k. k. Statthalterei fttr Böhmen mit Erlass vom 2. Jnli 
1876, Z. 34733, Uber Ermächtignng des k. k. Handelsministers Tom 5. Mai 
1876, Z. 9724, fttr eine Schleppbahn von Karbitz zn dem KohlenfÖrder- 
schachte der Gewerkschaft Saxonia. 

72. Vom k. k. Handelsminister mit Erlass vom 25. Jnli 1876, Z. 20316, 
(fbt eine Schleppbahn vom VRlohterbans Nr. 97 nächst Bilin znm Em me- 
rz n- Sehachte des Stiftes Ossegg. 

73. Vom k. k. Handelsministerinm mit Erlass vom 7. September 1876, 
Z. 26443, ftlr ein an die Medianer Zweigbahn anschliessendes SammeU 
geleise nächst dem Anstria- Schachte bei Karbitz. 
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K. k. priv. Tumau-Kialup-Prag6T iii8eiibah]i-&686ll8chaft. 

(Vgl. Bd. II, Abth. 2, Seite 1107 undEig.-Bd. I, Seite 427.^ 

1« Statuten 

der k. k. priT. Tiinitii*KriIiip-Pragcr Eiscnbibn. 

(Vgl. Bd. U, Abth. 2, Seite Uli».; 

§. 1. 

BildttDg der Gesellschaft. 

Anf Grundlage der AUerhdchsten Coneesaionsiirkande ddto. 38. August 
1863 errichten: 

1. Ernst Graf Waldstein, 

9. Hugo Fürst zu Thnrn und Taxis, 

3. Friedrich Ldtenberger, 

4. Adalbert Lanna, 

5. Franz Cerrini de Honte Varohi, 

6. Clemens Bachofen von Echt, 

7. Lndwig Waydclin, 

8. Friedrich Zdekaner Edler von Trenkron^ 

9. Alexander SchOller, 

10. Johann Liebieg fttr J. liebieg A Comp., 

11. J. W. Bayer für Ig. F. Kolb, 

mit AUeihSchster Genehmigung nnter den hier folgenden Bestiramungen etoe 
Aetieugesellschaft. 

Firma der Gesellacbaft. 
Die Firma der Gesellsckaft ist: 

„K. k. priv. Turnau - K ra lup - Prager Eisenbahn-Gesell- 
schaft^, sie wird bei dem k. k. Handelsgerichte au Prag protokoUirt 

§. 3. 

Sitz der Gesellschaft. 
Der Site der Gesellschaft ist in Prag. 
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§• i. 

Zweck der GeaelUohaft. 

Der Zweck der OeseUecbaft ist : 
a) Der Ban und Betrieb der durch die erwähnte Allerhöehate Ooncession 

bewilligten Eiaenbahn von Tornau nach Kralup und nach ErfilUung 

der Bedingung des §. 2 dieser AllerhScbsten Coneeasion mit einer 

eventuellen Abzweigung nach Prag. 
h) Die Beförderung Ton Personen und Gütern aller Art auf dieser und 

den sonst der Gesellschaft noch Uberlassenen Bahnstrecken. 

§. 6. 

Dauer der Gesellschaft. 

Nach erfolgter delinitivor Ooiichnii^'ung der Statuten erklärt sich die 
Gesellschaft aU constitiiirt; sie tritt mit dem Tage der Protokolliruiig ihrer 
Finna in Wirksamkeit und endet mit dem Ablaufe der Allerhöchsten Eisen- 
bahn-Conc<'ssion. 

Die von den Concessionären bestrittt-iien Vorauslagen werden der 
Gesellschaft in Rechnung gebracht und von dieser vergütet. 

§.6. 

A n l a g e c a p i t a 1. 

Das Anlagecapital der k. k. priv. Turnau-Kralnp-Prager Eisenbahn- 
Gesellschaft besteht in: 14,499.950 Gulden österr. Währung, d. i. Vierzehn 
Millionen vier Ilundert neun und neunzig Tausend neun hundert fünfzig 
Gulden österr. Währung, und zwar aus 6,500.000 GuMcn in Actien, d. i. 
sechs Millionen fUnfhunderttausend Gulden zertheilt in 32.500 Stück und 
ans 7,999.950, d. i. Sieben Millionen neunhundert neun und neunzig tausend 
nenn hundert fünfzig Gulden in Prioritätsobligationen, wovon jedoch eine 
Million Gulden in Actien nnd fUnfhunderttausend Gulden in Prioritätsobli- 
gationen nur nach eingeholter Zustimmung der General- Versammlung und 
der ßtaats-Regicrung auagegeben werden dürfen. 

Die Genehmigung des Formulares der Actien und der Prioritätsobli- 
gationen wird der Staatsverwaltung ausdrücklich vorbehalten. 

§.7. 

Einzahlung der Actienbeträge. 

Die Einzahlung der Actienbetiüge ist an die Gesellschaftsoasse oder 
deren Ageutaren unter den vom Verwaltnngarathe su bestimmenden Bedin- 
gungen XU lasten. 

Nach Einsahlung von 80^^ werden Interimsscheine lautend auf Inhaber 
nach dem von der Staatsverwaltung genehmigten Formulare ausgestellt^ 
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welche nach erfolgter Voileinzahlung gegen Hinausgabe von Actien wieder 
eingezogen werden. 

Die ente Ratenzahlung tou äO^^/^ kann von den Coneessionärea aos- 
geschrieben werden. 

Die weiteren Einzahlungen auf die Actien werden vom Verwaltangi- 
rathe der Gesell sriiaft durch öffentliclie Ankündigungen in der Wiener 
Zeitung und in beiden Landessprachen in der Prager officiellen Zeitung, 
dann einem grösseren ausliindischen Journale eingefordert« — Die Ver- 
üffentlichuti.^' dieser Aufforderung in den genannten Blättern muss drcimtli 
und zwar das letzte Mal mindestens vier Wochen vor dem fttr die Einzahlun 
gen festgesetzten Schiasstermine stattfinden. Die jedesmalige weitere Eis* 
zahlnng darf niobt mehr ab 10*^/^ dea Nominalcapitales der Actien betragen. 

So lange die Actien nicht voll eingezahlt sind, steht den Actioniren 
auch das Recht zum Dividendenbezug nur nach Verhältnids der geleisteten 
Einzahlungen zu. 

Bis zur Eröffhung des Betriebes werden die Actien und PrioritiUeD 
oder die suf dieselben eingezahlten Betrüge mit 5% verzinst, woranf bei 
der Ermittlung des Anlageoapitales bereits RUcksicht genommen worden ist* 

8.8. 

Folgen der unterlassenen Rateneinzahlungen. 

Ist die Aufforderung zur Einzahlung der ausgeschriebenen Rate drei- 
mal ergangen und erfolgt binnen vier Wochen nach der dritten Aufforderung 
die Zahlung nicht, so verfallen die auf die Actien bereits eingezahlten Raten 
als Eigenthum der Gesellschaft, die Interimsscheine werden nngütig, und es 
steht dem Verwaltungsrathe frei, statt derselben andere auszugeben. 

§. 9. 

Beantheilung der Actionäre. 

Jede Actio gibt ihrem Besitzer (Actionär) das Recht auf den verhUltniss. 
raHssigeu Antheil an dem YcmSgea der Oesellschaft und an den Brtrig- 
nissen der Unternehmung. 

§. 10. 

Haftung der Actionäre. 

Die Actionlre haften. Mob mit ihrem eingezahlten Actiencapitale. Oegeo 
dritte Personen haftet die Gesellschaft fiir alle ihre YerbindliehkeiteB siit 
ihrem ganzem VermSgen mit Binschluss des allenfalls gebildeten Reserve- 
fondes. 
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§. 11. 

Uotheilbarkeit der Aotien. 

Die AetiMi sind ontheilbar; die GeseUsebaft erkennt für jede Aetie nur 
einen Eigentbttmer an. 

Hehrere Tlieilnehmer an einer Aotie mUiaen daher Ihre gemeinsamen 
Reebte dnreh eine Pereon wahrnehmen laaeen. 

§. 12. 

Unterwerfung nnter die Statuten. 

Jeder Actieubesitzer ist als solcher den Statuten der Qesellsohaft 
unterworfen. 

§. 13. 

Reohtsbeeoh'ränkungen der Aotion&re. 

Kein Actionär hat das Recht, auf das Eigenthum der GeacUscliaft 
irgend welche Ansprlitlie aus seinem Actienbeaitze zu erheben, oder sich 
irgendwie in die Verwaltung des Vermögens zu mischen, soweit ihm nicht 
diese Statuten das Hecht hiezu einräumen. 

Form de r A ctie n. 

Die Actien hinten auf 200 ti.; sie werden nacli dem angeschlossenen 
Formulare mit fortlaufenden Nummern angefertigt , mit dem trockenen 
Stämpel der GesclUchait versehen und mit der Unterschrift zweier Mit- 
glieder des Verwaltungsrathes gezeichnet. 

Jeder Actie wird ein Coupousbogen für Dividenden auf den Ueber- 
bringer (au porteur) lautend nebst Talons beigegeben (Formular Nr. 3). 

Die FonnuUre wurden hier nieht abgedruckt. 

§. 15. 

Umeohreibung der Actie. 

Die Aelien werden auf den Ueberbringer lautend ausgestellt, es steht 
Jedoch jedem Beaitser frei, gegen Vergütung der von der Gesellschaft fest- 
susetsenden (Gebühren, seine Actien auf bestimmte Namen umschreiben su 
lassen. 

Das Eigenthum der Ersteren wird durch blosse Uebergabe Übertragen, 
n^Uirend die üebertragung der auf bestimmte Namen lautenden Aetien 
mittelst einer den Aetien beigefttgten Cession, welche auf die Actie selbst 
geaebrieben werden kann, zu gesehehen hat. Eine Haftung der Oesellschaft 
fllr die Echtheit der Oession oder der sonstigen Üebertragnngsnrkunde 
findet nieht statt. 
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§. 16. 

Dep onirung der Actten. 

Jeder AotionSr kann seine Aofcien gegen Entrichtung der hiefllr voo 
der GeseUsohaft bestimmten Qebtthr bei der Gassa der GeseUscliaft hinter- 
legen und dagegen einen auf seinen Namen lautenden Erlagssoheln eifaeben. 

§. 17. 

Amortisirnng der Aotien und Coupons. 

lu Verlust <rerathenc Articn und Coupons rniisscn bei dem k. k. Prager 
Handelsgerichte amortisirt werden, um neue Urkunden dagegen erhalten zu 
können. Be/ii<:li('ii der AmortisirungslVisten gelten die für Staatäpapiere 
bestehenden Yorscliritten. 

§. 18. 

Organisation der Gesellschaft. 

Die Gesellschaft besorgt Ihre Angelegenhelten : 
a) durch die General-Versammlung, 
hj durch den Yerwaltungsrath, 
ej durch den Betriebsdirector, 
dj durch den Reyisionsanssehuss. 

Die Generai-Versammlung. 
§. 19. 

Befähigung sur Thellnahme an der General-Versammlung. 

Die ordnungsmMssig gebildete General - Versammlang vertritt die 
Gesammtheit der Actionäre. 

An derselben k9nnen nur jene Action&re theilnehmon, welche wenig- 
stens 20 Stück Actien besitzen. Sie können hiebei persönlich erscheinen, 
oder auch durch solche BevoUmSchtigte Tcrtreten werden, welche selbst 
stimmfilhige Mitglieder der General-Versammluag sind. 

Von letsterer Bestimmung sind die Bevollmächtigten, beziehungsweise 
die gesetzHehett oder statntenroässigen Vertreter von Minderjährigen, von 
Pflegebefohlenen, von Franen, von Gemeinden, von protokolUrten and 
behördlich genehmigten Gesellschaften ausgcnoinnicu. 

Die Form der Vollmacht wird vom Verwaltungsrathe bcgtimmt werden. 

§. 20. 

Stimmrecht der Actionäre.. 
Je 20 Actien geben das Recht auf eine Stimme. Kein Actionär ksan 
Jedoch im eigenen und Vollmachtsnamen mehr als 20 Stimmen znsammen ia 
sich Tcreinigen« 
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§. 21. 

Ordentliobe und ansaerordentliche General • VerBAmmlang. 

Die General- Vergammlung tritt regelmäsBig im Monate Mai eines jeden 
Jahres in Prag zusammen. 

Ausserordentliche General-Versammlungen können so oft stattfinden, 
als es der Verwaltungsratli für erforderlich erachtet, und sie sind auch dann 
einzuliorufen. wenn mindestens 20 Actioniire, deren Afticii den zehnten Theil 
des Actiencapitales repriiseiitiren. und von ihnen nach §. 10 deponirt wer- 
den, darauf beim VerNvaltungsrathe autragen. 

§. 22. 

Einberufung der General- Veraammlun g. 

Die Einberufung der General-Yersammlung geaebiebt mittelst Kund- 
maebung dnrob die im §. 89 anfgeiUbrten Zeitungsblätter* sie bat mindestens 
30 Tage yor dem zur Abbaltung der Versammlung anberaumten Tage au 
gesebeben und die Oegenstiinde der Verhandlung bekannt au geben. 

§. 29. 

Legitimation zur Ausübung des ätimmrechteB. 

Die AetionMre müssen, um der General- Versammlung beiwobnen zu 
dfirfen, wenigstens 14 Tage vor dem Zusammentritte derselben ihre Aotien, 
auf deren Grund sie ibr Stimmreoht ausüben wollen, am 8itze der Gesell- 
sebaft oder bei den vom Verwaltungsratbe biesu bestellten Agenturen binter« 
legen, und erbalten eine Legitimationsluurte, welebe auf den Kamen lautet, 
die Zabl der binterlegten Actien und die auf den Inhaber derselben ent- 
fallende Stimmenzabl ausweist und nur für die bezeicbnete Person oder ittr 
deren gebdrig Bevollroäebtigten gilt 

§. 24. 

Kechnungsabsühluss. 

Jedem als stimmbereohtigt ausgewiesenen Actionär wird der Jahres» 
Rechnungsabsohlnss wenigstens 8 Tage vor der General- Versammlung ein- 
gebändigt. 

§. 25. 

Bescblussfähigkeit der General- Versammlung. 

Die General-Versammlnng ist besehlossfilbig, wenn über deren erste 
Ansscbreibung wenigstens 20 Aetionllre anwesend sind, welche mindestens 
den sehnten Theil des Actiencapitales vertreten. 
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Um eioe Aeuderung der Statuten, eine Vermehrung des geselUchaftlichen 
rnternehmuiig^sfondes durch Hinniisgabe neuer Actien, die Anfnalime eines 
Anlehens, die Veräussernne der EiBenbahn oder die Anflösnng der Gesell« 
Bcbaft giltig besclilicBsen zu kennen, muse wenigstens der ftlnfte Theil des 
Aetieneapitales darch mindestens 30 Actionäre vertreten sein. 

Ist die General-Yeraammlnng nicht beschlussfühig, so wird sie vertagt, 
und unter Angabe des Grundes sogleieh in Gemässheit des g. 22 neuerdings 
einberufen. 

Die General -Versammlung Ist bei ihrer zweiten Zusammenkunft 
besohlnssfi&hig, ohne an eine bestimmte Anzahl von Mitgliedern oder an 
einen durch dieselben vertretenen bestimmten Theil des Aetieneapitales 
gebunden au sein. — Sie darf jedoch in diesem Falle nur Uber solche 
Gegenstände besehliessen, welche bereits zur Tagesordnung der vertagten 
General- Versammlung gehörten. 

§. 26. 
Vorsitz. 

Den Vorsitz bei der General- Versammlung führt der Vorsitzende des 
Verwaltnngsrathes oder dessen Stellvertreter. 

Er bestimmt die Reihenfolge der zu verhandelnden Gegenstände, 
ernennt den Sehrififfihrer und die Stimmzähler, erSflhet und sehliesst die 
Verhandlungen, veranlasst die Abstimmung und bestimmt die Art derselben. 

§. 27. 

Erforderniss zur Schlnssfassung der General-Versammlung. 

Dif> Gcneral-Versammluug fasst ihre Beschlüsse mit absoluter Stimmen- 

innlirlieit. 

Bei 8tiinnien?l('if lihi^it wird Jone Meinung zum Beschlüsse erlioben, 
welcher der Vorsitzende ljei{,^'treten ist. 

Die Acudernng der Statuten und die Vermelirun^r de-; iresellscliaftHchen 
Unternehmungsfondcji durch Hinausgahe neuer Acticn, die Aufnahme von 
Anlehen, die Veräusnerung der Eisenbahn und die Antlösun,? der Gesell- 
schaft kann nur durch eine Mehrheit von zwei Dritttheilen der Stimmen 
beschlossen werden. 

Gegenstände und Wirkung der Schlussfassung. 

Die General- Versammlung ist berechtigt, innerhalb der Grilnzen der 
Conoession und der Statuten Uber alle Belange der Gesellschaft zu berathen 
und zu beschliessen, und hat sich jeder ActionMr ihren innerhalb dieser 
Schranken gefassten Beschlüssen zu fUgen. 
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§. 29. 

Eiahaltun^ des ProgrammeB. 

In der General- Versammlnng wird nur Uber jene GegenstXnde Ter- 
handelt, welche in dem bekannt gemachten Programme beaeiohnet aind. 

Jedem stimmberechtigten ActionSr steht zwar das Recht zn, selbst- 
stindige Antrüge zn stellen, jedoch hat die Yersammlnng, wenn ein solcher 
Aotrag von wenigstens Anf stimmfähigen ActionSren nnterstlltst wird, Torerst 
darttber zu entscheiden, wann derselbe in Verhandlnng zu nehmen sei. 

§. 30. 

Der Verhandinng nud Schlnssfassung der Oeneral-Yersammlung sind 
folgende Gegenstände Torbehalten : 
a) Die Wahl des Verwaltnngsrathes; 
h) die Wahl der Rechnungs-Revisoren; 
e) die Genehmigung der Jahresrechnnngen ; 

d) die Bestimmungen der Höhe der für das abgelaufene Bctriebsjahr zn 
rertheilenden Dividende, der Quote für den Reserrefond; 

t) die Ertheilnng besonderer Vollmachten an den Verwaltungsrath in 
Fällen, welche in den Statuten nicht vorgesehen sind ; 

fj die Vermphruiif^ des Gesellsrhatts-Capitaics Uber Sieben Millionen (§. 6) 
durcli Ilinausgal»' von Actioii oder Aiifnaliinc vun Anleiieu; 

g) (lio Errichtiiui^ von Zweij; und l'lii^'i'lbalineu J 

h) die VerpMclilun.ir dos Eisonhahiiltetriebcs J 
ij die Veräussci ung der Eisenbahn j 

k) die AbänderunfT der Statuten; 

IJ die AutlÖRung der Gesellsciiatt vor Ablauf der conoessionirten Dauer 

derselben. 

Zur (iiUigkeit der Hoschliisse über die in den Absätzen f\, q , i'i. Je) 
und I) aufgeführten Gegenstäude it»t die Genehmigung der Staatsverwaltung 
errorderlich. 

§. 31. 

ProtolcoU Uber die Verhandlungen der GeneraUVersammlnng. 

Ueber die Verhandlnngen bei der General- Versammlung wird ein Proto- 
koll geführt nnd von dem Vorsitzenden, dann von mindestens zwei der 
Anwesenden, Ton der Versammlung bezeichneten ActionXren nnd dem 
Schriftführer unterzeichnet. 

Der Urschrift des Protokolles wird das Verzeichniss der stimmberechtig- 
ten Mitglieder der General- Versammlung mit Angabe der von jedem ver- 
trctenen Actienzahl nebst den Vollmachten beigefügt. 

Die in dem Protokolle der General- Versammlung verzeichneten 
Beschlttsse, mit welchen Handlungen oder Unterlassungeu der Verwaltunga- 
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Organe gotgebeissen oder gereehtfertigt werden, haben den letzteren alt 
Absolntorinm zv dienen. 

Verwaltungtrath. 

§. 32. 

Bestimmung: des Verwalttingsrathes. 

Die Leitung: der Geseilschait; sowie die Vertretung derselben liegt dem 
Verwaltuii^sratht' ob. 

Derselbe besteht aus zwi3lf Mit<:lie(lern. von denen wenigstens a4Sbt| 
darunter der Vorstand, österreichische Staatsbürger sein müssen. 

§. 3S. 

A u 8 s c Ii Ii c s s u n g a g r ii n (1 e. 

Beamte der Gesellschaft und Alle, die in Concurs verfallen sind, oder 
sich dem Vergleichsverfahren unterworfen, oder ihre Zahlungen eingestellt 
und ihre Gläubiger nicht befriedigt haben, Alle, welche wegen eines gemeinen 
Verbrechens, oder eines aus Gewinnsucht hervorgegangenen, oder die 
Öffentliche Sittlichkeit verletzendeu Vergehens oder einer solchen Ueber- 
tretung in Untersuchung gezogen und nicht schuldlos gesprochen worden 
sind, können nicht Mitglieder des Verwaltungsrathes sein. Tritt ein solches 
Verhältniss oder eine Verminderung des im §. 37 gedachten Aetienbesitzes 
während der Amtsdauer ein, so hat es unmittelbar den Verlust der Stelle 
zur Folge. 

§. 34. 

Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes. 

Ist die (ieHellsehal't coiistituirt (^?. 5). so berufen die Coiioes^ioiiiire die 
erste General- Versammlnjig, welche den Verwaltungsrath auf drei Jahre wählt. 

§. 35. 

Krueuerung des Verwaltungsrathes. 

Nach Ablauf der ersten drei Jahre treten jährlieh drei Mitglieder au?, 
deren Stellen durch eine neue Wahl von der General- Versammlung besetzt 
werden. 

Bei den ersten drei Austrittsfällen werden die Austretenden durch dai^ 
Los bestimmt, in der Folge aber findet der Austritt nach der Reihentolge 
der Amtsdauer statt. — Jeder Austretende kann wieder gewählt werden. 

§. 36. 

Ergänzung des Verwaltungsrathes. 

Tritt ein Mitglied des Verwaltun;;srathes während seiner Anitsdauer 
aus, so ist in der nächsten General-Versammlung lür den liest äciuer Amts- 
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(lauer ein Vertreter zu wählen. Mitglieder de» VerwaltungBratlies, welche im 
Auslände doiniciliren, können flieh bei den Verbandlnngen des Verwaltnngs- 
rathes darch ein Mitglied desselben ▼ertreten lassen. 

§. 37. 

Hinterlegung von Actien von Seite der Mitglieder des 

Verwftltongsrathes. 

Jedes gewählte Mitfziied des Verwjiltuugsratlies liut binnen a< lit Tagen 
nacli seiner Wahl 20 Stück Actien bei der Geaellsehaftseaasa zu hinterlegen, 
welch»' wäiirend sfim r Anit?*tiihrung nn\ eräusserlich sind und bei der 
Uescilschaftscassa aulbewahrt werden müssen. 

38. 

Vorstand des Verwaltnngsrathes. 

Der Verwaltnngsrath wühlt ans seiner Mitte jährlich einen Vorsitzenden 
nnd dessen Stellvertreter. 

Jeder derselben ist wieder wählbar. — Bei gleichzeitiger Abwesenheit 
Beider betraut der Verwaltungsrath zeitweilig eines seiner Mitglieder mit 
dem Amte eines Vorsitzenden. 

i?. 31). 

Geschäftsordnung des Ver w altungsratbes. 

Der Verwaltnngsrath yersammelt sieb am Sitze der Gesellschaft auf 
Einladung des Vorsitzenden oder dessen Stellvertreters, so oft es das Interesse 
der Gesellschaft erfordert, oder es von drei Mitgliedern des Verwaltunga- 
rathes beantragt wird, wenigstens aber einmsl in jedem Monate. Die 
Besehlttsse werden durch absolute Stimmenmehrheit gefasst. 

Jedem Mitgliede kdmmt nur eine Stimme zu. Die Abwesenden können 
jedoch Einem der Erscheinenden ihre Stimme mittelst Vollmacht Uber- 
tragen; doch darf keines der Mitglieder mehr als eine solche Vollmaehty 
llbemehmen. 

Bei Gleichheit der Stimmen wird jene Meinung zum Beschlüsse erhoben, 
weleher der Vorsitsende beigetreten ist. 

Zur giltigen Beschlnssfassung ist mit Einschlnss des Vorsitzenden die 
Anwesenheit von fünf Mitgliedern erforderlich. 

lieber die Verhandlungen des Verwaltungsratbes wird ein Protokoll 
aufgenommen, welches von dem Vorsitaenden und wenigstens zwei Mit- 
gliedern zu unterzeichnen ist. 

Der Verwaltungsrath bringt seine Beschlüsse durch seine eigenen Mit> 
glieder oder durch bestellte Beamte und Hilfspersonen in Ausftihrung. 

55 
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Zur giltigen Zeichnung der Firma der Gesellschaft Ist die Unterschrift 
von zwei Verwaltungsräthen erforderlich. Zn dieser Unterschrift sind alle 
Vervaltungsrüthe in gleicher Weise hereohtiget. 

Alle Verlantbamngen an die Aotionire haben von dem VerwaHongs- 
rathe auszugehen und sind Jedesmal mittelst dreimaliger Einschaltung and 
zwar zum Mindesten in der Wiener Zeitung und in beiden Landessprachen 
in der Prager ämtlichen Zeitung, dann in einem grösseren ansUtndischen 
Journal zu veranlassen. 

§. 40. 

W irk Uli g:»k reis de 8 V urwalt ungäratii eg. 

Der Verwaltungsrath ist der Vorstand der Oeselischaft, er vertritt die- 
selbe im Sinne der §§. 230 und 231 des Handelsgesetzbuches, Der Gesell- 
Schaft gegenttber gelten Uber den Umfang seiner Befugnisse folgend«" 
Bestimmungen : 

Der Verwaltungsrath ist zur Schlussfassung in allen Angelegenheiten 
berechtigr, welche nicht der General- Versammlung ausdrücklich vorbehalten 
sind. — Insbesondere hat er alle Verträge Namens der Gesellschaft abzu> 
Bohliessen. 

Er erwirbt und veräussert bewegliche und unbeweglicbe Guter (mit 
Ausnahme des im § 80 ^ gedachten Falles), bestellt Hypotheken nnd 
bewilligt die Löschung von Satzposten, sowie die Auflösung von Sicher- 
Stellungen. « 

Er ernennt den Betriebsdirector, den Rechtsanwalt, sowie sämmtUcbe 
Beamte nnd Bedienstete, ertheilt ihnen Instructionen nnd Vollmachten, 
bestimmt deren Besoldungen und suspendirt oder cntlässt dieselben. 

Er verfügt die zum vollständigen Eisenbahnbetriebe erforderlichen 
Bauten und neuen Anlagen nnd bewilligt die Anschaffnng nothwendiger 
und zweckmässiger Maschinen nnd Einrichtungon. 

Er bestimmt die Art und den Umfang des Ju weiligen Eisenbahnbetriebes, 
prttft und adjustirt hiernach den periodischen Voranschlag der Auslagen, 
und bestimmt die allgemeinen Verwaltungsausgaben. 

Er bestimmt die jeweiligen Tarifgeblihren nnd deren Erhebungsstt 
innerhalb der concessionsmässigen Gränzen, erlässt Verordnungen Uber die 
Einriebtungen des Dienstes und Uber den Betrieb der Eisenbahn, und ver- 
einbart die wechselseitigen Beziehungen zu anderen Eisenbahnen und 
Transportuntcrneiiniun^ren zu Wasser und zu Laude, um das lueiuauder» 
greifen der Fahrten zu sichern. 

Er beruft die ordentlichtMi und JUis*<erordentlicheu Geucral-Versaram* 
Iiin;:( ii. triisTt bei denselben den GeschäftBberieht vor, stellt hiebei Anträ^«.' 
über jene Gegenstiinde, dereu Erledigung der General- Vcrsauimlung vor- 



Digitized by Google 



Ei^ei i bahn-GeseUtohAft. 



819 



beluUten ist, oder welche er jder Sohlnssfassang der Oeneral- Versammlung 
Auziifiihren fttr notkwendig oder zweokmüssig erachtet und bringt die 
fiesohlttsse der GaneraU Versammlang zur Ansftthrnng. 

Cr regelt and ttborwaoht die Vermdgensveriraltang, die Qabarang mit 
■dem Reserve- and Tilguii^.^fonde, bestimmt die Art der Natzbarmaohang 
der zeitweilig Terfttgbaren Gelder, bewilligt die Gtnziehong, Ueberschreibnng • 
oder Uebertragnng der Werthpapierc, Renten and Effecten der Geselbohaft, 
Terfttgt den Verkaaf derselben und legt die jlihrllchen Reohnnngen sammt 
BiUnz dem Rcvision^aa^sohns^e znr PriUnng und Adjnstirang vor. 

Er kann Processe anhängig machen und aafgeben, vor Gericht Eide 
auftragen und annehmen, sich vergleichen, Schiedsrichter bestellen anti 
Gelder für die Gesellschaft^mittelst deren Oassen in Empfang nehmen und 
hiezu seinen Anwalt bevollmächtigen. 

Er kann einen Theil] seiner Vollmacht durch eine speoielle Ermächti- 
gung auf eines oder mehrere seiner Mitglieder oder nach Cmitänden aaf 
den Betriebsilireetor fUr ein;n beson leren Zweck Qbertragen. 

§. 41. 

Haftung des Verwaltungarathcs. 

Die Mitglieder des Verwaltungtrathes sind fUr ihre AmtsfShrong gleich 
jedem anderen Gewalthaber verantwortlich. 

§. 42. 

SchadioifhaUung dos Verwaltungsrathes. 

Die Mitglieder des VerwaltnngArathes erhalten Ersatz für Reisekosten 
<»d6r andere darch ihre Fnnctionen veranlasste Aaslagen. 

5^. 43. 
Betriebsdirector. 

Für die Ausrülinmg der Besrhliis-se iles Verwaltiini^^nitlir'^ »in l für ilie 
«peciolle Fiiliriiii!? dor Gescliüfto ii.mIi .M;is^j5al)c die-ior lio-i -liliis-;!» innörlinlU 
der in den ?5tatiiteu ij^e^ebencn Griiuzeii wird vom Verw.'iltun^^sratho ein 
Jietrieb-sdirortor am Sitze der ( ".o^fdlsohaft ernannt werden. Der Verwaltunir^- 
rath lit'-tiinint dessen Wiikniii;-<kreis nml r§. 40;. lii'i tlen -Sitzuni^en 

des V%irwulriinp:sratlies hat er eine beratiionde Stimme. 

Er besr)r;;t die GcHchäfto uiUm' Ueberwai^linni; do^ Vt'i'waltiinX'^r.'ithe'^ 
in Gemässheit der Geschältsordniing und der ihm gegebeneu Dienslvor- 
achril'ten. 

55» 
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Der Revitiontausschutt. 

§. 44. 

M i t ;r 1 i e il e r «1 (» s R e v i s i o n s a u s s c h u s s e s. 

Behufs der Prüfung und Adjustirung der g:csell8ch»ftlichen RecbnungeD 
für das »bgeUiulVne Jahr wählt die jeweilige ordentliche General- Versamm- 
lUDg auB den stimmberechtigten Actionären, mit Ausnahme der Mitglieder 
des YerwaltungBrathes und der durch §. 33 von der Wahl zu Verwaltung:» 
räthen aasgesohloasenen Personen, den aus drei Mitgliedern nnd swei 
ErsatzmänDem bestehenden Revisionsausschnss. 

§. 45. 

Wirksamkeit des Revisionsausschusses. 

Der Revisionsausschnss hat die Richtigkeit der abgesehlosseneo Jahres- 
rechnnngen sii prOfen, ttber Torkommende Anstünde und Bedenken von den 
Rechnnngslegem im kürzesten Wege mündliche oder schriftliche Anfkllnut- 
gen und Eiläuterungen ftbsuTerlangen und den Schlnssbefund der nichsten 
General Versammlung vorznlegen. 

Verwendung der Ertrttgnisee. 

§. 46. 

Vertheilung der Jahreserträgnisse. 

Die Rechnnngen werden am Ende eines Solaijahres abgesehlossen und 
mit der Bilanz und allen dazn gehörigen Belegen nach der durch den 
Revision sanssohuss erfolgten Prüfung und A^ustirung der Qeneral- Ver- 
sammlung vorgelegt, welche die Rechnungen entweder genehmigt oder 
verwirft. 

Ans den CrtrSgnissen der gesellschaftlichen Unternehmung werden 
nach Abschlag aller Erhaltungs-, Betriebs- und Verwaltungsaußlaj^^en ond 
der cntApreohenden Abxehreibnng vom Werthe des Fundus instnictus und 
des Oberbaues bestritten : 

1. Die Zinsen und die Til^uugsquote fttr die Prioritütsobligatioaeu, so- 
wie die Zinsen für die allfäliigen Housti^en Anleihen. 

2. Die nach erfolgter Tilgung der Prioritätsobligationen zur Eiulüsuog 
der Actieu erforderliche Tilgunpj-'quote. 

Die hiernach noch vcrfllgbar bleibende Summe bildet den Ueberscbuss 
des jährliehen Reinertrages. 

Von diesem Ueberschusj^«' des jährlichen Roincrtru^es \:,t zunächst fin 
Betra;! von wcuig-^tens 5"^^ zurückzulegen, welcher als Reservefoud Iii» 
unvorhergesehene Auslagen zu dienen hat. 
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Wenn der Reservefond den Betrag von 10 '^y des Actieiicapitals 
«rreicht. haben dessen Zuschüsse aus den Erträ^iihsUbcr.scliUssen aufzuhören, 
«ic sind aber wieder aafzimehmen, sobald der Reservcfoad unter diesen 
Betrag herabsinkt. 

§. 47. 

Von dem nach Abznp: der Quote fllr den Kescrvelond erübrigenden 
Keiiiirewiiine kann ein Theil auf Vorsdilni; des VerwaUuugsratlie?* dem fiir 
die I3eamten und Diener der k. k. priv. Tuiiiau-Kralup- Prager Eisenbahn- 
Gesellscliaft, d;inn deren Witwen und Waisen gebildeten Pen«<ionsfond, 
dessen Statuten mit dem l»i)hmis('lif'n k. k. Stattbultereierlasse vom 1. Dec ni- 
ber 180r>. Z. 49110. genehmig-t wurden, und dem zur Hestieitung von 
W'iederauseiiatVungen des BetriehsinateriahM und von Wiederherstellungen 
"bestimmten Eruenerungsfonde zugewiesen werden. 

Von dem nach Abzug des dem Reserve- und t vciitu'dl Peiisions- und 
Erueueruugsfoude zugewiesenen Bt'tra^'fs vei bleibtiiden Reingewinne sind 
zuniiebst 5*' ^ des Nominalix traut s der nicht verlosten Actien an die Actien- 
inhaber zur VcrtlHMlung /.ii bringen. 

Von dem nocli erübrigenden Ueberschusse erhält der Verwaltungsrath 
10*»/^ als Tantieme. 

Der noeh verh|(>il(en<le Rest des Reingewinnes wird unter angemessener 
Abrundung nach dem von der (ieueral-Versammlung diesfalls gefassten 
Besoliiusse an die Actionäre und Genussscheininhaber gleichmUs.'^ig vertheilt. 

§. 48. 

Zahlung der Divideoden. 

Die Zahlung der Dividenden erfolgt am 1. .Iiili eines jeden .lahies l)ei 
<ler gesellschaftlichen ilaupteassa in Prag oder bei den namliaft gemaoliten 
Agenturen im In- und Auslande. Zinsen- und Diviilendenbeträge, welche 
nicht innerhalb fünf Jahren nach der Zahlungszcit erhoben werden, sind der 
Oesellschait verfallen. 

§. 49. 

Tilgung der Actien und Frioritätsobligatio nen. 

Innerhalb der Dauer der ertheilten AUerhSchBten Conoession hat die 
Tilgun;; der Priorititaobligationen und der Aetien der OeseHsohail ru erfol- 
gen, und iwar sind zun&chst die PrioritlltBobligationen naeh dem von der 
StaataveiwaltuDg genehmigten Veriosungsplane zu tilgen. Nach erfolgter 
ROckzahlung sMmmtlicber Prioritätsobligationen hat die Tilgung der Actien 
zu beginnen } hiezu wird eine zn dem Aetienoapitale im liehtigen Verhält- 
tiisse stehende Tilgnngsquote bestimmt 
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§. 50. 
V erlös ungf. 

Die zti tilgenden Aotien werden durch Verlosung bestimmt, die jäbriieb 
zn der Zeit und auf die Art, velobe der VerwaUungBrath festsetzt, Sffentlich in 
Prag stattfindet. — Die Kümmern der gezogenen Actien werden statatenmXssig^ 
(§. 89) kundgemacht, dem Besitzer der verlosten Actien wird am 1. Juli 
des auf die Kundmachung folgenden Jahres am Sitze der Gesellschaft zu 
Prag der Nennbetrag dieser Actien nebst den noch unbehobenen, noeh nicht 
veijShrten (§. 48) DiTidenden bis zu dem zur Einlösung bestimmten Tage 
im Baren ausgezahlt, und ihre ursprünglichen Actien sammt den dazu 
gehörigen, noch nicht Tcrfallenen Dividendencoupous nebst Talons werden 
gegen besondere, auf die Ueberbringer lautende, mit Coupons und Talons 
versehene Genussscheine umgewechselt, deren Formulare seinerzeit von 
dem Verwaltungsrathe mit Genehmigung der Staatsverwaltung festgestellt 
werden wird. 

Den Besitzern dieser Genussscheine steht gegen die Gesellschaft kein 
weiterer Anspruch auf die zurückgezahlten Aotieneinlagcn zu. Bezüglich 
der Ertragnisse gebührt ihnen nur ein Antheil an der Superdividende^ 
welche nach Auszahlung von der Actieneinlagen an die Besitzer der 
nicht getilgten Actien etwa noch zur Vertheiiung gelangt. 

Im Uebrigen haben sie gleiche Rechte mit den Besitzern der nicht 
getilgten Actien, daher auch die Genussscheine, insofeme es sieh um die 
Bemessung des durch die Actionüre vertretenen Cspitales und um dieBenrthei* 
lang der Bescblussrähigkeit der General-Versammlung bandelt (§. 25 und. 
27), gleiche Wirkung mit den Actien haben. 

Streitigkeiten. 

§. 51. 

Schiedsgericht. 

Streitigkeiten zwif^cliin der Gesellsclialt und ilircii A<'tioiiaren. dit-scn 
Letzteren und dem Veiwaltun^sratlie. endlich der ( icscUscliatt und d«'ra 
Veiwaltinigtirathe aus dem (iesellscliattsvciliiiltni-^^e üImt die Handlial»uiig- 
der Statuten, insoweit diese nii lit den Vei \valtun^>lM'liür(len zukömmt, >ind 
mit Ausschluss des Ket'ht>wcges und Jeder wie immer grearteteii weitereo 
Berufunjr mittelst schiedsrichterlichen Erkenntnisses der Prager Uaudels» 
kammer endgiltig zu erledigen. 
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Auflösung der Gesellschaft. 
§. 52. 

Fftlle der Anflösang der Oesellsohaft. 

Die AnflSsung der Gesellschaft tiiulct (»ntwedor in Folge der Bcstiiu- 
Diiiiägcn tler Concessiom^iirkiiiidc Immih Erliis«'lKMi oder l)oi der l'^inlöi^unj? der 
Concession, ausserdem nber ;uirli hei VeräiHserung der Eiseiilialiii in Folgre 
eines statuteiimässigen ßesclilusses der General- Versammlung 3U; statt. 

§. 53. 

Liquidirung und Vertbeiluug de^ gesellsoliaftli cheu Ver- 
möge n s. 

in allen Füllen der Autlösnng der (ie?el!sehalt ist deren Veimügen in 
der von der General-Versammluiiir tV-st/n-iotzenden Art und Weisse zu liqui- 
dirr n und der nach liezahlun^^ df^r Sehulden, Erfüllung aller Verpfiichtungen 
audliüi'k/.ahlung der Einlagt^n auf die noch nicht getilgten Actien erlibrigendft 
Rest unter die Besitzer von Actien und Genussscheiiien nach dem Verhält- 
nisse ihrer Beantheiluog gleiebmässig zu vertheiien. 

Beziehungen der Qeeellschaft zur Staatsverwaltung. 

§. 64. 

Anfsichtsrecht der Staatsverwaltung. 

Die Staatsverwaltung wird da^ ihr nach dfin jeweilig giltigen Gesetze 
zustehende Aut'siohtsrecht dnrrh rnwu zu bestimmenden landegfürstlicheu 
Comraissär ausUlteii la>*seii. Der landestVu stliohe ('(»mmis^ar ist berechtigt, in 
die Geschäftsgebariing der ( iesellschalt Einsicht zu nehmen, allen Ver- 
sammlungen der General- Versamndung und des Verwaltungsrathes beizu- 
wohnen und gegen alle Beschlüsse o ler Verfügungen, wodurch er die Con- 
cessionsbedingiingen, die Statuten oder Gesetze verletzt erachtet, Einsprache 
zu erheben. 

In einem solchen Falle ist die höhere Entscheidung einzuholen und bis 
diese erfolgt, die Ausfuhrung der beanständeten Verfügung aufzuschieben. 

Prag, 28. April 1864. 

247. 

Vorstehende Statuten, welche an die Stelle der UDterm 5. November 
1878, Zahl 14938, bestttlgteti Statuten treten, werden auf Grund Aller- 
höchster Ermlchtigung genehmigt. 

Wien, am 4. Februar 1875. 

Der k. k. Minister des Innern: 
(L. S.) Jlasser m. p. 
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Mit dem erwUhuteti PIrUbse des k. k. Miniateriuma des Innern vom 5. November 
1873, Z. 14938, hatte gegenüber den im Bd. II, Abth. 3, Seite 1119, abgedruekten 
Statuten die Ton der achten ordentlieben General-Yersammlung Tom S6. Mai 187S 

besclilossene Aonderung der §§. 6, 46 un'l 17, und /.wnr rücltsirhtlich der §§. 4(1 u«d 
47 in fior noch Itestehenden Fassung die Ii«-st.-ititMing cilialten, während §. fi, de?wn 
abermal ii;e Aendcrung nat-h dem Beschlüsse der zehnten ordentlichen (jfeneral-Ver 
Sammlung vom 28. Mai 1874 mit obigem EriftMe Tom 4. Februar 1875 genebmigt 
wurde, nach der Beatitigung vom 6. MoYember 1873 folgende Faaauiig hatte t 

^Ihity Anlagecapital der k. k. priv. Tumau-Kralup-IVagor Eisenbiihngesellschaft 
he .«teilt in Zwölf Millionen neun Hundert neun und neunzig Tausend neun Hundert 
tuntzig Guld'Mi österr. Währ., und zwar aus Sechs Millionen fünf hundert Tausend 
(iuldeu in Actien zertheilt, in 32.500 Stücken zu je 20ü fl. und aus Sechs Millionen 
vier Hundert neun und neansig Tauaend neun Hundert f0nf/ig Qolden in PrioritlU- 
obligationen. 

Die Genehmigung des Formularen der Ar tien und der PrioritStaobligationen wird 
der Staatavorwaltung ausdrOcklich vorbelmlten." 



2. Anmerkuiig zur Coneessionsurkunde Tom 28. August 1868, 

B. O. B1. Kr. 89, 

fDr dii' Kist'ubahn von 1 uroau nach kralup. 

(Vgl. Bd. II, Abth. S, Seite 1109.) 

Zu 12. 

Mit 1. .läniKT ls7f^ ist auf Orimd rines frcinein><-Ii;titlii-lt(Mi Ifierciii- 
koiiimons aul .siimnitliclieii östcrreiclii^sclHMi und luiirMrischeii Eisenbalincn 
ein neuer einheitlicher Militärtarif in Wirksamkeit getreten. 
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K. L priv. Bölunisclie I^ordbahn-fiesellscliaft. 

(Vgl Bd. II, Abth. % Seite 1135, Bd. m, Seite 487 and Erg.-Bd. I, Seite 429.) 

1. Anmerkaogeu zur ConcesHioiisiirkiiude vom 0. October 1865^ 

B. 0. Hl. Nr. 24, ex ls«6, 

für dif fiöbinische Norübahn. 
(Vgl. Bd. II, Abth. 2, Seite 1137.) 

Zu ^^. 4. 

Die FortsctzmiL'sstrecke von Rumburg bis zur siiciisisclieii Gränze 
bei FJ ersbac h wurde am 1. November 1873 lür den Personen- und 
Güterverkehr eröffnet. 

Zu 12. 

Mit 1. .liiuner 1878 ist auf Grund fMiies prenipinsclialtliclion Ueberoin- 
kommens auf sämtntlichon österreichisclieu und uugarischeu Eisenbahnen 
ein neuer einheitlicher Militartarif in Kruft getreten. 
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£. k. priv. JDiu-Bodeubachei £isenbaim. 

(Tgl. Bd. IX, Abth. 2, Seite 1167, Bd. III, Seite 491 und Erg.-Bd. l, Seite 435.) 

1« Statuten 

der k. k. priT. Dux-Bodenbaeher EiscBbihi. 

(Vgl. Bd. n, Abth. % Seite 1179 und Bd. lU, Seite 491: Anmerkung ni den GeMil- 

Bohafts-Statuten unter 2.) 

Unter Herücksichtigung «ler in den < »rii*> r.il- Versammlungen vom 12. August 
1871, 30. October 1075, 2, Müris 187G tiud 8. Mai 187G beächiosseoen und mit den Er- 
liefen des hohen k. k. Ministeriums des Innern Tom 20. Oetober 1871, N. 14791, toid 
16. JSnner 1876, N. 18694 es 1874, vom 81. Umn 1876, Nr. 3192 und 84. Juni 1876, 
Nr. 7640 genehmigten Aenderungcn. 

L Abschnitt 

Name« Sitn« Zweck «n«l Dauer der Gesellschaft. 

§. 1. 

Die Oesellschaft wird auf Grnnd der Bestinimangen der a. h. Con- 
ceB6lon8arkiiDde yom 9. Juli 1869 (R. Q. Bl. Nr. 137), gebildet und flihrt 
den Namen: 

i. k. priT. iu-Bedeibacher Kisenbakn, 

sie hat ihren Sitz in Teplitz und winl diese Firma beim k. k. Handels- 
gerichte zu Leitnieritz protokollirt. Die Kiindniacbungen der Qeeeilsohaft 
erfolgen durch die im §. bezeichneten Blätter. 

§. 2. 

Der Zweck der lieselUchaft ist: 

aj Der Bao and Betrieb einer Locomotiveisenbahn von Dax nach Bodeo- 
bach saramt einer Schleppbahn zur Elbe, Bowie einer von der Haapt> 
bahn bei Ossegg ausgehenden , über Oberleitenadorf and Ober- 
Oeorgenthal nach Komotau führenden Locomotivbahn. 
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hj Die Erwerbung, sowie der Bau und Betrieb anderer Eisenbahnen, 
welche znr VenroUstftndigung des Babnnetzes dienen , oder bestimmt 
sind, die Hauptbahn mit in ihrem Bereiche liegenden Kohlenwerlcen,. 
industriellen Etablissements oder andern Eisenbahnen zu verbinden. 

ej Der Betrieb von Transportanstalten zu Wasser und zu Lande, welche 
in Verbindung mit den der Gesellscliaft gehörigen oder durch sie 
gepachteten Eisenbahnen mit Genehmigung der Regierung errichtet 
werden, unbeschadet früher ertheilter Privilegien. 

dj Die Erwerbung und der Betrieb von im Bereiche der Bahn liegenden 
Kohlenwerken. 

§. 8. 

Die (Jestllseliatt ist coiistitiiirt, sobald da» im §. 5 erwähnte Actien- 
capital gezeichnet, eine Einzahlun;,' von wenig.^tens 4U"y» geleistet und die 
Eintragung in das Handelsregister ertolgt ist. 

Die von den Concessioiiären bestriti»'non hären V^)raiislageu werden 
der Geseilscliatt in Ilpchnniiir ;r<'braolit inid von dieser vergütet. 

Die Dauer der (iesellsohatt ist auf l'U .Talire, d. i. bis zu dorn durch 
die Concession bestimmten Termine iVstire^et/t. Sie lost sieh jed<»cli schon 
früher anf, wenn die ihr gehörigen Bahnen vom Staate eingelöst oder von 
der Gesellschaft verwässert werden. 

II. Abschnitt. 
§. 4. 

Der ge8ellscl)ait1i«'he Uuternehmungsfond (das Anlage- Capital) besteht^ 

aj aus dem Actieiieapital. 

bj aus den durch Ausgabe von Frioritätsobligationen beschafften Mitteln. 

§. 5. 

Das zur Ansnihrunf; der Linie von Dux nach Bodenbach samnit der 
.Schleppbahn zur Elb'- bestimmte AnlH-ccapilal wird durch die Actien 
lit. A und Prioritätsobligationen erster Emission gebildet. Das zur Aus- 
llihrung der übrigen ini §. 2. lit. r/y und bJ angerührten Hahnen, sowie 
anfälliger Unternehnningen im Sinne des §, 2, lit. r,; und d bestimmte 
Anlagecapital wird durch Ausgabe von Aotieu lit. B und Prioritäts- 
obligationen zweiter i'.niission gebildet. 

Das Actiencapital besteht aus IT.üOü StUek lit. A' = 3,400.000 H. 
Ssterr. Währ. Silber und aus 16.000 StUck Actien lit. B = 3,200.000 fl> 
Ssterr. Währ. Silber. 
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In Priontäts<'Mi>r;iti«>iien erster Emission ist dt-r Capitalshetrafr von 
;^,OU<'.()<'0 H. I»sterr. Währ. Silber aiisfrej^ebrn. Der Betrag' des durch 
Prioritätsohligationeii zweiter Emission zu bcseliatVeiKlen CapitaU wird durch 
General -Vcrsamiuluugsbest lduss innerhalb der Gräuzen des §. 7 der Cou- 
cessiüu vom 20. Mai 1871 bestimmt. Die Formularien der Actieu- und 
Frioritätsobligationen sind vor der Ausgabe der Genehmigung der Staats- 
verwaltung vorzulegen, welcher aucli dieGeuelimi<^ung des Emissionsoourses 
Torbehalteu bleibt (§• 7 Oonoession vom 20. Mai 1871.) 

§. 6. 

Für den Fall der Erweiterung der gesellschaftlichen Unternehmungen 
im Sinne des §. 2, b), c)^ wird die Erhöhung desUnteraelimungsfondes durch 
Ausgabe neuer Aotien oder durch Aufnahme von Anlehen Uber Beschluss der 
Generalversammlun«: und mit staatlicher Geuelimigung vorbehalten, wobei 
jedoch der Gesammtbetrag aller Prioritäten nie mehr als drei Fünftel des 
AnlagecapitaU betragen darf. 

§. 7. 

Die Actien lauten auf den Betrag von 2uü tl. österr. Währ, in Silber 
gleich 133 j Tiialer der Thalerwiihrung. und aut die Inhaber, sie sind mit 
Dividendencoupons versehen und werden nach dem beiliegenden Formulare 
ausgt'lertijrt. Die Einzahlungen auf das Actieneapital, insoweit dieselben 
nicht schon bei der Constituiriinir der Gesell^^chaft ireleistet worden sind, 
werden vom Verwaltuns^srathe ans^'esohrieben. Die Haltung der Zeichner 
ist auf 40" 0 des Nominalbetra-res der Aetien beschränkt. Im Falle der ver- 
zögerten Lristnng ausgeschriebener Einzahlungen können die säumigen 
Actionäre ihrer Oesellsehaftsrechte und der früheren Zahluniren unter 
ße(dtaclitun<r der Bestimmungen des Artikels 221 des Handelsgesetzes 
verlustig erkläi t wenlen. 

Die Aetien werden im Wejre der Verlosung, innerlialb der Concessions- 
dauer, jeddch erst nach Tilgung der i^rioritätsobligationen, und zwar in 
Silber amortisirt. 

Die Actien lit. A werden )»is zur Eröftnung des B» triebes auf der 
Linie von Dux nach Bodenbaeh. die Actien lit. B bis zur Erötlnunj: de* 
Betriebes auf der Linie von Osse^rLC nach Komotan mit 5" „ in Silber verzinst, 
worauf bei der Emittirung des Anlagecapitals bereits Rücksicht genoromeD 
vrird. 

§. 8. 

Jede Actie gibt das Recht auf den verhXltnissmXftsigen Antheil an dem 
Vennögen der Gesellsoliaft und an den KrtrSgnissen der Cnternehmnng. So 
lange die GeBellscliaft besteht, kann der AotionMr unr den reinen Oewins 
ansprechen y der nach cen Statuten zur Vertheiiung unter die Aetiooire 
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bestimmt ist. Auch unterwirft sich jeder Actionär den Bestimmungen dieser 
Statuten. 

§. 

Die Prioritätsobli;r.itionpii lauten am" den liiliaber und werden nach 

den beiliegenden Formularen in Stücken: 

a/ über 75ü Ii. österr. Wälir. in Silber gleich ÖOÜ Thalern der Thalcr- 
wähnuif:,' 

bj ttber 300 A. österr. Wäiir. in SUber gleich 200 Tiialern der Thaler- 
wfihmng; 

cj Uber 150 fl. österr. Währ, in Silber gleich 100 Thalern der Thaler. 
wähmng ausgefertigt. 

Sie tragen 5% Zinsen in Silber, welche ohne irgend welchen Abzug in 
halbjährigen, bei den Obligationen erster Emission am 2. Jänner und 
1. Juli, bei den Obligationen zweiter Emission aber am 1. April und am 
1. October eines jeden Jahres f&lllgen Raten gegen die denselben bei- 
gegebenen Zinsencoupons bezahlt werden. 

§. 10. 

Die Piioritätaoblic::atinneji werden im \Ve<,'e der Verlosung innerlialb 
50 Jahren amortisirt. Die erste Verlosung tindet am 1. October 1870 statt. 

§. 11. 

Fttr den Fall einer Erhöhung des Unternehmungsfondes werden die 
Modalitäten der Emifision und Einzahlung der auszugebenden Actien und 
der aufzunehmenden Anlehen s. Z. in Oemässhelt der §§. 6 und 7 der 
Statuten festgesetzt werden. 

§. 12. 

l'if A<'lion und Priorität>obligati(>nen sind unthfilliar. Die Gesellseliaft 
• rkf^nnt sicli f:egenül>er iür jede Actie und jede l^rioritätsobligation nur 
einen Ei^'enthlimer an. 

M»'hrero Tlieilnolimer einer Actie oder Prioritätsolilij^atiou müssen 
daiier ihre gemeinsamen Kechte durch eine Person waliruehmen lassen. 

§. 13. 

Die Actien oder Prioritätsobligationen können gegen. Entrichtung der 
von der Gesellschaft bestimmten Gebttbren bei der Gesellschaftshauptcaise 
deponirt und dafBr auf den Kamen des Erlegers lautende ErlagAsdieine 
erhoben werden. 
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m Absolmitt. 

Verwaltaug der Ge»ell»cliaft. 

§. 14. 

Dir rrosellscliait l)esorprt ihre AiiL'''It'trenlieiton : 

A. durch die Genernl-Versamnilung der Aotionäre, 

B. durch den Verwaltungsmtb, 

C. durch den Director, 

D. durch den Aufsichtsntb. 

A. Generalversammiung der Actionäre. 

§. 15. 

Die statutenmässig ^'ebildete Generalversammliing beschliesst innerhalb 
4er (irUnzcu der allgemeinen Gesetze und der Statuten Uber alle Gegen- 
stände, deren Eiitsolicidung ihr ansschUesslich vorbehalten ist, oder welehe 
ihr durch den Verwaltongsrath vorgelegt werden. 

Jeder Actionär unterwirft sich den von der GeneraUVersammlnng 
l^efasBten Beschlüssen. 

§. 16. 

Dom BeRchlnsae der GeneraisVcrsaminluug sind folgende Gegenstämle 
au.s.s<'hlie.s;^lich vorbclialten : 

a) Die Krnennunjr der Mitglieder des Vcrwnltuugsraliies. 

h) Die Genehmigung der .laiire.srechnungen und der (iewinnstverilieiluug. 

cj Die IJeischlusslassung über die Erwerbung neuer Eisenbahnlioieo, 

Tian?Ji)(»rt>:instalteii nnd Knlikiiwrrke, 
dj Die Vernudirung des Gi'scil.sclial'tsl'ondt's ilur'-li die llinatisgabe neiuT 

Actien und die Aulnahme von Aulehen, vorbehaltlicli der Uenehmigoo^ 

der Regierung. 

ej Die AbUndeinngen oder Zusätze zu den Statuten, vorbehaltlich der 

Geuebmigung der Regierung. 
J'/ Die Aullusung der Gesellschaft vor Ablauf der Concessionsdauer. 
gj Die Veitiiguug über den Reservelond im Falle der Autiösnug der 

Geaellsebalt. 

hj Die Ernennung eines Aufsichtsraihes , bestehend ans drei nicht der 

Verwaltung angehörenden Actionären und ihren ErsatzmUuuern. 

G in knt <liirch Bosrlilu.-> der Qencral-VersAiiunlQng vom 16. December 1876* 
^Vcrgl. Nachtrag zu den ÖtatutCTi.j 

§. 17. 

Der Anfsiclit-rath überwaelit die Gebarung der Gesellschaft innerhalb 
jener G ranzen, welche ihm das Gesetz einräumt. 
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Er prüft <iie Jahresreehiuingen, die Bilanz und die VorscIiiXge snr 
Bestimmong der Dividende, und erstattet hieräber der General- Versammlung 
Bericht. 

Gr hat eine General-VerBaramlang zu berufen, wenn dies im Interesse 
der Gesellschaft erforderlich ist. 

Die Generai-Versammlung tritt jedes Jahr in Frag, Wien oder Teplitz 
zusammen. 

Sie tritt ausserdem als ausserordentliche (ieiieral-Versammlunfr so oft 
zusammen, als der Verwaltungsrath oiler der Aiilsichtsrath es im Interesse 
der Gesellschaft erforderlich erkennt, oder in dem Falle, wenn ein Actionär 
oder eine Anzahl von Actionären, deren Actien zusammen den zehnten Theil 
des ausgegebenen Gesellschaftscapitals repräsenliren, es in einer von ihnen 
onterfertigten Eingabe nnter Angabe des Zweckes und der Gründe verlangt. 

§• 19. 

Die Einberufung der ordentlichen oder ausserordentlichen General- 
Versammlung wird durch die amtliche „Wiener Zeitung" durch die „Prager 
Zeitung*^, durch das „Dresdener Journal^ und die .Berliner Börsenzeituug** 
wenigstens einen Monat vor dem Zusammentritte kundgemacht. 

Geändert durch Beschluss der General-TerMmtnlung vom 16. December 1876. 
(Tgl. Na^trag zn den Stataten.) 

§. 20. 

Die in der Gonei al - Versammlun;; zu verliaudi liuleii (iegenstände 
müssen in der Kundiiiacliiinjj; ausdrücklieli l-eiiainit wi idcii, und die (ieneral- 
Versammlung kann nur über die in der Kundmachung bczeieimeten Gegen- 
ßtäude ^iiltig eatsclicidcn. 

Ilinvon ist jcducli drr ikM.-lilii.ss über den in einer General -Vrisannn- 
lung gestellten Antrag auf Berufung einer ausserordeutlicheu Geueral- 
Versammluug ausgenummeu. 

§. «1. 

Jeder AetionUr, welcher Actien mit den nichtfölligen Coupons deponirt, 
hat das Recht , den Verhandlungen der General-Versammlung persönlich 
beizuwohnen I aber nur Jene Actionire, welche 20 Actien erlegen, sind 
stimmfähig. 

Die Actien müssen .s})ätestens 14 Tage vor dem Zusammentritte der 
General - Versammlung mit den nielitliilligen ('nujiuns bei den CasseUi 
welche von dem Verwaltnngsraihe iiiezu bestimmt werden, erlegt werden. 

Geiindort durch Be^t hlubs der General- Versauiuluug vom 10. December lütG. 
^Vgi. Nachtrag zu den Statuten.; 
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§. 22. 

Die Aotionäre, welclie stimmen wollen, müssen entweder persönlieli 
erscheinen , oder sich durob einen anderen BtimmflUuf^n und mit der 
gehörig-en Vollmacht versehenen AetionSr vertreten lassen. 

Der Bevollmächtigte maas »eine Vollmacht in der vom Yerwalttings- 
rathe vorgeflchriebenen Form vorweisen. 

Sind nicht ei^enberechtigte Personen, Gemeinden, Corporationen oder 
Sffentliche Anstalten Actionäre, so k<>nnen die durch das Gesetz oder dureh 
die corporativen Einrichtungen berufenen Vertreter derselben an den Ver- 
handlungen theilnehmen, oder ihre Stimmen abgehen, ohne selbst Aotionir 
zu sein. 

§. 23. 

Die Stimmen werden öffentlich abgegeben, den Fall auBgenommen, 
wenn fünf Mitglieder, welche wenigstens den zehnten Theil der zu dieser 
General-Versammlung deponirten Actien vertreten, die geheime Abstimmung 
verlangen. 

Die Wahlen geschehen mittelst Stimmzettel, wenn nicht die General- 
VersHiiimluug eine andere BestimmuDg tritTt 

§. 24. 

Der ErlafT von 20 Actien gibt das Recht für eine Stimme. Ein Actionir 
kann im eigenen Namen, sowie als BevoUmSohtigter so viele Stimmen in 
sieh yereinigen, als die Anzahl der Ton ihm oder seinen Vollmaoh'tgebern 
hinterlegten Interimssoheine oder Actien durch 20 getheilt ergibt. 

§. 25. 

Die Entseheidnn^'cn der üeneral-Ver>ainmliini:»'n wcrJfii in allen jenen 
FKllen . wo dio ^M'jrenv ärtifren Statuten nichts anderes bestimmen . mit 
absulnttr Stiinni» nmcliiln'it gelasst. Im Falle der Stimmengleieheit wird jene 
Meinunji; zum l)<'>rlihi>s(' erhoben, welcher der Vorsitzende beigetreten i^t. 

Wenn bei \Valil* n nicht die al»^olutf Stimmeurachrheit beim ersten 
Wahlganire « rzielt wird, so findet die en;xereWahl zwischen jrnen Caudidatcn 
statt, welche die meisten .Stiinnit ii erhalten haben, und es wird in diesem 
Falle die doppelte Anzahl der zu Wählenden in die engere Wahl gebracht. 

Im Falle j:Ieieliiretlieilter Stimmen entscheidet das Los. 

Zur Beschlussfiihigkeit der (ieneral-Versammlnn^' ist erforderlieh, dass 
ausser den Mitgliedern des Verwaltungsrathes wenijrstcns zehn gtirani- 
bereelitigte Actionäre oder Bevollmächtigte anwesend seien, und dass die 
Anwesenden mindestens den 10. Theil des Aotiencapitales reprSsentiren. 

§. 26. 

Um Uber die Gegenstände sub§. 16 dj und ej zu entscheiden, ist ausser 
den Mitglieder des Verwaltungsrathes die Anwesenheit von 80 Aotiouireo 
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ind weiters erforderlich, dasn der fUnfte Theil des ausgegebenen Actien. 
cipiuls Tertreten sei, nnd der Besehlnss mit einer Sthnmenmehrheit von 
zwei Dritteln der Anwesenden gefasst verde. 

§. 27. 

Zu einem Besclilusse der General -V^crsaimnliiiiiJ: Uber d'iv Ant'lüsun}^; der 
Gesellschaft (§. 16 //) ist die Anwortenhcit von wcnif^fitens zwanzig stimm- 
liMrechtij^ten Actionären ausser den Mit{2;liedern des Verwaltun^srathes, die 
ViTtretuii}; des ftiniten Thciles des ausi,''ef::elif'nen Actiencapitales imd eine 
Mehrlieit von drei Viertheilen der Stimmen erl'orderlich. 

Dies ist insbesondere auch dann der Fall, wenn die Gesellschalt <lurch 
Uebertragung ihres Vermögens und ihrer Schulden an eine andere Actien- 
gesellscliaft gegen Gewährung von Actien der letzteren aufgelöst werden soll* 

Geändert doreh BescUata der Ckaeral-YenamiDliing vom 16. Deoember 187ü. 
(Vgl. Na«htrac zu den Statuten.) 

§. 28. 

Seilten die in dt-n §§. 25, 26 und 27 festgesetzten Bedin*runfren für 
ilie (_iiltif;keit eines liesclihiHses nicht erfüllt sein, so mnss eine neue 
(feneralvfrsammlnny- einberulVn worden, welche giltige liescliliisse fassen 
kann, wie viele stiinmht rechtigto Actionäre auch immer geL'enwärtig sein 
mögen; es kann jedodi nur über solche (logenstände (»in Beschluss gefasst 
werden, welche in der Kundmachung der letzten Generalversamoiluug 
angeführt waren. 

Dir zweite Einberufung wird in der im ij. 19 vorgezeit-hneten Weise 
mit (lein Beisatze veröffentlicht, dasa die neue General-Versammlung die 
Entscheidung ohne Kücksicht auf die Anzahl der gegeuwartigen stimni- 
itercchtigten Actionäre und des von ihnen vertretenen Aotiencapitales 
treffen wird. 

Der Zeitraum zwischen der Einberufung nnd der Versammlung wird 
fUr diesen Fall auf 20 Tage besohrünkt. 

Alinea 8 geindert durch Besehluss der OeneralTereammInng vom 16. Deoember 
1876. (YgL Naebtrag tu den Stataten). 

§. 29. 

Den Vorsitz in der General- Versamndnng führt der Präsident oder der 
Vicepräsident des Verwaltungsrathes oder in deren Verhinderung das vom 
Yerwaltnngsrathe hiezu bestimmte Mitglied. FUr die Functionen der 
Scrutatoren werden von der General- Versammlung zwei Actionäre gewählt. 

56 
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§. 3a. 

Leber die Verhandlungen der General Versammlung' wird ein Protokoll 
aufgenommen, welche'; (lurch den Präsideuten, swei Scrutatoren und den 
Schriftführer unterzeioliiK t wird. 

Dem landesfUrstlicheu Oommissär bleibt die Vidirung des Protokolls 

vorbelialten. 

Der General- Vorsnmralungsbericht und die gefassten Beschlüsse werden 
gedruckt und veröflfentlicht. 

B. Verwaltungsrath. 
§. 31. 

Der Verwaltung>rath hat ans mindestens sieben, höchntens neun Mit« 
gliedern zu bestehen. Tritt ein Mitjjlied vor Ahlauf seiner Fuiictionsdaner 
ans. so wird dessen StcUo durch dfii Vcrwaltungsrath aus der Zahl fier 
Aetionäre provisorisch hesctzt, die dolinitivp ICrsatzwahl erfolgt in der 
nächsten tJrneral- Vorsainuiiiiiig. Der iHMvählte tritt in einem solchen Falle 
bezüglich der Ainlsdauer an die Steile seines Vorgängers. 

Geändert diircli «lio H* srhlüsse der Qeneral-Versiimmlungcn vom 16. Deceml'tr 
1876 und vom 27. i)cct'ml>er 1Ö77. (Vgl. Nachtrag zu den Statuten.) 



Der erste Ver waltun gsrath wird ausnahmsweise und unbeschadet den 
Bestimmungen des Artikels 3S7 des Handelsgesetzes gebildet von den 
ConcessionXren der Duz-Bodenbacher Eisenbahn, und zwar: 

Joseph Ritter von lallmam in Wien, in Vertretung der Finna Johton 
Liebig & Comp. 

Dr. Frau Stradal, Advocat in Töplitz. 

Jilios %iU Seebe, Chef der Grossbandlnng Johann Carl Seebe in 
Dresden. 

€. B* Bisentrait^ Bankdirector in Gera. 

Ridalph Stradal, Oberinspector der k. k. priv. SUdbahn in Wien. 

Die zur Ergänzung des Verwaltungsrathes nothwendigen Hitgtieder 
wählt der Verwaltungsrath mit Vorbehalt der Genehmigung der ersten 
General-Versammlung. 

Die ersten Mitglieder bleiben im Amte bis zur nächsten Genen'- 
Yersammlung. Die nächste General- Versammlung wählt sämmtliche nena 
Mitglieder des Verwaltungsrathes. Alle künftigen Mitglieder des Ver- 
waltungsrathes werden Ton der General- Versammlung f^r drei Jahre 
gewählt. 
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Vom Jahre 1874 angefangen, treten Jedes Jahr 3 Mitglieder, nnd 
sofern der Yerwaltungsrath ans 7 oder 8 Hitgliedern besteht, im letzten 
Jahre der Fnnctionsperiode, der verbleibende Rest ans. 

Alinea 4 geändert durch Beschlusä der General- Versamuiluikg vuiu IG. Dcccnibcr 
1876. (YgU Nachtrag sn den SUtat«n.) 

Jedes austretende Mitglied kann wieder gewäldt werden. 

Die Ordnunjj de.>* Austrittes wird bis zur gänzlichen Erneueruug des 
ursprünglichen Verwaltung^ratlies durch das Los bcslimmt. 

Jedes Mitglied des Verwaltnngsrathcs muss Eigentliiimer von 25 Actien 
sein, welche für die Daner seiner Function unveräusserlich und iu der 
OeBeilschaftscasse mit den nichtfalligen Coupons zu hiuterlcgen sind. 

§. 33. 

Der VerwaltungRrath ist mit der obersten Leitung aller Gesohftfte der 
Gesellschaft betraut. 

Der Verwaltungsrath vertritt die Gesellschaft als deren Vorstand im 
Sinne des Handelsgesetzes. Er entscheidet Uberhaupt in allen Fragen, 
welche nicht ausdrücklich der General- Versammlung vorbehalten sind. 

Zur Firmazeiclinung ist die Unterschrift zweier Mitglieder des Ver- 
waltungsratlics oder eines Mitgliedes des Verwaltungsratl es und eines vom 
Verwaltungsratlit" liie/u mit der Procura versehenen GesellscliMltslx-ainten 
erforderlich, welche rnterschritten der Ges»dlschaltslirnia Ix jgotiigt wenlen. 

Der Vei waltung-rath kann auch durch eine Specialvollmaf-iit für 
bestimmte Gegensläude und liir eine bestimmte Zeit die Ausübung seiner 
JJefngiiisse au einzelne Mitglieder dcs.sclben oder au Beamte der Gesellschaft 
übertragen. 

§. 34. 

Eine Stellvertretung im Verwaltungsrathe findet nicht statt. 

§. 85. 

Beamte der <iesi l!scliat>, unter welche der Kcclitsauwalt der Gesell- 
schaft nicht zu zählen ist. und Fersonen. welche niciit dispositionsfähig 
sind, oder ihre Zahluuneii eingestellt haben, ohne na(diträ:;li''h ihre Gläiibiirer, 
vollständig befriedigt zu haben, sowie Personen, die weg<Mi eines Ver- 
hrcchens oder eines aus (lewiun-^u' ht hervorge;,'anirenen Vergehens, oder 
wegen einer solchen Febei trctiin;: re(ditskräfti_' \ iM urtlieilt worden sind, 
kijnnen nicht zu Mitgliolcru des Verwaltungsratlit s erwählt werden und 
verlieren diese Mitgliedschaft, falls während derselben eines jener Ver- 
hältnisse eintritt. 

66^ 
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§. 36. 

Der Yerwaltungsrath ernennt jedes Jabr aus seiner Mitte einen PrI- 
fiidenteu und einen Yicepräsidenten. 

Jeder derBclben ist nach Abl.uif seiner Amtsdauer wieder wählbar. 

Die Function des Präsidenten bestellt in der Einberufung und Leitung 
der Sitzungen des Verwaltungsratbeg. 

Dem Vcrwaltungsrathe steht jedoch frei, dem Präsidenten mitteilt 
specieilen Beschlusses weitere Befugnisse des Verwaltungsratbes sn Aber- 
tragen (§. 33). 

37. 

Im Falle der Abwesenheit des Präsidenten ilibrt der Vicepräsident den 
Vorsitz im Verwaltnn^sratbe. 

Bei gleichzeitiger Abwesenheit des Präsidenten und VieepriCsideDtea 
betraut der Verwaltungsratli eines seiner Mitglieder mit dem Amte des Vor* 
sitsenden. 

§. 38. 

Der YerwjiltiiiiL'^sratli vcrsamiiiolt sich iilicr Eiiil.ulnn;^ des Präsidenten 
weni^^^tens einmal iniieriialb drei Moiiateü, und zwar in der Kegel in Töplitz. ' 
nach l "mständen auch in Prair oder Wien. Kr kann jtMldch aucli in der 
Zwischenzeit, so oft es das Interesse der Gesellschalt erheischt, durch den 
Präsidenten beruf«'n werden. 

Die B^pcliliisse des Vei waltnngsrathc.^ werden durch ;il>solute Stimmen- 
mehrheit mit Rücksicht auf die gegenwärtigen Mitglieder gefasst. 

Bei Gleichheit der Stimmen wird jeneMeiuuug zum Beschlüsse erhoben, 
welcher der Vorsitzende beigetreten ist. 

Zur Oiltigkeit der Verliaudlungen ist erforderlicli, dass wenigstens drei 
Mitglieder gegenwärtig sind. 

§. 39. 

Die Mitglieder des Verwaltnngsrathes werden für alle Sitzungen 
möglielist 8 Tage vorher mittelst Einladungssehreiben berufen, in denen in 
der Kegel die vorkommenden Gegenstände mit Ausschluss der cnrrenten 
Angelegenheiten angedeutet sein müssen. 

Die Sitzungsprotokülle müssen zu ihrer Giltigkcif duroh den Vor- ] 
sitzenden, ein Mitglied des Verwaitungsratbes und den ScbriftfÜbrer unter, 
ertigt werden. 

§. 40. i 

Die Entlohnung des Verwaltungsratbes soll in zehn Percent von dem 
ein 6pereentiges Reinerträgniss übersteigenden Mehrbeträge besteben. 
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Ausserdem erhalten die Verwaltuugsräthe Ersatz ihrer Reisekosten. 
Die Entlohniug des Yerwaltiuigsrathes darf jedoch in keinem Falle 
in die Betriebarechnung einbezog en werden. 

§. 41. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes sind fUr ihre iu dieser Eigen- 
schaft voigenommeiien Handlungen nach Massgabe des Gesetzes verant- 
wortlich. . 

C. DirteÜM und antobende Organe. 

§. 42. 

FUr die Ausführung der Beschlüsse des Verwaltungsrathes und die 
Bpecielle FUhmng der Geschäfte nach Massgabe dieser Beschlüsse und 
innerhalb der in den Statuten gegebenen Gränzen, wird vom Verwaltungs- 
rathe ein Dircctor bestellt, welcher dem Verwaltungsrathe Terantwortlich ist, 
der seinen Wirkungskreis und seine Bezfige bestimmt. Er wohnt den 
Sitzungen des Verwaltungsrathes mit berathender Stimme bei. 

« 

IV. Abschnitt. 

<J»k«esreeluieiig« Xlwiea« Dividende« Reservefoiid« AmortlsAtloB. 

§. 48. 

Die durch dio Einzaliliin^en ciiitii( sspiulen Gelder dienen aussei ilircr 
Verwendung' liir die Voraushii^en, für die Kosten des llaues und der Be- 
tricbseiuriclitunp: und liir aiidorc Au^^l;l.2■('n auoli zur l)<'''knnij: der 5" o luter- 
ealarzinsen ^väll^l■nd di's Iiau«'s. w. lche nach MassL'alx' der gcleiätetea 
Einzahlungen iu ganzjährig verlalleucu Katen gezahlt werden. 

§. 44. 

Die Kechnun^en werdm am 31. December jeden Jahres ai>;_'eschlo3sen 
und die Bilanz mit allen dazu «^chöriLren Rechnungen und Beletren. s.)wie 
mit dem (iutachten des Auls*icht8rathes durch H Ta^n' vor der General- 
Versammlung zur Einsicht liir die Actionäre aufgelegt und sodann der 
General- Versammlung zur Erledigung vorgelegt. 

Das nach Bestreitung aller Betriebs- und Erhaltungsauslagen, der 
Verlusie und Abschreibungen vorhandene Erträgniss wird verwendet wie 
folgt: 

aj Vor Allem zur Zahlung der Interessen und der l'ilgungequote für die 
liinausgegebenen Prioritätsobligationen (inbegriffen die eventuellen 
Kosten der Beschaffung des zur Zahlung der Zinsen und zur Capitals- 
tilgung errorderlichen Metallgeldes). 
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hj Zur Dotirang deB ReservefondeB, wozu ein Betrag su verwenden ist^ 
der nicht unter V ioV» gesammten nominellen Bauoapitals sein soll. 
e) Zur Dotirung des Erneuernngsfondes, wozu ein Betrag an verwenden 
Ist, der nach Uassgabe von Werthabscbreibangen vom Preise der 
Oberbau- und Betriebsmittel, dann der Objeete bestimmt wird, weleber 
auf Vorseblag des Verwaltungerathes vom k. k. fiandelsminister fest* 
gesetzt werden soll. 
dj Zur Bestreitung der Tilgungsquote des Actiencapitals. 

Von dem hiernach verbleibenden Gewinne wird vorerst eine Dividende 
von 5% des eingezahlten und nicht araortisirtcii Actiencapitals lit. A und B 
unter die Actionäre vcrtheilt. Von dem Ueberschusse worden lU" „ nach 
ij. 4U dem Verwaltungsratlie zugewiesen, der übritre Hetrair wird al^i Super- 
dividende (xler in der son.st von der Geueral-Versaiumluug zu liestimmendeu 
Weise vertheilt. 

§.4Ö. 

Die Tilgung der Actien beginnt mit dem ersten .labre nach vollständiger 
Tilgung der Prioritätsobligationen, und wird in der Art fortgesetzt, dasß. 
alle Actien während der Dauer der Coucession getilgt werden. 

§. 46. 

Die zu tilgenden Actien werden durch Verlosungen bestimmt, welche 
jährlich zu der Zeit und auf die Art, welche der Verwaltungsrath festsetzt, 
öffentlich stattfinden. 

Die Nummern der gezogenen Aotien werden statutenmässig kund- 
gemacht. 

Den Besitzern der verlosten Actien wird am 1. Juli des Verlosnngs- 
Jahres das Actiencapital in Silber nebst der letztHllligen und den etwa nocli 
unbehobenen und nicht verjährten Dividenden in Barem ausgezahlt und 
ihre ursprünglichen Actien samrot den dazu gehörigen, noch nioht ver- 
fallenen Dividendencoupons gegen besondere auf den Ueberbringer lautende, 
mit Coupons und Talons versehene (ienussscheine in der von der Staats- 
verwaltung^ g( nehmi;:teu Form umgewechselt. 

l)en Besitzern dieser Genussscheine steht gCi^en die GeselUohalt 
kein weiterer Anspruch auf die zurückgezahlten Aeticneinlagen zu. 

bezüglic h des Gewinnes gebülirt ihnen nur ein Theil der Dividende, 
welche nach Auszahlung \on ^ der Actieneinlagc an die Besitzer der nicht 
getilgten Actien etwa noch zur Vertlieilunjx ^^elangt. 

Von diesen Genussscheinen werdt n je zwei ."Stück in Bezug zur Theil- 
nahme an der Generalversammlung und bei Erlegung der im s<. 32 fiir den 
Verwaltuugsrath vorgebchriebcucu Einlage einer Actie gleichgestellt. 
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§. 47. 

Nach Ablauf des ersten Betriebsjulires wird ein RestTveloiid gebildet, 
der zur Deekiini: ausserfrewijhnliclier Ausgaben, Na'dHcliafTiluircn von 
BetriebHmitKdii und Betri«d)?;v(»rkebruDgea, sowie zu kleiueren Neubauten 
und Erweitcruiiiren bestimmt ist. 

Demselben wird .-uif^sor dem im §. 44 normirteu Zuschüsse aus den 
Betriebseinnahmen Uberwiescu : 
a) der ctwaij?c Rest des Baucapital»; 

h) der Betrag verfallener Zinsen, Dividenden und Superdivideuden. 

§. 48. 

Sobald der Kescrvefond die Höhe von 4» „ des Baiicapitals orreicht 
Haben wird, kann der Zusobuss aus den Betriebseinnahmen eingestellt 
werden. 

Diese Zuzahlung wird aber sogleich wieder aufgenommen, wenn der 
Seservefond anter dieBen Betrag herabsinkt. 

49. 

Ferner wird nach Ablauf des ersten Bctriebsjalires ein Erneu<'run;;s- 
fond gebildet, aus welchem die liLrncuerung der sämmtlichen Oberbau- und 
Betriebsmittel, sowie derObjeote, die durch den Gebrauch schadhal't werden 
zu bestreiten ist. 

In denselben fliesson ausser dem im §. 44 norrairten Zuschüsse aus 
den Betriebseinnahm(Mi die Erlöse ans dem Verkaufe alter Materialien des 
Oberbaues und der Betriebsmittel* 

50. 

Die Zalilnng der hitores^eii und Dividenden, die Einliisuii.ir der zu 
tiljrenden Actien und Ohlijrationen und die Ausfülguug der Geuussscheiue 
gesciiieht bei den ( lesellschaft-^cassen (i?. lOu 

Die Dividenden werden am 1. Juli ausbezahlt. 

$. 51. 

Alle Dividenden, die nicht iiiiit rhalh iVmi Jahren nach der Verfallszeit 
erhoben werden, veriallen zu Guusteu der Gesellschaft. 

§. 52. 

Bei Autiiisunij: der Gesellseiialt beachliesst die General-Versammlung 
über die Art und Weise der Liqnidiruu<r des Gesellseliattsvennöf^ens, 
wobei die Vertlieilun:,' des derselben verbleibenden Vermögens dergestalt 
zu geschehen liat . «lass den ncch existirenden Aetionaren in erster 
Reihe das eingezahlte Capital unter Behändigung eines Genussscheines 
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zariickgeBtelU und sodann der Ueberrest an die Inhaber der Gennssaeheine 
vertheilt wird. 

Geändert durch Bcächlua» der General vereanimlung vom 16. December lä7£- 
(Vgl. Iffaehtrftg stt d«n Statuten.) 

V. Abschnitt. 

VerhiUtnia» dea Staatea awr GeaelJaclKart« 

§. 63. 

Die SiaalsN t I waUimg" ist berechtigt, sich die UcberziMiL'unf^ zu ver- 
schaffen, (lasH (l(;r ilaii der Hahn, sowie tlie J>etri«'l)seiiiiielitungi'ii in allen 
Theilcn solid aiis^'^etiihi t wi rden un«l zu verlaugen, dasö (Je brechen iu diedcr 
Beziehung: liintangehalten oder beseitigt werden. 

Die Staatsverwaltung kann das ihr zustehende Aul'sielitsreeht durch 
einen zu hestrllenden Conimissär ausüben lassen; tleinsidbeu bleibt es vor- 
behalten, iu die Gebarung der (Gesellschaft Einsieht zu nehmen nii'i allen 
Sitzungen des Verwaltuugsratheä, sowie den Generalversammlungen beizu- 
wohnen. 

Er hat darauf zu sehen, dass die Gesellschaft die Granzen der Con- 
eession nieht iibersehreite und die Be.stiniinuniren der Statuten, sowie der 
allgemeinen Vorschriften l)eaehte. Eristbereclitigt, gegen jeden GescUsehafts- 
beschluss, dureh welchen er die vorerwiiliiiten Vorselirifteii verletzt ernehtet. 
Eins)»rache zu erheben, in welchem Falle die Auslüiirung des lieanstiin ietcn 
BeschiuKiüPä bis zur Entscheidung der conipetentcn Behörde aufzuschieben ist. 

Die Gesellschalt ist gemäss §. 1 6 iler Coneossionsurkunde vcrptiichtet, 
für diP gesetzliche Ueberwachung der Jiahnunt ernehmung mit Rücksicht aiü 
die damit verbundene Geschäftslast eine jährliche Pauschalvergütung an den 
Staatsschatz zu leisten, deren Hi3lie von der Staatsverwaltung im Verhält- 
nisse der dieslälligcn Leistungen der Übrigen inländischen Eisenbahnen fest* 
gestellt werden wird. 

§. 54. 

Die (iesellsehaft verplliehtet sich, in Gemässheit des vj. 16 der Con- 
cessidusui künde, die ausAnlass der Aenderungen im Verwallungsorganisniu? 
<lisp(»iiibel gewordenen k. k. Staatsbeamten, insofern sie die nöthige Be 
lähigun.:: Itesitzen und den Erlnniernissen der von dem Verwaltungsrathe 
aufzustellciidi n 1 »ienstoidniii ;i eiitspreehen, eben8(t die um eine Stelle rdcl' 
bewerbenden und dazu geei;:nett'n fiedienten Militiirs, nach Massgabe der 
kaiserlicii« n Verordnung vom 19. December 1853 vor anderen Bewerberu 
zu berücksichtigen. 
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Nr. 14791. 

Vorstehendo Statuten, welche an die Stelle der mit dem hierortigeu 
Erlasse vom 9. Juni 1871, Z. 7847 bestätigten Statuten treten, werden auf 
Grand Allerhöchster Ermäclitigung genehmigt. 

Wien, am SO. Oetober 1871. 

Der k. k. Minister des Inuera: 
lokenwart m. p. 

Gegenaber d«n im Bd. II, Abth. 2, Seite 1179 abgedraekten Stotuten der k. k. 
priT. Dux-Bodenbaeher Eisenbahn ist seither die Aenderung naohbexeiohneter Para- 
frapke eingetreten und zwar: 

Auf Gmnd des Beschlusses der dritten .■lusserordontlichen Gctn-ral-Versainmlunfy 
vom 12. AuLMist 1871. die Aendeninp d- r §§. 2. ö, 7, 9, 11. 47, 18 und 19. gcnehmipft 
mit dem obigen Erlat^se des k. k. Ministcriuins des Inncrti vom 2o. ()<'tobcr 1871. 
Z. 14791; ferner auf Grund des Beschlusses <ler vierten ausserordenilicbcn General* 
Versammlang Tom 80. Oetober 1875, die Aenderong des |. S7, genehmigt mit dem 
Erlasse des k. k. SJinisteriams des Innern vom 15. Jänner 1876, Z. 18694 ex 1875, auf 
Grund des Be.sehlnsses der fünften ausserordentliehen Generalversammlung vom 
'2. März 1S7<». di< Aenfleruiig des §. 31. penelimigt mit dem Erlasse des k. k. Mini- 
steriums des Innern vom Hl. März 1S7»;, Z. 3192 und auf Grund des Ile.'i< lilu».>e.< der 
fünften ordentlichen General- Versammlung vom 8. Mai 187ß, die Aenderung des viert» 
letsten Alineas des §. 82, genehmigt mit dem Erlasse des k. k. Ministeriums des Innern 
▼om 24. Juni 1876, Z. 7540. Diese Aendeningen sind sammtlieh in den -vorstehend 
abgedruckten Statuten bereits aufgenommen. 

Hiezu kommen weiter^; noch die At iiderunp der §§. Iß. 19, 21, 27, 2S Abs. 3 . 
.31, 32 (Abs. l) und ö'J auf Grund des Bt schlusses der seclisten ausserordentlichen 
Generalversammlung vom 16. Decembcr 1876, genehmigt mit dem Erlasse des k. k. 
Ministeriums des Innern vom 6. Jänner 1877, Z. 18802. (Vgl. den nachfolgenden 
Nachtrag), endlich die Ergänzung des $.31 auf Qrund des Besohlasses der ausser- 
ordentlichen Gf-neral-Versammlung Tom 27. Heeember 1877 genehmigt mit dem Erlasse 
des k. k. Ministeriums des Innern vom l.i. März 1878, Z. 31.S6. Dor neue Wortlaut 
dieses Paragraphes kann erst im nächsten Ergänzungsbande zum Abdruck gelangen. 



Nachtrag. 

Statutenänderung , 
beschlossen in der VI. susserord^ntlicben GcneralvenimmloBg vom 16. Ifecembrr 1»7(». 

§. 16. 

Dem beschius^^e dor Ueueral- Versammlung sind folgende Gegeustäudc 
ausschliesslich vorbehalten: 

f) Der Verkanf der der Gesellsebaft geliörigen Eisenbahnlinien und 
Koblenwerke, sowie die Auflösung der Gcsellsehaft vor Ablauf der 
Concessionsdaner. 
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hj Die ErnenQUDg eines Anfsichtsrathesy beBtehend aus drei nieht der 
Verwaltung angehörigen Actionären und ihren Ersatzmännern. 
Tritt ein Mitglied des Anfsichtsrathes vor Ablauf seiner Funotions- 
dauer aus, so tritt an dessen Steile der nächste der gewählten Ersats- 
männer and hat zugleich der Anfsichtsrath sofort die Stelle eines 
Ersatzmannes ans der Zahl der nicht der Verwaltung angehörenden Aotionäre 
Zu besetzen. 

ly. 

Die Einberufung einer ordentlichen oder ausserordentlichen General- 
versammlung wird dnrch die amtliche Wiener Zeitung^ wenigstens 14 Tage 
vor dem Zusammentritte kundgemacht. 

§. 21. 

.ledcr Actioniir. wclclier Aciieii mit den nichträllifreii Coupons deponiit. 
hat das Recht, den Vorluindluii^cn der General- Versamniluiii: persönlich 
beizuNV(diiien, aber nur jene Actioiiäre, welche 20 Actien erlegen, sind 
stimnil'.'ihitr. 

Die Actien müssen spätestens 8 Tage vor dem Zusammentritte der 
General- Versammlung mit den nichtralligen Coupons bei den Cassen, welche 
von dem Verwaltungsrathe hiezu bestimmt werden, erlegt werden. 

§. 27. 

Zu einem Beschlüsse der General- Versammlung Uber die in §. 16 Iii. fj 
enthaltenen Gegenstände Ist die Anwesenheit von wenigstens zwanzig 
stimmberechtigten Actionären, die Vertretung des fQnften Theiles des aus- 
gegebenen Actlencapitales und eine Mehrzahl von drei Viertheilen der 
Stimmen erforderlich. 

Dies ist insbesondere auch dann der Fall, wenn die Crcsellschaft dnreh 
Uebertragung ihres Vermögens und ihrer Schulden an eine andere 
Actiengesellschaft gegen Gewährung von Actien der letzteren anfgeldst 
werden soll. 

Ist aber bereits ein BescMuss wegen Verkaufes der der Gesellschaft 
gehörigen Eisenbahnlinien und Kohlenwerke in Gemässheit dieses Para- 
graphes gefasst worden, so ist zu dem weiteren Beschlüsse auf Liquidation 

der Gesellschaft vor Ablauf der Concessionsdaner die einfache Stimmen' 
mebrbeit (§. 25) binreiohend. 

§. 28, Alinea 3. 

Der Zeitraum /wisclion der Einberufung und der Versammlung wird 
iUr diesen Fall auch auf 14 Tage beschränkt. 
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§. 31. 

Der Verwaltuncrsrath hat aus miiuieKtcns drei und höchstens neun Mit. 
gliedern za bestehen. Tritt ein Mit;:lit d vor Ablauf «einer Functionsdauer 
aus, so kann dessen Stelle durch den Yerwaltunfj^srath sus der Zahl der 
Actionäre provisorisch besetzt werden. 

Ist die Zahl der Mitglieder auf swet Personen herabgemindert, so muss 
eine derartige provisorisolie Besetzung sofort erfolgen. 

Die definitive Ersatzwahl findet in der nächsten General-Versamm- 
lang statt 

Oer Gewählte tritt in einem solchen Falle bezüglich der Amtsdancr an 
die Stelle seines Vorgängers. 

I'ieser I'araprnpli crliiclt in Folfj«» Be$cl)lui=!<e.> dvr aiisserortli r Ui' lK ii General- 
Versammlung vom 27. Deccmber 1877 mit Genehmigung des k. k. Ministeriunis des 
lonara vom 13. Mars 1878, Z. 8186 noeb folgende Zusitxe : 

^AuMerdem wird der StaaUverwaltung, insolange sieOlaabigerin derGeselltchaft, 

besiehungsweisc Besitzerin der ihr Terpfändeten oder an Zaldungsstatt überlaMenen 
Prioritäts<)bli$/;itionen «l»'r |]inissi>in vom .lahro 1X74 ist, das R'jt ht vr>rl»t'halten. fin 
Mitglied tlt's Verwultiinj,'sralhe.s zu Iii -^tellt n, welches einer Wahl oder Ijestätigung 
durch die Generalversammlung nicht unterliegt und in&olange zu l'uuotioniren hat, bi» 
<iie Staatsverwaltung, sei es durch erhaltene Zahlung oder durch erfolgten Yerlcanf der 
^ei ihr verpfändeten oder ihr gehörigen Prioritätsobligationen aufittfrt, Glaubigerin 
Jer Gesellschaft zu sein " 

-Auch ist diesf!^ Mitirlted des Verwaltungsratlies von der VerpAichtUUg ZUm 
Krlage von Actien der Gesellschaft (§. 32, Alinea 7} befreit." 

§. 32^ Alinea 4. 

Vom Jahre 1874 angefangen tritt jedes Jahr ein Dritttheil der Mit- 
glieder des VerwaltungsrathcH nus. Sollte die Anzahl der Mitglieder des 
Verwaltnngsrathes nioht dnreh 8 theilbar sein, so ist die fiber das Dritttheil 
hinaufreichende Zahl der Mitglieder im ersten Jahre zum Austritte bestimmt. 

§. Ö2. 

Bei Auflösung der Gesellschaft hat die Liqnidirung in Gemässheit der 
Bestimmungen des Handelsgesetzbuches durch den Vorstand, und falls der- 
selbe aus mehr als drei Mitgliedern bestehen sollte, durch drei von demselben 
ans seiner Mitte gewählte Mitglieder und den Director der Gesellschaft 
zu geschehen. ^ 

Die Gesellschaft flbertrügt alle ihre Rechte und Befugnissei soweit 
dieselben nicht auf Grund des Gesetzes oder dieser Statuten den Liqui- 
datoren zustehen, an den Aufsichtsratli, welcher auch berechtigt ist, die 
BiUnz des letzten Jahres zu prüfen, diese Bilanz, sowie auch die Bezttge der 
Liquidatoren zu i;:euehmi<;LMi und .im Schlüsse der Liquidation definitiv das 
Abflolotorium zu crtlicileu. 
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Nr. 18302. 

Vorsti lu iKkr Anlianjr zu den Statuten der k. k. priv. Du x- Bodenbacher 
Eisenbahn wird auf Crund Allerhöchster Ermäolitigung genehmigt. 
Wien, am 5. Jänner 1877. 

(L. S.) Der k. k. Minister des Iiniem: 

Lasser m. p. 



3. Amnerkiingeii zor Coueossionsurknnde Tom 9. Jnli 1869, 

B. G. Bl. Nr. 137^ 

für die Eisenbahn Ton Dax oaoh Menbach. 

(Vgl. Bd. n, Abth. 2, Seite 1169.) 

Zu i<. 8. i 

Laut Kuiiduiachune: des HündoHniiuisicriunis vom 8. April 1875 (vgl. 
unter 5 wurde der Gesellsoliatt j;estattet, lür .Strecken nut Steiffunf^en von 
1 : 70 und darüber die Tarifbeiucssung aui Grund der iy,faclLen Länge j 
vorzunehmen. | 

Zu §. 10. 

Am 1. J&nner 1878 ist anf Grund eines gemeinaeliaftliolien üeberein- 

kommena anf sHmmtlichen österreichischen und nn^risehen Eisenbahnen 
ein neuer einheitlicher Militärtarif in Wirksamkeit getreten. 



3. Annierkungen zur i'oncossioiisiirkiiiide vom 20. Mai 1871, ! 

ü. U. Bl. Nr. \ 

nir die Eisenbahn von Ossegg nach Konotan. 

(Vgl. Bd. III, Seite 492.) 

Zn 3. 

Die Strecke vou O s s e u.ich K o uk» t ;i u ist aiu 19. Deccmber 1872 | 

für den Personen- und Güterverkehr eröffnet worden. I 

I 

Zn §. 5. 

Laut KundmnchuMir dos lEaudcIsmiuisteriunis v(»m 8. April 1875 fvjrl. 
nuter 5) wurde der ( Jfsi'lischalt ircstatlot, für Strcekcn mit Steiiruufron von 
1 : 7U und darüber die Tnrilhemessung auf Grund der l'^^fachen Läugi- 
vorzunehmen. 
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4.Forti»etzuugde8Yerzeichiii8ses der geuebuiigteuSclileppbalinen. 

(Vgl. Bd. m, Seite 491 und Erg.-Bd. I, Seite 435.) 

Auf Grand der §§. 3 und 4 der Concessionsnrkunde yom 9. Juli 1869 
(vgl. Bd. II, Abth. 2, Seite 1169) wurde der Gesellscliaft weiters die Con- 
eession fUr nachbennnnte ZwoigTbulmen ertheilf : 

16. Mit Erlass dos k. k. llaiidolsminif^tcis vom 17. .länner 1S7*^ Z. 33, 
für ilic Gclciscaiila^rcii und Lngerung.^plätze für die zum Kosawitzer 
Haien führende Kll)f'sclik'pi)I.alin. 

17. Mit Erlass dri- k. k. .Stattlialterci für lUiliinon vom 30. Jäiincr 1873t 
Z. 6r)7, Uber Ermiiclitigiinj,' dos k. k. Ilundelsmini^^tcrs vom 26. Docombor 
\h72, Z. 3295.'), für eine von Proi". 130 — 131 df-r Linie Osseg^'- 
Komotau abzweigende Schleppbalm zum Frauzens-Sciiachte (Glück- 
auf-ZecIic hei 0 b e r - 0 e o r g e n t Ii a I. 

IS. Mit Krlash der k. k. Stattlialterci fllr Böhmen vom 21. März 1873, 
Z. 1G381 über Ermächtigung des k. k. Handeläministers vom 4. Febrnar 
1873, Z. 368*25 ox 1H72, Hir die Verlängerung der zu Seid's Haupteinbaue 
bei Haan führenden Sobleppbahn bis zum Tagbaue desselben Ge werken in 
der Gemeinde I)ux. 

19. Mit Erlass der k. k. Staltlialterei für Böhmen vom 29. April 1873. 
Z. 23560, über ßnnächtigung des k. k. Handelsministers vom 24. März 1873, 
Z. 6225 für ein aus der Sclileppbahn zum E mnia*Schaehte des Duxer 
Kohienwerke» Union abzweigendes Ladegeleise snm Marien- Schaebte 
dieses Werkes nächst Dnx. 

20. HU Erlass der k. k. Statthalterei Ittr BOhmen vom 11. Mai 1878, 
Z. 26097, über EmUtobtlgnng des k. k. Handelsministers vom 8. April 1873, 
Z.5131, för eine Sohloppbabn von der Station Kosten zor Segen-Gottes- 
Zeohe der Dessaner Oreditanstalt. 

21. Mit Erla^B des k. k. Handehministers vom 31. Jnli 1873, Z. 24476, 
für eine Ladebrücke fHr das Schneider*sobe Koblenwerk beiKlein-Oujezd 
nUcbst der Station Teplitz (Waldtbor) zar Yerbindang mit dem Stoek- 
geleise der Sebleppbalin zum Teplit zer Walzwerke und zu diesem Zweeke 
für die Verlängerung diesem Stockgeleises um 70 Meter. 

22. Mit Erlass der k. k. Stattbalterei für Böhmen vom 20. Augnst 
1878, Z. 44985, über Ermächtigung des k. k. Handelsministers vom 
31. Juli 1873, Z. 21728, fHr eine aus der Sobleppbahn zum Teplitzer Walz- 
werke abzweigende Koblenbabn zur GUekauf-Zeclie (Josepbi-Schacht) 
von L9wenthal et Göns, bei Tischau. 

23. Mit Erlass der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 1. September 
1878, Z. 43824, Uber Ermächtigung des k. k. Handelsministers vom 5. Jnli 
1873, Z. 18153, für Schleppbalinen aus der Dux -Ladowitzer Ver- 
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biiulnngsbahn /Am Chris tiaua-Schachte bei Dux uud zur Duxer Zucker- 
fabrik. 

(Vgl. Post ä8.) 

24. Mit Brlass der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 17. Jänner 1874. 
Z. 3867, Uber Ermllcbtignng des k. k. Handelsmioistero vom 11. December 
1873, Z. 38510, flir eine Sehleppbalin von Prof. 559 der Linie Dtix- 
Bodenbach zum Victoria-Sehachte bei Dnx. 

25. Mit ErlasD der k. k. Statthalt«rei für Böhmen vom 20. Jänner 1874, 
/. 4229. Uber Ermächtigung des k. k. Handolsroinisterd vom 29. December 
187.'J, Z. 3sr)il. für eine Schleppbahn zn den Nenbeschert-Glück- 

Gnihonmaassen bc-i Zuckraantcl durch Vcrlängcrun*j der Schlcppbahu zum 
T » p l i t z e r Walz woi ko. 

2C}. Mit Ellars «icr k. k. Statthalterei für Bolnnfii vom 1 1. Februar 1^74. 
Z. 7h"J7, über Ermäclitijxun^' des k. k. llaiub lsiniiiijilcrs v<im 26. .läniur 
IH74, Z. 1173. für eine Srlil.'pi.balin von Prof. IIU—UI der Liuit^ 
0>Be;:jLr Kfiiiotau zu den Kuiileuwerkeu der Grätin Aulouie Waidstein 
bei H a ni ui e r. 

27. Mit Erlass der k. k. Statthalterei für Böiimen vom 10. März 1874. 
Z. 9615. über Ermächtigung des k. k. llandeUminisKMs vom 29. December 
1873, Z. 38133, für die von Prof. 70—71 der Strecke Ossefrg- Ivomotau 
abzweigenden Kolilenschleppb.-ihnon zum Graf Waldstein'schen Georfr- 
öchaehte in der Gemeinde Wiiso. dann zu d«^n Förderschäebten des 
Duxer Kolilenveroincs, Bruch ^r. 1 und il und Ladung Nr. IL (Kail- 
lange r Scbleppbahnen). 

28. Mit KrIssB des k. k. Handelsministers vom 24. M&rs 1874. 
Z. 6946, für ein ans der Dnx-Ladowitzer Verbindungsbahn abzweigendes 
Ladogeleisc fUr die Duxer Zuckerfabrik. 

An Stolle der Buh 23 t rwähiitcn Sclileppbahn zu diesem EtabUss<^ni''nt. 

29. Mit Erlass der k. k. Statthalterei für Böbraen vom 14. April 1^71. 
Z. 2UÖ60, über Ermäciitiirun;;- des k. k. Ilandelsministers vom 3. April 1J>74. 
Z. 9542, für eine Sehleppbalin von Prof. 605—606 der Linie Dux-Boden- 
bach zum Neison-Sohachte des W. iiefeen bei Oss egg. 

30. Mit Erlass der k. k. Statthalterei fQr Böhmen vom 30. Mai 1874. 
Z. 26649, über Ermächtigung des k. k. Handelsministers vom 4. Mai 1874, 
Z. 12973, fiir ein von der Schleppbahn zum Fransen s-Schaehte in Ober- 
Georgenthal abzweigendes Rangirgeleise itlr die Himmmelffirst-Zeeb« 
bei Johnsdorf. 

31. Mit Erlass der k. k. Statthalterei fttr Böhmen vom 21. Juni 1874. 
Z. 33303, Uber Ermächtigung des k. k. Handelsminioters vom 2. Mai 1874. 
Z. 9566. für eine Verlängening der Dnx-Ladowitzer Verbindongsbabn sam 
Franc isca-8chachte nächst Ladowitz. 
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32. Mit Eiiass der k. k. Statthaltorei für Böhnion vom 4. October 1874, 
Z. 53530, über Ermächtigang des k. k. Handelsministers vom 21. Angnftt 
1874, Z. 15746, für eioe ans der freien Bahn der Linie Ossegg- 
Komotau zwischen den Stationen Ober-Georgenthal und Eisen- 
bnrg bei Prof. 164 — 165 ansmilndende Schleppbahn zu dem der Ober- 
Leutensdorf-GeorgenthalerBergbangeselUchaft gehörigen Lyell-Sohaohte in 
Tsoheroits. 

33. Mit Erlass der k. k. Statthalterei fiir Böhmen vom 15. October 1874. 
Z. 56323, Ober Ermächtigung des k. k. HasdelsminiaterB vom 27. September 

1874, Z. 24501, fttr die Anlage einer Schleppbahn von Prof. 511 der 
Strecke Teplitz-Eosten zur Herbert-Zeche des Dr. Beschomer und 
Ooldmann bei Zuckmantel. 

34. Mit Erlass der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 11. September 

1875, Z. 60287, über Ermächtigung des k. k. Handelsministers vom 
6. August 1876, Z. 22267, ffir die Verlegung der Schleppbahn zum gesell- 
schaftlichen Antonia-Schachte bei Du x. 

35. Mit Erlass der k. k. Statthalterei fUr Böhmen vom 27. December 
1875 , Z. 69807 , Uber Ermächtigung des k. k. Handelsministers vom 
27. December 1875, Z. 34285, fttr eine Verlegung der zum Graf Waldstein- 
sehen G c o r g-Schachte in der Gemeinde Wiese nächst Ohe r>L eutensdorf 
fahrenden 'Sohleppbahn. 

<V'gi. Pi.st 27.1 



5, Knndinaehnng des Handelsministeriums Tom 8. April 1875^ 

R. Vi. BL Nr. 4« nnd C. Bl. Nr. 41, 

betreflenil di« Abänderung einiger Concissiunsbeslimmungen für die Liniin der Dux-liudfn- 

bacher Bthn. 

In Folire AUorhöohstcr KIlt>^llIi('^^s^nL: vom 80. März 1870 winl in 
Abäiulerunjr des i^. 8 der Concessiniisurkumle vom l). Juli 18()9 iiiid dt's 
i<. 5 der Coiieossionsiirkuiule vom 20. Mai 1871 der rnteniehmuujr der 
Diix- liodenbacher Kisenl>alin ^^ostattot, das>^ ])ei IJemessnnp^ der Fahr- nnd 
Frat'litproise auf den Kraft der obi;ien ( 'oneessinnsurknnden coneossionirten 
Bahnlinien liir die Strecken mit 8tei.i,'nn;ren von 1 : 7<> und darüber die 
Tarilbemesaung auf Grund der ly^lacben Länge vorgenonimeu werde. 

Chlraeckj m. p. 
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K. k. priv. Eisenbahn Plken-Phesen (Komotau). 

(Vgl. Jid. n, Abth. 3, Seite 1193 und Erg.-Bd. I, Seite 439.) 

1. StatuteH 
der k. k. priT. Eiseiibahii Pilsen-Prifsen (KonoUu). 

(Vgl. Erg.-Bd. 1, Öoite 439.) 

I. Abschnitt. 

Krrichluiig, 2&u'eek« Finna, Uauer uutl lit-kanntmachungen 

der Gesellseliaft. 

§• 1- 

Errichtung der Gesellschaft. 

Auf Grund der a. h. Goneessionsnrkunde vom 21. April 1870 (R.-6.-BI. 
V. J. 1870, Nr. III), durch welche den Herren 
llehard Hnt Hettenieh«Winieburg, 
kmUm Bdler Starek, 
JaMMlr ttraf tenii, 
i«han Orar iaiaasky, 
9r. Thetdar laisaaaa und 
Weaiel Daaiel 

die Concession zum Baue und Betriebe einer LoeomotiT-Eisenbahn von Pilsen 
nach Priesen (Komotau) im Anschlüsse an die neuen Linien der k. k. prir. 
Buschtihrader Eisenbahn nebst Abzweigungen über Saaz zum Ansohlnsie in 
die k. k. priv. Aussig- Teplitzer Eisenbahn einerseits nach Brüx, andererseits 
nach Dux ertbeilt wurde, errichteten die vorgenannten Herren Coneessionire 
eine Aetiengesellschaft und übertrugen an dieselbe alle durch die obbezdeh- 
nete a. h. Concessionsnrknnde erwähnten Eechte und ttbemoramenen Ver- 
bindlichkeiten. 

Die Gesellschaft trat ausserdem in alle von den Herren OoncessionSreD 
in Betreff des Baues und der Herstellung der oben bezeichneten Eisenbabn, 
wie in Betreff der Geldbeschaffung für dieses Unternehmen, sowie in Absiclit 
auf dessen Erweiterung erworbenen Hecljte und eingegangenen Verpflich- 
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tungen. Hiezu erwarb die oonstituirte Gtosellscbaft selbst mif der allerh. 
Coneesdonsiuirande Tom 13. November 1872, R.-G.-BK Z. 19/1873 das 
Reebt sam Baue and Betriebe einer LocomotiT-Eisenbahny einerseits von 
Pilfien Uber Dobfan und Pfestits nach Klattan und von da Uber Neuem an 
die böhmisch-bayerische GrSnze bei Eisenstein — andererseits Ton Hlatz 
aber Manetin und Bcbaub nach Carlsbad und von da Uber Neudeck und 
Birringen an die böhnuBch-sächsische Oränze bei Jobann-Georgenstadt. 

Die Gesellschaft, beziehungsweise deren ActionXre, sind den gegen- 
wärtigen Statuten und, soweit dieselben keine besonderen Bestimmnngen 
entbalteii, den Bestimmungen des allgem. Handelsgesetzbuches vom 17. De- 
cember 1862 unterworfen. 

§* 3. 

Zweck. 

Der Zweck der Gesellsciiaft ist: 

a) der Bau und Betrieb der in den a. h. Conoessionsurlninden vom 
21. April 1870 (R. G. Bl. Nr. III) und vom 13. November 1872 
(R. G. Bl. Z. 19/1873) oben bezeichneten Eisenbahnlinien; 

hj der Bau und Betrieb von Zweig- und Flttgelbahnen, welche bestimmt 
sind, die Hauptbahn oder deren Zweigbahnen mit Kohlenwerken und 
Bonstigen industriellen Etablissements, die in ihrem Bereiche liegen, 
und mit anderen Eisenbahnen oder Wasserstrassen zu verbinden, mit 
staatlicher Genehmigung, sowie Überhaupt der Bau und Betrieb von 
Eisenbahnen, welche in der Folge von der Gesdlschaft durch Vertrag 
oder Concession erworben oder gepachtet werden; 

e) der Betrieb von anderweitigen Transport-Anstalten zu Wasser und zu 
Lande, welche in Verbindung mit den der Gesellschaft gehdrigen oder 
durch sie gepachteten Eisenbahnen mit Genehmigung der Staatsver- 
waltung zur Beförderung von Personen und Gütern errichtet werden • 

dj der Betrieb von Hontanwerken, ICaschinen- und anderen Fabriken, 
welche von der Gesellschaft begründet, erworben oder gepachtet 
werden. 

§. 3. 
Sitz. 

Der Sitz der (ip^cUseliaft ist in Vvfi^. Sie ist berechtigt, unter Beob- 
achtung der gesetzlichen Vorschrilten im In- uud Auslande Ageuticu zu 
bestellen. 

Mit (JeiK'iiinhuItuiig der Staatsverwaltung; kann cUt Sitz der Gefell - 
8chaft dnreli Hesclihms des VerwaltunL^srathe8 an einen au der Bahnlinie der 
Unternehmung gelegenen Ort verlegt werden. 

57 
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Firma. 

Die Firma der GesellBehaft lautet: „K. k. priv. Eisenbahn Pilsea- 
Priesen (Komotau)". 

Sie wird in das Handelsregister des Prager Handelsgerichtes einge- 
tragen nnd coUeetiv entweder von zwei Mitgliedern des VerwaltnngBrathei, 
oder von einem Mitgliede desselben nnd einem zur Procnrnfllhrang bestellten 
Gesellsehaftsbeamten gezeichnet, welcher letztere jedooh den Znsats: «Per 
Procnra** (oder p. p.) seiner Namensunterzeichnnng beiznfttgen hat 

§. 5. 

Constitnirnng nnd Dauer der Gesellschaft. 

Die GesellscliaK ist ronstituirt, sdhaM die slimmtliclieii Actien ge- 
z( i(']itiet und voll eingezahlt sind und die handclügerichtliche rrotokolUroDg 
erfolgt ht 

Die Danor der (Jescllscliaft ist liir dio ^^anzo Zeit der OonceBsionsdaner. 
d. 1. lür i»U .laliie viuii Ta^M' der KriifTiiun*; des Betriebes auf der ^ranzen 
EiHenbaliiilinie ^M-reclinet. festgesetzt, soierne nicht nach den BestiromuiigeD 
des HandelsgesetzbuchcB, oder in Folj^^e früheren Erlöschens der Concession 
oder Einlösung derselben durch die Staatsverwaltung (Art. 21 und 22 der 
ConceBsionsurkunde) oder endlich Uber Beschloss einer GeneralTersanunlang 
eine frühere Auflösung erfolgen sollte. 

KundmaoUnngen. 

Alle öflSentlichen Kundmachungen der Gesellschaft erfolgen rechtt- 
wirksam in der amtlichen Prager Zeitung** und in der ^ Wiener Zeitung", 
und ist jede in dieser Beziehung eintretende Aenderung dem Uandelsgericbte 
anzuzeigen. 

n. Abschnitt. 

CtosclUcliafta-Cfipit«!« Aelien uiul PriorUite-Schnldveraelurei- 

buuf^eu. 

§• 7. 

GesellRchafts-Oapital in Actien. 

Das gesellseliaftliche Capital wird auf 9,000.000 H. öst. W. (neun 
Millionen Gulden öst, W.) festgesetzt und in 60.000 (seehszigtausend) Stück 
auf Ueberbringer lautende Actien jede zn 150 fl. $. W. (einhundert fdntzig 
Gulden öst. W.) zerlegt. 
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§.8. 
Aetien. 

Die Action worden voll cingfz.ililt, uach dem von der Ii. k. k. 8t:iats- 
vorwaltinig: g(Mi('luni<rt»'n Formulare au:4geterti^t, mit fortlaufenden Nummern, 
Divid* u<len-Coupous und Talouä verseheu und aus einem JuxtabucUc auä- 
geschmtten. 

§. 9. 

Erhbhnn^ de« Gesellsehafts-Cftpitales. 

Das (iesellscliafts-Capital kann über Bortelilu-Js der Oeneralverriammlung 
und in (Temiissheit desselben mit staatlicher ( leuehmi^Mins: dur«'h Aus^'abc 
neuer Aetien erhiilit werden, in welehem Falle die Aetionäre das Vorrecht 
geni essen, die neu ausgegebenen Aetien im Verhältnisse ihres Besitzes 
älterer Actieu zu übernelimen. 

Die General-VerRamraluug, welche die Erhöhung des Actiencapitals 
beschliesst, bestimmt zugleich die Modalitäten der Geltendmachung dieses 
Bezugsrechtes. 

§. 10. 

üntheilbarkeit der Aetien. 

Die Umschreibun«; einer Aetie in mehrere Theilactien oder mehrerer 
Aetien in eine, ist nicht zulässig; auch anerkennt die GesdNchaft sich 
gegenüber liir jede Aotie nur einen Eigeuthümer und müssen daher meiirere 
Theiinehmer an einer Aotie ihre gemeinBehaftliobeo Rechte doroh Eine 
Person wahrnehmen lassen. 

§. 11- 

Prioritätsobligationen. 

Die Gesellschaft ist im Qronde des §. 14 der a. h. Oonoessions-Urknnde 
▼om 31. April 1870, R. G. Bl. Nr. III zur Ausgabe von Priorit&ts-Obliga- 
tionen bereohtigt. 

Dieselben werden in, auf denUeberbringer lautenden Stücken zu je 150 fl. 
d. W. in Silber oder 100 TU. pr. Ort., beziehungsweise in einem entspre- 
chenden Betrage der etwa im deutschen Reiche einzuführenden Gk>Idwilhrung 
nach einem der staatlichen Genehmigung unterliegenden Formulare ansge- 
fertiget, mit in gldcher Valuta verzinst und im Wege der Verlosung 
naoh einem der Staatsyerwaltung Torzulegenden Tilgungsplane l&ngstens 
inn^fhalb 60 Jahren im ToUen Nominalbeträge rückgezahlt 

Die BeschlusB&ssnng über die Gesammt-Norainalsumme der hinaus- 
BQgebenden PrioritätsobligatioDen, über deren Formulare, Rteksahluagsseit 
und Tilgungsplan steht dem Verwaltungsrathe zu. 

Ö7* 



Digitized by Google 



852 



K. k. priT. Eisenbahn 



§. 12. . 
Tilgung der Aetien. 

Die Acticu werden im Wege der Verlosung innerlialb der ConcessiODS- 
dauer, jedoch erst nach Tilgung der Prioritätsobligationen, ans dem Rein- 
erträgnisse amortisirt. 

13. 

Hinterlegung von Actien und Priorit&ten. 

Die Actien sowohl als die Prioritätsobligationen können gegen Kut- 
richtuug der von dem Verwaltungsrathe zu bestimmenden Gebühr bei der 
Gesellftchaftshauptcassa hinterlegt werden, worüber auf den }sameü des 
Erlegers lautende Erlagsscheine ertheilt werden. 

III. Abschnitt. 
YerwAlUms der OeeelleclMill« 

A. Verwaltungsrath. 
§. 14. 

Vorstand der G e 8 c i 1 s c Ii a l t. 

Der Vorstand der Gesellsobaft im Sinne der Art. 227 — 241 dea Han- 
delBgesetabuohes ist der Yerwaltungaratli. In denselben werden yon der 
Generalversamoilung 12 H!%liedor gewählt 

Ueberdies bleibt in GemXasbeit der beiden mit der k. k. Staatsverwal- 
tung zum Zwecke der Durobflihrung des Eisenbabnprojeetes Pilsen-Klattaa- 
Eisenstein geschlossenen Uebereinkommens vom 23. April 1874 und vom 
1. Hai 1876 der Staatsverwaltung für die Dauer, während welcher der 
Staatsschatz durch die geleisteten Yorschlisse oder durch den Besitz von 
Prioritätsobligationen oder Actien bei dem Unternehmen der k. k. priv. 
Pilsen-Priesen (Komotauer) Eisenbabngesellschaft unmittelbar betfaeiligt ist, 
das Recht vorbehalten, sich im Verwaltungsrathe durch xwei von ihr so 
bestimmende Mitglieder vertreten au lassen, von welehen jedes berechtigt ist, 
solche Verfügungen der gesellschaftlichen Verwaltung an sistiren, welche 
ihm gegen die Statuten oder das Öffentliche Interesse, oder gegen die aas 
diesen Uebereinkommen speeiell hervorgehenden finanziellen Interessen des 
Staates zu Verstössen scheinen — jedoch hat dasselbe dann sogleich die 
Entscheidung des k. k. Handelsministeriums einzuholen, welche ohne Auf* 
schuh erfolgen und für die Gesellschaft bindend sein soll. 
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§. 16. 

Erneoemng des Verwaltungsrathes. 

Vom Jahre 187 7 an treten jälirlicli, unii zwar jedesmal unmittelbar vor 
<lir bevorste henden ordentliehen Generalversammlung, 3 Mitglieder aus, für 
welche <lie < JeneralvcrBaramlung neue Wahlen vorzunebmen hat, wubeijedooli 
die Austretenden wieder gewählt werden können. 

In den drei ersten Anstriltstallen werden die Austretenden durch Aus- 
losung unter den Mitgliedern des ersten Verwaltuiigsrathes bestimmt. In der 
Folge aber haben Jeweilig jene 3 Mitglieder auszutreten, welche sich, vom 
Zeit])nnkte ihrer letzten Brwählung geiechuet, am läogsten im Amte 
betin den. 

Die vorstehenden Bestimmungen über die Erneuerung des Verwaltungs- 
rathes finden selbstverständlich keine Anwendung nuf jenes Mitglied, 
welches in Gemässheit des §. 14 von der k. k. Staatsverwaltung ernannt 
wird; um dieselbe im Verwaltungsrathe zn vertreten. 

i?. 16. 

Besetzung erledigter Stellen. 

Im Falle des Ausscheidens eiiuelner Mitglieder des Verwaltungsrathes 
innerhalb deren Funotlonsdauer hat der VerwaUangsrath das Rechte die 
«riedigte Stelle proviflorisch bis in der in der nichsten ordentlichen General- 
versammlnng an vollsiehenden definitiven Wahl zn besetzen. 

Diese definitiTe Wahl gilt nur fttr den Rest der Functionsdaner des 
Ansgesehiedenen. 

§. 17. 
Gaution. 

Jedes gewählte Mitglied des Verwaltungsrathes hat binnen 14 Tagen 
nach seiner erfolgten Wahl bei sonstiger Erldsohnng seines Mandates 
20 Stttck Aetien nebst den nicht flllligen Coupons in die Qesellsehaftseassa 
zu hinterlegen, welehe während seiner Functionsdaner und naeh deren Ablauf 
bis zur Genehmigung der darauf bezttgliehen Rechnungen von ihm weder 
belastet noch veräussert werden dflrfen; jedoch sind ihm die innerhalb dieser 
Zeit jeweilig verfidlenden Coupons auszufolgen. 

§. 18. 

Wirkungskreis des Verwaltungsrathes. Direotion. 

Der VerwaltnngBrath ist das oberste Reprilsentatir- und Administrations- 
Organ der Gesellschaft nnd vertritt dieselbe als deren Vorstand im Shine 

des Handelsgesetzes. Er entscheidet in allen Angelegenheiten der Gesell- 
schaft, welche nicht ausdrücklich der Beschlassfassung der Generalversamm- 
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Inn^j:: vorl)plialten sind. Er beschlioss^t seine cip^enc Gesohäftsdrdnunjr uiul die 
Dienstoniniing', ernennt die Vnll/nfr-orfjane und sonstigen Beamten nnd 
Diener, bestimmt iliren Wirkunirskreis nnd iiire Bezii^^e, sowie den Wirkungs- 
kreis und die Bezieliunj^t n der aus seiner Mitte gewählten Comittys. 

Zur Ausführnnp: seiner Bescliiiissf und zur speciellen Führunfr der 
(iescliüfte bestellt der Verwaltnn^'-srath eine aus einem oder mehreren Mit- 
gliedern bestehend«' Din^ tion. l)ies( lbe ist auf die ilir von dem Verwaltnng's- 
rathe zng;e\v iesencn Befiipmissc bescliränkt und an die von ilini ertheiltcu 
Instruetionen frebnnden. Die Hiicetoren wohueii den Sitzungen des Verwal- 
tungsrathcs mit beratlieudcr Stimme bei. 

§. 19. 

P r ä s i (1 i u m. 

Der Vcrwallungarath wählt und zwar der erste Verwaltnnsrsrath für 
seine ganze Funetion^dancr, der spätere Verwaltim^srath jährlich aus scinr-r 
Mitte einen Präsidenten und einen Stellvertreter desselben. Hei gleichzeitiger 
Abwesenheit der beiden erwähnten Functionäre wird der Vor-^itz von dem 
Verwallungsratbe iuterimistisoh einem anderen Mitgliede durcli Wahl über- 
tragen. 

§. 20. 

Sitzung'en des Vcrwaltungsrathes. 

Die Sitzungen des Verwaltungsrathes sind in Prag, nn<1 zwar so oft e» 
die Geschäfte oder drei Mitglieder desselben, unter Angabe des Gegenstandes 
und der Gründe, verlangen, mindestens aber einmal in jedem Monate abzu- 
halten. Die Einladung zur Sitzung erfolgt schriftlich, in dringenden Fällen 
teh L^raphisch durch den Präsidenten oder dessen Stellvertreter unter Bekannt- 
gabe der wichtigeren Verhandlnngsgegenstände. Mitglieder, welche in der 
Sitzung d< s Verwaitungsrathes mA\t poisöulich erscheinen, sind berechtigt, 
sich durch ein anderes Mitglied des VerwaUungsrathes mittelst sobriftlieber 
VoUroaoht vertreten zu lassen. 

Zur Giltigkeit einer jeden Besch lussfassnng des Verwaltungsrathea iat 
die ordnungsmSssige Einladung eSrnrntlicher Mitglieder und die persönliche 
Anwesenheit von wenigstens der Hälfte derselben erforderlich. 

Die Beschlüsse des Verwaltungsratheg werden dnreh absolute 8tiromeD- 
mehrhelt der anwesenden und durch Vollmacht vertretenen Mitglieder gefasst, 
der Vorsitzende stimmt nur bei Wahlen und bei gleich gethellten Stimmen 
mit, in welch* letzterem Falle seine Stimme den Aussehlag gibt. 

Alle Wahlen gesobehen mittelst Abgabe von Stimmzetteln. Wird im 
ersten Wahlgange keine absolute Stimmenmehrheit erzielt, so findet die 
engere Wahl zwischen jenen Candidaten statt, welche die meisten Stimmen 
erhalten haben, und es wird in diesem Falle die doppelte Anzahl der zn 
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Wählenden in die engere Wahl gebracht. Im Falle der Stimmengleichheit 
entscheidet das Los. 

Zur Giltigkeit der BescblUsse, in Folge deren ein Antrag: auf Vermeli- 
mng des Actien-Capitales, oder auf eine nene Aasgabe von Prioritätsobli- 
gationen, dann anf Erwerbung neuer Bahnlinien an die Generalversammlung 
gestellt werden soll, dann eu Beschlossen über die Erwerbung von Montan- 
werken oder solch' unbeweglichen Besitzes, welcher nicht unmittelbar zur 
Herstellung der Bahn selbst erforderlich ist, ist eine Stimmenmehrheit von 
zwei Dritttheilen der in der Sitzung des Verwaltungsratbes anwesenden und 
durch Vollmacht vertretenen Mitglieder erforderlich. 

§. 21. 

Sitz ungs- Protokoll. 

Ueber die Verhandlungen des Verwaltungsratbes werden Protokolle 
geführt, welche von dem Vorsitzenden und einem Mitgliede des Verwaltnngs- 
rathes zu fertigen sind. 

§. 22. 

Ansschhias von der Wahl in den Vcrwa It u n jjs r nth. 

Beamte der Gesellscliait kUuucn nicht Mitglieder des Verwaitungg- 
rathes sein. 

Ausgeschlossen von der Wahl in den Vorwaltungi^rath sind insbeson- 
dere Personen, in Concurs vcrfalleu oder znlilungsunfdhig sind, sowie 
(diejenigen, welche wegen einer aun Gewinnsueht Ite^jnnjrenen und nach dem 
jillorcmeinen Strafiresetz'' strafbaren Handlung seiiuldig befunden wurden. 
Der Eintritt «'ines AusäclilicssungSgrundcs in der Person eines Mitgliedes 
des Verwaltungsratbes hat den unmittelbaren Verlust der Stelle zur Folge. 

§. 23. 

Entlohnung des Verwal tu n gsrathes. 

Die Mitglieder des Verwaltungsratbes erhalten den Ersatz, der Spesen 
ihrer zu den Sitzung« n des Verwaltuugsrathes oder eines Comitu's desselben, 
sowie überhaupt der im Aultrnge dos Verwa!tti!ig«rathps untern<unmenen 
Reisen ; ansserdcm empfängt der Verwaltungsrath die unten im §. 36 fest- 
gesetzte Tantieme. 

IV. Abschnitt. 
Re vivionsaiifiiiehum* 
§. 24. 

Bestellung des Rcvisionsausschusses. 

Der zur Prüfung der Gesellschaft^rcclmungen bestellte Revisions-Aus- 
8chns8 bestellt aus drei Mitgliedern und drei Ersatzmännern, welche 
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alljährlich von der ordentlichen QeneraWersammlnn^ aus den dem Verwal- 
tnngsrathe nicht angehörenden stimmberechtigten Aotioniren gewihH 
▼erden. 

Der erste ReTisionsansschnss vird in der constitnirenden Generalrer- 
eammlnng (§. 40) gewählt, nnd hat die Rechnung des ersten nach Erdffhnng 
des Betriebes anf der ganzen Linie abgelanfenen Geschäftsjahres zu prüfen, 
und hierüber in der ersten ordentlichen GeneralTersammlung Bericht sn 
erstatten. 

Die Ersatzmänner treten nur im Falle der Verhinderung der Mitglieder 
des Revisionsausschusses, und zwar nach der Reihenfolge der Stimmensabl, 
welche sie erhalten haben, In Function; bei gleicher Stimmenzahl entscheidet 
das Los. 

§. 25. 

Rechte und Pflichten des Revisionsausscbusses. 

Dem Revidonsausschusse sind die Rechnungen, über welche er in der 
Generalversammlung zu berichten hat, mindestens vier Wochen vor dem 
Znsammentritte der letzteren von dem Verwaltnngsraihe mitzutheilen und es 
ist der Revisionsausschuss berechtigt, von den Büchern und der ganzen 
Gebarung der Geschäfte Einsicht zu nehmen und von den Rechnnngslegen 
die nötliigen Aufklärungen zu verlangen. 

V. Abschnitt. 

SenerAlvcrsamailaMS« 

26. 

Die statutenniässig fjehildete General Versammlung repräsentirt die 
GeRsraratheit der Aetionärc und sind ihic statuteumäs&ig gefaasten Beschlüsse 
tUr alle Actiunüre bindend. 

§. 27. 

Ordentliche und ausserordentliche Generalversammlung. 

Es hat jälirlicb eine ordentliche Generalversammlung in Prag statt- 
zufinden. 

Die erste ordentliche Generalversammlung findet längstens im Laufe des 
Jahres 1874 Htatt; der VerwaltungM-ath ist aber berechtigt, auch ausser- 
ordentliche Generalversammlungen einzubemfen, nnd ist zur EinbemAing 

einer ausKerordentli(*Iien Generalversammlung verpflichtet, wenn dieselbe in 
einer OeneralverKammlung beschlosBen, oder von einem oder mehrwea 
Actionären. doron Actienbcsitz den zehnten Theil des ausgegebenen Actlen- 
capitalos rt'präsoiitirt, verlangt wird. In letzterem Falle hat die Einbernfting 
der Generalver.samnilung längstens binnen 30 Tagen zu erfolgen. 
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Die Aftionliif, wolflip die ICinbiTufiing oiiior aiissorordoiitlit'iuMi 
Gtiieralversainiiilniijr vrrlaii;;<'n, liaben dio zu ilin'r Logitini.ition crfordor- 
licheu Aotien bei der i Josollschnftscrtssa zu liinterlegcn, und jrloii'lizoitig den 
Oeprcnstand Hrlirittlicli anzuzciircii. wclrlior der Roschlussfassuug der auSftCr- 
ordentlicben Geueralverüamiuluug unterzogeu werdeu soll. 

§. 28. 

Einberuluiig der Generalvorsauiralung. 

Die Einberofiing sowohl einer ordentlichen als auch einer aasBOrordent- 
lichen Geoeralversammlung geacbiebt duroh öffentliche Kundmachung auf die 
im §. 6 vorgeschriebene Weise, und mnss diese Kundmachung mindestens 30, 
in dringenden Fällen wenigstens 10 Tage Tor dem zur Abhaltang der Vor- 
sammlang anberamnten Tage TerdirentUeht werden. 

In dieser Knndmachung mflssen die Qegenstftnde, ttber welche die 
QeneralTersammlung Beschlnss fassen soll, ihrem wesentlichen Inhalte nach 
bezeichnet werden, und es kann die GeneraWersammlnng nur Aber die in der 
Knndmachung bezeichneten Gegenstände Besohluss fassen; aasgenommen 
ron dieser Besohränkong ist jedoch die Besohlussfassnng ttber Verbesserungs. 
aaträge zu einem gehörig kundgemachten Antrage, dann ttber den Antrag 
auf Einberufung der ausserordentlichen Generalversaromlung. 

§.29. 

Stimmrecht in der Generalversammlung. 

Der Besitz von je 20 Actien gibt das Recht auf eine Stimme in der 

General Versammlung. 

Zur Ausübung dieses Reclites wird erfordert, dass die Actien wenig« 
stens 14, in den Dringlichkeitsrällen dos §. 28 wenigstens 6 Tage vor dem 
Znsammentritte der statnteumässig einberufenen Generalversammlung in der 
Gesellschaftscassa oder an einem anderen von dem Verwaltungsrathe hiezu 
bestimmten Orte hinterlegt werden. Aber auch Actiouäre, welche weniger als 
20 Actien besitzen, sind berechtigt, wenn sie ihre Actien iu der vorange- 
zeigten Weise hinterlegt haben, der Generalversammlung als Zuhörer beizu- 
wohnen, ohne jedoch ein Stimmrecht austtben zu können. * 

§.80. 

Ausübung des Stimmrechtes. 

Das Stimmrecht kann jeder stimmberechtigte Besitzer von Aotien per- 
sönlich oder durch einen Bevollmächtigten, welcher jedoch selbst ein stimm- 
berechtigter Actionär der Gesellschaft sein mnss, austtben, insofeme er 
eigenberechtigt ist 
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Pflofrobefolilene und juristisoho Pcrsoiion üben das Stimniioolit durcli 
ihre gt'setzliclit n, boziclmnp:sweiso statutari^- hcn Vortreter. Frauen durcli 
BevoUniüchtigte aus, auch weuu diese Vertreter nicht selbst Actionäre sind. 

i?. 31. 

V^orsitz in der General vcrsannn lung. S c h ri t'tliUi re r, Verifi- 

eatoreu und Scrutatoreu. 

Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der Präsident des Ver- 
waltungsralhes oder in dessen Verhinderung: nein Stellvertreter, und falls 
ancli letzterer verhindert wäre, ein von dem Verwaltangsrathe sa beatim- 
niendes Mitglied desselben. 

Ueber die Verhandlungen der Generalyeriammlnng wird von einem 
durch den Vorsitzenden ernannten Schriftfllhrer ein Protokoll geführt, welches 
von zwei Verifieatoren, die über Vorschlag des Vorsitzenden von der Ver- 
sammlung gewählt werden, und welche auch als Scrntatoren so fnngiren 
haben, beglaubigt wird. Ausserdem ist dieses Protokoll auch von dem Präsi- 
denten und dem Schriftführer zu unterzeichnen. 

§. 32. 

Bedingungen der Bes^^hlnssfähigkeit. 

Zur BeschliisstahiuktMt lincr jt-diMi ordiiUii;_'>niässij; einberuffnen 
< tcneralversannnlun^r i-t errni(leil"<'h. da-;-: n]inilestens der zwaiiziirste Tln'il 
(b>r eniittirton Ar-tion dunMi niimlestf.i'^ /clin pt i -iMilirli anwesende Actiunäre, 
welehe dem VerwaUiin^-^si a!u( nicht aiii^ohoi'en, vertreten sei, 

l'm jr-tloch eine Aenderuni: der Statuten oder die Vernvlirun^r de^ 
Ge>ell.<ehallst"i»n<le>5 durch IIinai!>trabe neuer Actien odei- riioritat<-()bli<;a- 
tioiien zu besehliessen, müssen weiiit:sten> drei-sii: Aetiuiiäre. w ■ Iclie .]pni 
Verwaltun^'srathe nicht an^'ehijren, anwesend sein, uth! niii-sen dieselben 
mindestens den fünl'ten Theil des eniittirteii Actieiua[iil;ils reprä-entiien. 

Die Anwesenheit einer L-ieichei» Anzahl von Mitfiliedeni, web-lie j^-d'tch 
den dritten Theil iIcs au^^ejiebeiieu Aclieneapitals repriisentiren müssen, i.>! 
dann eriorderlieh, wenn die Generalversaniiniung über die Aulldsuug der 
Gesellschult be-^ehliessen soll. 

in dem Falle, als eine Generalvc^rsamnduni: in der nach den vorstehen- 
den LJcstinimungen zur Besehlussfähi^keit erlorderliehen Weise nicht zn 
Stande käme, findet eine neue Einberutuu«^ der Generalversammlung stall, 
docii braucht iu diesem Falle die Kundmachung nur 8 Tage und die Actien- 
deponirung nur 3 Tafre vor der anberaumten Generalversammln iu' zd 
erfolgen, und diese neu einl.erulene Generalversamrabing ist beschln.ssliihijr, 
ohne an eine be»jtimmte Anzahl von Personen oder der durch sie repräsen- 
tirten Stimmen gebunden zu sein. Es darf jedoch in dieser Generalversamm- 
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hing nur Uber solche Oogenstäiide Heschluss gei'abSt werden, lür wcloüo die 
ärUbere Versammlung eiuberuien war. 

§. 33. 
Besehlassfassniig. 

Alle Besehliisse der GeneralversainiDlaDg werden durch absolute 
Stimmenmehrheit gefasst. 

Zu dem BesohlnBse aber über AbKndemng der Statuten oder Erhöhung 
des Gesellscbaftsfondes dnrch Hinansgabe nener Aetien oder PrioritSts- 
Obligationen ist eine Stimmenmehrheit von zwei Dritttheilen und zur 
Beseblussfassung Uber die Auflösung der Gesellschaft eine Stimmenmehrheit 
fon drei Viertheilen erforderlich (§. 32). 

Alle Wahlen erfolgen» insofern die Generalversammlung nicht anders 
beschliessen sollte, mittelst Abgabe von Stimmzetteln. Wird im ersten Wahl- 
gange keine absolute Stimmenmehrheit erzielt, so findet die engere Wahl 
zwischen Jenen Candidaten statt, welche die meisten Stimmen erhalten haben, 
und wird in diesem Falle die doppelte Anzahl der zu Wählenden in die 
engere Wahl gebracht. Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet der 
grössere Actienbesitz des Candidaten und im Falle auch dicaer bei den Can- 
didaten gleich wäre, das Los. 

§. 34. 

Der Beschluäsfassung der General vc raa mm 1 an g vorbehalten e 

G e g c u s t ii n d e. 

Der Besclilnssfn^isuu^ der Generalversammlung sind folgende Gegen* 
stände aur^sclilicsslich vorbehalten : 
aj die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; 
bj die Wahl des Revisionsausachusses (§. 24); 

ej die Beschlussfassung Aber die Jahresrechnnng und Uber den Bericht 
des RevisionsausBchttSses, dann die Feststellung der Gewinnstver- 
theilung; 

dj die Beschlussfassung Uber die Erwerbung anderer Eisenbahnen, oder 
die Einholung von Concessionen zu neuen Eisenbahnlinien ; 

ej die Vermehrung des Gesellscbaftsfondes durch Hinausgabe neuer Actien 
oder neuer Prioritätsobligationen; 

fj Abänderung der Statuten; 

ffj Verpachtung des Eisenbahnbetriebes; 

AJ die Auflösung der Gesellschaft vor Ablauf der Concessionsdaner, Ins- 
besondere auch durch Uebertrngung ihres Vermögens und ihrer 
Schulden an eine andere Actiengesellschaft gegen Gewiibrung von 
Aetien der letzteren. 
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Die in ilcr (ieiH rah erHiammhing' <;«-t'ar;sten Bo.sclilUr.j50 Uber die suh e). 
j'j und h) bezeioiineteu Gegenstände bedürfen der Genehmigung der L. 3taAt8- 
Verwaltung. 

Ergibt sich dio Xothwondi^koit der Vermebruiifr des (iesellschaft.«- 
londes (ad ej oder der Abänderunjj der Statuten fud fj in Folge der 
Geltendmachung des der k. k. Staatsverwaltung in dem üebero'nkommeii 
vom 1. Mai 1876. §. 3 vorbchaltencn Rechtes, für die aus dem Art. 1 de* 
Uebcreinkomniens vom 23. April 1874, K. G. Bl. Z. 52 resultirende Dar- 
lehensforderung von sieben Millionen Gulden üsterr. Währung nach ihrer 
Wahl zu jeder Zeit Actien der k. k. priv. Eisenbahngesellsehaft Pilseu- 
Priesen (Komotau) zum vollen Nennwertbe an Zahlungsstatt anzunehmen, so 
tritt von der Conipetonzbcstimmung dieses §. 34 eine Ausnahme dahin ein. 
dass in diesem Falle der Verwaltnngsrath berechtigt und verpflichtet ist^ die 
bezüglichen Beschlüsse unter Genehmigung der hoben StafttsTerwaltoog in 
fassen. 

VI. AbBChnitt. 

Jahresrechnun^« Bilanz« (aCM iiiiivertbeilun^. 

§. 35. ' 

Alljährlich werden, und zwar am 31. December^ die gesellsehaftUehen 
Rechnungen abgeschlossen, ein allgemeines Inventar der Activa und Passiva 

iiulgestellt und die Bilanz gezogen. Die Rechnungen und die Bilanz sind dem 
Revfsionsaussehusse rechtzeitig (§. 25) zu übergeben, und sollen mit dem 
Berichte der Revisoren dun li s Tage vor der (Generalversammlung zur Ein« 
«icht fUr die Aetionäre aufgelegt und sodann der Generalversammlung zur 
Erledigung vorgelegt werden. 

§. 36. 

G e w i n n \ e r t h e i 1 u u g. 

Ans dem nach Bestreitung aller Betriebs- und Erhaltnngskosten, nach 
Absng der Verloste nnd Abschreibungen sieh ergebenden tteinertriignisae 
wird vor Allem die Zahlung der Zinsen und der Tilgungsquote der Priori- 
tätsobligatlouen, unter Anwendung der Bestimmungen des Uebereinkommens 
▼om 1. Mai 1876, R. 0. Bl. Z. 47, §. 8, Abs. 8 und §. 5, Abs. 1 nnd 9 und 
seiner Zeit, d. h. sobald die sämmtUchen PrioritXtsobligationen getilgt sein 
werden, die Zshlung der Aetientiignngsquote (f. 38) bestritten. 

Von der nach diesen AbsUgen erübrigenden ErtrVgnisssomme werden 
a) fünf Percent des eingezahlten ntoht amortisirten Actieneapitales ala 

DiTidende den AotionSren zugevrendet, von dem hiemach verbleibenden 

Reste aber 
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h) vier Pfrcent zur Dotirung des Reserverondos (i>. 37) verwendet, 

cj weitere zehn Peroent als Tantieme dem Ycrwaltungsrathe zogewiesen, 

und 

d) der endliche Ueberrest, insoferne die Generalversammlung nicht ein& 
andere Verwendung besobliessen sollte, als Superdividendc unter die 
Actionäre beziehangsweifle an die Inhaber der Gennssscheine (§. 38) 
vertheilt. 

Die Aoszahlong der Dividenden (a und d) erfolgt in dem von der 
Generaiversammlung bestimmten nnd gehörig knndgemaohten Termine^ 
spätestens aber am 1. Jnli eines jeden Jahres. 

Die Dotimng des Reservefondes kann über Besehloss der 0eneratver> 
nammlnng auch ganz oder thellwei&e unterbleiben. 

Ueber die Art und Weise der Vertheilnng der Tantieme unter die Mit- 
glieder des VerwaltungArathes beschliesst der letztere selbst. 

Hiebei wird schliesslich auf die Befolgung der Bestimmungen des §. S 
des Uebereinkommens vom 1. Mai 1876, Z. 74 6. El. verwiesen, gemäss 
deren die ira Grunde des Uebereinkommens vom 23. April 1874, R. G. Bl. 
Nr. 52 in der Höhe von sieben Millionen Gulden österr. Währ, gegen Aotien 
der k. k. priv. Eisenbahn Pilscn-Prieson (Komotjiii iroleistete ärarif^clie 
Vorsehusssumme als ein Darlehen zu gelten hat, welches innerhalb dreissig 
.labren unkündbar sein und mit fiinf Percent — jedoch nur dann und in dem 
Masse — verzinst werden soll, als die Reineinnahmen der gesammten Halm 
( Pihen-Pricsen-Koniotau und Pilsen-Klattan-Eisenstein naeh vollständi^^'er 
Bedeckung des für die Verzinsung und Aniortisirung der Prioritäten erfor- 
derlichen Betrages Ueberschlisse ergeben. 

37. 

Reservefond. 

Der Reservefond, welcher aus dem Keingewinue in Folge der Bestim- 
mung des §. 3G, lit. h) dotirt wird, ist bestimmt, alUällige Verluste und solch© 
Auslagen an decken, welche, wie Kosten für Vermehrung der Fahrbetriebs- 
mittel, Erneuerung der Schienen, Reconstruction der Bauten u. d. m., nicht 
al0 gewöhnliche Bahnerhaltungskosten zu gelten haben, — auch kann der- 
selbe, wenn er einmal die H5he von Einer Million Gulden erreicht hat, nnd 
das Reinerträgniss eines Jahres nicht einmal liinreichen wUrde, den Actio- 
nSr^n die im §. 86, lit. a) erwXhnte öpereentige Dividende su besahlen, zur 
ErgXnxuug dieses Abganges iu Anspruch genommen werden. Wenn der 
Reaervefond die Höhe von einer und einer halben Million erreicht hat, hat 
seine weitere Dotirung aufsnhüren, aber sie ist wieder aufzunehmen, wenn 
er unter diese Höhe gefallen ist. 
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§. 38. 

Tilgung der Actien und Bezug der GenussBclicine. 

Die Tilgung des Actiencapitals erfolgt innerhalb der ConeesBionsdtner 
nach dem von dem Yerwaltnngsrathe festzuaetsenden Tilgnnggplane, and 
zwar nach der erfolgten yollstSndigen Tilgung der PrioritStsobligaiionea im 
Wege ganzjUhriger Verlosungen. 

Die Verlosungen werden in Prag öffentlich yoigenommen und sind die 
Nammem der gezogenen Aotien kundzumachen. 

Die verlosten Aotien werden gegen Oenussscheine nmgetausolit, deren 
Besitz Zürn Beznge der im §. 86, Ut. dj bezeichneten Snperdividende, aber 
nicht zum Beznge der ebenda lit. aj erwihnten ffinf^eroentigen Dividende 
berechtiget. 

Bei der Beurtheilnng der BeschlussfKhigkeit einer GeneralTeraammlungf 
bei der Bemessung des in derselben vertretenen Capitales, dann besflgUeh 
des Stimmrechtes nnd des im §. 9 vorgesehenen Bezngsrechtea sind die 
Qenussscheine den Aotien gleichgestellt. 

Das Formular dieser Genussscheine, welche auf den Inhaber zn lautes 
haben werden, ist seinerzeit von dem Verwaltnngsrathe zur Genehmigung 
der Staatsverwaltung vorzulegen. 

Vn. Abschnitt, 
fiftlaaiaaufaieht und SieblaaBbeslimmnagen* 

§. 89. 

Landesf Urstlicher •> nnn i s sär, und besondere Verpflich- 

tun gen der Gesellschaft. 

Das der Staatsverwaltung zustehende Aufsichtsreeht wird von derselben 
nach den Bestimmungen der allgemeinen Gesetze und des §.17 der a. h. 
Concessionsurkunde geübt. 

Hit Rücksicht auf die damit verbundene Gesohäftslast wird von der 
Gesollschaft eine jährliche Pauschalsumme an den Staatsschatz geleistet, 
deren Höhe von der Staatsverwaltung in GemMssheit des oben citirten §. 17 
der a. h. Concessionsurkunde bestimmt wird. 

Die Gesellschaft verpflichtet sich in Gemissheit des §. 18 der a. h. ■ 
Concessionsurkunde, die aus Anlass von Aendemngen im Verwaltnngs- 
organismns disponibel gewordenen Staatsbeamten, insofeme sie die nöthige ' 
Befähigung besitzen und den Erfordernissen der von den ConceasionärcD 
aufzustellenden Dienstordnung entsprechen, bei Beweiboag um eine Dienstes- 
stelle vorzugsweise zu berttcksichtigen. 
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Auch unterwirft sich die Gesellschaft den Bestimmungen des Gesetzes 
vom 19. April 1872 (R. G. Bl. Nr. 60), betreffend die Verleihung von 
Anstellungen an ausgcdieute Unterofficiere. 

§.40. 

Liquidation. 

im Falh' der Aullijsiuifr der ( ioselNcliaft wird die Li(iuidation von der 
Geiicrnh eisaininlung in Gemässbeit der Bestimmungen des Handels- Gesetz- 
buelies festgesetzt. 



Nr. 1583U. 

Vorstehende Statuten, wplelie an die Stelle der unterm 10. April 1875, 
Z. 4595 bestätigten Statuten treten, werden anf Grund Allerhöchster 
£rmächtigang genehmigt. 

Wien, am 18. November 1876. 

Der k. k. Minister dee Innern : 
(L. S.) Usser m. p. 



Mit dem liii-r « rwälmten Erl-isse des k. k. Miiiisterinins des Innern vom 10. April 
1875, Z. iöO^ liatte j;ogenüber den itn Erj^.-Bd. I, Seite 439 abgedruckten Statuten die 
von der ersten ordentlielien GerteralTersammlung vom 6. September 1874 beschlosäene 
Aendenmg der §§. 7, 8, 14 (4. Absats) und 16 (8. AbBats)| sowie die durch das mit der k. k. 
StsatSTerwaltung «bgesehlosiene Uebcreinkotnmen vom 23. April 187^ 3Et. O. BL Nr. 52, 
noth wendig gewordene Modificatloa der |§. 1, i lit. a), 12, 17 und 89 (4. Absats) die 
Genehmigung erhalten. 

Die mit obigem KrUiss-? vom 18. Novomlu r Is7t> ^onehmigte Aenderung der 
Statuten betraf in Folge der von der ausseroideniliclien Generalversammlung vom 
26. MSrs 1876 beschloasenen Bedaolrung des emittlrten Aetlenoapitals auf 9,000.000 fl* 
68t. W., sertheilt in 60.000 Stfiek Aetien k 150 fl. »st. W., die §§. 8, 7, 14, 16, 84, 40 
nnd 41, ausserdem mit Hinblick auf das von der Gesell ' h ift mit der k. k. Staatsver- 
waltung abgeschlossene neaerUche Uebereinkommen vom 1. Mai 1876, K. G. BL Nr. 74 
die §§. 1 1 und 36. 

Der somit neuerlich geänderte §. 7 lautete nach der Fassung vom 10. April 1875, 
wie folgt: 

nDas gesellsohaftliehe Capital wird anf 15,999.900 fl. Sst W. (fSufzehn Millionen 
aeunmalhundert neun und neunzig tausend neunhundert Gulden ost. W.) festgesetzt 
und in I06.6CO (Einmallmndert sechs tausend sechshundert sechszig sech?i Stück auf 
Ueberbringer lautende Actien, jede zu 150 fl. öst. W. (Einhundert fünfzig Gulden öst. W.) 
zerlejft-" 

Der 4. Absats des §. 14 in der Fassang vom 10« April 1876 unterschied sieh von 
dem dermaligeo Wortlaute dadurch, dass darin nur auf das Uebereinkommen vom 

23. April 1874 Bezug genommen war, nach welchem der Staatt^schatz nur in den Besitz 
von Acti' n L'f l.Ui<:to iiml der Staatsverwaltung für ilic I ).iUor des Besitze? die Vertretung 
im YerwaltUHgsrathe nur durch ein von ihr zu benennendes Mitglied vorbehalten war. 
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3. Anmerknngeii lur Coneessionsnrlniiide Tom 21« April 1870^ 

R. 0. B1. Nr. 111, 

für die Bahn von Pilsen nach Priesen mit Abzweigung etc. 
(Vgl. Bd. II, Abth. •_», Seite 111)6.; 

Zu Art. 2. 

Für die Fortsetznng der Bahn von Pilsen Uber Klattan nach Eisenstein 
wurde der Geaellsehaft die Conoession mit Allerlitfehster EntschliesBung ▼om 
13. November 1873 ertheilt (vgl. die Ooneessionsnrlcande nnter 4.). 

Zu den Art 3, 19 nnd 20. 

Die EriJffhuDg des Betriebes auf den einseinen Strecken erfolgte nnd 
zwar: 

Saas 'Obernitz nnd Obernitz -Brttx am 19. September 1872, 
Obernitz-Bilin am 16. October 1872, 
Pilsen-PlasB am 21. Jänner 1873, 
Plass-Schabogliick-Priesen am 8. Augast 1873, 
Sohaboglttck-Saaz am 7. September 1873 und 
Bilin-Dux (Ladowitz) am 27. October 1873. 

Zu Art. 9. 

Die Tarifbestimmungen ftlr Personen und für den mit der PersoDen- 
befördening im Zusammenhange stehenden Transport von Sachen wurde 
auf Grund des Gesetzes vom 15. Juli 1877, R. G. ßl. Nr. 64, betreffend die 
Maxiinaltarife fiir die Personenbeförderung anf Eisenbahnen, mit dem Proto- 
koUar rcbereinkommen vom 8. Februar 1878 (Kundmachung im R. G. Bl. 
Nr. iCij geregelt. 

Zu Art. 11. 

Am 1. Jinner 1878 ist auf Grund eines gemeinsehaiUiclien Ueberein* 
kommens auf s&mmtlicben Qsterreiobiscben und ungarischen Eisenbahnen 
ein neuer einheitlicher HilitXrtarif in Wirksamkeit getreten. 



3. Fortsetznng des YerzeielinisBes der genehmigten Zweigbahnen. 

(Vgl. Erg.-Bd. I, Seite 454.) 

Auf Grund der Art. 4, 5 nnd 16 der Goncessionsurkunde vom 21. April 
1H70 (vgl. Bd. II, Abth. 2, Seite 1195) wurde der Gesellschaft weiters die 
Concession zum Baue nachbezeichneter Zweigbahnen ertheilt. 

3. Mit Eilafs« der k. k. Statthalterei für Böhmen, vom 15. Februar 1873' 
Z. 9325, über Krmiichtigung des k. k. Handelsrainisters vom 24. Jänner 1873, 
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Z. 834, tur eine Schlcppbahn von der Station Bili n zum Radiay-Sohacbte 
des FUrsten Lobkowit/. 

4. Mit Erlass der k. k. Stattlialterei für Böhraen vom 23. April 1H74, 
Z. 22S29, Uber Krmächtigun^ dt s k. k. HandelBministers vom 6. April 1874, 
Z. 39205 ex 1873, fUr eine Sohieppbahn von der eurrenten Streeks nächst 
TrzemoBoa sn dem Freiherr von Starli'schen Agnes-Schachte. 

Diese Coneession wurde mit Erlaie der k. k. Statthelterei für Böhmen vom 

ii. November 1874. Z. 032^0. über Ermächti*riiiig des k. k. Il.iii-lelsininistew vom 
18. November 1874, Z. 3d310| au die Firma Johann David Stark übertragen. 

5. MitErlasBdesk.k. Handelsministers vom 30. September 1875, Z. 28010 
für eine Schleppbahn von Bilin snr Emeran-Zeche des Stiftes Ossegg. 

6. MitErlaflB derk. k. Statthalterei fttr Böhmen vom 6. September 1875, 
Z. 49249, Aber Erm&chtigong des k. k. Handelsministers vom 31. JuU 1875» 
Z. 20045, für eine Kohlenladestelle bei Prof. 253— 6 nächst der Station 
Raznan für den David -Schacht des Johann Edlen von Stark bei Kaznau. 

iiiedurch wurde die mit Handelgminigterial - Erlass vom 29. Noveaiber 1672 
Z. 32419| ertheilte Conoeasion ffir eine Sohleppbahn su dem gedachten Kohlenwerke 
(Vgl. £i^.*Bd. I, Seite 459) annttllirt*D«rBaaconsens fflr diese Kohlenladestelle wurde 
später über Krin i' htigung des k. k. Haiidelsininisteriums vom28. JSnner 1876, Z. 486 
an die Firma Johann David Stark übertragen. 

T.MitErbissder k. k. Statthalterei fttr Böhmen vom 14. Mai 1876, 
Z. 27017, Uber Ermäohtigang des k. k. Handelsministers vom 7. April 1876, 
Z. 6366, für ein LadegeLeise Ton Prof. 88 — 39 der Linie Pilsen-Eisen- 
stein zur Maschinen - Ziegelei des £. Ritter v. Skoda in der Gemeinde 
Doudlevec. 



4, CoucesHionsurkundc vom 13. Novembor 187'2, R. G. ßl. Nr. 10 ex 

lS7:i und ('. Bl. Nr. e.v 1873, * 

für die Locomotif-Liaentiahn Piiscn-kUtUu-Eiseiisteiji und MaU-Johann-tieorgensUdu 

Wir Franz Joseph der Erste, von Gottes Gnaden Kaiser von 
Oesterreich, Apostolischer König von Dngam, König von Böhmen, von Dal- 
mstieD, Oroatien, Slavonien, Galizien, Lodomerien und lilyrien; Erzherzog 
von Oesterreich, GroBsherzog von Krakan, Herzog von Lothringen, Salzbnrgy 
Steyer, Kämthen, Krain, Bukowina, Ober- und Nieder- Schlesien ; GroBsförst 
▼on Siebenbürgen; Markgraf von Mähren; ii^cfürsteter Graf von Habsbnrg 
und Tirol etc. etc. etc. 

Nachdem die privilegirte Actienp:e8ellschaft der Pilsen-Priesener Eisen- 
bahn die Bitte um Ertheilnng der Oonccssion zum Bau und Betrieb einer 
LocorootiV' Eisenbahn einerseits von Pilsen Aber Klattau an die böhmisch - 
bayerische Giünze bei Eisenstein, anderseits von Mlatz ttber Carlsbad an 
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die büliniiscli-sächsische Gränzc bei Jolhinn-Georjrenfttadt gestellt hat. ?o 
fiiuleii Wir I ns l»e\v(»LM'n, in Erwiitrung der GruK-imiützigkoit dieses L'nler- 
iKilimeuH, der geuaiinten (lesollfchat't diese CoiK'es«;ion auf Grundlajre des 
Ei8enbalin-Concessionsji:esetzcs vom 14. September 1854 (R. G. Bl. Nr. 23.*< . 
sowie der Gesetze vom 2b. Juiii 1872 (K. G. Bl. Nr. 99 und l02y, wie folgt, 
SU ertheilen: 

Wir vorloilioii der Actien}?esellsi liatt der Pilsen - Priesen< r Ei.*4enhalm 
das Kocht ziiui liaii und Betrieb einer Loconiotiv-Eisenbahn. einersoit-^ von 
Pilsen iil>er Dcdjran und Pfe.stitz, nacl» Klattau und von da über Neuern an 
die böhmiseli-ltayerische Gränze bei Ei^ensteiu« andererseits von Mlatz über 
Manetin und 8cliaiib nach ( arUbad und von da über Neudek und Bärriogen 
an die böhiui'seh-särhsisehe Gräuze bei Johann -Georgen Stadt. 

RUcksichtlicli des Ansehlusses dieser Linie an das bayeriseho und be- 
zichun.i^swoiso sHchsisciie Eisenbahnnetz und rU<'ksiehtlich des Betriebs- 
dienstes in den Iteziifrliehen gemeinschaftlichen We( hselstationon, bleibt die 
Feetactzung der diesiäUigen He^tiramungeu dem Absehlusse des Staatsver- 
trages mit der königlich bayeriseiien, respeotive kiinij^lieh sächsischen Re- 
gierun^j^ vorbehalten und ist die Actiengosellsehaft der Pihen - Pricftcner 
Eisenbahn oder deren Re«'btsnachfolger verpflichtet, sich den Bestimmungen 
dieser Staatsverträge und den hieraus für sie erwachsenden Obliegenheiten 
zu unterwerfen. 

Vgl. den Staatovertrag mit Bayern vom 80. Hirz 1878 in der ersten Abtheilung 
dieses Krg.-Bandes, Seite 623. 

§. 2. 

Die Gesellschaft ist verpflichtet: 
a) Hit dem Bau der Eisenbabustrecke von Pilsen Ober Dobran und Hestitz 
bis Klattau binnen sechs Monaten, vom heutigen Tage, zu beginnen und 
denselben binnen weiteren zwei Jahren zu vollenden, die weitere 
Strecke von Klattau über Keuern an die Grinze bei Eisenstein aber 
gleichzeitig mit der, bayeriseherseits an die böhmische Orinze zu 
führenden Linie, spätestens jedoch binnen vier Jahren, vom heutigen 
Tage, zn vollenden und die fertige Bahn dem Betriebe zu übergeben ; 

Mit dem UebcTeinkonuucn vom 23. April 1871, lllb (vgl. unter 0.; verpflicUtete 
•ich die Oesellsobaft, die Streelte Pilsen-Klattau spätestens bis sum I.Mai 1876. 
die weitere Strecke Klattau - Eisenstein aber längstens bis zum ooneesslons- 
iiifissigen Vollcndungstermine, d. i. bis sum 13. November 1876, dem öffentlichen Vei- 
kehre zu üher^^eben. 

Pio Eröffnung iles lictriebes erfolgte sodann auf der Strecke Pil s e n -Kl a t la u 
Neuern am 20. September 1876, am umgebauten Bahnhofe in PI 1 s e n am SOJIai 1877 
und in der Strecke Xeuern>Eisenstein am SO. October 1877, wihtend die baye- 
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risi h«- Aiisclilii^^^trecke von Ludwigethal bis Eisenstein ftm 15. November 1877 

^L'iu IJetriehe iit>Crgclien \vtir<le. 

bj mit dem Hau der EiBenbahustreoke von Mlatz nach Carisbml binnen 
sechs Monaten, vom heutigen Tage, zu beginnen und denselben binnen 
weiteren zwei Jahren zu vollenden; die weitere Strecke von Carlsbad 
an die böhmisch» säoh8i8 che Gränze bei Johann - Georgenstadt aber 
gleiehseitig mit der sächsischerseits an die böhmische Gränze zu fUh> 
renden Linie, spätestens jedoch binnen zwei Jahren nach Vollendnng 
der Strecke Hlatz-Carlsbad zn vollenden und die fertige Bahn dem Be- 
triebe zu übergeben. 

Die teehnisohen Bestimmungen fflr diese Linie sind zwar mit einem im k. k. 
Uandelsininisterium am l.Oetober 1872 aufgenommenen Protokolle festgestellt worden, 
die Bahn gelangte jedoch bisher nicht zar Ausführung. 

Bei Ausführung des Banes sind jedenfalls sogleich die grösseren Brtteken 
und Viadncte bi» zum höchsten Wasserstande fUr zwei Geleise und die 
Tunnels im Unterbau zweigeleisig herzustellen. 

§. 3. 

Bezüglich der Leistungen für die Postanstalt kommen auf den conces* 
sionirten BahnUnien folgende Bestimmungen zur Anwendung: 

1. Die Gesellschaft hat die Post und Postbediensteten nach Vorsohrift 
des §. 68 der Eisenbahn-Betriebsordnung unentgeltlioh zn befördern. 

Die Postverwaltung ist berechtigt, alle fahrplanmässigen Courier-, Eiü-y 
Post-y Personen- und gemischten Züge zur Beförderung der Post zu benutzen. 

Bei Eil- und OonrierzUgen bleibt jedoch die Beförderung von Fraohtsen- 
dungen ausgeschlossen. 

Die Feststellung der Fahrpläne der zur PostbefÖrdernng benützten Züge 
hat mit Genehmigung des Handelsministeriums zu erfolgen, welchem auch 
jede beabsichtigte Aenderung des Fahrplanes mindestens vierzehn Tage 
vorher mitzutheilen ist 

2. Die Gesellschaft ist verpflichtet, die zur Beförderung der Post erfor- 
Verliehen gewöhnliehen und Ambulance - Waggons auf ihre Kosten herzu- 
stellen und in Stand zu halten, wozu auch die Reinigung der Aussenseite und 
das Sohmieren der Waggons gehört 

Mit Ausnahme der Eil- und Courierzttge hat die Gesellschaft bei jedem 
Zuge, für welchen es von der Postanstalt verlangt wird, nach dem Ermessen 
der Letzteren einen achträdrigen Waggon oder zwei vierrädrige Waggons, 
welohe nach den Anforderungen der Postanstalt eingerichtet sein mfissen, 
unentgeltlich beizustellen und zu befördern. 

Ergibt sieh naoh dem Ermessen der Postanstalt die Nothwendigkeit 
bei einem Bahnzuge ausser dem achtrSdrigen Waggon oder den zwei vier- 
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rädrigeu Wa^rgoiis noch wviWre Wiif^cii zu Postzwecken boizustrllcn, so 
wird der Oescllsclmft von der Postanstalt für jeden weiter licigestellf en vier- 
rädrigen Wagen und tür jod<> im Postdiouste zurückgelegte Meile der Betng 
von Kinem Gulden Osterr. Währung vergütet. 

Bei jenen Zftgen, bei welchen die Postanstalt nicht einen eigenen 
Waggon in ALspmeh nimmt, demnach faisbesondere bei £il- und Courier- 
zttgen ) ist ihr ein entsprechend eingerichteter, Tolbtändig abgesohlossener 
und mindestens £wei Conp6s umfassender Theil eines Eisenbahnwaggona 
zum Transporte der Postsendungen unentgeltlich zur Verfügung au stellen. 

Insofern in dem erwähnten Räume einzelne grössere Briefpackete oder 
Briefsäcke nicht untergebracht werden könnten, hat die EisenbahnTerwaltnng 
ffir deren anderweitige sichere Unterbringung im Zuge vorzusorgen. 

Die gewöiin liehe Beleuchtung der zum Postdienste Terwendeten Waggon» 
obliegt der (Jesellschaft in gleicher Weise, wie bei den Personenwagen,- die 
Kosten für die aussergewöhnliche Beleuchtung der inneren Wagenräume und 
für deren Beheizung werden von der Poatanstalt getragen. 

3. Die Postverwaltung ist berechtigt, die Post bei allen Kiseubaluizttgen 
durch ihre eigenen Organe begleiten zu lassen. 

Die Uefijrderung der zur Begleitung der P 'st erforderlichen Post- 
beamten. Condncteurc und Diener, sowie der zur Ueberwachung oder Er- 
lernung defi Bahnpostdieniite.s entsendeten Organe der Postanstalt weleh' 

letztere sich mit CerÜfieaten der vorgesetzten Postdirection zu iegitimiren 
haben — erfolgt unentgeltlich. 

Der Postverwaltung ist ferner das Recht vorbehalten, bei allen Eisen- 
bahnzügen, welche nicht durch ihre eigenen Organe begleitet werden, die 
Briefpost der von der Gesellschaft au&ustellenden Bahnverwaitnng zur Be- 
förderung durch die Organe der letzteren zu Überweisen. 

4. Für die Ansttbung des Postdienstes in den Stationen ist ein geeig- 
netes Zimmer mit einer Requisitenkammer in dem Qebftude der Eisenbahn 
unentgeltlich zu fiberlassen und hinsichtlich der Befriedigung etwa eintre- 
tender weiterer Bedürfnisse fBr diesen Zweck wird eine besondere Verein- 
barung bezüglich der für weiters beizustellenden Raum in Form eines Mieth> 
Zinses zu leistenden EntschHdigung zu treffen sein. 

Die innere Einrichtung, Reinigung, Beleuchtung und Beheizung dieser 
Räumlichkeiten obliegt der Postverwaltnng. 

5. In jenen Bahnhöfen, in welclien keine Postlmter anfgesteilt sind, hat 
die Gesellschaft auf Verlangen der Postverwaltung dieCebergabe und Ceber- 
nähme der Postsendungen zwischen den BahnzUgen and den Organen der 
Postanstalt, sowie deren zeitweilige sichere Aufbewahrung bis zur Uebcigabe 

^ an ein Postorgan durch hiezu befähigte Bahnbedienstete gegen eine von der 
Postverwaltung festzusetzende Entlohnung besorgen zu lassen. 
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Dort, wo nach dem Erniessen der Pofttvcrwaltung der Postdienst es 
«rheisclit. hat die Gesellschaft ihre H^dieuBteten der Postaiistalt zum Mit- 
wirken hei dem Auf- und Ahladen der i'ostsendun^'en 2-ep:eii eine den dies- 
falligen Lristungen entspreelieride Enth>iinnnfr zur Vi'rfiiiruii^: zu stellen. 

Correspondenzen, welche in Beziehung auf die Verwaltung der Eisen- 
bahn zwischen der Direction oder dem Verwaltuu^'srathe der Eisenhahn und 
ihren untergeordneten Organen, oder von diesen untereinander getülut 
werden, dürfen auf den hezügliehen Bahnstrecken durch die Bediensteten der 
Bahnaustalt befördert werden. 

§• 

Die GeseUscbaft abemimmt die Verpflichtung, die fBr den Bahnbetrieb 
und die Sig^nalisinuig erforderlioheii Telegrapbenleitnngen auf eigene Kosten 
entweder naeh Anordnung oder dureh Vermittlung der Staatstelegraphen- 
Anstalt herzustellen» einznriohten und au unterhalten. 

Die Staatsverwaltung behält sieh das Reoht vor, die Betriebsleitung 
aueh fttr Staats- und Privat-Oonrespoudenzen verwenden zu lassen. 

Der Staatsverwaltung steht es frei, die Drähte des Staatstelegraphen an 
den Stutzpunkten der Bahnbetriebsleitiiig anzubringen oder selbstständige 
Leitungen auf dem gesellsehaftliehen Grund nnd Boden ohne jede Ver- 
gfitung oder Entschädigung anzulegen. Zur Beaufsichtigung und Instand- 
haltung solcher Staatßlinien hat die Gesellschaft durch das Bahupersonale 
unentgeltlich mitzuwirken. 

Die (iesellöchaft iftt ferner verpÜichtet, auf ihren Bahnstrecken die Ma- 
terialien und Reijuisiten der Staatstelegraphen-Anstalt nach den für Militär- 
Transporte gütigen TarifsätzLii zu hetordern und in ihren Bahuhöfcn und 
Stationen unentgeltlich zu lagern un<l zu verwahren. 

In allen vorerwähnten Beziehungen ist die Gesellschaft gehalten, mit 
der Staatstelegraphen - Verwaltung rechtzeitig ein besonderes L'eberein- 
kommen zu treften. 

§.Ä. 

Die im §. 1 erwähnten Eisenbahnlinien sind als integrirende Bestaud- 
theile der bereits conoessionirlen Linien der Pilsen -Priesener Eisenbahn- 
gesellsohaft zu betraehten und zu behandeln, und es haben fUr dieselben 
bezUgliehderTarifirnngdie Bestimmungen der Goneession vom 21. April 1S70 
<R. 0. Bl. Nr. III) zur Anwendung zu kommen. 

Bezttglieh der im Artikel 9 dieser Conoessionsurknnde aufgeführten 
Gegenstände, welche bei vollen Wagenladungen zu ermässigten Tarifen be> 
fordert werden mttssen, tritt jedoch mit Rtteksicht .nuf die GesammtlSnge der 
Bahn nachstehende Aenderung ein : 
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Für die 
ersten 
10 Meilen 



Für die Für die Für weiwre- 

zweiten dritten £nt> 
10 Meilen 10 Meilen fernangen 




K r e n s e r 



Für Getreide und Salz 



1.5 
1-2 



1-4 

10 



1-2 
0-9 



1-0 
0-7 



Brenn- und Schnittholz . 



Minoralkohle, Coaks. jre- 
l)ressten Torf, Erze, 
EisenH(»?sen, Bau- und 
Kalksteine ..... 



1-0 



ü-8 



06 



0-6 



Es wird jedoeh für die im §. 1 der gcgenwftrtigeD ConccessioDflarkiuide 
erwUmten Linien bei Bemessung der Fahrpreise für Strecken mit einer Stei- 
gung von 1 : 60 nnd darüber, die Berechnung mit der einnndeinhalbfaehen 
Länge gestattet. 

Die Gesellschaft ist verpflichtet, im Frachtenverkehr jene Nomenklatur 
and Classification derWaarcn, sowie jene Tran««portbestiinmungen zur Anwen- 
dung zu bringen, welche der grösste Tlieil der österreichischen Eisenbahnen für 
den allgemeinen österrciclii sehen Verbandvorkehr oinzuliilm'n beschliessen 
wird; dm diosfälligen Anordnungen des HandelsministeriuniH wird die Ge- 
sellschaft sich z\i uiitersvriien liaben. 

Desgleichen hat die Gesellschult die Anordnun^^en dc^; Handelsmini- 
steriinns bezüglich der bei der Umrechnung der Tanle iincli dt ni jeweiligen 
gesetzlichen Mass- und Gewichtssysteme durchzulülirenden Abrundungeu zu 
befolgen. 



Die Actiengesellschftft der Pilsen-Priesener Eisenbahn ist verpflichtet» 
die im Artikel 11 der Concessionsnrkunde vom 21. April 1870*) enthaltenen 
Bestimmungen bezüglich der MilitSr-Transporte und hinsiehtlieh der BegÜn- 
stignngen reisender Hiliti&rSy sowohl für die bereits coneessionirten, als für 
die im §. 1 erw&hnten Linien auch auf die Landwehr beider ReichshSlften, 
anf die Landesschützen Tirols, und swar nicht nur bei Reisen auf Bech- 
nung des Aerars, sondern nach bei dienstlichen Reisen auf eigene Rechnung 
zu den Waffenübungen und Controlversammlungen, femer anf das Militir- 
Wachoorps für die Civilgerichte Wiens und die k. k. Gendarmerie aussu- 
dehnen. 

Mit 1. Jänner 1878 ist auf Omnd einet gemeinschaftlichen Uebereinkominen» 

auf säiuintlichen ö>t*TrL>ichi8ehen and angartsehen Eisenbahnen ein neuer einheit- 
licher MiiitärUrif in Kraft getreten. 



*) Reichsgesettblatt vom Jahre 1870, Nr. III. 



§. 6. 
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Die Gesellschaft i^t in drinselben Umfange auch vorpHiehtet, (lein mit 
1. Juni 1H71 in Wii ksaiuix* it getrctriu ii Naclitra^rs - reherciiikdmiiR-n* , 
bezUjjlicli des Transj)(>rt(?s der im lief^t-iidcn Zustande auf Ixcolinuu;; ilo3 
Militär- Af-rars zur l^cfordernng {i^elani^cndcu ivranken und Verwundeten, 
ferner dt^n rebereinkoininen wegen tre^renseitiger Aushilfe an Personale bei 
Diirehfiihrung [grosser Militärtransporte und der Vorschrift fUr den Militär- 
traii.sport auf Eisenbahnen, sowie dem Ueberf inkomnien über die AnschalVung 
and liereitbaltung von Auärilatungsgegenständeu für Militärtransportc, bei- 
zutreten. 

Desgleiehen ist die (Tesellscliaft verpfliehtet. sieh hinsi<ditlieh der An- 
stellung gedienter Unterofheiere des Heeres, der Kriegsmarine und der Land- 
wehr den Bestimmungen des §. 38 des Wehrgesefzes vom .lahre IsO.s**) 
und des Gesetzes vom 19. April 1872 (R. G. Bl. Nr. 60) zu unterwerfen. 

§. 7. 

Für die im 1 erwähnten Eisenbahnlinien werden nachstehende Be- 
g^üustigungen ertheilt: 
aj die Befreiung von den Ötämpeln und Gebühren für alle Verträge. ?^.in- 
gaben und sonstige l'rkun<len zum Zwecke der GeldliesehatVung, 
sowie des Baues und der Instruirung der 13ahn bis zu dem Zeitpunkte 
der BetriebserötTnung; 
Vf:l. <lie Anmerkung zu §. 2 a. 

IfJ die Befreiung von den Stämpeln und Gebühren für die erste Ausgabe 
der Aetien und Prioritäts- Obligationen, mit Einsokluss der Interims- 
Scheine, sowie Ton der bei der GrundeioldsttDg auflaufenden Ueber- 
tragungsgebtthr; 

ej die Befreiung von der Einkommensteuer und der Entrichtung der 
Conpons-Stämpelgebtthren, sowie von jeder Stener, welche etwa durch 
ktlnftige Gesetze eingeführt werden sollte, auf die Dauer von zehn 
Jahren, vom heutigen Tage an gerechnet. 

Die nach Absatz eJ gewährte Befreiung von der Einkommensteuer kann 
in der Weise ausgeführt werden, dass die Entrichtung der Einkommensteuer 
fttr die Pilsen-Priesener Eisenbahngesellsohaft naoli MasRgabe des Verhült- 
niases der Meilcnlänge der bereits concessionirten Linie zu der neuen Strecke 
stattfiDdet. 

§. 8. 

Die gegenwärtige Conet ssion erlischt gleichzeitig mit der Coucessiou 
vom 21. April 1870 (Ii. Ü. Bi. Nr. lllj. 



♦) Normal- Verordnungen des k. k. Armee-Verordiiungbblattes vom Jahre 1871, 
82. Stack, Xr. 79. 
«*} BeiehsgesetabUtt Kr. 151. 
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§. 9. 

InfSKtVrn iu dieser Concession nicht etwas Anderes lu stimmt wird. 
Ilaben die in der Concessionsurkunde vom 21. April 1870 (R, G. Bl. Nr. III 
fUr die Pilsen Prie8ener Eiseubahu festgeaetsten BedingaDgen, auch llir die 
im §. 1 bezeichnete Linie zu gelten. 

Indem Wir Jedermann emBtlicb Terwamen, den Bestimmungen dieser 
Oonces&ion entgegen zu bandeln, und der Gesellsobaft das Recht einiHumen, 
wegen des erweislichen Schadens vor Unseren Gerichten auf Ersatz zu 
dringen, ertheilen Wir simmtlichen Behörden, die es betrifft, den gemessenen 
Befehl, Uber die Concession und alle darin enthaltenen Bestimmungen strenge 
und sorgfältig zu wachen. 

Zu Urkund dessen erlassen Wir diesen Brief, besiegelt mit Unserem 
grösseren Insiegel, in Unserer Rnichshaupt- und Residenzstaat Wien m 
Dreizehnten Tage des Monates November, im Jahre des Heils Eintausend 
Achthundert Siebzig und Zwei, Unserer Reiche im Vieruudzwauzig.<iteu. 

Franz Joseph m. p. (L. S.> 

Alf rsperg ni. p. Banhans m. p. f retis m. p. 



5. Gesetz todi 10. April 1874^ B. G. Bl. Nr. 37 und C. Bl. Nr. 47, 

wegen sofsttign AusiMiiies der Uaie PiUeu-UalUa-Elteiutdn d«r lu k. prir. EiseilMihs 

Pilsen-Priesea (KonoUu). 

Mit Zustimmung beider HUuser des licichsrathes tinde Ich anzuordneu, 
wie folgt: 

Artikel I. 

Die Refiierun? wird ermäolitijrt. wc;j:en Loj-tun;: rines Ikuivorsehnsses 
im HrtiMiro von sieben Millionen Gulden osterr. Währung in BanknnttMi /um 
Zweckt; des soforti^ren Aushaues der Linie Pilsen Klattnu Eiseusleiu tia.^ 
beiliep^ende Ueliereinkomnien mit der A<'ticn<:ef5ellschal't der k. k. pnv. 
Eisenbahn IM Isen -Priesen ( Kornntnu ; abzusehliessen. 

Dallas ilefinitiv atisgrt'ertipte Uf^ieroiiik'iinnien Jiiit doni diesem ^tcsetze angefueter 
Entwiirio wörtlich }rlpi<-hlauteiul i>t.s<> wur'lc der Abdruck de« letzteren hier unterUwen. 

Das au-f:t"fortipte rc>iorcink<»mmcii t'olpt unter C. 

Dieses Gi'setz «rid da auf Grund desselben ausgefertigte Uebcreiiikoiumcn vo« 
S3. April 1874 wurden durch das Gesetz Tom 17. April 1876 und dnreh das auf Orond 
deaselben ausgefertigte Uebereinkommen rom 1. Hai 1876 (Tgl. unter 7. und 8.) tliflil- 
-weise geindert nnd ergingt. 
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Artikel II. 

Der Handelininister und der Finanzminister sind mit dem Vollzüge 
dieses Gesetzes beauftragt. 

Wien, am 10. April 1874. 

Franz Joseph m. p. 

Aaersf erg i\u p. BaaliaAs lu. p. Preti» m. p. 



6. üebereinkominen Tom 83. April 1874, B. 6. Bl. Nr« 52 und 

C. Bl. Nr. 62 

zwischen der Ii. k. Staatsverwaltung und dem Verwaltungsralhc der k. k. priv. Liscnbahu 
PlUea-Pricaeii (Koüottn) wegea Leistung eines Staatsrorsehnsses lam Zwecke der Durah- 
fikhnmg des Eiseabsbaprajeetes Pilsea-Klattia*EiseBStein.*) 

Uebercin kommen, welches auf (J rund dos Grsi-tzcs vom 10. April ls74 
(R. (i. Bl. Nr. 37) in Fol?:e AllerhiH-lister Entschliesfiun'r vom KJ. April 
1874 zwischen dem k. k. Finanz uihI Handelsministerium, in Vertreiimg 
des Aerars einerseits und dem Verwaltun^'-^ratlic der k. k. priv. Eisenbahn 
Pilsen Priesen (Komotau) andererseits, zum Zwvckv der soforti^ren Inan- 
«TidnaliiiK' der liauarheiten auf der Linie PiUen - Klattau- Eisenstciu in 
foJgeutie.r \Vei»e vereinbart wurde: 

I. 

Das k. k. Finanzministerium verptlichtet si(di. der k. k. priv, IMlsen- 
Priesen iKomotauer Eisenbahnj;escllschaft zum Zwecke des sofortifren 
Beginnes und der Durclifiihrun;; des Baues der Linie IMIsen-Klattau-Eisen- 
8tein, innerhalb der im Artikel III dieses rcbereinkommens angeprebeneu 
Volloudungstermine. unverzinsliche Barvorschüsse in der Höhe von sieben 
Millionen Uulden österr. Währung in Banknoten vorzustrecken und ilir die 
hieraus entstehenden Forderangen als Zahlung Actien der genannten Gesell- 
schaft zum vollen Xennwerthe anzunehmen. 

Die Refundirung der erhaltenen Vorschüsse in A< tien hat sofort nach 
Emin-^i' 11 der letzteren, spätestens aber in jenem Zeitpunkte zu erfolgeOf zu 
weichten) die Strecke Pilsen-fiUattau in Betrieb gesetzt sein wird. 

Diese Actien treten vom 1. Jänner des auf die Eröft'nung der ganzen 
Linie Pils« n Eisenstein folgenden Jahres an in das Recht zum Bezüge der 
Dividende ein. 

Dieses Uebereinkomiuen wurde durcli das aui Grund des Gesetses vom 17. April 
1876 abgesehlosiene spätere Uebereinkommen vom 1. Mai 1876 (vgL anter 8.) 
theiiweise abgeändert und eigSnzt. 
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Dicfie n<'-tiiuuiung wurde durch §. 3 des Ucbereinkommens vom 1. Mai 1876 (vgl, 
unter 8.) geändert. 

II. 

Die jeweilige Aiisfolgung der vom k. k. Finanzministeriuin gem£s8 
Artikel I dieses Uebereinkommens za gewährenden Barvorschüsse wird naeh 
Massgabe der von der Gesellschaft zwischen dem 20. und letzten eines 
jeden Monats dem k. k. Uandel^nisterium fttr den nächsten Monat zu 
Uberreiohenden und gehörig zu begrOndeuden, von dem staatliehen Baa- 
anfsiohtsorgane zu eoimmisirenden Bedarfsvoransohläge im Wege der k. k. 
Tiandeshauptcasse in Prag zu Händen der hiezu gehörig zu legitimirenden 
Repräsentanten der Gesellsohaft gegen nngeslämpelte EmpfkngsbestStigangea 
geschehen. 

III. 

Dagegen vcrpliiclitrt sich die (it'>«'ll>i lialt ihrerseits : 
a) Da8 Detailprojcrt tVir <li<' Stn-ekr Khitfau Ei<«'u<;tein lj4iig>tt'ns binnen 
drei Monaten in Vorlage zu hrinu'en wiid iiherhaupt alle VorkehnmL't u 
zu treffen, «lass die vorgesehriehenen eoniniissionellen Erliehmiu'in 
beziiglieii di r genannten Strecke nach Vorlage der Detailpläac vor- 
genoniinen werden kininen. 
hj alle Fürsorge zu treffen, dai^s die Arbeiten nach Zulass der Verhältnisse 
und der ertheilten Haubcwilligungen auf der ganzen Strecke Pilsen 
Kisenstein erüftnet und fortgesetzt werden, und dass ferner die Strecke 
Pilsen ' Klattau spätesten«} bis zum 1. Mai 1876, die weitere .Strecke 
Klattau - Eisenstein aber längstens bis zum concessionsmässigen 
Vollendungstonuine, d. i. bis zum 13. November 1876, dem öffentlichen 
Verkehre Ubergeben werden könne; 

Vgl. Anmerkung zu %, 2, a der Concessions-Urkande vom 18. November 1872 
unter 4. 

cj die Modalitäten der Banvergebung der Genehmigung des k. k. Handels- 
ministeriams zu unterziehen und insbesondere im Falle, als der Baa 
ganz oder theilweise nicht in eigener Regie geführt, sondern an Ban> 
Unternehmer vergeben werden sollte, die Entwürfe der diessfälligea 
Bau- und Ldeferungsverträge und der zugehörigen Bedingnisshefte vor- 
zulegen und die Einleitung zu treffen, dass mit den bezttgliehen Bau- 
arbeiten längstens binnen acht Tagen nach erhaltener Genehmigung 
auch factisoh begonnen werde; die Modalitäten der weiteren Oeld- 
beschaffung, insbesondere die Feststellung des Emissionsconrses der 
Prioritäten sind der Regierung zur Genehmigung vorzulegen ; 

d) dafür zu sorgen und alle Bemühungen dahin zu richten, dass die ans 
Anlass der Dnrohflihning des fiisenbahnprojeetes Pilsen -Klattan- 
Eisenstein erforderiichen Abänderungen der Statuten der k. k. priv. 
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Eisenbahn Pilsen-Priesen (Komotau) UngsteDS binuen sechs Monaten, 
Tom heutigen Tage an gerechnet, erfolge. 

IV. 

Der StnatsvonvaltuiiL' winl für die von ihr in Gcniü^^heit des Artikels l 
geleisteten Bauvorseliilsse auf alle Banten der Linie Pilsen Eisenstein, sowie 
anfalle zum Zwecke des Baues beitresehafften Materialien das erste und 
ausscliliessliehe Pfandrecht mit dem Vorrechte vor allen aus was immer für 
eiuf'm Titel entsi)rin;:enden Forderunfjen eingeräumt, insolange als nicht die 
Beschaftiin»: der zum Ausbaue der Linie erforderlicbeu Geldmittel nach- 
gewiesen sein wird. 

Vgl. §. 4 des UebereinkoDuuens vom 1. Mai lb70 unter 8. 

V. 

Zur Wahrung der spedellen Interessen» welche der 8taatsyerwaltnng 
dadurch erwachsen, dass sie in der oben angedeuteten Weise die Mittel lur 
sofortigen Herstellung der ganten .dtrecl£e Pilsen • Eisenstein und zur 
Inbetriebsetxung berbeischallt und dafür Actien tum Nominalwerthe annimmt, 
r&umt die Gesellschaft der Staatsyerwaltung das l^oht ein, die wirldiche 
und zweckmSssige Verwendung der aur Herstellung und Inbetriebsetzung 
der Pilsen-Eisensteiner Bahn Ton der k. k. Staatsverwaltung bestimmten 
Geldmittel durch zu diesem Zwecke aufzustellende Staatsorgane während 
des fiaues und der Inbetriebsetzung der Bahn auf die ihr geeignet scheinende 
Weise und durch Anwendung von zu obigem Zwecke sicher führenden 
Mitteln unmittelbar zu fiberwachen. 

Die Kosten dieser speciellen Bauaufsicht sind von der Actiengesell- 
Bchaft in dem vom k. k. Handelsministerium festzusetzenden Betrage zu 
vergüten. 

VI. 

Die Gesellsehalt wird ausserdem hei Vorlag-e der geänderten Gesell- 
iiehaftstatuten [Artikel III a), d)] darauf Bedacht nehmen, dass die Staats- 
verwaltung für ilie Dauer, während welcher der Staatssehatz durch die 
geleinteten Vorschüsse oder durch den Besitz von Aetien hei dem l'nter- 
nehmen der k. k. priv, Pilsen-Priesen (Komotaiiert Eisenbahnjjesellschatt 
unTnittell)ar betheili^rt ist, im Verwaltun;r.-raf he durch ein von ihr zu 
ben«'nnendes Mitglied vertreten sei. welches berechtiget sein Sidl, solche Ver- 
filgnngen der gesellschaftliehen Verwaltung- zu sistiren, welche ihm gegen 
die Statuten oder gegen das üüentliche Interesse oder gegen die aus diesem 
L'ebereinkommen speciell hervorgehenden tiii;uiziellen Interessen des Staates 
zu Verstössen sclieinen. jediteli hat derselbe ilann sogleicli die Entscheidung 
des k. k. llandelsminiHti-riiiins rin/uholen, welche ohne Aufschub erfolgen 
und für die (iesellschaft bindend sein soll. 

Vgl. t!»> des Uebercinkommens vom 1. Mai 1876 unter 8. 
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VII. 

Es wird ausdrücklich fes^esetet, dass die Wirksamkeit des gegenwlr- 
tigen Uebereiiikommens und insbesondere die Leistnnj; der darin von der 
Staatsverwaltnng zngesicberten Zahlungen nicht frtther an beginnen hat, als 
bis der Bauconsens, wenn anch nur fttr einen Theil der Strecke, seitens des 
k. k. Handelsministeriums ertheilt und durch die politische Begebung die 
Möglichkeit des sofortigen Beginnes der Bauarbeiten oonstatirt sein wird. 

Das gegenwärtige Uebereinkonimen soll null und nichtig sein, wenn 
die im Artikel III festgesetzten Termine — insoweit diess an der Gesell- 
schaft liegt — nicht eingehalten werden sollten. 

In einem solchen Falle ist die Oesellsehaft zur ungesäumten baren 
Rückzahlung der bereits erhaltenen Vorschüsse sammt fttnipereentigen 
Zinsen an das Aerar verpflichtet. 

Wien, am 23. April 1874. 

(I.. S. lAnhaas m. p., Prelis in. p.« 

k. k. Uandelstuiniäter. k. k. Finanzminister. 

K. K. priv. Eisenbahn Pilsen-Piriesen (Komotau) : 

iedlhammer m. p. ir. Sehmeykal m. p. 



7. Gesetz Tom 17. April 1876, R. 0. B1. Nr. 63 nnd C. Bl. Nr. 69, 

bi'trt'fleDd dir thciUcisc Krganzung und Abänderung des wcgt-n Leistung eines Suaisvor- 
sehosscs tun Zwecke der forchflkhnmg des Eisenbahnprojeetes PilseD-klattau-Eisemieii 
ibgeseblossenen lebereiBkonsiens \m 23. April 1874 (R. G. Bl. Nr. 52). 

Mit Zastiuiiuung beider Häuser dei« Reichsrathes tinde Ick auzuordiieu, 
wie folgt : 

Artikel L 

Die Regierung wird ermSehtigt, cum 2weeke der Vollendung und 
Inbetriebsetzung der im Baue befindlichen Eisenbahnlinie Pilsen • Klattaa- 
Eisenstein in theilweiser Abänderung und Ergänzung des auf Qrund des 
Gesetzes vom 10. April 1874 (R. 6. Bl. Kr. 37) in Folge Allerhöchster Ent- 
Schliessung vom 10. April 1874 abgeschlossenen Uebereiukommens tob 
23. April 1874 (R. G. Bl. Nr. 52) mit der genannten EisenbahngeeellsebafI 
das beiliegende Ueberelnkommen abzusehliessen. 

Da dM dttftnitiT ausgefertigte Uebereinkommen mit dma «Uetem Gesetxe «ng«* 
fQgten Entwnrfe wSrtlich gleiohlaatend Ist, so wardd der Abdruck dea letsteren hier 
unterlassen. Das ausgefertigte Uebereinkommen folgt unter 8. 
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Artikel IL 

Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes, welches mit dem Tage seiner Kundma- 
ebnng in Wirksamkeit tritt, sind der Handelsminister und der Finanzminister 
beauftragt. 

Wien, ara 17. April 1876. 

Franz Joseph m. p. 

Aicrsperg m. p. Chlimeekj m. p. Pretis m. p. 



8. Uebereinkommen Tom 1. Hai 1876^ B. 0. Bl. Nr. 7i und €• Bl. 

Nr. 69, 

zwischen der k. k. buaisvirvvaltung und dir k. k. privikgirun Eisenbahn Pilsen-Pricsen 
<Konotan), betrelfoiid die Iheilweisc Abftndcning und ErgSunag des wfgen LeisliiDg eines 
StaatsTOisehiisses snn Zwecke der DvehfiUimng des ElseniMlinimJeetes Pilsen-klattan-Eisea- 
stcin ibgeschlossenen Uebereinltommeas vom 23. April 1874 (B. G. Bl, Kr. 52). 

Uebereinkommen, welches auf Onind des Gesetzes vom 17. April 1876 
R. G. Bl. Kr. 63) in Folge AUerhSchster Entschliessnng vom 17. April 1876 
zwisehen den k. k. Ministerien des Handels nnd der Finanzen in Vertretung 
des k. k. Aerars einerseit« nnd der k. k. privilegirten Eisenbahn Filsen* 
Priesen (Komotau) anderseits in Betreff der theilweisen Abilnderang nnd 
Ergänzung des wegen Leistung eines Staat^vorschusses zum Zwecke der 
Dnrebftthrung des Eisenbahnprojectes Pilsen -Klattau- Eisenstein abge- 
sehlossenen Uebereinkommens vom 23. April 1874 (B. G. Bl. Nr. 52) in 
folgender Weise abgeschlossen worden ist: 

§. 1. 

Die k. k. Staatsverwaltung verpflichtet sieh, von den zufolge Beschlusses 
der General-Versammlungder ActionSre der k. k. privilegirten Pilsen-Priesen- 
(Komolan-) Eisenbahngesellschaft vom 6. September 1874 auszugebenden 
79.999 Stflok PrioritStsobligationen II. Emission der genannten Eisenbahn- 
gesellsehaft zu jo 150 fl. tfoterr. WShmng Silber, daher im Gesammt-Nominal- 
betrage von 11,999.850 fl. einen Theilbetrag von 69.999 Stück im Nominal- 
betrage von 10,499.850 fl. Österr. Währung Silber unter den nachstehenden 
BedingoDgen käuflieh zu tibemehmen. 

§. 2. 

Die im §. 1 vereinbarte Uebernahme der dort bezeichneten Prioritäts- 

(»blifrationen im Nominalbeträge von 10,499.850 fl. österr. Währung seitens 
iler StaatRverwaltnn? prfolsrt auf feste Reclinung zum Course von fflnftind- 
siebenzig Pciccut (70'^^^^ derart, dass liir je eiueu Nominalbetrag von hundert 



Digitized by Google 



878 



K. k. priv. EisenbHbn 



Gulden österr. Währunp: Silber der bezeiclinetcii Obligationen ein Betra? von 
rtinfundsiebenzijr Gulden österr. Wäliriui;: iu Baiikvaliita, .sohin liir die säinml 
liehen zu übernelinundcn l'rinritiitsoi)li}rationen im Nominalbetraire von 
10,40V>.s.')0 fl. <">sterr. Wiilnun^^ Silber ein Barbetrag von 7,ei74.f<y7 fl. öokr. 
üSterr. Währung in Bankvahita entlällt. 

Die säiiimtlieben G9.909 Stück l^rioritäts(ddiLratinnen 11. Emi:<>iou. 
welche der Staat käutlieh iiiieruimint. AVerdcn sofort nacli Uiitertertijrun;.' dts 
n:(>«^e^^v:•irtigen Uebercinkomniens zu Händen des k. k. Finauzmiuisteiiums 
überir<'bfn. 

Die Attsfolgung de» Kaufpreise» geschiehtdurch dask. k.Finanzministerinm 
Buccessive nach Massgabe der von der Qcsellsohaft zwisoben dem 20. nod 
letzten Jeden Monats dem k. k. Handelsministerium für den nlehsten Monit 
zu ttberreiehenden ond gehörig zu begründenden, von dem staatlichen Bau 
Aufslchtsorgane zu eoramisirenden BedarfsvoranschlSge im Wege der k. k. 
Landeshauptcaase in Prag zu Händen der hiezu geliörig zu legitimirenden 
Repr&sentanten der Oesellscbaft gegen ungestltmpelte Empfangsbestätigungen. 

Wenn nach gänzlicher Vollendung und Inbetriebsetznng der Linie 
Pilsen-Klattan-Eisenstein von dem oben erwähnten Kanfschillinge noch ein 
Betrag TeifOgbar bleiben sollte, so hat die Ansfolgung des reatliehen Kanf* 
Schillings und beziehungsweise die Uebernshme der erttbrigenden PrioritXts- 
obligationen durch die k. k. Staatsverwaltung nur insoweit zu erfolgen, als 
diess zur Herstellung von etwaigen in dem ursprünglichen Projecte nicht 
vorgesehenen, von der Btastsverwaltnng jedoch nachträglich als nothwendig 
erkannten Erweiterangsbauten , Schleppbahnen und zu Mehransohaffnngen, 
insbesondere an Fahrbetriebsmitteln fttr die Linie Pilsen-Kiattaa-EiBettstein 
erforderlich sein wird. 

hie naeh VoUeuduujr und Inbetriebsetzung der Linie Pils»'n - Klatlau- 
Eiscnstein ci übri<renden rrioritätsobligationen sind bis zu deren Vt rweiiduiii: 
zu den \ orangelüUrtuu Zwecken iu der Verwahrung der k. k. Staatsverwaituo? 
zu belassen. 

§.3. 

Die im Artikel I des Uebereinkommens vom 28. April 1874 (R. 6. Bl. 
Kr. 52} enthaltene Bestimmung, wonach das k. k. FinanimiiiiBteriuni lieh 
verpflichtet hat, fttr die in Qemässheit des obenerwälinten Uebereinkommen« 
vorzustreckenden BarvorschOsse in der Höhe von sieben Millionen Gulden 
österr. Währ, in Banknoten, beziehungsweise fttr die hieraus der k. k. Staats- 
verwaltung entstehenden Forderungen als Zahlung Aetien der k. k. piiri' 
legirten Pilsen-Priesen- (Komotau-) Eisenbahn zum vollen Nennwerthe antu- 
nehmen, wird dahin abgeändert, dass es von der erwähnten Verpflichtang 
abzukommen hat. 
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Es w ird sohin veiciiibart, das? die vorcrwUhiito Vorschussforclcrunfr de^ 
Staates por sielion Millioneu Gulden östorr. Wälivunu- Darlehen zu «reiten 
]ia))e . welches innerhalb dreisaig Jahren uuküodbar und mit lüuf Percent 
verzinsli«jh sein soll. 

Die k. k. privilegrirte Pilsen-Priesener Eis(nbalni{<e9ellsehat't ist ver- 
pliiehtet, bezüglich der Verzinsung und Tilgung für die an die Bau- Unter- 
nehmung an Zahlungsstatt für deren liquide Forderungen übergebenen 
lO.Ooo Stück l'rioritätsobligationen II. Emission im Nominalbetrage von 
1,500.000 ti. in erster Reihe mit den Erträgolasea der alten Strecken Filsen- 
Friesen- fKomotau) aufzukommen. 

Die k. k. Staatsverwaltung kann jedoch nur dann und in dem Masse die 
Verzinsung dieses Darlehens ansprechen, als die Reineinnahmen der 
gesammten Bahn (Filsen - Priesen - Komotau und PUsen-Klattau-Eiseustein) 
nach vollständiger Bedeckung des fUr die Verzinsung:: und Amortisiruiig der 
Prioritäten erforderlichen Betrages UeberBchUssc ergeiien. 

Die k. k. Staatsverwaltung behiilt sich weitere das Recht vor. nach ihrer 
Wahl zu jeder Zeit für die gedachte Darlchensforderung Actieu der k. k. 
privilegirten Eisenbahngesellschaffc Pilsen - Priesen- (Komotau) zum yoUen 
Nennwerthe an Zahlungsstatt anzunehmen. 

In Ausführung dieser Bestimmung wird einverständlich festgesetzt, 
dass die von der k. k. privilegirten Pilsen-Priesen-Eiseiibahngesellscli.ift im 
Hinblicke auf die eben citirte Bestimmung des Artikels I des üeberein- 
kommens vom 23. April 1874 dem k. k. Finanzministeriuni Übergebenen 
Actieu im Nominalbeträge von sieben Millionen Gulden österr. Währung der 
genannten Gesellschaft seitens des k. k. Finanzministeriums sofort nach 
Abschluss dieses Uebereinkommens znrtickgesfellt werden. 

Die zufolge der obigen Vereinbarung an die Gesellsehalt zurttok- 
g^stellten Actieu derselben sind sofort naeh dieser Rfickstellung in besonderem 
Verschluss der Gesellschaft unter Hitsperre des landesfiirstlichen Oommissärs 
zu halten, und zwar derart, dass dieselben als gänzlich ausser Verkehr 
gesetzt anzusehen sind, wodurch das Actiencapital der Gesellsohafk um den 
ent&llenden Betrag rednoirt wird. 

§.4. 

Im Zusammenhange mit der im vorstehenden §. 3 getrolTenen Verein- 
barung wird ausdrOcklieh festgesetzt, dass das auf Grund des Artikels IV 
des Uebereinkommens vom 33. April 1874 fttr die Bauvorsohttsse von sieben 
Millionen Gulden Österr. Währung in der für die Eisenbahnlinie Pilsen- 
Klattau-Eisenstein eröffneten eisenbahnbficherliohen Einlage am ersten 
Platze einverleibte Pfandrecht mit dem Vorrechte vor allen aus was immer 
für einem Titel entspriugenden Forderungen, ohne die daselbst gemachte 
Einscbrilnknng auf die Zeit, bis zu welcher die Beschaffhng der zum Ausbaue 
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ilcr ^eiinimtoii [.inie rrfordrrliclion ( ieldmittt'l naclifrewips»'!! soin werde, 
ungt'ScIimältTt aiifit'''}it zu verbleiben habe, iiikI erklärt hiermit die k. k. 
privilefjirte l'ilsen-Pri*'><en Eisenbalni^resellRrh.it't ihre Kinwilliiriinir. «Ih^^ das 
^eg'eiiNv jirtiire Uebereinkoniineii zur Sieher^telluiit; der hieraus dem Sla.*itj«- 
sehatze rUck.sichtlich der bereits gewährten Bauvors( hiisse von sieben 
Millionen (Julden österr. Währuiijj: erwaehsenden Reebte bei der obi'nerwähn- 
ten. im Eisenbahnbuehe des k. k. Landesjrerichles Pra^r auf der Eisenbahn- 
linie Pilsen-KIattan-Eisenslein haltenden Satzpost, sowie auf der im Eisen 
bahnbuche des k. k. Landesp^eriehtex Pra<? fUr die Eisenbahnlinie Pilsen- 
Priesen-Komotau eröffneten Einlage bücberiicli einverleibt werden könne. 

§• o. 

Die Verzinsung der nach §. 1 zu übernehmenden l'rioritätsobiigationen 
bep^innt mit dem ersten Jänner des auf die Bctriebseröft'nuujr der Linie 
FiUen-Eisenstein folgenden Jahres, bezüglich der nach §. 2 dieses Teber- 
einkommens von der Staatsverwaltunfr eventuell er^^t nacb Vollendung and 
Inbetriebsetzung der vorgenannten Bahnlinie käutlieh zu erwerbenden Prio- 
ritätsobligationen aber erst mit dem Zeitpunkte der Auszahlung des fttr 
dieselbe entfallenden Kaufschillinges. 

Zur Bestreitung der Verzinstinir und der planmässitren TiljL'ung dieser 
Obligationen bat vorzugsweise das Reinerträgniss der Linie Pilsen-Klattan- 
Eisenstein zu dienen. 

Zu diesem Behufe verpHichtet sich die Gesellschaft^ Air die eben 
genannte Linie eine getrennte Betriebsreehnung zu führen. 

Mit dem Handelsministerial-ErlMse vom 17. JSnner 1877, Z. 28144, wurde das 
detaillirte Sehern» für die Vertheilung der gemeinsamen Einnahmen und Auagaben 
der beiden gesellschaftlichen Bahncomplexe festgestellt. 

Die Staatsverwaltung erklärt jedooh schon jetzt ihre B^reitwilliglceit, 
mit der Oesellschaft eine besondere Vereinbarung in der Richtung zu treffen, 
dass ein dem wahrscheinlichen ReiuertrKgnisse dieser Linie entsprechender» 
nacb einem zu vereinbarenden VertheilnngsschlttsBel zu ermittelnder Theil 
des Reinertriignisses des gesammten Unternehmens für die Verzinsung und 
Tilgung der vom Staate ttbernommenen Prioritätsobligationeii und für die 
Verzinsung der staatlichen Sehuldfordernng von sieben Millionen Ouldeo 
vorzugsweise bestimmt werde. 

Mit dem Abschlüsse einer solchen Vereinbarung und fdr die Daoer der- 
selben entfltüt die Verpflichtung der Gesellschaft zur Ftihrung der geson- 
derten Betriebsrechnung. 

§. 6. 

Insoweit durch das gegenwärti^re Uebereinkommen die Rechte der 
Besitzer von Prioritfttsobligationen 1. und eventuell auch U. Emission berührt 
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ersfhoiiioii, winl ca Auf r übe der GcselUchalt sein, die Zustimmung der auf- 
zustelh'iiden Curatorcn zu erwirken. 

Dieses Uebereinkrunmen tritt erst nach üeibringuug dieser Zustimmungs- 
erkiäruDg in Wirksamkeit. 

§. 7. 

Die liahngesellscliaft verpflichtet sich, dafiir zu sorgen und alle 
B< nnihungen darauf zu richten, dass sänimtliche aus Anlass und zum liehufe 
der Durt hriilirun<r der in dickem rel)ereink<Mnmen getroffoiien I'.estinnnungoii 
nofhwondig werdr-iideu Aenderuupren der Gesidlschaftsstatuten der k. k. 
privilejrirten Eisenbahn Pilsen-Prip?en- (Koniotau), sowie die aus «<elbeui 
(;ninde « rlorderliche Kiehtii^stellung der für die-e Geselisciiaft erüft'ueteu 
eiseul>ahiil)ii('herlieheii Kinla^M-n elteniris^Hiehst und län^istens biuneD seoliS 
Monaten vom heutigen Tage an gerechnet, duroiigelührt werden. 

§. 8. 

liei Vorlage der geänderten Gesellrtciiaftsstatulen r§. 7 ) wird die (Jcsell- 
'schaft insbesondere auch darauf Bedaclit nelinien, dass die Staatsverwaltung 
au«st r dem ihr durch Artikel VI des I'elx'reinkommens vom 23. April 1874 
gewahrten Ueehte /ur IJeiieiiMung eines Mitgliedes des Vcrwaltuug.srathes 
iKx'h weiters. insolange der .Staatssehatz durch die geleisteten Vorsehüssi' 
oder dnr(di den Besitz von PriHritätsobligationen oiler Actien lici lU'iii 
rnternehmen der k. k. privile^irten Eisenbahn l'ilsen-Priesen iKouiotau) 
unmittelbar betheiliut ist, im Vei waltungsrathe dur(di ein zweites, von ihr 
zu benenuendes Mitglied vertreten sei, welchem die uäinüehen Bechte und 
r^efugnlBse zustehen sollen, welche im bezeichneten Artikel VI des bezoL'-eneu 
rrbereinkommeus dem in (icmässheit deasulbcn benannten Mitgliede einge- 
räumt sind. 

§.9. 

Insoferne durch das gegenwärtige Uebereinkomraen die liestiniinungen 
des Uebereinkornmens vom 23. April 1H74 (H. G. P>1. Nr. 52J keine Abän- 
derung erleiden, behalten dieselben ihre volle Wirksamkeit. 

§. 10. 

Wenn imd insoferne die Gesellschaft die ihr nach diesem Ueberein« 
kommen obliegenden Verpflichtungen nicht erfüllen sollte, so behält sich die 
Staatsverwaltong das Recht vor, die im §. 2 zugesicherte Zahlung des noch 
ausstSndigen Ean^reises für die übernommenen PrloritS^bligationen zu 
HftDden der Gesellschaft einzustellen, und anstatt der obigen Barzahlung den 
Anaban der Linie Pilsen-Eisenstein auf Kosten und Gefahr der Bahngesell- 
Bchaft für Rechnung der letzteren, jedoch unter Aufrechthaltung der yon der 

59 



Digitized by Google 



882 k. priv. Eisenbahu Piisen-Priesen (Komotau). 

GesfUscliaft aus diesem Anlasse mit Genelmiifjung der Uegierung j^t'scbloä- 
brnen Hau- und Licffiuu^sverträge zu bewerkstelligen. 

Wien, am 1. Mai 1876. 

Der k. k. Handelsminister: K. k. priv. Eisenbahn 

Cklineeky m. p. PiUen-Priesen (Komotan): 

Der k. k. Finansminister: 

Fretis m. p. Jessler m. p. karafeld m. p. 

Kit! im HaiHlelsmiiiisterium anlähflicli iI'T T'tit<*riV'rtifrmi[r *^f^^ vi>rstoht'ii<lcii 
TJobfitiiikonimfiis am 1. Mui IS7() mit «li-ii Vt^rtrcf in des Ver\v;ilniiiir>ratlie?; der 
Bahiigrjicllschaft aufgeuomuicneä l'rotokoll cuthält mehrere auf die Durchliihruiig dfs 
TJebereinkommens im Einzelnen bezügliche und dieselbe eichenteilende YereinbainB* 
geni welche dorch den seitherigen Vollzug des den Gegenstand des UebereinkoDuness 
bildenden Eisenbahnbaues im Wesentlichen als gegenstandslos au betrachten sind. 

(H. M. Z. 18659 ex 1876.) 
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(Vgl. Bd. II, A}.th. 2, Seite 12u5, Bd. Iii, Üeite 497 und Erg.-Bd. I, Seite 459.) 

1. Anmerkungen zur Concessionsnrkmide vom 25. Juui 1870, 

R. (i. Bl. Nr. 97, 

f&r die Eisenbahn von l'rag nach liux und Brüx. 

(Vgl. Bd. II, Abth. 2, Seite 1209.) 

Zu den §§. 2, 17 und 18. 

Die Eröffnung des BetriebeB auf den eiuzelneu Strecken erfolgte^ 
und zwar: 

Brüx- Obernitz , 0 b erni t z - Clilu mca n und Obernitz- Bili n 
am 21. Novoinber 1872; 

C Ii l u m c a n - S c h 1 a ii am 2, Jänuor 1 S73 j 
Prap-Schlan am 12. Mai 1873 und 
Biliu-Dus (Ladowitz; am 27. October lö73. 

Zu §. 8. 

Mit dem Protokollariibereinkominon vom 1. April 1878 (Kundmacliunfj: 
im K. G. Bl. Nr. 33) wurden die TariHH'stiiniuiin^'eii für Personen und den 
mit der Personenhetörderun? im Zusamraenlianfre stehenden Sachentrausport 
auf Grund des Gesetzes vom 1.'). .Juli 1878. R. G. Bl. Nr. 64, betrcffeud die 
Maximaltarife für die Personenbeförderung auf den Eisenbahnen, geregelt. 

Zu §. 10. 

Mit 1. Jänner 1878 ist auf Grund eines ;j:;emeinscliaftliciien üeberein- 
koraniens auf säiunitlichen österreiehisehen und ungarischen Eiseubahaen 
ein neuer einlieitliclier Militärtarif in Kraft t^ctretcn. 

V^'l. <aucli §. 5 der Concessionsurkuude vom 4. September 1872 im Erg.-Bd. I 
Seite 46a. 
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2. Anmerkung znr Coucossionsnrkinide vom 4, September 1672» 

R. Bl. ^r. U2, 

f&r die EisenbAhn toh Brüx an die bohaisch-aiohaitohe Griaie bei Mside. 

(VgL £rg.-Bd. I, Seite 468.) 

Zu 2. 

Zum Zwf cko der Baiivolleiulun':' niitl lubctrir'bsetzHng der IJahu.strcoke 
l?rüx-Klost( Tf^rab Aviinle dor Gcsell-ehaft anf (Jruiid des Gesetzes vom 
16. April 1>^77 (vjrl. unter 5) ein Aerarialdarb-heii f^rwährt. 

Die Eröffnung des Betriebes erfol^'te streckcuweiae und zwar: 

Brüx-Osse«^ij am 18. Decemb'-r 1876 und 

Ossegg-Klostergrab am 16. Mai 1877. 



3. Fortsetzung des Verzeichnisses der genehmigten Schlepp- 

bahiien. 

(Vgl. Bd. III, S. 491 und Erg.-Bd. I, Seite 4:)9."l 
Auf Grund der §§. 3, 4 und 15 der ConeeRsiouRurkunde vom 25. Juni 
1870 (vgl. Bd. II, Abtb. 2, Seite 1209) liat die GeBellschaft weiters die 
GonoesBion filr luichbenaiinte Zweigbahnen erhalten: 

8. Hit Erlass der k. k. Stattlialterei iWr Böhmen vom 5. September 
1878 f Z. 47927, Uber Ermächtigung des k. k. Handelsministers vom 
18. Augnst 1873, Z. 21965, iUr eine schmalspurige Kohlenbahn für Graben- 
hunde von den Magdalena- und Victor- Grub« nmaassen bei Strimitx 
zur Verladerampe der Maria-Theresia -Zeche bei Brttx. 

An Stelle dieser Bahn Ist eine von der Station Brfix (Prof. 58/54) 
abzweigende normalspnrlge Schleppbahn zum Kohlenwerke in Striroitz 
(Friedrich -Schacht) getreten, für welche die Concession mit Erlass der 
k. k. Statthalterei für Böhmen vom 21. Jnnl 1874, Z. 38938, über ErmSoh- 
tigung des k. k. Handelsministers vom 5. Mai 1874, Z. 12220, erthellt 
worden ist. 

9. Mit Erlass dor k. k. Statthalterei für Böhmen vom 26. October 1874, 
Z« 56966, Uber ErmSchtigung dos k. k. Handelsministers vom 19. September 
1874, Z. 18914, Ittr Rangir- und Verbindnngsgeleise zwischen der Strecke 
Brüx- Klostergrab und den Kau langer Scbleppbahnen der Dnx- 
Bodenbacher Bahn. 

10. Mit Erlass der k. k. Statthalterei fQr Böhmen vom 28. October 
1874, Z. 56967, Uber Ermächtigung des k. k. Handelsminlsteis von 
21. September 1874, Z. 28950, ffir eine Schleppbahn von Prof. 114/115 
der Strecke Oberleute nsdorf-Ossegg zu den Schächten Ladung II und 
Brach I des Duz er Kohlenrevieres. 
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11. Mit Erlass tier k. k. Stattluiltorci für Blihnieil ▼om 7. November 

1874, Z. 60177, über Ermächtigung des k. k. Handchministers vom 31. Oc« 
tober 1874, Z. 33064. für eine Schleppbahn von der Station Dux-Lado- 
witz znni benachbarten Fraiienlob-Schachte. 

12. Mit Erlass der k. k. Statthalterci für IJöhmen vom 24. August 1875, 
Z. 46942, über Ermächtigung' dos k. k. Ilandelöministerium?' vom '21. ,hiU 

1875, Z. 217S9, für ein von der Station Dux-Ladowitz abzweigendes Lade- 
geleise für die Caroli 1 Zt che der Firma Haber& Consorten bei Ladowitz. 

13. Mit Erlass der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 6. November 

1876, Z. 6051 1. über Ermächtijrun^ des k. k. Handelsministers vom 24. Sep- 
tember 1875, Z. 27758, für eine Schleppbahn von der Skation Duanik zn 
den benactibarten Fürst FUrstenbergisclien Eisenerzgrnben bei Nucio. 



4. Protokoll, 

•nrgenoDDen im k. k. Oandelsmiiiisteriuiii am B. April 1876. 

G ojren wärtig:e: 

Von Seite der k. k. Regierung: 

Derl^eneraldireetor des öskerreicbischen Eisenbahnwesens, Herr k. ic. 
Seclionschef t. IKrdling, als Vorsitzender. 

Der Herr k. k. Seetionschef im Finanzministerium 9r. Kilter TtM 
Bezeciy« 

Von Seite der k. k. priv. Praj? Duxer Eisen b ahngesellschaft: 
Das Venvaltiinf;sratbsmitjji:li('d Herr Edgar v. Kohl- 
Der geseilschaltliche Oeneraldirector Herr Vraii Xräi« 

In Vertretung der Besitzer von Prioritätsobligationen erster 
und zweiter Emission der Prag-Dnxer Eisenbahn: 

Der gcriciltlielt bestellte Curator Herr Laudesadvocat l>r. Anten Lederer. 

Als ProtokollfHhrer: 
Sectionsrath Dr. Ritter v. Wittek. 

Gegenstand der Verhandlung ist die FeBtstellim«,' der Bedingungen, 
Quter welchen der k. k. priv. Prag-Duxer Eisenbahn die ihrerseits erbetene 
ataatliche Unterstützung zugewendet werden k5nnte. 

Der Herr Vorsitzende eröffnet die Verhandlung, indem er roittheilt, es 
seien die anwesenden liegierungsvcrtreter von Seite Ihrer Excellenzen des 
Herrn k. k. Handelsministers und des Herrn k. k. Pinanzministen beanf- 
tiagt, im Vereine mit den Vertretern der k. k. priv. Prag-Duxer Eisenbahn 
lind ihrer Prioritätsgläubijjrer die Bedingungen zu erörtern, unter welchen 
dem bezeichneten Unterneiimeu die von Seite des geselUcliaftlichen Ver- 
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waltun.esratlies zuh-tzt niittcl>t Eiiiirabc vom 21. Februnr IsTO im Hinbluk 
auf die den IJestand des Unternehmens bedroliendo Concursgeiahr erbetene 
sUiatliehe I nterstiitzung zugewendet werden konnte. 

Sohin werden unter Vorbehalt der hohen Genehmigung; Ihrer Excel- 
lenzen der Herren k. k. Minister des Ilaadels und der Finanzen lolgeode 
Vereinbarungen getroffen: 

Artikel I. 

Die k. k, Regierunsr erklärt ihre Bereitwilligkeit| noch vor Sohluas de» 
laufenden Jahres im Keichsrathe zur verfassungsmässigen Beiiandlang eine 
Gesetzesvorlage einzubringen, durch weh-ho die Stnnt-verwaltunfr in den 
Stand gesetzt würde, der k. k. priv. Prag-Duxer Eisenbahnpre^ellsehait zom 
Zwecke der Bauvollendnng und Inbetriebsetzung der Balnistrecko Brttx- 
Kloatergrab, sowie zurTil^un? der das Unternehmen belastenden »chweben- 
den Schulden ein Darlehen bis zum Maxinialbetrage von Hiner Million 
(1,000.000) Gulden österr. Währung Bankvaluta aas Staatsmitteln zu 
gewähren. 

Artikel II. 

im Artikel I bezeichnete Darlehen soll jeweilijr am i. Juli und 
1. Jänner nachhinein mit jährlich fünf Perceiit verzinst und die Kiickzahlunf: 
mit Zugrundelegung des gleichen Zinsfiisses in der Weise bewirkt werden, 
dass vom Beginne der Rllekz:»!ilung angefangen zur Ab«:tattun£; derTilgungs- 
quote und der iiinfpercontigen Zinsen iles jeweilig noch erübrigenden Dar- 
lehenscnpitala 24 gleiche Semestralraten, deren erste am 1. Juli 18^0 und 
die übrigen Rucce>sive nach .Massgabe der obigen Zinsenzahlungsterniine 
fällig werden, im Betrage von .'»r)9l3 Ii. an den Staatsscliatz zu bezalüeu 
sind, so zwar, dass die gesammte Darleliensschuld mit dt-r am 1. Jännt r 
1892 fsilligen Zahlung der letzten Semestrahnte vollständig getilgt sein wird. 

Sofern die Zaiiluni; di r Zinsen und >'enicstralraten niclit pünetlich zw 
den vereinbartrn Terminen erfcdgt. ist die Staatsverwaltung berechtigt, 
sofort die liückzahlnng der ganzen, sdibmii noch aufreeht bestehenden Dar- 
lehensschuld sanirat etwa rückständigen Zinsen zu fordern. 

Artikel III. 

Zur Sioberstellnng der dem Staatsschätze aus dem Darleheasverlrage 
erwachsenden Rechte ist ob der eisenbahnbttcherlichen Einlage der k. k. 
priv. Prsg-Duxer Eisenbahn mit cnratelsbehördlich genehmigter Zustimmnng 
des Curators der Besitzer von Prioritätsobligationen erster und zweiter 
Emission das btleherliche Pfandrecht mit dem Yorgangsrechte vor den 
AosprUohen der Besitzer der bezeichneten Prioritätsobligationen ehntn* 
räomen. 
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Artikel IV. 

Die im Artikel I enthaltene Zasicheriing wird aaSBerdem Ton der Bedin- 
gang abhlngij^ ^macht, dass 

1. zwischen der k. k. priv. Prag-Duxer Eis('iib;ihivu'<"^('n8chaft und dem 
rurater dor He^it7,pr ihrer Prioritätsobliiratinnen crf^ter und zweiter Emission 
mit euratelsbchürdliehcr Geneliiui^MUip; ein Uebereinkominen fr<'trotVen wird, 
■wonach sieh derCurator verplliclitet, NauKMH der durch ihn vrrtrettMien 
FrioritUtsobli^iationiMi-Iicsitzer insolanjre. als die Riiek/ahlunfr des vom Staate 
zugesicherten Uarleljens nielit vollständig erbd^^t ist, unter ausdriieklicher 
Verzi^'htleistuujj: auf das Kerbt der Kbage und ENccutionsriihrun^' zur einst- 
weiligen Verzinsung und Kückzaiilung der Priuritiitsobligationensfdiuld (H'ster 
und zweiter Emission lediglich jenen Theil der lii triebsübcrsi hii^se der 
sänmitlichen Linien der k. k. priv, r*rag-l)uxer Eisenbahn in AiiNjniKdi zu 
nehmen, welcher nach ,\bst:ittung der dem Siaale schuldigen Zinsen und 
Rückzahlaugsrateo des Aerarialdarlchens erübrigt; 

2. das« zwischen der Bahngesellsohaft und ihren sonstigen OlMabigerii 
ein Abkommen getroffen wird, wodurch mittelst Gewährung entsprechender 
Stundung der nicht zur Zahlang gelangenden Schulden die Gefahr einer 
Executionsfllhmng und Concurseröflhnng mindestens bis Ende December 
1876 vollständig beseitigt und die Wiederaufnahme der Bauthätigkeit in der 
Strecke BrUs-Rlostergrab unTerweilt, spätestens aber mit 1. Mai d. J. ermög- 
lichty sowie die Baurollcndung und Inbetriebsetzung dieser Eisenbahnstrecke 
noch innerhfllb der Bauzeit des laufenden Jahres herbeigeführt wird. 

Artikel V. 

Das gegenwäilige L'ebere in kommen crlan-jt erst dann bindende Kraft, 
wenn demselben ausser der im l^ngange vorbehaltenen hohen Genehmigung 
Ihrer Excellenzen der Herren k. k. Miuinter des Handels und der Finanzen 
die curatelsgeriohtliche Genehmigung bezüglich der Zustimmung de^ Cura- 
tors der Besitzer von Prioritätsobligationen erster und zweiter Emission zu 
Theil wird. 

Der Curator verpflichtet sich, diese Genehmigung unverweilt anzu- 
iuehen und dahin zu wirken, dass dieselbe ehestens, und zwar wenn Irgend 
thnnlich, bis spätestens 1. Mai d. J. crtheilt werde, widrigenfalls der k. k. 
Regierung das Recht zustehen soll, von dem getroffenen Uebereinkommen 
* zurttckzntreten. 

Die Vertreter der k. k. priv. Prag-Duzer Eisenbahngesellschaft ver- 
pflichten sich, unter der gleichen Bedingung des* der k. k. Regierung sonst 
zustehenden RQcktrittsrechtes den statutenmässigen Zustimmungsbeschluss 
des Verwaltungsrathes der Bahngesellschaft bis zum obigen Tage einzuholen. 



Dlgitized by Google 



888 



K. k. priv. Prag- 



Artikel VI. 

Es ist wohlverstanden, dass von Seite der k. k. Rej^ierun^ irgend eine 
Verpfliehtung oder VerantwortUohkeit für <lcn Fall nicht tibernommeB 
wird, als die naeli Artikel 1 zugesicherte Oeseteesvorlage die Zustimmniig 
des Keiclisratlies nicht erlangen sollte. 

Viehnel.r ist in einem solchen Falle das Uebereinkommen so anzusehen, 
als ob dasselbe niemaU getroffen worden wäre. 

Hiemit wurde das vorstehende Protokoll . dessen unL'e«;täropeltes 
Original, in den Händen der k. k. Staatsvei waltnng verMf^i'it . nnd von 
welchem je eine amtlich vidimirte Abschrift den Vertretern der BahtitrcÄell- 
schaft und dem Curator ausgefolgt wird, geschlossen, verlesen nnd allerseits 
unterfertigt. 

Wien, am 8. April 1876. 

W. Kördliag m. p. Kehl m. p. 

leiecnj ni. p. .Hräs m. p. 

Dr. kmHm Mtnr m. p. 

Ur. Heinrich Ritter v. Wittck m. p. 
k. k. Section»rath, als Protokolliührer. 

5. Gesetz Toin 16. April 1877^ K. 0. Bl. Nr. uDd C. Bl. Nr. oo, 

hctrt'irt'nd die (M W.ihrimL' i'ini'S Suatsvnrschusscs Ar dlf Aflienuesellsehafl lUr privilegirtfO 
Frag-Dam Kisenbahn lon Zwecke dt r |{au\olli>nduDg und Inbetriebsctsvng der Bahisticekv 

Hrüx-kloslergrab. 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reiohsrathes finde ich anzuordnen, 
wie folgt: 

Artikel I. 

Die Kc-iennifT wird crniärlitifrt, der Aetien;r<'8elNeliaft der priv. Prasr- 
Duxer Eisentiaha zum Zwecke der liaiivollendiinjr und Inbt trieltsetzunir der 
Bahni^treeke von Brüx nach Kl<tst* rjrral) rin Darlehen l)i> zum Maxiraal- 
betrafje von Kiner Million ( I,UUU.(KJU; (Juldcn österr. VYährun^r in Noten zu 
gewähren. 

Artikel Ii. 

Das nach Artikel 1 zu gewährende Darleben ist jeweilig am 1. Juli aod 
1. Jänner nachhinein mit jährlich 5 Percent zu verzinsen nnd unter Zugrunde- 
legung desselben Zinsfusses in 24 gleichen Semestralraton, deren erste am 
1. Juli 1880 fällig wird« zurttokziizahlen. 
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Artikel III. 

Die im Artikel I bezeichnet«- Ermächtigung wird au die li' ilin^nug 
'gcknfipft, dass zur Sichorstolliiii<:; der dem Staatsschätze nu» dem Darleheiis- 
vertrag:e erwaclisendcn Kf -htc ob der eisenbalinbücherlicheii Eiiilajre der 
k. k. priv. Frag-Duxer Eisenbahn das bücherliche Pi'aiidrecht mit dem Vor- 
sagsreobte vor den Ansprüchen der Besitzer der Prioritätsobligationen ein- 
gerilamt nnd eingetragen werde. 

Artikel IV. 

Für die aus Anlas"^ des gegenwärtigen Gesetzes stattfindende Enioh* 
tnng und büc lieilicho Eintragung von Verträgen und son«5ti^en Urkundi ! . 
sowie für die dies^falls vorkommenden Eingaben nnd Ausfertigungen wird 
die Gebühren- nnd Stitmpelfreiheit eingeräumt. 

Artikel V. 

Dan gegenwärtige Geselz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in 

Wirksamkeit. 

Mit dem Vollzüge desselben werden der üandelsminister und der Finanz- 
minister beauftragt. 

Wien, am 16. April 1877. 

Franz Joseph m. p* 
Atersperg m. p. CklMeeky m. p. Prctis m. p. 



In AuafCIhrung des vorstehenden Gesetzes wurde dem VerwaltungsraUie der k. k. 
priv. Prag-Dttxer Eij^cnlt.ilin \ um k, k. Handplsnunist. r zufolge des mit dem k. k. 

Pinanzjninister pctr<itr<'ii«ii Kinvemebmens mit dein ErUsse vom lu. Juni \s77. 
Z. 171 7"_*. fiötTiiot, dass PS iiurli Masfii;abc <lic^f.-i Gesetze;; keinem Ansfaiirle untetli« - 
gtin wild, der üe.sellscliait von dem den Gegenstand de» rrotokuUarübereinkomme.n.s 
vom 8. April 187ß (vgl. unter 4.) bildenden Aerarialdarlehens von einer Million Gulden 
8sterr. WShr. In Noten im Hinbliek auf den derseitigen Stand des Ausbaues der Eisen- 
bahnstreeke Brüx-Kl<»stergrah und mit Berücksichtigung der ein>t\veilen unterbliebenen 
Hcrstelluiiir tb r delinif ivL'ii Station Kloster^rral), sowit? des VcrhiiidMUfr^J'tüekes z\vi>ol»en 
<iieser uii<l <lt r |>r.ivisori'Jelit'ri Etidsi ation vorläullt: einen Theilbetrag von 'Juo.uuO H . 
öster. ^Viilir. in Noten llüssig zu maclien. Zu diesem Hebule wurde der Gesellschaft 
auferlegt, den nach Massgabe eines vorgeseichneten Entwurfes auszufertigenden 
Schuldschein Aber das in der bezeichneten Höhe zu erfolgende Aerarialdarlehen unter 
Einholung der Genehmigung des k. k. Handebgeru•ht.^- in Prag als Curatelsbehörde 
Viirzulfgen und gU^iehzeitig den Naeliweis über die <il> lier eitfenb.ilinbücbcrlichen Ein- 
lage der Prag-Duxer Ei.-enltahn in erster Uangi.rdnung erwirkte bü«!lierliclie Eintragung 
des P/andrechtcs für dieeea DaricJien sowie über die zugleich e/folgte Löschung dcä 
zu Händen der Anglo-9sterreichisehen Baak in Wien für ihre Darlehensforderung iu 
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erster Rangordnung bfieherlioh haftenden Pfandrechtes zu erbringen. Die Ausfolgong | 
der Darlehenssnmme wurde derart in Aussicht gestellt , dass hieron ein ▼om T«r- 

waltungsriitlie zu beziffenulcr Betr.ifr zur Tilgung der der Anglo-Sstcrreiehihrhei» nark i 
gegen die Ge--?«'IIseli<ift in c'^'it-'Iieni Betrage zusti.'lieiulen Darlclionsforileruiif: in Anroch- 
ntinir iiti'I auf Ahs('lil;i<^ <ler Darlehensvaluta uninittelbar an das genannte Bankinstitut, 
*ler liest aber an die Bahngesellschaft cri'olgt \verde. ! 

Naehdem von Seite des Yerwaltungsrathes der k. k. priv. Prag-Duzer Eisenbskn I 
mit Eingabe TOm 6. Juli 1877, Z. 6787, 1 (H. M. Z. S0677) die verlangten Naehweitin- | 
f^en polipfert worden waren, wurde vom k. k. Finanzministerium mit dem Erlasse vom i 
12. Juli 1877, Z. 1107— V. M. (H, M. Z. 21737 ex 1877) der Betrap von fliMMMfO fl W ''■ 
der k. k. Staats-Centraleasse mit «lern Anl"traf,'e zur Auszahlung ange\vio>en. hievondie 
Theilsumme von 3)1*2.754 Ii. 8U kr. au die bevollmiichtigteu Vertreter der Bahngesell- 
schaft KU erfolgen, den Restbetrag von 517.245 fl. 20 kr. aber unmittelbar an die Anglo* 
österreichische Bank in Wien abzuführen. 
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Seeimdarbalm von der Stadt Elbogen zur Station Elbogen-Neusattel. 

1. Oesetz Tom 28. Mäi*z 1875, E. 0. Jii. Kr. 57 und C. Bl. Nr. 47, 

betrelTeiid die Bedingangen und Zu^f^stlndiiisse fttr die Slohersteliung einer Seeundirbahn von 

der Stadt Elbogen sur Station Elbogen-Neuaattel. 

Mit ZaBtiiDmung beider H&user des Reichsratbes finde Ich nnzaordDen, 
wie folgt: 

A rt i kol I. 

Die Rcp:iening wird ermäciitigt, bei Krtiieilung der Coucesglon fttr eine 
normalspiirige 8ecnn<liirbalin von der Stadt Elbogen zum Anschlüsse an die 
▼on den Kittor von llaidin.uer scIien Kohlenwerken nach der Station Elbogen- 
Nensattel der Buschtr-hrader Ei?ieiibjjiin fiiiirende Schleppbaiiu, bcziehung;«- 
weise soferne die Bentttznng oder Erwei l uiiL'^ «lieber Schieppbaim für Zwecke 
des nenen Unternehmens im Wcfre ein«>s rebereiukommens nicht zu erzielen 
sein sollte, bis zu der bezeichneten Eisenbahnstation, fttr diese Eisenbahn 
nachstehende Bej^Unstigungen zu gewähren: 
aj Die Befreiung von den Stämpeln und Gebühren für alle Verträge. Ein- 
gaben und sonstige Urkunden zum Zwecke der Capitalsbeschaffung, 
sowie des Banes und der Instmimng der Bahn bis znm Zeitpuncte der 
BetrlebserSffnttng ; 

hj die Befreinng von den Stämpeln und Gebtthren fttr die erste Aasgabe 
der Aotien und Prioritiltsobligationen mit Einschluss der Interims- 
soheine, sowie der bei der GmndeinlÖsung anflanfenden Uebertragungs« 
gebfllir; 

cj die Bef^iung von der Einkommensteuer, von der Entrichtung der 
Coupon -Stämpelgebtthren, sowie von jeder neuen Steuer, welche etwa 
durch künftige Gesetze eingeftthrt werden sollte, auf die Dauer von 
lidohstens dreissig Jahren vom Tage der Conoessionsertheilnng. 
Die Torsteher.den Begünstigungen finden in dem Falle, wenn die 
Schleppbahn zu den Haidinger^schen Kohlenwerken fttr Zwecke des nenen 
Unternehmens benfitzt oder erworben wird, anch bezflglieh dieser Sohlepp- 
bahn, sowie bezüglich der zum Zwecke dieser Benutzung oder Erwerbung 
zu errichtenden Verträge sinngemässe Anwendung. 
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Artikeln. 

Uie im Artikel I bezcichiu te Einenbabn inuss binnen längstens einem 
und einem halben Jaliro vom Tai;e der OoncessionsortliPilung an gerechnet, 
im Baue vollendet und dem öffentlichen Verkehre übergeben werden. 

Artikel Iii. 

lusofeme auf der den Gegenstand dieses Gesetzes bildenden Eisenbahn 
die Zilge nur mit einer Mazimalgesohwindigkeit von 12 Kilometern per 
Zeitstnndc verkehren, wird die Regiemng ermltciitigt, nicht nur beim Baue 
alle thnnlichen Erleichterungen zu gewähren, sondern aucli in Bezug auf 
den Betrieb von allen in der Eisenbahn-Betriebsordnung vom 16. November 
1851 (R. G. Bl. Nr. 1 ex 1852) und den einschlägigen Nachtragsbestim- 
mungen vofgesoliriebenen Sicherheitsvorkehmngen insoweit Umgang zu 
nehmen, als dies mit Rticksioht auf die ermässigte Maximalgeschwindigkeit 
nach dem Ermessen des Handelsministeriums zulässig erscheint. 

Desgleichen wird die Regierung ermächtigt, die Unternehmung der 
bezeichneten Eisenbalm von der im §. 68 der Eisenbahn-Betriebsordnung, 
beziehungsweise im §. 10, lit f) des Eisenbahn-Ooncessionsgesetzes vom 
14. September 1854 (R. G. Bl. Nr. 238) ausgesprochenen Verpflichfung 
xur nnentgeltlicheu Beförderung der Post, sowie von den zufolge §. 89 der 
Eisenbahn- Betriebsordnung begründeten Verbindlichkeiten in Bezng auf den 
Ersatz des ans der polizeilichen und gefältsamtlichen Ueberwaohung 
erwachsenden Mehraufwandes und in Bezug auf die nnentgeltliolie Her- 
stellung und Erhaltung von Arotslocalitäten zu entheben. 

Artikel IV. 

Die Höhe der Fahr- und Fiachtpreise wird tnjgendeti Uegianzuiigen 
unterworfen : 

1. Kiick.sichtlifh der Ilelördennif^ von lici^K'u.ien zwischen der Stadt 
Elbo^reu und der Station Elbop^cii -Ncusaltcl ihuf Www Ucstaudo einer einzi- 
gen Wagenelasse koiii hillicrer Betrajr als 25 kr. für je ein" Person oin- 
gehobeu werden. Im Falle dt>r Einnihruiii: ( incr zweiten Wagi'nclas.se durch 
•len Coneessionär ist die Kegierniig inÜclitiLit. fiir die höhere Classe die 
Einhebung eines Fahrpreises znzulassen, welcher den obigen Einheits.'atz 
um höchstens 50 Fereeiit überschreitet. 

2. Kiicksiclitlieh der Betordernng von Frachten auf der bezeieliiieten 
ßahnstrecke darf ih r ravifsatz für je 50 Kilngranim • den Betrag von drei 
Krenzern nieht iiber^^teigen. In Ansehnng der Artikel Mineralkohle, C'oaks, 
Getreide, Malilprodnete, K-irtcileln. Düngerstot^e. Han- nnd Kalksteine ist 
bei vollen Wagenladungen ein ennäs.sigter larifsatz von iiiiehsteus 2*5 kr« 
festzustellen. 
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3. Rnt'ksichtlich der NebeiiRcbUlircu und (Kt sonstificn Transport- 
^estimmiingoii haben die für die Bnschtehrader Balm giltigen Anordnungen 

Anwendung zu fiüdeii. 

Nach Aldaiif von je fünf HetricbsjalutMi ist eine Revision der Tarif i 
vorzubehalten. w(d)ei auf die Sichenin;: einer angemes'^enen Rentabilität 
iler iialm Bedacht zu nehmen ist. Kine llf rabsetzunf^ der Tarife p:e{ren don 
Willen des Concessionärs hat jedenfalls insolant^e zu unterbleiben, als di»' 
Hahn nicht in zwei aufeinamler lolfrendeu lietriebsjahrfn ein UeinerträguiSH 
von mindebtens sieben Percent des Anlagecapitales gelielert liat. 

Artikel V. 

Die Daner der ('oncessinn für die im Aitik''! 1 bczeiehnet'' Eisenbahn 
ist mit neunzig Jahren vom T:i,t:e de-r Hetriebscrülfnnuir festzusetzen. Im 
Falle der Einbeziehung der zu den llaidinger'.si'hen Werken fiihrrnden 
Sehleppbahn in «las ikmic rnlernehmen kann die He;5tiinmun;r iietrotl'rn 
wer ben. da«s die ronee-sion für diese Sc lilfppbahn er>t mit dem Alilatife 
der oben bezi'iehnt ten ('(.»ncessionsdauer erliseht. Im UeliriL'<-n ist bei Fest- 
stellung der Conce.ssionsbcstinnnuiigen :iuf die Anonlnung des (^;e-etzes \ ««m 
1. .luni 1868 .R. (J, Hl. Nr. hiV) in lictrctV der 15edinj;un^'rn und Zu-rsiand- 
Tiisse tVir die rntern«dimung der r».stt'rreichischcn Nt>i 'i\\ '••'ti>ahn insoweit 
Rücksieht zu nehmen, als dies di<' eigenthliniliche BeschalVeuiieit der den 
Gegenstand dieses Gesetzes bildenden äecuudärbaiin zulässt. 

Artikel VI. 

Mit ilem Vollzu;:e dieses (ieset/e-. \v(d<-he=^ mit dem Tage seiner Knnd- 
m;ie]iung in Wirksamkeit tritt, sind der llandel>mini8ter und der Finanz- 
minister beauftragt. 

Wien, am 28. März 1876. 

Franz Joseph m. p. 

Auer.sperg ui. p. €kliaeck| in. p. fretis u>- p- 



2. Coneesslonsnrkiinde Tom 25. JSimer 1877, B. G« Bl. Kr. 15 und 

€. Bl. Nr. 34, 

für «Ii»' I.ocomiiti\-r.isi nliahn von dt r Slaift Kll)ftit<*n zur Station Klbntrcn-Nt-usalti'l. 

Wir Franz Joseph der Erste, von üottes Gnaden Kaiser von 
Oesterreich. Apostolischer Ivüniir von Liifrarn. König von Böhmen, von 
Daliuatien, Croatien. Slavonien. Galizien, Lodoinerien und Illyrien; Erz- 
herzog von Oesterreieh ; Grossherzog von Krakau, Herzog von I^othringen, 
Salzburg, iSteyer, Kärnten, Krain, Bukowina, Ober- uud Nieder-Schlesieuj 
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Grossfiirst von Siebenbürgen; Markgraf von Uähren; geAlrsteter Graf tou 
Habsburg uud Tirol etc. etc. etc. 

Nachdem die Stadtgeroeinde Elbogen im Vereine mit Heinrich Böhm 
und Hermann Ritter von Sebwind die Bitte nm Erthcilung der Concession 
zum Baue nnd Betriebe einer 8ecundürbahn von der Stodt Elbo^en zur 
Station Elbogen-Neußattel der a. priv. BuschtShrader Eisenbahn gestellt 
bat; so finden Wir Uns bewogen, in Erwägung der Gemeinnützigkeit des 
Unternehmens, den genannten Bittstellern diese Concession auf Grund des 
Eisenbahn -Concessionsgesetzes vom 14. September 1854 (R. G.Bl. Nr. 238), 
sowie des Gesetzes vom 28. März 1875 (R. G. Bl. Nr. 57), wie folgt, zn 
ertheilen ; 

§• 1- 

Wir verleihen den Concessionären das Recht zum Bau und Betrieb 
einer Locomotiv-Eisenbahn von der Stadt Elbogen zur Station Elbofreu- 
Neusattel der a. priv. Buschtöhrader Eisenbahn, eventuell mit Einbeziehung 
er von den vormals Kitter von Haidinger'schcn Kohlenwerken nach der 
erwähnten Eisenbahnstation bereits bestehenden Schleppbahn. 

Die Uaidinger'sche Kohlenschleppbahn wurde nur theilwoise einbezogen. 

§• 2. 

Die Bahn ist als eine normalaparige Secnndärbahn herzostellen. 

Die AnsfUhrang: des Baues nnd der Betriebseinriohtnngen hat nach 
Massgabe der von dem Handelsministerium zn genehmigenden Detailprojeete 
und der aufzustellenden technischen Bedingnisse stattzufinden. 

Laut des anlässlich der Concessionsverhandlungen im k. k. Handelsministeriam 
am 15. November 1876 aufgenommenen ProtokoUes (H. M. Z. 5166 ex 1877; wurdea in 
Besug auf die BauausfOlirung noch nachstehende technische Bedingungen vereinbart 

Steigung!- und Kichtaugsverhültnisse. 
Die grSsste sulässige Steigung wird in der Biehtung von der Stadt Elbogen gegen 
Neusattel mit 26 per mille(l :40), in der Richtung von Neusattel gegen Elbogen mit 10 

per millc (1 : 100 festgesetst. 

hi r Mitiiiii ilkriirnraunpsr.nÜus darf nuf drr curr^nteii Raiin niclit wfni^er al- 
l.'io Mitfi l.ftrapfii ; in d»>ti schwi« ri^'fn Partioii dus Urünlassthales könne» die jswischei 
Ciegcncurvei» cinzusclialicnden G«^railen <>ntfallen. 

Unte rl»;iu. 

Die Unterbaukronenbreite wird mit 4 Meter festgesetzt. 

Oberbau. 

Die Unt Juiolijpftc sind nur aus Holz, die Schienen aus Bessemorstalil herru- 
8fel!<Mi und da» (J 'wicht di r L<^t/*<"r('n \*t. iaiifi-ndcn Meter 17'5 Kilogramm hfi 

Aiiwi udiiii^' einer Maximai-bchwelleneutfernung von Ü.IO Meter von Mitte lü Mitte 
betragen. 
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Hoohbau. , 

HoehbanaaUgan kVnnan ant Faehw«rk| Hola oder manlT hargstteUt Warden, 
vnbesehadet der Anwendung der looalen BaaTorsehriften. 

Tolegrapheiilcitungen , WSchterhSuseri "Wcgschranken wwl Einfriedungen sind 
an der Bahn nicht herzustellen; auch kommen vorläufig nnr Uandsignale in Anwendung. 

Botriebamittel. 

An Betriebsmitteln t-ind inindo?tons anzuschatlVri : 

Eitio Lnr unotivo, zwei Personenwagen, zwei Gepäokswagen und 20 Kohlen- 
lowries mit u'iiii'bbari-ri Käston. 

Iliebei soll :uif eine thiuiliclisto Hera))tnindoninü: dor Baukosten Bedacht 
frenommcn und s(dlon insbesnndt're mit Piücksiclit auf die Maxinial- 
<:> sch\vindijrkf'it d<'r Zii;,'o, wel(die bei dieser Bahn 12 Kilomot- r por Stunde 
nicht Ubt'rstoi;,^oii darf, alle in Fol;?«' dieser «jjeriugen Fahrgeschwindigkeit 
zulässijS^'en Erleichteiuiigen zujr<'^tandcn werden. 

BfM AnaclialTung: der Fahrbctriebstnittel , Schienen und sonsti<;en 
Eis.-nliahnbesfandtlieile. sowie aller Ulirijjen AusrUstuntrsfje^^cn stünde ninss 
unter {^leicheu Bedingungen inländischen Werken der Vorzug eingeräumt 
werden. 

Die technisrlu'n Kntwürle lÜr den Hau und die Ausriistunj;- der Bahn 
sind dem llandel^ininistrriuni reclit/.eitij^ vorzulej^en und die aus diesem 
Aula-^-o, sowie überhaupt cr^^eht-nthMi Anordnungen der staatlichen Auf- 
sichtshcliijnU'u ^renauestens zu belol;^»'n. 

I)es}.'l< ieii(>n haben die Concessionäre beim Bau auch allen vom Ilan- 
del>^niinist«Tinin atis JdlVntlielien Rücksichten nachträ^lieh zu strll« lulen 
Anforderun;.M'n Folire zu leisten und sicli nach den bestehenden allgemeinen 
Bau- und I'tdizei-VorHchriften zu benehmen. 

Der Unterbau der Bahn kann auf die Anlage eines Geleises beschränkt 
werden. 

Die Conees>inn;i] c verpllichten sich, wc;^en BenUtzunji: des B.dinliotes 
Elbofren Neus;itt( 1 der ;i. priv. BusehtTdiradcr Eisenbahn^esrl/sehalt. sowie 
wegen EinriehtuuL^ des Betriebsdienstes beim l'eberfrangsverkehre rine Ver- 
einbarung mit der Li^enannten (iesellschai't anzustreben und das bezügliche 
Üebereink(»rnmen der .Staatsverwaltunfj zur Geiiehmi^'un^^ vorzulciren. 

»Sollt<' ein den ökonomischen Interessen der Secundärbahn entsprei-ben- 
des L'eben inkotuinen mit der Busclitrhrader Eiseubahnjresellsehaft nicht zu 
Slaiule komnit ii, so sind die Concessionäre zwar berechtij^t, einen eijceueu 
Bahnliof zu erriehtcn, sie haben Jedoch die Verptliclitunjr, ein Anschluss- 
freleise an die fremde Bahn herzustellen nnd für die thunlichste Erleichteruirsr 
des l\'rs(.nen\ crkehres beim Uebergauge von der eigenen auf die fremde 
Bahn Sorge zu tragen. 

Die Concessionäre haben Ton dem erwähnten Keolite Gebrauch gemaclit und 
aligesoiiil. rt)> Srationsgeleise unter gemeinschaftlicher Benützung des Aufnahuisge- 
bäudes in Elbogen-Neusattci errichtet. 
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I3ezii;i^licli der Bediiifruiij^on eines solchen Anschlusses, .sttwio rine* 
(•t\vai;rcn jL,'emeinschattlic'ln'n Balinhofdionstca für den Personenverkehr 
nnterwerfen sich die ( 'onnosHi«Mi;irf' dem Ausspruche des llnndelsniiniateriiims. 
falls oine Einigung hierüber mit der Auschlussbahu nicht erzielt werde» 
sollte. 

Der Stantsverwaltun;; bleibt das Recht vorbehalten, in Ermanfrlun;: 
eines Einverständnisses die Beding:un{i^en lür die e\entUL'lle ^^e^r' iiseiti^r 
Wagenlteniitzuni; der inländi'^elien Naehbarbahnen und lÜr die Eiumiliiduug 
von Jur^werks- und liuluNtriebalmen zu bestimmen. 

l»ie Conec-^sioiiiire sind jedoeli verpflichtet, die Einmündung: von Ver 
Idndnnusbahnen, welche den an der coneessionirten I?a!ui «jelej^eneii 

ludn-^trie rnlernehmuniren zum Behüte der Bet<H(li ruuLr ihrer Erzeu^ruisse 
zur Bahn an;-'elrjrt werden sollen, aut' die dem Bahnbetriebe mindest lästige 
Art gegen Vergütung der erwachsenden Kosten z*\ gcsUitten. 

3. 

Die Coneessionäre sind yerpfliobtet, den Bau der Eisenbahn binnen 
dl ei Monaten, vom heutigen Tage an gerechnet, zu beginnen und binnea 
einem und einem halben Jahre vom gleichen Zeitpnncte an gerechnet, m 
vollenden, die fertige Bahn dem öffentlichen Verkehre zn Übergeben nnd 
wfihrend der ganzen Concesslonsdauer im nnuntcrbrochenen Betriebe su 
erhalten. 

Die Bahn wurdu am 16. October 1Ö7 7 in jUctriel> gesetzt. 

Den ('oueessionären wird zur Ausfiihruni:- der f^oneessionirten Eisen- 
bahn «las Iteelit der Expropriation nach den Bestimmungen der einschlägigen 
gesetzlichen Vi»rsidirilten eitheilt. 

Das gleiche Beclit soll den Concessionären auch bezii};lich jener zn 
einzelnen indn-^tiielim Etablissements etwa herzustellenden Flüjxelbahnen 
zugestanden werilen. ileren Erriehtung von <ler Staatsverwaltung, aU im 
üffentliehen Inieref-se gelegen, erkannt werden sollte. 

Die ('(mces>i«.n;ire sind \ ei pHichtet. die grundldicherliehe Abschreib, n^' 
der rUr den Baiinbau erworbenen Gi undparceljen . beziehungswei-ie die 
Dui'clituhrnng der iia<'h Massgabe des Gesetzes vom lU. Mai 1H74 II. G. Bl. 
Nr. 70 ertorderlieh' n Voi kebriiULren ]>ehnis der eisenbahnbiicherliclie» 
Sieher-itellung der eiuseblägigen Beiditsvcrhältnisse, insoweit es an iimen 
liegt, thuiilieji-,t zu besehleunigen. sowie dafür Sorge zu tragen, dass die 
der bü' herlichen Kiehtigstellnng vorherg(diende definitive Vermessung der 
<hundsiiiek<' und die Einaliöirung der Abrechnung mit aller Beschleuuiguuij 
vollzogen werde. 



Digitized by Google 



£lbog«a 2UT Station Elbogen-Neusattet. 



897 



Die Coneessionäre iiaben sich beim Baue und Betriebe der concessio- 
TiirtPii Bahn nach dem Iiilialtc der ^rcirenwärtigen ('oiK-o.s:4ionBarkaDd6, sowie 
niX' h den dicslalls besteheudeu Gesetzen und Verordnungen [namentlich 
iiarh dem Eisenbahn- Conccr^sionsjjesftzo vom 14. September 1854] (R. G. Bl. 
Nr. 2;38 und der Hisenbahn-Betriebsordnuno: vom IG, November 1851 
G. Bl. Nr. 1 ex 1852), dann naoh den etwa kUni'tig za erlassenden 
Gesetzen und Verordnunfren zu benehmen. 

In Ansehung des Betriebes wird jedoch im Sinne des Artikels III des 
G>'r;etzes vom 26. März 1875 (R. G. Bl. Nr. 57) von den in der Eiscnbabn- 
ßctriebsordnun*]^ vorf^esrlirii benen Sicherheitsvorkehrungen insoweit Unig^ang 
genommen werden, als tlies mit Rücksicht a«f die ermässijrte Maximal- 
geseh windigkeit imrli dem Ermessen des Handelsmini^teriumF^ flir zulässig 
erkannt werden wird, und werden diesfalls die vom Handelsministerium zu 
erlassenden besonderen Betriebsvorschriften Anwendung finden. 

§.6. 

Bezü-rlieli der Lei^tuii;!^^! lür die Postanstalt kommen im Sinne des 
Artikels III des (icsclzes vom 28. März 1875 (K. G. Bl. Xr. 57; folgende 
Bestimmunjren zur Aiiwondun;:. 

Die Conees-ionäic sind veiptli<-htet. die Post und die Po.>tlte(liciisTet(-n 
mit dm Eisenbahnzü^'fn zu betordern, sie kihinen Jedoch für diese, sowjo 
für sonstifje Lci^stuntren zu Zwecken der l'osianstHlt ein an;reni< ssrn<'s, in» 
Wege der Vereinharuujj^ festzustellendes Kntirelt in Anspruch nehmen. 

Die F''ststelluii;^ der Fa]ir])läni' der zur Postlietiu(leruii;r henützten 
Züge, welche jedoch die Zahl v^n drei in jeder Kiditiini:- iiiiinlialb 21 Stuu- 
<len verkehrenden Ziiiren nielit ülierstei:L;-fMi soll^ hat mit (ienelimi^rir.i^' des 
Handelsministeriums zu erfol^^^en, welchem auch jede benb^=iehtifrte Aende- 
ninir de>) Fahrplanes mindestens vierzehn Tage vor deren Activirung anzu- 
zeigen ist. 

Sollten tür di<' Ausiilniiifr des Pustdicnsles in der l'^nilstatiou EIlMi^ren 
besondere Loealitäten erl( »rderlicii werden, so wird «'ine besou lere Verciu- 
barunfjj bezii<rlich der lür zu dies( ni Zwecke beizustellenden Raum in Form 
eines Miethzinses zu leistt^ndcn Entsehädiuun;:: zu treffen sein. 

Die innere liinrichtun^', Reini^Min^% Beleuchtung und Beheizung dieser 
Räumliclikeit ol»lie<rt der Postverwaltuiiir. 

Correspoudenzen, welche in Bezieliunjr auf die Vt rwaltunir der Eisen- 
bahn zwischen der Direetion oder dem Verwaltun,L''s) athe der Eisenbahn und 
ihren iiiiterireordneten ÜrL:;aiit'n. oder von die-en untei' einander ^'efiilut 
werden, dür.'eu auf den l)ezu;;lirhcn Bahnstrecken durch die Bediensteteu 
der iialiuaubtalt befürdeii werden. 

60 
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§. 7. 

Die CoijcessionUre übernehmen die Verpflichtang, die etwa sein*»rzeit 
für den Bahnbetrieb und die Signal i^irang: nothwendig werdenden Tele- 
P'iiphenleitungen, behufs deren Herstellung ein eigeneB Abkommen mit der 
Staats-Telegrsphenanetalt zu treffen ist. auch für lötaatS' nnd PriTatcorre> 
spondenzen verw«»nden zn laR»en. 

Der Staatsverwaltung steht es frei, selbständige Leitungen auf dem von 
den Concessionären eingelösten odor ^^onst für Bahnzwecke benutzten Grund 
und IJoden ohne jede Vergütung oder Entschädigung anzulegen und im Falle 
der Anlegung einer selbständigen Bahnbetriebsleitnng die Drühte der Staats« 
telegrnphen an den Sttttzpuneton dieser Leitung anzubringen. 

Zur Beaufsichtigung nnd Instandhaltung sulch« r staatslimen haben die 
CoDcessionäre durch das Bahnpenonale unentgeltlich mitzuwirken. 

Die Concessionäre sind ferner verpflichtet, auf ihrer Bahn die Materialien 
und Requisiten der Staatstele;:raphen- Anstalt naoh dem tlir Militärtransporte 
giltigen Tarifsätzen zu befördern und in ihren Bahnhöfen nnd Stationen 
nnentgeltlioh zu lagern nnd zu verwahren. 

§. 8. 

Auf der im §. 1 erwäluitfii Bahn soll llir dou rersouenverkehr vorläudg 
blog eine Wa^enclasse brsfplieii. 

Die Hohe der Fahr- und Frachtpreise wird folgenden Begränzungen 
unterworfen : 

1. Hüi'ksieiitlicli der Befiirdening von lUiseiulen /.wisclieii der Stadl 
Elbogen und der Station Kibogen-Neusattel darf beim Bestände einer einzi- 
gen Wn<r(>iiclasäe kein höherer Betrag als 25 kr. für je eine Person einge- 
hoben werden. 

Im Falle der Einführung einer zwt iteu Wagoiiclasse darf die liir «lie 
höhere ( lasse ein7iilie't»ende Gebühr deu obigen Einheitssatz um höchsteu:« 
50 Percent üliersrhrciten. 

2. Küeksichtlirh der Befi>rdernng von Fraciiten auf der bezeiehnetcn 
Bahnstreeke «iiirt der 'lahfsatz Ihr jo eine Tonne den Betrag von 60 Kren- 
zeru nicht ülMT^tej'jren. 

In Aiiselniiig der Artikel: Miiieralkohle, ('oaks, (Jetieide, Mablpro- 
ducte, Karinift'lii, DiingerstotTe, Hnu- und Kalksteine ist Kei vollen Wagen- 
ladungen ein eriiiässij^ter Tarifsatz von höchstens 50 kr. festzustellen. 

8. Hüeksiehtlich der Nebengebüliren nnd der sonstigen Transport- 
bestiniuuingen haben die llir die Buschtehrader Bahn giltigen Anordnungen 
Anwendung zu linden. 

Nach Ablauf von je tünf Hetricbsjabren steht dem llandelsniinisteriuai 
das Recht zu, eine Kevisiou der Tarife vorzunehmen, wobei jedoch auf die 
Sicherung einer angemessenen Beutabilität der Bahn Bedacht zu nehmen iat. 
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Eine Ilerabsctznng der Tarife geji^on den Willon der ('oncessionäre hat 
jedenfalls insolange zu nnterldeibcn, als die Bahn nicht in zwei aufeinander 
folgenden Betriebsjahren ein Reinertriigoiss von mindestens sieben Peroent 
des Aniagecapitals geliefert hat. 

§. 9. 

In Fällen eines Nothstandes und aussergewöhulicher Theuerung der 
Lebensmittel für Menschen und Nutzthiere in den im Reichsrathc vertreteueu 
Ländern der österreichisch-ungarischen Monarchie ist der Handelsminister 
berechtif^t. Erfordemiss die Frachtpreise für dieselben herabzumindern^ 
Jedoch nicht auf einen niedrigeren Betrag, als die Sätze für die am geringsten 
tarifirten Artikel auf der betreffenden Bahn betragen. 

i?- 10. 

Die einzuliebenden Fahr- und Frachtpreise dürfen in iiilHndischer 
f^ilbenuiinze hemesr^en werden, jedoch s<», da*?« die mit Berüeksiclitiguiig des 
Conrswerthes entl'alieude Gebühr auch in der Landeswährung angenommen 
werden muas. 

Die Znrüekführung des Tarifen auf die Landeswährung hat nach den 
von dem Handelsministerium festzustellenden Modalitäten stattzutiadeu. 

§■ 11. 

Die Militärt ran Sporte müssen nach herabgesetzten Tarifpreiseu besorgt 
•werdeil. und zwar nach den in dieser Heziehung, sowie rücksichtlich der 
liegUnstigungen reisender Militärs zwischen dem Reichs-Kriegsministerium 
und dor Direetion der Kaiser Ferdinands-Nordbahn unterm 18. Juni 1868 
abgeschlossenen rebereinkomuien, dessen Bestimmungen einen integrirenden 
Bestandtheil der Coneessionsurkundc zu bilden haben. 

Im Falle jedoch mit allen oder der Mehrzahl der österreichischen Bahnen 
für Militärtransporte dem Staate günstigere Bestimmungen vereinbart würden, 
so sollen diese anoh fUr die coneessionirte Bahn Geltung haben. 

Am 1. Jftnner 1878 Ist 'auf Grund des gemeinschAftliehen Uebereinkommens Tom 

15. September 1877 Auf sämmtlichen österreichischen und ungariaehen Eisenbahnen 
«in neuer einheitlicher MilitSrtarIf in Kraft getreten. 

Diese Bestimmungen finden auch auf die Landwehr beider Reiohs- 
hälften, auf die LandesschtttBen Tirols, und zwar nicht nur bei Reisen auf 
Rechnung des Aerars, sondern anoh bei dienstliehen Reisen auf eigene 
Rechnung su den Waifenttbnngen und Gontrolsversamminngen, femer auf 
das Militär- Waohoorps für die Civilgerichte Wiens» auf die Qendarmerie» so- 
wie auf die militirisoh organisirte Finanz- und Sieherheitswaohe Anwendung. 

Die Coneessionäre verpfliehten sich, dem von den österreichischen 
Eisenbahngesellschaften abgeschlossenen UebereinlLommen über die An- 
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seh.'itTuuK unti licreitlialtun^ von Aiisriis;tiniirs^efj;:<'nstiiiMlL'ii für Militärtians- 
jH<rfc. (Ii ' Lei.stuii;^ i.'-o^ronst'iti^MT Aushilfe mit Falirl>etnobsniii irlu hei Durch- 
liilii imj; jrrosHcrtT Militartransjiuite, 1« riiHr (h u (ULMiii selten Bestimmungen 
lind (1< r DioustvorsclirKt l'iir die Fi'ltl<'is«"'nhaliii- Al)thcilun^< ii, sowie dem mit 
I.Juni 1871 in Wirksamkeit ;xetietenen Naclitra;^sUbereink()mnien, be/Jiu'lioli 
([qü Transportes der im lie;;enden Zuntande auf IJeclinunfj: dos Militärärars 
zur Beliir<leninir trelanf^enden Kranken und Verwundeten beizutreten. 

Dieselbe Verpllielitiin;; des Beitrittes ^'ilt auch bezü^rlicli des mit den 
Balingesellsehal'ten zu Stande kommenden l ■ebereinkomniens we;:en ;^e^en- 
RCitif^er Aushilfe an Personale bei Dm chfiiln unji; <:rosser Milit;irtraiisporte 
und der \'(»r.schrift für den Mililärtran>port auf Eisenbahnen. 

Diese Verptlii htuniren (d)liegen den Concessiitnären nur insoweit, als 
deren Krfüllunf^ naeli Mass-^alte des secundären Charakters dieser Linie und 
der deni/.ulol^e gewährten Krleichterunfreu in Bezuj; auf Anlage, Ausrüstung 
und Betritdissystem durehHihrbar erscheint. 

Die ( oneessionüre verpHiehten sich, bei Besetznnj^ von Dienstposten 
im Sinne des Gesetzes vom \\K April 1872 (K. G. Bl. Nr, CO) auf irediente 
l'nterofficiere des Ueeieb, der Kriegsmarine und der Landwehr BedaciU zu 
Dehmeu. 

§. 12. 

Staatsbeamte, Angestellte und Diener, welche im Auftrage der die 
Anfeicht Uber die Verwaltung und den Betrieb der EiBenbahnen itthrendea 
Behdnie oder anr Wahmng der Interessen des Staates in Folge dieser Con- 
eessioii oder ans GefliUsrttcksichten die Eisenbahn bentttaen, nnd sieh mit 
dem Auftrage dieser Behörde ausweisen, mttssen sammt ihrem ReisegepXeke 
nnentiEeltlich befördert werden. 

§. 13. 

S(hi>blinp-e und Slrütlinjie. sowie deren Esc«)rte, letztere auch auf der 
I{Uckfa!;rt. sind zur halben Personenzu^'si:ebiihr zu befdrdern. 

Fii' derlei Transporte, welche nach 'riiunlieiikeit in abjjresonderteii 
Coupes imterjrelii aeht werden müssen, sind mit den coropetcnten Behörden 
bestimmte Tage und Züge zu vereinbaren. 

§. u. 

Bezüglich der fiir Zwecke der Staata-Pferdesuehtanstalten veranlassten 
Sendungen nnd deren Begleitung haben die lllr Militärtransporte geltenden 
ermnssi^ten Tarifsätze, jedoch mit der oben angegebenen Besohrilnknng, 

Anwendung zu finden. 

Den Concessionären wird das Recht «dngeräumt, eine Aclien^resellschatt 
an bilden und zur Auibringuug der erforderlichen Geldmittel auf L'eber- 
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briiigfT odor auf Namen lautcmlo Actiou und Pri()ritUtsoV»li*rationon aiiszu- 
ffebcii. wololie auf den österreichischen Börsen verhandelt und amtlich notirt 
werden dürfen. 

Di(^ Emission von Prioritätsobligationen darf vor Vollendung der Bahn 
nicht crfolfren. 

Die duicli dicsrlbon aufgebrachte Summe darf die Hälfte des Anlage- 
capitals nicht iUH isclircitei . 

Werden die Prioritiitsobli<rationcn in einor fremden Valuta ausfreirebcn. 
<«o rnnss der Beti'ag auch in österreichischer Währung ersichtlich gemadit 
werden. 

Dir Tilgung der Prioritätsobligationen hat der Tilgung der Aotien 

vorauszuf^ehen. 

Die zu bihlende Oesellficliatt tritt in alle Rechte und Verbindlidikeiten 
<ler ('<>nces<;ioii;tri die Gesellechaftsstatuten unterliegen der Genehmigung 
der Staatsverwaltung. 

§. 16. 

Die Concessionäre sind befii^'t. Agentieu im In- und Auslande zu 
bestellen, sowie Transportsraittel für Personen und Frachten zu Wasser oder 
XQ Lnnde unter Beobachtung der bestehenden Vorschriften einzurichten. 

Die Staatsverwaltunf? ist berechtigt, sieh die üeberzeugung zu ver- 
HchaiTeny dass der Bau d^r Bahn, sowie die ßetriebseinriehtung in allen 
Theilen zweckmässig und solid ausgeführt werde und anzuordnen, dass 
Gebrechen in dieser Beziehung hiutangehalten und riioksiohtlich beseitigt 
werden. 

Die 8taat<^ Verwaltung ist auch berechtigt, durch ein von ihr abgeord- 
netes Organ Einsieht in die Gebarung zu nehmen. 

Der von der Staatsverwaltung bestellte Commissür hat auch das Hecht, 
den Sitzungen deR Verwaltnngsrathes oder der sonst als Geaellschaftsvor- 
«tand fungirenden Vertretung, sowie den General-Versammlungen, so oft er 
«8 fttr angemes9en erachtet, beizuwohnen und alle etwa den Gesetzen oder 
den Gesellschaftsstatuten zn widerlaufenden, beziehungsweise den öffent- 
lichen Interessen nachtheiUgen Beschlüsse und Verfügungen Zu sistiren. 

FUr die hier festgesetzte Ueberwachung haben die Oonoessionäre eine 
Vergütung an den Staatsschatz nicht zu leisten,* ebenso werden die Con- 
eessionäre von den zu Folge des 89 der Eisenbahn-Betriebsordnung vom 
16. November 1851 (U. G. Bl. Nr. 1, ex 1852t. begründeten Verbindlich- 
keiten in Bezug auf den Ersatz eines etwa aus der polizeilichen und gefälls- 
Mmtlioben Ueberwachnng erwachsenden Mehraufwandes und in Bezug auf 
die unentgeltliche Herstellung und Erhaltung von Amtslocalitäten enthoben. 
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§.18. 

Die Dauer der Concessinn mit dem im §. 9, lit. bi des Eisenbahn- 
Oonce8sioiiR«resetzcs ans;;esi)roelu;i>( n Sf^hutze gegen die Krriehtung ikmut 
Bahnen wird auf Neunzig Jahre vom Tage der Betriebseröffaung festgesetzt 
und sie erlischt uaeh Ablauf dieser Frist. 

Die Bahn warde am 1&. Oetober 1877 in Betrieb geaetott. 

Im Falle der Einbeziehang der in den Tonnato Haidinger'ae^etk 
Werken führenden Schleppbahn erliseht die Ooneeesion für diese 8ehlepp> 
bahn erst mit dem Ablaufe der hier festgesetzten Oonoessionftdaaer. 

Die Coneession kann von der Staatsverwaltung als erloschen erklSrt 
werden, wenn die im §. 3 festgesetzten Verpflichtungen bezflglioh der In- 
angriffnahme und Vollendung des Baues, dann der EröiRinng und Aufirecbt' 
haltung des Betriebes nicht eingehalten werden, sofern eine etwaige- 
Terminttbersohreitnng nicht im Sinne des §.11, Ut h) des Eisenbahn- 
Concessionsgesetses und namentlich durch politische oder finanzielle Krisen 
gerechtfertigt werden könnte. 

§. 1». 

Die Staatsverwaltung behlllt sich das Recht vor, nach Ablauf von 
dreissig Jahren, voni heutigen Tage an gerechnet, jederzeit die eoneesslonirt» 
Bahn gegen eine an die Concessiontre zu leistende BarentsehXdigung ein- 
zulösen. 

Zur Bestimmung des ElnlSsungspreises werden die Jährlichen Rein- 
ertrügni^se der Unternehmung während der, der wirklichen Einlösung vor- 
.nnsgegangenen sieben Jahre beziffert, hievon die Reinertnignisse der 
ungünstigsten zwei Jahre abgeschlagen und der dnrchschnittiiche Reinertrag 
der Übrigen ftlnf Jahre berechnet. 

Sollte sieh jedoch der so ermittelte dnrchschnittiiche Reinertrag nicht 
wenigstens auf die Annuität In Silber erstrecken, welche zur fUnfpereentigen 
Verzinsung und Tilgung des von der StaatSTenn'altung genehmigten Xominal- 
Anlagecapitals innerhalb der Concessionsdauer nothwendig ist^jso wird dieser 
Annuitätenbetrag als das der Bemessung des Einlösungspreiscs zu Gmnde 
zu legende Heincrträgniss festgesetzt. 

Der zwanzigfache Betrag des nach diesen Grundsätzen zu besimmenden 
Rcinerträgnisses bildet den Einlösungspreis. 

Die Ziffer des Kominal-Anlagecapitals ist der Genehmigung der Staats- 
verwaltung zu unterwerfen, und zu demselben gehören: 
aj Die Kosten der Vorarbeiten nnd Projectsverfasaung; 
bj die Kosten des Baues und der ersten Betriebseinriclitung (das ist bis 

zum Ende des ersten Ketrieb«?jahr( s nach eröffnefem Beiriebe auf der 

ganzen concesi^ionirten Bahn), sowie alle sonstigen Auslagen, welche 
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au^ AiilaPs der IlcrstfUuiig und Inbetrielirfetzunp- der cnncossionirteii 
Balm aus>*crdcm im Puucte liereits erwähnten Betrag nothwendiger 
Weise bestritteu werden mlissen; 

Cy die fiiiifpercenti<rcn Zinsen für die wahrend der Bauzeit lus zur Eröff- 
nung des Betriebes auf der j;anzen concesaionirten Balm nach Massf^abe 
des FortJ^chrittes des Baues und der Betriebseinricbtniii; eingezahlten 
Capitalsboträge nach Abzug der erzielten Keinerträi^iiissc von den 
etwa triilior dem Betriebe übergebenen einzelnen Bahnstrecken und der 
Zinsen, welehc ans den oingezalilten und nicht gofort verwemletcn 
Geldern erzielt worden sind, jedooh nur insoweit, als solche Zinsen 
that^ächlifh ansfrozahlt wurden, von den aus eigenen Mitteln der Con- 
cessionäre aufgewendeten BaueapitaUen sind jedoch in keinem Falle 
Zinsen zu berechnen; 

d) die Kosten der (ieldbeschaftung, beziehungsweise der Betrag des mit 
Genehniigniig der Staatsverwaltung zugestandenen durchschnittlichen 
Coursvcrlustes bei der Aufbringung des baren Gelderfordernisses bei 
Ausgabe der Actien und Prioritätsobligationen. 

Sollten nach Ablauf des ersten Betriebsjahres noch weitere neue Bauten 
ausgeführt oder die Betriebseinrichtungen Termehrt werden, so können die 
diesfalligen Kosten dem Anlagecapital nigerechnet werden, wenn die 
Staatsverwaltung zu den beabsichtigten neuen Bauten oder zur Vermehrung 
der Betriebseinrichtongen ihre Zastimniung ertheilt hat nnd die Kosten 
gehörig nachgewiesen werden. 

Durch die erfolgte Kinlösung der Bahn und vom Tage dieser Einlösung 
tritt der Staat gegen Ausl»czahlung des EinlösangBpreises ohne weiteres 
Entgelt in das Eigentlinm und in den Genuss der gegenwärtig coneessio- 
nirten Linie mit allen dazu gehdrigen beweglichen und unbeweglichen 
Sachen. 

§. 20. 

Für die im §. 1 dieser Concessionsurkunde genannte Eisenbahn 
werden folgende Begünstigungen gewährt: 
aj Die Befreiung von den Stämpeln and (Gebühren für alle Vertrüge, Ein- 
gaben nnd sonstigen Urkunden zum Zwecke der Capitalsbeschaffung, 
sowie des Baues und der Instruirang der Bahn bis zum Zeitpunote der 
Betriebseröffnang; 

die Befreiung von den Stämpeln und Gebühren fUr die erste Ausgabe 
der Actien und PriuritätsobligationeD| mit Rinschluss der Interims- 
Bcheinei sowie der bei der Grandeinlösong anflanfenden Uebertragungs« 

gebühr; 

ej die Befreiung von der Einkommenateaery von der Entrichtung der 
Conpou-Stimpelgeblibreiiy sowie von jeder oenen Steuer, welche etwa 

t 
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durch lct!nfti<r(^ (ipset/.c oinirfnihrt werden sollte, auf die Dauer von 
dreissi^ i 30i Jalneii vom heiitisjeii Tage an {xproehnet. 
Di«' vorstehenden Befxünstifrunfren finden in dem Falle, wenn A'v 
S('lilrit]t!»;ilin zu «U n vormals 1 1 ai il i n c r sehen Kohlenwcrken für Zweckt- 
des neiu'ii l'ntenu'hmens l)oniitzt ftder erworben wird, auidi bezU-rlifh dieser 
Schleppliahn, sowie der zum Zwecke dieser BeuiitzuDg oder Erwerbung zu 
crricbtcuden Verträge sinugeniäase Anweuduug. 

§• 21. 

L>ei dem KrlöfSidien der ( 'oiieession und mit «lern Ta;;e des Kri<>s(di< n> 
tritt der Staat ohne Entgelt in das lastenfreie Eifr<'ntluiiii und in den Genuss 
<ler eoncessionirten Bahn, iianientlich des (1 rundes und Hodens, der Eni- und 
Kuiihtarbeiten, des {ganzen I nter- und Oberl'aues der Bahn und des säimnt- 
lichen nid)ewe^dichen Zujjehörs. als : P.ahnhüfe. Auf- und Abladeplätze, aller 
zum BahnlK'triebe erforderlichen (itddinde an den Abfahrts- und Ankunfts- 
plätzen, Wa<*h- und Aufsiehtshäusern samnit allen Eiurichtungeu au steheu- 
deu Maschinen und allen unl)ewe;rlicheu Sachen. 

Was die beweglichen Sachen, als. Locomotive, Wagen, bewegliclie 
Maschinen, Werkzeuu:e und andere Einrichtuui^cn und Materialien, insoweit 
sie zur Fortsetzung des Betriebes erforderlich und hiezu geeignet sind, 
betrifft, so hat von diesen (iegenständen eine solche (Quantität und bezüglich 
Werthsumnie unentgeltlich an den Staat überzugehen, welche der in dem 
Aulagecapitale enthaltenen ersten Betricbseinrichtung entspricht. 

Sowidd beim Erlöschen dieser Cttiiccssion, als auch bei der Einlösung 
der Bahn i^ij. r.>i behalten die Concessittnäre das Figenthuni des aus dem 
eigenen Erträgnisse; der Unternehmung gebildeten Keservetondes und der 
ausstehenden Aetiven. dann auch jener aus dem eigenen Vermügen erriciite- 
ten unii rücksiehtlich erworbenen besonderen Anlagen nud Gebäude, als: 
Coaks- uiic, Kalki»fen, tiiessereicn, Fabiiken von Maschinen oder anderen 
Geräthen, Speicher, Docks. Köhlen- und andere Depots, zu deren Frbauun? 
oder Erwerbung dieselben von der Staatsverwaltung mit dem .lusdrileklicheii 
Beisätze ermüclitigt wurdeu, dass bie kein Zugehür der Eisenbahn bilden. 

§. 32. 

Der Staatsverwaltung wird ferner das Hecht vorbehalten, wenn unge- 
achtet \ orausgegnngener Warnung wiederholte Verletzungen oder Nicht- 
befolgung der in der CoiuM'ssionsurkunde oder in den Gesetzen auferlegten 
VerpÜiehtuuL'"en vorkommen sollten, die den Gesetzen entsprechenden 
Massregeln dagegen zu trelTen und nach Fniständen noch vor Ablaut der 
Concessionsdauer die ('oncessjnn tür erloschen zu erklären. 

Indem Wir .ledermnnn ernstlich verwarnen, den Bestimmungen dieser 
Conemion entgegen zu handeln, und dem Concessionär das Kecla ein- 
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räoincn, wegen des erwinsliohen Seliinlens vor I nneren (lericliteii niif Ersntz 
zn drinj^en, ertlioileii Wir säimntliclini Heliürden. die es l»etriti't. den f^emesse- 
nen Befehl. Uber die Ooncession uad alle darüi eutbalteuen Bestimmuugen 
stren^je und sorjrfjiltijr zu waeljen. 

Zu Urkund dessen erlassen Wir diesen liriel". lu'.sie^'elt mit L'nsereni 
LTüsseren Iiisiegel, in Unserer Reichshaupt- und ii. sidenzatadt Wien am 
FünfundzwanziL-^sten Tage den Monates Jänner, im .lahre des Heiles Ein- 
tausend Aclitliuudert Siebzig und Sieben, Unserer Keiclie im Neuuuud- 
zwauzigäten. 



Franz Joseph m. p. 



Aiersperg ni. p. 



Chliaeckj m. p. 



rreU« lu. p. 
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Kahlenberg-üisenbahn-SesellsQbaft, System 

(Vgl. Erg. Bd. I, Seite 6e9.) 

1. Stataten 

der KaMeiiberg-Eisenbthii-GeBeUaGhaft, System Rigi.*) 

Titel I. 

Firma, Zweck und Dauer der Gesellschaft. 

Artikel 1. 

Znr Ansittliniiig der in der Ooneesflionsiirlninde ddo. Wien, den 10. 
August 1872 bezeichneten Unternehmung nnd zur Durchführung der tteta- 
tenmässigen Geschäfte wird von den ConcesAionären eine Actiengesell» 

Bchaft unter der Firma: „Kahlenberg-Eisenbahn-Gesellschaft, System Rigi^' 
gegründet. 

Artikel 2. 

Alle in dieser Concessionsurlcunde enthaltenen Reclite und Verbindlich- 
keiten werden von den Conoessionären an diese Actiengesellscliaft abge- 
treten und übertragen. 

Artikel 3. 
Der Zweck der Gesellschaft ist: 

1. der Bau und Betrieb der durch die Goncessionsnrknnde vom 10. 
August 1672 bezeichneten Eisenbahnlinien. 

2. Der Bau und der Betrieh aller andern Eisenbahnen, welche die 
Gesellschaft in der Folge vertragsmässig oder durch Gonoession erwerben 
oder pachten wird. 

3. Jeder Fuhrdienst und jedes Speditionsgeschäft zu Wasser und zu 
Lande, welche in Verbindung mit den von der Gesellschaft gepachteten oder 



*) Die hier abgedruckten Statuten sind in Folge der vom k. k. Ministerium des 
Innern unter dem 80. April 1878, Z, 6000 genehmigten Statnten-Aenderung, deren 
Abdruck dem nSehtten Erginstuigabande Torbehelten bleiben muffli ensser Kraf^ 
getreten. Diese in der \. ordentlichen OenerHlversamnilung der Aotlonire TOB 
6. Juni 1877 besehloasene Aenderung betrifft die 3 und 14 der Stataten. 
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ihr ei^onthümlicli gehörigen Eisenbahnen eingerichtet werden, unbeschadet 
bereits ertlieiltor Privilegien und Concessionen. 

VoTHitohender Paragraph erliielt mit Genchniigung des k. k. Ministeriums des 
Innern vom 30. April islH, Z. .')000, folgenden Zusatz: 

,4. Der Betrieb de-, ihr geiiörigen Hotels auf dem Kahlenbergc, sowie der anderen 
in ihrem Besitze betindlichen oder der künftig zu erwerbenden Restaiiratione- und Gast- 
haus-Etablissements.* 

Artikel 4. 

Die Firm« der Oeeelleohaft lautet : 

„Kahienberg-Eisenbahn-Gesellschaft, System Rigi^^ 
und wird bei dem Handelsgerichte zu Wien registrirt. 

Die Firmazeichnung erfolgt, indem den mit Stampiglie vorgedmokten 
oder von wem immer vorgeschriebenen Worten: ^^Kahlenberg-EisenbaJin- 
Gesellschaft, System Rigi" coUectiv zwei Mitglieder des VerwaltungsratheB 
oder ein Mitglied des Verwaltnngsrathes mit einem zur Procnraftthruiig 
bestellten Gesellscbaftsbeamten , Letzterer jedoch mit dem Zusätze: „per 
Procura'^, ihre Namen beisetzen. 

Artikel 5. 

Der 8itB der Gesellsohafk ist in Wien. 

Artikel 6. 

Die Gesellschaft ist constitiiirt, wenn das im Artikel 8 bezeichnete 
Grnndcupital von 2 Millionen Gulden ge/.eichnet und voUeingezaiilt und die 
handelsgerichtliche Prutocollirung erfoljjt ist. 

Unbeschadet der für die AuHoHiin-r von Actiengesellf<chalten geltenden 
Bestironinngen des Ilandelsgesetzbiu'hcs endet die Gc.sellscliat't mit dem 
Erlöschen der Concession ; sie löst sich jedoch früher auf, wenn die Bahn 
von der Gesellschaft veräussert werden sollte. 

Artikel 7. 

Die Kundmachungen der Gesellschaft erfolgen rechtswirksam durch die 
amtliche ^Wiener Zeitung«'. 

Titel II. 

Oesellschaltofond. 

Artikel A. 

Das Gruiidcapital wird .ml 2,UUU.0UU ti. österr. Währ, festgesetzt. Das- 
selbe wird durch die Ausgabe von 20000 auf den Inhaber lautende, Tollein- 
gezablte Actien ä 100 fl. österr. Währ, gebildet. 
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Die!>ief< Orumlcnpital knim ühor Hc^^chlus^^ dor Gonerah oixammhmg mit 
staatlirlior G('iio}niii_'iiH{r durcli AiHfrabo neuer volloiiizahleiidtT A«*tien 
h 100 ti. crliöht wcidt'ii. Im Falle einer solrhon Capitalsorliöliunjr haben di'' i 
Aetioniirc nach Verhiiltniss ihres Ac^ie^l)e^^it7.es ein Vorrecht niif die Hülti ' 
der neu auszugebenden Actien innerhalb der, vom Tage der Kuiidina» liun- 
der l)ezii<;liehen an die Actioiiäre zu richtenden Aufforderimg au, zu rech- 
nenden Frist von 14 Tagen. | 

Artikel 9. ' 

Nach voller Kinzahlun;,'- des Nominalbetrages von 100 tl. osterr. Währ. I 
per Actie werden die Aeticn naoh Foimalare *1 mit Divideudencoupou nacli i 
Formulare B ausgefertigt. 

Titel UI. 
Verwaltung der Gesellschaft 

A) V e r w a 1 1 u n g s r a t h. 
Artikel 10. 

Der Vorstand der Gesellsehafl im Sinne der Artikel 327 bis 241 deit 
Uandelegesetzbuebes ist der Verwaltnngsrath. Er besteht ans mindestens 7 
und höehstens 9 Mitgliedern. 

Artikel 11. 

.Todes Mitglied des Vcrwaltnngsrathes hat bei sonstigi-m Erliiseheu des 
Mandates oO StUek Oesellscliaftsactien nebst den nicht fälligen Coupons in 
die (JesellschaftHcassa zu hinterlegen, welche während seiner Functionsdauer 
und nach deren Ablauf bis zur Genehmigung der darauf bezilgliehen Recl». 
Hungen Ton dem Erleger weder belastet noch veräussert werden dürfen. 

Artikel 12. 

Der Verwaltungsrath wird, mit Ausnahme des ersten Vcrwaltungsrathes 
(Artikel 13) von der ordentlichen Generalvcrsaminliing auf die Dauer von 
drei Jahren gewählt. Beamte der Gesellschaft, dann Personen, welche in 
Ooncurs verfallen sind oder ihre Zahlungen eingestellt haben, ohne iluv 
Gläubiger befriedigt zu haben. Personen, welelie wegen eines Verbrechen- 
oder wegen ein«'S aus Gewinusueht hervorgegangenen, oder die öfteutlich* 
8ittli<'hkeit verletzenden Vergehens oder einer solchen l'ebertretung in 
Untersuchung gezogen, und nicht schuldlos gesprochen wurden, Personen, 
welche zur Gesellschaft im Verhältnisse eines BanunternehnnTs stehe«, 
können nicht Mitglieder des Verwaltungsrathes sein. Der Eintritt «ine^ 
solchen Verhältnisses während der Functionsdauer hat unmittelbar den Ver- 
lust der Stelle zur Folge. 
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Im F;ille lU's Altltbens oder Austrittes eines Ver\valtiin-.srath('s vor 
Ai>laiil" seiner Fiinction.sdauer wird dessen >telb' bis zu der durcii die uä-diste 
erJentliclie (leneralversainuilung zu vollzieliendeu dtihiiitiveu Wahl proviso- 
risch durch deu Vcrwaltungsrath besetzt. 

Artikel 18. 

Der erste Vcrwaltun^'sratli wird uni)escliadet der Bestimmung des 
Artikels 227 des IIani1< Isgesetzbuches für die ersten drei Ge»>cliäftsjalire vou 
der constituireiiden Geueralvcrsaiiimlung gewählt. 

Artikel 14. 

Der Verwaltungsratli wählt aus seiner Mitte einen Pnisideuteu und 
«•iaen Viceprä^identen auf die Dauer eines (TesciiUftsjalires. 

Die Gewählten sind nach Ablaut il)rei Functionsdaner wieder wäiilbar. 

Vorsteiiender i*arag^r:i|>|>li crliidr mit i jtMieliiuiguiig des k« k. Ministeriums des 
Innern vom 30. April 1Ö78, Z. oUoo, folgende Fassung: 

„Der Yerwaltungsrath wShIt aus seiner Uhte einen PrSsidenten und eisen Viee- 
prisldenten auf die Dauer eines Cteschlfmalires. 

Dem Verwultungsratlu" st»-ht es frei, unbeschadet seiner gesetzlichen Vcrantwort- 
l.( likeit unil dea Vertretunj:^-!»»'! u'^friisses nneii Au-ispti aus seiner Milte olitMii'.üls für 
.!<'des Geschüftsjahr ein Exet titivfoiuite zu \v;iiilt'n. (li'.-^cn ^Virkunsr^•krln!^ er intioriialb 
seiner eigenen Machtbetugnii-äü festzustellen iiui und /u dessen ilunorirung der Betrag 
Ton 1200 fl. per Jahr bestimmt wird. 

Die QewShlten (Alinea t und 2) sind nach Ablauf ihrer Funetionsdauer wieder 
wählbar.'« 

Artikel 15. 

Zur Beschlussiiiliigkeit des Verwaltnngsrathe« ist die ertWigte Einladung" 
ßämmtiicher Mitirlieder und die Anwesenheit vou miudestenä der Hälfte der- 
selben erfordern eh. 

Jedes Mitglied des Verwaltuugsrathes kann sich durch ein anderes ver- 
treten lassen. 

Die Beschlüsse des Verwaltuugsrathes werden mit absoluter .Stimmen- 
mehrheit gefasst; im Falle der Stimmengleiehhcit wird diejenige Meinung 
zuQi Beschlüsse erhoben, welciier der Vorsitzende beigetreten ist. 

Artikel 16. 

üeber Verhandlungen des Verwaltuugsrathes werden Protokolle geführt, 
welche vom Vorsitzenden uud ;Schriftfuhrer zu fertigen sind. 

Artike 17. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes beziehen tür ihre Mühewaltung 
die im Artikel 29 bestimmte Tantii-mr und erhalten für ihre Theiluahme au 
den Sitzungen AuwesenheitsmarkeU| dcreu Werth die ordentliche, rücksicht- 
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lieh fiir das erste Gesoliältsjalir die coustituirende Oeneralven^mmluDg 
hestimmt. 

B) G e II e I a 1 V e rs am m 1 u n g. 
Artikel 18. 

Die Gencralversainmliing rcprii^ontirt die Geaammtheit fler A'^tinniire 
und Rind ihre statatenmässig gefaxten Beschlüsse für alle Actionäre bindend. 

Artikel 19. 

Der Besitz von je 10 Actieii gibt das Recht auf eine Stimme in der 

General ver^^ammlmi;;. 

Znr An«ül>nng dieses Rerhies wird erfordert, dass die Actien r<p;ite?tt*n> 
acht Tajre vor dem Zusnninit^iitritte der ^tatiitenmä'^sig einberufenen Genrral 
versanunliinfr in der ( iesellsciiaft''rasse oder an don vom Verwaltnngsratho 
ZU bezeichnenden weiteren Stellen hinterlegt werden. 

Artikel 20. 

Das StiiDinrecht kann jeder stimnibereehtigtc Actionär persönlich oder 
durch einen BevoUmächti^rten, welcher eine Stimme in der Generalversamm- 
lung zu flihren berechtiget ist, ausüben, insofcrne er nach den Gesetzen seines 
Heimatlandes eigenberechti«^ ist. Pflcf^ebefohlene und juristische Persr»nen 
üben das Stimmrecht durch ihre g^c^etzlifMien oder statutarischen Vertreter. 
Frauen durch Bevollmächtigte aus, auch wenn diese nicht selbst Actio- 
näre sind. 

Artikel 21. 

.liilirlich hat eine ordentliche Generalversammlung in der ersten Hälfte 
des .laiires st.attzutinden. 

Ausserordentliche Generalversaininlungen werden vom Verwaltun^- 
rathe einbonifeii . wenn dies im luteresso der Gesellschaft erforderlich 
erseheint, oder über Beschluss einer Generalversammlung oder endlich, 
wenn dieselbe von einem oder mehreren Actionäreu, deren Actienbesitz den 
eechsten Theil des Grundcapitalcs repräsentirt, beantragt werden. 

Die Actionäre, welche die Einberufung einer ausserordentlichen Gene- 
ralversammlung verlangen, haben die zu ihrer Legitimation erforderliche 
Actienzahl bei der Gesellschaftscasse zu hinterlegen und gleichzeitig den 
Gegenstand schriftlich anzugeben, welcher den Anlast zu diesem V^erlangeo 
bildet, lu diesem Falle ist die GeneralversammlaDg längstens binnen 30 
Tagen einzuberufen. 
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Artikel 22. 

Den Vorsitz in der Qeoeralversanimliiiig führt der PriBident oder der 
VioepräBident des Verwaltangsratkes; Im Falle ihrer Verhinderang ein Yom 
Verwaltongsrathe zn bestimmendes Mitglied desselben. 

Für die Verhandlungen werden von der Generalyersammlung zwei 
Verifieatoren, welche gleichzeitig Somtatoren sind, gewühlt 

Den Scbriftfilhrer ernennt der Vorsitzende. 

Ueber die BesehlUsse wird ein Protokoll gefOhrt, welches vom Vor- 
sitzenden, den zwei Verificatoren nnd vom Sohriltltthrer anterzeichnet wird. 

Artikel 23. 

Die Eiuberafung einer Generalversauimlnng mnss spätestens 14 Tage 
vor dem Tage der Abhaltung in der im Artikel 7 bezeichneten Weise erfol- 
gen und sind in der bezttgliolien Kundmachung die zu Terhandelnden Gegen- 
sttnde ihrem wesentUohen Inhalte nach zu bezeichnen. 

Ueber GegenstSnde, deren Verhandlung in dieser Weise nicht ange- 
kündigt wurde, künnen fiesehltlBse nicht ge&sst werden. 

Ueber den Antrag auf Berufung einer ausserordentlichen GeneralTer- 
sammlnng kann jedoch auch ohne vorhergegangene Ankündigung oder 
Verlautbarung beschlossen werden. 

Artikel 24. 

Die Generalveisamiulung ist hrsehlussfaliii!:, weuu raiiitlestens der 
zehnte Theil der emittirten Actien durch 20 Aktionäre vertreten ist. 

Ist diese Vertretung nicht nachgewiesen, so hat eine neue Einberufung 
der Generalversammlung stattzufinden. 

Die Beschlussfähigkeit einer solchen ueuerlich einberufenen Geueral- 
versamrolung ist an ein bestimmtes Actiencapital und au eine bestimmte 
Anzahl von Actionären nicht gebunden. Es darf jedoch nur über solche 
Gegenstände i3o.sehlu8s gefasst werden, die bereits in der Tagesordnung der 
ersten Versammlung enthalten waren. 

Artikel 25. 

Der Beschlussfassung der Generalversammlung sind folgende Gegen- 
stände vorbehalten: 

1. Die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes und des Revisions- 
ansschusses. 

2. Die Festsstelinng des Werthes der Anwesenheitsmarken für die 
Theilnahme an den Sitzungen des Verwaltungsrathes. 

3. Die Genelunigung der Jahresrechiiiuiir und der Gewinnstvcrtheilung. 

4. Die Vermehrung des gesellsehaftliclieii l uternehmungsfondes durch 
Erhöhung des Actiencapitales oder durch Aufnahne von Anlehen. 
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5. Die Verpaclitnn^ do^ Eisenbahnbetriebes, 

6. Die VeräuBHcniti^- der Eisenbahn. 

7. Die Abänderung" der Statuten. 

8. Die Auilüsuüg der liesellscUait vor Ablauf der statuteumässigeii 
Dauer. 

Die in der Generalvrisanimhing ^'efassten Iksehlüsse über die sub 4. 
5, 0, 7 und 8 bezeichneten (.je gen stände bedürfen zu ihrer Äuslührung der 
Genehnii^'ung »b'r Stnatsverwaltunir. 

Sämnitli<*ht' der Generalversammlung? vorbelialtenen Besehliiss«^ werden 
mit absoluter Stimm'Mimelirheit gefasst, bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Votum des Vorsitzenden. 

Dafre;j:en kann die Beschlussfassunf:^ Uber die V^riiusserung der Eisen- 
l>ahn und über die Auflösung' der (iesellsehaft vor Ablauf der statuten- 
mässigen l),iner nur dann '/iUiiz erfolgen, wenn in der Generalversamm- 
lunjr zwei Drilttheile des emitirten Aetieneapitales vertreten sind und der 
Antra*: mit einer Majorität von zwei Drittbeileu der abgegebeneu Stimmeu 
gefasst wird. 

Titel IV. 
Bevisionsausschuss. 

Artikel 26. 

Der zur PrOfung der GesellBchaftsrechnangen bestellte KeviBionsaas- 
sohQBs besteht aus zwei Mitgliedern und zwei Ersatzmännern, welche al^ihr. 
lieh von der ordentlichen Generalversammlung aus den der Verwaltung nicht 
angehörenden stimmberechtigten ActionKren gewählt werden. 

Die Ersatzmänner treten nur im Falle der Verhinderung der Mitglieder 
des Reyisionsausschusses, und zwar nach der Reihenfolge der Stimmen, 
welche sie erhalten haben, in Function. 

Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet darttber das Lo». 

Artikel 27. 

Der Revisionsausschuss hat die Richtigkeit der abgeschlossenen Jahres- 
rechnungen zu prüfen; er ist zu diesem Bebnfe ermächtigt, von den Hüchern 
und der ganzen Gebarung der Gesellschaft Einsicht zu nehmen und von 
den Reehnungslegcrn die niUhigen Aufklärungen abzuverlangen. 

Er hat seinen lieluud der Generalversammlung vorzulegen. 

Artikel 28. 

Für das erst»' Gesehältsjahr werden die Mitglieder des Ueviaionsaus- 
schusses durch die conätituirende/ueueralveräaniuilung gewählt. 
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Titel V. 

Oesch&ftsflilinmg, OewiimslnrertheilTmg und Tilgung des 

Anlagecapitales. 

Artikel 29. 

Mit Ende eines jeden Gesohftftsjahres, welches mit dem Kalenderjahre 
znaammenfllllt, werden die Rechnungen der Gesellschaft abgeschlossen, ein 
allgemeines Inventar der Aetiven nnd Passiven der Gesellschaft aufgestellt 
nnd die Bilanz nach Vorschrift der Gesetze gezogen. 

Die Bechnangen nnd die Bilanz sind dem Revisionsansschnsse reeht> 
zeitig zur Kenntniss zu bringen und mit dessen Gutachten der Generalver- 
sammlung vorzulegen. 

Ausnahmsweise wird das erste GeschSftsjahr den Zeitraum von der 
Gonstitulrung der Gesellschaft bis zum 31. Deeember 1873 umfassen. 

Die mit den nötbigcn ErlSuternngen versehene Bilanz ist spitestens 
8 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung zur Einsicht der Aotionüre 
im €resellschaftslocale aufzulegen und sind Exemplare derselben den stimm- 
berechtigten Actionftren über Verlangen auszufolgen. 

Von dem Ertiilgnlsse werden vorerst sSmmtliche Betriebs- und ErhaU 
Inngskosten, alle Erfordernisse, die von der Gesellschaft allenfalls aufge- 
nommenen Anlehen, alle Erfordernisse fUr die Amortisation des Betriebs- 
inrentars und die, vom sechsten Jahre nach der Betriebseröffnung angefangen, 
zor l'iignng des Anlagecapitales innerhalb der Concessionsdauer erforder- 
liche Quote bestritten. 

Von dem sohin verbleibenden Reste wird: 
a) Ein von der Generalversammlung zu bestimmender Betrag einem zu 

bildenden Reservefonde zugewendet. 
bj Weitere 10% werden als Tantieme dem Verwaltungsrathe zugewiesen. 
c) Der Rest wird als Dividende an die ActionSre vertheilt. 

Artikel 30. 

Die Znhiung der Dividende erfolgt am 1. Juli jeden Jahres. 

Artikel 31. 

Die Tilf^ung des A(nien<•:4»ital<'^^ crfolgf im Wege <lor Vei loHung und es 
haben diese Vcrlr»sun^cii (iffeiitlicli in Wien stiittzulindt n und es sind die 
Nuniiu» ni der ^^ezit.L'^ciien Aeiien statnteninäsjfijr kundzuiuaclien. 

Die getilgten Ai tien weiden gegen Gemissscheine nnigetaus'^lit. deren 
Besitzer, was die Dividende anlielangt, nur auf den nach lie^treitung einer 

Dividende für die nicht getilgten Aetien übrigen Theil des (iewinn- 
tibersciinsseS; auf diesen Tlieil aber gleichen Anspruch mit den Actien- 
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bci^itzci 11 haben, während sie iu allen anderen Beziehungen den Actionären 
gleich ircstellt sind. 

Insbesondere werden bei lieiutlieilung der Beticliliissfahigkeit der 
(lencralversammlunir und bei der Bemessun.ii des in dersell)en vertr< tenen 
Capitales, dann bezüfrlich des Stimmrechtes, und des Depositums der Mit- 
glied(>r des Verwaltungarathes (Artikel 11) die GenuBsscheine den Aotieu 
gleichgestellt. 

Das Formular der aut Inhaber lantenden ( Jeiiussscheinf wird seiner- 
zeit vom Verwaltungsrathe znr Genehmigung durch die Staatsverwaltung 
vorgelegt. 

Titi-l VI. 

Staatsaufsicht, SohlussbestiinTnnng. 

Artikel 32. 

Das der BtaatsTerwaltang zustehende Anfsiehtsrecht wird von derselben 
nach den Bestimmungen der allgemeinen Glesetce und insbesondere in 
GemSssheit des Artikels VIII der Goneessionsnrknnde Yom 10. August 1872 
geübt 

Hit Bttoksicht auf die damit verbundene Glesofaftftslast wird von der 
Geaellsohaft eine jährliohe Pauschalsumme an den Staatssohats geleistet, 
deren Höhe von der Staatsverwaltung bestimmt wird. 

Artikel 88. 

Die Gesellschaft verpflichtet sich, g-nt frediente Unterofficiere der k. k. 
Armee bei Besetzung der sich ergebenden Dienstesstellen zu berück- 
sichtigen. 

Artikel 34. 

Im Falle der Auflösung der Oesellsohaft wird die Art der Liquidatiou 
von der Generalversammlung in Gemässheit der Bestimmungen des Handels- 
gesetzbuches festgestellt. 

Artikel 36. 

Die constituirenilf (ieneralvcrsammlunfr wird durch die Concessiouüre 
(»Imh- Küeksicht auf di'' im Artikel 23 bestimmte Frist nach vorherpingijrer 
wenigsteuB einmaliirer Kiimlmachunfr ( Artikel 7) duroh schriftliche EinUduug 
an sämmtliehe Aetienzeiciiner einberufen. 

Die eonstituirendc Generalversammlung ist be>rhlusslahig, wenn die 
Mehrzahl der gezeichneten Actieu in derselben vertreten ist. 
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Ar tikel 36. 

Streitigkeiten ans dem GeBchäftsverhältnisse werden von dem Scbieds- 
geriehte der Wiener Handelskammer ohne weitere Berufung ausgetragen. 
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Vorstellende Statuten werden anf Grand Allerhdchster Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien, am 20. April 1873. 

Der k. k. Minister des Innern : 

(L. S.) lasser m. p. 



2, Amuerkangeii zur Concessionsurkimde yom 10. Aug^ust lS7ft, 

B. G. Bl. Nr. 69^ 

(flr eine LoesBotifelsenbahn nit Zahmtdbetrieb von Nusadorf anf das Plateau des Kahlcnberges. 

(Vgl. Erp.-Bd. I, Seite 669). 

Die ErülTiiuiii,' des BctiiclK s ertol^'te am 7. März 1874. 

Mit (lern Haiult'lsiniiiistcrial-Erlasse vom ö. Juli 1876, Z. 136.")H wurdti 
die Krwcrbinit:- der ihr üsterreicliiscljou licrjrbalinjresellscliaft grliöriircn 
r)ralits('ill)alin sammt allen aus der lifdiin-dliclicn Betriobsbewillif^iiiig lier\«»r- 
rTeluMiden Kechten und des sdusti^M'ii Grundbe.sitzf s der {renaiiutcn (iescll- 
s< liatt am Leopolds- und Kaldenberge durch die Kahlenberg-Eiseubaliugcsell- 
schal't (System Rifri i g-euehniigt. 

Die Hewilli{runf; iiir die hiedurch ermi'ifrlielite Vcrläiiperuufr der Zalin- 
radbalni l)is auf das IMntcau Kablf nber^'es im Siun»' der (.'oncession vom 
10. August 1872 wurde der Ge.scllsehatt über Ermiichti^unj^ des k. k, Handels- 
ministeriums vom 6. Juli 1870, Z. 19322 bei dfr am 17. Juli lö7ü abgehal- 
tenen politiscben Begebung ex eommissione crthcilt. 

Die hierauf vom Verwaltungsratlie der Kalil( nberg-Eiscnbahnp:»'sellscbart 
unter dem 2U. Juli 1876 erklärt ' Verziclitleistun«; auf die Au^übuuj; der auf 
Grund der All( rlH>clisten Entschlicssun-,' vom 25. Mai 1872 mit dem Handels. 
ministeriak-rlnsse vom 8. Juni 1872. Z. 12927 der l^nion-Bau^n-scUseliatt 
«■rtlieilten, in dor Folj:;«' an die österreicliiselie l{erf;balin*:esellseliaft und zu- 
letzt an die Kahlenberg-Eisenbabn'^esellsebaft (System Ivigi) übergej^angeneu 
Bewilligung^ zum iSt^trielte der Leojxddsberger Drabtsoilbabn wurde vom 
k. k. Handelsministerium mit dem Erlasse vom 2S. Autrust 1^7»'). Z. 22622 
L'^enehmigt und sohin die in Kode stehende Betriebsbcwilliguug als erloschen 
erklärt. 
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Mit «ItMii llamlrlsnüiiisterial-Erlassc vom 22. Aiiinist 1876, Z. 23591 
wurde die Bt'tahi uiiir der Zalniradhahn mit einer Maximalgesehwindigkeit von 
200 Meter per Minute bergauf und hergab iint(M- der Hrdinyiing gestattet, da^s 
bei den Tlialt'alirten geeignete Massnahmen genolTeu werdeu, damit diese 
Geschwindigkeit uiolit llberackrittea werdeu künuc. 



Zahnradbahn auf die Spitze des Schafberges. 

(Vgl. £rg.-Bd. L, .Seite 673.) 

1. Kuudmachiini? des k. k. HaiKlelsniiiiistcrs vom 25. November 

18;a, «. G. «1. Ni . 1(U> iiiid ('. BI. Nr. Ul, ' 

betreffend »las Kriöschcn der Conccssion vom U). AuLnist h^7i, H. ti. lih Nr. hJ4, für eine l ow. 
iiioliveistnbahn mit Zahnraillii-lrieb von St. Wolliianif auf dn; Spilzi' dr* fr^rhafberiics. 

Die dem Berthold Currant und Carl Peusens ertheiltc Coneessioo 
vom 10. August 1872, K. G. Bl. Nr. 134. zum Baue und Betriebe einer 
Locomotiveisenbahn von St Wolfgang auf die Spitze des Schafberges» winl 
hiermit wegen NichteinhaltUDg der conceRsionnmUs>:igen Bedingungen als 
erloschen erklärt. (U. M. Z. 23135 ex 1873.) | 
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d«r das 



Oesterreichische Eiseubahuweseu 

bfttreffead«! 

Gesetze, Verordnungen, Staatsverträge 

QBd 

CoutitutlT-lJrkiuideii. 



Im Auftrage des k. k. Handelsministeriums herausgegeben. 



Alphabetisches Sachregister, 

omfassend die sämmtlichen bisher erschienenen Bände einschliesslich beider 
Abtheilungen des Fflniten (Zweiten ErgSnzongS') Bandes, demnach bis 30. Juni 
1877, mit vorzugsweiser BerQcksichtigung der noch in Kraft stehenden 
Bestimmungen und mit Angabe der wichtigsten bis Ende JSnner 1879 hinzu- 
gekommenen, jene Bustimniungen abändernden Anordnungen. 



Wien 1879. 

Druck und Verlag der k. k. Hof- und Staatsdruekerei. 



Digitized by Google 



Vorbemerkung, 



Die fett gedruckten rönii*oheil towie die einigen derselben anmittelbAr bei- 
gefügten arabischen Ziffern bezeichnen die einzelnen Bünde, reap. deren Abt heilungeil, 
und zwar: I den ersten Band, II 1 die erste, II 2 die zweite Abtheilunp des zweiten 
Bande?, III den liritten Band. IV den ersten Ergänzunc^band. V 1 die t rste. V •_• die 
zweite Abtbeilung des fünften zweiten Ergänzunps-i Bandes. l>ie sodann f-dgenden 
Zahlen sind die Seitenzahlen. Wo dieselben — wie diess bei den Vorschriften über 
Betrieb und Verkehr im I. Bande der Fall ist — in Folge der Veranstaltung einer 
•rgiasten Neu-Aoflage je naeh den Anflftfen Teraohiedene eind, ist dies inebeeoodere 
eniehilieh gemeebt. 

Ton den Torkommenden AbkOmingeni die sameist an sieb TerstSndUeb sein 
dttrfleny sind speoiell berronnbeben: 

H.M.Erl.(H.M. Vdg.) tät Eriass (Verordnung) des k. k. Handelsnünisteriiiins ; 

F. M. Erl. (F. M. Vdg.) , Eriass (V erordnong) des k. k. Finansninisterioms ; 

Circ. ErL (Cire. Vdg.) , Cironlar - Eriass ((Mreular-Yerordnnng) des k. tmd k. 

Reiehs-Kriegeministeriiims ; 
Min. ErL (Min. Vdg.) „ Hinisterial-Ertoss ^nlsterial- Verordnung) ; 
O. LErl. (anch:| iErla<:« der k. k. General-Iospeetlon der Vsieneiebiseben 

Gen. Insp. Erl.) 1 " / Eisenbahnen ; 

Gen. Dir. Erl. „ Eriass der vormaligen k. k. General - Direetion IBr 

Communieationen j 
R. G. El. „ R' i( hs-Gesetzblatt; 

L. G. BI. r, Lajides-Gesetzblatt ; 

J. G. S. n Justiz-Gesetz-Sammlung; 

P. G. a. , Politisobe Geseta-Seminlung ; 

Z. • Gesobafts- (Protokolls-) Zabl. 
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AbfUllc« thierifiche, deren Desinfection, 
Ifin. Vdg. T. 1. Febr. 1873, B. G. Bl. Nr. 

20, V 1, 419. 

Al^f »Itrt d e r Z ü ge, ausoabrns weise Hinaus- 
avssohiebung derselben bei Yerspütuug 
der Wiener Stadtpost, G. I. ErL T.SO. 
Juni 1877. Z. 2550, V 1, 274. 

Abf Ahrtsseit der Personenzüge, §.7 Betr. 
Regl. ▼ 1| 326; — Terainnranf der- 
selben, §. 16 ebenda 328; — fahrplan- 
mäesigc, deren Einhaltung auch bei Last- 
»%en, H. M. Erl- v. 26. Octob«r 18C9, 
Z. 20466 I, 172 (n. Aufl. 225); — über- 
haupt bei Zügen, Pot. 126 yerk.>OTund- 
lüge, V 1, 244. 

Absrensang des Wirkvitgskreises in 
Eisenbahn • Angelegenheiten , Ueberein- 
kommen mit Ungarn v. 29. Juli u. 21. 
August 18t»S I, 4; (erneuert für die 
Dauer des neuen Zoll- und Handels- 
bündnii^äoä mit H.M.ErLT.28. Juni 1878» 
Z. 1026-H. M.) 

AbkUrxang der Lieferfristen für Trans- 
porte von lebendem Vieh n. leicht ver- 
derblichen Gegenständen, H. M. Krl. v. 
7. Juni 1S7U, Z. 10145 1 (II. Autl.; Ö42, 
m, 829. 

Ablieferung und Avisirun<; des Gutes, 
§.59 Betr. Regl. V 1, 3Cö; AblieferungS- 
hiudernisse §. Gl ebenda 

▲bld0«BS und Ruhezeit der Bahn- und 
Weichf-nwächter, H. M. Erl. v. 8. Juni 
1874, Z. 42158, Vi, 186; vgl. Pct. 6 
der Verk.-Grundzüge V 1, 225. 

Abort«« deren Einrichtung bei Zügen mit 
Personen-Beförderung, H. M. Erl. v, 19. 
November 1871. Z. 33620 V 1, 316. 

Absteisipelaug der Frachtbriefe, H. H. 
Erl. V. .30. Juli 1874, Z. 2466 T 1, 404. 

Abweiehnngen. geringfügige, von ge- 
nehmigten Projecten während der Bau- 
ausführung, abgehürstesVerfahren dabei, 
H.M.Erl. T. 8. Febr. 1870, Z. 25533, 
III. 285; Modalitäten des abgekürzten 
Verfahren?, H. M. Erl. v. 20. Sept. 1871, 
Z. 18658, IV, 44 (derzeit geregelt durch 
H. M. Vdg. V. 25. .läruKT 187'.t, P.. 0. 1^1. 
Nr. 19 — von den Bestimmungen des 



Betriebs-Replements, H. M. Erl. v, SO. 
Nov. 1872, Z. 29999, V 1, 321. 
Achsen« deren Anzahl und Belastung 
der Züge, Art. 14 Yerkehrs-GrandiOg«^ 

V 1. 2.i7. 

Achsbraeb-Tabelleii^ deren Vorlage, 

H. M. Erl. Tom 12. Deo. 1864, Z. 5887, 

I, 130 (II. Aufl. 129j; nach den neuen 
Forniularion. G. I. Erl. t. 6. Jänner 1876^ 
Z. 13256, V 1, 99, 

A«h«bHI«lie« deren Hintanhaltong, O. 
I. Erl. 11. Juni 1876, Z. 6628, T 1,' 
195. 

AchBineilen« Locomotiv- und Wagen-, 
Vorlage von Semestrai -Ausweisen Uber 
zurückgelegte — , G. I. Erl. T. 11. Juni 
1875, Z. 6142, V 1, 90. 

Aeratf tobe ünterwelsung des Betriebt- 

Personals und Einführuni; vi.n KettungS- 

kiiäfiten, Hofkzldecr. v, 6. (»ct. 1847f Z. 

32471, I, 162 (II. Aufl. 166j. 
Afll«lieii in den Bahnhöfen, Eridens- 

haltiinir dorsr ihen, G. I. ErL y. 9. Jali 

1873. Z. 6332, V 1, 263. 
Afflohlraug der Tarife und des ßetriebs- 

Hecleinents, geänderte Form derselben» 

II M. Erl. T. 26. Oet. 1873, Z. 30691, 

V 1, 437. 

Agio-SaMhIag« dessen Einhebungnaeh 

dem Durchsehnittscurj^e dos Vornjnnats, 
H. M. Krl. V. 12. Febr. 1SG3, Z. l i.'iS, 
I (I. Aufl.; 214; — dessen einheitliche 
Bemessung, Protokoll v. 22. Oct 1870, 
I (II. Aufl. I 335; III, 319; — Publicirung 
der Aenderungen desselben, G. I. Erl. v. 
J 2. April 1873, Z. 3351, V 1, 464; — 
Abänderung der Bestimmungen über 
dessen Bemessung, H. M. Erl. v. 15. Juni 
1875, Z. 18217, V 1, 465; — Ueber- 
tragung dieser Agende an die General- 
Inspecci OD, H. M. Erl. v. 13, Mai 1876, 
Z. 14178, V 1. 445; — Anzeigo der 
Ausnahmen und Ermässigungen, G. I. ErL 
11. April 1877, Z. 4178, ▼ 1, 466. 

Aichgebikhren, deren Creditirung, H. 
M.Erl. V. 3. Juli 1876, Z. 143 17, V 1, 87. 

Aichuog der Wägemiitel, Unzalässigkeit 
der Verwendung von ungeaicbten Waa- 
gen. H. M. ErL T. 8. Nov. 1876, Z. 16634, 

V 1, 87. 

1* 
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AlkvMlittelui s. Ershersog AI- 

l) r (• I- Ii t - B a h n. 

Allgemeiner Thell« Vorschriften über 
OonceBeioniruntr, Bau, Betrieb und Ver- 
kehr der Eisenbahnen, I, 23 ; — Anhang, 
Militär-Vorschrit fpn für <He Eisenbahnen, 
III, 1 ; — Nachträge hiezu, III, 259, 273, 
347, iV, 11; — allgemeine Anordnungen, 
Vi, 15; — aligpmoin«" HechtaTerhSlt- 
nisse ilr r f]iscnbahnen, V 1, 15. 

Alterthifcmer, aufgeluniiene, deren £in- 
Mndnag, Hofksldeer. v. 5. MSn 1818, 
I, 107; H. im Uebrigen Funde, ftrehäo- 
logische. 

AHkelm - fltokftrdincer E i » e nbahn , 

Coni^titutiv-Urkunden, V 'J, 1 18; — Er- 
löschen der Concession elimda 450. 

Altwamier , £i8enbahnanschiu»8 von 
Ghotzen Qber Hnlbstadt und Priedland, 
8. D »• u f s oh i- s II e i c h. 

AmerikanlftChe Pt'cnle Ei^nnhahiten, 
deren Concessionirung, I, 4"j; — Nach- 
trüge hinio, m, V 1, 107, t. 
Tramwavft; — KartotTpIn . Einfuhr- 
Verbot, U. M. Erl. V. 5. Öcpu 1676, Z. 
«6509, V 1. 469. 

AmoreoM V. r hosphoramorph. 

AmtNiiaudluiigen. mit der Vrrfassung 
und Vorlage von Eieenbahn-Projccten 
casammenbängende, H. If. Tdg. v. 4. 
Februar 1871, R. O. Bl, Nr. 8, III. 275 
(Neuausgabe mit Abänderunjr»Mi , U.M. 
Vdg. V. 25. Jänner 187y, R. G.Bl. Nr. 19j. 

ABCehtols« der Bahnbedleniteten, Ver- 
bot de-i Betretens dt-r Bahn duroli die- 
selben, G. 1. Krl. V. 28. Jänner lb72, 
Z. 756, IT, 68. 

Angesiellt^ der Eisenbahn-Betriebs- 
Unterneliniiingen, deren Verpflichtungen, 
Betr. Ordg. I. Abschnitt I, 119 (II. Aull. 
117) ; TgL auch Allgemeine PAiehten des 
Personals, Art. 1 der Yerk.-Orund>üge, 
V 1, 225. 

AnIftAlteUf aus^ergewühnliches, auf freier 
Bahn, $. 18 Betr. Regl., T 1, 329; 
vgl. auch Art. 28 Yerk.-GnindsOge, V 
1, 247. 

AnleguiiK Ton Gapitalien in Eisenbahn- 

Prioritäts-Obligatioiien , Gcaetz v. 14. 
März 1870, U. G. Hl. Nr. 33,111,290; 

— von Kiäcnbuhnbüchcrn, Gesetz v. 19. 
Mai 1874, R. O.Bl. Nr. 70, V 1,2«; 

— uii'l Kührunu' flersell>eti, .lustiz-M. Vdi:. 
V. 31. Mai 1871, U. <i. Bl. Nr. 87, V 
1, 49; — Benützung di » Katasters hie- 
fUr, F. 11. Erl. t. 6. August 1874, Z. 
15121, V 1, 61; ~ Mitwirkung der 



politiechen Besirki-BehSrden bei der- 
selben, Erl. des Min. d. Inn. v, 10, Oct, 
1874, Z. 3443, V 1, 64; s. übrigens 
Eisenbahnbficher. 
AnklladlKungHrrlst für Tarifände- 
rungcn, H.M.ErLT.6.Deo.l876,Z.31434, 
V 1, 446. 

AiiMlaev der Eisenbahnen, Pflichten 

derselben, I, 97; — und Benehmen in 
'1er Nihe der Bahn, §. 99 Betr. Ordg. I, 

i:>5. 

AMsageTerfMiPea fflr die Zollbehaad- 

lung de.s Eisenbahn -Verkehrs v. 18. 
September 1857, I, 324; Nachtrags- 
bestimmungen hierüber. Min. Erl. t. 8. 
November 1861, R. O.Bl. Nr. 114, 1, 356; 

— dessen Anwendung auf Streckenzufs- 
güter, F. M. Erl. v. 2. Febr. 1864, 
R. O. Bt. Nr. 8, I, 362; ~ VoUsiehang 
des Ladungsraum-Versehlusses in dem- 
selben . F. M. Vdg. V. 7. Nov. 1872, 
Z. 24751 , V 1, 471; s. übrigens ZoU- 
Tcrfahren. 

AnsohlUHN<^ an auswärtige Bahnen, 
Staatsverträge hierüber, I, 379; — Nach- 
trXge hiezu, III, 369; IV, 231 ; V 1,623. 

AnMprachsbereehtlgte UnteroM- 
eiere, Erstattung der vorgeschriebenen 
Anzeige über deren Anstellung, U. M. 
Erl. 31. Man 1877, Z. 20020, ▼ 1, 
79; 8. im Uebrigen C i v i 1- Anttellnng 
und U n t er o f f i c i ere. 

Anstände beim Militär-Transporte, H.M. 
Eri. T. 6. Febr. 1873, Z. 17376, ▼ 1. 
650. 

AnvAeilanK der Eisenbahn-Beamten und 
Diener, Betr. Ordg §. 3, I, 120 (II. Anfl. 
118); — gedienter Militärs, a. CiTÜ- 

A n s t e 1 1 u n p. 
Antlqaftrisclie Funde, deren Behand- 
lung, Hofkzldeor.T.15. Jani 1846,1, 108; 

.•i. ;iii<-]i F linde. 

Anwendung der Dampfkraft, Verhütung 
der aus derselben folgenden Gefahren, 
B. Dampfkraft. 

Anzeige archäologischer und numisma- 
tischer Funde, Uofksldecr. t. SO. Juli 
1828, I, 108; e. im Uebrigen Fände; 

— interessaater geologischer Erschei- 
nungen, Gen.-Baudir.-Erl. v. 16. .länner 
1851, Z. 3428, I, 112; — von Unlallen 
bei Eisenbahnbauten, G. I. Erl. 20. 
J.inner 1873, Z. 590, V I, 15.?; Vor- 
gang bei Staatsbahn-Bauten. G. I. Erl* 
V. 12. August 1874, Z. r,l79. Vi, 154; 

— vorfallender Bahnfrevel . G. I. Erl. 
V. 5. October 1872, Z. 7834 V 1, 301. 
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•. auch Balinfrevel; — telegraphische, 1 
Yon Unfiillen und Hefriebs!;törunir''n, H. ' 
M. Erl. V. 27. Dec. 1851, Z. 7121, I, 
165 (IL AnfL 216); — der Betriebs- 
orp.iTie ul.er Bahn-Ereigni.*se u. Unfälle, 
H. M. Krl. V. 1. März 1852, Z. 3110 I, 
ICO Iii, AuH. 217); — telegraphischc, j 
vom UntaugliehwerdenvonLoeomotiven, I 

H. M. Erl. V. 1. Sppt. 187.'., Z. 24Rr)2, ' 
V 1, 297; — über Uniülle von Seite, 
«uslandiflcher Verwaltungen, H. M. Erl. | 
V. 29. Mai 1875, Z, «5823, VI, 296; i 
— über Anstt'llunff »nepruchsbercchtigter 
Untcrofficicre , Ii. H. ErL v. 31. März 
1877, Z. «0020, V 1, 7». 

AvkOlter« deren Beförderung bei Arbeits- 
augen, G. I. Erl. vom 31. Juli 1862, Z. 
826, I, 160 (II. Aufl. lül); — militUr- i 
pflichti);e,bei£isenbahnbattten, s. mil i- 
l ärp f 1 i c h t i }r A r b »M f *M'. 

Arbelts-Xtttugenprollle, Vorlage der- 1 
selben, H. H. Erl. r. 31. Oct. 1870, Z. 
ISC.'M, III. 303. I 

ArbeitHEÜge (Materialziipe), deren Ver- 
kehr, .\rt. 34 Verkehrs • Grundzüge, V I 

I, 853; — BefVrderUTifr TOn Arbeitern 
bei denselben. G. 1. Erl v. 31 Juli 1862, 
Z. 826, I. ir,() i ll. Aurt. 161). 

Archliologifeicbe Funde, Behandlung i 
derselben, I, 107; s. im Einiefaien bei) 
Funde. 

Arsenik, dessen Verpackung bei Ver- \ 
Sendungen, Erl. des Min. d. Inn. t. 26. 

April 1849, Z. 7166, I, 275 ill. Aufl.' 

3G0): Arisenikalion und andori' Gii't.stoffe, i 

deren Versendung auf Eisenbahnen, U. 

M. Vdg. T. 26. August 1871, R. O. BL 

Nr. 117, I (II Aufl.), 359; IV, 194. 
Ascl&< Eisenbahnanschluss von Uof nach 

Eger, 8. Bayern. 
Assisteas der politischen Behörden bei 

"üebertretungen dc^ Absrhn. II der Betr. 

Ordg., §. 101 daselbM, 1, 155 (II. Aufl. 

156) ; — zurDelogirung entlassener BAha> 

bediensteten, Erl. d. Min. d. Inn. t. 8. 

Mai 1877, Z. 5149, V I. 3<>'.». 
AofTliiirten zu den vormaligen Staats- 

Eieenbahnen, deren Herstellung und 

Erhaltung, Hofksldeor. Y. 5. Febr. 1846, 

I, 94. 

AofgabsreeepisHe, deren Ausfol^ung 
gegen früher hinnui<gegebene Nummem- 
Coupone, H. M. ErL t. 24. Juni 1877, 
Z. 4450, V I, 401. 

AsflietaBg der Post-Portofreiheit des 
deutschen Eisenbahnvereines, H. M. Erl. 
2. Dec 1872, Z. 34888, V 1, 110. 



Anflsiar, Vergehen nach §. 272 Straf> 

Gf><. I, 204 ill. Aufl. 274 . 
AafaahmsbedinganKeii , Fahrord- 
nung und Tarife, §. 4 ff Betr. Ordg. I, 
121 (II. Aufl. 119); — deren Vorlage 
an die Staatsverwaltung, §. 66 Betr. Ord?., 
I, 142; — deren Ueberwachung durch 
dieQeneral-Inspeetion, $. 77 Betr. Ordg., 
I, 146. 

Anfnabmsgebttade, Anbringung der 
Stationen amen an denselben, G. L ErL 

v. 10. Oct. 1874, Z. 8594, V 1, 315. 
Anrnahmscheln- Gebühr . Berech- 
tigung zur Einhebung derselben, U. M. 
Erl. 28. Juni 1877, Z. 19064, ▼ 1, 
401. 

AnfBchrirttareln zur Ersichtlich- 
niachuug der Fahrtrichtung der Pcrsonen- 
söge, Q. I. ErL 10. Oetober 1874, Z. 
8592. V I, .315. 

AafMiolii und ( ontroie über den Eisen- 
bahnbetrieb, 71—92 Betr. Ordg. I, 
144 ; — insbesondere Kosten derselben, 
§§. 88, 89 Betr. Ordg., I, 150; — und 
Ueberwachung seitens d. Poiizei*Organe, 
§. 90 Betr. Oidg., I, 152. 

Anfstand. Verbrechen nach §. 68 Straf- 
Ges.. I. 203 (II. Aufl. 273). 

AafMtelluiig neuer Diatanzzeiger nach 
Kilometern, H. M. ErL t. 10. März 1874, 
Z. 7941. V I, 81; Abünderunc dieser 
Vowcbrift, H. M.ErL v. 21. Nov. 1874, 
Z. 85325, V 1, 82. 

Anf- Ull i Vblegegebtthr, deren Rege- 
lung, II. M. Erl. v. 7. Juni 1^73, Z. 
17.615, V 1, 390; — bei miÜtar- 
Srarisehen Ofitersendungen , Giro.« Vdg. 
des Keichs-Krgs.-Min. v. 7. USrx 1876, 
Abth. 11, Nr. 509, V 1, 613. 

Auf- und Absteigen der Reisenden, 
§. 95 Betr. Ordg., I, 158 (II. AuH. 154). 

Aufiglolcbfl-Gesetze < Eisenl>alin-Be- 
stimmungen (Art. VIII) des ZoU- und 
Handelsbündnieses mit Ungarn t. 24. 
Dee. 1867, R. Q.BL Nr. 4 ex 1868,1, 119 ; 
8. auch Ungarn. 

Auttgrabnng <Exhumation) und Trans- 
port Ton Leichen, Vdg. des Hin. d.Inn.T. 
M u' 1 S7 1. R, G. Bl. Nr. 56, V 1, 393. 

AuHbttiigen der Loeomotive während 
der Kahn , Verbot dieses Vorganges, 
Hofksldeor. t. 11. April 1846, Nr. 58, 
I. 134. 

Analünder« deren Nichtzulassung zur 
Beeidigung fQr Bahnpolisei-Funetionen, 
H. M. Erl. V. 9. HIrs 1877, Z. 24768, 
V 1, 188. 
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AMltallfMlieTerwaltangen, denselben 1 

obliegende Anzeige über Unfüll»-. H. M. 
Erl. V. 29. Mai is-j, Z. .Sä-ii' i . V i j 
296; — Wäiirung, Verbucliung der in 
einer so1eli«n yorkonmenden BetrXgfe In 1 
den G;irniitie-Rerlinuni." ri. Tl. M. Vdg. v. ; 
4. Jänner 1Ö77, Z. 39U4ö, V 1, 101. 

A«filMI4l«Tevkelir« direete Tarife für 
denselben, deren Bildung und Ausschei- 
dung der österr. Streckenantheile. II. M. 
Erl. V. aO. Juni 1876; Z. 15386, Y 1, 4ö6. 

AnMialinieB rom Agio-Zuscblag und 

ErmMsigun^ desselben, Anzeige hier- 
über, 0. 1. ErL T. 11. April 1877, Z. 4178, 

V 1, 466. 

A««rtitit«»g»« O e g eMtitn<e fOr Mi- 

litir-Tran Sporte. Quartals-Ausweise über 
solche, G. I. Erl. \. 24. Juni 1874, Z. 
4745, V 1. 5.51. 

AuNHiK-nilin s. Bielntlial-B.ilin. 

Annalg-Toplltzer Ei.>-eiibalin - Gesell- 
seilscliaft, k. k. priv., Constitutiv-Ur- 
knnden II, 2, 1073; — Naehträge, III, 
479, IT 409; V 2, 789; - in.shes. I'rivi- 
legrtuniv.2. Aug. I85f.ll _', 1075;"('onc. 
Urk. V. 10. Mai 1806 für Teplitz-Komotau 
II % 1081 ; — T. 25. Juni 1870 iür die 
Bielathal-Babn II 1. l-2aO: .ler. n Ver- 
einigung mit dem Uaupt-L'nternelimcn 
H. M. Erl. V. 21. Jänner 1872 IV, 425, 
ir,9; — Statuten V. 2, 789. 

AuNtrittHbehaiidlung dor auf Eisen- 
bahnen unter Kaumvcrschiuhs stattfin- 
denden Zveker-Exportsendongen, F. M. 
Erl. V. ;j. März 1874, Z. 32569, V 1,480. 

AuBWÜrtlge Bahn - Unternehmungen, 
österreichische Concessionen derselben, 
und Staatsrertrilge über Elsenbahn-An- 
-i 'M-s.-. I. ;!70; — Nachträge Uestt, 
III, .509; 1%', 231; V 1, 623. 

Aaswelse über den Sund derOrundein- 
idsungs - Verhandlungen, Vorlag:; von 
solchen. H. M. Erl. t. 29. Min 1876, Z. 
S3457, V 1, 120. 

ATlairaBK des Personals über den Ver- 
kehr der Züge, Alt. 17 Verk.-Orandzöge, 

V 1, 239; — und Ahlioferuni,' des 
Gute», 59 Betr. RcgI., V 1, 30ü; — 
der Ton den Karteien eingehobenen 
Mebrgobüliren. O. I. Erl. t. Se.lfai 1876, 
Z. 5639, V 1, 467. 

B. 

BAlinbedlensfete • Anwendung des 
Ges. T. 5. M8rs 1869 auf kSrperl. Ver* 
letsnngen oder Tödtungen von solchen. 



H. M. Erl. T. 6. April 1874, Z. 10634, 

V 1, 185; — unbeeidete, Vorlage von 
Semestrai - Ausweisen über dieselben, 

G. I. Erl. V. 17. Mai 1876, Z. 6520, V 

I, 9; im Uebrigen s. bei Betriebs • 
Personal; — wehrf»flichtitre . deren 
turnusweise Einberufung, U. M. Erl. r. 
22. Oet 1872, Z. 28946, V 1. 616; — 
deren Einberufung oder Vorladung zur 
aetiven Militär - Dienstleistung, Erl. des 
Landesvertb.-Min. v. 9. April 1874, Z. 
17968, V 1, 618; — an den Waffen- 
übungen der Landwehr. U. M. Erl. v. 
29. Sept. 1874, Z. 28444, V 1, 019; 
s. übrigens wehrpflichtige Bahn- 
bedienstele. 

Bahnbetrieb, allgemeine VorMhriflea 
für denselben. Betr. Ordg. I. Abschn., 1^ 
119 fll. Anfl. 117). 

Bahiibreite. Freihaltung derselben, a. 
Freihaltung der Bahnhroite. 

Baikorrevel« deren Verhütung, MinisL- 
ErlSssoT. 1. n. 17. Juni, dann 6. Jnll 1872, 
I (II. Aufl.;*, 278; IV 140: — Anzeige 
derselben. G. I. ErL V. 5. Oct 1872, Z* 
7834, V 1, 301. 

B»hBcebAv4e« deren Freihaltung Ton 
Militär-Einquartierungen, H. M. Erl. v. 

3. Juli 1866, Z. 14419, 1, 173 (II. Aull. 226). 
Bfthnbttfe Q. Stationen, deren Projecte 

u. Feststellung, §§. 5 u, 6 H. M. V.lg. r. 

4. Febr. 1871. R. G. BL Nr. 8. III. 278 
(derzeit U. .M. Vdg. t. 25. Jänner 1879, 
R. O. Bl. Nr. 19). 

Bahnhof- AfHchen. s. Affiehen. 

Bahnhof-Brlerkiksten . d' ren Ein- 
richtung, Ii, M. Erl. V. 12. April 1866, 
Z. 10106, I, 148. 

Bahnhorrttume. Gestattung des Be- 
tretens derselben durch Militär*8tatione* 
Commaodanten n. eommftndirte MUitara, 

H. M. Eri. T. 11. Juli 1878, Z. 28786, 

V 1. 302. 

Bahn Ii or - KesiaaraUoBen « siehe 

Restaurationen. 
Bahnhof- SMIftahrem« s. Stell- 

f u h r e n. 

Bahnmagasine und Station» - Lager- 
plätze, deren RSamung dereh Lagersins- 
Erhöhung, H. M. Erl. v. 26. Nov. \970, 
Z. 22242, I ^n. Aufl.), 342; III, 328. 

BAliliOhJeet«»« Anbringung Ton HShea- 
marken an denselben, K. M. Erl. 17. 
April 1871. Z. 10871. V 1. 100. 

Bahnpollsel und Ötraf recht, V 1, 
301; s. im Einselnen bei Polls ei und 
Strafreeht. 
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Bahnpolisei-Torscl&rirten« Ueber- 
tretung derselben, e. Polizei -Vor- 
schriften für Eisenbahnen. 

Baltnanfillle und ausserordentliche 
Ereignisse, Art. äS Verk.-Grundzüge, V 
1^ 2") 5 ; im Ucbrigen s. Unfälle. 

Bahn Wächter, deren Ablösung, ILM. 
Erl. V. IJL August 1865, Z. 8829, L 135j 
— u. Ruhezeit, H. M. Erl, v. fi- Juni 1874, 
Z. 42158, V Li IMi vgl. Pct. 5l der 
Verk.-Grundzüge, V Ij 225 ; — Vorgang 
bei deren Verhaftung oder Vorführung, 
Erl. des Min. d. Inn. T. ä. October 1875, 
Z. 3987. V K .-tos. 

Bahnwagen- u. Draisincnfahrten« 
Art. 2fi Verk.-Grundzüge, V 1^ 254; 
8. auch Rollwagen. 

Bannl«gang von 'VVüldern, Vorgang bei 
Ermittlung der Entschädigung für die 
Waldbesitzer. Erl. des Min. d. Inn. t. 
aiL Dec. 1874. Z. 14005, V L 

Baseler Vertrag v. LI. Nov. 1875, betr. 
Verkauf des oberital. Südbahn-Netzes, 
V Li filü 

Bau der Eisenbahnen, I, 51 ; — Nach- 
trüge hiezu. III, 293; IV, 43j Eisen- 
b«hnbau, V 1, LLL 

Baubetrieb mit Locomotiven, s. Mate- 
ria 1 z ü g e. 

Baaconiiens für Bergwerksbahnen, 
Competenz zur Ertheilunß desselben, 
M. Erl. V. 22x Jänner 1875, Z. 40329, V 
1^ 107. 

Baudenkmttler. historische. Vorschrif- 
ten über deren Erhaltung, 1^ 110; Für- 
sorge für deren Erhaltung, IL M. Erl. t. 
2iL Nov. 1850, Z. 2602, |, 1 10 ; Instruc- 
tion für die Ccntral-Commijsion 31. 
Dec. 1850. Z. 3184, I, llU; Wirkungs- 
kreis der Conservatoren t. 2L Juni 1853, 
I» LLL 

Baaerlelchterangen für Scoundär- 
bahnen, IL M. Erl. v. IS. April 1875, Z. 
10871, V L 11^ 

Baurortschrltts-Berlchte« Einrich- 
tung derselben, IL M. Erl. v. 2i April 
1870, Z. 4300, III. 301; — deren Ver- 
fassung, G. L Erl. V. 2iL März 1872, Z. 
2483, IV, ifi; Vorlagetermin, IL M. Erl. 
V. aL Mai 1872, Z. 11369, IV, 46j — 
gleichmässige Ausfüllung der vorzulegen- 
den Tabellen, G. L Erl. v. ü Jänner 
1874, Z. 256j V 1, HL 

Baustreeken . Bewilligung zur Ein- 
leitung von Materialzügen mit Loco- 
motiven auf denselben, IL M. Erl. v. i 
März 1873, Z. 29592, V 1^ 152j Be- 



dingungen hiefür, G. L Erl. v. L April 
1873, Z. 9004, V Li 1^ (derzeit ge- 
regelt durch IL M. Vdg. v. 25. Jänner 1879, 
R. G. Bl. Nr. 19). 
Bauten« ausserhalb der Bahnlinie her- 
gestellte, deren protokollarische Ueber- 
gabe. Gen. -Baudir.-Erl.v. 21. Jänner 1851, 
Z. 15855, 1^ 103; s. auch Privat- 
bauten. 

Bannnfttlle« V 1^ I^; insbesondere 
deren sofortige Anzeige an die Oeneral- 
Inspection, IL M. Erl. v. ^ Juni 1871, 
Z. 9437, III, 303; Erneuerung dieses 
Gebotes, 6. L Erl. v. 2iL Jänner 1873, 
Z. 590, V Ii 153; Vorgang bei StaaU- 
bahn-Bauten, G. LErl. v. UL August 1874, 
Z. 6179, V Li 154: Ertheilung stren- 
ger Weisungen zu deren Hintanhaltung, 
G. L Erl. V. }L August 1873, Z. 5891, 
V Li 154 : Instruction über Ausführung 
von Sprengarheiten, G. L Erl. v. 12, 
März 1875, Z. 2168, V 

Bauunternehmer, Unzulässigkeit des 
Einschreitens derselben um Genehmi- 
gung von Projects-Acnderungen u. Com- 
missionen, IL M. Vdg. v. Nov. 1871, 
Z. 22738, IV, 43, 

BanzuNtand der Bahn, dessen Ueber- 
wachung durch die General-Inspection, 
§. lA Betr. Ordg., L IIÄ, 

Bayern« Staatsvertrügc über Eisenbahn- 
Anschlüsse: v. 2LL Juni 1851, R. G. Bl. 
Nr. ai ex 1852, betr. Anscbluss der 
beiderseitigen Eisenbahnen bei Salzburg 
u. Kufstein, 513; — Min.-Erkl. t. 
fi, August 1860", betr. Verzinsung des 
SaUburgcr Bahnhofes, III, 311 ; — Erkl. 
V. 9, August 1872, betr. Verzinsung des 
Kufsteiner Bahnhofes, IV, 231 ; — 
Staatsvertrag v. 2L April 1856, R. G. Bl. 
Nr. 100, betr. Abänderung u. Ausdeh- 
nung des älteren Vertrages auf den An- 
schluss bei Passau, I, 457 ; — v. 20* Sept. 
1858, R. G. Bl. Nr. 236, betr. Anschluss 
an der böhmisch-bayerischen Grenze bei 
Furth a. Walde, |^ 553; — v. LL. Juni 
1863, R. G. Bl. Nr. TTj betr. Eisenbahn- 
Verbindungen Hof-Asch-Eger und Eger- 
Waldsassen, I, 563; — v. L Juni 1867, 
R. G. Bl. Nr. 92. betr. Bau u. Betrieb der 
Eisenbahn von München über Braunau 
bis Neumarkt, I. 576 ; — v. 21, August 
1870, R. G. Bl. Nr. 13 ex 1871 betr. 
Herstellung der Eisenbahn Lindau-Bro- 
genz-St. Margarethen u. Fcldkirch-Buchs, 
III, 378; — Protokoll t. 1£. Mai 1877, 
betr. Revision des Betr. Vertr. der Vor- 
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arlberger Bahn v. 28. Mai 1872, V 1, 
635; — Staatevertrag v. 30. März 1873, 
R. 6. Bl. Nr. 107, betr. Herstellung der 
Eisenbalincn a) Landau - Eisenstein- 
Pilsen u. bj Pa«t»au-KU8chwarda Strako- 
nit«, V 1, 623; — Min. Erkl. v. 27. 
April 1873, betr. Transport von k. k. 
Trnpjion auf liayor. Eisenliahnen, V 1, 
634 j — Ötaatfivertrag v. 16. Mai 1877, 
B. O. Bl. Nr. 82, betr. Herstellung einer 
in Eger einmündenden Absweigung der 
Ficlitelgeliirgsl'uhn, V 1, 047. 
BayerlMChe Bahnen, Beiördcrung von 
Personen and Aerarialgtttem der bewafF* 
netan Macht Oesterreich-Ungarns auf 
denselben, Circ. Vdg. d. Keiohs-Krgs. 
Min.T. 17. Juni 1873, Abth. II, Nr. 1713, 
V 1, 564. 

Beamte und Diener beim Bahnbetriebe, 
deren Anstellung, Betr. Ordg. §. 3, I, 
lSO(n. Aiifl.ll8),8. übrigens Betriebs- 
personal ; — deren Ueberwachung 
durch die OeneraMnspection, §§. Ts — 84 
Betr. Ordg., I, 146; — Qualificatioiis- 
tabellenttber dieselben, f. 83 Betr. Ordg., 
I, 148; — bei Sfaatabahncn angestellte, 
deren Verpflichtungen, §§. 55 — 57 Betr. 
Ordg., I, 138; — der rrivat-Eisenbahn- 
Untemebmungen, deren Verpflichtungen, 
§§. 58—70 Betr. Ordg.. I. 139 (II. Anfl. 
138); deren Evidenzhaltung, §. 61 Betr. 
Ordg., I, 139; besehrXnkte Vorlage von 
Ausweisen, H. M. Erl. v. C. Juni 1876, 
Z. 3936, V 1, 184; — deren Instruc- 
tionen u. Verpflichtungen, §§. 62, 63 
Betr. Ordg. I, 140; — deren Benehmen 
bei Tbatbestands-Erliebungen nach Un- 
fällen u. gegenüber den tftaatsbchörden. 

H. M. Erl. y. 12. August 1856, Z. 20759. 

I, 141. 

Becker^S Einriclitung zum Ein- u. Aus- 
kuppeln der Wagen, U. I. Erl. t. 27. 
Not. 1874, Z. 10517, ▼ 1, 194. 

Bcdieustetef geprüfte, Vorlage von Ver- 
zeichnissen über dieselben, (i. I. Erl. v. 
10. Mai 1869, Z. 1364, I, 121 (II. Aufl. 
119). 

BcdieaniiK der Locomotive, Erforder- 
nisse hiezu, I. 187 II. Aufl. 2fil s — der 
Wagenbremse/i, H. M. Erl. v. 13. Jünner 
1805, Z. 17485, 1, 181 (H. Aufl. 190). 

BeeldIgonK der mit b.ilinpnlizciliclien 
Functionen betrauten Bediensteten, U. 
M. Erl. T. 9. Hirz 1877, Z. 24768, V 1, 
188. 

Befttrderong von rersf^nen. Reisege- 
päck, Leichen, Fahrzeugen und lebenden 



Thieren, Abschn. II Betr. Regl.. V 1, 
325; — von Gütern, Abschn. III Betr. 
Regl., ▼ 1, 343; — TonOold- u. Silber- 
burroji. Qrld u. geldwerthen Papieren. 

H. M. Kil. V. 11. Juli 1874, Z. 20571, V 

I, 396; — abgesonderte, von Schüb- 
lingen und Sträflingen, H. M. Vdg. 
26. AugiK^t 1^7-.'. Z. 22977, V 1, 384; 

— Transportbedingungen hiefür, U. M. 
Erl. T. 15. Febr. 1873, Z. 4479, ▼ 1, 385. 

BegefemilgeB« eoinmissionelle,der Bahn^ 
Beizii lning von Landesausschues - Mit* 
gliedern, Ii. M. Erl. v. 28. October 1870, 
Z. 20093,111, 290 (derselt geregelt durch 
die Z u f a h r t s s t r a 8 s e n-Landesgesetze 
[s. dort] u. die H. M. Vdg. v. 25. .Tänner 
1879, R. G. Bl. Nr. 19); s. auch poli- 
tische Begehungen. 

BegleltdocamentederZüge, s. Züge. 

BelieiBUUg der l'ersonenwagen, U. M. 
Erl. 8. Sept. 1871» Z. 18588, IT, 59; 

II. M. Erl. 10. August 1872, Z. 2133, 
V 1. 190. 

Beherbergung treuider Personen in den 
BahnwaehterbSusem, H. M. Erl. t. 14. 
April 1874, Z. 10078, V 1, 302. 

Behörden« deren Organisation und Wir- 
kung^krois in Eisenbahnsachen, I, 1; 

— insbesondere Finanz*Beh., I, 21; poli- 
tische Beb., I. 21; — Nachtrag biesVt 

III, 259, 269; IV 1; ¥ 1. 
Behftrdlfelie Interraiilion bei Eisen- 
bahnbauten, H. M.Ydg. T. 18. Not. 1871, 
Z. 2273H, IV, 43. 

Bekanntgabe d. Conce&sionsertheüung 
u. Traeebestimmung von Eisenbahnen 
an die Bergbehörden, Erl. des Min. d. 
Inn. V. 26. Mai 1871, Z. 670, IV, 42. 

Beladung und Belastung der Wagen, s. 
Wagen. 

Iteiagerniigszustand u. Ku.>gs7eiten, 
Bahnbetrieb in solchen, §. lU Betr. Ordg., 
I, 144. 

BelaMtnng der Züge, s. Züge. 

Belafitungstabelle für Brückencon- 
structionen, G. L Erl. t. 2. Sept. 1873, 
Z. 8068, Y, 126. 

Belehrung des Babnpersonals über l'n- 
Hille und Verfügungen cur Hintanbaltung 
derselben, H. M. Erl. v. 22. Mai 1874, 
Z. 11589, V 1, 293: — der Volksseliiller 

über (lie rtliobt<»M dt^s ruMinitii!- •.'»"'gen- 
über den Eisenbahnen, Erl. des Min. für 
Gultus n. Unterrieht y. 13. Nov. 1870, 
Z. IS-JÖÖ. V I, 301. 
Beleidigung öflentlicher Beamten. §.313 
Straf-Gee., I, 204 (IL Aud. 274;. 
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Beleorhtung dor Signale aoi Züge, 

Art. r, Vt'ik.-Oriin.izfice. V 1. ^'iS; — 
der Züge, b. auch Zugsbeicuchiung. 

Bclc«€MaBCS-Von*l«M«ngeii der 

Personenwagen, ileien Instandhaltung, 
G. I. Erl. V. VJ. März 1876, Z. 13714, 
V l, 191. 

BcmeMang des Apio^ZuaehUges, Ab- 

änderunff der BcstiinnuinePn hiorüher, 
iL M. Erl. V. 15. Juni 1873, Z. 18217, 
▼ 1,465; — der Erwerb- and Ein- 
kommensteuer, 8. daselbst. 

Benützung v. Eisfriliahnei». all^'fmt.'ine 
Verptlichtung des i'tihlicum«, §. 93 Betr. 
Ordg., I, 152 (II. Aufl. 153). 

Bereehnung der Fraehtgelder, $. 62 
Betr. Heel., V 1, 3fiO. 

Bergabhttnge« VerUütung v. Kii-cnbahn- 
unfiiilen an denselben, Hofkzideer. 
'JO. Aiitrtist IS 11, I, 99. 

Bergbau« Behandlung der zum Betriebe 
desselben nothwendigen Prival-Eisen- 
bahnen: Min. Vdg. v. 1. Nov. 18:»9, R. O. 
Bl. Nr. 200, I, 45; vgl. auch Berg- 
werksbahnen; — Unternehmer, Ent- 
flehadigiingsansprOche derselben wegen 
Betriebfbescliränkiingen durch Eis- n 
bahn - Anlagen, Kiitsohdj^. des Min. d, 
Inn. V. 15. Febr. 1870, Z. 44, IV, 4ü; 
— -Unlemehmungen und Eisenbahnen, 
VcrbOtuiig uml B< <iMti<;ung von CoUi- 
aionen zwitohcu denselben, Min. Vdg. v. 
t. Janner 1859, R. O. BL Nr. 25, I, 37; 
weitere Bestimmungen s. bei Colli- 
sionen. 

Bergbehörde n< Bekanntgal*e der Con- 
eessionsertheflung nnd Tracebestimmung 

TOn Eisenbalinen an di'-Holbt'n. T>1. des 
Min. d. Inn. v. 'JO. Mjii 187 I. Z. »'.70, IV, 
42; — deren Vertretung bei Trace-Kevi- 
sionen,- H. M. YerfBgung t. 13. JXnner 
187 t. Z. l.l-2('7, V 1. 171. 

Berggesetx, aligeraeinei>, v. 23. Mai 1834, 
R. 0. Bl. Nr. 146, Bestimmungen des- 
selben über Bergwerksbahnen, I. 16. 

Bergwerke, njichst einer I^isenbnhn ge- 
legen, deren wirksame Ueberwachung, 
Ydg. d. Berghauptmannsehaft Prag ▼. 
30. Sept. I.S7r,. Z. I7r,0. V 1. 105. 

Bergii«-erki*bahneu« einschlägige Bo- 
stiiumungen des allg. Bergges. v. 23. Mai 
1854, R. G. Bl. Nr. 146, I, 46 ; gesetz- 
liche Servituten an denselben, I, 47; 
Behandlung der zum Bergbaubetriebe 
notbwendigen Privatbahnen, Min. Vdg. 
V. 1. Nov. I.S59, R. O. Bl. Nr. JOd, I, 
45; Vorerhebungen für dieselben, U.M. 



Erl.T. 18. Mai 1874, Z. 14069, V 1, 107; 
Competenz zur Ertheilung des Baueon- 
senses, H. M. Erl. V. 22. Jänner 1875 ; 
Z. 40329, ▼ 1, 107; ~ des Betrlebscon- 
s^enses. H. M. ErL 20. Pebr. 1876, Z. 
304 7 S. V 1, los. 
Berichte 4 (»eriodisehe, der landesfUrstl. 
Commi^sSre bei Eisenbahnen, H. M. Er- 
lässe V. 8. Mai 1873, Z. 37719 u. :?A. April 
1874, Z. 87, V 1, 10; ferner H. M. Erl. 
V. 23. März 1877, Z. 354, ▼ 1, 11; s. 
Qbrigens Eingab en. 

Bernn - 9lyNlowIts und Nicolai • Pless, 

Eisonbahn-Anschlüsse, s. Preussen. 
Bettchüdigaug und Veränderung an 
der Bahn, §. 98 Betr. Onig., I, 154 (IL 
Aufl. I.">.')i; — boshafte, fren)d»'n Kigen- 
thums, §. 85 6trAt-(ies., I, 199 i^il. Aufl. 
269) ; — roathwillige, von Eisenbahnen, 
§. 318 Straf-Oe»., I, 199 (II. Aufl. 209 ; 
— von Wnrnungszeirhen , §. 319 Ütraf- 
Oes., I, 2«iO (II. Aufl. 27u). 

Beschrttnkang der den Bahnen oblie- 
genden Verpflichtung zum Transporte 
und Zahlungsmittel, §. 6 Betr. Regt, V 

1, 32 1. 

Benchwerdebttoher« deren Einfüli- 
rung auf den vormaligen SUMtsbahnen, 

Gen. Dir. Erl. v. 1.'.. Aug. 1851, Z. 1S15, 

1, 125 (II. Aufl. 123); — deren Einrich- 
tung und Behandlung, Gen. Dir. Erl. v. 
3. Sept. 1851, Z. 4845, I, 125 (II. Aufl. 
123); - §. 11 Betr. Ordg., I, 125 at.- 
Aufl. 123). 

Besehweirdeftthrang in Transport 
Angelegenheiten, §. 4 Betr. Regl., T 1, 

321. 

BeMeitIgung von Collisionen zwischen 
Eisenbahn- und Bergbau-Unternehmun- 
gen, s. Cöl lisionen. 

Befiktd-Bahn. s. Leni1)erg Stryi- 
Beskid und Stryi-Stanislauer 
Eisenbahn, II 2, 1421, nachmals 
Erzherzog Albreeht-Bahn, IT, 625; ▼ 

2, 742. 

Benouderer Theii, erster .Vbschnitt, 
StaatsvertrSge über Eisenbahn - An- 

schlüi^so und östeirci'hisehe Conees- 
sionen auswärtiger Bahnunternehiuung 
gen, I, 379; — Naehtrag hiezu, III, 
369; IV, 231; V 1, G23; — zweiter 
Abschnitt, Con.Htitutiv-T'rkurMli^n der in- 
ländischen Eisenbalin-Unteriiehiuuugen, 
erste Abtheilung, II 1, 1; — sweito Ab- 
theiliing, II 2, 771; — Nachtrage hiozQ, 
111,391; IV, 259; V 2, 1. 
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BestllttBiMces betr. Anlegung und i 

Führunp von Eisten' .ihnbüchcrn auf 
Grund des §. ö.') des Go?. v. l't. Mail 
1874, Ii. G. Bl. Nr. 7U, Ju>t. Min. Vdg. 
T. ai. Msi 1874, S. O. BL Nr. 87, T 1, 
49; — zur AVahrung dt r Sicherheit, 
Kegel(näs8i)(keit und Ordnung des Eigen- 
bahnbetriebes, I, 1.^'.); III. 310; IV, 64; 
8. «uch III EiseiibahiiKetrifb, V 1, 177. 
Betreten der Bahn, §. 96 Betr. Ordj?., I, 
153 (II. Aufl. 154); — und der Bahn- 
hofe durch d«i Pttblleam und speciell 
befugte Personen, §. 5 Betr. K- lI . V 1, 
324: — der Balm durch Siitierlicit?- 
Organe, H. M. Erl. v. 13. Nov. 1852, Z. 
82011, I, 154; — durch Angehörige der 
Bediensteten, Gen. Insj» Erl. v. 28. Jän- 
ner 1872, Z. 756, I II. Aufl.) 154; — 
dessen Abstellung behufs Hintanhaltung ' 
Toii T'iiplü<'ksf;illen, II. M. Erl. v. 6. Juli ' 
187.T, Z. i.Uf.J, V 1, 2S8; — des Bahn- 
körper» durch Gendarmerie und Finanz- 
organe. H. M. Ell. T. 87. J«ni 1874. Z. I 
19119. V 1, 303; — durch Militärs' 
anlääslich von Exercitien. Erlass des' 
Keichs-Kriegs-Min. v. 24. Febr. 1875, , 
Abth. 5, Nr. 458, V 1, 505; — der B*hii- 
hofräunip. Ge-^tattung desselben für Mili- 
tür-Stationecooimandanten und comman- 
dirte Militärs, H. M. Erl. r, 11. Juli 
1873, Z. 23785. V 1, .U)2; - der Bahn- i 
hofrüume und Sta:ii»n!<|il.itze durcli Bahn- 
bedienstete und deren Angehörige, Gen. , 
Insp. Erl. T. 17. Juli 1875, Z. 7846, V 1, ! 
207. 

Betrieb der Ei?enbaluicn. 1. 113; — 
— Nacliiräge hiezu, III, ^105; IV, 56; 
Eisenbahnbetrieb, V 1, 177. j 

Betrlebn-AuNweine. monatliche, Ver- 
fassung und Vorlage derselben. H. M. 
Erl. Y. 8. Pebr. 1876, Z. 3661, V 1, 91 ; 
Einf&hrung eines neuen Formular:«, Gen. 
Insp. ErL v. 9. Oct 1876, Z. 12892, ¥ 
1, 92. 

B«triekiil»e«ehrtakaBC«fi durch 
EUenbahn - Anlagen, EntsehSdigungs- 
ansprGche von Berpbau-Unlornehmern j 
wegen solcher, Entscheidung des Min. 
d. Innern 15. Febr. 1870, Z.44, IV, 40. | 

BetrlebNCOnNens für Berefwerksshah- 
nen, Ertheilung desselben, H. M. Erl. v. 
20. Pebr. 1875, Z. 30478 . V 1 , 108; — 
überhaupt s. B «• t r i e b s - E r ö f f n u n g. 

BetriebH-KrttfTnung bei Eisenbahnen, 
Betr. Ordg. §. 1, I, 119 \ Aufl. 117); 
Bedingungen him ebendia §. 2, I, 120 
(IL Aufl. 118); Vorgang bei Antrigen 



auf Ertheilung der Bewilligung zw Be- 

triebB-Er9ffnung von ötTentlichen I.oeo- 
motivbahnen , H. M. Erl. v. 5. Febr. 
1875, Z. 3758, V 1, 177; Vorgang bei 
teehniseh- polizeilichen Priifangen und 
Collaudirungen, H. Min. Vdtr. v- fi- f^ct. 
1875, Z. 31197, V 1, 178 vpl. auch 
H. Min. Vdg. V. 25. Jänner 1879, R. G. 
Bl. Nr. 19 . 

BetriebMinittel, deren Erhaltung, Betr. 
Ordg. §. 3, I, 120 ^11. Aufl. 118); — 
deren Ueberwaehnng durch die Gen.- 
In^pection §. 76 Betr. Oidg., I, 145: s. 
im Ue' ri«fon I-^a h r bet riebsmittel, 
L i' c o uj o t i V e , "Wage n. 

BefriebsordBUBS, Eisenbahn-, t. 16. 
Nov. 1851, U. G. Bl. 1852 Nr. 1. I, 115; 

— Nachträge hiezu. III, 305; IV, 56; 
Vi, 177; — insbesondere: — Verbind- 
liclikeit ihrer Vorschriften für die pri- 
vilegirtcii und concessionirten Eisen- 
bahn - l'nternchoiungen, §. 91 Betr. 
Oidg., I. 152; — Ueberwaehung der die 
Verpflichtunecn des Publicums betref- 
fenden Vorschriften der.>^elben , Betr. 
Ordg. §. IUI, I, 155 vll. Auti. I56i; — 
polltische Strafcompetens in Uebertre- 
tungsfällen, Erl. d. Min. d. Innern T. 
17. Uct. 1870, Z. 12u»;i, III, 317. 

Betriebs - Organe der Ei.«enbalinen, 
deren HctH-hni- n hins'chtlich der Erhe- 
liunp des Tliatlji'Stande? Lei T'nfällen und 
gegenüber den Ötuatsbehörden, U.M. Erl. 
y. 12. Ang. 1856, Z. S0759, 1, 141. 
Betrlebttpersonai. det^sen Anstellung, 
Betr.-Ord}:. §. 3. I. 120 II. Aufl. IIS"'; 

— dessen Instruction in> Allg., 14, 15 
Betr. Ordg., I, 187 (H. Aufl. 185); — 
dessen Prüfung. Gfii. Insp. Erl. v. 1<K 
Mai 1869, Z. J304, I. 121 II. Auti. 119;; 

— und Probepraxi». II. M. Erl. v. 6, Mai 
1870, Z. l'.i'.xu. III. 305; Ausweise 
über geprüftes r.ctriclispersonal . Gen. 
InBp.-£rl. v. 19. Juli 1871, Z. 4637, I¥, 
56; — Oberhaupt, ▼ 1, 183; s. aneh 
Beamte und Diener der Privat- 
Eist iili.ihn - I'ntertiehmungen ; — Vor- 
kehrungen zur üintanhaltung des Ver- 
unglflckens desselben , 0. I. ErL r, S7. 
April 1S73, Z. .^603, V 1. 2SS; - def#«^n 
Ueberwaehung betreffs Üintanhaltung 
\on UnfSIlen, H. M. Erl. v. 7. N'or. I87S, 
Z. 37323, V 1, 290; — dessen Belehrung 
in den Stationen, II. M. Erl. v. 22. Mai 
1874, Z. 11589, V 1, 293; — Uintaa- 
haltnng des Verungltfekens desselli%B 
und seiner Angehörigen, G. I. ErL 
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17. Juli 18T5, Z. 784«, V l, 297; — [ 
nilitärpfliclitiges, dessen Belassung im ; 

Krietrsfalle in seinen Anstellungen, t;. •_'(■) 
Wehrg. V. 5. Dec. 18G8, R. G. Bl. Nr. 151, 
I, 17S (n. Aafl. Sf7). 
BetrtebNperHonal-AuHvrelHe . Be- 
schränkung der Vorlage solcher an die 
politischen Landesstellen , H. M. ErU v. 
f,. Juni 1S7C. Z. 3936, V 1, 184. 
BetriebNreglement für dio österrei- 
chischen Eisenbahnen v. lU. Juni lä74, 
R. O. Bl. Nr. 75, V 1, 823; — dessen 
Einführunfr, H. M.Vdg. v. 10. Juni 1874, 
R. G. Bl. Nr. 75. V 1. .r2'2: Abänderung 
des §. 40 desselben, H. M. Vdg. v. 
26. Jani 1877, R. 6. Bl. Nr. 69, T 1, 
323; — Anhang hiezu betr. Beförderung 
von Schiesspulver, iächi«^.«8baurawolle. 
FeoerweilLASrper und i>i*rengpulver im 
intenen Yerkehre, V 1, 355; — Ab- 
weichungen von den Bestimmungen des 
Betr. Kegl., H. M. Erl. v. 'JU. Nov. 1872, 
Z. 39999, T 1, 3S1. 
Betvlebsstttrungen und Unglücks- 1 



falle. Betr. Ordt 



SS 



Iß — IS. I, 127 



[II. Aufl. l'lüj; — deren Anzeige, H. M. 
Erl. 27. Dee. 1851, Z. 7121 , I, 165 
(IL Aufl. 2ir>l; H. M. Krl. v. 1. März 
1852, Z. 3110, I, 166 [IL AuH. -211 \. 

BeMebs - Vaternehmn u gc^ u , Ver- 
pflichtungen derselben und ihrer Ange- 
gestellten, Betr. Ordg., I. Absohnitt, I« 
119 (IL AuÜ. 117). 

Betvtob»TOVS«krtf1l«B • deren Ver- 
bindlichkeit für Militärpersionen , H. M. 
Erl. V. 6. April 1850. Z. 980 und 1. Dec 
1850, Z. 6051, I, 143. 

B«wm«kKBff der Bahn und Signale, 
§§. 41—54 Betr. Ordir.. I. 13.-) (U. Aufl. 
134j; — Ablösung des Wächtcrperso- 
nales, H. IL Erl. t. 12. August 1865, 
Z. 8829, I, 135: - l'eherwachung der 
Wegschrnnken. H. M. £rL v« 13. März 
1852, Z. 2647, I, 135. 

BewerbviissffMst« Fettietonng dersel- 
ben für Dienststellen , welche den an- 
spruchsbererhtigten rnteroffioieren vor- 
behalten sind, iL M. Erl. v. 14. Oct. 
1874, Z. 80977, V 1, 77. 

BcwllllffnnK zur Vornahme teohnischor 
Vorarbeiten, §§. 1—4 Conc. Ges., I, 
27; — sar Einleitung von Material- 
sfigen mit Locomotivi-ii . Material- 
zöge: — «ur Eröffnung der Bahn. Betr. 
Ordg. §. 1, I, 119 i ll. Aufl. 117 ), s. auch 
Betriebs-ErVffnnng; — für Privat- 
bauten ISngs Eisenbahnen, Qesehifks- 



gang bei denselben, H. M. Erl. t. 7. Juli 

1852, Z. 12310, I, 101; H. IL ErL T. 

S. Iii-;; m54. Z. 12S(». I, 102. 

Bielathal-Bahn , Constitutiv - Urkun- 
den, II 2, 1237 ; Uebergang an die Aus- 
sig-Teplitzor Bahn. IV, 425; s. dort. 

Bllin-Ausilig« 8. Bielathal - Balm. 

Billet- und Qepaickezpeditioneu, deren 
Oeffnung vor der Abfahrt, $. 14 Betr. 
Regl., V 1. 328. 

BilletYerkattf im Personcnverkehre u. 
ZurOeknahme gelSster Billets, §. 9 Betr. 
Regl.. T 1, 325; s. auch Fahrbillets. 

Blurnaa« 8. Wien-Blumauer Eisen- 
bahn. 

BodlealNMh« Eisenbahn» Ansehluss, s. 

Sachs »Mi; — -Diixer Eisenbahn, S. 
D u X - Bi'idenbacher Eisenbahn. 
BtthmlKehe Nordbahn - Gesellschaft, 
k. k. priv., Constitutiv -rrkunden, II 2, 
1135; — Nachtrag hit'zu, III, 181; IV, 
429; V 2, 825; — insbesondere Conces- 
sions-Vrkunde ▼. 6. Oct. 1865, II 2; 
1137; — V. 9. Sept. 1871 für Rumburg- 
Schliu kcnau, IV, 429; — Statuten, II, 
2, IloU. 

BdBnlMhe Mordw«stb»liB ^ s. 

B ti s 0 h t *■ h r a d e r Eisenbahn. 

Btthmisclae Wentbahn^ k. k. priv., 
Constitutiv -Urkunden, II I, 579; — 
Natlitrag hiezu, III, 447; V 2, 588; — 
insl>e>oiidtTf Coiirrssitins-Urkiiiidi' v. 
Sept. 1859, II 1, 581; — Nachlrags- 
Uebereinkommen 23. Oct. 1860 eben- 
da 589; — Nat htrairs-Vertrag v. 12. Jan- 
ner 1805 eht'tida .')97 ; — l'ebcrt inkom- 
meu V. 24. .Juli 18G9 wegen Kefundirung 
der Garantieschuld ebenda 608; — Sta- 
tuten, V 2. ."iSS. 

Börsenverkehr von Eisenbahn-Effee- 
ten, in demselben eintretende Aenderun- 
gen, s. K f f e c t en. 

Bouifieutionen im Frachtenverkehre, 
deren Ertheilung und monatliche Nach- 
weisung, H. M. Erl. T. 10. Mai 1875, 
Z. 11626, V 1. 440; — im Personen ver- 
kehre, G. L Erl. T. 1 1. Juni 1877, Z.6563, 
V l, 443. 

BorsteaTtoh • Traiuiport« « deren 

Regelung, H. M. Erl. T. 26. Febr. 1875, 
Z. 47 oo, V 1, 431. 

Borjrslftw, s. Dnlester-Bahn. 

Bofthafte Handlnug«'!! unter beson- 
ders gefährlichen Vcrhältuissf^n . Ver- 
brechen der öffentlichen Gewaltthätig- 
keit nach §. 87 Straf-Ges., I, 200 (IL 
Aua. 270). 



e 
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Bosen-lHcraner Kisenliahn. Constitu- 
tiv-Urkiinden, IV. 628 ; V 2, 468;— ins- 
besondere Erlöschen der Concession 
T 2, 468. 

Brannau . Ki^puhalm - Anscliluf;-! von 
München nach Neumarkt, s. Bayern; 

^-Neaiiiftrkter Bahn, II l. 403 ; — 
Kaehtrug liiozu, III. 437; — Vci. ini- 
pnng mit der Kaiserin Elisabetli-Bahn, 
III, 424; — -feitrasHwaleheaer Ei- 
genbahn, Tomikls k. k. priv., Constitutiv- 
VrkundcTi. IV. 569 ; naiimehrk.k. Staat«- 
bahn. V 2. 

Breumwaiseu, Ausschliessung der nicht 
mit OelSndern Tersefaenen» H. M. Erl. 
4. Ausriist 1870, Z. 0437. I II. Aull.i. 
130; III, 308; — deren Anzahl und 
Vertbeilung, Art. 12 Verkehrs - Grund- 
ziit'o. V 1, 236. 

BrU'TkttMtvn in Bahnliöfen. «lei.-n Ein- 
richtung, Ii. M. Erl. V. 12. April 1866, 
Z. 10106, 1, 143. 

BrIlOkCn« eiserne, für Eisenbahnen, bei 
deren ErbaiiiniHf zu beobachtende Sicher- 
heitsrü<'ksi< hten, Ii. M- Vdg. v. 3u. Aug. 
1870, R. G. Bl. Nr. 114, HI, 297; — 
rerhtzcitipe Vorlage der Pläne, H. M. 
ErL V. 16. Dec 1872, .Z. 36440, V 1, 
112; — Xacbweis des Eigengewichtes 
der Eisenconstrurtionen , G. I. Erl. v. 
3<t. Juni 1873. Z. ,')6(»3. V 1, 123; — 
liinausgabc einer Dclaslungät&belle für 
Brflckenconitractionen , O. I. Erl. v. 
2. S. |.t. 1873. Z. .S0C8. V 1, 124. 

BrttektMicwnHtructioneii • eiserne, 
für Eiäcnbahnen , s. E i s euc o n s t r u c- 
tionen; — für Tramways, daren Pro- 
jectsvorlace . II. M. Erl. v. 24. August 
1874. Z. 23'.t.-.l. V 1. in-t. 

Brikvkeuubject«4 strategisch wichtige, 
Vorgang bei Anlegung derselben, H. M. 
Erl. T. 7. Juli 1874, Z. 17973, T 1, 160. 

Brttekenprobea . V 1, 121 : - in;<be- 
fondere: Vornahme derselben, U. I. Erl. 
T. 8. Aofr. 1872. Z. 5354, Vi, 121 ; — 
Vorbcrcitunceii zur Vornahme derselben, 
G. I. ErL V. 26. April 1873, Z. 3284, 
V 1. 122. 

Brucken - Kvconfttractiou • Wah- 
rung militiriieber Interessen dabei, s. 

R e c o II <« t r u c tion. 

Brüekon - Sprcngmlnon. Befolgung 
der Weisungen für deren Anlage, H. M. 
Erl. 1. Juni 1872, Z. 9505, IT, 45; 

— Sprt iii^vi.rrichtungcn bei Neu-Anla- 
gen, U. M. ErL r. 7. Juli 1874, Z. 17973, 



V 1, 160; — bei Reconetructionen, H.M. 
Erl. V. 23. A-iir. 1871. Z. 27100. V l. 163. 

BrUun-KuHMilzer EiMeubahn« k. k. 
a. priv., ConstitutiT- Urkunden, O 1, 
143; IV, 277 ;V 2, 246 ; — insbesondere 
Concessions- Urkunde V. 15. Jänner 1854, 
II 1, 145; — Stnat«$;arantie-Ueberein- 
kommen v. 1. Dec. 1866 ebenda 161; — 
Statuten ebenda 154: — Fusionsgetetl 
V. 7. Juni 1877, V 2, 246. 

Brilz« «. Pilsen -Priesener Eisen« 
bahn. 

Büehorliclic Behaudluiig der t*Ur 
'rheilschulüversctireibungeo. welche auf 
Inhaber faulen oder dareh Indoasament 
übertra;rb,ir «;ind. eingeräumten Hypo- 
thekarreclite, §§.11—1,^ Ges. v. 24.Äpril 
1874, R. 0. BL Xr. 49, V 1, 19. 

BuehH, Kegelung des Zolidienetea, s. 

S e h w e i z. 

Busehteiirader Eiseubafen« aus- 
seht, priv. . ConstitutiT^Urknnden, fl 2, 
lOll; — Nachtrag hiezu, m, 477; IV, 

401; V2, 753; — inj.bcsondere ursprüng- 
liches Privilegium v. 30. Juli 1827, II 2, 
1018; — Concessiona • Urkunde t* 11. 
Jänner Hr.7 für K l.idno-Kralup etc. eben- 
da 1024; — V. 1. Juli 1»68 für die böh- 
mische Nordwestbahn (Prag-\\'eipcrt u. 
Priesen- E^'er Franzensbad nebst Abzwei- 
piififT iiai li i; ik'.iiit/ ebenda 1045; — 
Y. 4. August 1671 für Koutotau-Brunncrs- 
dorf, IV, 403; ▼. 12. Nov. 1872 für 
Krima-Reizenhain ebenda 406; — v. 
Oct, 1873 für Falkenau Grassli^z. V 2. 
777; — Staatsvorschus* - Uebereinkom- 
men hiesu y, 8. Juni 1874 ebenda 780; 
— Statuten, ebenda 758. 



c. 

' Calo« dessen Bcmesenng naoh $. 67 Betr. 

Regl.. H. M. Erl. T. 15. Nor. 1874. Z. 

34S09, V 1. 397. 
Capitalien« deren Anlegung in Eisen- 

bahn-PrioritSU-Obligationen, a. Pupil- 

I n r e a j» i f all e n. 
Carl liudwig-Balm« gaüziscbe, s. Qa- 

lizisehc Carl Ludwig-Bahn. 
CarlNbad - Johanniceorgeuitadt» 

Eiferilmliiiansehlufs, Saeh.>;en. 

Centraibahn« s. Mä hrisch-sch lesi- 
sche Gentraibahn. 

Centralblatt für Eisenbahn» n , Ver- 
öffentlich ong der Erlasse u. 'i'arife in 



Digitized by Google 



13 



demselben. H. M. Erl. t. 28. MS» 1875, 

Z. 742S, V 1. ! 1 1 
C«Btr»leommiHiiiou zur Erhaltung 
historischer BaudenkmSler, Bettlmmun- 

pirYi drr Instruction für il csdlb^ VOTU 31. 
Dec. 1850, Z. :usj, i. uo. 

Cholera« Voräiehtäiaas$rog<-ln aus An- 
Uss derselben, H. M. Erl. t. 9. Not. 187S, 
Z. 23836, V 1, 386; -- Verpflichtung der 
Gemeinden, während derElAeubahnfahrt 
erkrankende Reisende in vrettefe Ver- 
pflegung z:i übernehmen, H. M. Erl. t. 
26. Nov. 187-2. Z. 33849, V 1, 386. 

Ckotaen« Eisenbuhnanscbluds nach Haib- 
stadt u. Altwasser, s.DetttsebetBeioh. 

Cbyro w - Str yl - BoryslMer Eisen- 
bahn. s. I» n i P 9 tp r- B a h n. 

Cireularien« deren monatweise Vorlage 
an die Oen.-Inspeetion, Gen.Insp.ErL t. 
28. .Inn! 1871, Z. 404<>. IV, 61 ; f. übri- 
gens DicnstcB-Circularieni — übfr 
Tarifmodificationen,yorlage vonsolchiii, 

G. I. Erl. V. 2. Mär« 1877, Z.S420, V 1. 446. 
Civil- AnMtcllunK tr.«di«Mit.T Militärs, 

kais. Verordnung über dieselbe v. 19. Dec. 
1853, R. G. Bl. Nr. 266, I, 13; — aus- 
lii 'iieiifer Unterofficit ro, Oentt/. v. 19. 
A|.ril 187-2, It. G. Hl. Nr. 60, IV, 1-2; 
Ausführungsverordnung hiezu vom 12. 
Juli 1872, R.6. BI. Nr. 98, IT, 16; 
speriolle Erlässe V 1. 73. 

Civil-DieiiHtpo8ten, reservirte, deren 
Verleihung an Urlauber und Reserve- 
minner n. Beisiehung derselben zu den 
Waflfenüb!in<>en , Circubir-Itescript des 
Reichs-Kriegs-Minist. v. 13. Juni 1874, 
Abth. 2, Nr. 4152, T 1, 74. 

Collandirnng und Betriebseröffnung, 

V 1. 177; insbesondere Vorijanfr b»! 
ereterer, 11. M. Vdg. v. ti. Oct. Ib70, Z. 
81197, Y 1, 178 (Tgl. auch H. M. Vdg. 
V. 25. Jänner 1879. R. 0. Bl. Nr. 19). 

ColUenTerlast beim Transport auf offe- 
nen \S'ngen, Vorsiehtsmaseregeln dage- 
gen, H.M.Erl. V. 30. März 1871, Z.23920, 
I (II. Aufl.), 339; III, 325; — und Gi- 
vrichtsabgäugebeiEiscubahntransporien, 

H. M. Erl. T. 13. Sept. 1874, Z. 27270, 

V 1, 397. 

ColÜMionen zwischen Bcri:bau-n. Eisen- 
bahn-Unternehmungen, Verhütung u. 
Beseitigung derselben, llinisterial-Vdg. 
V. 2. Jänner 18.59. \l. 0. Bl. Nr. '2.'). I. 
37; Ministerial-Entj^clii-idung hiezu v. 
15. Febr. 1870, Z. 44, IV. 40; Bekannt- 
gabe der Eisenbabn-Concesiiioncn und 
Tracebestimmungen an die Bergbehör- 



den, Erl. d. Minist, d. Innern y. 26. Mai 
1871, Z. 670, IV, 42; Anwendung der 
Minist. Vdg. auf Privatbahnen, Erl. des 
Aekerbau-Min. t. 4. Dee. 1875, Z. 12239, 

V 1, 104; Ueberwachun>r der nüehtt 
Bahnen gelegenen Bcrcrwcrk«', Vdg. der 
Prager Berghauptmannschatt v. 30. äept. 
1876, Z. 1769, T 1, 105; Umwandlung 
der in der l859or Vdg. vorkommenden 
Masäbestimmungen in Metermass, Minist. 
Vdg. V. 22. Febr. 1877, R. G. Bl. Nr. 17, 

V 1, 106. 

Collodlamwolle« ITnznlä.'s.sigkeit des 
Bahntranspories derselben, U. M.Erl, t. 
31. Mai 1875, Z. 5806, T 1, 415. 

CommtsatOMB bei technisch* miltt. 

Revi-iionen u. politischen Begehun- 
gen, s. dort; — wegen i'euerbicherer Her- 
stellungen, Beiziehung der Gen.-Inspee- 
tion zu iltMi^pIboii, H. M. Erl. v. 6. Juni 
1873 Z. '2'rib, V 1, 149 (vgl. dermal H. 
M. Vdg. v. 25. JSnner 1879, R. O. Bl. 
Nr. 19); — itHndige, lltr das Unfalls- 
we.een. deren Einsetzung. H. M, Erl. v. 
13. Juni 1874, Z. 19206, V 1, 295; halb- 
j all rige Berichterstattung derselben, H. M. 
Erl. v. 1. .Sept. 187Ö, Z. 24662, V 1, 297. 
Cominud« - t nirorm für Betrlebs- 
beanite, Gestattung deraelben, U. M.Erl. 
T. 5. Juni 1874, Z. 16792, ▼ 1, 186. 
Conipetenz in T'rsat/streirit:keiten aus 
Eisenbahnb.iuten; H. M. Erl. v. 28. Juli 
1854, Z. 9400, I, 36; -- der Staatsbe- 
hörden lurGenehiiiigung von Eisenbahn- 
Hochbauten, Erl. d. Min. d. Innern T. 
22. SepU 1873, Z. 10196, Vi, 113; — 
zur Ernennung If. Oommissfire bei Ver- 
einen, Ah. Entschl. V. 18. r. ^r. I857,V 
1, 10 ; — zur Ertheilung di > Bmicon- 
senscb itir Bergwerksbahnen, 11. M. Erl. 

22. JMnner 1875, Z. 40329, T 1, 107 ; 
— ■ des Betrieb.>ieonsenses für Bergwerks- 
bahnen, H. M. Erl. V. 20. Febr. 1875, Z. 
30478, Vi, 108; — bei Uebertretun- 
gen der Eisenbalm-Betrlebs-Ordnung, 
Erl. d. Min. d. Innern v. 17. Oetober 
1870, Z. 42083, I (U. Aufl.) 276; III, 
317. 

ConcesBiomen für Privat-Eisenbahnen, 

deren Erwirkung, s. Conee ssionsge- 
setz; vgl. auch §. 58 Betr. Ordg. I, 139 
(II. Aufl. 138); — (Eisenbahn-Privile- 
gien t 'I'axbehaiidlung derselben. F. M. 
Erl. V. 15. Sept. 1873, Z. 23502, V 1,494. 
ConeeBBlonlrnng der Eisenbahnen, I, 
25; — Nachträge hiezu III, 275; IV, 
] 12; allgemeine' RechtsverhSltni{>8e der 
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Eisenbahnen, V 1, lö; Bekanntgabe der 
Conceeeions-Ertheilung an die Berg- 
behörden, 8. dort 

ConceM9iion»|ceHetz für Privat-Eisen- 
bahnen t. 14. Sept. 1854, R. G. Bl. Nr. 
838, 1, 27; — NaebtrSge hiezu, 111,275; 
Wfli; Tgl. «och AllgemeineRechts- 
T 0 r h Ii 1 1 n i s s <• der Eisenbahnen, V 1, 15. 

Couces»ion»-Urkunden inländischer 
Babn^Vnternehmungen , b. auch Con- 
»tltutiv-rrkun ! . II 1 u. 2; — 
Nachträge hiezu, III, aui; 1\\ 2ö9; 
PrfTathahnen T S, 131; — auswärtiger 
Bulin-L'nternehrnunpen u. Staatsvertrage 
üIht nistTilialin-Anschlüsse. I, 370: — 
Nachträge hiezu, III, 369; IV, '231; V 
1, 683. 

Conen rsaosBchrelbiMC für erledigte 

Dienstposten, welche ausffedicnton Un- 
terofficieren vorbuhalten äind, H. M.£rl. 
T. 8. Dee. 1874, Z. 38379, V 1, 78. 

Condactenr. der ^Coursbaek Ton Wald- 
heim), s. Coursbuch. 

COMMMTVatoven für die Erforschung u. 
Erhaltung der Baudenkmäler, Bestim- 
mungen des AVirkungskreises derselben 
T. 84. Juni 1803, I, III. 

ConütltniiT-ITrlcaMsleii der inländi- 
schen Dahn-I'ntemehmungen. erste Ab- 
theiluiifr. II 1, 1; — zweite Abtheilunp. 
II 2. 771 ; — Nachträge hiezu, III, 391 ; 
I¥, 259; Staatsbahnen T 8, 1; Privat- 
bahnf'ii. V '2. \M. 

Contirnng der Löhne für Auf- und Ab- 
laden, dann ffir Verführung des Ober- i 
baii-Materiales, H. M. Erl. v. 30. April 
ls7 l. Z. 104r,0. V 1. 89. 

CoalirangH-Nelietua, allgemeines, für | 
den Betrieb der Ssterr. Eisenbabnon t. { 
1. .länner 18G7. I, -297 II. Aufl. 387). 

Confrolc über den Uahnhetriob, s. Auf- 
sicht; — des Obersten liechnungshofes 
fiber die geleiateten CteraatiaTorschfiMe, 
H. M. Erl. V. 1«. Juni 1873, Z. 18897, 
\ 1, 100. 

CoMTenttonftlstMsfe und Lagergeld. 

f. 60 H.-tr. Kogl., V I. :5G7. 
ConrNbavh« oflicielles, dcs.scn Ausgabe, 

H. M. Erl. V. 21. Dec. 1873, Z. 43301, V 

I, 863; — Bexeicbnung des KCondnoteur" 
als oflicielles Coursbuch der Bahnver- 
waltungon, H. M. Erl. 87. März 1874, 
Z. 7044, V 1,264. 

Cteavfoiiito im Dienttverkehre der Pri- 
vat- EigenbahiiYrrwaltunf»-en mit den 
Staatäbehürden, II. M. Erl. v. 12. August 
1850, Z. 20759, I, I4t. 



Crcditirang von Aichr:.'l.iiliren, H. M. 
Erl. V. 3. Juli 1876, Z. 14347, % 1, 87. 

OaJUTirang der Materialgilbeii, a. Eni- 
w .ä s s e r u n g. 

Cnratoren-Gesetz« s. Theilschuld- 
Terschreibungen. 

CurreasUraac strafweise entlasaencr 
Bediensteter, Aufhebung dieser Mass- 
regel, G. I. Erl. T. 19. Juli 1877, Z.Ö746, 
V 1, 188. 

Cnrrente Bishn« Bezeichnung bestimm- 
ter Stellen derselben. H.M.Erl. 8. JttU 
1876, Z. 19832, V 1, 88. 

€7>mniowite« •. Lemberg-Cserno- 

witz-Ja SSV - Eisenbahn - Gesell- 
schaft; — Nowosielica- £isenb«lui, 
ConstitutivUrkunden, V 2, 691. 

D. 



Dalmatiner Ktaafsbahn. k. k. 'S 



pa- 



lato-Siverich nebät Abzweigung nach Se- 
benico), Constitntir-XTrkunden, T 8, 38. 
Dsmprkessel« deren Erprobung und 
perjodisclie Unter.-iucliung . GcJ^etz v. 7. 
Juli 1871, Ii. ii. Bl. Nr. 112 I (U. Aufl.), 
843; IT, 186; s. auch V 1, 875; — 
Sicherheitsvorkeljrungen gegi-n Bzplo* 
sionen, H. M.Vdgen vom 1. Octoberl875 
u. 20. Juli 1877, R. G. BI. Nr. 130 u. 78, V 
1, 276; — Umrechnung der im Gesetze 
V. ".Juli 1871 ariirece'ienen Heizri.icht-a 
in metii&ches Ma:»», H. M. Vdg. v. 1. OcL 
187.5, R. G. Bl. Nr. 131, V 1, 888; — 
Einsclireitcn um Erprobung, n. ö. Statth. 
V.lg. V. s. Juni lS7r,. Z. 1593'.». V 1. i'^i; 
— Evidenzhaltung dur^Viederholung der 
Kesselproben, G.T.Erl.T.6.JuU 1876, Z. 
oia.'j. V I. 2s:>. 

Dainpfkolben mit Hohlräumen, Beob- 
achtung von Vorsichten bei deren Repa- 
ratur, G. I. Erl 86. Jinner 1876, Z. 
14531, V I. 283. 

DftDipri&rart, Verhütung dur aus der 
Anwendung derselben folgenden Oefiih- 
ren 1, 1S5 (II. Aufl. 241);IT»186;a. aueh 
I)ampfke>^?el V 1, -275. 

I>aliruug von Tarifkundmachungen, H. 
U.Erl. 18. Janner 1875, Z.48077 ; T 1, 
439. 

Definitive Einlag« im Etsenbahnbneh^ 

8. Einlage. 
Delosimuig entlassener Bahnb^diensta- 

ter. Assistenz der polit. Beh5rd«B dabei, 
Erl. d. Min. d. Innern v. 3. Mai 1877, Z, 
5149; V 1, 309. 
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Dept'scheu. Eisin!>ahnbetriebs— ,deren 
£ii)tragun? in «las Telegraphen-Proto- 
koll; Tel. Dir. Erl. v. 9. April 1871, Z. 200, 
III, -288; — deren InstrA<lirung auf den 
Betriebs -Telegrmphenlinien, s. Instra» 
dirung. 

Dcral^er Sehalengassräder, s. Schal en- 

gussräder. 

Desfnfeetion von Yieh- Waffen, Bedin- 
gungen der Einhebung vua Geliührea 
hiefflr, H. H. Erl. 4. Aii^»t 1871, Z. 
l'yli'K I(ir. Aufl.) 3SL>; IV, 107; V-raus- 
setzungen der Verpflichtung zur Desin- 
feeHon, H. M. Erl. v. 12. Mar« 1872, Z. 
6073. I (IL Aufl.) 384; IV 198; — der 
zum Transporte liostinnnten thierischen 
Rohproducte und Abfälle, Min. Ydg. v. 
1. Febr. 1878, TL Q. Bl. Nr. «0, V l, 419; 
— • der zum Viehtrangport verwendeten 
Wagen, H. M. Erl. r. 30. Mai 1875, Z. 
37715, V 1, 433. 

]lcit«UproJe«te fOr LoeomoHT-Eiten« 
bahnen. §§. 7—11 H. M. Xflg. v. 4. Febr. 
1871, H. G. Bl. Nr. 8, III, 279 (derzeit 

H. M. Vdg. V. 26. Jänner 1879, R. G. Bl. 
Kr. 19; — von Pl\-rdeb;ihnen. deren staat- 
liche GcneiimiLriiiiir- H. M. Erl. T. 4. Joli 
1S70. Z. 90.-. 1. Iii, -290. 

DeutHcIier Eiäinbahnverein, s. V e rein 
deutachev EfsenbahuYerwaltun- 

gen. 

Deat8<*beH Reich. Staat8vertr.'ip:e fiber 
Eisenbalinunsclilüäse: 21. Mai 1872, 
R. G. Bl. Kr. 116, betr. Eisenbahiiyerbin- 
'luiig Rciclicnb.TC-Gnrlitz, IV, 231; — 
K. G. Bl. Nr. 117. Itetr. Eisenbahnver- 
bindungen Jägerndurf-Leobschütz und 
Olbersdorf-Neiese, IV, Uif — t. S. 
HSrs 1877, R. G. Bl. Nr. '2-2. botr. Eiscn- 
bahnverblndung Chotzen-Ualbstadt- Alt- 
wasser, V 1, 648. 

iHebStAhl an Eisenbahnen und deren 
Zugehör. §. 176 Straf-Ges. I, 200 (II. 
Aufl. 270). 

DlensU»««lreatarten« monatlieh Tor- 

zulegende, deren pehöriu'e Instruirung. G. 

I. Erl. V. 10. .luni 187;J. Z. 1458, V 1. 13. 

Diensten - Iii8t.rn«tionen , s. In- 
structionen. 

DfeBStpersoD»! der Eisenbahnen, 

dessen rilichten gegen das Publicum, 
§. 1 Betr. Re^'I. V 1, IJ-'.! ; — dessen 
Rechte in gleicher Hinsicht, 2 ebenda 
824. 

IMenstposten, rescrvirte, deren Verlei- 
hung an nicht ausgediente Unterof flciere, 



H. M. Erl. V. 15. .Tuni 1^74. Z. 852. V 1, 
75 ; — Verleihung derselben an die jewei- 
lig ältesten an^pruchsbercchtigten Unter- 
offlciere, H. M. Erl. y. 4. Sept. 1874, Z. 
28370, V 1, 77. 

Dlenstniireii« Art. 3 Verkehrs-Grund- 
sage, V 1, 226. 

DlenStTOrkehr der Privat-E isenbah- 
nen mit den Staatsbehörden, II. M. ErL 
V. 12. .\ugu8t 1850, Z. 20759, I, 141; — 
mit den Eisenbahn-BehSrden, V 1, 18. 

DIorroxIn, >. Dynamit. 

Direeter Verkehr« Tarife für densel- 
ben. Vi, 450; 8. auch Verbandtarife; 
— deren Bildung u. Ausscheidung der 
ösferr. Streckenantheile. II, M.Erl. T. 30. 
Juni 1875, Z. 153»C. V 1, 4ÖG. 

Dlreetfon« deren Aufsieht u. Controle 
über den Bahnbetrieb, §§. 71, 72 Betr. 
Ord^'., 1, 144; — deren A ufiitelltinc bei 
Privat Eiscnliahncn, ^. öiJ iletr. L>r<ig,, I, 
139; — und deren Mitglieder, Strafen 
p^egen dieselben, §.85 Betr. Ordg., 1, 148 
i ll. Aufl. 149). 

DIsciplinar-ErlKeiintiilMe der Ge- 

nerftl-Inspection u, Rechtsmittel dagegen, 
S2 Betr. Ordg.. I, 147; deren Aus- 
führung, §, .S4 Betr. Ordg., I, 148. 
DiseipllnarKCwalt der General-In- 
spectioii im Allgemeinen, f. 79 Betr. 

Ord«,'., I. Ur., 

Di«ciplin»ri»lrarea von Seite der Ge- 
neral-Inspeetion, §.81Betr.Ordg., 1, 147. 

DiHclplinar-Strargeldcr, deren Ver> 
Wendung, §. 86 Betr. Ordg., I, 149. 

Dlstana-Slgnale« Handhabung dersel- 
ben, Art. 24 Verk.-Grundziip.-. V 1, 248. 

DlHtanzzelKcr. neue, nach Kilometern, 
Aufdtellung derselben, H. M. Erl. v. 10. 
MMrz 1874, Z. 7941, V I. 81; Abände- 
rung dieser Vorschrift. II. M. Erl. T. 21. 
Nov. 1874. Z. 353-2,'.. V 1. S2. 

Divasaa, s. Istrianer Staatsbahn. 

Diileaier*Bfthii, k. k., vormals Eisen- 
bahn von Chvrow über Prohobvcz nach 
Stry u. Boryslaw, Constitutiv-Urkuuden, 
II 2, 1407; dann k. k. priv. Dniester- 
Balm, IV, 507; nunmehr k. k. SUats- 
bahn, V 2, 79. 

Donanlttndc • Bahn, s. Kaiserin 
Elisabeth-Buhn, II 1, 376. 

Donaaafer-SlMitsbAlui« k. k. Con- 

stitutiv-Urknnden, V 2, 78. 
DoppelgelciPie. Fahrten auf demselben, 

Art. 30 Verk.-Grundzüge, V 1, 250. 

I Draiüiiienraiirteii« s. Bahnwagen. 
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Drohung« gefährliche, ik'**geii obri);keit- 
liche Personen in Amtssachen. §. 81^ 
Straf-Ger;.. I, iüä (II. Aufl. -JlSi. 

Dapplirung; der Kesselbleohe mit Ku- 
pfer. G. L Erl. V. ÜA. Oct. 1874, Z. 8200, 

Dux« 8. Pilsen-Priescner Eison- 
balin; — auch Prag-Duxer Eisen- 
bahn. 

Dnx-Bodeubacher Eisenbahn, k. k. 
priv., Conrititutiv-Urkunden, II 2^ 1167; 
— Tiachtriige hiezu. III, 4M; IV, 435; 
V 2j 826; — insbesondere Coneessions- i 
Urkund«; v. *L -luli 1869, II 2, 1169; — 
v.iiöjMai 1871 für Ossegg-Komotau, III, 
492 ; — Abänderung einigcrConcessions- 
Bestimniungen, IL M. Kundmachung v. 

April 1875, V 2^ 847; — Statuten 
sainmt Nachtrag, V 2. a21L 

Du-Y-Klingenberg (Freiberg) u. Dux- 
Pirna, Eisenbahnanschlüsfie, s.S a c h s e n. 

Dynamit« Bedingungen für dessen Eisen- 
bahntransport, sowie für solche von 
Diorrexin, IL M. Erl. v. 4. Mai 1870, Z. 
4483. I II. Aufl. i, .•{.•).'•> : III, 331 ; Vor- 
sichten l-ei der Beförderung. IL M. Erl. ' 
V. 2SL Dec. 1870, Z. 22254, I (II. Aufl.i, 
356; III, aaa ; 8. auch P a t c n t - S p r e n g- 
pulver; — Untliunlichkeit der Ent- 
hebung der Bahnen vom Transporte des- 
selben, IL M. Erl. V. iL August 1876, Z. 
23U27. V !_. 417; — weisses, Zulassung 
desselben zum Eisenbahn-Transporte, IL 
M. Erl. V. 22. Juli 1873, Z. 25332, V L 
412; — militärärarische Sendungen von 
solchem oder daraus erzeugter Spreng- 
munition, deren Ausnahmsbebandlung, 
IL M. Erl. V. 4. Scj.t. 1873, Z. 29865, V 
1. 413; — Fabrik zu St. Lambrecht. 
deren Ueberganjj an die Firma Friesach 
& Comp., IL 3J. Erl. v. liJä- Febr. 1876, 
Z. 516H, V Ij 4ilL 



E. 

Ebcniiee - iMchl - Steger Eisenbahn, 
vormalige, Constitutiv-Urkunden, II 2j 
1371; V 2^ 437. 

EfTeeten. Eisenbalin-, Mittheilung der in 
deren NoUrung und im B'lrsenverkehrc 
einti »'tendeti Aenderuns;en . IL M. Erl. 
V. 2L April 187<»,Z. 7'.»3r.. III. :iMiL 
' Kger. Ei-enbahnanscliluss nach Voitcrs- 
reuth, 8. Saclison; — Ki^enbahnan- 
scbluss von Hof übt r .\sch, — nach 



} Waldsassen , — Einmündung der Fichtel- 
I gebirgsbahn , s. Bayern. 
I EideMverwelgerung als Hinderniss 
I der Zulassung zum Eisenbahndien^te. IJ. 
M. Erl. V. 3. Mai 1874, Z. Iii — IL M., 
V Li IM. 

I Eigengewicht der Eisenconstrsiction 
I für Brücken, Nacliweis desselben, G. L 
I Erl. V. aiL Juni 1873, Z. 5603, V L 1^ 
Eigenthniufi'BeHeliränkungen an 

Bergabliiingen zur Verhütung von Eisen- 
bahn-Unfällen, Hofkzldecr. t. 22. August 

1844, L aa* 

EÜBttge« Verwendung entsprechender 
Locoinotiven bei denselben, H. M. Erl. 
V. 2(L August 1865, Z. 9S54, Is 12A (II. 
Autl. 122j; — deren Zusammenstellung 
und Verkehr Punct 64, 65^ 84^ 106, LL5 
der Vcrkehrs-Orundzüge, V L 234. 237. 
241. 24iL 

Einberufungs - Telegramme und 

Widmungtikurten , deren .Vn- rkennung 
im Mobilisirungsfalle »h Legitimation, 
IL M. Erl. V. 2. August 1876, Z. 23478, 

Einfriedung der Eisenbahnen, äZ; 
III, 293 ; — Wegübersetzungen und Zu- 
fahrtsstrassen, L ä5; — Nachtrüge hiezu, 
III, 293 ; IV, 50^ V Li I28j — insbeson- 
dere EintViedung der Objccte in der Nähe 
von Stationen, IL M. Erl. v. 22, Nov. 
1852, Z. 15219, L ?0i — der Stationen, 
Entbehrlichkeit derselben, IL M, Erl. v. 
ü. März 1855, Z. 1739, L ^lli — lebende 
E. an Eisenbahnen, Anlegung derselben, 
Hofkzldecr. v. 2iL August 1840, L ^ 
— deren Ausführungsweise, Gen. Dir. 
Erl. V. Juli 1850, Z. 2956. L ^ 

Einfllhrnng des Metcr-Masscs und Ge- 
wichtes beim Eisenbahn-Baue und Be- 
triebe, IL M. Vdg. V. 2iL Oct. 1872, Z. 
26843, V 79j — im Eisenbahn -Ver- 
kehre sowie Aufstellung nener Distanz- 
zeiger nach Kilometern, iL M. Erl. v. IQ. 
März 1874, Z. 7941, V L M.- 

Eingaben« Anwendung der neuen Masse 
und Gewichte in denselben, IL M. ErL 
j v. 21L Jänner 1876, Z. 1839, V 1^ 86_i — 
Erfüllung der Stcmpetpflicht und Firma- 
zeichnung atif denselben, IL M. Erl. v. 
14.Dee. 1.S70. Z. 2703. V L Mj— perio- 
dische , an <lic Gen. Insp., deren Ver- 
zcicliniss, G. L Erl. v. ü. August 1875, 
Z. 6571. V hJL 
Eingt^IeiMige Itahncn, Aufstellung der 
Falirordnung fiir dieselben. Gen. Insp. 
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Erl. V. i. März 1870, Z. 350, I i Aufl.), 

•2-2f,; III, A I 5. 
Eiuhaltung von Tenuineii, iL M. Erl. v. 

IL Juni 1M7G, Z. 15_»t«. V L 13. 
Einhebung der Aufnahtussciioin-Gubühr, 

Berechtigung hiezu, IL M.Erl, v. 2>LJuni 

1H7T. Z. 190G4, V L, 401. 
Einheitlicher Verkohradicnst, V 1^ 

EiuheltSKewIehte, deren Einführung 
für die Berechnung der Netto-Last der 
Züge, GA, Erl. v. •_>». Der. 1873. Z. 5237, 

V Ii 3i:>. 

Elnkoumenfiteuer von Eisenbahn- 
Unternehmungen, deren Beiiieeaung, Vor- 
echreibung und Entrichtung, Ges. v. &. 
Mai I8fiy, K. G. Bl. Nr. 61^ L 316; — 
Theilung derselben bei gcnicinsamen 
Unternehmungen. Ges. v. "ÜL Juli 1H71, 

R.G.BI. Nr. 89, IV, ÜHL: Pflicht von 

Eisenbahn - Prioritätsobligationen, Erl. 
der Wiener Steucradministration v. 21L 
April 1870. Z. 53-21, V 1, 494. 

Einlage, vorläufige. Errichtungderselben, 
§§. 12 — 17 Ges. v. ÜL Mai 1874, It. G. 
Bl. Nr. To. V 1, 27i §§. 1—3 Just. Min. 
Vdg. v. ai. Mai 1874, K. G. Bl. Nr. 87^ 

V 1^ 49 : — Umwandlung derselben in 
eine definitive §. ü des obigen Ges.. V 
1.41; Bildung der definitiven Einlage 
§§. 23—27 obiger Vdg., V 1^ 55; — Ver- 
äriderungder Einlage durch Bildungneuer 
bücherlicher Einheiten §. iA des ol>igeu 
G«"».. V 42j — Löschung derselben 
§. 15 daselbst. V 1_, ü 

Elnmengnug in die VolUiehung öffent- 
licher Dienste, §. lilA Strat'-Ges.. V 2Ü1 
(II. Aufl. 27t). 

ElnquartiernuK, Freihaltung d. Bahn- 
gebiiudc von derselben, IL M. Erl. v. ^ 
Juli 1806. Z. 14419. ^ 173 i II. Aufl. 226i. 

Einrichtung der Wegsubrunken, iL M. 
Erl. V. i:L April IS«6, Z. liUOß. I, ^ 

ElnNenduiig aufgefundener Alterthümcr 
Hofkzldecr. v. März 1812, ^ 

Einsteigen in die Wagen, Glocken- 
zeichen hiezu, §. Ii Betr. Kegl., V Ij 
HS.; — und Aussteigen, Vcrlialten bei 
demselben, §. lü Betr. Kegl., V L •t29. 

Ein- and Aaskuppeln der Wagen, 
Becker's Einriclitniig hiezu t. Becker. 

Elfienhahn Pllften-Prlesen (Komo- 
taui, k. k. priv., s. P i l s e n - P ri es e n 
Kojnot.iii I Eisoii bahn. 

Eiitenbahii - An^chlüNMe« Staatsver- 
träge und österr. Concessionen auswär- 
tiger Bahn-Unternehmungen, 379 ; — 



Nachträge hiezu, III, 369; IV, 231; 
V U 

Elflienbahnbau 1^ 5lj III, 293 ; IV 

43 : V 1, 112; — insbesondere Competenz 
in Ersatzstreitigkeiten aus demselben, iL 
M. Erl. V. 2iL Juli 1864. Z. 9400, L 36i 
Wahrung der öffentl. und Privat-Interes- 
sen durch die polit. Behörden, Erl. d. 
Min. d. Innern V. iL Oct. 1869. Z. 15429, 

III. behördliche Intervention bei 
demselben, ]L M. Vdg. v. Nov. 1871, 
Z. 22738, IV. la. 

Elseubahn-BehOrden, Organisatioa 
und Wirkungskreis, I. 1; — Nachträge 
hiezu, III, 2^ 269 : IV, L; V L Li — 
Dienstverkehr mit denselben, V ]_, LL 

Eiftenbahn-Betrleb. I, 113; III, 305; 

IV. V 1^ 177. 
Elüenbahu-ltetriebitordnaag siehe 

B e t r 1 e 1 ' s - O r d n u n g. 

Elsenbahnbttcher und Prioritäten- 
Curatoren, V 1, 15 ; Anlegung derselben, 
Wirkung der an einer Eisenbahn einge- 
räumten Hypotfiekarreeiite und bücher- 
liche ^Sicherung der Pfandrechte der Be- 
sitzer von Eisenbahn-Prioritäts'obligati- 
onen, Ges. v. liL Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 
70^ V L 22^ - deren Anlegung u. Füh- 
rung, .Just, Min. Vdg. v. ;ü. Mai 1874, 
R. G. Bl. Nr. 8L V L üi — Benützung 
des Katasters für deren .Anlegung, F. M. 
Ell. v. 6. August 1874, Z. 15121, V L 
62 ; — Mitwirkung der polit. Bezirksbe- 
hörden bei deren Anlegung. Erl. d. Min. 
des Innern v. Ul < »ct. 1874, Z. 3443. V L 
64 ; — Verfahren behufs P^rmittlung der 
Eisenbaljncrundstück«'. Erl. d. Min. des 
Innern v. 21L .März 1876, Z. 825, V L %^ 
8. auch E i se n b ah n g r un d ä t ü c k e ; — 
Bedeutung der Ausscheidung von Grund- 
parcellen aus den zu vcrbüchernden 
Grundflächen, IL M.Erl, v. LI. Juni 1877, 
Z. 7060. V L 

Elsenbahn -l'oncefifiionHgeHets, s. 
Concessions-Gesetz. 

Eisenbahn - Einlage im Eisenbahn- 
burhe. 8. K i n 1 age. 

Eisenbahngrundstttoke« Verfahren 
beliufs deren Ermittlung, Erl. d. Min. d. 
Innern v. iiL März 1876, Z, 825, V Ij 65; 
— Beizieliung technischer Organe zu den 
Localcrhebungen bei deren Ermittlung, 
Erl. d. Min. des Innern v. iL März 1877, 
Z. 22 IH. V L 67j — gerichtliches Ver- 
fahren bei deren Ermittlung, Ii. M. Erl. 

V. April 1877, Z. 7177, V L — 
Verfahren der polit. Behörden bei deren 
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Ermitllung, Erl. d. Min. d. Innern v. fi* 
Mai 1877, Z. 6325, V L TOj s. auch Er- 
mittlung der EisenbalingTundstücke. 

EiHenbahnprojeete« Verfassung und 
Vorlage derselben sowie damit zusam- 
menhängende Amtshandlungen IL M. 
Vdg. V. 1. Febr. 1871, K. G. Bl. Nr. 
III, '27 't (geänderte Neuausgabe, H. M. 
Vdg. V. ifu .Jänner 1879 R. G.Bl.Nr. 19). 

ElsenbahnoSanitlltsxage, s. Sani- 
t ä t i^ X- ü g e. 

Eiscnbahn-StatiMtik s. Statistik. 

Eifienbahiitrace« ihre Entfernung von 
Gebiiuden. Hofkzldecr. v. Oct. 1841, 
Z. 302-28, L 7;j. 

EiHenconstractlonen für Brücken, 
Nachweis des Eigengew., G. L Erl. v. üÜi 
Juni 1873, Z. .000.3, V 1^ 123i Hinaus- 
gabe einer Belastungstabelle, Gen. Insp. 
Erl. V. 2. Sept. 1873, Z. 8008, V 

Elsciiütein • Eisenbalmanschluss von 
Pilsen nach Landau, s. Bayern. 

Eifierne Brücken für Eisenbahnen, 
SicherheitsrUcksichfen bei deren Erbau- 
ung, IL M. Vdg. V. ÜIL August 1870, R. 
G. Hl. Nr. LLii III. 2(>7; siehe auch 
Brücken. 

Elbogener Secundärbahn, Constitutlv- 
Urkiiiiilen , V 2^ 891 ; — insbesondere 
Concesöions-Urkundc v. 2A. .Jänner 1877, 

V 2^ 893. 

ElektroinajcnetiHohc Motoren« Zu- 
lassung derselben bei Stations-Deckungs- 
signalcn, iL M. Erl. v. Mai 1873, Z. 
8025, V L ililL 

EliMabeth-Bahn, s. Kaiserin Elisa- 
beth - B a h II. 

Enteignung für Elsenbahn-Zwecke, s. 
ältere Vnrsciiriftcn bei Expropriation 
idermal geregelt durch Ges. v. ÜL Febr. 
1878, R. 0. Bl. Nr. 30). 

Entfernung der Eit^enbahntrace von 
Gebäuden, Hofkzldecr. v. Oct. 18-11, 
Z. .30228, L 73; — feuergefährlicher Ob- 
jecte von Eisenbahnen I, 73 ; V 1^ 1 70. 

Enthebung der Bahnen vom Dynamit- 
transporte. Unthunliclikeit derselben. 
M. Erl. v. 5. August 1876, Z. 23027, 

V 1, iLL 

Entrollen von Wagen, Vorgang dabei, 
sowie bei Zugstrennungen, Art. Iii Vcr- 
kehrs-Orundzüge, V Li 2.50. 

Entschttdigung der Waldbesitzer für 
die Bannlegung von "Wäldern, Vorgang 
bei Ermittlung derselben, Erl. des Min. 
des Inn«'rn v. aiL Dec. 1874, Z, 14005, 



Entsehädignngsansprttehe v. Berg- 
bau - ÜnternehmtTu wegen Betrieb>be- 
schränkungen durch Eisenbahnanlagen, 
Entscheidung des Min. d. Innern v. 
Febr. 1870, Z. 44, IV, HL 

EntHchttdigungs- und Reclamations- 
Angeliigenheitcii, Nach Weisung über un- 
erledigte — ; G. L Erl. v. L Jänner 1874, 
Z. LLi u. v. 23. Mai 1875, Z. 12146, V 1^ 

EntwttHweruug und Cultivirunj^; der 
Materialgräben, IL^Erl. v. l.Oct. 1875,, 
Z. 2nL V U UiL 

Equipagen und .mdere Fahrzeuge, deren 
Beförderung (Absch. II d) Betr. Regl., 
V L 337 ; — deren Annahme und Be- 
förderung, §. 25 Betr. Regl., V U 3.37 ; — 
deren Auslieferung, §. 3fi Betr. Regl.. V 
Ij 337; — Haftpflicht der Eisenbahn für 
solche, §. aS ebenda 338 ; — Herabsetzung- 
der Höhendiniensionen bei der Verfrach- 
tung, LL M. Erl. v. ifi. Mär/. 1874, Z. 

7534, V L aai 

Erbauung von einer Explosionsgefahr 

ausgebeizten Objecten in der Nähe von 
Eisenbahnen, Hofkzldecr. v. ULJuli 1847, 
1. 71. 

ErberMdorf- Würbenthai . k. k. 

Staatsbahn, Constitutiv-Urkunden, V 2^ 
129. 

Errorsehung und Erhaltung der Bau- 
denkmäler, Besliriimungen des Wirkungs- 
kreises der dafür bestellten Coniervatorea 
V. 21. Juni 1853, L LLL 

ErgttnzuugHnets derösterr.Staatseieen- 
bahii-Ge.sellschaft, Concessions-l'rkunde 
V. IL Dec. 1860, II Ij 114: Garantie- 
Protokoll V. L Juli 1876, V 2i 184; — 
derösterr. N o r d we s t- Bahn, e. dort. 

Erhaltung historischer Baudenkmäler 
Itei Eisonbahnbautcn, Vorschriften hier- 
über, 1^ 1 10; — der Bahn u. der Betriebs- 
mittel, Betr. Ordg. §. 3^ L 120 ^^IL Aufl. 
1 ISi. 

Erhebungen über Bahn - Unfälle oder 
sonstige Verkehrs- Vorkommnisse, gleich- 
förmiger Vorgang dabei, Gen. Insp. Erl. 
V. 15. August 1871, Z. 5444, I l^IL Aufl.), 
218; IV, 123. 

EreigniHse. ausserordentliche, s. Bahn- 
unfälle; — beim Bahnbetriebe, deren 
Anzeige, M. Erl. v. L März 1862, Z. 
3110, L 1^ (U- Aufl. 217) ; 8. auch Ver- 
kehrs - J*! r e i g n i s s e. 

EreIgnungen auf Eisenbahnen, Haf- 
tung der Unternehmungen für die da- 
durch herbeigeführten körperl.Verletrun- 
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gen und Tödtunffcn von Menschen, Ges. 
T. 5. März 1869, R. G. BI. Nr. 27, 1, 40; 
8. auch Haftung. 
ErlttHSe. das Eisenbahnwesen betreffende 
deren Veröffentlichung durch dasCentral- 
bUtt, IL M. Erl.v.2Ä. März 1875. Z. 7428, 

Erleichterungen für feuersichere Her- 
stellungen an der Kaiserin Elisabeth- 
Bahn, H.Nr.Krl. v.lO.\fai 1858, Z. 1122, 
Ii 80^ IL M. Erl. v. 8. August 1858, Z. 
2307, I, 81 ; — bei feuersicheren Her- 
ptellungen überhaupt, IL M. Erl. v. 2iL 
April 1868, Z. 910.3, fiÜ (s. dermal 
M. Vdg. V. Jänner 1879, R. G. Bl. Nr. 
19) ; — bei Abfassung der Ladelisten, 
Einführung solcher im zollamtl. Eisen- 
bahnverkehre, RJsL Erl. V. 25. Nov. 1872, 
Z. 31965, V L 472; — im Zollverfahren, 
Min. Vdg. V. Oct. 1874, R. G. Bl. Nr. 
1.34, V L 481. 

Ermittlung der Eisenbahngrundstücke, 
§§. la — M> Ges. V. ISL Mai 1874, R. G. 
Bl. TOj V L ai ; §§. 4 — 22 der Just. Min. 
Vdg. V. aix Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 87^ 
V L 50; — insbesondere : Verfahren da- 
bei, llrl. des Min. d. Innern v. 2fL Mär« 

1876, Z. 825i V 1_, 65_; — Beizichung 
technischer Organe zu den Localerhebun- 
gen, Erl. des Min. d. Innern v. 8* März 

1877, Z. 2218, V L 6Li — gerichtliches 
Verfahren dabei, II. M. Erl. v. 8» April 
1877, Z. 7177, V K Gl[j — Verfahren der 
polit. Behörden dabei. Erl. des Min. des 
Innern v. iL Mai 1877, Z. 6325, V 1. 70; 
Ausscheidung von Grundparcellen bei 
derselben, IL M. Erl. v. ü Juni 1877, 
Z. 7060, V L IL 

ErttflTnung der Bahn, s. Betriebs- Er- 
öf f n u u g. 

Erprobung von Eisenbahn - Brücken, 
Vornahme derselben, G. L Erl. v. & Aug. 
1872, Z. 5354, ¥ 1_, 121; Vorbereitungen 
hiezu, Gen. Insp. Erl. v. 2SL April 1873, 
Z. 3284, Vi, 1^ ; — von Strassenbrücken, 
IL M. Erl. V. 2. März 1876, Z. 1316, V 1^ 
Xt>7 ; — der Dampfkessel, Einschreiten 
um dieselbe, Kundmachung des ö. 
Statthalters v. 8, Juni 1876, Z. 15939, 
W 1^ 284; Evidenzhaltung der Wieder- 
holung derselben. Gen. Insp. Erl. v. 6* 
.Juli 1876, Z. 5135, V L 

Ertiatsfitreltlgkeiten aus Eisenbahn- 
bauten, Competenz in denselben, H. M. 
Erl. V. 2fi. Juli 1864, Z. 9400, L äfi. 

£rselielnungen « geologisch interes- 



sante, deren Anzeige, Gen.Baudir. Erl. v. 
1£. Jänner 1851, Z. 3428. I, 1 12. 
Erste ungarlüch-gallsf Hche Eisen- 
bahn, Constiiutiv-lTrkunden, II 2^ 943; 

— Nachträge hiezu, III, AM; IV, 399 ; 

V 2, 708 ; — insbesondere: Concessions- 
Urkundo für die ungarische Strecke Mi- 
halyi-Lupkow v. LL Juli 1869, II 2^ 
952; — für die galizisehe Strecke Prze- 
mysl-Lupkow, v. IL Sept. 1869, II 2^ 
973; — Concessions- Nachträge in Un- 
garn, V 2. lai u. 739; — Bauvorschuss- 
Ges. V. £u Juni 1875, V 2^ 740 ; — Sta- 
tuten V 2^ 708 ; — Betriebs- Uebemahme 
der Dniester- und Tarnow-Leluchower 
Staatsbahn, V 2^ 21 u. SIL 

Erwärmung der Personenwagen zur 
Winterszeit, tt. M. Erl. v. ÜL Aug. 1872, 
Z. 2133, V L im. 

Erwerb- und Einkommensteuer v. Eisen- 
bahn - Unternehmungen, deren Bemes- 
sung, Vorsehreibung und Einhebung, 
Ges. V. 8. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 61^ I^ 
316. 

ErsherEog Albrecht - Bahn. k. k. 

priv., ConstituJiv-Urkunden, II 2, 1421 ; 
IV. 525; V2, 732 ; — insbesondere Con- 
cessions-Urk. v. 22. Oct. 1871, IV. 547 ; 

— Statuten, IV, Ü2Ä ; Anhang, V 2^ 732. 
EMinarch*fi Apparat zur Blutstillung, 

Aufnahiue desselb. in die Rcttungskästen, 
IL M. Erl. V. aiL Sept. 1875, Z. 30129, 

V L 2iüL 

Evidenz über den Fortgang der Arbeilen 
zur Ermittlung d. Eisenbahngrundstücke, 
§. 2fi der Just. Min. Vdg. v. Mai 1874, 
R. G. BI. Nr. 87^ II 1^ üiL 

Evldenzhaltung der Beamten und Die- 
ner der Privat-Eisenbahncn, §. (LI Betr. 
Ordg., I^ 139; Beschränkung der Aus- 
weise hierüber, iL M. Erl. v. fi, Juni 
1876, Z. 3936, VL IM ; — und Bekannt- 
gabe der wehrpflichtigen Bediensteten, 
IL M. Erl. V. Mai 1875, Z. 31741, V 
L 

Exhuiuatlon von Leichen, s. Ausgra- 
bung. 

Explodtrbare Güter, Bestimmungen 
für deren Transport, IL M. Erl. v. 4^ Juli 
1873, Z. 531j V LLU; — deren Weg- 
sohaffung von Bahnhöfen mit Assistenz 
der [)olit. Behörden, Erl. des Min. de» 
Innern v. ^ Sept. 1874. Z. 13398, V 1^ 
413 ; — Ergänzung der Transportbestim- 
mungen behufs deren Wegschaffung von 
Bahnhöfen, iL M. Erl. v. LL Sept. 1874, 
Z. 29313, V L LU- 
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KxploBionfi|cef)Ahr, Erbauung von der- 
selhon ausgesetzten Ohjectcn in der Nähe 
von Eisenhahnen, Hofkzldecr. v. 13. Juli 
1847. I, LL 

ExploNioiiMgeftthrlicheQpfrenstände 
Transport derseUten, L261fll. Aufl.347); 
— Nachtrag hiezu, III, aai; IV, IM; 

V L IM. 

Expropriation fiir Eisenbahnzwecke, 
ii.i; — Nachtrajf hiezu, III, 293 : IV, 

il ; Grundeinlösung und Enteignung, V 
1« 1 15 (dermal neu geregelt durch Ges. v. 
ÜL F. br. 1878, R. G. Bl. Nr. 302 — 
^Stempel- und Gi'biihrenentriclitung hei 
9'ilchen. F. M. Erl. v. 18^ Juli 1854, Z. 
26787, 1^ aii 
K.xpropriationfirecht. allgem.O rund- 
srttze, Ij 55 ; Wirkungskreis der rur 
Durchführung berufenen B«-hörden, Hof- 
kzldecr. v. iL April 1841, Z. 12773, |^ 
fl5; Uaiidhubiing der Expropriationsvor- 
schrifteii durch diu polit. Behörden, tL 
M. Erl. V. ML Jänner 1859, Z. 1646, L 
&6. Verfuhren: Aeltere Vorschriften 
f. d. Staats-Eisenbahnen, ö7 : fiir Pri- 
vatbahnen, beziehungsweise insgemein in 
Geltung gewesene: §. Ü Eisenbahn -Con- 
eessionsges., Ij 3Ll Abkürzung des Ver- 
fahrens, tjtaatsmin. Erl, v. 2iL Dec. 1863, 
Z. 25293, 1^ 68j Abkürzung der Recurs- 
fristen. Min. Vdg. v. 2:L Juni 1869, R. 
G. Bl. Nr. 116^ Ii 69i deesgleichen Min. 
Vdg. V. «il, Augu«*t 1870, Ii. O. Bl. Nr. 
113. III. 293; Behandlung der Behelfe 
zu Expropriationserkenntnissen. Vdg. d. 
Min. d. Innern v. 20. Dar. 1871, Z. 16749. 
IV, 41; Vollstreckung von Expropria- 
tinnserkenntnissen , Ges. v. 2fl. März 
1872, U.Q. Bl. Nr. 31», IV, 4Hj erläutern- 
der Erl. des Min. d. Innern v. 2fi. Juni 
1872, Z. 1771, IV, IS; dessgleichen Min. 
Vdg. V. ä^Sept. 1874, R. G. Bl. Nr. 119. 

V Ij 115: (dermalen insgeeammt aufge- 
hoben durch das Gesetz, betr. die Ent- 
eignung zum Zwecke der Herstellung u. 
des Betriebes von Eisenbahnen v. Ifi* 
Febr. 1878, R. G. Bl. Nr. 30]. 

Extrafahrten« deren Stattfinden nach 
Ermessen der Bahn Verwaltung, §. Z Betr. 
Regl., V 1^ ÜÄÄ. 



Ettüser« Weintransport in solchen, Besei- 
tigung von Uebelfitänden bei demselben, 
G. L Erl. v. aiL Mär» 1874, Z. 12492, V 



Fahrbetrlebsmittel« V 1, 190; ins- 
besondere Einhaltung des Vereinsprofils 
bei denselben, s. Veroinsprofil; — 
Beseitigung gusi^eiseruer Bcstandtheile 
bei denselben und Bereithaltung von 
Hilfszügen, M Erl. v. 2i F'ebruar 
1H69, Z. 3506, L (II- A.ufl. 169). — 

FahrbilletB und Giltigkeit derselben, 
§. Ii) Betr. Regl., V 326; Zurück- 
nahme gelöster Fahrbillets, §. 9 ebenda, 
3-25 ; Umtausch gelöster Fahrbillets, §. 11 
ehend.i, 3-j7. 

FahrKeMchwindigkeit« grüsste, der 
Züue, Betr. Ordg. §. Ü L 122 (II. Aufl. 
121); deren Erhöhung bei Personenzügen, 
H. M. Ell. V. 2fi. Jänner 1862, Z. 116. 1^ 
123. (IL Aufl. 121); dermalen geregelt 
durch Art, 2Ü Verkehrs-Orund/.üge V L, 

Fahrordnnng im Allgemeinen, insbe- 
sondere deren Bekanntmachung und Ein- 
haltung, §. i tr. Hetr. Or.lg., L L21 *II- 
Aufl. lliO; — Tarife und Aufnahms-Be- 
dingungen, deren Vorlage an die Staats- 
verwaltung, §§. 66, Gl Betr. Ordg. L 142; 
— Tarife und Bestimmungen über den 
Personen- und Sachenverkehr, deren 
Ueberwachiingdurch die Gen. Inspection 
§. LI Betr. Ordj:., L 1 <6; — vorläufige 
Mittbeilung der Falir.>rdnungs-Entw ürfe 
an den OeneralstHb, ILM. Erl. v. 21L .Juni 
1862, Z. 2469 L < H- Aufl. 221»; ins- 
besondere rüeksirhtlich der für Militär- 
Transport" bestinuntcn Züge, IL. M. ErL 
Y. 16, Juli 1869. Z. 14015 L Hü (II. Aufl. 
22 1 ) ; Anzeige bevorstehender Fahrplan- 
Conferenzen, iL M. Erl. v. 2i Mai u, 3. 
August 1869, ZZ. 10602 u. 10110, L 
171 (II. Aufl. 22:{) Gen. Insp. Erl. v. 2. 
August 1871, Z. 101 10, IV, liü^^deren 
Aufstcllungfür eingeleisigeBahnen, Gen. 
Insp. Erl. V. 4^ März 1870, Z. 356. 
(IL Aufl.) 226 ; III. üiS^Nachweisung 
der militärischen Benützbarkeit der f«hr- 
planmässigen Züge, IL M. Erl. v. iL August 
1871, Z. 13130, IV, 215; — Vorlage von 
Kriegsfahrordnungen, H. M. Erl. t. 25; 
Sept. 1871, Z. 19613, IV, 217; — Nato- 
ral-Verpflegung von Militär-Transporten, 
Circ. Vdg. V. 2i Dec. 1871, IV, 217: — 
Grundsätze für deren Aufstellung über- 
haupt, Art. 9 Verkehrs -Grundzüge , V 
It 'j'j«) ; — Kundmachung von Uebergangs- 
bestimmungcn bei deren Einführung, G. 
L Erl. V. iL Juli 1874, Z. 4314, V L 
27 1 ; — Einführungstermine der Sommer- 
u. Winterfahrordnungen, H. M. Erlass v. 
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UL April 1875, Z. 10392. V 272j — 
Wiederaufliebuiig der Aiifirabcn nach der 
mittleren Ortszeit in den zu publicirenden 
Fahrplänen, H- M. Erl. v. äl^Febr. 1876, 
Z. 5215, V L 273: — Ausarbeitung u. 
Drucklegung der Kriegs-Fahrordnungen 
II. Fall, M. Erlass v. Febr. 1876, 
Z. 3931, V L 272j — Vorlage, Prü- 
fung u. Genehmigung der Entwürfe und 
Kundmachung der Fahrordnungen und 
Fahrpläne, IL M. Vdg. v. LL Sept. 1877, 
Z. 14767, V Ij 269; («. auch Fahr- 
pl änr. 

Fahrplilne für di** Beförderung von Per- 
sonen, §. I Betr. Regl., V 1^ 325 ; — Er- 
sichtlichmnchung der im Zuge vorhande- 
nen Wagenclassen in denselben, iL M. 
Erl. V. Ü Dec. 1872, Z. 36178, V 1_, 
2fü; — den Journalen zur Inscrirung 
übergebene, Revision derselbm, Q. LErl. 
V. 16. Juni 1873, Z. 5553, V 1. 262: s. 
auch Fahrordnung. 

Fahrplan - Conferensen • Anzeigt' 
übf-r boTors'tohende, LL M. Erl. v. 22- 
Mai 1869, Z. 1O602. 1. 171 (II. Aufl. 223); 
Vorlage des ProgrnmmeB durch die in- 
ländische An8chlu8sl)ahn. iL M. Erl. v. 

Aug'ist 1871. Z. 101 10, I flL Aufl.) 
223; IV, 124. 

Fahrplaninttdtils^e Abfahrtfizeit, s. 
Abfaiirtszcit; — Züge. Nachweisung 
der militür. Benützbari^eit derselben, IL 
M. Erl. v. (LAuguPt 187 1, Z. 13130, IV, 
2UL 

Fahrpreise für Personen-Beförderung, 
§. a Betr. Kegl., V L 325. 

Fahrprelstafeln. deren Anbringung 
in grösseren Stationen. 0. L Erl. v. LL 
März 1867, Z. 561^ L L22 (II. Aufl. 120). 

Fahrt« Vorsichten bei derselben, §§. ii2 
bis Betr. Ordg., L, 133(11. Aufl. 132); 
— Verhalten während derselben. Art. 22 
Verkehrs-Grundzügo, V 1_, 2iLä ; Vorgang 
bei langsamer Fahrt, Art. 2ü ebenda, V 
Ii 247 ; — Verhalten der Reisenden wäh- 
rend derselben und beim Ein- und Aus- 
steigen. §. LS Betr. Regl., V 1^ 329. 

Fahrtrichtung, einheitliche, deren Ein- 
führung und Vermeidung des Befahrens 
der Weichen gegen deren Spitze, IL M. 
Vdg. v. La. Mai 1876, Z. 1557, V 1^ 22£L 

Fahrzeuge« deren Beförderung, Absclin. 
II d) Betr. Regl., V L ML »■ «uch 
Equipagen. 

Feld-EIsenbahnubt Heilungen, Or- 
ganische Bestimmungen für dieselben v. 
2a. Juli 1870, III, iTTj — Dienstvor- 



schrift für dieselben v. 23* Juli 1870, 

III, 196; — Instruction für den Iiigenieur 
en-chef über dessen Geld- und Material- 
Rechnung V. 2ß. Sept. 1870. III, 202; 

— deren Vermehrung im Kriegsfalle von 
IQ. auf L5 und Activirung von 5 Militär- 
Detachements im Frieden, Circular-Vdg. 
des Reichs-Kriegs-Min. v. iLL. März 1873, 
Präs. Nr. 463^ V 1^ ill ; — Berichtigung 
der organischen Bestimmungen, erlassen 
2Ö. August 1873, Präs. Nr. 3195, V 1^ 
.083 ; — Aenderungen in den Gebühren 
der Militär-Dctachements bei Verwen- 
dung im Eisenbabnbaue, Circular-Vdg. 
des Reichs-Kriegs-Min. v. Sept. 1874, 
Abtb. iK Nr. 2781. V U h2:L 

Felfl - Eiscubahn - Detactieiuents, 
deren Verwendung beimEisenbahnbauef 
IL M. Erl. V. L Juli 1872, Z. 15957, V 

FelHlehnen und Tunnele, deren Unter- 
suchung, IL M. Erl. V. '21h. Jänner 1853, 
Z. 234S9. r IM (IT. Aufl. I<j3'. 

FerdinandH-Kordbahn. s. Kaiser- 
Ferdinand » - N o r d b n h n. 

Feuer- und cxplosionsgefiihrliche Gegen- 
stände, Transport derselben, I, 261 (II. 
Aufl. 347 > ; — Nachtrag hiszu, III, 331; 

IV, I93j V l_, iüS. 
Feuergefahr. Verhütung dervon Eisen- 
bahnen ausgehenden, L 7 1 : V Ij 148 ; 

— Uobortretufg der Vorschrifti-n zur 
Verhütung der»., §§. 434* 4Ü11 Straf-Gcs. 
I, 2ü:: ill. Aufl. 272 1. 

Feuergel'tthriiehe Ciegenstttude« 
Verbot der Mitnahme derselben in die 
Personenwagen, §. 22 Betr. Regl., V L 
331 ; — und explosible Gegenstände, 
Transportbestiniuningen hiefür, V L 409. 

Fenergeftthrliehe Objeete, Entfer- 
nung derselben von Eisenbahnen, I^ 73 ; 
insbe.'i. der Bahntrace von Gebäuden, 
Hofkzldecr. v. 22, Oct. 1841, Z. 30228, 
Ij Z3; Erbauung von der Explosionsge- 
fahr ausgesetzten Objecten, Hofkzldecr. 

V, La. Juli 1847, r 74i von Pulvermaga- 
zinen, Hofkzldecr. v. 23. April 1848, L 
75; Umwandlung der Massbestimmungen 
Min. Vdg. V. L. Juli 1876, R. G. Bl. Nr. 
Nr. 99, V 1, LZIL 

Feuerrayon« innerer und äusserer. Be- 
stimmung desselben im IL M. Erl. v. ti^ 
August 1862, Z.4196, r 82; Ausdehnung 
obiger Vorschrift und Erleichterungen, 
H, M. Erl. V. 2iL April 1868, Z. 940,3, I, 
83; (dermalen neu geregelt durch IL M. 
Vdg. V. 2iL Jänner 1879, R. G. Bl. Nr. 19} ; 
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v^l. übrigens feuersichere Herstel- ! 
1 u ti s» e n. 1 
Feuersichere Herstellungen. I, | 

75 ; "V Ij 148; — von neuen Gebäuden 
an Eisenbahnen, Hofkzldecr. v. iiL Dec 
1843, Z. 10114, Ii 15; — von neuen od. 
bereits bestehenden Gebäuden an Kisen- 
bahnen, Hofkammer- Prä p. Erl. v. lü. 
Jänner 1844, Z. 46^ 1^ Tfii — Instruction 
für die Bauleitungen u. Grundeinlösungs- 
Commissionen v.iL Febr. 1N44,Z. 372, 
ZI; — an der Kaiserin Elisabeth-Bahn, 
IL M. Erl. V. liL Mai 1858, Z. 1122, L 
80 ; — Ausdehnung der obig. Vorschrift 
u. Gewährung weiterer Erleichterungen. 
IL M. Erl. V. ia. April I8«{j, Z. il4<»3, 1^ 
83; — Gewährung von Erleichterungen 
bei derselben, IL M. Erl. v. iL August 

1858, Z. 2307, L ^ — Bestimmung 
eines inneren u. äusseren Feuerrayons 
IL M. Erl. V. 2fi. August 18f.2, Z. 4196, 
JL £2 ; — bei deren Behandlung zu be- 
rücksichtigende Umstände, IL M. Erl. v. 
2, Febr. 1873, Z. 36375, V 1, 148^ — 
Beiziehung der Gen. Insp. zu den Com- 
missionen, IL M. Erl. v. iL. Juni 1873, 
Z. 2928, V L 1A2; — Zusammenstellung 
der einschlägigen Vorschriften, G. L Erl. 
V. fi, Febr. 1875, Z. 1172, V h IM ider- 
mal neu geregelt durch IL M. Vdg. v. jiü. 
Jänner 1879, K. G. Bl. Nr. l'.M. 

FIchtelgeblrgMbahn. deren Einmün- 
dung in Eger, Staatsvertrag v. Mai 
1877, R. G. Bl. Nr. 82, V 1^ fiül; Begün- 
stigungen für deren Sicherstellung, Ges. 
T. August 1877, R. G. Bl. Nr. 81. V L 
647. 

Flnanx-AnKeleKeuheiten tmit .\us- 

BcblusH der Zollbehundlungi V 1_, 494. 
FlnanmbehOrden, AVirkungskreis in 

Ei8cnbahn-Aii<;ele;:eiiheitcn, |_i ÜL 
FlnausminiMterium, k. k., AVirkungs- 

kreis in Eisen bahn- A iis:''li'ireiilieiten.I.2<>. 
Flnuns-Organe. Freifahrten derselben 

auf Eisenbahnen, F. M. Erl. v. HL April 

1859, Z. 1135«*.. a^; — Freikarten für 
solche, IL M. Erl. v. 2ä. Febr. 1876, V L 
484 ; — Verbot der Benützung des Bahn- 
körper» als Fussweg, IL M. Erl. v. 21. 
Juni 1H74, Z. 19119, V U 'MIX 

Flnanm-Vomehrirten für die Eisen- 
bcihnen, 1^ 309 ; — Nachträge hiezu III, 
345 ; IV, 208 : Zollweson und si>u8tige 
Finanz-Angelegenheiten, V U 47<). 

Firma, deren Angabe in Dienst- Telegr., 
Gen.Insp. Erl. v. ü März 1873. Z. 1803, 



Firinaseiehnuug auf Eingaben, IL M. 

Erl. V. LL I>ec. 1876, Z. 2763, V 1^ L4. 
FleiHCh von bei Rinderpest-Gefahr pe- 
sehlachteten Thieren, Verwerthung des- 
selben, Ges. V. ± Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 
90j V L 421 ; Vollzugsvdg. hiezu v. lA. 
Mai 1«73, R. G. Bl. Nr. 91^ V L AiS. 
Formelles Straflrecht. Bestimmun- 
gen zum Schutze der Eisenbahnen, s. 
Strafrecht, formellos. 
Formular für die monatl. Betriebsau»- 
weise, Einführung d<»8 dermaligen Gen. 
Insp. Erl. V. ä. Oct. 1876, Z. 12892. V L 
liiJ; — len, neue, für die Eisenbahn -Sta- 
tistik, IL M. Erl. V. 21L Nov. 1875, Z. 
30988, V 1^ 95j hiernach zu erstattende 
1 Vorlagen, Gen. Insp. Erl. v. 5u Jänner 
j 1876, Z. 13256, V 1^ SiL 
I Fracht. Zahlung derselben. §. üii Betr. 
Kegl,, V Ij aM; — und Nebongebühren, 
deren deutl. Bezeichnung in den Fracht- 
briefen, Gen. Insp. Erl. v. 12L Sept. 1876, 
Z. 9701, V h 405. 
Frachtbriefe für Gütersendungen, §. 5D 
Betr. Regl, V Ij 356; — im Allgemeinen, 

V !_. 402 ; — insbesondere: Aenderungen 
des Formulars für den internen Verkehr, 
LL M. Vdg. V. ilL August 1872, Z. 23291, 

V 1. 402 ; — deren Abstempelung, ILM. 
Erl. V. 31L Juli 1874, Z. 2465, V 1, 404; 

— deutliche Bezeichnung der Fracht- u. 
Nebengebühren in denselben, G. L Erl. 
V. Sept. 1875, Z. 9701, V 1. 405; 

— Duplicate, deren Stempelpflicht, U. 
Min. Erl. v. 2. April 1873, Z. 9877, V 1^ 
403 ; — gestempelte, deren Verschleiss, 
Finanz-Min.-Vdg, v. JiS. Dec. 1876. R. 
G. Bl. Nr. 5, V L iÜfi- 

Frachtgelder, deren Berechnung, §. S2 

Betr. Regl., V 1^ afiü. 
Frachtvertrag, Al^schluss desselben, 

§. 45 Betr. Re>;l., V U 3'>6. 
Francaturswang, Aufhebung dessel- 
ben für Miliiär-Aerarialgüter, IL M. Erl. 
V. 21L Dec. 1872, Z. 36737, V 1^ 609; — 
Ausnahme von demselben bei militär- 
ärar. Gütersendungen, Circular-Vdg. des 
Reiehs-Kriegg-Min. v. 2L Febr. 1874, 
Abth. U Nr. 256. V t'.<)9. 
Frans Joser-Bahn, s. Kaiser Franz- 
Josef- Bahn. 
Freifahrten der Finanz-Organe auf Ei- 
senbahnen, F. M. Erl. v. LSi April 1859. 
Z. 11356, I, 355; s. auch Finanz- 
Organe. 

Freihaltung der Bahnbreite Art. 4 
Verk.-Grundzüge, V 1^ 227. 
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Freikarten für Finanz-Organe, F. M. 

Erl. V. Febr. 1876, V L itM. 
Friedland, s. Ostrau-Friedländcr 

Ei^enbah n; — Eisenbahnanschluss von 

Chotzen über Haibstadt, s. Deutsch es 

Kelch. 

Frlüten, deren Verlängerung im Verfah- 
ren zur Ermittlung der Eisenbahngrund- 
stücke. §. 42 Ges. V. liL Mai 1874, R. 
G. Bl. Nr. 70, V 1^ 41. 

FrUhJahrs-Couponni, Vorbuchung der 
Vorschü>*se für solche, Antrag der Garan- 
tie - Uechnungscommission v. 15. März 
1H77. Z. 795H, V L ÜM. 

FUhrnng von EisenbahnbUchern, Just. 
Mni. Vdg. V. ai. Mai 1874, Ii. G. Bl. Nr. 
87^ V 1^ 49_i insbesondere §§. 22-^2 
daselbst, V 1_. 57 ; — oder Bedienung 
einer Locomotivp, Erfordernisse hiezu, 1^ 
liäl iII. Aufl. 26 n. 

Funde, ari'häolo<;i8che u. numismatische 
I. 107 ; — Einsendung aufgefundener 
Alterthümer, Hofkzldecr. v. iL März 18r2, 
L 107; — deren Anzeige, Hofkzldecr. 
V. aiL Juli 1828, 108: — deren Be- 
handlung, Hofkzldecr. v. Lä* Juni 1846, 
I. 109; — sonstige Funde, s. Gegen- 
stände, gefundene. 



G. 

ClaliBifiche Carl £.udHig-i{ahn, k. 

k. priv., Constitutiv-Urkunden , II, 2^ 
771; IV, V2, 05 1 ; — insbesondere: 
Conccssions-l 'rkunden V. März 1857 u. 
1. April 1858, II 2i UÄ und 783; — v. 
Lä* Mai 1867 für Lemberg-Brody n. Tar- 
nopol - russische Grenze, II 2; 793 : — 
Garantie-Protokoll v. ^ Dcc. 1876, V 2^ 
052 ; — Statuten, II 2, 800- 
CSallxisiell- ungarische Eisenbahn, siehe 
Erste ungarisc h-g a 1 i z i s c h e Eisen- 
b ahn. 

Ciarantle - Rechnnn{(M - Commifi- 
■ion« Errichtung derselben, IL M. Ver- 
fügung V. 12j. Jänner 1877, Z. 33^ V 1^ 
103. 

Ciarantie- VorschttHfie, Controle des 
Obersten Rechnungshofes über dieselben, 
}L M. Erl. V. HL Juni 1873, Z. 18297, 
V 1^ 100; — Vcrbuchung der Zinsen für 
dieselben, IL M. Erl. v. 31, Juli 1873, 
Z. 19920, V Lt 100; — Vorbuchung der 
Vorschüsse für Frübjahrs-Coupons, V Ij 
104. 



GebHade» deren Entfernung von der 
Eisenbahntrace, Hofkzldecr. v. 22± Oct. 
1841, Z. 30228, £, 73; — neue, an Eisen- 
bahnen, feuersichere Herstellung dersel- 
ben, Hofkzldecr. v. Hec. 1843, Z. 
40114, Ii 75 ; — neue oder an Eisen- 
bahnen bereits bestehende, deren Her- 
stellung, Hofkamnicr-Präs. Erl. v. Ifi. 
Jänner 1844, Z. 46. I^ liL 

Gebühren u. Steuern, Entrichtung von 
solchen. 1 . 311; — Nachtrüge hiezu, III, 
345 ; V 494; — insbesondere: Entrich- 
tung derselben bei Eisenbahn - Expro- 
priationen, F. M. Erl. V. la» Juli 1854. 
Z. 26787, r 313; — Entrichtung und 
Beraessungs - Verfahren bei Erwerbung 
unbewegl. Saclien, F. M. Erl. v. g. Oct. 
1854, R. G. Bl. Nr. 268, L 314;— deren 
Entrichtung f. nachträglich ausgegebene 
Actien und Obligationen, F.M.Erl, v. üO. 
Mai 1861, R. G. Bl. Nr. 60, L 315; — 
bei Eintragungen und Amtshandlungen 
in Bezug auf die Eisenbahnbücher, §. 
Ges. V, Iii. Mai 1874, R. 0. Bl. Nr. 70^ 

V Ij 48; — Behandlung von Schieds- 
sprüchen, Ausdehnung des Gesetzes v. 
2iL März 1874, R. G. Bl. Nr. 29, auf das 
Schiedsgericht für Fracht-Streitigkeiten 
der Eisenbahn- und Dampfschiflffahrts- 
Unternehmungen. Min. Vdg. v. liL Mai 
1875, R. G. Bl. Nr. 78, V L 495; — auf 
das Schiedsgericlit des Wiener Stadt- 
Lajrerhauses, Min. Vdg. v. 16. Dec. 1876, 
R. G. Bl. Nr. 139, V 1^ 497. 

Gebtthrenfrelhelt des Gepäcks der 
Gen. Inspect. -Beamten bei Dienstreisen, 
Gen. Ifisp. Erl. v. Oct. 1871. Z. 7564, 
IV. üll ; — der Tramway - Fahrkarten, 
Abänderung des dieselbe betr. Gesetzes, 
Ges. V. aiL März 1875, K. G. Bl. Nr. 12, 

V 1, 495. 

GerüllHaiutliche Amtshandlung und 
Rciseurkunden bei Eisenbahn-Reisenden 
§. 9A Betr. Ordg., I, 153 : — Ueberwachung 
des Eisenbahnverk., Ersatz der Kosten 
derselben, §. SS Betr. Ordg., 150; F. 
M. Erl. V. 21L Jänner 1859, Z. 1998, L 
IhiL 

Gefundene Gegenstände, s. Gegen- 
stände. 

GegenMtttnde, gefundene, deren Be- 
handlung bei den vormaligen k. k. Staats- 
bahnen, H. M. Erl. v. Juni 1853. Z. 
19675, I (I. Aufl.) 222i — von der Be- 
förderung ausgeschlossene oder nur be- 
dingungsweise zugelassene, §. Betr. 

Regi., V 1^ aia. 
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Geländer an Bren)splateAu<>, 9. Brems- < 
wage n. 

Geleise, neue oder umgpstalti'te, Benüt- 
zung derselben. Art. 2 Verk. -Grundzüge, 

GeleixeMperre, Art. 37^ V©rk.-Grund- 
züge. V Ij iäi 

GemelnMame Vertretung der Hechte der 
Besitzer von auf Inhaber lautendeji oder 
durch Indossament übertragbaren Thcil- 
Schuldverschreibungen, §§. l — Iii Oes. 
x^:LL April 1S74, R. < !. Bl. Nr. 49. \ U Ut 
(sp.GeH. v.ä.I)ee. 1877. H.G. Bl. Nr. Uli. 

Gendarmerie und Finanzorenne, Ver- 
bot der Benützuntr de* Bahnkörpers als 
Fusswep, IL M. Erl. v. 21. Junj 1874. Z. 
19119, V 30IL 

General-InNpectlon, k. k., der österr. 
Eisenbahnen. I, Tj Instruction für die- 
selbe V. März 1S.56, Z. 613-H. M., L 
8; — Wirkungskreis v. L Mai ISfiß, Z. 
7H0-H. M., III, 209 ; Organisation und 
Wirkungskreis der beiden Abtheilungen 
V. JL Dec. 1870. Z. M7.H-li. M.. III, 270; 
Dienst-Kintheilung für die Bau-Abthei- 
lung. IV .3i für die Betr. Abtheilung, IV, 
5j dcrmalißc Organisation miit ä Abthei- 
lungen i V. Aupust 1875, K. G. Bl. Nr. 
116, V 1 ; Geschäftszuweisung anlüsslich 
der Keorganisirung. iL M. Krl. v. Üfi, 
August 187.5. Z. i;i06-H. M.. V K an 
dieselbe /u erstattende periodische Vor- 
lagen. G. L Erl. V. 23. Mai und 3. Aueust 

1875, ZZ. 12146 u. 6571. V L Ii Wir- 
kungskreis in Fahrordnungs-Angclegen- 
heiten, IL M. Erl. v. LL i>ept. 1877. Z. 
14767, V L 269; in Tarif- u. Transport- 
Angeleeenheiten. IL M. Erl. v. UL Mai 

1876. Z. 14178. V L 443; in Betreff des 
Agio-Zuschlages ebenda. 445 ; — zu deren 
Vertretung itn Dienstverkehre berufene 
Amtsorgane, G. L Erl. v. 2Ix Sept. 1872, 



Z. 8089, V 1, 12: 



gebührenfreie Be- 



förderung des Gepäcks ihrer Beamten bei 
Dienstreisen. Gen. Insp. Erl. v. 21L Oct 
1871, Z. 7564. IV. «lai — deren Aufsicht 
und Controle über den Bahnbetrieb. §§. 
13 — M Betr. Ordg., f. 145: — Vorlage 
der Berichte über Bahnunfälle an die- 
selbe. IL M. Erl. v. iL Dec. 1875. Z. 
39034. V L 299. 

General -Projeete, §§. 1—4 H. M. 
Vdg. v. L Febr. 1871. K. G. Bl. Nr. 8^ 
III. 215 (dermal IL M. Vdg. v. 2iL Jän- 
ner 1879. R. G. Bl. Nr. m 

Generelle Bestimmungen über Conces- 
sionirung der Eisenbahnen, L 27 ; Nach- 



träge hiezu III. 275: IV. 12i — über 
Eiiscnbalinbau. IV, 4iLl allgem. Hecht*- 
V'-rbältnisse der Eisenbahn, V 1_. 15. 

Geologifiehe Erscheinungen. Anzeige 
interessanter. Gen. Bau - Dir. Erl. v. ijg. 
Jänner l.H.-,l. Z. 3428, L 1 12. 

GeorgAwalde, Eisenbabnanechluss, s. 
Sachsen. 

Gepttek, Einlieferung desselben. §. 2& 
Betr. Högl., V L 332; — Gepäcksscheine 
und Auslieferung desselben, §. 2Ü eben- 
da 333 ; — Gepäcksstücke, in Verlust 
gerathene, §. 30 eben<la 334 ; — Gepäck- 
träger, §. 32 ebenda; — der Gen. Insp. 
Beamten, dessen gebührenfreie Beförde- 
rung bei Dienstreisen, Gen. Insp. Erl. v. 
23. Oct. 1871. Z. 7564. IV. ÜiL 

Gepttekflkftrbe und Huthälter, Einrich- 
tung der Personenwagen III. Gl. mit sol- 
chen, s. Personenwagen. 

Geprüfte Bedienstete. Vorla^'C von Ver- 
zeiclmissen über dieselben. Gen. In^p. 
Erl. V. m. Mai 1869, Z. 1364, L 121 
(II. Aufl. 1 19i. 

GerlngrUgige Abweichungen von ge- 
nehmigten Projecten s.-\ b weich ungen. 

Gei»ehttrtM-Zawei»ang aus Anlass der 
Reorganisirung der General-Inspection, 
IL M. Erl. V. 31L August 1875, Z. 1306, 

V 1, 

GenehtttEe und Militärfuhrwerke, Ein- 
richtung der Lowries für deren Trans- 
port, IL M. Erl. V. 22. Dec. 1863, Z. 18043,. 
L LU. 

Geschworne, Enthebung der beim Ei- 
senbahnbetriebe beschäftigten Personen 
von diesem Amte, §. 3 Ges. v. ä3i Mai 
1873, R. G. Bl. Nr. 121. V L 3iiL; — 
Belehrung wegen Aufnahme von Ei-en- 
bahiibedienstcten in die Listen, Krl. des 
Min. d. Innern v. LL Nov. 1875.. Z. 4611, 

V Ij 306. 

Get reide, dessen Beförderung in gedeck- 
ten Wagen, IL M. Erl. v. 'ÜL März 1871,. 
Z. 23920, I (II. Aull.) 338i 321, 

Gewaltthiltigkeit, öffentliche, s. öf- 
fentliche (• ewaltlbätigkeit. 

Gewehre, deren Untersuchung. §. 13 
Betr. Ordg., 1, 1^ (II. Aufl. 125j — der 
Gendarmen, beidenselben anzuwendende 
Vorsichten. IL M. Vdg. v. L2. Juli 1852, 
Z. 12996, L L2I iIL Aufl. 125); — Aus- 
schluss geladener von der Mitnalime, 
Betr. Regl. §. 22, V r, 33L 

GewichtHMbgänge bei Eioenbahn- 
Transportgülcrn, s. Coli ien Verluste. 
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GlftstoATe» «leren Versendunp auf Eisen- 
bahnen, IL M. Vdg. V. 21L August 1871, 
R. O. BI. Nr. UL I ^H. Aufl.) 359; IV. 
194. 

Glsela-Bmhii < Salzburg- Wör^I und Bi- 
scholVhofen-Selzthal), Oes. v. LÜ. April 
1872, IV. 299 ; Concessions-Urkunde v. 
HL Nov. 1872, V 2, 351j 8. übrigens 
Kaiserin Elisabeth-Bahn. 

GlaswaAren, in Kisten oder Steigen, 
Taiifirung von solchen. Gen. Insp. Erl. 
V. Juni 1877, Z. 4994, V L iAS- 

Glfttteiflund 8chncepflugfAhrten,Art. 39^ 
Verk. -Grundzüge, V 1^ "l't't. 

GlatB-ll'ildeni««hwert und Landshut- 
Snhwadowitz, Eisenbahnanschlüsse, s. 
I*re II ssen. 

Görlitz» Eisenbahnverbinilung mit Rei- 
chenberg. 8. Dt' ut sehe 8 Reich. 

Gold- u. Silberbarren, auch Geld, Bedin- 
gungen der Beförderung, H* M. Erl. v. 
LLJuli 1874. Z. 20371. V L SÄlL 

Grammat - Xeaüiedl, s. Wiener- 
Neust adt-Grammat- Neusiedler Eisen- 
bahn. 

Graniea, Abfertigung des Personen- und 
Oepäcksverkehros, Protokoll v, LiL Dec. 
I85C, V L 725. 

Gras, 5. Stu h I we i s se n bürg - Raab- 
Gr a z , Ungarische W c 8 1 b u h n. 

GraE-Kdflaeh«r Eisenbahn- und Berg- 
bau-Gesellsrhaft, k. k. priv., Constitutiv- 
Urkuiiden, III, 307 : — Nachträge hiezu, 

III, 419; iV, 281: V 2, 318; — insbe- 
sondere: Concoasion» - Urkunde v. 2fi* 
August 1858. II 309; — v. 8. Sept. 
1871 für Lieboch-Wics, IV, 282 ; — 
Statuten (seither grändert) V 2^ 318. 

GrnndeiolÖMang und Expropriation, 

Ii 53i — Nachtrüge hiezu, III, 293; 

IV, 47j — und Enteignung, V 115; 
— insbesondere: f. die vorinaligenStaats- 
bahnen, Instruction über das Verfahren 
bei derselben, .Justiz-Hofdecr. v. iL Nov. 
1842, J. G. S. Nr. 654. L 57^ vgl. im 
Uebrigen Expropriationsrecht; — 
Steuerumschreibung für in Anspruch ge- 
nommene Grundstücke, IL M. Vdg. v. LiL 
Nov. 1874, R. G. Bl. Nr. 141^ V L UIj 
— Ausweise über deren Stand, H. M. Krl. 

V, aa. März 1876. Z. 33457, V UÜL 

Grandparzollen, Bedeutung der Auir- 
. Scheidung solcher aus den in das P^isen- 
bahnbuch einzubeziehenden Grundfläch., 
iL M. Erl. T. LL Juni 1877, Z. 7060, V 



Grandstcacr-, Landes- und Sub-Com- 
misoionen, deren Mitwirkung behufs Be- 
nützung des Katasters für die Anlegung 
der Eisenbahnbücher, F. M. Erl. v. fi» 
August 1874, Z. 15121. V 1^ 61. 

GrnndHtüeke, zum Eisenbahnbaue in 
Anspruch genommene, Bestimmungen 
wegen Regelung des Vorganges bez. der 
Steuerumschreibung, tL M. Vdg. v. ISi 
Nov. 1874, R. G. Bl. Nr. 144, V UIj 
F. M. Erl. V. 21. Nov. 1874, Z. 29276, V 
L UÄ. 

Grundzilf^e der Vorschriften für den 
Verkehrsdienst auf Eisenbahnen, V Ij 
225 ; Inhaltsverzeichniss ebenda, 224 ; 
— deren Durchführung. IL M. Erl. v. 2!L 
Febr. 1877. Z. 5176. V L, 257. 

GruHHbaeh , s. Lunden bürg- Gruss- 
bacher Eisenbahn. 

Gttter, dort-n Beförderung, Abscbn. III, 
Beir. Regl., V 1^ 343; — Uebernahme 
derselben, §. II ebenda, 343; — von der 
Beförderiin;,' ausgeschlossene, §.48 eben- 
da 343; — Annahme dtjrt-elben, §. ü 
ebenda 362; — Auslieferung derselben 
und Beförderung, §. öfi ebenda 362 ; 8. 
auch Haftpflicht, L i e f e ru n gs ze i t. 

GttterMenduufcen , militär - ürarische, 
.\usstolliiiig von Eisenbahn-Frachtbriefen 
für solche betreff der .\uf- un<l Ablege- 
gebühr, Circ.-Vdg. V. LMärz 1*<75, Abth. 
11. Nr. 509. V 1^ 6 1 :t. 

Güterzuge, Beförderung der Personen 
mit denselben, Art. lü Verk. -Grundzüge, 

GuHficiiierne Hestandtheile bei Fahrbe- 
triebsmitteln, deren Beseitigung und Be- 
reithaltung von Hili'tizügen, IL M. Erl, 
V. ^ Febr. 1869, Z. 3506, L ^ 'II- 
Aufl. 1691. 



IL 

Haftpllleht der Betr. Unternehmutigen^ 
§§. 19. iü Betr. Ordg., L 1^ i^^- Aufl. 
127) ; — der Eisenbahn-I'nternehmungen 
für die durch Ereignungen auf Eisenbah- 
nen herbeigeführten körperl. Verletzun- 
gen od. Tödtungen von Menschen, Ges. 
V. iL März 1869, R. G. Bl. Nr. 27. I. 40; 
Anwendung dieses Gesetzes auf Bahnbe- 
diei. stete, ÜL M. Erl. v. fi. April 1874, Z. 
10634, V U 185; Versicherung der Pas- 
sagiere gegen Bahnunfälle, H. M. Erl. v. 
Mai 1876, Z. 7943, V L 300i Schad- 
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losbaltung der Bahnen durcli das MititUr- 
Aerar für Ersatzleistungen wegen Ver- 
unglückens von Militärt»er9onpn beim 
Präcisions-Nivellement, IL M. Erl. v. ü* 
Jänner 1877, Z. 39587, V 1^ 309 ; — der 
Eisenbahn für Reisegepäck, §. 23 Betr. 
RegL, V 1, 334 ; — für versäumte Lie- 
ferungszeit, §. Iii Betr. Regl., V Ij 335; 
— für Fahrzeuge, §. liii ebenda 338 ; — 
für Thiere, §. 11 ebenda 341 ; — für 
Güter im Allgemeinen, §. 02 ebenda 
370 : — Beschränkung derselben bei An- 
gabc mehrerer Bestimmungsorte, §. Qii 
ebenda 372 : — besondere Beschränkung 
derselben, §. fil ebenda 373; — für Ver- 
säumung der Lieferungszeit, §. Jiü eben- 
da 37.5 ; — für Transportgüter, Geld werth 
der Haftung. §. üh ebenda 375 ; Geld- 
werlh derselben für Versäumung der Lie. 
ferungszeit, §. Iii ebenda .376. 

Hadern, deren Ein- und Durchfuhr bei 
Rinderpest-Gefahr, IL M. Erl. v. 21» Juni 
1873, Z. -iOöOO, V L tLilL 

Halbstadt , Eisenbahnanschluss von 
(Jhrttzen 8. Deutsches Reich. 

^allein, b. Sftlzburg-Halleiner Eisen- 
bahn. 

Handanlcgang) gewaltsanie. gegen ob- 
rigkeitliche Personen in Amtssachen, 
jj. 81 Straf-Ges., L ^ (H Aufl. 273). 

HandelH-lVIinisteriuni, k. k.. dessen 
Wirkungskreis in Eisenbahn-Angelegen- 
heiten nach der Min. Vdg. v. April 
INßl, R. G. Bl. Nr. liL 1, .3_i — nach dem 
provisorischen Uebereinkommon mit 
Ungarn v. 29^ Juli u. iLL August 1868, 
L 4j — in Betreff der Concessionirung 
von Pferde-Eisenbahnen anu-rikanisclien 
Systems, |^ 49j — von Zahnradbahnen, 
IV, 3j — in Vereins- Angelegenheiten, 
V 1, lOj — Errichtung und Wirkungs- 
kreis eines 8tati.'<tischen Departenjents in 
demselben. iL M. Erl. v. LL März 1872, 
Z. 6163, I ^IL Aufl. i 400, IV, 

Handeltt- und Gewerbekammern, Ein- 
vernoliniung derselben bei den Verhand- 
lungen behufs Feststellung der Stations- 
plätze neuer Bahnen, IL M. Erl. v. 
Der. 1871, Z. 24038, IV, 45i — Beizie- 
hung derselben zu technisch-militärischen 
Revisionen, gleichzeitige Verfügung des 
Handelsministers, IV, lä i dermal abge- 
ändert durch IL M. Vdg. v. 2ä. Jänner 
1879. R. G. Bl. Nr. 192, 

Handgepikek, Mitnahme desselben in 
die Wagen, §. 21 Betr. Regl., V L 33.^ 



Handinanition, deren Mitnahme, la- 
terpretirung der Betr. Regl. Bestimmun- 
gen, H.M.Krl.v. LL Febr. 1876, Z. 3t)69, 

V L aaa. 

Hcimrallsrecht des Staates, §. 8 Cono. 
Ges., I, 3Uj — dessen Wahrung hin- 
sichtlich der Ausscheidung von Grund- 
parzellen aus den in das Eisenbahnbucb 
ein/.ubeziehenden Grundflächen, IL M. 
Erl V. LL Juni 1877, Z. 7060, V ]_, IL 

Heil- und Beleuchtungs- Vorrichtungen 
der Personenwagen, deren Instandhal- 
tung, Gen. Insp. Erl. v. ISL März 1876, 
Z. 137 14. V Li IM. 

HerHtelluugen, feuert>ichere, an Eisen- 
bahnen, s. f c u crs i c h e r e Her.stellungen. 

HiirelclHtnng bei Unfällen, L 111^ (IL 
Aufl. 166,1. 

HiirNfkhrtcn, \ rt. Verk.-Grundzüge, 

I Hilftszüge, deren Bereithaltong in gros- 
seren Stationen ur»d Beseitigung guss- 
eiserncr Be.xtandtheile bei Fahrbetriebs- 
mitteln, iL M. Erl. v. 2iL Febr. 1869, Z. 
35U6, I^ laii II. Aufl. 169). 

Hlpposidlrbahn, s. Tramways- 
: HiMtoriHCh« Baudenkmäler, Erhaltung 
derselben. L 1 H'- 

Hochbauten der Eisenbahnen, .\nwen- 
dung der Landes-Bauordnungen auf die- 
selben. Krl. des Min. des Innern v. 22s 
Sept. 1873, Z. 10196, V 1^ Lli 

HochwaBserstttnde, deren genaue Er- 
hebung an iJen einzelnen I*unctcn der 
Bah n.G. I.Erl, v. 2iL Febr. 1876. Z. 2692 

V L Llä. 

Htthendimeutiionen der Equipagen 
und Fahrzeuge, Herabsetzung derselben 
für den Bahntransport, IL M. Erl. v. 2&i 
März I«74, Z. 7534, V L Mi 

Hivheumarken, deren Anbringung an 
Bahnobjecten , IL M. Erl. v. 17, .\pril 
1874, Z. 10871. V L 160. 
' Httlmer, deren Imprägnirung s. Impräg- 
n i r u n g. 

Hof. Eisenbahnanschluss über Asch nach 
Egcr, s. Bayern. 

Hofzttge« Beigabo eines Reseni-ewagens 
zu denselben. H.M. Erl, v. iL. April 1874. 
Z. 7170. V K 3 1 3. 

Hohenstadt ZttptauerEiaenbaha 
Coneessions-Urkunde v. fi» Dec. 1869, 
II L 761 ; — Uebergang an die mähri- 
sche Grenzbahn IV, 361 ; s. dort. 

Hohlrttnnie in Dampf kolben, Vorsichten 
bei Reparaturen solcher. 0. L Erl. v. 26- 
Jänner 1876, Z. 14531, V 1^203. 
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Hände, deren Mitnahme in die Personen- 
wagen, §. 22 Betr. Regl., V 1, 33Ij — 
deren Beförderung, §. 41 ebenda 340. 

Hathttlter» deren Anbringung in Perso- 
nenwagen III. Gl., 8. Personenwagen. 

HjdroeArbilr, Ausschliessung dessel- 
ben von der inneren Beleuchtung der 
Personenwagen. iL M. Erl. v. &. Dec. 
1«62, Z. 7334. L Lin. 'II. Aufl. 129.. 

Hypothekarrochtc, bücherliche Be- 
handlung der für Theilschuldverschrci- 
bungen eingeräumten, Oes. y. 21± April 
1874, R. G. Bl. Nr. 49, V I, 15i — Wir- 
kung der an einer Eisenbahn eingeräum- 
ten, Ges. V. Lä. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 
70, V L 22. 



UL 

Jttgerndorr, Eisenbahnverbindung mit 
Leobschiitz, s. Deutsches Reich. 

JAHSy, Lemberg - Czernowitz - Jassy 
Kisenbahngcseilschaft. 

ImpräKnirnng von Hölzern, Bekannt- 
gabe der Resultate, ILM. Erl. v. LLMürz 
1S71. Z. 43717. V U ILL 

Indastrie-StatiKtlk, Lieferung von 
Daten für eine solche, Gen. Insp. Circ. 
T. L Juli 1875, Z. 6774, V. 04, 

Inlttndl8che Balm - Unternehmungen, 
Constitiitiv-Urkunden derselben, II, Ij 
— Nachträfre hiezu, III, 301; IV, 259 : 
Staatsbahnen, V 2^ 1; Privatbahnen, T 
2, IM. 

Instandhaltang der Bahn-Einrichtun- 
gen, Art. ü Vcrk.-Grundzüge, V L 22L 

Inütradiraug der Staats- und Privat- 
depei»chen auf den Betriebslinien, U.M. 
Erl. V. 1. April 1874, Z. 10924, Vl^ 313. 

loHtmction für die CVntral-Commission 
zur Erhaltung histor. Baudenkmäler, Be- 
stimmungen V. äl. Dec. 1850, Z. 3184, 
I, 110; — über feuersichere Herstellun- 
gen für die Grundeinlösungs-Commissi- 
onen und Bauleitungen v. 3* Febr. 1844, 
Z.372, liTTj — vormalige, fürdas Grund- 
einlösuiigbv erfahren bei Staatsbahnen, 
Justiz-Hofdecr. v. fL Nov. 1842, J. G. S. 
Nr. 654, Ii 57^ vgl. Expropriations- 
recht ; — vormalige, für die k. k. General- 
Inspection der österr. Eisenbahnen v. 8^ 
März 1856, Z. 613 -H. M. f. 8j spätere 
Bestimmungen, III. 260 ; IV, 3j der- 
malige Organisation, V 1_, 1 ; — der Be- 
amten und Diener im Allgemeinen, §§. 14, 



15 Betr. Ordg., £ L22 (IL Aufl. 125); — 
und Verpflichtungen der Beamten und 
Diener der Privat -Eisenbahnen, §§. 62, 
63 Betr. Ord., I^ 140 ; — monatweise Vor- 
lage V. Dienstvorschriften, Instructionen 
und Circularen an die General-Inspection, 
Gen. Insp. Erl. v. 2iL Juni 1871, Z. 4046, 
I, 140; vgl. auch Eingaben, periodi- 
sche; — deren l'marlieitung mit Bezie- 
hung auf die neue Signalordnung und die 
Orundzüge für den Verk. -Dienst, H. M. 
Erl. V. LL Febr. 1877, Z. 3400, V 1, älS* 

Instrulrnng der monatlich vorzulegen- 
den DienstfS-Circularien, G. L Erl. v, iQ. 
Juni 1873, Z. 4458, V 1^ IS^— des Per- 
sonales über Vorsicht.-^ma.ssregeln im 
Dienste, IL M. Erl. v. iL Def. 1872, Z. 
28028, V L 286 ; Zusammenstellung der 
einschlägigen Instruction sbestimmungen 
und AfTichirung derselben, Gen. Insp. Erl. 
V. 21. April 1873, Z. 3603, V 1^ JiäS. 

IntereMHaiitc geologische Krscheinun- 
gen, Anzeige derselben, I, LIiL 

IntereMMeii, wissenschaftlich»». "Wahrung 
dcTselbeii beim Kisonbahnbaue, I, 105 ; 
— öffentliche und Privat-, deren Wahrung 
beim Eisenbahnbaue durch die polit. Be- 
hörden, Erl. «l. Min. <1. Innern v. iL Oct. 
1860, Z. 15129, III, 287. 

Intervall bei Schneepflugfahrten, H. M. 
Erl. V. Li Dec. 1865, Z. 6160, I. Lüi (IL 
Aufl. 132) ; dermal geregelt durch Art. ü3 
Verk.-Grund/.ü<.'e, V 1^ 'irin. 

Intervention, behördliche, bei Eisen- 
bahnbauten, ILM.Vdg. V. Nov. 1871, 
Z. 22738, IV, Ii 

Ischl, 8. Ebensee -Ischl -Steger Eisen- 
bahn. 

Istrianer Staatsbahn, k. k. iDivazza- 
Pola nebst Abzweigung nach Rovigno), 
Constitutiv-Urkunden, V 2, 20. 

Istrlen, Landesges. über Zufahrtsstrassen 
V. iL Nov. 1871, IV, ÄiL 

Italien, Staats vertrage: Eisenbahn • Be- 
stimmungen der Friedenstractate v. ISL 
Nov. 1859, R. G. Bl. Nr. 214, h^fm ,— 
V. Oct. 1866, R. G. Bl. Nr. Uili L 6-'^»: 
Eisenbahn-Verträge: Zusatz-Artikel zum 
Handel?- und Schifffahrtsvertrage v. 2!äj 
April 1«67, R. G. Bl. Nr. 10«, L Mii 
gleichzeitiges Uebereinkommen, betr. den 
Eisenbahnverkehr, 1,642; Bestimmungen 
über dessen Zollabfertigung, I, 651 ; — 
Staatsvertrag v. 21L Febr. 1876, R. G.Bl. 
Nr. 37^ betr. Trennung der Eisenbahn- 
netze der beiden Reiche (Südbnhn-Tren- 
nung), V 1^ Üliö. 
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K. 

Kahlenberg-Eiiienbahn-Gcselischaft 

(System Rigi ', Constitutiv-Urkunden der 
Zahnrad bahn, IV, 966; — der Oesell- 
Bchaft, V 2^ 906. 

KaiHer FerdiuandH - Nordbmhn , 

ausschl. priv., Constitutiv-Urkiinden, II 
L — Nachträge hiezu, III, Ü9I ; IV, 
259 ; V 2^ 131 : — insbesondere: Privi- 
legium V. 1. März 1836, II Ij 5j — Con- 
cessions-Urk. v. 2£j. Juni 1858 für Slu- 
pun-Krakau, II L 22j — v. fi. Mai 1867 1 
für die mährisch-schlesisclie Nordbahn, ' 
II Ij 35 ; — Verkauf von Jedlersee- 
Stockerau, II. M.Erl, v. 21^ August 1871, 

IV, 259 ; — Erwerbung der I-.undenburg- . 
Grussbach-Zellorndorfer Bahn, Concess. 
Bedingungen v. Augtjst 1876, V 2, I 
139; — Conc. Urk. fUr Bielitz-Saybusch 1 

V. 3CL Mai 1876. V 2^ 146; — Sututen, ! 
II L üi III, iM. I 

KaiMer Franz JoMer-Bahn,k.k.priv., 
Constitutiv - Urkunden, II 1^ 441 ; — 
Nachträge hiezu, III, 439 ; IV, 303 ; ' 
V 2^ 395 : — insbesondere: Concess. Urk. | 
v. LL Nov. 1866, II L -^54: — SUats- 
vorschuss-Uebereinkünfte v. 2Ä. Oct. u. I 
fi. Nov. 1866, II Ij 166, 469; — Ueber- j 
einkommen v. 2^ Juni 1869 wegen fo- , 
fortigen Ausbaue«, II 1^ 474 ; — Qaran- I 
tie-Protokoll v. 1^ Juni 1877, V 2^ 39ft; j 

— .Statuten. II 1^ 476. 

Kaiserin KliNttbeth-llahn, k. k. priv. j 
Constitutiv- Urkunden, II 1.329; — Nach- , 
träge hiezu, III, 423: IV, 295 ; V 2^ ' 

331 ; — insbesondere: Concess. Urk. v. ' 
fi. März 1856, II l_, 331 ; — Einlösung 
der Linien der ersten österr. Eisenbalin- 
Gesellsciiaft (Budweis- Linz-Gmunden), j 
IL M. Erl. V. IL Juni 1857, II 1^ 339 ; ' 

— Bevrilligungs-Erl. v. JJL Sept. 1859 j 
für Penzing • Hetzendorf, II L 355 : — 
Nachtrags vertrag v. 1^ Dec. 1864, II Li j 
354 ; — T'ebereinkommen v. üll. Juni ; 
1869 betr. Umbau der Pferdebahn Linz- j 
Budweis, II L 372 ; — Concess. Urk. v, ' 
2A^ Juni 1H70 für die Donaulünde-Balin, | 
II L 377 ; — Erwerbung der Neumarkt- 
Kied - Braunauer Bahn, Vertrag v. Ifi- 
Juli lH7i». III, 42ij — Conc. Urk. v. 10. 
Nov. 1872 für die Gisela-Bahn (Salzburg- 
AiVörgl und BiK^chofshofcn-Selzthal) V 2, j 
352; — Garantie - Protokoll v. Oct. 
1876, V 2, aOl; — Statuten, V 2^ 



331. — Verhandlung über die feuer- 
sicheren Herstellungen an derselben, iL 
M. Erl. v. Mai 1858, Z. 1 122, L 80_i 
Erleichterungen dafür, IL. M. Erl. v. 3. 
August 1858, Z. 2307, L Sl* 
Kartoffeln, amerikanische, Verbot der 
Einfuhr, M. Erl. v. ^ Sept. 1876, Z. 
26509, V L *69. 

KaMchau-Oderberger Eisenbahn-Ge- 
sellschaft, k. k. priv., Constitutiv- Urkun- 
den, II 2, Ml; — Nachtrag hiezu, III, 
115; IV, a22; V 2^ 693; — ingbeson- 
dere: Concess. Urk. v. 2fi. Juni 1866, 
II 2. 885 ; — Garantie-Ueberein kommen 
V. ML Juni 1866. II 2, S97: — Additio- 
nal-Uebereinkomraen > betr. Bauvorschuss 
etc.; V. 22. Juni 1867, II 2^ 898; — Pra- 
t'ikoll und letzter Bauvertrag v, 2L. April 
1869, II 2i 913; — Statuten, V 2, 69 

Kataster, Benützung de.sselben für die 

Anlegung von Eisenbahnbüchern, F. M. 

Erl. v.(L August 1874, Z. 15121. V 1. 61. 
KeMMelbleehe, deren Dupplirung mit 

Kupfer. O. L Erl. v. 21* Oct. 1874, Z. 

8200 , V 1_. 27:». 
Ktew-OdesMaer Linie, Eisenbahn- An- 

schluss, s. R US stand. 

KlIonacterBeiKer , deren Aufstel- 
lung aus Anlass der Einführung des me- 
trischen Masses und Gewichtes. IL M. 
Erl. V. iL Nov. 1874, Z. .35325, V 1, ii. 

Kinder» Fahrpreisermässigung für die- 
selben, §. m Betr. Kegl., V L 326. 

Klosterxrab- Pima-Eisenbahn, Consti- 
tutiv-l'rknnden. IV, r,r> 1 . 

Kttfla«her KUeubahn, s. Graz-K8f- 
lacher Eisenbahn- und Bergbau-Gesell- 
schaft. 

KOrperlicheBeschädigung einesoffent- 
lichcn Beamten, §§. 1 53 und 154 Straf- 
Ges., I, (II. Aufl. 274 i ; — Sicherheit, 
Handlungen und Unterlassungen gegen 
dieselbe, §. aiü» Straf-Ges., |, iHQ -EL 
Aufl. 270) ; insbesondere der beim Eisen- 
bahnbetriehe angestellten Personen. 
lai — 4i:i Straf-Ges., L 201 tll. Auü- 
2in. 

KohlenMendnnKen, Einführung er- 
mässigter Sommertarife für dieselben, iL 
M. Erl. V. hh März 1871, Z. 2734, 1 (II. 

Aufl.) aai; III, aiiL 

Kosten der Aufsicht über den Bahn»>«- 
trieb. §§. 88^ 8^ Betr. Ordg., L iMi — 
Ersatz der zoll- und eefällsämtlichen 
Ueberwachung, F. M. Erl. v. 2£L Jänner 
1859, Z. 1998, L 1^ 
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KrAln, Lande8gcsetz v. 2. März 1874, L. 1 
G. Bl. Nr. lOj^ betr. Herstellung u. Erhal- 
tun;,' von Zufalirtsstrasscu, V 1^ 143. 

Kralcaa-Oherschleaische und Warschau- 
Wiener Eisenbahn, Regelung des Verk., 
Vertrag v. März 1848, V 1^ IM; Nach- 
trags-I'rotokoll v. Mai 1850, V 1^ 710; 
Anschlussverbindung der Züge, Protokoll 
V. 2^ Oct. 1848, V lüL 

KrAlap,8.T u r n a u-Kralup-Prager Eisen- 
habn-Qesellsebaft. 

Kranke und verwundete Militärs, deren 
Transport im liegenden Zustande, III, 
347 : IV, -218; V 1, 549. 

Kriegüdorr-RttinerNtadt, k.k.Stants- ' 
bahn, Constitutiv- Urkunden, V 2^ 123. 

Kriegs-Fahrordnnngen, deren Vor- 
lage, 8. Fab rord II u ng. 

KriegHiulnlBteriam, siehe Reichs- 
K r i e 7 s m i II i 8 t e r i II tn. 

Kronprinz Rndoir-Bahn, k.k. priv., 
Constitutiv-Urkundeii, II 1^ 491; — Nach- 
träge hiezu, III, 441; IV. 305j V 2^ 
401 ; — insbesondere: Concess. Urk. v. 
1_L Nov. 1866, II 1, 493;— Bauvorst husa- 
Uebereinkonunen v. Dec. 1866, II I_j 
505; — Conc. Urk. v. 2iL .luni 1868 für 
St. Micbaol-Leoben, II 1^ 509 ; — v. 2.'^. 
Febr. 18»;9 für Laibach-Travi», II 1, 621; 
— 2iL Juni 1871 für Hieflau-Eisenerz, 
IV, .m'>; — v. 2iL Nov. 1871 für Villach- 
TarviK, IV, 307; — v. JLL Mai 1875 für 
die Salzkammergut - Bahn (Steinach- 
Sehärding) V 2, 428 ; — Statuten, II L 
.').;•_>. 

KafNtein, Eiscnbahnanschluss , siehe 
Bay frn. 

Kappelang dor Waagen, Art. lä Verk.- 

Orutulziipe. V 1^ 2.H7. 
KaHehwarda, s. L i e b e n a u-Kuschwar- 
da-Eisenbalin ; — Eisenbahnanschluas 
von Strakonitz nach Passau, s. Bayern. 1 

L. 

I^adelisten, Einführung von Erleichte- 
rungen bei Abfassung derselben, IL M. 
Erl. V. 2iL Nov. 1872, Z. 31965, V l^lli 

I^adnnKsranm-VerschlusSjVoUziehung 

desselben im zollamtl. Ansage- Verfahren, 
F. M. Vdg. V. L Nov. 1872, Z. 24751, V 
L 1. 

I>agergeld und Conventionabtrafe, §. Qil 

Betr. Kegl., V 1, 367. 
Ijandau, Eisen))ahnans<'liluss gegen 

s. Bayer n. 



liande«- Bauordnungen, deren An- 
wendung auf Eisenbahn-Hochbauten, Erl. 
des Min. d. Innern v. 2i Sept. 1873, Z. 
10196, V r, 

IjandeHflkrHt liehe Commissäre bei Ei- 
senbahnen, V Ij lOj — insbes. : periodi- 
sche Berichterstattung derselben, iL M. 
Erl. V. a. Nov. 1873, Z. 37719 und v. Mi 
April 1874, Z. 87^ V 1^ lOj weitere An- 
ordnungen hierüber, iL M. Erl. v. 2^ 
März 1877, Z. 354^ V L Uj Bedacht- 
nahme behufs Wahrung des staatlichen 
Heimfallsrechts auf die Ausscheidung von 
Grundparcellen aus den Eisenbahngrund- 
stücken, U. M. Erl. v. ü Juni 1877, Z. 
7060. V L, I_L 

Ijandülint • SchwadowitB u. Wilden- 
schwert- Glatz, EisenbahnanschlUsse, s. 
Preussen. 

liandwehr und Landesschützen, Anwen- 
dung des Militär-Tarifs auf diese Heeres- 
körper, H. .M. Erl. V. 21L April 1871, Z. 
8045. 111,364; Ausfertigung von Marsch- 
routen für dieselbe, H, M.Erl, v. iiL Aug. 
1874, Z. 12820, V L, mL 

I^and wehrin änner, bei Eisenbahnen 
bedienstete, deren Einberufung zu den 
Waffenübungen, IL M. Erl. v. äiL Sept. 
1874, Z. 28444, V L, 619; — Termin für 
Ein!>endung der Verzeichnisse über die- 
selben, IL M. Erl. V. iL Aug. 1875, Z. 
19349, V U 62 1 ■ 

Ijandwehr-Ofinciere,Küoksichtnahme 
auf deren militärische Obliegenheiten, 
IL M. Erl. V. 22^ August 1876, Z. 25769, 
V L <>-"2. 

liangholx, Gestattiing des Transporta 

mit gemischten Zügen, H. M. Erl. v. 2fi. 

Juni 1875, Z. 16380, V 1^ 319; — dessen 

Tarifirunp, IL M. Erl. v. 2. Dec. 1874, 

Z. 34944, V L, 438. 
I/ttngenprofile, beim Reichs - Kriegs- 

ministerium erliegende, deren Rectifici- 

run<r. 8. K e c ti f i c i r u n g. 
liaMtrWÜgen mit Schalengussrädern, s. 

Schalen ^ftissräder; — gedeckte, 

Anbringung von Stiriithüren in einem 

Theile derselben, IL M. Erl. v. HL Mai 

1876, Z. 13946, V Ij IM* 
liastzttge, Beförderung von Zollorganen 

mit solchen. IL. M. Erl. v. aiL Sept. 1876, 

Z. 24161, V L, A&L 
Lebende Finfriedungen an Eisenbahnen, 

Anlegung derselben, Hofkzldecr. v. 2ä. 

August 1H4G, ij 87j — Art un<l Weise 

der Ausführung «iorsidben. Gen. Dir. Erl. 

V. iL Juli 1850, Z. 2956, L äiÜ- 
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liebende Thiere, s. Thiorc, lebende. 

liCbeiiHiniHel - Transporte, deren 
Beh;iniJlun«f, IL M. Erl. v. (L Nov. 1870, 
Z. 'J1989, 1 (II. Aufl.) 344; III, aülL 

lieichen, deren nefördcrung (Abschn. II 
c) §. il Betr. Regl., V U .{36 ; — deren 
Transport und Ausgrabung (Exhumation) 
Vdg. d. Min. d. Innern v. 3. Mai 1874, 
R. G. Bl. Nr. 56, V L SÄi 

lieichenpÜHHe, Respectirung der von 
polit. Bezirksliehörden u. Stadtmagistra- 
ten ausgestellten, ILM. Erl. v. 1^ August 
1871, Z. 16367, 1 (II. Aufl.», 345; IV, 

Leii'litverderbliche Gegenstünde und 
lebendes Vieh, Abkürzung der Liefer- 
zeit für solche Transporte, IL M. Erl. v. 
L Juni 1870, Z. 10145, 1 (II. Aufl.) 342 ; 
III. 3-2i>. 

Ijelnchow, s. S t a a t s b a h n e n. 

Ijeniber{(-Czernowitz-JaMi»7-Eisen- 
bahn-Gt'i'cllH'haft, k. k. priv., CoMSt.-Urk., 
• II 2j 823; IV, 395 ; V 2j 657; — 
insbes. : Concess.-Urk. v. LL Jänner 1864, 
II 2j S33 ; — v. 15- Mai 1867 für 
Czernowitz-Suczawa, II 2. 845 ; — für 
die rumänischen Linien (Suczawa-Jassy 
etc.), II 2, 854; — Protokoll v. HL Juli 
1875, wegen Aufhebung der Sequestra- 
tion der österr. Linien, V 2, 680; — Sta- 
tuten, V 2. üIlL 

liemberg-Ktryt -Beftkld und Stryi- 
StanisUuer Eieenbalin, s. Erzherzog 
Albrecht-Hahn. 

I^eoben - Vordernberger Eisenbahn, 
k. k. priv.. Constitutiv-Urkunden, II L 
547: IV. 311; V 2, 296j — insbes.: 
Concess. I rk. v. fi, Juli 1869, II L 549; 
— Statuten und Ausgleichs -Programm, 
V 2i2iHL 

lieobschUtE , Eisenbahnverbindungen 
mit Jäperndorf, s. Deutsches Reich. 

lileban, Eisenbahnanschluss von Schwa- 
dowitz nach Landshut, s. P r e u s s e n. 

liiebenau • KuMehvrarda- Eisenbahn, 
Constitutiv-Urkunden, IV, 645 ; s. auch 
k. k. Staatsbahn Rakonitz-Protiwin, V 2^ 
43. 

litererfriMten, Nichtcinreclmung der 
Sonn- und Festtage in dieselben, G. L 
Erl. V. 21L Juli 1876, Z. 9687, V 1^ 399; 
8. Übrigen» L i c f e r u n g s / c i t. 

liiefernngfiseit für Güter, Berechnung 
derselben, §.57 Betr.Regl., V L 363; — 
deren Piiblicirung in den Tarifen. IL M. 
Erl. V. 2fi. November 1874, Z. 38485, V 
Ij 437 • — versäumte, für Gepäck, Haft- 



pflicht der Eisenbahn hiefür, §. äl Betr. 
Regl., V 1^ aas ; — Lieferungszeit für 
Equipagen, §. 29 ebenda 339 ; — Liefe- 
rungszeit für lebende Thiere, §. i5 eben- 
da i42 ; — deren Abkürzung für den 
Transport von Vieh und leichtverderbli- 
chen Gegenständen, iL M. Erl. v. L Juni 
1870, Z. 10145, 1 (IL Aufl.), 342; lU, 

liindaa, Eis^enbahnanschluss t. Bregenz 
nach St. Margarethen und Vertrags-Revi- 
sion, 8. Ba }'♦" r n. 

Lina-iludweiMer Bahn, ursprängli- 
ches Privilegium der Pferdebahn v. L 
Sept. 1824, II L 342 ; — Umbau in ein© 
Locomotivbahn, s. Kaiserin Elisa- 
beth-Bahn, II L 367. 

liOealtarife, Kundmachung von Zusät- 
zen und Ergänzungen zu denselben, G. L 
Erl. v. 2L April 1877, Z. 4403, V r, 447. 

liocomotiven, deren Beschaffenheit, §. 
21 Betr. Ordg., 1^ L22 (IL Aufl. 127); — 
deren Instandhaltung, G. LErl.v. 4. 1)ee. 
1874, Z. 10867, V 1, 194: — Prüfung 
und Untersuchung derselben, I^ 193 iIL 
Aufl. 257 1 ; insbesondere deren teehnisch- 
polizeilicho Prüfung, M. M. Erl, v. Zi JuU 
1852, Z, 13613, L liüi »II- Aufl. 257); 
deren Modaliräten, H. M. r^il. v. üMär» 
1S53, Z. 3290, L IM dl. Aufl. 258); 
deren ausnahmslose Nothwendipkeit, IL 
M. Erl. V. iL März 1855, Z. 6134, L lü^ 
(II. Aufl. 259/ ; — Erfordernisse zur Füh- 
rung oder Bedienung derselben, I^ 187 
(II. Aufl. 261) ; — Aushängen derselben 
während der Fahrt, Hofkildeer. v. IL. 
April 1846, Nr. 53^ I, 134; — de«en Eig- 
nung zur Verwendung bei Eilzügen, UL 
M. Erl. v. 2iL August 1865, Z. 9854, L 
121 (II. Aufl. 122» ; — vierrädrige, deren 
Benützung, G. L Erl. v. Lä» Febr. 1869, 
Z. 255^ L (II- Aufl. 12h, ; —Bereeh- 
tißung /ur Faiirt auf derselben, Art. 
V<'rk. -Grundzüge, V 1^ 241 : — telegra- 
phische Anzeige vom Untauglichwerden 
derselben auf die Fälle von Verkehrs- 
störungen beschränkt, IL M. Erl. v. L 
Sept. 1875, Z. 24662, V L 297. 

Loeomotiv - Ftthrer, deren Prüfung, 
IL M. Vdg. V. Sept. 1858, R. G. Hl. 
Nr. [58, L IM (II. Aufl. ^>fi->i- 

I/OConiotivkeMtiel, deren periodische 
Untersuchung, H. M. Erl. v. iL .August 
1869, Z. 13346, L iSil 'H. Aufl. ihä. ; 
— Proben, Vorlage der zur Evidenzhal- 
tung der Wiederholung derselben erfor- 
derlichen Daten, (LL Erl. v. IL Juli 1876, 
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Z. 5135, V 1^ 285: — Revisionen, deren 
NRchweisung. G. L Erl, v. 1_L Dcc. 1874, 
Z. 12205; V 1, 275. 

liOwrles, deren Einrichtung für Militär- 
transporte. IL M. Erl. v. 22. Dec. 1863, 
Z. 18043, L LLL 

Lundenburg- Nikolsburg -Qrussbachcr 
Eisonbahn, vormalige k, k. priv., Con- 
stitutiv-Urkundcn, II 2. 1393; — Nach- 
träge hiezu, III, 515; IV, 479; V 2^ 
L5A;r. Kaiser Ferdinands-Nordbahn. 



M. 

^fähren, Land^sgesetz v.2fii Jänner 1873, 
L. G. Bl. Nr. 17^ bptr. Herstellung und 
Erhaltung von Zutalirtsstrasaen, V l_j 134. 

Mährische Grenxbahn, k. k. priv., 
Constitutiv-Urkunden der Linie a Hohen- 
stadt -Mühr. Schnnberg-Zöptau , insbes. : 
Concess. Urk. v. iL Dec. 1869, II 750; 
IV, äM; 6] Sternberg-Mähr. Sehönherg- 
Niederlipka, III, 529 : insbes.: Concess. 
Urk. V. 11^ Sept. 1871, IV, 380; — der 
•vereinigten Üntcrnehraung, IV, 363 : V 
2j 627; insbes. Statuten, IV, 

Htthrlsch-Ofitrau, e. Ostrau-Fried- 
länder Eisenbahn. 

Htthrisch - schlesische Central- 
bahn, Constitutiv-Urkunden, II 1^ 737 ; 
Nachträge, IV, 343; V 2, 63Jj — »na- 
bes. Concese. Urk. v. ÜL. April 1870, II 
Li 739; — Statuten, V 2^ 631. 

Sitthrlsch-fichleflische Sfordbahn, 
Con8t.-Urk., II, 1^ 35; — Nachtrag hiezu, 
III, 397 ; — insbes. Concess. Urk. v. 
Mai 1867, II 45 ; s. auch Kaiser 
Ferdinan<ls-Nor*ibahn. 

MtthriHvh-SehUnbcrg, s.M ä h r i s c h e 
Grenzbahn. 

Siagazlne, s. Bahnmagazine. 

MalteMer - Rtttcrordea , freiwillige 
Unterstützung der Militär-Sanitätspflege 
und Eisenbahn-Sanitätszüge, organische 
Bestimmunpren, erlassen 21. Juni 1875, 
ad Präs.-Nr. 2215, V U 499. 

Hargarethen, St., Regelung des Zoll- 
d ienstes daselbst, s. S c h w e i z. 

Harschroaten für die Landwehr, Aus- 
fertigung derselben, IL M. Erl. v. UL 
August 1874, Z. 12820, V 1, fiüü» 

MaHchlnen, allein verkehrende, Art. 3i 
V« rk. Grundzüge, V L 'ihl± 

MaHfi- und Gewichtsordnung, V 1^ 79; s. 
im Einzelnen Metermass. 



IMaterialten f. Staats-Eisenbahnbauten, 
Bestimmungen über deren Mautht'reiheit, 
L. IM. 

Materialgräben, deren Entwässerung 
und Cultivirunc, M. Erl. v. L Oct. 
1875, Z. 20ij V L lliL 

Materialzilge, Bewilligun!: zu deren 
Einleitung auf Baustrecken, H- M. Erl. 
V. März 1873, Z. 29592, V L 152; 
Bedingungen hicfür, Gen. Insp. Erl. v. 
April 1873, Z. 9004, V L 1^ (derzeit 
ger«'gelt durch IL M. Vdg. v. 25* Jänner 
1879. R. G. Bl. Nr. m. 

Materielles Strafrecht, Bestimmungen 
zum Schutze der Eisenbahnen, s. Straf- 
recht, materielles. 

MauthTreiheit der Materialien für 
Staats-Eisenbahnbauten, Hofkzldecr. t. 
aiL August 1843, L liiA; Gen.-Bau-Dir. 
Erl. V. UL Febr. 1851, Z. 12774, 1^ IM^ 

Maximal-FahrgeschwindigkeltfS. 
Fahrgcs chwindigkeit. 

Mehranrwaud für gefällsamtl. Ueber- 
wachung der Eisenbahnen , Pauschal- 
ersatz desselben, §. S3 Betr. Ordg., Fin. 
Min. Erl. v. 2IL Jänner 1859, Z. 1998, £ 
IM. 

Mehrgebiihren, von Parteien eingehe« 
bene, deren Avisirung, G. L Erl. v. Jifi» 
Mai 1876. Z. 5639, V 1^ JJIL 

Merau« s. B oz en-Meraner Eisenbahn. 

MeterinasH und Gewicht, dessen Ein- 
führung beim Eisenbahnbaue u. Betriebe, 
M. Vdg. v. 2fi. Oct. 1872, Z. 26843, 
V Ij 79j — Umwandfung der in der Min. 
Vdg. v. 2. Jänner 1859, R. G. Bl. Nr. 25^ 
betr. Verhütung von Collisioncn zwischen 
Eisenbahnen und Bergwerken vorkom- 
menden Massbestimmungen, Min. Vdg. 
v. 22. Febr. 1877, R. G. Bl. Nr. 17^ V 1^ 
106; — der im Gesetze v. L Juli 1871 
angegebenen Heizflächen, Min. Vdg. v. 
L October 1875, R. G. Bl. Nr. 131. V L 
282 ; — Einführung der neuen Mass- und 
Gewichtsordnung im Eisenbahn - Ver- 
kehre und .\ufatellung neuer Distanz- 
zeiger nach Kilometern, H. M. Erl. v. LU. 
März 1874,Z.794l, Vi, 81; Abänderung 
der Vorschrift über die Kilometerzeiger, 
a M. Erl. V. 21i Nov. 1874, Z. 35325, V 
1, 82^ — Grundlagen für die Umrechnung^ 
der Tarife nach metrischem Masse und 
Gewichte, IL M. Erl. v. 8. April 1875, 
Z. 9044, V L 83i — Umrechnung der 
Militär-Tarife nach demselben, iL M. 
Erl. V. 12- Oct. 1875, Z. 32019, V ^ 596; 
— provisorische Fortdauer der dermali- 
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gen Eiseribahn-TAritc nach <lcin 1 . Jänngr 
1876, n. M. 1 -rl. %■•-"■). .fuli 1875, Z. 23000, 

V S.") ; — des'eti au8schU<'88liclie An- 
wenduntr in den 7.u überreichenden Ein- 
gaben, IL M. Erl. V. 2iL Jänner 1876, Z. 
1831», V Ij 86; — Bezeichnung bestimm- 
ter Stellen der currenten Rabn, iL M. 
Erl. V. Juli 1876, Z. 19832, V 88. 

Hilitttr-Aerarialglkier, deren Beför- 
derung, V 1^ «»09 : insbesondere: Auf- 
hebung des Krancaturszwanges für die- . 
selben, IL M. Erl. v. 2!L Der. 187_», Z. i 
36737. V l_j 6U9 ; — Vorgang bei Aus- 
stollung von Kisenbahn - Frachtbriefen, 

V 1^ OIO; — Modalitäten der Berechnung 
und Einhebung der Eil^'ut- und Fracht- 
gebühren, Circ. Vdg. de» Reichs-Kriegs- 
Min. V. fi. Febr. 1873, Abth. Nr. 232, 

V 1^ 611; — Ausstellung von Fracht- 
briefen für dieselben bezüglich der Auf- 
und Ablegegebühr, Circ. V»ig. des Keichs- 
Kriog8-Min. v. !L März 1875, Abth. 11^ 
Nr. 509. V 1^ 613; — Gewichts- Decla- 
ration in Kilogramm, Circ. Vdg. des 
IJeiohs- KriogB-Min. v. I2x Marz 1875, 
Abth. Nr. 660, V 1^ 61Jj— Behand- 
lung von W'affensenduncen, G. L Erl. v. 
iL Juni 1875, Z. 5651, V 1^ 611i — Aus- 
stellung der Frachtbriefe und Ausnützung 
der Trajrkraft der Waggons, Circ. Vdg. 
des Reichs-Kriegs Min. v. 12. Sept. 1876, 
Abth. LL Nr. 3392, V L, 615; — Dyna- 
mit-Sendungen, deren AiiPnahnisbehand- 
lung, iL M. Erl. v. 4^ Sept. 1873, Z. 
29865, V 1^ 41.3. 

Militär- Aspiranten, Einberufungder- 
pelben zur C i v i l-Dicnstleistung. ILM. 
Erl. V. 1. Dec. 1872, Z. 31617, V 1^ Ii 
s. im Ucbrigen U n t e r of f i c i e re. 

Militttr-DetachenientH d. Feld-Eisen- 
bahnabtheiiungi^'n, Activirung von ü sol- 
chen im Fricdt-n, Circ. Vds. des Heichs- 
Kriegs-Min. v. iLL März 1873, Präs. Nr. 
463. V 1, 577 ; — Aenderungen in den 
Gebühren derselben bei Verwendung im 
Eisenbahnbaue, Cin-. Vdg. dos Reiohs- 
Kriegs-Min. v. IIL Sept. 1874, Abth. 5j[ 
Nr. 2781, V L >'>'*•-• 

Mllitür-EinqaarticranK in Bahnge- 
bäuden, s. Einquartierung. 

Militllr-Exercitlen , Verbot des Be- 
tretens des Bahnkörpers boj denselben, 
Reichs-Kriegö-Min, Erl.T. 2JL Febr. 1875, 
Abth. :k Nr. 45h. V 305. 

^iliiitr-F ahr- und Fraehtkartcn« 
Stempelbefreiung derselben, Circ. Vdg. 



des Reich«-Krlegs-Min. v. aü. Juli 1873, 
Abfh. LL ^r. -'3 3 f.. V L Üli. 
Nilitär-f rachtbriefe, dereo Stempel- 
befreiung, IL M. Erl. V. Mai 1877, Z. 
12621, V L 407; — Vorgang bei Aus- 
stellung derselben, V 1^ 610 ; — deren 
Ausstellung bei mililär-ärarisohen Güter- 
sendungen hinsichtlich der Auf- und 
Ablegcgebühr, Circ. Vdg. des Keichs- 
Kriegs-Min. v. L Marz 1875, Abth. llj 
Nr. 509, V 1^ 613: — Gewicht« - DecU- 
ration in denselben in Kilogramm, Circ 
Vdg. des Roiehs-Kriegs-Min. v. üL Man 
1875, Abth. n. Nr. 660, V L ^1^- 
MilitHr-GUter, Begünstigungen für den 
Verkehr derselben, s. M il i t ä r - A e ra- 
• r i <i 1 g ü t e r. 

NilitürlMeiie Krrordernitftse beim 
Eit<enbahnbaue, V Ij 158; insbesondere: 

— Vorgang bei Anlage von strategisch 
wichtigen Brückenobjecten, iL M. Erl. v. 
i. Juli 1874, Z. 17973, V 1^ 160; — 
Wahrung militärii^cher Interessen bei 
Reconstruction von Brücken. IL M. Erl. 
V. 21L August 1874, Z. 27100, V 1^ 163; 

— Auszug aus der Instruction v. Ü. 
Jänner 1877 für die bei technisch-mili- 
tärischen Hevit'ionen und politischen Be- 
gehungen intervenirendeu Officiere, V 
Ij Ifiä* 

Militttrischc BcnihtEbarkeit der 

Züge, deren Nacljweisung bei Vorlage 
der Fahrordnungs-Entwürfe, LL M. ErL 
V. IL August 1871, Z. 13130, IV, 2i:>. 
MilitttriNcho Hilfeleldtnuff b. Bahn- 
unlällen, ILM. Erl. v. i. Jänner 1876, Z. 
35135, V L ^iiS. 
NilitärpttftHe für Urlauber und Reser- 
visten, Abstempelung derselben, iL M. 
Erl. V. LL Jänner 1873, Z. 1428, V 1^ 
599. 

M iiitttrperMonen, Verbindlichkeit der 
Eisenbahn -Betriebsvorschriften für die- 
selben, LL M. Erl. V. 6. April 1850, Z. 989 
u. V. L Dec. 1850, Z. 6051, |. LM* 
Ulilitttrpflichtlse Eisenbahn -Bedien- 
stete, deren theilweise Belassuog im 
Kriegsfalle in ihren Anstellungen, §. i6 
Wehrgesetz v. ^ Dec. 1868, R. G. EL 
Nr. Ihls L ^ 'II- 227 );— Evidenz- 
haltung dieser Bediensteten, V 1^ 621 ; — 
Arbeiter bei Eisenbahnbauten, deren 
Evidonzhaltung, IL M. ErL \. LLi März 
1M70.Z.5192. I dl. Aurt.). 228; 
' ^ilitifcri»« comtnnndirte und Station;»- 
Coromandanten, Gestattung des Betretens 
der BahnhoM'äume durch dieselben, ü. M. 
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Erl. V. LL Juli 1873, Z. 23785, V 1^ 302j 
— gediente, vormalige kais. Verordnung 
über die Civil -Anstellung derselben v. 

II, Dec. 1853, R. G. Bl. Nr. 2M. L IJii 
dernialige Normen hierüber s.bei Civil- 
an stell u ng gedienter Militärs und Un- 
ter o ff i c i e re. 

]IIilitttr-fi»anlttttiizttge, s. Sanitiits- 
züge. 

Militikr-Tarir a) für Beförderung von 
Militär- und Marinf-Trunspoiten, LVber- 
cinkommen mit der Österreich. Staats- 
bahn, Südbahn und anderen Eisenbahn- 
GegelUchaftenv.ÜLDec. 18G0, III, 211; 
— mit der Graz-Köflacher Eisenbahn- und 
Bergbau-Gesellschaft v. 2iL T>*:c. 1865, 

III, 230 ; — mit der Kaiser Ferdinands- 
Nordbahn v. Ii Juni 18()S, III, 243; 
bl für einzeln reisende Militärpt^rsonm. 
III, 2.'>2 (derzoii insgesammt ersetzt 
durch die oinlieitlichen Militär-Tarif- 
Ueln-reinkommen v. LL Sept. 1877); — 
einzelne Bestimmungen über M. Tarife 
und deren Anwendung, V h '>->3. 599 ; 
insbesondere: Bemorkuiig zu den Ueber- 
einkommen v. liL l->i'e. 18G0 und v. üJ. 
Juni 1868, V t, 593: — Vorlage von 
Tarifexemplaren an die Fach-Rechnutigs- 
Abtheilung des Rcioh8-Kriegn-Min. und 
Einbringung von Nachtragaford'Tuntfeii 
der Bahnen, IL M. Erl. v. Ü Sept. IH75. | 
Z. 28953, V 1^ 595; — Umrechnung der- 
selben auf Metormnss. H. M. Erl. v. Lä. 
Oct. 1875, Z. 32019. V L ^96j — Fest- 
stellung neuer einli'-itlicher Tarile für 
Militärtransporle. IL M. Erl. v. LL März 
1«77, Z. 6904, V I_j 597 ; — B-'sliminun 
gon im Mobilisirunsr-fallc. Cire. Vdg. des 
R<Mch8- Kriegs -Min. v. '22, Deo. 1873. 
Abth. Nr. 45s7, V 1^ 600; — dessen 
genaue Beachtung dureh ili'» Bahnorgane 

0. L Erl. V. 21. August 1875, Z. 8716, V 

1. 6£L1; — dessen Anwendung auf Aspi- 
ranten und Zöglinge der Militär-Real- 
schuien, IL M. Erl. v. iLL Nov. 1875, Z. 
35874, V Li 602; — auf Begleiter von 
Sendungen der Staatshengstendepots, IL 
M.Verfügung v.!^ Jänner 1876. Z. 1545, 
V Ij 603 ; — auf Zöglinge des üemalser- 
Erziehungsinstituts. Verfügung d. Reichs- 
Kriegs-Min. v. iL Dec. 1876, Abth. Ih 
Nr. 5770, V L 603: — bei Beförderung 
von Personen und Gepäck. Festseizung 
von Normal-Bagag»'gewichten, U. M.Erl, 
v. 10. März 1876, Z. 4679, V L G04 ; — 
Anerkennung von Einberufung* - Tele- 
grammen und "Widmungtkarten in» Mo- 



bilisirungsfalle als Legitimation, IL 
Erl. V. 2. August 1876, Z. 23478, V 1^ 
607 ; — Modalitäten der Berechnung der 
Eilgiit- und Frachtgebüliren, Circ. Vdg. 
des Reichs-Kriegs-Min. v. (L Febr. 1873, 
Abtli. LL Nr. 23^ V 1^ llLL 
Militär-TranHport auf Eisenbahnen, 
überhaupt, §. ü2 Betr. Ordg., 1^ 148; 
specielle Vorschriften, III 1 u.347 ; IV, 
215; — Transportwetien, V, 499 ; insbe- 
sondere Militär-Transportvorschrift v. L, 
Jänner 187 I, III, 1 iseitiier abgeändert 
durch Neuautlage v. Sx Juli 1878)— Uober- 
einkommen wegen g»*genseit'ger Aus- 
hilfsleistung mit Wagen und Locorao- 
tiven bei grösseren Militär-Transporten 
V.2L Mai 1861, III, 112: — dessgleichen 
mit Dienstpersonal V. 1^ März 1871, III, 
350 ; — wegen Tran.«ip >rt von Kranken 
und Verwundeten im liegenden Zustande 
V. L. Juni 1871, III. 347 : nachträgliche 
Beitritts-Erklärungen zu die.-^em letzteren 

IV. 2 18; V L 549; — Natural- Verpfleg. 

V. Militär-Transporten, Circ. Vdg. v. 23* 
Dec. 1871. IV, 217: — Erfordernisse u. 
Vorkehrungen bei demselben, V L '> "'0 : 
— Behebung von Anständen bei demsel- 
ben.ll. M.Erl. V. IL Febr. 1873, Z. 17376, 
V L 550 ; — Quartals- AusAveise über 
Ausrü->tungsgegenstände für denselben, 
G. L Erl. V. iL Juni 187 4, Z. 47 15, V 1^ 
55 1 ; — Einbringuni; von Nachtrags- 
forderungen der Bahnen, IL M. Erl. v. 
IS, Sept. 1875. Z. 28953. V 1^ 595 ; — 
Feststellung neuer einheitlicher Tarife 
für denselben. IL M. Erl. v. LL März 
187 7, Z. 6904, V L 597 ; — auf bay- 
erischen Bahnen. Verkehrs- und Tarifs- 
bestimmungen rück8i«'htlich der Beför- 
derung von Personen und Aerarial- 
gütern der bewaflfneten Macht Oester- 
reich-Ungarns, Circ. -Vdg. des Reichs- 
Kriegs-Min. v. Li. Juni 1873, Abth. llj 
Nr. 1713, V 1^ 554; — von Pulver und 
sonstiger Militär-Munition auf deutschen 
Bahnen. V L 565 ; — Aenderungen der 
Militär- Tarifsbestinunungen rücksicht- 
lii'h der auf bayer. Bahnen im Dienste 
einzeln reisender österr. ung^ar. Militär- 
P»^rson('n. V L 576. 

^ttilitihr- Vertreter bei Trace- Revisi- 
onen und politisclien Begehungen, In- 
tlruotion fiir dieselben v. Jänner 
1S77. V L Uü 

MilitUr- VorwaltunK. deren Beziehun- 
gen zum Eisenbahnbetriebe, I^ 172 (H. 
Aufl. 226 *^. auch oben M i 1 i t ä r-Transp<>rt 
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nilltär- Vorschriften für die Eisen- 
bahnen, III, Ij — Nachtrüge hiezu, III, 
aü; IV, 215; — beim Ei^enbahnbaue, 

V Ij 158; — Militär- Transportwesen, 

V [.IM, 

Hilitürzikgc» AusFcliliessung lebender 
Viebfrachten von denselben. IL M. Erl. 
V. iA. Juli 1838, Z. 13543, L l"- 

Aufl. '2'27k 



Bliiivralttle, deren BeffJrderimg auf Ei- 
senbahnen, IL M. Erl. V. Ifi, Febr. 1863, 
Z. 2134, 1 (l. Aufl., 263i H- M. Erl. v. 
ilL Nov. 1804, Z. 5083, 1 (L Aufl.) 205; 
Vorsichtsm.assrcgeln bei deren Versen- 
dung, Transportund Aun^ewahrung', Min. 
Vdg. V. Juni 1805. Ii. Q. Hl. Nr. 40, 
L 260 [II. Aufl. 341>K Gestattung des 
Transporta von Pt trol''um mit gemiseh- 
ten Züpt n. IL M. KrI. v. 2lL Juni 1873, 
Z. 21516, V U 4 !(>;>- Verbot der An- 
wendung derselben zur inneren Zugsbe- 
leuchtung, Qen. In»p. Erl. v. lA» Juli 
1871, Z. 4480, III, 308 ; — Zulassung 
zur äusseren Zuffsboleuchtung, Gen. Insp. 
Erl. V. LL JSept. 1871, Z. 5438, 1 (II. 
Aufl. L>9j IV, 52. 

UfiniHterlom dei» Innern, k. k., Wir- 
kungskreis in Eisenbahn-Anirelcgenhei- 
ten, L 2Ü. 

Blltnahnit^ von llandmunition durch 
Jäger, Interprctirung der lirziigl. Bestim- 
mungen d<>s lU'tr. Hegl., H.M.Erl, v. LL 
Febr. 1876, Z. 3069, V ^389. 

Mlttelwalde* Eisenbahnanschluss von 
Wildt'nschwort, s. Preus.«en. 

Moualliehe Betrleb»»anHweiHe, 
Einführung des dermalignn Formulars 
für dieselben, G. L Erl. v. ft. Oct. 1876, 
Z. 12892, V L äÜx 

Ulihurhen » Eisenbahnanschluss über 
Braunau nach Neumarkt, s. Bayern. 

MikrcsuMchlag-Kcuberg, k.k. Staats- 
bahn, Constitutiv-rrkunden, V 2^ 126. 

ltiunitionH-I>«pAlii, s.Pul verm aga- 
z i n e. 

Munitionsgcgeniitände, militärische 
Bestimmungen über deren Beförderung 
auf deutschen Bahnen. V iifiÄ. 

Hfyftlowitx-Bernn umd Nicolai-Pless, 
Eisenbahnanschlüsse, s. Preussen. 

N. 

IVaehfolgen der Züge, s. Züge. 
Nachnahme und Provision im Güter- 
verkehr, §. hl Betr. Kogl, V 361. 



XachHchieben der Züge, Bedingungen 
und Vorschriften dafür, .\.r». ^2 Vcrk.- 
Gruiidzüge, V Ij 

Siachtragfirorderangen für Militär- 
Transporte, derni Einbringung, IL M. 
Erl. v. LiL Sept, lji75, Z. 28953, V 1 . 595. 

UTarhxahlungen im Personenverkehre, 
deren Einhebung, IL^ Erl. v. 2L Jänner 
1873, Z. 2037, V 1^ 3.S7. 

NeiüHe« Eisenbahn-Verbinduni: mit Ol- 
bersdorf. h. Deutsches Reich. 

Mcttolatit der Züge, Einfuhrung glvicher 
Einheitrtgewichte für die Berechnung 
derselben. G. L Kil. v. 2lL Dec. 187.3, 
Z. 5237, V L 

Ufeubanten nächst Eisenbahnen, p. 
Pri vat bau ten. 

Xeuberg. s. Mü rzz u.^chlag- Xeuberg. 

\eamarkt , Fisenbahnnnscliluss von 
München über Braunau. >. Bayern. 

Neuinarkt-Kied-Urauuauer Bahn, 
vormalige k. k. priv., <Joll^titutiv-L'rkun- 
den, II 1^ 403; — Nachtrag hiezu, III, 
437 ; insbes. Concess.-ürk. v. 2^, August 
1805, II Ij 413 : — Krwerbung durch 
die K a i s c r i n IClisabeth-Bahn , s. dort. 

Nicolai-PIeHf* und Myslowits-Berun, 
Ei^eIlbahn-Anschlüs8c, ». Preussen. 

Niederlipka, s. Nimburg-Tet sehen 
u. \ViIden>ehv\ert-NieUerlipkaer Eisen- 

b.'ihii. 

Kledertttiterreieh, Landesges. v. 2A 
April 1874, L. G. BI. Nr. iL betr. Her- 
stellung und lOrhaltung von Zuiahrts- 
str.ißsen, V 1 40. 

Afiederttftterreiehifiche Siiildwefit- 

bahnen, vormalige k.k. pri v., Coiislitutiv- 
Urkunden, V 2, 472 ( dermal k. k. Staats- 
bahn;. 

KikolKburg, s. Lundenburg-Nik<^ls- 

burg-Gnissbacher Eisenbahti. 
Nimburg-TetMcheu u. W'ildenschwert- 
Nicderlipkaer Eisenbahn, Constitutiv- 
Urkunden II 1, 703 ; insbes. Coucess.- 
Urk. v. 2iL Juni 1870, II L, "O^: — 



Nachtrag hiezu. 111, 454. s. auch Gest er- 
reich! sehe Nordwestbahn. 

Nitroglycerin, dessen Ausschliessung 
vom Bahntransporte. IL M. Erl. v. 2iL 
Oct. ISO«. Z. Itl.un. I. 270 ( II. Aufl. 3541. 

XiTeaukreuzuiigoii zwischen Eisen- 
bahnen und Strassen, Anlage derselben, 
iL M. Erl. v. LL Mai 1870, Z. 4005, UI, 
293 ; IL M. Erl. v. iLL August 1872, Z. 
23993, V L 170; — Schutzsehienen und 
Leithölzer bei solchen, G. L Erl. v. 2« 
Febr. 1870. Z. 392, V L 
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Nordbahn, Kaiser Fcrdinarxls- 
Nordbahn; — Rölmiische, s. Böhmi- 
sche Nordhahn-Oesellschjift ; — miih- 
risch-sclilesisclic, s. Mühri sch -schle- 
H i 8 c h e Nordhahn. 

IVordweHtbahn, böhmischo, s. ß tisch- 
te hraderEisonbahn; — österreichische, 
s. O e 8 tc r ro i r Ii isc h e Nordwestltahn. 

Normal-BagaKegewicht bei Reisen 
von Militärpersonen, dessen F«st3etzung, 
IL M. Erl. V. liL Mär/. 1876, Z. n;79, 

V U t>(>4. 

Normale für Eisenbahn- SanitätszUge, 
erlassen UL'Juni 1«77, Präs. ad Nr.'_>40«, 

V 1^ ■'.'".>. 

Nothkotten an Wagen und Tendern, 
deren bedingun^swciBe Hinwegla^siing. 
IL M. Erl. V. iL Jänner 1877, Z. 452, 

V L IM. 

Notiruiig von Eisenbahn -Effecten, in 
derselben eintreten<lo Aenderunpen, s. 
Effecten. 

NowoHleliea, s. Czerno witz-Nowo- 
sielica-Eisenbahn. 

UtamlMmatlnrhe Funde, Behandlung 
(Ifrju'lben, 1, loT. 

Xnintuern - Conponn , Hinausgabo 
sob'her behufs nachträglicher Ausfolgüiii: 
der Aufgabsrecepicse. IL M. Erl. v. iL 
Juni IH77, Z. 4400, V 1^ lüL 

O. 

Oberbau - Material , Contirung der 
Löhne für dessm Auf- und Abladen, 
daTin Vorführuitg, IL M. Erl. v. 'MK April 
1874, Z. l<>4»;o, V 8U. 

OberttHterreicli, Landepgcs. v, iL 
Der. 1872, Iteir. Hci .«tcllung und Er- 
lialtunp vnn Zufahrtjistrassen, V 1^ lÜL 

Oberf4ter Becbnungshof , dessen Con- 
trole über geleistete rjaranfievorschiisBe, 
IL M. Erl. V. HL Juni I87;i, Z. 182^7, 

V K im 

Objeele^in der Nähe der Stationen, deren 
Einfriedung. iL M. Erl. v. 22- Nov. 1852, 
Z. I.'r219. I. 0(> ; — einer Explosions- 
gefahr au8ge»clztc, Erbauung derselben ! 
in der Nähe von Eisenbahnen, Hofkzldecr. | 
V. LL Juli 1847, 1, 74; — feuergefähr- | 
liehe, Bestimmungen über die Entfernung , 
derselben vm Eisenbahnen, 1^ Tjjj V Ij 
176 ; — genehmigte. Unzulässigkeit nach- 
träglicher Verkleinerung derselben, IL 
M. Erl. V. 21L Sept. 1871, Z. I86.'i8. 
IV, IL 



ObJeetHplttne, beim Reichs-Kriegs-Mi- 
ni.«teriuni erliegende, deren Kectillcirung, 
s. U e c t i f 1 c i r un g. 
Oderberg, Eiscnbaimansehluss u. Fest- 
stellung d. Aiischlusspunctes der beider- 
seitigen Eisenbahnen, 8. Preussen. 
OdeNna-KIewer Linie. Eisenbahn -.^n- 

schliis!<, b. K u s 1 a n <i. 
Oeffentliehe (lewaltthätigkeit durch 
boshafte Beschädigung fremden Eigen- 
thums, §. Üä Straf-Ges., |, liia (II. Aufl. 
269 > ; — durch boshaft«« Handlungen 
oder Unterlassungen tinter besonder» 
gefährlichen Verhältnissen. §. SI Siraf- 
fies., |_. iüü II. Aufl. 21m; — durch 
gewaltsame Uandanle'.:ung oder Drohung 
pejf«'n obrigkeitliche Personen in Amts- 
sachen, §. al Straf-(;e8., Ij Üiß (II. Aufl. 
273). 

Oesterreiehinche NordvreMtbahn, 

k. k. priv.. Constitutiv-Urkunden : garati- 
tittes Netz. II 1^ W.i : III. 4.'>;t; insbe«. 
Conce.-?.-Urk. v. Sept. 1868, II U 076 ; 

— Einbeziehung von Jed|esee-.St<«kerau, 
! H- M. Erl. V. 21. August 1871. IV, aU ; 
! — Erg.inzungsnetz, II L 7<K{; III. 454 : 

insbes. Concess.-Urk. v. 25^ Juni 187o, 
I II L 7()5j - Nachträge, IV, ; V 2, 
liilS; Statuten. V 2^ 60.s. 
Oei>«terreiehiNehe StaatHeiMen - 
bahii-GeNellNcharf « k. k. priv., 
C'otistitutiv- Urkunden, II 1 . 55 ; — Nach- 
träge hie/u, III.. }H'.>; I V , iiil ; V 2. 1 6:} : 

— insbes. Uoncess.-Ürk. v. L Jänner 
1855 für die nördl. u. südö.<stl. Linie, II 1. 
64 ; - V, 2iL April 1856 für Wien-Ncu- 
Szöny. II L, — IL M. Erl. v. JJL 
Jänner 1858, betr. Al»tretung von Czeglcd- 
Szolnok an die Theissbahn, II 106; — 
Concess.-Urk. v. L Dec. 1866 tur das 
Ergänzunustietz, II I, 114; Uebcrein- 
kommcn v. L Dec. 1866, betr. Conces- 
f ions - Aenderungcn der alten Linien, 
II L — Concess.-Urk. v. LL Dee. 

1870 für die Secundärbahn Valkäny- 
Perjamos, III. 100: — Ges. v. ÜL Juli 

1871 , betr. Steuertheilung /.wischen 
Oeijterreich und Ungarn, IV, 261 ; — 
Concess.-Urk. v. LL Sept. 1872 für 
Chotzen-Braunau, IV, 264 ; — Garantie- 
Protokoll V. L Juli 1876 für das Er- 
gänzungsnetz, V 2^ 184 : - Concess.- 
Urk. V. üL Jänner 1873 für «lie Secundär- 
bahn Vojtek-Bog^an, V 2^ 190; — v. dL 
Dec. 1874 für remesv;ir-( )r.s»)va, V 2, 
203; - V. 2^ Sept. 1875 für d. Secundär- 
bahn Tot Mcgyor-N. Siiräny, V 2. 221; 

3* 
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— V. 1. Nov. 1875 für Suriny-Neutra, 

V Ij 230; — Aenderung der Concession 
TemesvÄr-0r8Ova,0es.- Art. XXXV: 1876, 

V 2, 245; — Sututen, V 2^ 163. 
Oestliche Staatsbahn und Warschau- 
Wiener-Bahn, Regulirung des wechsel- 
seitigen Verkehrs, Protokoll v. >L Mürz 
1852, V L 714; — AnschUiss der Züge, 
Protokoll V. IL M.irz l.s.->2, V 1^ 722; — 
Abfertigung des Personen- und Gepäck- 
verkehrf in Oranica, Protokoll v. Lä. Dec. 
1856, V l_, lüL 

Olbcrsdorf, EiscubahnTerbinduug mit 
Neisse, ?. I) e u t sc Ii e s Reich. 

OrdnungSMlrafen von Seite der Gene- 
ral-Inspection, §. fiü Betr. Ordg., Li 1^7. 

OrgfiniMfttion der Eisen bahn -Boliördcn, 
L Ij — Nachtrag'' hiezu, III, 2.59. 268. 
IV Ij V l_i Ij — ins-bosondere der 
General-Inspection der öhtorreichischon 
Eisenbalinen, tL M. Vdg. v. 2lL August 
1875, R. G. Bl. Nr. n6, V l_, L 

Ostrau-Frlodlüuder Kisonbahn. k. k. 
priv., Constitutiv-l'rkunden. II 1, 717; 

— Nachträge hiezu, III, 473; — ins- 
besondere Concess.-Urk. v. 2^ Jänner 
1860, II Ij 719; — Statuten, II I21L 

Oswf eclni, bedingte .Vuflassung der Aus- 
•waggonirung und Fütterung de.s Schlacht- 
viehes daselbst, 1L_M. Erl. v. LLJuli 1876, 
Z. 11917, V 1^ IM» 



P. 

Pachtbetrieb von Staatsbahnen, Ver- 
pflichtungen der hiebe! angestellten Be- 
amten und J^iener. §. äfi Betr. Ordp., £ 

im 

ParlNCr Coniproniis» v. LL Juni 1876 
(Südbahn-Trennung), V 1^ QäiL 

PaSMan ) E.ieenbalmansehluss von Linz; 
- • über Kuschwarda nach Strakonitz, 8. 
Bayern. 

Patent - SprenKpalTer , Transport- 
Bestimmungen, LL M. Erl. V. L August 
1872, Z. 6706, V 1, 409; 8. auch Dy- 
namit. 

Panspapier, Verbot der auf solchem 
gezeichneten Pläne, G. L Erl. v. Mai 
1871, Z. 3045, III. 2M. 

PerlodlHChe Vorlagen , insbesondere 
Personalien betrf'flfend«', deren Verein- 
farhunir. G. L Erl. v. ^ Mai 1875, Z. 
12146, V L, 6j — Berichte der If. Com- 
uiie.>äre bei Eisenbalinen, t«. Berichte. 



Personal, allgemeine Pflichten dessel 
ben, .\rt. 1 Verk.-Grundzüge. V 1^ 225; 
— Vereinfachung der periodischen Vor- 
lagen darüber, G. L P>1. v. 2iL Mai 1875, 
Z. 12146. V 1^ 6j — Beschränkung ihrer 
Vorlage an die politiscden Landcsstellen, 
H. M. Erl. V. fi. Juni 1876, Z. 3936, V 

Personen, deren Beförderung, Abschn. 
II fl Betr. Regl., V Ij, 325: — belästi- 
gende, Ausschluss derselben von der 
Fahrt. §. L3 Betr. Regl., \ d^il , — 
trunkene oder renitente, deren Ausschluss 
von der Fahrt, §. 2i] ebenda 331 ; — deren 
Beförderung mit Güterzügen, Art. 15 
Verk.-Grundzüge, V 1^ 238. 

PerHonentariire, Betiteilung des Po«t- 
('ursburcaus mit dens'elben, G. L Erl. v. 
iL Juni 1877, Z. 6(JCG, V L 418; — Maxi- 
maltarife, s. bei den Coristitutiv-Urkunden 
der einzelnen Bahnen (dermal zum Theil 
geregelt dupcl» Ges. v. Juli 1877, 
R. (; Bl. Nr. 64). 

PersonontranMport , Y L 384 ; — 

insbe-^ondi^re Einhebung der Naehzah- 
lungen in demselben, II. M. Erl. v. Jü. 
Jänner 1873, Z. 2(>.'»-7, V 1^ .387. 

PerMoueiiwaKen, deren Beheizung. 
M. Erl. V. Ji, Sept. 1«71, Z. 18588. IV, 
ö9j IL M. Erl. V. liL August 1872. Z. 
2133, V L 190; — III. Classe, deren 
Einrichtung mit G.^päckskörben und 
Huthältern, H, M. Erl. v. 21L März 1?<71, 
Z. 5756, I (II. Autl. 1281 ; III, 307. 

PerMonensttKe, Er»ichtlichmach ung der 
Fahrtriehtung mittelst Aufschrifttifeln, 
G. L Ell. v. Uh Oct. 1874. Z. 8592, V L 
315 ; — Einrichtung der Aborte in den- 
selben, IL M. Erl. V. ISL Nov. 1874. Z. 
33620. V Hl 6. 

Petroleum, dessen Transport auf Eisen- 
bahnen, s. Mineralöle ; — insbesondere 
Gestattung des Transportes mit ge- 
mischten Zügen, IL M. Erl. v. ÜS» Juni 
187.3, Z. 21516, V 410; — desi^en 
Ausschliessung von der inneren Zug«- 
beleuchtung, t, Mineralöle. 
Pfandrechte der Besitzer von Eisen- 
bahn-l'rioritäts-Obligationen, bücherliche 
Sicherung derselben, Gesetz v. Mai 
1871. R. G. Bl. Nr. 70, V L 22^ — bo- 
I eehrüiikte Wirkung der an Ei-senbahnen 
j erworbenen, §. 4^ des obigen Ges., 
! V L liL 

] Prerde, deren Beförderung. §. 42 Betr. 
I Regl., V aHL 
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Pferdebahnen amerik. Sy»teins, IjlS; 

— Nächtige hiezu, III. '290 ; V 1^ 107, 
s. Trnmwftys; — Bciziohiinf; eines 
Vertreters der General'Inspcctioii zu den 
coinmissionellen Verhandlungen über 
solche, iL M. Erl. v. 'ifi. Juni 1873, Z. 
14801, V 1^ 108, im Uebrigen Tram- 
■way 8. 

Pflichten der Anrainer der Eisenbahnen, 

PilNen, Eisenbahiianschluss nach Furth 
am Walde, — über Eisenstein nach 
Landau, s. Ha vorn. 

Pilt»en-Prfeiien-(Koniotau|-Eiscn- 

l-ahn, k. k. priv,, Constitutiv-Urkunden, 
II *-», 1193; IV, 439j V 2^ 884; — ins- 
besondere Concess.-Urk. v. tLL. April 
1870, II 2^ 119'i; — V. 1^ Nov. 1872 
für Pilsen-Elsensti'in etc., V 2ififi5; — 
Slaatsvor^jchusB - Uebereinkommen für 
diese Linie v. 2h. April 1874, V 2^ 873; 

— dessen Abündeiung und Ergänzung 
durch weitere Staatshetheiligung, Ueber- 
einkomm< n v. Mai 187«, V 2^ 877; — 
.^^tatuten, V 2^ lAlL 

Pirna, s. Klostergrab - Pirna-Eisen- 
bahn. 

PhoMphoraniorph (Ainorces), dessen 
Zulassung; zum Eisenbahn -Transporte, 
iL Äl. Erl. V. 5ilL Nov. 1868, Z. 20692. L 
270 (IL Aufl. .{äli. 

Phyiloxera vastatrixi lieblau8),8.Rebea. 

Pläne, auf Stroh- oder Pauspapier ge- 
zeichnete, Vorbot der Uobcrreicliung 
solcher, G. L Erl. v. JJL Mai 1871, Z. 
3045, III, 284; — für Abänderungen 
genehmigter Projecte oder zum Zwecke 
der Grundeinlösung, deren Verfassung, 
0. L Erl. V. Ü<L Oct. 1871, Z. 7581, IV, 
40; s. auch Projecte; — von Objecten 
und brücken, rechtzeitige Vorlage der- 
selben, IL M. Erl. V. UL Dec. 1872, Z. 
36440, V 1^ 112; — der Stationsplätze 
und grösseren Objecte, beim Reichs- 
Kriegs-Min. erliegende, deren Recti- 
ficirung, s. Rectificirung. 

Pltttxe, Anweisung derselben im Perso- 
nenverkehre, §. Ii Betr. Regl., V 1^ .127. 

Plefii8-!Vleolai und Myslowitz-Berun, 
Eisenbahnanschlüsse, s. Prcussen. 

Pola, 8. Istrianer Staatsbahn. 

Politlfiche Begehnni;, Erfordernisse 
und Vornahme derselben, §§. 7 — 10 IL 
M. Vdg. V. 4. Febr. 1871, K. G. Bl. Nr. 8, 
III, 297 ; s. auch Begehungen; — 
Instruction für die dabei intervenirenden 
Officiere v. '2iL Jänner 1877, V Ij 165 



(dermal neu geregelt durch IL M. Vdg. v. 
^ Jänner 1879, R. G. Bl. Nr. 19]. 
Polltidche Behdrden, Wirkungskreis 
in Eisenbahn-Angelegenheiten, 1^21; — 
denselben obliegendeWahrung der öffent- 
lichen und Privatinteressen beim Eisen- 
bahnbaue, Erl. des Min. d. Inn. v. 
Oct. 1869, Z. 15429, III, 287; — Com- 
petenz derselben zur Genehmigung ge- 
ringfügiger Abweichungen von den Pro- 
jectspläncn während der Bauausführung, 
IL M. Erl. V. iL Febr. 1870, Z. 25533, 
III. 285 ; — Erläuterungen hiezu, ILM. 
Erl. V. iiLSept. 1871, Z. 186,'>8, IV. 44; 
dann IL M. Erl. v. 5LL April 1876, Z. 
12173, V L 114; — in Fällen von Ueber- 
tretungen d. Eisenbahn-Betriebsordnung, 
Erl. d«-9 Min. d. Inn. v. IL, Oct. 1870, 
Z. 12083, III, 317; Mitwirkung derselben 
zur Verhütung von Bahnfrcvoln, Min.- 
Erlässe v. iL u. LL Juni, dann 6^ Juli 

1872, IV, 140; — bei Anlegung der 
Eisenbahnbüchcr, Erl. des Min. d. Inn. 
V. liL Oct. 1874, Z. 3443, V 1. 64; 
Verfahren derselben bei Eruiittlung der 
Eisenbahngrundstücke, Erl. des Min. d. 
Inn. V. iüL März 1876, Z. H25 und v. fi» 
Mai 1877, Z. 6325, Vi, 65^ TOj — Mit- 
wirkung derselben zur Hinta,nlialtung von 
Unfällen, Erl. des Min. d. Inn. v. 22- Juli 

1873, Z. 12710, V 1. 289; Assistenz der- 
selben zur Delogirung entlassener Bahn- 
bediensteter, Erl. des Min. des Inn. 
V. IL. Mai 1«77, Z. 5149, V L 309; — 
Lnndess^llen, beschränkte Vorlage von 
Personanfüsweisen an dieselben, IL M. 
Erl. V. iL Juni 1876, Z. 3936, V r, IM. 

Polizei-Organe, Aufsicht und Ueber- 
waohung de» Eisenbahnbetriebes von 
Seite derselben. §. ÜÜ Betr. Ordg., I^ lüiL 

Polizei - VorNOhriften für Eisen- 
bahnen, Uebertretunn der — , §. Z kais. 
Vdg. V. 8, Febr. 1852, K. G. Bl. Nr. 40, L 
2ii2(II. Aufl. 272), s. dermalst ra fr echt. 

Polizciwldrigeil Verhalten auf Eisen- 
bahnen , <}. 11 kais. Vdg. V. 2iL .\pril 
1854, R. G. Bl. Xr. 96^ I, -20^ i'II. Aufl. 
272). 

I'oiitafel, s. T ar V i 8-Pontafel. 

Portofreiheit desdeutscben Eisenbahn- 
vereins, IL M. Erl. V. iSL Nov. 1870, Z. 
21371, III, 2M; — deren Aufhebung im 
Verkehre mit dem deutschen Reiche, H» 
M. Erl. V. 2. 1 )ec. 1872, Z. 34888, 1 V IHL 

PoBt-Ambnlancewagen, deren Ver- 
wahrung, IL M. Erl. V. 4^ März 1864, Z. 
17508, L 1^ 
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PoMtbefttrderaug, §. 68 Betr. Ordg., 

L LifL 

I*ONt-C'ur»bui*ouu, «ieüseti Betbeilung 
mit den Personentarifen, G. L Erl. v, 
.Juni 1.ST7, Z. 6UÜ6, V ^ 44H. 

PoHtmanipulAtion , Uestütigungen 
iiln'r die liiedurdi bewirkten Ziigsver- 
spätiingen. G. L Erl. v. 23. Juni 1875, 

PoMt-l'ortofreiheit de» deuti^cben | 
Eisenbahn vereint'S. Aufhellung derselben, I 
IL M. J:rl. T. ± Dcc. 1872, Z. 318H8, } 

V L. 11"- 

PostEÜge, Zuwarten derselben auf die 1 

Wiener St.idtpost, G. L Erl. v. 21L Juni 

1H77, Z. i.')')«, V 211. 
PoHtswanKpflichtifce Güter, Richtis;- ! 

6iell(iiig 'Icr i)('fiiiition der»en>en, IL M. 

Erl. V. Lfi. Nov. lH7i. Z. •.»().'.7»i, V !_. 4<)-_>. 
Pottendorr, t«, Wien- Pottendorl- Wr. 

Ni'ustadtor Ilahti. 
PrttciMionM - Niv ellement , dessen 

Vornahme auf den Halitikörpern , IL M. 

Erl. V. L Oct. 1K76. Z. -l^JHiM, V L 308. 
Prmg, s. T u r n a u - Kralup- Prager Eisen- 

bjihn-(ieiipll9chaft. 

Prag-i^uxer Eisenbahn, k. k. priv., 
Constitutiv-Uikundf'ii. II 2. 120.5; — 
Nachträge hie/u. III, 497 ; IV. 459 ; 

V 2i ; - in.-bcHoiidcre C<^n^'e^^.-Urk. 
V. 'Hl. Juni 1870. V 2, 1209; — v. L 
Sept. i.s72 für Brüx-Mulde, IV, 4 fi.t ; — 
Stjiatsvorseiiusfe für Brü.x-Klohtergrab, 
Ges. V. iiL April 1877, V '2, S8.s ; — 
Statuten, II 2, 1219. 

PreuHMen, Staat>verträgc über Eisen- 
bahn an. -«chlü.^se : Min. I*>kl. V. IiL Juli 
181;'), betr. An:<i;li|ut*i« der Kaiser Ferdi- 
nnndo-Nordbahn an die preui^s. Wilhelme- 
Bahn bei Odi^rbcrvr, V !_. Ml ; — Min. 
Erkl. V. L. März 1H4(). betr. Feststellung 
<les Anschluü^punetes bei Oderberg. V 1_. 
(>90 ; — Eii>enl>alinvertrag v. iiL Febr. 
isßl. R. Bl. Nr. ijOj^ betr. Anschluss 
•ler Myslowitz-Beruner u. Nieolai-Plesser 
Bahn andic Kaifs«'r Ferdinands-Nordbahn, 
L — ^'i"- Erkl. V. '21. August 18GG, 
betr. Eiseiibahnatisehlüsse bei I.jeliau 
u. Mittelwalde, |_j 014; — Staatsvertrag 
V. iL August 1807, R. G. Bl. Nr. 128, 
betr. Eisenbahnverbindung Landshut- 
Schwadowitz und Wildetischwert-Glat/, 
JL üJJi; 8. übrigens De utsc h es Reich. 

Priesen, b. P i l s e a -Pricsencr Eisenbahn. 

Prioritttten-Curatoren und Eisen- 
bahnbiicher, V K 1^ 



Prioritfttd-Obli Kationen von Eisen- 
bahnen, Anlegung von Capitalien in 
solchen, Ge». v. IL Märs 1870, R. G. Bl. 
Nr. 33^ III, 290; — Sicherung der 
Rechte der Besitzer von solchen, §§. 
48— :»2 Ges. v. LiL Mai 1874, R. G. Bl. 
Nr. 70, V Ij 44 ; — Einkommensteuer- 
Pflicht solcher, Erl. der Wiener Steuer- 
adn]inistration v. 2iL April 1870, Z. .')32L, 

V h IILL 

Privatbauteu längs Eisenbahnen, Ge- 
schäft.-sgang Itei Bowillicungen für die- 
selben, iL M.Erl. V. I, Juli 18.V2, Z. 
12316, |j 101:1L M. Erl. v. 8. Juni 180^ 
Z. 1280, 1^ 102: protokollarische Ueber- 
gabe von Bauten, die anlässlich der 
Staatheiitenbjihnei' auf deren Kosten 
ausserhalb der Bahnlinie ausgeführt 
wurden. Gen. Bau-Üions.Erl. xJLL Jänner 
18:»1, Z. lüH.").'). I, H>3. 

Prlvat-CiMenbahuen, deren Conces- 
sionirung, s. Conce ssi o n sgese t z; — 
deren Verpfliehtungen, sowie jene ihrer 
Beamten u. Diener bezügl. des Betriel»es, 
§§. .•»8—70 Betr. Ordg., |^ 139 (II. Autl. ' 
138) ; — deren Rechnungsführung, §. üA 
Betr. Ordg., L 141; — Vornahme von 
Stcmi>elrevi8ioncn liei denselben, F. M. 
Erl. V. Ii- October 1803. Z. :)0474, L 
141 ; — Steuerentriehtung. §. tü Betr. 
Ordg., L H2 ; - (Jonstitutiv-Urkunden 
in der Zeit v. L Juli 1872 bis ;io. Juni 
1877, V2. 131; — zum Bergbaubetriebe 
erforderliche, s. Be rg w e r k e b a h n en ; 
Anwendung der Min. Vdg. v. i Jänner 
1859. R. G. Bl. Nr. 25. wegen Verhütung 
von Cnllisionen mit Bergbau-rnlerneh- 
muiigen auf solche Balinen, Erl. des 
Aekerbau-Min. v. L Dec. 1875. Z. 12239, 

V L lüL 

Probepra.iclH, dreimonatliche, der Ver- 
kehrisbeamten, ILM. Erl. v. 6. Mai 1870, 
Z. 19964, III, 305; — vor Zulassung 
zur selbstsJändiiren Ausübung des Ver- 
kebrsdienstes, Art der Berechnung der- 
selben, G. L Erl. V. JjL April 1873, Z. 
3432, V 1^ 183. 

Projecte, auf Eisenbahnen bezügliche, 
deren Verfassung und Vorlage, sowie 
damit zusammenhängende Amtshundlun- 
gen, IL M. Vdg. v. ^ Febr. 1871, R. G. 
Bl. Nr. 8^ III, 275; — genehmigte. Ver- 
fahren bei gerin>;fügigen Abweichungea 
von denselben, IL M. Erl. v. iL Febr. 
1870, Z. 25533, III. 285: Erläuterungen 
biezu, IL M. Erl. v. 2lL Scpt- 1871, Z. 
18658, IV, 44_i iL M. Erl. v. iL April 
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187R. Z. I2I73, V Ij LU (all dies dermal 1 
neu geregelt durcli iL M. Vdjf. v. 
Jänner 1879, R. ü. BI. Nr. 19^1 — für; 
Brückeneonstructionen bei Tramways, 
Vorlage derselben, IL >!. Erl. t. 
Aug. 1874, Z. •,>:?«):> I. V L IM. 
ProJe«ti»ttud«>runK«n, §. LI IL M. 
Vdff. V. Febr. 1871, R. G. BI. Nr. 8, 
III. 232 (Nen-Auseabc v. 'Ifu .Jünner 
1879, K. O. BI. Nr. 19jj Verfassung der 
Pläne für dieselben, G. L Krl. v. 29. Oct. 
1871, Z. 7581, IV, 40^ 8. auch Pro- 
jerte; Uiizulässigkeit des Einschreitens 
der Bauuntemehuier um deren Geneh- j 
migung, iL M. Vdg. v. 18, Nov. 1871, Z. ' 
22738, IV, 43i — unwesentliche, deren i 
Genehmigun?, IL M- Erl. v. 2±, April i 
1H76, Z. l-.>173, V L ! 
Projekt Hgenehmigung, V L 1 1 •->. | 
Frotiwin, s. Kakonitz-Protiwin. j 
Proviition und Nnehnahnie im Uüter- 

verk. hre, §. M Betr. Regl.. V L äliL I 
ProviHorlHcher Locomotivbetrieb. V L ' 
LiiL 1 
PrUran { der Bahn vor deren Eröffnung, 1 
a. t e e h n i a e h - p o Ii z e i l i c h e P r ü f u D g ; 

— de» BefricbBi>er»onaIs, s. Betriebs- ' 
personal; — teohniseh-polizeiliche.der j 
Loeoinotiven, a- L o c o nj o t i v e n ; — der 
L<)cr>moti vführer,s. L o e o m o t i v f tt h r e r; : 

— techni8ch-j»o|izeiliche. der Bahn und I 
(Jollaudirung, Vorgang bei derselben. IL j 
M. Vdg. V. IL Oet. 1875. Z. 31197, V l, i 
1 ~s . H» auch B e t r ie b s- E rö f t n u n g. 

PublielrniiK d. Tarife, ä^i ffBetr.Ordg., 
L III Iii. Aufl. 1 19), IL M. Erl. V, aih 
()ct. 1868. Z. U<>>L L li^ (M- Aufl. l-iO); 

— gemeinsehaftliehe, der Bahnanstnlten, I 
Vorlag'* derselben dureh eine zu dele- 
girende Verwaltung, iL M. Erl. v. '20. 
Nov. 1872, Z. 29999. V 1^ 321. 

Publirum, de»«sen Vernfliehtungen bei 
Benützung der Eisenbahn oder sonstiger, 
zu derselben eintretender Beziehung, 
Betr. Ordg. II. Abschn., f. 1^ 

PnfTcr- und Nothketfcn-.Systetn, verein- 
bartes, ilessen Einführurijr, IL M. Erl. v. 
liL März 1802, Z. IS.39, |. L3Ü (II. Aufl. 
128). 

Polver und P>ilYernjunition etc., militä- 
rische Beförderung auf deutsch. Bahnen, 
V 1. MS. 

PalYerraagaEine, deren Entfernung 
von Wohiigebäuden, Hofkzldccr. v. 2Ü. 
April 1848, JL 75_; Umwandlung auf 
Metermass, Min. Vdg. v. L Juli 1876, 
R. G. BI. Nr. 99, V L LUL 



Pnpillar-Capitalien, deren Anlegung 
in Eisenbahn -Prioritäts-Obligationen, 
Ges. v. LL März 1H70, R. O. BI. Nr. .33^ 
III. 2älL 

PafBmftterial, Stransky's Verfahren 
zur Regenerirung von verwendetem, G. 
l Erl.v. 21^ April 1877, Z. 1429, V 1, 



Q. 

Qnalincation der Verkehrsbeamten, 
Naoiiweisuiig derselben, II. M. Erl. v. (L 
Mai 1870. Z. 19964. III, 3ü&i 

QuallficationMtabellen über EiseiL- 
bahnbeamte u. Diener, §. aü Betr.Ordg., 

L 

Quartalüberichtc über Vorkehrungen 
zur Wahrung <l»'r Verkehrssicherheit, Q. 
L Erl. V. 3iL März 1874, Z. 1719, V 1^ 
"29'*. 



R. 

Raab« s^Vn garische Westbahn (Stuhl- 

weissenbu rg-Kaab-Graz). 
Radker»barg, s. W ien-Radkersburger 

Eisenbahn. 
RakonitB-Protivrin, k. k. Stuatsbahn, 

Consfitutiv-Urkunden, V 2^ 43. 
Reben» bewurzelte, Verbot der Einfuhr 
solcher nach Oesterreich, Min. Vdg. v. 
2Si Oct. 1873, R. G. BI. Nr. 153, V L 
468 ; — Vi-rbot der Einfuhr solclier nach 
Ungarn, IL M. Erl. v. LIL Jänner 1875, 
Z. 41322. V L 4r,K. 
RerhnnngMführung der Privat-EIsen- 
bahn-Unternehmungen, §. fil Betr. Ordc, 
LLL 

Reehtfiinittel gegen Disciplinar - Er- 
kenntnisse der General-Inspection, §. üfi 
Betr. Ordg., |, 147. 
RechtftverhältniNfie der Eisenbahnen 
aus der Conressionirung, I, 2ü; — Nach- 
trag hiezu. III, 275 ; — allgemeine, V 
U Ii 

ReclainationH - und EntscbädigQn;TS- 
Angelegenhcitcn, Nachweisung über un- 
erledigte, O. L Krlässe v. L Jänner 1874, 
Z. 112 und V. 2xL Mai 1875, Z. 12146, 
V L AßiL 

ReconNtroetion von Brücken, Wahrung 
militärischer Interessen dabei. ILM. Erl. 
I V. iü. August 1S74, Z. 27100, V 1^ ULL 
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RecttficIraufC der beim Reichs-Kr^s.- 1 
Min. crlipf^ciidcn LängenpMfile u. Pläne 
der Station.eplätze u. grösseren Objecte, 
Circ. Erl. des ReicliB-Krps.-Min. v. ü. 
April 1875, Abtli. 5, Nr. 584i V 1^ IM., i 

Rerorintarir, Voreinloitungcn zu dessen 
Aiif«teiliiiip, H.M.Frl. v.29. August 1874, ] 
Z. 1460, V 1^ 4.'>S ; — Aufstellunff neuer 
Maxininl-Einheits8iit/.e, iL M. Erl. v. Lfi. ' 
August 1875, Z. 'la^Sb, V 1^ 459 ; — 
Umreclinunp auf Motermaas u. -Gewicht, ! 
H. M. Erl. Y. iL Mär/. 1876, Z. 10-264, 
V U 46 I ; — dessen Einführung mit h. 
Jännor 1877, IL M. Erl. v. 'A. Juni 1876, 
Z. 16-264, V L 46-2; e. aue|, Tarif e u. 
T arif reform. i 

RegelinäMMigkeit des Eisenbahnbe- 
triebes, Hestinimungenzu derenWahrung, , 
L, Ifii (II. Autr. -216); III, 314; IV, ! 
123; 8. aueh Eisenbahnbetrieb, "V 1. I 
1< <. I 

Reglement für die Beförderung von | 
Truppen und Armeebedürfnissen nuf I 
d<Mi(seIi<>ii Bahnen, V 558. j 

ReicheubergyEisenbalinverldndungmit 
Görlitz, 8. Deutsches Reich; — Par- 
dubitz, 8. S ü d - N o r d d e u t se he Ver- ! 
bindunfTsbalin ; — Zittau , Eisenbalin- 
anschlus?, Sachsen. 

ReichH-HriegH-Miniiiteriani, k. k., 
Wirkungskreis in Eisenliahnangflegen- 
heiten, £. '2±. 

Reisegepäck, Beförderung desselben, 
Abschn. II h Betr. Kegl., V Ij 33-2; — 
insbesondere- BegritT desselben. §. 21 
ebenda 332 ; Verpaekunj^sart, §^_25 eben- 
da 33-2 ; — Belassung desselben in den | 
Equipagen, §. 32 ebenda 338; s. auch : 
Gepäcii, Haftpflicht, Liefe rungs - i 
zeit; — dessen Zollabfertigung in den 
Grenzstationen, IL M. Erl. v. 14. Nov. | 

1873. Z. 3054 1| V U lliL 
RelMearkunden d. Eisenbahn-Reisen- 
den und gcfüllsämtliche Amt^shanditingen, 
§. M Betr. Ordg., r, 

ReorgnniHirang d.General-Inspection, 
IL M, Erl. V. aiL. August 1875, Z. 1306 
IL M., Iietr. Geschäft*zuweisung aus An- 
las» dersf'lbcn, V 1^ i. 

Refiervewagen, Beigabe eines solchen 
zu di'n Hof/.ügen, iL M. Erl. v. April 

1874, Z. 7170, V Laia. 
ReMtanratiouen in Bahnhöfen, Aus- 
hängung von iSpeisc- u. G«'tränketarifen, 
H tfky.lderr. v. UL Oct. 1845, L IfiJ (H- 
Aufl. •2;i7>; — deren Errichtunjf, IL M. 
Erl. V. IJL Oct. 1855, Z. ti38. |^ ISÜ (II. 



Aufl. 238) ; — deren U- berwachang, G. 
L Erl. V. 21L Nov. 1873, Z. 11256, V K 
3 1 i. 

Retourkarten, Zulässigkeit der Fahrt- 
unterhreoliung bei Reisen mit solchen, 
G. L Erl. V. L Nov. 1874, Z. 9285, V 1^ 
388. 

RettangskäHten, den n Einführung u. 
ärztliche Unterweisung' des Betrieb«per- 
soiials, Hofkzidecr. v. 6^ Oct. 1847, Z. 
32471. L lli2 (II. Aufl. ism -, — Auf- 
nahme lies Esmarch'schen Blutstillungs- 
Apparates in dieselben. IL M. Erl. v. älk 
Sept. 1JS75, Z. 30129, V 1^ 2ä>L 

Revision, technisch- militärische, s. 
dort; — typographische, der den Jour- 
nalen zur Inserirung übergebenen Fahr- 
pläne, (t. I. Erl. V. IIL Juni 1873, Z. 5553. 
V L 262. 

Rled-RrannanerBahn.s.N eumark t- 

Ried-IJrauiiauer Bahn. 
Rinderpest , Verhütung und Unter- 
drückung derselben, |.2I6IIL Aufl. 36 H ; 

— Nacliträge hiezu, III. 3.36 ; IV, 195j 

— und Viehtransport, V U 418 ; ins- 
besondere Bestimmungen «les Oes. v. 22. 
Juni 1868, R. G. Bl. Nr. L 
Aufl. 36 1 > ; — der Dun^hführungs-Vdg. v. 
"L August 1868, R. G. Bl. Nr. 1 19^ JL 2iii 
(II. Aufl. 370) ; — Anwendung des §.2L 
lit. c des ohipen Gesetzes bezüglich der 
.\usstenung der Certificate im Seuchen- 
Grenzbezirke, Min. Vdg. v. KL Mai 1871, 
R. G. Bl. Nr. 37j l (IL Aufl.), 380; III, 
336 ; — Mitwirkung d. Bahnverwaltungen 
bei ileren Hintanhaltun«; und Unter- 
drückung, IL M. Erl. V. 2- August 1871, 
Z. 14630, I iIL Aufl.), 381; IV. 195_i — 
Mittheilung aller anlässlich derselben ge* 
trofl'enen Anordnungen der politischen 
Landesstellen an die Bahnverwaltungen 
und das Handelsministerium, Erl. d. Min. 
des Inn. v. L März 187-2, Z. 3417, I IL 
Aufl.). 383; IV, 198; — Auefertigung 
der Viehpnsse, Erl. des Min. d .Inn. v. 
Nov. 1872, Z. 15352, V K 4 1 S ; — Ver- 
w erthung des Fleisches von bei Pestgefahr 
geschlachteten gesunden Thieren,Ge8. v. 
2. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 90. V 1. 
421 ; Vollzugs -Vdg. hiezu v. LL M.ii 
1873, R. G. Bl. Nr. 91. V !_. 423j — Ver- 
ständigung sämmtl. Bahnverwaltungen 
von Masaregeln c«-gen dieselbe, Erl. des 
Min. d. Inn. v. iL Mai 1873, Z. 7631. V L, 
421; — Ein- und Durchfuhr v<m Hadern 
bei Rinderpest-Gefahr. IL M. Erl. v. 2i. 
Juni 1873, Z. 20500, V L 
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Rhexit, Oestattunß de» Eisenbalm-TranB- | 
pnrtee, iL M. Erl. v. ü Juni 1875, Z. i 
i:>94.'>, V r, 4 I 'i. I 

Rttnaemtadt, s. Krieg^dorf-RSmer- 
Stadt. 

Rollwagen, Verbot ihre« Gebrauches zu 

Privatzwecken der Bahnbediensteten, G. 

L Erl. V. IL Juli lfS75, Z. 7346, V L 222. 
Rom, Additional-Acte v. LL Juni 1876 

iSüdbahn-Trcnnunc:), V 1^ 68.1. 
RoMttitzer Eisenbahn, s. Brünn-Roe- 

sitzer Eisenbahn. 
RovIkik», s. Istrianer Staatsbahn. 
Rudoir-liahn, ». Kronprinz Hudolf- 

Bahn. 

RttckTerictttang von Ueberzahlungen 
im Oütorverkchr<\ H, M. Erl. v, 1, März 
1870. Z. iöfi-Jf.. IiII. AuH.i. 330; III, 
322 : — von Tarifpehühren, s. Bonifi- 
catio nen. 

Rnmibnlen, Convention v. 31. Mai 1874 
in B**trpff der p^isfnbahnanscblüsso bei i 
Verpserova (Orsovai u. Tönjös < l'redeal 
V L «IM. 

RuMMland, Staat9vrrträ<:e über Eisen- 
bahn- Ans^ch Iii 8s<>: Protokollar-Ueherein- 
kommen v. S^'20. Aufjust 1867 übor den 
Anschlus^punct bei ^Vol^»czy8ka, I. 664 ; 
SUntsvertrag v. 18, Mai 186«», K. G. Bl. 
Nr. 20, über den Ansehluss der Kiew- 
Odes?aer an die Lemberg- Wiener Eisen- 
bahn bei Wol<>fz>>ka. — Belriebs- 
übereinkiinfte mit der Warschau-Wiener 
Bahn. 8. K rakau-Oberschlenische Und 
östliche Staatsbahn. 



S. 

SaehentranMport, V 390: — ins- 
besondere Regelung der Auf- und Ab- 
legecebüijr, M. Erl. t. L Juni 1873, 
Z. 17615, V 1^ 2tihL 

Sa«bMen, Staatsverträpe Uber Eisenbahn- 
anschlÜBse: v. ai. Dec. 1850, I«. G. Bl. 
Nr. MO ex 1851. betr. Belriebsanschluss 
der beiderseitigen Eisenbahnen in Boden- 
bach. Ij Üfi3; — Nnchtragf»erklärung v. 
10. April 1872 rur XJebereinkunft v. 
Dec. 1850, belr. Bodenbach, V i_^ 730; — 
vom 2iL .\pril 1853. betr. Herstellung 
einer Eisenbahn von Keichenberg nach 
Zittau, L •tn ; — v. L März 1860, letr. 
Telegraphen-, Polizei-, Post- und zoll- 
amtliche Verhältnit'Sft derselben Bahn, 
Ii 423; — T. ao. Nov. 1H64, R. G. Bl. 



Nr. i ex 1865, betr. Anschlucs der Voi- 
tersreuth-F^gerer Bahn, 4'.* 1 ; — v. 2iL 
Sept. IH69, betr. Eisenbahn-Anschlüsse 
bei W'eipert, Warnsdorf u. Georgswalde, 
I, 503; — Anmerkung über dessen Rati- 
fication, III, 373; — V. iL Dec. 1870, 
K. G. Bl. Nr. li:J cx 1871, betr. Abände- 
rung des Zittau-Reichenberger Vertrages 
und Zulassung der weiteren Atigchlüsse 
Dux-Pirna und Carlsbnd-Johanngeorgen- 
stadt, dann Dux-Klingenberg (Freiberg), 
III, iIiL 

Salzburg;, Landesgeset/. über Zufahrts- 
strassen v. HL Mai 1872, IV, 52j; — 
Eisenbahn--\nsehlu8S , Bayern; — 
-Halleiner Eisenbahn, Conatitutiv -Ur- 
kunden, II 2, 1357; IV, 477; s. auch 
Kaiserin Elisabeth-Bahn. 

Salxkaminergnt -Kahn, s* Kron- 
prinz Rudidf-Bahn, V 2j 402 ; — ins- 
besondere C'once?s.-Urk. v. iL Mai 1875, 

V 2, 4^ 

Sanittttf»beMtiminung«U für den Ei- 
senbahnverkehr, I, 273 (II. Aufi. 357); 
— Nachträge hiezu, III, 334 ; IV. 194: 
9. au(rh Leichen, l'holera, Rinder- 
pest. 

Sanitätfüsttge und Krankentranspoit, 

V L 41**>; — insbesondere Normale für 
diesellien \. Li. .luni 1877. Prä», ad Nr. 
2408, V 509 ; — des Malteser-Kitter- 
ordens, Olganische Bestimmungen für 
tJieselben, resp. für die treiwilllKe Unter- 
stützung der SlilitäV-Sanitätsprtegc v. iL 
Juni ls75, nd Präs. Nr, 2215, V 4ii5L 

Schttrding, s. Altheim-Sehärdinger 

Eisenbahn. 
Scharberg -Xahiiradbahn, Consti- 

tutiv-Urkunden, IV, 673 : — Erlöschen 

der Concession, V 2^ 916- 
Schafe und Ziegen, Itesinücirung der zu 

deren Transport verwendeten Wagen, 

IL M. Erl. V. aiL Mai 1875, Z. 37715, V 

Schalengu«»rttder, Verwendung von 
Lastw ägen mit solchen , H. M. Erlässe 
V. LL Mni 1864, Z. 4KS8 un<l v. LL Juni 
1869, Z. 8220, 1^ 131: — deren Anwen- 
dung überhaupt, H. M, Erl. v. iL Juni 
1872, Z. 8077, I H, Aufl.), 130i IV, 60i 
dermalen geregelt durch Pet. ül Verk.- 
Grundzüge, V L 235 ; — aus der Der- 
nöer F'"abrik, deren Betriebssicherheit, 
G. L Erl. V. La* April 1873, Z. 2884, V 
L LiLL 

SchlebemaMchinen, deren Anwen- 
dung, iL M. Erlässe v. L Juni 1867, Z. 



42 



3381 und V. 2SL Jänner 1869. Z, 21109, 
L liü Aufl. 131) ; derinaltn frirecelt 
durch Pct. u. Art. 32 der Vcrk.-C»riind- 
ziige, V L 234^ •-'.51. 

SehiedHgc'rlcht für Srrcitigkeilcn aus 
dem Eisenlialm-Frachtireschiit'te, .\us- 
dehnunp des Oes. v. ^»3, März 1874 (It. 
O. Bl. Nr. 29] nuf dag6oll>o. Min. Vdjf. v. 
la, Mai 1875, K. ü. Bl. Nr. 7H, V L 
495 ; — des Wiener iStadt-LairerliHuses, 
Ausdeiinung des Gesetzes v. 'HL März 
1874 (It. G. Bl. Nr. 29j auf dasselbe. 
Min. Vd-. V. IG. Dec. 1«7(>, R. O. Bl. Nr. 
! >'.>. V U lÜL 

SehiCHM- und Sprenppulver, B'*stinimun- 
genülter cios-»en Beförderunp im internen 
österr. - unpar. Verkehre , Anfmnf^ zum 
Berr. H. pl.. V K n'>5. 

Sehleppbaiineii, Project-? für — , §. L2 
H- M. Vdp. V. 1^ Fel.r. 1871, R. G. Bi. 
Nr. 8, III. idirmal IL M. Vdg. v. 

2ö. Jänn. r 1879, R. G. Bi. Nr. 19). 

ScIlleHien, LundeHpesotz v. Jännt'r 
1873. G. Bl. Nr. 12. betr. HerstiMluriL' 
unil Eriialtunp von Zufulirtitstrasoen, V 
L 132. 

SvhleNiNcheCi ntralbnhn. s.M a Ii r i se h- 
scIileM^ohe CtMitralbalin ; — Nor^lbahn, 
s. M ä h r i p r Ii - ^cllle8i6.(■he Nordbahn. j 

Schneepflugrahrten , Intervall bei | 
denöelht-n, IL M. Erl. v. L IVc 1865. 
Z. Gl CO, L m (II. AuH. 132) : — und 
(tlatteis.Art.:t9 Ve r k . - G i u 1 1 d /. ü pe , V 1 , 2.S.'>. 

SchUnborg. Mährische Or<*iizbalin. 

Schübling«.' und Strüflinpe, Beförderunp 
dersell.en, IL M. Vdg. v. 2iLAupu!»t 1872, 
Z. 22977. V 1, 384; Berörderuntrshtdin- 
punpen, iL M. Erl. v. LiL Febr. 1873, Z. 
4179. V U liÄi. 

Sc'hutx* strafreohtliehcr, df'r Eisenbahnen, 
L IUI (II. Aurt. 267); III, 3i7j IV, 140; 
Bahnfxdizei und Strafreclit. V 1_. .HOL 

Sehotsschlenen, ilercn Entbehrlichkeit 
bei\Vepüliorsetzunp(«n.G.Bau-I)i<>ns.-Erl. 
v. L Jänner 1851. Z. 15867, L^J; — u. 
Leithölzer bei Niveaukreuzungen, Q. L 
Erl. v. IL Febr. 1876. Z. 392^ V L 176. 

SehwadowitB -Landshut und Wilden- 
sehwert-Glatz . Ei.senbahnanschiii^8e , s. 
l're u sse 11^ 

SchweiE» ^>taatsverträpe über Eibenbahn- 
anschliisse: v. 21* August 1870, R. G. Bl. 
Nr. 13 ex 1871, betr. Herstellung der 
Eisenbahn von Lindau über Brcgenz 
nach J>t. Margarethen und von Feldkireh 
nach Buchs, III, 378: — Uebereinkom- 
men v. 2. August 1872, R. O. Bl. Nr. aü 



ex 1873, wegen Regelung des Zolblien- 
-stes in St. Margarethen u. Buehs, V 1. 731. 
ScbonleOf s. Dalmatiner Staat^f-ahn. 
fttecuiidUrbahuCD« Bauerieichterungen 
für solche, H. M. Erl. v. HL April 187.». Z. 
10871, V L 172: — In^beK Secundär- 
bahn von Jstadt Elbogen zur Station 
Elbogen - Neusattel , Constitiitiv - Urkun- 
den, V 2j 891; vgl. auch Constitutiv- 
T.'rkunden der n i e d e r ö s te r r. ?>üdwe#t- 
baiinen ! dermal k. k. niederösterr. Staats- 
bahneni und der Staatsbahnen Kriegs- 
dorf- Kömcrstadt, U n t e rd ra u b u rp- 
Wolf.sberg. M ü rzz u sc h 1 ag - Neubt-rg, 
E r b er sd o r f- Würbenthai. 
NeineMtral-AuMweise über unbeeidete 
Bahnbedien-'tet"', G. L Erl. v. LL Mai 
1876, Z. 0,'i2o, V l_j yj — über zurück- 
gelegte I.ocomotiv- und Wasfeu-Achf- 
meilen. G. L Erl. v. LL Juni 1X75, Z. 
6142. V L 'ÜL 
Nequc'Htralion von Eisenbahnen durch 
den Staat, §. 12 Concess.-Ges., 1* äfi i bei 
garanlirten Bahnen erweitert durch Oe.*. 
V. LL I>oc. 1877. R. G Bl. Nr. 112.. 
Servituten, gesetzliche, an Bergwerk*- 
Eisenbahnen. Bestimmungen darüber, 
LH. 

Senchen - Grenxbesirk» A usst<dlung 
von Certificat'-n in demselben nach §. 27, 
lit. r de» Rinderpest-Ges., s. Rinder- 
]> es t. 

Sicherheit des Eisenbahnbetriebes. Be- 
stimmungen zur Wahrung derselben, L 
l.'i9: III. 310; IV, 64i 8. auch bei 
III. Kisenbahnbetrieb . V L 177 ; — des 
Lebens, Vergeben gegen die — . §. ä3i 
Straf-Ges., L 21iÜ (H. Aufl. 270); — kSr- 
perliche. Handlungen oder Unterlassun- 
L'en gegen dieselbe. 431 . 432 Straf- 
Ges.. L ^ (II- Aufl. 271 1; — insbesAn- 
dere Lebertretunpen der beiinEis«*nbahn- 
betriebe angestellten Personen, §. 433 
Straf-Ges.. I, 2ii2 iIL Aufl. 272V 
Sicherheit!» -Orf^ane, Betreten der 
Eisenbahnen durch dieselben, iL M. ErL 
V. liL N'iv. 1S52. Z. 22«»I1. L LAL 
SicherheitMriIcksichten bei Erbau- 
ung eiserner Brüeken, s. Brücke«. 
Sifcnale und Bewachung der Bahn. §§. 
41— Ü Betr. Ordg., L IM IL Aufl. 134); 
— und Hilfsmittel, Ausrüstung der Züge 
mit denselben. ».Züge; — überhaupt 
s. Signalwese», V 1^ 196; auch 
S i p n a l o r d n u n g. 
SiKnaiordnuDK für die Eisenbahnen 
I Oesterieich-Unparas, V L i deren 
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Einführung zufolge Kundmachung des | 
Handelsministerium» v. HL Febr. 1877, 1 
R. <i. Bl. Xr. 10^ V L 199; — liestim- j 
muiig der Anfangs- und Kndpuncte der j 
cromeinsnmen Bahnlinien ^anlüsslich der 1 
KinfiiJirung der neuen Signalordnune', ' 
IL M. Vdg. V. liL Febr. 1S77, Z. 3400, 
V Ii 200 ; — Umarbeitung der Diensles- 
instructionen mit Beziehung auf die neue 
Signalordnuiig und die Orundzüge für 
den Verkelirsdit-nst, M.'Erl. v. liL 
Febr. 1877, Z. 3400. V 1^ -219. 

8i|cnirang der Siücitguter. IL M. Erl. v. 
'2.-S. Sept. 1870, Z. -28914, V 1^ 39<). 

Silberxahlungen der Parteien, An- 
nahme derselben, iL M. Erl. v. ü Febr. j 
1863, Z. 14.'j3 u. 15, Dec. lrt6S. Z. 20S70, ; 
I iL Aufl.), 2LL 

fitiverich, s. Dalmatiner Staattsbahn. 

Sonumertarife, ermääsigte, fUrKoblen- 
scndungen, IL M. Erl. v. ISh. März 1871, 
Z. 2734, I (II. Aufl. 337); III, 323. 

Sonu- und Feettage, deren Nichtein- 
rcehnung bei der Ankunft auf österr. 
Bestimniungsstatiunen ind. Lieferfristen, 
fi.LKrI. V. iilLJuli 187C,Z. 9r)H7 V 1. 399. 

Spalato, 8. Dalmatjiner Staatsbahn.' 

Specielle Bestimmungen über Conces- 
sionirung von Bergwerksbuhnen und 
Tramway»4. I, 43; — Nachträge hiczn, 
III, 290'; V L [OL 

SpeiMe - Merviec von Donebauer für 
Muiilzeiten im Coup6, G. LErl. v. Juni 
lfS77, Z. .'il36. V L 320. 

Spitmweiehen, Vermeidung des Befah- 
rens dericlben, tL M. Vdg. v. lü. Mai 
1876, Z. 1557, V U -2 -20. 

Sprengarbeiten, Vorsichten hei Aus- 
führung derselben, G. L Erl. v. 12» März 
1H75, Z. 2168, V U 155. 

Sprengntinen für Brücken, Befolgung 
der Weisungen der Militärbehörden über 
deren Anlage, H. M. Erl. v. L-'uni 1872, 
Z. 9505, IV, 45i Vorrichtungen bei 
Neuanlagen. IL M. Erl. v. L Juli 1874, 
Z. 17973, V Ij 160; — bei Reconetruc- 
tionen, IL M. Erl. v. ilL August 1874, Z. 
27100, V L liüi^ 

Sprengmnnition, aus Dynamit er- 
zeugte. Behandlung militärärarischer Sen- 
dungen, IL M. Erl. v. 4. Sept. 1873, Z. 
29.S65, V 1^ lia. 

8taalllehe Collaudirung, s. Collau- 
d i r u n p. 

StaatHbahnen, Verpflichtungen der bei 
denselben anget'tellien Beamten u.Dicner, j 
§§. 55—57 Betr. Ordg., L iMi — der- \ 



malige, k. k., Constilutiv-Urkunden : im 
Allgemeinen, V 2. I; — Tarnow-Lelu- 
chow-Eisenbahn, IV, 663; V i Uü — 
Istrianer Sta.-itsbahn, V 2, 28; — Dalma- 
tiner Staatsbahn, V 2, 38i — Staatsbahn 
Rnkonitz-Protivin, V2, 43; — Donauufcr- 
StaatHb;ihn, V 2^ 72 ; — Dnicster-Staats- 
bahn, IV, 507; V 2, Z9i — St.iatsbahn 
Braiinau-Strasswnleheii (Steindorf). IV, 
569 ; V 2i 98J - Tarvis-Pontafel, V 2^ 
123; — Unter Draubur^r-Wolfsberg, V 2^ 
124 ; — Miirzzuschlag- Neuberg V 2^ 126 ; 
— Kriegedorf-Uömerstadt, V 2^ 128; — 
Erbers-Iorf- Würbenthai. V 2, 129; — vor- 
malige, llerstclluns; und Erhaltung der 
Auffahrten zu denselben, Hofkzldecr. v. 
ä. Febr. 1846. I. 91 ; — vormalige, deren 
Begrenzung( Vermarkung) mit Ausschluss 
der Zulahrts^strasscn, IL M. Erl. v. 211. 
April 1S52, Z. 7371, L ^ 
Staatübehörden, CourtoL^ie im Dienst- 
verkehre <ler Priv.it-Eisenbahnverwal- 
tungen mit denselben, iL M. Erl. v. ü 
August 1856. Z. 20759, |. IIL 
Staatsbetrieb von Eisenbahnen, Ver- 
pflichtungen der iiiebei jingestellten Be- 
amten und Diener. §. 5i2 Betr. Ordg., 
Ii 138; — 8. au'h Sequestration (bei 
garantirten Bahnen Oes. v. LL l>ec. 1877, 
R. G. Bl. \r. 1 12 . 
Staatii-KiHenbahubauten, Bestim- 
mungen über die Mauthfreiheit der dazu 
erforderlichen Materialien, I. Ul4 ; — 
Erricljtung der k. k. Direction für Siaats- 
Eisenbahnbauten, §. Iii IL M. Vdg. y. 
I>fi. August 1875, R.G.BI. Nr. 1_16, V L i. 
StaatM-KiMenbahn-€iefiellHcliart, 
Oesterreichische, s.Ocsterreichische 
StrtHts'eiyenbahn-Gesellschaft. 
StaatsgarautieoUechnimgen, V 1_, 100; 
insbesondere Controle des Obersten 
Rechnungshofes über geleistete Vor- 
uchüss-. IL M. Erl. v. liL Juni 1873. Z. 
18297. V L 100; Verbuchung der Zinsen 
für Staatsvorschüsfe, iL M. Erl. v. iL 
Juli 1873, Z. 19920, V L 100; Verbuchung 
der in ausländiFelier Wäbning vorkom- 
menden Beträge, IL M. Vdg. v. L Jänner 
1877, Z. 39948, V 4, 101; ~ Errichtung 
d. Garantie-Kechnungscommission, iL M. 
Verfügung v. LIL Jänner 1»77, Z. 33^ V 
Ij 103; — Verbucluing d. Vorschüsse für 
Frühjahrs-Coupons, V 1^ 1 03. 
StaatHgrandgesetse, deren Beschwö- 
rung im Diensteide der Eisenbahn-An- 
gestellten, IL M. Erl. v. '2iL Jirtü 1869, 
Z. 3014, V 1^ lÜlL 
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fiitaaf Kvertrttge über Eisenbahnan- 
schlüsse u. Ö8U*rrcichi8che Conressionen 
auswärtiger Bahnunternelimunpfn , Ij 
379; — Nachträge hiezu, III, 369; IV, 
23 1 ; V 623: — im Besonderen s. bei 
den einzelnen Staaten, u. zwar Bayern, 
Deutsches Reich, Italien, Prcus- 
sen, Rumänien, Russland, Sacli 7 
»en, Schweiz. 

StandoMaaMwelMed.Betricbspersonale, 
deren Vorl.ipc, §. 6i Betr. Ord«:., M. 
Erl. V. März 186.'>, Z. 14.')9ä, L IMJ 
e. Per.«onalien u. E videnzhaltunfy 
der B«'ainten und Diener. 

Stanislau-Stryi- und Lemberg- Stryi- 
Beskid-f^isenbahn, siehe Erzherzog 
Albrefht-Bahn. 

Stationen, Einfriedung der Objecte in 
deren Nähe, IL M. Erl. v. Nov. 1852, 
Z. 1Ö219. |. 90j — deren Projecte und 
Feststellung, §§. ö u. fi IL M. Vdg. v. L 
Febr. 1871, R. G. Bl. Nr. 8, III, 
(dermal IL M. Vdg. v. üä^ Jänner 1879, 
R. G. Bl. Nr. 19i. 

StatlonM-DeckunKMHiKuale, Grund- 1 
züge für deren Aul&tellung 11. Anwendung, 
IL M. Erl. V. 21. Febr. 1870, Z. 3778, 
III, 310; — Zulai-sung elektro-magne- 
tischer Motoren bei denselben. iL M. 
Erl. V. a. Mai 1873, Z. 8(»25, V \^ 196; 
6. auch Signal-Ordnung. 

StationMoinfriedungcn, deren Ent- ^ 
behrlichkcit. IL M. Erl. v. tL Mär/. 1855, 
Z. 1739. LlilL 

StattonHnainen, deren Anbringung an 
den Aufnahnisgebäudeii. O. L Erl. v. lü» | 
Oct. 1«71. Z. S>)94. V U aiü. 

Stationftplttn«s beim Reichs-Kriegs- 
Ministeriiim erliegende, deren Rectifi- 
eirung. s. R f r t i f i <• i r u n g. 

StationMpItttse, s. Stationen. 

StatlstiH«h« Berichte der Conimission 
für «las Unfallswesen , tL M. Erl. v. 1 . Sept. 
187."i, Z. 24662, V I_j21il; — Vorlagen in 
Folge der Einführung neuer Formulnrien 
für die Eisenbahn-Statistik, O. L Erl. v. 
iL .Jänner 1876. Z 13256, V 1^ 98. 

StatiNfiMChefi Departement im Handels- 
ministerium, de.«8en Errichtung und Wir- 
kungskreis. IL M. Erl. V. 1:L März 1872. 
Z. 6163. I n\. Aufl.). 400; IV, 20^* 

StaliMtik, L 21iä (II. Aufl. 385); III, 
338: IV. 199;V 1. 89; — insbesondere 
Indu-stric-Statistik. G. L Circ. v. L Juli 
187.«), Z. 6774, V LMi — Eisenbahn- 
Sratislik, Einführung neuer Formularien, 
ILM. Erl. V. 21L Nov. 1875, Z. 30988, V 1^ 



ää; hiernach zu erstattende Vorlagen, 
G. L Erl. V. iL Jänner 1876, Z. 13256, 

V Ij ÜiL 

Steg, 8. Ebe n 8 e e- Ischl-Steger Eisen- 
bahn. 

Steiermark, Landesges. über Zufahrt«- 

ßtrass.-n v. UL Oct. 1869, III, 294. 
Steinpelbefrelnng der Militär-Fahr- 
und Fracbtkarten, Circ. Vdg. des Reiclis- 
Kriegs-Min. v. 3!L Juli 1873, Abth. 11, 
Nr. 2336, V 1^ 612: — der Militär- 
Frachtbriefe, IL M. Erl. V. 8^ Mai 1877, 
Z. 12621, V L lülx 
Stempelpflicht, Erfüllung derselben 
bei Eingaben und Firmazeichnung auf 
denselben, IL M. Erl. v. Li. Dec. 1876, 
Z. 2763, V L 14j — für die Zahlungs- 
Iist«*n der Eisenbahnbediensteten. iL M. 
Erl. v. 2iL Nov. 1875. Z. 19554, V L 
496; — der Fraciitbrief-Duplicnte. IL_M» 
Erl. V. liL N' v. 1872. Z. 20576. V 
402 ; IL M. Erl. v. 2^ April 1873, Z. 
9877, V L IMz 
Stempel-ReTlslonen, deren Vornahme 
I bei Privateisenbahn- Verwaltungen. F. M. 
Erl. V. 1^ Oct. 1863. Z. .50474. L lAL 
Sternberg« Mährisch Schönberg - Reichs- 
grenze, s. Mährische Grenzbabn. 
Stenerbefrelnngen f. neue Eisenbahn- 
linien, vormalige <iesetzo V. 2iL Mai 1869, 
R. G. Bl. Nr. 82. L Iii — V. ÜL April 
1870, R. fj.Bl. Nr. 56.3 LLl - für einzelne 
Eisenbahn - Unternehmungen , vgl. die 
betreffenden Constitutiv-Urkunden. 
Steuern und Gebühren, Entrichtung von 
I solchen, 1^ 3JJL ; — Nachträge hiezu, III, 
345 ; V 1. 494; — bezüglich der gemein- 
samenUntenielimungen.R. auchU n par n; 
— deren Entrichtung von Privateisen- 
bahnen, fii Betr. Ordg.. I^ 142; — 
deren Umschreibung bei zum Eisenbahn- 
baue in .\nspruch genommenen Grund- 
stücken, Regelung des Vorganges bei 
derselben, IL M. Vdg. v. IS. Nov. 1874, 
R.G.Bl. Nr. I41j V I, Ujj — F.M.Erl. 
V. 2L Nov. 1874, Z. 29276, V L 118. 
Stellfuhren zu Bahnhöfen, deren Er- 
richtung. IL M. Erl. V. Ifii October u. L2- 
Nov. 1855. Z. 20892, L IM (U. Aufl. 
2381. 

Stirnthihren, deren Anbringung in ei- 
nein Theile der gedeckten Lastwagen, 
IL M. Erl. V. liL Mai 1876, Z. 13946, 

V L nh. 

strafen gegen die Direction u. Mitglieder 
der Eisenbahn-Unteniehmungen. §. Üä 
Betr. Ordg., L (H- Aufl. 149). 
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Strargerichtlicb verpönte Handlungen [ 
der Angestellten der Bahn, §. til Betr. i 
Ordg., Llü I II. Aufl. löuj; — ( nter- 
sucliungen gegen Ei^enbahnbeamte oder 
wegen straflmrer Handlungen gegen die 
öffeutliche SieherLeit auf' Eisenb-ahnen, i 
Bf'kanntgabe des Ergebnisses an die 
Oeiieral-Inspection, Justiz-Min. Erl. v. iLL. 
Mai 18'>6, Z H)6->4. 2ÜÜ ■ II. Aufl. 21äl. 

Straf recht) Bestiinimingen zum Schutze ' 
der Eisenbahnen, L 1^ '^I- 
insbesondere materielles Strat'reoht, 
m i ll. Aufl. -JOO); — formelle«, |. 204 ; 
^11. Aufl. 275); — Nachträge hiezu, III, 
317: IV, IH) : Bahnpolizei u. Stral'recht 

Strakonitx, Eisenbahnansehluss nach 
l'assau. 8. Bayern. 

StraMHen» deren Kreuzungen mit Eisen- 
bahnen, s. N i V «'a u k r e u z u nge n ; — 
zur Verbindung der Stationen u. Halt- 
stellen mit den iiächstgelegonen Ort- 
schaften, s. Zufahrtsstrassen. 

Sl raMMOiibahiioii, s. Trn uiw.i ys. 

StraftMCnbrilckC'ii über p^i«ienbahn* n, 
deren Erprobung, IL M. Erl. v. 2» März 

1870, Z. 131 C, V 1^ Iii, 
StraHHwalcheii« s. Braunau - Strass- 

Nvab liner Eisenliahn. 
StratC'KiMVh wichtige Brüekcnobjecte, 
Vorgang bei deren.\nlegung,s. Brücken- 
o bj erte. 

Strecke, Anhalten auf derselben, Art. 28 
Vf rk.-Gruiidzüge, V U iiAI- 

Strecken- und WeiehenwUehfcr, Ucber- 
wacliung dos Ziigsverkehrs durch die- 
selben, Art. 22 Vcrk. -Grundzüge, V 1,212. 

StreckenxagHgttter,dercnBehandlung 
im AnPiigescheinverfahren, F. M. Erl. v. 
2. Febr. 1864, K. G. Bl. Nr. 8, I^ 362; — 
Gestattung der .^bfertig^ng solcher im 
Ansageverfahren bei einigen Zollünitern, 
F. M. Erl. V. 2ih Mai 1876, Z. 12095, 
R. G. Bl. Nr. 75^ V 1. 485; — Verfahren, 
abgekürztes, Ermächtigung der Neben- 
zollümter Aloisburg uud Ober-Henners- 
dorf hiezti, F. M. Erl. v. 23, Oct. 1876, 
Z. 26239, V r, Aüli. 

Streitigkeiten zwischen dem Publicum 
und dem Bahn-Dienstpersonale. deren 
Entscheidung, §. 3 B<-tr. Begl.. V L a2iL 

Strohpapier, Verbut der auf solchem 
gezeichneten Pläne. G. L Eil. v. 16. Mai 

1871, Z. 3045, III. 284. 
Stryl-Chyrow . s. I.)n iester - Bahn; — 

-Lemberg und Slryi-Stani?ilau, s. Erz- 
herzog .\lbrecht-Bahn. 



Stückgüter, Einführung der Signirung 
derselben, iL M. Erl. v. 2fi. Sept. 1876, 
Z. 2M')U, V 3iliL 

StuhlwelMMenburg-Kaab-Grax, s. 

Ungarische Westbjihn. 

Südbahn-GeMellMchaft, k. k. priv., 
Coiistitiitiv-Urkundeji , II 161 ; — 
Nachträge hiezu, III, 415; IV, 279; 
V2, — insbesondere (Joncessions- 

Urk. V. 2;L Sept. 1858, II 1^ 197 ; — 
Aenderungen, Uebereinkommon v. 21i. 
Nov. 1861, II Ii 256; — Umwandlung 
der Garantie und Triester Hafenbau, 
Vertrag v. LIk April 1867, II 1^ 266 ; — 
St'parat-Uebereinkomnjen v. LL April 
1867, betr. Zahlung des Kaufschillings- 
restes der lombardisch .venetianischen 
Staatsbahnen, II 1, 2.s3 ; — Ueberein- 
kommen v. 2L Juli 1869, hctr. Villach- 
Franzensfeste und St. Peter-Fiume, II L 
288 ; — Zusatz-Art. zu demselben v. ÜÜ* 
Jänner 1870, III, 415; — Uoncess. für 
den ungarischen Theil der Linie St. Peter- 
Fiume, Ges.-Art. XXXVII: 1870, III, 
416 ; — Ges. v. ÜL Mai und Vertrag v. 
lÜx Juni 1874, betr. Aendorungon des 
1867 er Vertrages, V 2^ 267; — Ges. v. 
tL April 1877 und Protokollar-Ueberein- 
kommen v. 2i. Febr. ls76, betr. Ab- 
trennung der itulieiiischen Linien, V 2^ 
270: — Stntutt n, V 2. 248; - Trennung 
d. oberitjilienischcn Net/e^. s. Italien. 

Süd-3iorddeutiiche Verbindung!»- 
bahn, k. k. priv., Constit.-Urkiinden, II L 
623; — Nachträge hiezu, III. 449: IV, 
313; V 2^ 603; in.- bes. Concess.-Urk. 
v. liL Juni 1856, II 1^ 625; — v. 22. 
August 1865 f. Schwadowitz-Königshain, 
II L. 037 ; — Na<'htrag8vorir«g v. Ü 
Dec. 1864, resp. 2i März 1867. II 1^ 
filü: — Concess.-Urk. v. März 1872, 
fürReiehenberg-Seitlenbergu. Eisenbrod- 
Tannwald, IV, 332 ; — Garantie-Er- 
höhung, Ges. V. 4. Mai 1873. V 2^ 606; 
— Statuten (seither geändert), IV, 3 1 3. 

Südwestbahnen, s. Niede^röster- 
reichische Südwestbahnen. 



T. 

Tabakrauchen in den Personenwagen, 
§. 22 Betr. K< gl.. V 1^ 33 1 : Einführuntr 
von Coupe's III. Cl. für Nielftraueher. 
G. L Erl. V. |_L N- v. 1874, Z. 10023, 
ebenda. 
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Tabellen Uhrr Baufortschritt, gleich- | 
mÜBsige Ausfüllung derjfelben, *i. L Erl. 
V. UL .liinner IH71, Z. 256^ V U 171. 

TageM-Rapporte iiher den Verkehr der 
Züge, deren Einführung, IL M. Erl. v. 
2. März lHo'2, Z. 4671, L 1^ ^'J- Aufl. 
218', f«. auch Verkehrs- Kapporte. 

Tarife im AUg., insbesondere deren Be- 
kanntmachung und Einhaltung, §. A ff 
Betr.Ordg.,LI^(II- Aufl. 1_19] ;— deren 
Vorlage an die Staatsverwaltung, 60. 
fil Betr. Ordg., I. 142; — deren Ueber- 
wachung durch die General-Inspection, 
§. 12 Betr. Ordg., I, 14t>; — monatliche 
Nachweisung der eingetretenen Aende- 
rungen. G. L Erl. v. LL Juli 1870. Z. 
.3064, III. 309; — deren rechtzeitige 
Vorlage, IL M. Erl. v. März 1«72. Z. 
269. IV, ö8j — Form der Affiehirung 
derselben u. des Betr. Regl., IL M. Erl. i 
V. 26, Oct. 1873, Z. 30591. V 1^ 437; — 
Publicirung der Lieferzeiten in denselben, ' 
H. M. Erl. V. 2äL Nov. 1874. Z. 38485, 
V Ij 437 : — deren Veröffentlichung 
durch das Centraiblatt, IL M. Erl. v. 28, 
März 1875, Z. 7428, V Uli ~ Vor- 
lagen überhaupt, deren Bolmndlung und 
Uebertragung der Erledigung an die 
General-Inspection. IL M. Erl. v. liL Mai 
1876, Z. 14178, V 1, 443; — Vorlage 
von Exemplaren an die F'achrechn<ings- 
Abtlieilung des Reichs- Kriegsministe- 
riums. iL M. Erl. V. liLSept. 1875, Z. 
2H953, V 1^ 595 ; — Interpretationen u. 
Ergänzungen zu denselben, Vorgang be- ' 
züglich deren Vorlage ii. Kundmachung, 
G. L Erl. V. -ÜL Juni 1877, Z. 6217, V L 
449 ; — insbesondere Personen-, An- 
bringung von Falirpreistafeln, G. L Erl. i 
V. LL März 1867, Z. 561_. L Liü (II. Aufl. 
120) ; — Maximaltarife (dermal irerCL'elt 
durch Ges. v. Li, Juli 1877. K. G. Bl. Nr. I 
64 ) ; — insbesondere Fr.ichten-, Vor- I 
sorge für deren Publicirung und Zugäng- 
lichkeit, IL M. Erl. v. üiL Oct. 1868, Z. 
908, L Aufl. 120); — directe, 

mit dem Auslände, Grundsätze für deren 
Bildung und die Ausscheidung der österr. 
Strecken-Antheile, IL M. Erl. v. iüL Juni 
1875, Z. 153S6, \ 1, Löfi; s. im Uebrigen 
Tarif änderuiigen, Tarif begü nsti- 
gungen, Tarifreform. 
Tarirttnderunicen» deren Ankündi- 
gung. Vorlage und Bekanntgabe, IL M. 
Erl. v. 6. Dec. 1H76, Z. 31434. V i. 416; 
— Vorlage v. Circularien über solche, G.L 
Erl. V. 2. März 1877, Z. 2420, V L 446. 



Tarifanicelegenheiten , deren Be- 
hanillunir u. Uebertragung d. Erledigung 
der Vorlagen an die General-Inspection, 
IL M. Erl. v. LL Mai 1876, Z. 14178, 

V I, 443. 

TarirbeglkuHf igangen im Frachten - 
verkelire, Ertheihing solcher u. Monats- 
ausweise über dieselben, IL M. Erl. v. 
HL Mai 1875, Z. 11626, V 1, 440; — im 
Personenverkehrc G. L Erl. v. LL Juni 
1877. Z. 6563. V h 443. 

TarirbeHfinimuiigeu für Wagen - 
ladungsgüter, Einführung derselben, H. 
M. Erl. v. 16. Juni 1873, Z. 18027, V L, 
436. 

Tarlfirung von Langholz, IL M. Erl. v. 
2. Dec. 1874, Z. 34944, V 1^ 438. — von 
Glaswaaren in Ki-'ten oder Steigen. G. L 
Erl. V. iL Juni 1877. Z. 4994. V 1^ iXA. 

Tarirkundinaehungeu, deren genaue 
l>atirung, IL M. Erl. v, 18» Jänner 1875, 
Z. 42»>77, V U 4.t9. 

Tarf rreforni, V L 458; — insbesondere 
deren Einleitung, IL M, Erl. v. 24» 
August 1874, Z. 1460, V U 4 öS; — 
provisorische Fortdauer der bestehenden 
Tarife auch nach dem L Jänner 1876, 
IL M. Erl. V. älL Juli 1875, Z. 23000, 

V L 85j — Aufstellung neuer Maximal- 
Einheitssätzo, iL M. Erl. v. 16, Augu«t 
1875. Z. 26285. V L 459: — Umrechnung 
auf Metermass und einlieirliche Reform, 
IL M. Erl. V. tL März 1876. Z. 7066, V 
L l&J ; — Einführung der neuen 'larife 
bis spätestens L Jänner 1877, H. M. P3rl. 
V. Juni 1876, Z. 16264, V L lß2 ; ( — 
Maximaltarife für die PersonenbeH^r- 
derung, Ges, v. La. Juli 1877, R. G, Bl. 
Nr. ÜLl 

TarirweHen, V L 436, s. auch Tarife, 
T a r i f ä n d e r u n g e n , T a r i f a n g e 1 e - 
ge n heilen, Tarifbegünstigun gen, 
Tnr i f be s t i m m u n ge n. Tar i f ro form. 

Tarnow-Leluchow Eisenb.ihn, Consti- 
tutiv-Urkunden , IV, 663; k. k. Staats - 
bahn, V 2, Ui. 

Tarvif4-I*<>nf afVI , k. k. Staat.'-bahn, 
Constitutiv-l'rkunden, V 2. l^iL 

Taxbehandlnng der Eisenbahn-Privi- 
legien (Concessionen) F, M. Entscheidung 
v. LL Sept. 1873, Z. 23,502, V L 1^ 

Teehniker, absolvirte, mit Abgangs- 
zeugnissen u. Diplomen d. reorganisirten 
technischen Hochschulen, deren beson- 
dere Eignung für den Eisenbahndienst, 
IL M. Erl. v. L April 1871, Z. 5544, III, 
306. 
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TcekiilMhe Orimne, deren Beisiebtmg | 

zu (l.Mi Li-c;ilorli<'bunp'en bei Ermittlung : 
der Eisenbaliu-Gnindstncke, Erl. d. Min. 
d. Inn. T. 8. März 1877, Z. 2218, V 
1,67. 

TcehnlMli - mllitärlHchc Rovision. 

deren Vornalime, ."5 ii. l II. M. ViIl'. v. 1. 
Febr. 1.^71, R. G. in. Nr. s, III, -'77; — 
Bei«iehiin|ir Ton Vertretern d. Handels- u. 
Hrwi rliok.iniin« rn /u ilorsolhf-n . H. M. 
Veiliigung v. 20. Dtc. ls7l, Z. 24038, 

IV, 4.1 ; — Vertretunpd. Montanhehörden 
l>ei denselben, H. M. V.Tiii^junt; v. 13. 
.läririf'r 1871. Z. I.T_»r,7. V 1. 171 'all 
dies dermAi neu geregelt diin h H. M. Vdg. 
Y. So. J2nner 1879, R. Q. Bl. Nr. 19) ; — 
und politisirlie Begelningon. Instruction 
für di«' dnluM intet v«»Tiir<*ndon Officier^ v. 
22. Jänner lJ>77. V l, Iii;». 

T(idhBts«li-pollsefli«lie PHffung von 

Eisenbahnen hcluilV ticr*'ti EiöfTiunp. 
Betr. Ord-. 1, Illt II.Autl. 117 »; 
Vorgang bei dt r«< Iben. H. M. Vdg. v. 6. 
Oet. 1875, Z. 31197, V 1, 178 (ygl. auch 
II. M. Vdg. V. 2.1. Jiinncr 1879, R.G.Bl. 
Nr. 11) ; ~ der LoeomotiTeni s.Loco- 
mo t i V e. n. 

Telegramme» deren entsprechende Ab- 
fassung; mit Angabe der Firma, G. I. Erl. 

V. 1.'). m;;iz |S7:^. Z. isit;-,. V i, 1.3. 
Telegraphenl«itungC'n, deren Aninge 

ober der Babn, O. T. Erl. t. 23. Mfirz 
1878, Z. 2018. V I. •_»^7. 
Telegraphen -l*rot4»kull. Ein trasrnncr 
der Eisenbahnbelrielig - Depeschen in 
daaeelbe, Tel.Dions. ErL r. 9. April 1871, 
Z. -JIM». III, 2SH. 

TelegrapliiNehe Anzeige von Unfällen 

etc., R. Afiselge. 
Teplitx, s. A ussig-Teplitser Eisenbahn» 

Termine, deren Einlialtiinp seitens der 
Bahnverwaltungcn, II. M. Erl. v. Jiinncr 
1871, Z. 838, III, 309; -> Emouening 
dir>«PN Gebote?. H, M. Erl. v, 9. Joni 
1876, Z. 15248, V 1, 13. 

Tetaelien, s. Nftnburi^-Tetseben nnd 

Wilde nsfh wert- Nied«' rlijtka er Eisenbahn. 

ThatbeNtand bei Urif.iilon. Renehinen 
d. Eiseiibahnbetriebs-Urganc lun^i<-)itlieii 
der Erhebanfr desselben und gegenüber 
den SUatBbehörden, II. M. Erl. v. 12. 
Aupust 185»".. Z. •_»o7.-)«.<. I, III. 

ThelliielialdverHchreibungeny ge- 
meinsame Vertretung der Rechte der 
Betitser und biieherliche Behandlung der 



fQr solche eingerlumten Hypothekar* 
rechte. Ge8.T.«4. April Is74. R.O.FI. Nr. 
49, Vi, lü; p. go me i n saine Vertretung. 
Thiere» lebende, deren Annahme zur 
BefSrderunß, §. 40 Betr. Regl,. V 1, .$39; 
— deren Ret'örderunp. Absehn. II r Hetr. 
liegL, V 1, 339; — kranke und wilde, 
Aussehlieseung derselben, §. 40 ebenda, 
339; — BefSTderung derselben, |. 43 
ebenda. ;i4I. 
Tkierittebe Uobproducte und .^btaUe, 
deren Deeinfeetion, Min. Vdg. t. 1. Febr. 
isT.s. R. G. ni. Nr. 20, V 1. 419. 
ThicrqnHIerei , Anwendung der für 
solche bestehenden Strafbestimmungen 
auf tJnauk öni m l i e h k eiten beim Viehtrans* 
porte. O. I. Erl. V. 18. Febr. 1874, Z. 
1 1716, V l, 430. 
Tilp'e Sicherheit!) - A p parat fflr Eisenbahn- 
fuhvw. rke. G. I. Erl. T. 26. Febr. 1876, 
Z. 161.1, V 1, 194. 
Tirol« l..andcsgesetz v. 11. Eebr. 1874, 
L. Q. Bl. Nr. 14, betr. Herstellung und 
Erhaltiincr v.m Zufalirtsfitras^sen. V 1. 140. 
TöinOs I Predeal) Eioenbahnanschiuss, s. 

Rumänien. 
TAdtangen oder körperliehe Verlet/un- 
pen von Meriseben in Folge von En'ic;- 
nungeu auf Eisenbahnen, Haftung der 
Eisenbahn - Unternehmungen fSr die- 
selben. Ges. V. 5. März 1869, R. G. BL 
Nr. 27. I. 4t»: s. aueh Haftung. 
Traeebetitinimnng von Eisenbahnen, 
deren Bekanntgabe an die Bergbehörden, 
H e r frb e h ö r d en. 
TracereYlnion, s. Teohni«ch-miU- 

tärische Revision. 
TraoirunicNarbeiten. I.eiriMin.iti'.n sn 
deren Vornaliiiif. H. M. Erl. v. 6. Aiijrnst 
1870, Z. 984, V 1, 109; Anzeige über 
den Beginn derselben, H. M. ErU ▼. 26. 
Juni 1S7J 7 ir>945, V I. 109. 
Tragkraft i. i ^Va<;trons. deren .\u8- 
nützung bei Aerarial- üütertrar>sporten, 
Girc. Vdg. des Reiehs-Kriegs-Min. t. 18. 
Sept. 1876. Abtli. 11. Nr. :5:V.I2. V 1.61.',. 
Tramwayf*» grundsätzliche Bestimmun- 
gen über deren Concesslonirung (Ah. 
Entschliessuneen v. 2f>. Febr. 1859 und 
s. März 1S67. 11. M. Erl. v. 8. Juli l.s68), 
I, 49; staatliche Genehmigung der De- 
tailprojecte, H. M. Erl. r. 4. Juli 1870, 
Z. 9054. III, 290; Beiziehunp d. r G,- 
neral-Inspeetion zu Cnumissionen. II. M. 
Erl. V. 28. Juni 1873, Z. 14801, V I, 
108; Projectsvorlage für Brflckeneon- 
structionen, H. M. Erl. t. 24. August 
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1874, Z. 23951, V 1^ l09i — Fahr- 
karten, deren Gebülircnfreiheit , Ges. v. 
iL Mai 1.S71, R. G. Bl. Nr. 39, III, 34öi 

— Abänderung dieses Gesetzes, Ges. v. 
a£L März 1875, R. G. Bl. Nr. 42, V 1, 

Traunport von feuer- und exjdosions- 
gefälirlichen Gegenständen, I^ 2fil (II. 
Aufl. 347); — Nachtrag hiezu, III, 331, 
IV, 193; V Ij 409; — insbesondere von 
Patent-Sprengpulver, U. M. Erl. v. 1. 
August 1872, Z. 6706, V 1^ 409; — von 
Petroleum , Gestattung desselben mit 
gemischten Zügen. iL M. Erl. v. 22^ Juni 
1873, Z. 21516. V 1. 410; — und Aus- 
grabung (Exhuination* von Leichen, Vdg. 
des Min. d. Inn. v. Mai 1874, K. G. Bl. 
Nr. 56, V L äiüL 

Troppaa-Vlarapafili Eisenbahn, Con- 
stitutiv-T'rkunden, V 2, 644. 

TrnppentranMport auf bayerischen 
Bahnen, Min. Erkl. v. il, April 1873, 
V l_j 684; 8. im Uebrigen Militär- 
Transport. 

Taunelc und Feblehnen, deren Unter- 
suchung, Hj. M. Erl. V. 2ä* Jänner 185.'}, 
Z. 23489, £ Li!» IL AutL 163). 

Turnau-Kralap-Prager Kisenbahn- 
Geselhchaft, k. k. priv., Constitutiv-Ur- 
kunden, II 2, 1107; IV, 427j V 2. 808; 

— insbes. Concess.-T'rk. v. 2S» August 
1863. II 2, 1109; - v. iü. August 1869 
für Neratowic-Prag, II 2, 1116; — 
Statuten, V 2^ Süfii 



U. 

Uebereinkomineu mit Ungarn wegen 
Abgrenzung des Wirkungskreises in Ei- 
senbalin-Angelegenheiten v. 2iL Juli und 
2J-. August 1868, Ij 4 ierneuert für die 
Dauer des neuen Zoll- und HanduU- 
bündnisses mit IL M. Erl. v. Juni 
1878, Z. 1026 IL M.). 

Veberfraohlen, irrig berechnete, deren 
Begleichung durch die Stationen, IL M. 
Erl. V. Iha Dec. 1868, Z. 20870, 1 (L Aufl.), 

L^ebergabe der anlä.sslich der Staats- 
eiscnbahnon aufgefülirten Bauten, Gen. 
Bau-Dinns. Erl. v. '2Ju Jänner 1S51, Z. 
1Ö855, Ij lt>3 ; — der vi.n Bahngesell- 
schaften hergestellten Wege an die 
Interessenten, H- M.Erl, v.26. Nov. 1875, 
Z. 12610, V L LLi. 



Uebergaugdbent im m u ngen bei Ein- 
führung neuer Fahrordnungen , Kund- 
machung derselben. G. L Erl. v. ^ Juli 
1874, Z. 4314, V !_. 2LL 

Uebertretungen d. Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung, Compctenz der politischi'n Be- 
hörden in solchen Fällen, Erl. des Min. 
d. Inn. V. 11. Oct. 1870, Z. 42083, 
(IL Aufl.), 276 ; III, 317. 

Ceberwachang des Bahnbetriebes von 
Seited. Polizei-Organe, §. äii Betr. Ordg., 
Ij^ 152 ; — zollänitliche , des Eisenbahn- 
verkehres ui»d Ersatz der durch dieselbe 
verursachten Kosten, F. M. ErL v. 2lL 
Jänner 1859, Z. 1998, 150; — der 
Unternehmungen in Bezug auf dasEisen- 
bahnbuch-Gcsetz, §. ä3 Ges. v. ISL Mai 
1874, R. G. Bl. Nr. 70, V 1^ 47: — der 
nächst einer Eisenbahn gelegenen Berg- 
werke, Vdg. der Bergliauptmannschatl 
Prag V. ML S' pt. 1876, Z. 1769, V L iöiL 

Ueberxahlungen im Gütertransi>orte, 
deren Rückvoi irütung, H. M. Erl. r. 4^ 
März 1870, Z. 24625, 1 iIL Aufl.!, 3.16; 
III ä2i; — Von Parteien eingehobeue, 
deren Avisirung. Q. L Erl. v. ÜIL Mai 
1876, Z. .5639. V 1^ ML 

Umrechnung d. Tarife nach metrischem 
Masse u. Gewichte, Grundlagen hietür, 
IL M. Erl. V. 8. April 1875. Z. 9044. Vi , aa. 

Uiuwandlnng <in Metermass) der alten 
Mass- und Gewichtsbestimmungen über 
Anlegung von Munitionsdepots und Pul- 
vermagazinen, Vdg. des Min. d. Inn. v. 
L Juli 1876, R. G. Bl. Nr. 99. V 1. 
1 76 ; — der Massbestimmungen der Min. 
Vdg. V. 'L Jänner 1S59, R. O. Bl. 
Nr. 25^ betr. Verhütung von Collisionen 
zwischen Eisenbahnen und Bergwerken 
Min. Vdg. V. 2iL Febr. 1877, R. G. BL 
Nr. LL ^' L lOß; — <Jer '»« Gesetze t. 
L Juli 1871 angegebenen Heizflächen, 
Min. Vdg. V. L Öct. 1875, R. G. Bl. Nr. 
131, V L 2a2x 

Unfttlle im Allg., §§. 16—18 Betr. Ordg., 
Ii ül iIL Aufl. 126); — Hilfeleistung 
bei denselben, I^ ifi2 (IL Aufl. 166; ; — 
Requirirung militärischer Hilfeleistung 
bei solciien, iL M. Erl. v. ^ Jänner 1876, 
Z. 35135, V L 299; — deren telegra- 
phische Anzeige, IL M. Erl. v. 21. Dec. 
1851, Z. 7I2I, L ^ (H. Aufl. 216); — 
und Bahnereigni>se . deren Anzeige. 
M. Erl. V. L Marz 1852. Z. 3110, T iM 
I II. Aufl. 21 7 > ; — Benehmen der Betriebs- 
organe in BetretT der Thatbestands- 
I Erhebung, IL M. Erl. v. Ü August 1856, 
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Z. 20759, Ii lAl; — Vorgang bei Er- 
hebungen Uber dieselben, O. L Erl. v. 

August 1871, Z. 5444, 1 (II. Autl.), 
218; IV, I23i — Vorhige der Berichte 
hierüber an die Cieneral-Inspection, IL 
M. Erl. V. 2L Dec. 1875, Z. ;i9034, V 1^ 
299; — Angabe der Firma in den Tele- 
grammen und der erstatteten Anzeige in 
den Berichten Uber BahnunfüHe, Q. L 
Erl. V. 2uL Nov. 1873, Z. 11345, V 1, 291 ; 

— aufStreclien unter ausländischer Ver- 
waltung, derselben obliegende Anzeige 
hierüber, iL M. Erl. v. 2iL Mai 1876, Z. 
35223, V Ij 296; — sonstige Anordnun- 
gen, in^besond. behufs deren Verhütung, 

V Ij 286; — Beobachtung der grösst- 
niöglirhsten Vorsicht bei Ausübung des 
ICisenbabndienstes , IL M. Erl. t. äL 
Sept. 1872, Z. 26048, V 286i 
sprechende Inistruirung des Personals, IL 
M. Erl. V. iL Dec. 1872, Z. 28028, V L 
286; — Anlai^e d. Telegraphenleitungen, 
G. L Erl. V. 2iL März 1873, Z. 2618, V 1^ 
äiil ; ~ Instructionsauszug behulV Hint- 
anhaltung des Verunglückens von Bahn- 
bediensteten, 0. L Erl. V. 2L. April 1873, 
Z. 3603, V Ij 288 ; - Massregeln zur 
Hintanhaltung derselben, insbesondere 
in Bezug auf Betreten der Bahn und 
Namliaftmachung der besonders eifrigen 
sowie nachlässigen Bediensteten, IL M. 
Erl. V. Juli 1873, Z. 23162, V 1^ 288; 
— - weitere Massnahmen zu deren Hint- 
aiihaltung und Einführung von Quartai- 
berichten, IL M. Erl. v. L Nov. 1873, 
Z. 37323, V L 290; ~ Verfassung der 
Quartalsberichte über Vorkehrungen zur 
WaJirung der Verkelirssicherheit, G. L 
Erl. V. a£LMärz 1874, Z. 1719, V 1, 292 ; 

— Einsetzung einer ständigen Commis- 
sion für das Unfallswesen, U. M. Erl. v. 
13, Juni 1874, Z. 19206, V 1^ 295; halb- 
jährige Berirhterstattungderselben, H.M. 
Erl. V. 1. Sept. 1875, Z. 24662, V 297: 
-' Ergebniss der zur Hintanhaltung von 
Bahnunfällen getroffenen Verfügungen 
und Belehrung des Personals, IL M. Erl. 
T. 22- Mai 1874, Z. 1 1589, V L ^iMi — 
Beobachtung der Sicherheitsvorschriften 
heim Verschieben von Eisenbahn- Fuhr- 
werken, G. I. Erl. V. S.Juni 1874, Z..'i932, 

V 1, 294; — Vorkehrungen znr Hint- 
anhaltung des Verunglüukens von Bahn- 
bediensteten und ihrer Angehörigen, 
G. L Erl. V. II. Juli 1875, Z. 7.340, V L 
297: - strenge Handhabung der Sieher- 
heitsvorschrifteo und Instandhaltung der 



Bahn, sowie d. Betriebsmittel, IL M. ErL 
V. Nov. 1875, Z. 36555, V 1^ 298i — 
insbesondere an Bergabhängen, deren 
Verhütung, Hofkzldecr. v. 2d< August 
1844, Ii 99j — beim Eisenbahnbaue, s. 
Bauunfälle. 

Ungarische Wcstbahn (Stuhlweissen- 
burg-Raab-Graz), Constitutiv-Urkanden, 
II 2i 1249; IV, 471; V 2, 540; — ins 
besondere Conce8s.-Urk. für den Ungar. 
Theil V. 11. Juli 1869, II 2. 1255; — 
für den steierischen Theil v. 2. Febr. 
1870, II 2^ 1274; — ungar. Investitions- 
Anlehen, Protokoll v. iL u. 9^ März 1876, 
V 2,570; — Uebernahme d. Obligationen 
durch «len Staat, y es.-Art. XI : 1876, V 2, 
573; — Staiuten, V 2^ 540. 

CngarlMCli-KiftlisiNelie Eisenbahn, s. 
Erste ungarisch-galizische Eisenbahn. 

Ungarn, Uebereinknmmen wegen Ab- 
grenzung <le8 Wirkungskreises in Eisen- 
bahn-Angelegenheiten V. 22. Juli und 2L. 
August 1868, 1_2 4 (erneuert für die 
Dauer des neuen Zoll- und Handels- 
bündnisses mit IL M. Erl. v. 2ä< Juni 
1878, Z. 1026 -H. M.j ; — Eisenbahn- 
Bestimmungen im Zoll- und Handels- 
bündniss v. 2L Dec. 1867, 1^ Uli — 
Theilung der Steuer von gemeinsamen 
Unternehmungen, Oes. v. 2fi. Juli 1871, 
R. G. Bl. Nr. 89i IV, 261; — Recipro- 
cität bezüglich der Staatsbürgerschaft als 
Qualification zum Eisenbahndienste, IL 
M. Krl.v. 5. Vpril 1876, Z. 8023, V 1^ Ififi. 

UnglikekNTälle beim Bahnbetriebe, s. 
Unfälle, dann Betriebsstörungen; 
— bei Eisenbahnbauten, s. Bau u n fälle. 

Unlfornpi und Dienstkleidung für Beamte 
und Diener der Privateisenbahn-Unter- 
nehmungen, Vorsehrift hierüber, IL M. 
Vdg. V. a. April 1857, R. G. Bl. Nr. 76^ 
Ij Iii (II. Aufl. 22H); — Einführungvon 
Dienstabzeichen für Inspectionsboamte 
und Portiere, IL M. Erl. v. 5. Dec. 1870, 
Z. 22940, I (IL Aufl.), 236 ; III, 316; 

Gesiattung einer Commode-Uniform 
für Bi'triebsbenmte, H. M. ErL v. ^ Juni 
1874, Z. 16792, V l_i IM* 

Untuiiffliehwerden von Locomotiven, 
tclegruphisehe An/.eige hievon im Falle 
von Verkehrsstörungen, IL M. Erl. v. 
L Sept. 1875, Z. 24662, V 1^ 2M, 

Unierbreetanng der Fahrt im Personen- 
verkelne, §. 21 Betr. Regl., V 1^ 330: — 
deren Zulässigkeit bei Reisen mit Re- 
tourkarten, G. L Erl. V. L. Nov. 1874, 
Z. 9286, V L afiiL 
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Ijnter Druuburg-ii'olfMberK, k. k. 

rtaalshahn, Constit.-Urkunden, %' '2, lj>3, 
Uul«roriirierc,uU8geUiente,VerleiLiing 
von Anstellungen an dieselben. Oes. v. 
ISL April 1872, R. CJ. Bl, Nr. 00, IV, L2j 
Ausführungsverordnung zu dem3oll»en, 
V<lg. d. Min. für l.andrsvertfaeidigung v. 
12- Juli 1872, R. Q. Bl. Nr. 98, I V, 16; 

— Vorgang bei deren Anstellunf^ nach 
der Ausführung» -Vdg. v. UL .Juli 1872, 
IL M. Erl. V. L August 1872, Z. ir,5S6, 

V I_j 73i deren Kinberufung zur Civil- 
Dienstleistung, IL_ÄL Erl. v. L Dec 1«72, 
Z. 31617, V I_i Iii — VeHeihung von 
Civil-Dionstposten an Urlauber und Re- 
servemanner und Beiziehung derselben 
zu den "VVaffenübungen, Ciro.-Reseript 
des Relchs Kriegs-Min. v. Juni 1874, 
Abth. 2^ Nr. 4152, V 1^ Zü — str^^nge 
Einhaltung der B<>8tintinungen wegen 
Verleihung von Dienstposten an dieselhon 
im Qcgensatzc zu nicht ausgedienten 
Unterofficlercn, M. Erl. v. ü Juni 
1874, Z. M2 IL M., V 1, Töj — Verlei- 
hung von Dienstposten an die jeweilig 
ältesten Anspruchsbereehtigten, IL M. 
Erl. V. L Sept. 1874, Z. 28370, V 1, 77; 

— Festsei zung der Bewerbungsfrist für 
vorbchallene Dienststellen, BL M. Erl. v. 
LL Oct. 1874, Z. 30977, V l^ 77: — An- 
aeige der Concursausschrcibung für er- 
ledigte vorbehaltene Dienstposten, IL M. 
Erl. V. 3. Dec. 1874, Z. 38379, V 1. 78; 

— Erstattung der vorgeschriebenen An- 
zeigen über «leren Anstellung, ILM. Erl. 
V. iL Mär/, 1877, Z. 20020, \ l^TSL 

l.'ii(«r«ui*liung der Bahn, UiSt (II. 
Aufl. 163); — insbesondere von Fels- 
lehnen und Tunnels, IL M. Erl. v. 2h^ 
Jänner 1863, Z. 23489, L L&S (II. Aufl. 
163} I — der Wagen, Art. I Verk.-Orund- 
züge," V Li 228. 

lTnwt*HeiitIlcheProieet«änderungen,Oe- 
nehniigung derselben, ILM.Erl. v. iL Febr. 
187", Z. 25533, III, 28:» ; dermalige 
Auslegung desselben, IL M. Erl. v. 2L 
April 1876. Z. 12173, V 1^ LLt (dermal 
neu geregelt durch IL M. Vdg. 2iL 
Jänner 1879, R. G. Bl. Nr. 19). 

Urlauber u. Reservisten, Abstempelung 
der für solche eingeführten Militärpässe, 
IL M. Erl. V. LL Jänner 1873, Z. 1428, 

V Ij 599: — Aufrechthaltung der Bei- 
ziehung der auf reservirten Dienstposten 
Angestollt^'n zu d.period. WafFenübungen, 
Cire.-Rescript d. Reichs-Kriegs-Min. v. 
13, Juni 1874,Abth. 2^Nr. 4152,V1,LL 



V. 

Verttnderang und Beschädigung der 
Bahn, §. 2S Betr. Ordg., |^ IM (II. Aufl. 

155). 

Vcrbandf arlfe und directer Verkehr, 

V L 450 ; insbesondere deren Abände- 
rung behufs Verladung gewisser Artikel 
in gedeekt<'n Wagen, IL M. Erl. v. 2S» 
Ort. 1S74, Z. 34136, V 452; — Auf- 
heliung früherer Erlässe über der«*M Vor- 
lage, ILM. Erl. V. 13, Mai 1876, Z. 14178, 

V L 443; - - Grundsätze förderen Kibluiig 
u. die Ausscheidung der osterr. Streeken- 
antheile, IL M. Erl. v. 3Ö. Juni 1865. Z. 
16^86, V L 4')G; — deren Umarb. itung 
für den Wechselverkehr mit Deutschland, 
0. L Erl. Y. UL März 1877, Z. 2740, 

V L 458. 

VerblnduugMbahn,Süd-Norddeutschc, 
S. S ü d-Nord<ieutschn Verbindllllg^l•;l•ln; 
— Wi^'ncr.s. Wiener Verbind ungsb.ihu. 

VerCBerova (Orsova), Eisen bahnan- 
scliluss, S.Rumänien. 

Verbindlichkeit der Vorschriften der 
Betriebsordnung für die privilegirten 
und eoncessionirten Eisenbahn - Unter- 
nehinuiipen, §. 2J Betr. Ordg., Li2. 

VerbuchanK der Zinsen für 8taats- 
garantie-Vorschüsse, ILM^Erl. v. 3LJuti 
1873, Z. 19920, V 1^ lOOj - der in aus- 
ländischer Währung vorkommenden Be- 
träge in den Garantierechnungen, II. M. 
Vdg. V. fL Jänner 1877, Z. 39948, V L 
lül; — der Garantievurschüsse für Fröh- 
jahrs-Coupons, V 1^ 104. . 

Verein deutscher Eisenbahn -Verwaltun- 
gen, Portofreiheit, IL M. Erl. v. 19. Not. 
1870, Z. 21371, III, 280i " deren Auf- 
hebung im Verkehre mit dem deutschen 
Reiche, IL M. Erl. v. 2, Dec. 1872, Z. 
34888, V Li HO; - s. auch Vereins- 
profil. 

Verelnrachang der periodischen, ins- 
besonderc die Personalien betreffenden 
Vorlagen, G. L Erl. v. 23. Mai 1875, 
Z. 12146, V L 

VereiuHprofll, dessen Einhaltung bei 
den Fahrbetriebsmitteln, IL M. Erl. t. 
Juli 1874, Z. 20822, V r, ütl. 

Verfahren bei Qrundeinlusungen und 
Expropriationen, vormaliges, I. 57 ; — 
Nachträge hiezu, III, 293j IV, — 
dermaligeSjVgl.Expropriationsrecht. 

VerraHMunK und Vorlage TonEisenbahn- 
Projecten und damit zusammenhängende 
Amtshandlungen, U. M. Vdg. v. i. Febr. 
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1871, R. G. Bl. Nr. 8, HI, 2Iä (Neu- 
ausga»»e v. 25. Jänner 1879, H. G. BI. 

Nr. tiüx 

Verhartang von Bediensteton dor < 'om- 
munirntionsanstalteii durfh die Militär- 
behörden, iL M. Erl. V. IL, Dec. 1852, 
£ (II. Aufl. 276) ; — von Eisenbahn- 
Angentellten, §. 176 Straf process-Ordg. 
V. 2iL Mai 1873. R. G. BL Nr. V 
306; — \on Bahnhedieiistcten, Erl. des 
Miu. des Inn. v. JL Oct. I«7.'>, Z. 3<,).S7, 
V Ij 305; — von Angestellten beim 
GiscnhahnbetricbH hiensic, Erl, de» Min. 
für l.ande»verthei'ligung v.'i. März 187G, 
Z. l'i2V^, V aöL 

Verh»ii<llangen y coiumissinnelle, s. 
Co in ni issi o nen; - - insbesondere iiiier 
rfeidebalinon . f». Tramways; -Bei 
/.iclinng eine» Vertreters der General- 
Inspection zu den letzteren, II. M. Erl. 
V. 2>L -Fuiii 1873. Z. I4S01, V L LÜfL 

Verhntang <ier von EiHenb.-ihnpn nu»- 
geliendcn Foucrgefalir, |^ ÜJ V 1 18; 
8. auch feuersichere llerMtclIungen ; 

— und Beseitigung von Collisionen 
zwischen Bergbau- und Eisenbahn Unter- 
nehmungen, Min. Vdg. V. 2L Jänner IH.')9, 
R. G. Bl. Nr. -25, I, M; Entscheidung d. 
Min. d. Inn. v. Ul Febr. IS7u, Z. JQ. 
IV, 40j Bekanntgabe von Eisenbahn- 
Concessioiien u. Traeeb •stimmungefi an 
die BergbehÖrdm, Erl. d. Min. d. Inn. v. 
ilLMai 187 LZ. 670, IV, 42; Anwendung 
iler obigen Ministerial -Verordnung auf 
Privatbahnen, Erl. d. Aekerbau-Mifi. v. 
h. Dec. 1875, Z. 12239, V KUj weitere 
Bestimmungen «. bei Collisionen; — 
der aus der Anwendung der I)an»i>fkr ift 
folgenden Gefahren, s. Dampf kraft; 

— von Unfällen an Bergabhängen, Hof- 
kzldecr. v. iiL August 1844, 1^ SIL 

Verkehr der Eisenbahnen, I^ 2ül ill. 

Aufl. 2SI); — Nachtrag hiezu, III, 3l9; 

IV, Uli Eisenbahn -Verkehr. V ^ 32LL 
VcrkchrnangelegenbeHeii , nicht 

anderweitig bezeichnete, V L 166- 
VerkehrHbeamt«'« Naehweisting iit>er 
deren Qualification, IL M. Erl. v. 6. Mai 
1870, Z. 19964, III, 30^ : Quarfalnus- 
weise 6ber geprüfte, Formular fiir die- 
selben, O. L Erl. v. liL Juli 1871, Z. 
4637, IV, 56i — Ablegung einer neuer- 
lichen Verkehrsprüfung bcbii ücbertritte 
zu einer anderen Bahnverwalf ung, O. L 
Erl. V. :»6. August 1873, Z. 8024. V 1 . 183. 
VerkehrMbcMf iminnnKen, allgemei- 
ne, I. 209 (Ii. .Aufl. 283) ; — Nachtrag 



biezu, III, 319] IV. 144i 8. auch Els- n- 
bahn -Verkehr, V 1^ 3iL 

Verkehmdientii , Berechnung der 
Probepraxis vor Zulassung zur Ausübung 
desselben, G. L Erl. v. L2. April 1873, 
Z. 3432. V L 183j — einheitlicher, V 1, 
219; — insbesondere Einführung einer 
einheitliehen Verkehrs-Instruction . IL 
M. Erl. V. 2. Oet. 1875, Z. 24011, V L 
219; — Einführung einheitlicher Grunn- 
züge der Vorschriften für deti Verkehrs- 
dienst, ÜL M. Vdg. V. l& Ocf. |87fi, Z. 
.30084, V 223; — Grundzöge für den- 
selben, Uniarbeitung der Dienst-Instruc- 
tioncn mit Bezug auf ersti-re, sowie auf 
die neue Sigiialordnung, IL M. Erl. v. 
L2. Febr. 1«77, Z. 3400, V ^ 219; — 
Durchführung der einheitlichen Grund- 
zügo der Vorschriften für den Verkehrs- 
dienst, IL M. Erl. V. Febr. 1877, Z. 
5 176, V I. 2.') 7. 

VerkehrHereigniHNe , gleichförmige 
Austattung der Berichte über dieseltten, 
G. LErl. V. 15. August 1871, Z. 5414, 
IV, 

VcrkchrHlnKtractton , einhi'itliche, 
s. V c r k ü h r 8 d i e n s t. 

VerkehrNprüfang, Nothwcndigkeit 
der Ablegung einer neuerlichen beim 
Uebertritlc zu einer anderen Bahnver- 
waltung, G. L Erl. V. 21L August 1873, 
Z. 8024, V L '^3. 

Verkehrsrapporlc, genaue Angabe 
der Verspätungsursachen in denselben, 
G. L Erl. v. 1\ Dec. 1870, Z. 5571, III, 
3 1 4 ; --- tägliche, Tages- F{ a p porte. 

VcrkehrnMlttrungen, Veröffentlichung 
solcher, II. M. Erl. v. iSL Jänner 1875, 
Z. HM», V L Hl 7. 

Verhinderung, leitweiligc, des Güter- 
transportes. §. ä8 Betr. R'^gl., V 1^ 364. ^ 

Verladang u. Tränkung d. Borstenvieh- 
Transporte, iL M. Erl. V. 2lL Febr. 1875, 
Z. 4700, V L IM. 

Verletzungen oder Tödtungcn von 
Menschen, herbeigeführt durch Ereig- 
hungen auf Eisenbahnen, Haftung der 
F'üsenbahn -Unternehmunuen für die- 
selben, Ges. V. ^ März 1869, R. G. Bl. 
y(r. 27, t, iOi 6. auch Haftung. 

Vermarkung der Smatseisenbahncn 
mit Ausschluss der Zufahrtsstrasson, H. 
M. Etl. V. 20. April IS52, Z. 7371, 1^ ^ 

VerttfTentliehung von Verkehrsstörun- 
gen, H. M. Erl. V. ÜL Jänner 1875, Z. 
t09. \ 1 . .U 7 ; — der das Eisenbahn- 
wesen betreffenden Erlässe und Tarife 
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darch das Centr&lblAtt, IL M. Erl. v. 2äi 
Mär« 1876, Z. 7428, V 1^ III. 

Verpachtung den Betriebo» von Staats- 
bahnen. I'ach tbetri eb. 

Verpackung des Reisegepäcks, Ent- 
fernung älterer Post- und Eisonbahn- 
zeichen, §. ü Betr. Kegl., V 332, 

Ventttamnng der Lieferungszeit, s. 
Lieferungszeit. 

Verschieben, s. Versohubdienst 

VerschnbdleuHt, Art. Iii Verk.-Grund- 
ziige, V I_j •J31 ; — Beobachtung der 
Sicherheitsvorschriften bei demselben, 
G. L Erl. V. 3. Juni 1874, Z. 3932, V 1.294. 

Versicherung der Pas.sai^icre gegen 
Bahnunfälle, IL M. Erl. v. LSL Mai 1876, 
Z. 7943, V 3ölL 

Vemptttete Züge, s. Zuge. 

Veraptttnng der Züge im Personen- 
verkehre, §. 21 Betr. Regl., V 330; — 
monatliche Nachweisungen, IL M. Erl. 
V. 22. Mai 1869, Z. 10601, |^ IM (IL 
Aufl. 219) ; — genaue Angabe der Ur- 
sachen in den Verkehrsrapportt^n, G. L 
Erl. T. 15. Dec. 1870, Z. 6574, III, 314. 

Vertretung der General- Inspcction im 
Dienstverkehre, hiozu berufene Amts- 
Organe, G. L Erl. v. Sept. 1872, Z. 
8089, V L 12i — gemeinsame, der Rechte 
der Besitzer von Theilschiildvcrschrol- 
hungen und bücherliche Behandlung der 
für solche eingeräumten Hypothekar* 
rechte, Oes. v. 2i. April 1874, R. G. Bl. 
Nr. 49j V 1 , 15j s. auch gemeinsame V. 

Verwerthung des Fleisohos und der 
Häute von bei Rinderpest-Gefahr ge- 
schlachteten gesunden Thieren, Ges. v. 
2. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 90, V L 121; 
Volliugs-Vdg. hiezu 11. Mai 1873, 
R. G. Bl. Nr. Ol, V 1^ 4-23. 

'^rwendang der Feldeisenbahn -De- 
tanbements beim Eisenbahnbaue, iL M. 
Erl. V. L, Juli 1872, Z. 15957, V L ISfi. 

VerBelchninH der an die General-In- 
spection vorzulegenden periodischen Ein- 
gaben, Q. L Erl. y. £L August 1875, Z. 
6671, V Lt 2j — insbcs. über geprüfte 
Bahnbedienstete vorzulegende Verzeich- 
nisse, G. L Erl. V. l^L Mai 1869, Z. 1364, 
t m flL Aufl. 119). 

Vlehbcgleiter, deren Unterbringung im 
Zuge, ü. L Erl. v. Ifi. April 1871, Z. 
2408, III, aofi. 

Viehfrachten , lebende, deren Aus- 
schliessung von den für Militärtransporte 
bestimmten Zügen, U. M. Erl. v. Li^ Juli 
1858, Z. 18643, L 1^ (H- Aufl. 227). 



VlehpüüMe» deren ordnungsmässige Aus- 
fertigung, Erl. des Min. d. Inn. v. fi. Nov. 

1872, Z. 15352, V I. 418. 
Viehtransport und Rinderpest, V L 

4 18; 8. auch Rinderpest; — insbes. 
Vorkehrungen für denselben, U. M. Kr\. 
V. 9. Febr. 1870, Z. 2805, I (IL Aufl.), 
378; III, 334; — Anschaffung geschlos- 
sener Wagen für denselben, IL M. Erl. 
V. 2fi. März 1871, Z. 5633, I (II. Aufl.), 
370 ; III, 335; Bedingungen der Ein- 
hebung von Wagcnroinigungs-Gebüliren, 
IL M. ErL V. 1, August 1871, Z. 15245, 
I (IL Aufl.), afi2; IV, I9li Verpflichtung 
zur Desinfection der Wagen, IL M. Erl. 
V. 12. März 1872, Z. .')073, I (II. Aufl.r, 
384; IV, 198; — Erleichterungen für 
den Transport von Zuchtvieh, II. M. Erl. 
V. la. Nov. 1872, Z. 26355, V 1^ 419; - 
densen Regelung im Gebiete der Stadt 
Wien, IL M. Erl. v. 21L April 1873, Z. 
9949, V 1^ 42U ; — Hinlanhaltung von 
Unzukömmlichkeiten bei demselben und 
deren Bestrafung als Thierquälerei, G. L 
Erl. V. Ifi. Febr. 1874, Z. 11716. V 1^ 
430; — Verladung und Tränkung von 
Boriitenvieh, IL M. Erlässe v. 2fi. Febr. 
1875, Z. 4700, V 1^ 43_Li — Bekannt 
machung der Züge zur Beförderung 
lebenden ViehV, IL M. Erl. v. 21. April 
1875, Z. 12927, V 1^ 4Mi — Hesinfl- 
cirung der hiezu verwendeten Wagen. 
IL M. Erl. aiL Mai 1876, Z. 37715, 
V Ij^ 433 ; — ■ bedingte Auflassung der 
Auswaggonirung und Fütterung des 
Schlachtviehes in Oswiecim, IL M. Erl. v. 
IjL Juli 1876, Z. 11917, V 434. 

Viehweiden in der Nähe der Eiscnlwih 
nen, Verbot desselben, Betr. Ordg. §. 97, 
Hofkzldecr. s^JÜL Nov. 1846, Nr. 144. i. 
154 fIL Aufl. 156). 

Vlarapass, s. Troppau- Vlarafia^s- 
Easenbabn. 

Voltersreuth - Eger, Eisenbahnan- 
8chlus8, 8. Sachsen. 

VolkSNchUler, Belehrung derselben 
über die Pflichten des Publieums gegen 
die Eisenbahnen, Erl. d. l'nterrirht»- 
Min. y. liL Nov. 1876, Z. 18255, V 1. 301. 

Vorarlberg, Landesgesetz v. 26* .länner 

1873, L. G. Bl. Nr. 19, betr. Herstellung 
und Erbaltung von Zufahrtsstrassen, V 

Li m 

Vorarlbergcr Bahn, k. k. priv., C<>nsti- 
tutiv-Urkunden, 112. 1313; — Nachträge 
hiezu, III, 499j IV, 473j V 2, 451: — 
insbes. Goncess. Urk. y. iL August 1869, 
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II 2. 1318; — schweizerische v. L Dec. 

iy69, III, 499; — liechtensteinische v. 

UL .länner 1870, III, 512; — Betriebs- 

dcficitH-VnrKchu«», Oes. v. SIL Mär* 1875, 

V 2, 4r>6; Statuten, V 2^ t'»l. 
Vorbereitangcn zur Vornalnne von 

Brückrnpr«»ben. 0. L Erl. v. Ajiril 

1873, Z. 3284, V L »^'i. 
Vordornbi'rKcr Kisenbahn,8.Leo ben- 

Vi)r<U'rnl)rr^M'r Eisenbahn. 
Vor«rhebungen für Rer^'werksbahnen, 

IL M. Erl. V. Ifi. Mai 1874, Z. 14u69, V 

I_. 1"7. 

Vorladung von Redienstotcn der Com- 
mtinicationK-Anstaiten durch die Militär- 
behörden, IL M. Erl. V. iL Dec. 1852, 
L iü5 {IL Aufl. 27ß); — vnn Ei»cnbahn- 
Angestolltcn in 'Strafsachen , §. Llih 
Straf- Procesh-Ordg. v. 22L Mai 1873, R. 
O. Bl. Nr. UU^ V Li 306. 

Vorlage von Ei»enbahn-l*rojecten und 
damit zufiamnienhängende AmtHhandlun- 
gen, IL M. Vdp. v. L Febr. 1871, |{. Q. 
Bl. Nr. 8, III, iI5 (Neu-Au8gabo v. 
Jänner 1879, H. Ii. Bl. Nr. I9jj^ recht- 
zeitige, der Pläne V. Objecten u. Brücken, 
!L M. Erl. V. 16, Dec. 1«72, Z. 3G440, V 
1^ LL2 (in Folge der IL M. Vdg. v. 2iL 
Jänner 1879, R. G.BI. Nr, aufjrchoben) 
— allgemeiner Weisungen der Botriebs- 
Directionet», iL M. Erl. v. ;ilL Jänner 
1852, Z. 9012, I^ UOj — Vorlagen wäh- 
reiiil dos Baues und nach Vollendung der 
Bahn, §§. 15— la ILM.Vdg. v. L Febr. 
1871, R. O. Bl. Nr. 8, III, iüi (Neu- 
Ausgabe v. 2iL Jänner 1879, R. O. Bl. 
Nr. 19) ; — [»criodi.srhe, in»l>Co«tndere 
Personalien betreffende, deren Verein- 
ffichunp. U. L Erl. v. ^ Mai 1875, Z. 
12146, V L £, 

Vorläufige Einlage im Ei^cnbahnbuche, 
». E i u I agc. 

Vorsichten bei der Fahrt, §§. di — Ifl 
Betr. Ordg., L Lü (IL Aufl. 132); — bei 
der Zug8manipulation, 160 iIL Aufl. 
164 1 ; vgl. auch Verk.-Oruinlzüne, V L 
225 ; — Strafen gegen Zuwiderhandlung, 
(i. L Erl. V. II. AugUHt 1869, Z. 2439, |, 
161 <II, Aufl. 165) ; — bei d^r stossweiaen 
WagenverBchiebung, IL M. Erl. v. 2lL 
April 1869, Z.1002, Ll^il'-Aufl. 164); 
8. dermalen Vcrk. -Orundzüge Art. 10^ 
Verschubdienst, V 1^ 231 ; — bei Aus- 
übung des Eiseiibahndienstes, IL M,Erl. 
V. IL Sept. 1872, Z. 26048, V 1^ 28 G; 
hinHii'litlich dcrOewohrc der Gendarmen, 
IL M. Vdg. v. UL Juli 1852, Z. 1299«, 



L 121 (IL Aufl. 125)^ Betr.RegL§.22,Vl, 
33 1 ; — bei der Ausführung von Spreng- 
arbeiten, O. L Erl. V. 12. März 1875, Z. 
2168, V L L55. 
VorNiehlHinaiiHregeln bei Ausübung 
des Dienste^, Instrnirung des Personals 
über solche, IL M. Erl. v. IL Dec. 1872, 
Z. 28028, V 286; s. auch Instru- 
i r u n g; — aus Anlass der Cholera, iL M. 
Erl. V.2. Nov. 1872, Z. 2.3836, V L 3Ä£. 



w. 

Waagen, ungcaichte, Unzulässigkeit der 
Verwenilung .solcher, IL M. Erl. v. 
Nov. 1876, Z. 16634, V 1^ üi. 

WUehterhänNCr, Verbot der Beherber- 
gung fremder Per.xonen in solchen, IL M. 
Erl. V. LL April 1874, Z. 10t»78, V L 
302. 

Wägern Ittel« ungcaichte, s. Waagen. 

WatfenNendnngen, inilitänsche,deren 
rück>icht»v..)|«» Ik'liandiung, O. L Erl. v. 
2, .luni 1875, Z. 5651. V 1^ 6JX 

WafTenikbungen, Einberufung wehr- 
pflichtiger Hahribedicnstcter zu denj«el- 
ben, iL M. Erl. v. ifi. Sept. IST.'J, Z, 
29918, V L 617_i — periodische, Bei- 
ziehuni; der auf rescrvirten Civil-Dienst- 
posten An<;estolUen Urlauber u. Rescrre- 
männer, Circ>dar- Kescript des Reichs- 
Krlegs-Mm. v. LL Juni Läl L Abth. 
Nr. 4! ^»J, V 1_, LL 

Hagen, u. zw.ir Personc»"- und Güter- 
wagen, «leren Einrichtung im Allgemeinen 
§§. 22 — 24 Betr. ( »rdg., L ^ ' *L A ufl. 
1 28 1 ; — Einführung des vereinbarten 
Puffer- und Nothkctten -Systems, iL M. 
Erl. V. Lh. März 1862, Z. 1830, |^ IM 
(IL Aufl. 1281 ; — Untersuchung und 
Revision derscilM'n, Art 4 Verk.-Grund- 
züge, V L "-8; — deren Beladung und 
Belastung, Art. 8 Verk. - Grundzüge, V 
L -29; ileren Kui>pelung, Ait. Li eben- 
da, V l_, 237 ; Vorgang beim Entrollen 
von Wagen, Art. 411 ebenda, V 1^ 256; 

— insl'csonjlere Personenwagen, Au«- 
schlies.sung de» Ilydrocarbürs v>>n der 
inneren Beleuchtung, LL M. Erl. v. fi. 
Dec. 1862, Z. 73.34. 1, 130 (II. Aufl. 129); 

— dessgleiclie i der Mineralöle über- 
haupt, Gen. Insp. Erl. v, 2iL März und 
LL Sept. 1871, ZZ. 5862 u. 6138, L LiÜ 
(IL Aufl. 129>; III, .307j IV, 59j — Be- 
schädigung der Personen wa|j;en durch 



Reisende. §. 20. Betr. Rejfl.. V 1^ 330; 

— III. Classe, deren Eiiirichtunif mit 
Oepäckskörben und Hutliiiltern, IL M. 
Erl. V. 26. März 1871, Z. ö756, I (II. 
Aufl.) |28j III, 307j — inshe». Güter- 
wagen, Aii8$cliliebsiiric der ni<*ht mit Ge- 
ländern versehericn, V'Mi der Vrrwcndiing 
«Is Breinswniren, IL M. Erl. v. L August 
1870,Z. 94. {7. ■ Iii. Aufl.) UO^ III, 

— gedeckte, der<'n Verwendun.' zur Be- 
förderung von Getreide, ÜL M. Erl. v. 21. 
März 1871. Z. 23920 f (II. Aufl.) .t^M. 
III, 324 ; — ge8( lilo8Kene, AnsrhafTung 
solcher lür den Viplitransport, Ü.M. Kil. 
V. 21L Mär/ 1871, Z. 5633, I (IF. Aufl.), 
379; III, 335j - offen*-, VorMrl.ts- 
mABsregpln gegen d;i8 A Idiandonkoninicn 
von t'ollien von d<'n.«elben, IL M. F^rl. 
V. aiL Miir/ 1871, Z. 23'.>20. I dl. \iifl.) 
339; III, .32^ — hcdeckte, Verhidui.g 
gewistier Artikel im Verl'Hndverkelire 
in solclirn. H. M. Erl. v. 22. Ort. IH71. 
Z. 3413".. V 4Ö2. 

WsffcnaunitellungMpItttxe und Zu- 

fahrtastratsei", deren Herstellung und 
Erhaltung l»ei den Tornialigcn St^iats- 
Eisenb.'dinen, Hnfkainmer- Pr«8. - Ei I. v. 
Feh. 1815, Z. '6l±, £ JLL 
WaiiEOnbremaicn, deren Bedienunsr, IL 
M. Erl. V. ü Jänner 186;'», Z. 17485, L 
Lil (II. Aufl. l.i(i). 

W«|fe«Cl«»i»eo, im Zuge vorhandene, 
deren Er^irhtliclimachung in den Fahr- 
plänen, iL M. Erl. V. UL Dee. 1872, Z. 

3617h. V K 2 )•■•_>. 

W«K«nladunf(MKMt<>r , Einführung 
neuer Tarifhestimniungen für i<ol«-he. IL 
M. Erl. V. Iii. Juni 1873, Z, 180:^7, V 1^ 
130. 

WaKenreiniKunK, ». D e a in f i r i r u n g. 
WagenihUren, Oeffnen und Schlies en 

derselben, §. U Belr. Regl.. V {. 322. 
WagenikberlaNtungen, Regelung des 

Vorganges liei Con-tatlrung cotrher, G. 

LEri. V. 2IL .luni 1877, Z. 6>17, V I, 

lllL 

WaKenTerschiebunK^etos^weise.Vor- 

hichtcn Lei der.<e|l>en, iL M. Erl. v. 2!L 
April 1869. Z. 1002. LißflflL Aufl. 164); 
8. dermalen Verk. - Qrundzilgc, Art. 10^ 
Verschuhdienst, V 1^ 231. 

Wahrung wissensrhaftlicher Interessen 
beim Eisenhahnbaue. |, 10."». 

WaldbONitxer, Vorgang bei Ermittlung 
der denstdbcn gebühron-ien Entschädi- 
gung für die Bunnlegung von Wuldem, 



Eri d. Min. d. Innern t. 30^ Dec. 1874, 

Z. 14005, V 1^ 119. 
WalclfitaHfien, Eisenbahnanschluss von 

Eger, 8. Bayern. 
Warnndorf, Cisenbahnanschluss, siehe 

S a f Ii !< o fi. 

WarHrhau-WU^ner und Krakau-Ober- 
schlcsisi'lie F^isenbahn . Re;;elung des 
gemeinsamen ViTkehri«, Vertrag v. L 
März 1S48. V L, IM; s. auch östliche 
8 1 a n t s b n h n. 

H'arlOMäle, de ren (>effnu"g vor der .\b- 
fahr», §. lA Betr. Rngl.. V 328. 

H'echHCl, Beleui-Ittung und Bedienung 
der>elhen. Art. 22 Verk.- Grundzüge. V 
Ij 242; Bi xtininmiigcn ülier das Befahreii 
deiselbeii, Art, 2ü ebenda, V I. 243^ ». 
auch \V e i c h «• ji. 

Werhiiclv^rkehrmit Deutschland, Um- 
arbeitung d«T Tarife biefür, Cw. L Erl. v. 
UL Mäi/. 1877. Z. 2740, V L 4 .»SS. 

Wege« /ufolg». ,\rn Begehung.vprolokolls 
hcr/usiellcnde, Vorgang bei deren Uebrr- 
gabc an die Interessenten, IL M. Erl. v. 
2fL Nov. 1875, Z. 12610, V I^ 173. 

WegMchranken, d«ren Ei richtung, 
iL M. Erl. v. 12. April 1866, Z. lOlOfi. 
Ii 92; — deren geltörige Ileberwachuiig, 
IL M. Erl. V. liL Mär/. 1852, Z. 2647, L 
1^5, 

Wegilbernclsangou, L 5£i — Nach- 
träge hiezu, III, 293 ; IV, 50j — Ent- 
behrliehkeit von Suhutzschicnen bei den- 
selben. Gen. Bau-Dir. Erl. v. L Jänner 
1861, Z. 15867, L aL 

Wchrgefietx v. Der. 1868, R. G. Bl. 
Nr. 151, dessen Bestimmung iit'cr Belat- 
sung wehrpflichtiger Eisenbahn-Bcdien- . 
steter im Kriegsfälle in ihren Anstellun- 
gen, L Hü <1I. Aufl. 227). 

Weichen, Vermeidungdes Befahrens der- 
sellten gegen deren Sfdtze, IL M. Vdg. 
V. Li. Mai 1876, Z. l.»67, V 1^ 220; s. im 
Uebrigen Wechsel. 

Welehenwttrhf er, deren Ablösungund 
Ruhezeit, H. M. Erl. v. 8. Juni 1874. Z. 
42158. V 1^ I86j vgl. Punct 5 der Ver- 
kcbre-Grundzügc, V Ij 225. 

Wc^intraiiMport, Anträge zu dessen 
Hebung, (i. L Erl. v. 2. Jänner 1874, Z. 
Z. 12492, V 3t< 1 ; — Beseitigung von 
Uebelsländen l»ci denisen>en, O. L Erl. 
v. 30. März 1871, Z. 12492, V 1^ 322. 

Welpert» Eisenbahnanscblus«, ». Sach- 
sen. 

WelNungen, allgemeine, der Betriehs- 

diiecli'incn, deicn Vorlage, U._M* Erl. v. 
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iSL Jänner 1862, Z. 9<H2, L i*^ — 
strenge, zur möglichsten Hintanhaltung 
\. liiiglöcksfiiüen beim Hnlmlmue, G. L 
Erl. v.8x August 1873, Z. 5891, Vi, 154; 
f. übrigens Unfälle. 

Wehrpflichtige Balmbedienstet««, V Li 
010; — (ler» n jährliche turnusweise Ein- 
berufung. IL M. Erl. V. 22. Oct. 1872, Z. 
2G946, V LGIG; — deren Einbeiufung 
XII den Waffeiiübungen, Ii. M. Erl. v. 10. 
Sepr. 1873, Z. -»9918, V 017; — deren 
Einberufung oder Vorladung zur activen 
hienstleiHtuiig, Erl. des I.andesverthei- 
digungs-Min. V. !L April 1874, Z. I790H. 
"V Ij 618; — deren Evidenzhnltung und 
Bekanntgabe, IL M. Erl. v. ä. Mai 1875, 
Z. 31741, V 1 , 620 ; — Termin für Ein- 
sendung der Verzeichnisse bezüglich der 
Landwehr, IL M. Erl. v. August 1875, 
Z. 19349, V Li 621 : — Rücksichtnahme 
auf die militKrischen Obliegenheiten der 
Landwehr - Officiere, iL M. Erl. v. 2iL 
August 1876, Z. 25769, V 1^ 622; — für 
den Bahnbetrieb unentbehrliche, deren 
bedingungsweise Belassung im Kriegs- 
falle in ihren Anstellungen, §. lü Wehr- 
gesetz V. iL Dec. 1868, R. G. UL Nr. t^L 
L 113 (IL Aufl. 227); Ausweise über die- 
selben, Gen. Insp. Erl. v. UL. April 1872, 
Z. 2909, IV, 226 ; Evidenzhaltung der- 
selben, iL M. Erl. V. 3L. «luli und 1*3- 
Aujr<iJ«t 1876, Z. 1068-H. M., V L, G'J2. 

H eMibahn, siehe Kaiserin Elisabeth- 
Bahn; — böhmische, s. Böhmische 
"Westhahn; — ungarische (Stuhlweissen- 
burg-Raab-Graz), 8. Ungarische West- 
bahn. 

Wien« Regelung des Yiehtranspnrtes im 
Gebiete der Stadt, IL M. Erl. v. 20, April 
1873, Z. 9949, V 420; — Zuwnrien 
der Posizügc auf die Stadtpost bei deren 
Verspätung, s. Post zu ge. 

— •Bluinmuer Eisunbalm, (seither er- 
loschen) Coiistitutiv-Urkunden, IV, 59lI. 

— -Fottendorf - Wr. Wcvütttdter 
Bahn, Constit.-Urkunden, IV, 613; V 2^ 
277 ; — in8l)e8ondere Conoess. Urk. v. 2äL 
August 1869 für Wr. Neustadt-Grantmat- 
Ncaaiedl, II 2^ 1347; — Ungar. tJoncess. 
Erl. V. iL Juni 1871 für Ebenfurth-Neu- 
feld, II ti 1356; — Concess. Urk. v. UL 
Sept. 1872 für Wien-Pottendorf, IV. 615; 
— Concess. Aenderung bei der Voreini 
gung, IL M. Kundmachung v. 3< Juli 
1«75, V 2, 294; — Statuten, V 2^ 21L 

— -RadkerNbarfcer Eisenbahn, Coit>ti- 
tutiv-Urkunden, V 2^ üitä. 



Wiener BahnhSfe, Bedingungen für die 
Errichtuug von Zollamts-Exposituren auf 
denselben, IL M. Erl. v. 23- Oct. 1872, 
Z. 27993, V L ^70; — Zusatzvertrag v. 
25. Febr. 1876, zum Baseler Vertrage 
fSüdbahn-Tienitiiiig) V L 679. 

Wieuer !VeaHtadt-Grummat Neusiedler 
Eisenbahn, Constitutiv-Urkunden, II 2^ 
1345; IV, 475: s. auch Wien-Potten- 
dorf-Wr. N e u s t ä d i «• r Eitcnbiihn. 

Wiener VerbhiduuKNbahn, Consti- 
tutiv-Urkunden, II L :>li ; V 2, 587; — 
insbes. Con'-ess. Uebereinkommen v. 25. 
.länner I87i>, II L •'>"3. 

WildonMchwert-OlatB undLandshut- 
Schxvadowitz,Eisenbahnan8chlüsse,siehe 
Pre ussen; — Niederlipkaer Eisenbahn, 
siehe Nimburg-Tetschen und Wilden- 
sch wert-Niederlipkaer Eisenbahn. 

WIlhelniM - Bahn, prcussische, deren 
Anschluss an die Kaiser Ferdinands- 
Nordbahn, s. Preussen. 

WlrkanKUkrels der Eisenbahn-Behör- 
den, Li;— Nachträge hiezu, III, 259, 
269; IV, l ; V L, 1 ; — derConservatoren 
für die Erforschung und Erhaltung bist. 
Baudenkmäler v. 21. Juni 1853, III; 
— Abgränzung desselben In Eisenbahn- 
Angelegenheiten, Uebereinkomnien mit 
Ungarn V. 2jL Juli und IL August 1868, 
L 4; — der einzelnen Behörden, s. bei 
Handelsministerium, Genera 1-In- 
s pe c t i o n . Finanz -Ministerium, 
Ministerium des Innern, Reichs- 
Kriegsm inisterium, politische u. 
F i n a u z b c Ii H r d o Iii 

WlHHenNehafl liehe Interessen, Wah- 
rung derselben beim Eisenbahnbaue, I, 
Uli 

Wohufcebäude« Entfernungder Pulver- 
magazine von denselben, Hofkzidecr. T* 
28. April 1848, L I^i Umwandlung auf 
Mcterniass, Min. Vdg. v. Juli 1876, 
R. O. Bl. Nr. 99, V L LUL 

WoIfWbers, s. Unterdrauburg-Wolfs- 
berg. 

WoloesyMIia* Eiscnbahnanschiuss an 
die Kiew-Odessaer Linie, s. Russland. 

Z. 

Zahlung der Fracht, §. &a Betr. Regl., 

V LML 

ZahlunKMlIiiten über periodische Be- 
züge der Eisenbahnbediensteten, deren 
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Stempelpflicht, H. M. Erl. t. 25. NOT. 
1875, Z. 19554, V 1,496. 
XfthlMMCSHiHtel» deren Annelime Im 
Eisctibalinrerkelire, §. 6 Betr. Ke^U ^ 

1 . 3-24. 

2AliiirMlb»lllieily Ciiiiceasioriiruiig der- 
aelben, AUerh. Entsehliessuiig v. 6. Juli 

1872, IV,3; -- einzelne: auf «ItMi Kahlen- 
berg, ConBtittitiv-Urkunden, IV, G69; V 

2, 906; 8. übrigens Kahlenberg-Eiseii- 
behn; — auf die Spitze des Sebafber^, 
Constit.-ITrkuiiden, IV. 673; ErlSsehen 
der Cooce»8ion, V 2, 916. 

Settlbetitllliniaag fOrdrn Zugsvcrkebr, 

H. M. Erl. T. 21. Febr. 1876, Z. 5216, V 

I, 273. 

ZinMen für Staatsgurantie - VorsoliÜE'Se, 
yeil»ttehan|^ «lertelben, H. M. Erl. AI. 
Juli IH73. Z. 190-20, V I, lÜO. 

Zlitan - Rt'f <*h«>nberKt £ifeitbabn&n- 
sebluss, .Sacijsen, 

XOptau, s. Mihriaehe Orensbahn. 

ZollabfertiicanK des Rel^oi^epäcks in 
dcu Grenz«itationen, H. M. Erl. v. 14. 
Nev. I87S, Z. 36541, V 1, 479; — von 
Streekenzugs-GUtern, Qestattun^ dersel- 
ben im AnsÄge - Verfahreil bei einigen 
Zollämtern, F. M. Erl. v. 20. Mai 1876, 
Z. 18095, R. O. ni. Nr. 75, V 1, 485. 

XoO* and Steuervor.sohriftcn im Güter- 
Terkehre, §. 51 Betr. Regl., V I, 3ü9. 

ZolMniter » Vcrzeiebniss der zur An- 
wendung des erleichterten Zollverfahrens 
ermächtig tili, F. M. Erl. v. 13. Jänner 
1868, K.G.Ul.Nr. 7, 1, 363 ;— Neehträge 
hiestt, in, 345; IV, 211; - weitere 
Bur yomahme des abgekür/.ten Zollver- 
fekrens eriiiäehtigte Zollämter. V 1, tSC; 
— österreiebisoh-schweizerische in den 
Stationen Buehs und St. Margarethen, 
Regelung ihrer Dienstverhältnisse, Kiind- 
niarhung des Finanz-Min. v. 26. Febr. 

1873, It. G. Bl. Nr. 30, V 1, 474. 
SoIlamtltelieUeberwaohang de« Elaen- 

bahii verkehr«. Kostoner? »!/ fflr «liepolhe, 
8. gefällsamtliche Ueberwaubung. 

Bollttnite-Exposttarea, Bedingun- 
gen für die Errichtung von .solchen auf 
.lei. Wiener Bahnhöfen, II. M.erl.T.29. 
Oct. 1872, Z. -27993, V 1, 470. 

B*1I^Ihib4Ims des Eisenbahn -Ver- 
kehres, T 1, 470; s. aneh Zollverfah- 
ren. 

ZolldieilMt in den Stationen Buchs und 
St. Margarethen, Regelung desselben, 

K und III Hell II n(r d. Finanzniin. v. '26. Febr. 
1873, R. G. Bl. Nr. 30, V 1, 474. 



Zollorf^ne. Bcfönlorung derselben mit 
Lastzügen, H. M. Erl. v. 30. Öept. 1876, 
Z. 2446t, V I, 484 ; bei zusammenge- 
legten Grenzünitern, Regelung der Ver- 
hältnisse derselben ilureh Uebereinkünfte 
mit Freu:i»en, Bayern und öacbsen. Min. 
Eri. 18. Ai>ril 1862, R. O. Bl. Kr. 23, 
I, 359; — und Controborgane, Aufstel- 
lung eines solchen in Alt-YlTArnsdorf. F. 
M. Erl. V. 23. Oct. 1876, Z. 26239, V 1, 
4.S.-». 

Zollverfahren für den Eisenbalmv«!- 
kehr, I, 319; — Nachtrüge hiezu, III, 
845; IV, 208; Zollbehandlung des Eisen- 
bahnverkehres, V I, 470; insbesondere: 

— abgekürzte.«, Einführung einer allge- 
meinen Vurüchrift über dasselbe, Min. 
Vdg. y. 18. Sept. 1857, R. G. BL Nr. 175, 
I, 321; Text dieser Vorsehriit, I, 324; 

— nat^hträglicbe Bestimmungen hierüber. 
Min. Erl. v. 8. Nov. 1861, R. G. Bl. Nr. 
114, I, 3.')6; — weitere Erleiebu>rungen 

in deniselbi'H, V'lg. der Min. d. l'i nan/en 
o, des iiandels v. 26. OcL 1874, R. G. 
Bl. Nr. 184, V 1, 481 ; — sur Yomahme 
desselben ermiiehtigte weitere ZoUiater, 

V 1, 4.S6. 

Zncht¥ieht Erieiebterungen für dessen 
Transport, H. M. ErU t. 19. Nov. 1872, 

/. 26355, V 1, 419. 

Zuc'kerMendangen, deren Transport 
bebandlung, U. M. Erl. v. 25. Nov. 1870, 
Z. 21889, 1 (n. And.), 340; III, 326; — 
Exportsendungen, Erniächtlgung zur 
Austrittsbebandlung der8elben,F. M.Erb 
T. 3. Min 1874, Z. 32569, ▼ 1. 480. 

Zttge« deren Zusaininenstellung, §§. 25 — 
31 Betr. ( »rdg., I. i;U (II. Aufl. I3<» ; - 
dermalige DetaUvori»cbriften , Art. 11 
yefk.-ChrundtOge, ▼ 1, 233; Belastung 
derselben, Art. 14 ebenda, ▼ 1, 237; 
Ausrflstung derselben mit Signal- und 
Hilfsmitteln, Art. 16 ebenda, V 1, 238; 
Begleitdocuniente derselben , Art. 18 
ebenda, V I, 240; Zeiträume für das 
Nachfolgen derselben, Art. 21 ebenda, 

V 1, 242 ; Ankunft und Aufenthalt der- 
selben, Art. 25 ebenda, V 1. 244; Expe 
dition der>»dlien, Art. 26 ebenda, V I. 
244 ; Weiterfahrt derselben, Art. 28 eben- 
da, ▼ 1, 247;— Nachsehleben derselben, 
Art. 32 Yerk.-Grundznge. V 1, 251 ; Ei- 
pedition verspäteter Zfige, Art. 33 eben- 
da, V I, 252. 

SAn«iMt«li«M» deren BefBrilening mit 

P.-rsnnen/.ügen, F.M.Erl.v. 4. Juli 1860, 
Z. 34241, 1, 263 (II. Aufl. 349j. 
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SaftUhrtHNf rafifieii, I, 93;— Xnohträge 
hie«u, III, 2'Ji; IV. fiD; V I, 128; — 
iasbesondore: Ueräiollung und Erhaltung 
der Zufahrtsstrassen und WAgenAnfstel- 

lunpaplüfze hei den vi^rmalipcn Staats- 
Eisenbahnen, Uofkaunner-PrUs. Erl. v. 
28. Febr. 1845, Z. 814, I, U3; — Her- 
stellung und I\i lialttiiig der Auffahrten zu 
•Ion Staat«eis(Mili;iliiieii, llofkzldecr. v. 5. 
Febr. 1846, 1, 04; — Vorgang bei deren 
Herstellung, Qen. Baa-Dlr. Ydg. y. 88. 
Jali 1862, Z. 1502, I, 94; — Aussohei- 
dunof derselben bei der Begrenzung CVer- 
markung) der Staats Eisenbahnen, II. M. 
Erl. Y. 20. April 1852, Z. 7871, 1, 95 ;— 
deren Herstellung? und Erhalt unc: durch 
Eisenbahn-Qeseilschaften, H. M. Erl. v. 
18. JuU 1884, Z. 3099, III, 294; Beisie- 
hang Yon Lande^ausschuss- Mitgliedern 
TU den coniiiiissioiiellen Bahnhej^ehuiigeii 

H, M. Erl. V. 28. Oct. 1870, Z. 2ÜU92, 
III, 296; (vgl. dermel. H. H. Vdg. v. 
25. Jänner 1879, R. G. Bl. Nr. 19); — ' 
T^aiidesgesctze für Steiermark v. IG. Oet. 
1869, 111,294; fürlstrienv.Ö.Nuv. 1471, 
nr,50; f1irSalxburgY.16.Mai 1872, IV, 
52; für Oberosterreich v. 21. Dec. 1H72. 

V 1, rjs ; fürSehlesien V. 19. Jänner 1873, 

V 1, 132 ; für Mähren T. 26. Jänner 1873, V 

I, 134; für Vorarlberg Y. 28. Jänner 1873 

V l, 130; für Tirol V. 11. Febr. 1874, V 
1, 140; für Krain v. 2. März 1874, V 1. 
143; ftlr NlederSsterreloh v. 24. A|>ril i 
KST l. V I. 146. ! 

ZaxMbvKlt'Itiing, Art. 19 Yerk.-Orund- 
zügc, V 1, 241. I 



ZagRbeleachtnng, innere, Aussehlies- 
stiiij; der Mirierajöli' von <|oiisellieii. (f. I. 
Erl. V. U. Juli 1871, Z. 448U, III, 308; 
iuttere, WledeneulaMung zu derselben. 
Gen. Insp. Erl. v. U. Sept. 1871, Z. 5488, 
I (II. .\iirt.), 129; IV, 59. 

ZagMin»nipalatloii , Vorsichten bei 
derselben, I, 160 (II. Aufl. 184); vgl. 
»ttoh Verkehrs - Orundzügc, V 1, 22n; 
— Vorsichten bei derselben, Strafen 
gegen Zuwiderhandlung, Ü. I. Erl. v. 17. 
August 1889, Z. 2489, I, 181 (H. Aufl. 
165). 

ZugMlrennungen, Vorgang bei solchen, 
Art. 40 Verk.-arundzüge, V 1, 250. 

ZngSTerkelu», dessen Ueberwachung 

durch die Strecken- u. WeichenwSoliter, 
Art. 29 Verk. rjrundzüge, V 1, 249; — 
tägliche Rapporte über denselben, siehe 
Tages • Rapporte; — Yerspatangs- 
Ausweise, s. Verspitnng. 

ZagNTersptttangen , Bestätij^unpren 
über die durch Postmanipuiation veran- 
lassten, 0. 1. Ed. V. 28. Juni 1876, Z. 
6988, Y 1, 817; s. auoh Vers pS tun g. 

ZurückgclasHene Gegenstände, deren 
Behandlung, §. 33 Betr. Uegl., V 1, 330; 
8. auch gefundene Gegenstände. 

Zas»mmeMtell«BC der Zflge, siehe 

Z ü g e. 

Zwelschftlge Locomotiven, deren Ver- 
wendung, O. I. Erl. Y. 15. Febr. 1889, Z. 
255, I, 129 i ll. Aufl. 12S). 

ZwiMrheiiMtatlonen , Verhalten auf 
denselben, §. 17 Betr. Uegl., V 1, 329. 
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Sammlung 

der das 




betrolTonden i 

I 

Gesetze, Verordnungen, Staatsverträge j 

« 0 

ColiMtitiitiv-l'rkiiiiileu. 



Im Auftrage des k. k. Handelsministeriums herausgegeben. 



Fünfter (Zweiter Ergänzungs-) Band 

umßisseml den Zeilraimi vom J. tfuli 1872 his 30, Juni 1877 , 



Zweite Abtheilung. Fünftes Heft. (Schluss), 

Fortsetzung des dritten Ahschnittt'S: Besondere Anordutingen und Constitutiv- 

Urk linden. IL Priviiteisonbulinen. 



Zusammengestellt vun 

Josef Ritter von Pollanetz und Dr. Heinrich Ritter von Witte 

StciioHtrülUr' im i: k. NuHdeUmiitiaUt-inM. 



XXV. 



WIEN, 1878. 

Druck untl Verlag der k. k. Hof- und SlaaUdruckerei. 



Inhalt des fünften Heftes der zweiten Abtheilung. 



TitelhUitter und folhtf'r //dir/es hthaltsverzeichyiiss über die zweite Ah- 
theilung (^erstes bis fünftes Üeft^ dieses Bmides sind dieser Lieferung 

beigegeben. 



Abkürzungen. 

R. G. BI. für Reichs-GesetzMatt. 
L. 0. BI. , I.andes-Qegetzblatt. 
P. G. S. „ Politische Gesetzsammlting. 
II. M. Vdg. BI. „ Verordnutigöblatl liir die Verwaltungszweige des österreichischen 

Handelsministeriums. 
F. M. Vdg. El. „ Verordnungsblatt für den Dienstbereich deiösterreicbischesnFiDÄnz- 
minii^ieriuuis. 

Norin»l-Vdg. BI. „ Verordnungsblatt für da? k. k. Heer. Normalyerordnung- 

C. BI, „ Oenlralblatt für Eisenbahnen und Dampfachifffahrt öster- 
reichisch-ungarischen Monarchi«;. 

E. G. S. y. Eieenbabn-Gesetz-Sammlung von Pollanetz und Wiltek. 

Z. „ Oeschüftszahl. 
H. M. Z. „ Oeschüftszahl des Hande'sminir^teriums. 

F. M. Z. „ Geschäftszahl des Finanzrainisteriuras. 



I 

Fortsetzung des dritten Ab!«ri.nittes: Besondere Anordnungen und Con- \ 

stitutiv-ürkunden. I 

II. Privateisenbahnen. 

Ssit« 

\us8chl. priv. Buscht^hrader Eisenbahn ZJiS 

K. k. priv, Aussig-Teplitzer Eisenbahn-GeselUchaft "HO 

K. k. priv. Turnau-Kralup-Prager Eisenbahn-Gesellschaft 808 

K. k. priv. böhmische Xordbahn-Gesellschaft 825 

K. k. priv. Dux-Bodenbacher Eii^enbahn S26 

K. k. priv. Eisenbahn Pilsen-Priesen (Koinotau) 848 

K. k. priv. Prag-Duxer Eisenbahn 883 

Secundärbahn von der Stadt Elbogen zur Station Elbogen-Neusattel . ..^ , . . . .» ,891 

Kahlenberg-Eisenbahn-Gesellschaft, System Rigi : 906 

Zahnradbahn auf die Spitze des Schaf bergea 91(> 



.ISENBAHN -UNTER- UND OBERBAU 



■von 



M*rris 4 fi' «• I» . = « M. 



Zweiter Band. 

firäckenbftn. 



Professor Franse IlKiha. 

/>r«4 liänd« mtt 3i>3 Hul3»r\niHtH und 19 Utk. Taftin. 

Erster Band. 

Qeaoliioht«, Vorarbeiten, 
£rdb«a, Tnanelban. 

PrH» Ä/f. «. ir. = iO M, 
(!S«paril>Ai«^alif du )0., 91. ind 03. llrfUidts \^ifiirr \V»ltsDM(«llnu;ib«richtM.) 

9^ AnsfQhrlicher Prospect "WS^ 

mit genauer Angabe des Inhalles aller drei Bände (p^ratis. 



Dritter Band. 
Oberbaui 



Das Österreichische Gesetz, 

bctruir<>iiU die 

Anlegung von Eisenbaliiibücliern, 

Wirkung der an einer Eisenhahn eingeräunilen Ilypolhekarrechle 

und die bDcherliche 

Sicherung der Pfandrechte der Besitzer 

vun 

Eiseiibaliii - PrioritJitsobligationen. 



Durch Beigabe der Motive und Vollzugsbestimmungen erläutert 

vou 

Dr. Heinrich Ritter von Wittek, 

k. k. ÜfcfioHiirath. 

S. 1994. ^eh. - Preiü 90 kr. o. W. 



Uebersichtskarte 

der 

Eisenbahnen der österreichisch-ungarischen Monarchie 

angrenzenden auswärtigen Landestheilen. 

Herausgegeben im Autlrage des Handelsministers 

von der 

k. k. General-lnspection der österreichischen Eisenbahnen. 

6 niaa. — Colorirl A fl. ftO kr.« schwarz 3 fl. ftO kr. 



|ln1nB tifi h. Ii. fiDf- uiiti Stflalsiiriiihfifi In pteiu 1 

Sammlung | 

der das I 

Oesterreichische Eisenbahnwesel 

belrellendeii Gesel/.e. \eriU(liiuii!jen, Slaalsverlräge uod tonslilully-lrkuodcfi. 1 

Im Auftra;^«' de» k. k. HandeUniinltrcriuuis zueaininen^ritellt Ton den Ic. k. Sectio nkrüth«itl 

Josef Kitter von Pollauetz und Dr. Ueiurich Ritter von >yittek. 1 
24 Ifr/te tjr. 8. 1S70—1S78, 20 fl. SO kr, I 

Erster Hand: Allgemeiner Thcil; Besonderer Theil, Staatsverträgft, M 

1. Heft. (Lieferufig: I>: Vorschriften über Couces>ionirung und Bau. — 60 kr. 1 

2. „ (Li«'ferung III): Vorschriften iif»er Betrieh und Verkehr. — 1 fl. 60 kr. I 

3. _ (Lieffniiiir V) : FiMnnz-Vorsc.lirifJr'n und Staatsvertriiije. — 2 fl. 4ü kr. I 
Zweiter JBaml: Besonderer Thcil, Conslitutivurkunden. I 

E r ? t e A b t h <> i l u n jj. I 

1. Heft. /Lieferung II): Erste Lieferung der Constitutivurkunden. 80 kr. I 

2. „ iLieferunir IV): Zweite Lieferuii}; der Constitutivurkunden. l fl. 30 kr. I 
3^ „ (Lieferung VI I ; Dritte Lieferun;; der Conptilutivurkundcn. l fl. 20 kr. I 

4. „ < Lieferung VIII): Vierte Lieferunj; der Constitutivurkunden. l fl. I 

Z w ei t e A b t Ii e i 1 un g. I 

1. Heft. (Lieferung IX) : Füntte Lieferung der Constitutivurkunden. 1 fl. 20 kr. 1 

2. „ (Lieferung X): Secliste Lieferung der Constitutivurkunden. 1 fl. 20 kr. ' 

3. r, (Lieferung XI): Siebente Lieferung der Constitutivurkunden. 1 fl. 
Dritter Hand: Anhang zum allgetneinen Theile; Nachträge und Index. 

1. Heft. tLieferung VII;: Militär- Vorschriften. — , l fl. 50 kr. I 

2. „ (Ueferung XII; : KndjtrUge und IiihaIt«v<>rz»Mchnis8e. — 1 fl. 60 kr. ' 
(Die Nachträge zum allgemeine^i Theile sind mit Ende Juni 1S71 
Jette zum besonderen Theile mit Ende Juli 1871 abgeschlossen, j 

Viet^er ( Erster ^^/•f/f/«5'W«j/.s-;7?aii J.-NaohträirezuniaUgem.undbesonderenTlieils 

1. Heft. (l.iolerungXIlI): Xa< hträge z. allg. Theile Kis Ende Juni 1872. l fl. 40 kr. 

2. „ (Lieferung XIVJ : Erste Lieferung der Nachtrüge zum bei.onderen Theile bii 

Ende Octohfer 1872. — 1 fl. 40 kr. 

3. „ (Lieferung XV) : Zweite Lieferung der Naclitriige zum besontleren Theile bi! 

Ende October 1872. — 1 fl. 2A kr! 



Fünfter (Zweiter Eryduzunffs-) Band: Nachträge in der Zelt vom l. Juli 1871 
bi« 30. Juni 1H77. 

Erste .\btheilung. 

1. Heft. (Lieferung XVIj: Eisenbalm-B'hörden. — .Vllgem^ine Anordnungen 

I. Allgeuicinc Rochtsverhältniäse. II. Eisenbahn-Bau. — 1 fl. 

2. „ (Lieferung XVII i : Alleem. Anordnungen. III. EisrMibalifi-Betrieb. — 80 kr. 

3. „ (Liel'erunc XVIII i: AlL'emeine Anordnutigen. IV. Eisenbahn- Verkehr. — 

V. Zollwe^en und sonstige Finanz- .\.ngelegenheiten — l (l. 

4. „ (Lieferung XXI) : Sohluss der Allgemeinen Anordn'iiigen. VI. Militär-Tria- 

portwescfi. — Co kr. 

5. „ (Lieferung XXII.i: Staatsvortrügc. — Inhalt. — 60 kr. 

Zweite .\btheilung). 
\. Heft, (Lieferung XLK): Besondere Anordnungen und Constitutiv-Urkuoden. 
L Staat.sbalinen U. I'rivateisenbahnen. — 70 kr. 

2. „ (Lieferung XX t : Besondere Anordnungen und Constitutiv-Urkunden. IL Priv»l 

eibcnbahnen — 80 kr. 

3. n (Lieferung XXIII/ : Besondere Anordnungen und Constitutiv -Urkundeo 

IL rrivateirienbahnen — l fl.20 kr. 

4. n (Lifferunir XXIV) : Besondere Anordnungen und Con8titutiv-Urkuad«n 

II. Privateisenbahm.'n. — 7o kr. 



KS^ Jedes Ilcfi kann aucb zn dem beisreifetzKO Preise einzeln bezosreu nerdei. 
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